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Einleitung. 

Seit  einiger  Zeit  befindet  sich  das  altehrwürdige  Habsburger- 
reich  wiederum  in  finanziellen  Nöten.  Das  Defizit  im  staatlichen 
Haushalte,  welches  die  starke  Hand  des  Finanzministers  Donajewski 
für  immer  gebannt  zu  haben  schien,  ist  vor  kurzem,  nachdem 
das  Staatsbudget  noch  einmal  (1906)  einen  sehr  bedeutenden 
Ueberschuß  ausgewiesen,  wiederum  aufgetaucht,  und  seine  Dek- 
kung  bereitet  dem  Finanzminister  schwere  Sorgen. 

Oesterreich  teilt  darin  das  Schicksal  anderer  Großmächte  und 
vieler  mittleren  und  kleineren  europäischen  Staaten.  Noch  sind 
die  heftigen  Vibrationen  nicht  vollständig  verklungen,  welche 
Deutschland  durchzittert  hatten,  als  es  galt,  hier  das  große  Werk 
der  Reichsfinanzreform  unter  Dach  zu  bringen.  Auch  England 
und  das  reiche  Frankreich  kämpfen  in  unseren  Tagen  mit  finan- 
ziellen Schwierigkeiten.  Schon  dieses  Bewußtsein  socios  habere 
malorum  könnte  den  österreichischen  Finanzminister  gefaßter 
stimmen,  wenn  nicht,  zu  den  finanziellen  Nöten' des  Staates  noch 
die  viel  bedenklicheren,  ja  fast  schon  krisenhaften  Finanzschwierig- 
keiten der  österreichischen  Länder  und    Gemeinden    hinzukämen. 

Zwar  ist  auch  die  Lage  der  staatlichen  Finanzen  augenblicklich 
ernst  genug  und  die  Fernhaltung  eines  Defizits  im  Staatshaushalte  ist 
bei  den  geringen  wirtschaftlichen  Reserven  Üesterreichs  und  ange- 
sichts der  zu  gewärtigenden  Mehransprüche  der  Militärverwaltung 
keine  leichte  Sache  ;  aber  im  wesentlichen  handelt  es  sich  hier  doch, 
wenn  man  von  einfachen  Steuererhöhungen  absieht,  nur  um  finanz- 
technische Probleme,  deren  Lösung  den  sehr  geschulten  Köpfen, 
über  welche  das  österreichische  Finanzministerium  verfügt,  ohne 
Zweifel  sicher  gelingen  wird.  Anders  steht  es  aber  mit  den  bei- 
den anderen  Komplexen  von  Finanzfragen,  welche  immer  unge- 
stümer an  die  Tore  der  österreichischen  Gesetzgebung  pochen 
und  nicht  so  bald  von  der  Tagesordnung  der  öffentlichen  Diskus- 
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sion  verschwinden  werden.  Ks  sind  dies,  wie  schon  an-cdcutet, 
die  Kragen  der  Neugestaltung  des  1  laushaltes  der  österreichischen 
Länder  und  Gemeinden.  Immer  lauter  erschallt  der  Ruf  nach 
Sanierung  der  vielfach  geradezu  trostlosen  Landes-  und  Gemeinde- 
finanzen, liier  handelt  es  sich  aber  nicht  bloß  um  die  Lösung 
finanztechnischer  Fragen,  sondern  zugleich  um  die  Aufrollung  und 
Bewältigung  schwerwiegender  staatspolitischer  Probleme.  IJie 
ganze  zukünftige  Gestaltung  der  Verfassung  und  Verwaltung 
Oesterreichs  ist  durch  sie  bedingt. 

Insbesondere  gilt  dies  von  der  Frage  der  Landesf^nanzen. 
Sie  kann  mit  Fug  und  Recht  als  der  Kern-  und  Angelpunkt  der 
künftigen  Staatspolitik  Oesterreichs  betrachtet  werden.  Die  Art 
ihrer  Lösung  wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  zukünftige 
1-orm  der  österreichischen  Verfassung  bestimmen,  ebenso  wie  vor- 
aussichtlich die  Neugestaltung  der  Gemeindef^nanzen  die  künftige 
österreichische  Verwaltung  in  mancher  Beziehung  beeinflussen  wird. 
Dieser  Gesichtspunkt  und  die  für  einen  jeden,  der  nicht  Spezialist 
ist,  auftauchenden  Schwierigkeiten,  das  komplizierte  Getriebe  des 
österreichischen  Länderhaushaltes  richtig  zu  erfassen  und  zu  wür- 
digen, mögen  es  rechtfertigen,  wenn  wir  in  dieser  Studie  das 
Schwergewicht  der  Darstellung  auf  die  VvBge  der  Sanierung  der 
Landesf^nanzen  legen,  die  beiden  übrigen  Finanzprobleme  aber 
nur  kurz  streifen. 


I.  Die  Sanierung  der  österreichischen  Landesfinanzen. 

I.    Die  Ursachen  der  ungünstigen  Finanzlage   der  österreichi- 
schen Länder;   ihr  Ausgabenwesen. 

Es  steht  heute  bereits  fest',   daß  das  Finanzwesen    der  öster- 
reichischen Länder  sich  gegenwärtig-   in    einer  schier  unhaltbaren 
Situation    befindet.     Fragt    man    nach    den    Ursachen    dieser 
unerheuHchen  Lage  der  österreichischen  Landesfinanzen,  so  wird 
man    bei    ruhiger    Betrachtung    der  Dinge    die   Hauptwurzel    des 
Uebels    in    jener    eigenartigen    staatsrechtlichen    Stellung    finden 
müssen,  welche  die  österreichischen  Länder  gegenwärtig  zum  Reiche 
einnehmen,  wenn  auch  nicht  geleugnet  werden  kann  und  soll,  daß 
die  herrschende   Finanznot    der    Länder    noch    durch    mancherlei 
andere  sekundäre  Umstände  mit  verursacht  worden  ist.     Die  der- 
zeitige Stellung  der  österrreichischen  Länder  zum  Reiche  ist,  wie 
schon  hier  hervorgehoben  werden  muß,  das  Produkt  eines  langen 
Kampfes  zwischen  dem  vor  allem    durch    den  .Fürsten    und    s'ein 
Beamtentum  verkörperten  Zentralismus  einerseits  und  den  in  allen 
österreichischen  Ländern  seit  jeher  nach  Geltung  ringenden  mäch- 
tigen föderalistischen  Bestrebungen  andererseits.    Dieser  Kampf  ist 
gelegentlich  der  Dezemberverfassung   des  Jahres   1867    durch    ein 
Kompromiß  zu  einem  gewissen  vorläufigen  Abschluß  gekommen, 
und  das  Ergebnis  dieses  Kompromisses  ist  das  derzeitige  Verhältnis 
der  österreichischen  Länder  zum  Reiche.    Auf  Grund  dieser  Rege- 
lung nehmen  die  österreichischen  Länder   zum    Staate    eine   ganz 
exzeptionelle  Stellung  ein,   die  in  ganz  Europa,  auch  nicht  in  jenen 
Staaten,  welche  wie  Rußland,  Holland  und  Belc^ien  ihren  Provinzen 
ein  außerordentliches   Maß    von  Selbstbetätigung    auf  Grund    be- 
sonderer   geschichtlicher    Entwicklung   zugestanden    haben,    nicht 
ihresgleichen  besitzt.     Nicht  mit  Unrecht  sind  die  österreichischen 
Länder  von  einzelnen  Juristen  (Jellinek)  als  Staatsfra^mente  oder 
staatenähnliche  Gebilde    bezeichnet   worden,    deren  Kompetenzen 
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weit  über  das  den  ^cwöhnlicluii  SclbstyciwaltuiiLiskörpcrn  cingc- 
räuintt'  Maß  hinausgehen.  iJer  staatliche  lCnt\vickIunt,'sprozeß, 
durch  welchen  anderwärts  die  ehemals  selbständigen  Herzog- 
tümer und  Grafschaften  auf  das  Niveau  moderner  Provinzen  herab- 
gedrückt worden  sind,  ist  in  Oesterreich  bis  zum  heutigen  Tage 
niemals  ganz  zu  einem  befriedigenden  Abschlüsse  gelangt  und 
schon  die  zwischen  den  einzelnen  österreichischen  Ländern  be- 
stehenden sehr  weit  reichenden  kulturellen  und  wirtschaftlichen 
Verschiedenheiten  haben  ihre  Verschmelzung  zu  einem  einheit- 
lichen Staatsganzen  nach  dem  Muster  der  in  West-  und  Mittel- 
europa bestehenden  modernen  Staaten  bisher  verhindert. 

Als  die  neue  Ländcrautonomic  in  Oesterreich  im  Jahre  i<S6i 
begründet  und  diese  sodann  im  Jahre  1867  in  ihrer  gegenwärtigen 
weiten  Ausdehnung  verfassungsmäßig  sichergestellt  wurde,  hat 
man  es  versäumt,  den  Landcsvcrwaltungen  auch  genügende  Mittel 
zur  Durchführung  ihrer  außerordentlich  zahlreichen  und  umfassen- 
den Agenden  zur  Verfügung  zu  stellen.  Dieser  verhängnisvolle 
Fehler  erklärt  sich  leicht  aus  dem  übermäßigen  Einflüsse,  den 
der  theoretisierende  Liberalismus  damals  auf  die  Neugestaltung 
der  österreichischen  Verfassung  und  Verwaltung  auszuüben  in 
der  Lage  war.  ])ie  damals  die  Zügel  der  Regierung  führenden 
und  im  Parlamente  herrschenden  Größen  der  liberalen  Partei 
wurden  bei  diesen  ihren  Aktionen  fast  ausschließlich  durch  die 
Schlagworte  der  aus  dem  Westen  Europas  nach  Oesterreich  ver- 
pflanzten staatspolitischen  Ideen  geleitet  und  konnten  auf  prak- 
tische, aus  langjähriger  Verwaltungsarbeit  geschöpfte  Erfahrungen 
in  der  Regel  nicht  zurückblicken.  So  brachen  sie  denn  jählings 
auch  mit  den  guten  Traditionen  und  Errungenschaften  der  früheren 
absolutistischen  Aera  und  führten  ein  Verfassungs-  und  Verwal- 
tungsgebäude auf,  welches  die  Probe  nicht  bestanden  hat.  Zahl- 
reiche günstige  Umstände  waren  den  liberalen  Baumeistern  bei 
der  Schaffung  ihres  Werkes  zu  Hilfe  gekommen.  Man  hatte  den 
polizeilichen  Druck  der  absolutistischen  Staatsregierung  noch  in 
zu  böser  Erinnerung,  und  der  zur  Herrschaft  gelangte  Liberalis- 
mus reagierte  daher  heftig  gegen  die  früheren  Formen  der  Staats- 
verwaltung. Er  war  bestrebt,  dem  Individualismus  in  den  Ländern 
und  Gemeinden  eine  sichere  Freistätte  zu  bereiten.  Die  Staats- 
regierung aber,  durch  die  unglücklichen  Kriege  und  die  daraus 
entstandene  I-'inanznot  arg  entkräftet,  gab  der  neuerdings  stark 
belebten    autonomistischen    Strömunt;    widerstandslos    nach    und 
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lieferte  den  Ländern  und  Gemeinden  zahlreiche  Agenden  zur 
selbständigen  Besorgung  aus,  welche  ihrer  inneren  Natur  nach  als 
rein  staatliche  Verwaltungsangelegenheiten  betrachtet  werden 
müssen.  Auch  die  Aussicht,  durch  eine  solche  Ueberwälzung  von 
Verwaltungsaufgaben  und  Lasten  den  durch  Krieg  und  finanzielle 
Mißwirtschaft  arg  zerrütteten  Staatsschatz  zu  erleichtern,  spielte 
bei  der  zu  Beginn  der  sechziger  Jahre  eingeleiteten  und  im  Jahre  1867 
vorläufig  abgeschlossenen  großen  Verfassungsumwälzung  eine  ent- 
scheidende Rolle,  wie  dies  auch  die  Thronrede  des  Jahres  1861 
deutlich  beweist.  Hatte  dieselbe  doch  der  zuversichtlichen  Erwar- 
tung Ausdruck  gegeben,  daß  die  bevorstehende  Durchführung 
der  Landes-,  Kreis-,  Bezirks-  und  Gemeindeautonomie  eine  nam- 
hafte lü-leichterung  des  Reichsbudgets  und  in  dessen  Gefolge  die 
1  lerstellung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte  in  nicht  allzu 
ferner  Zukunft  werde  erwarten  lassen. 

Gleichzeitig  aber  behielt  die  Staatsregierung,  welche  schon 
bis  dahin  fast  alle  wichtigeren  Finanzquellen  für  ihre  Zwecke  mit 
Beschlag  belegt  hatte,  die  Einnahmequellen  auch  weiterhin  in 
ihrer  eigenen  Hand,  sodaß  die  neuen  autonomen  Verwaltungen 
und  insbesondere  auch  jene  der  Länder  von  Anfang  an  auf  unge- 
nügende Mittel  angewiesen  waren.  Diesen  inneren  Widerspruch 
zwischen  der  ganzen  verfassungs-  und  verwaltungsrechtlichen  Stel- 
lung der  österreichischen  Länder  und  den  ihnen  zu  Gebote  stehen- 
den finanziellen  Mitteln  müssen  wir  sohin  als  die  erste  und 
wichtigste  Ursache,  aus  welcher  die  unerfreuliche  Lage  der 
Länderfinanzen  entsprungen  ist,  bezeichnen. 

Daneben  haben  indes  vom  Beginn  der  ganzen  Entwicklung 
angefangen  und  auch  späterhin  noch  manche  andere  Umstände 
dazu  mitgewirkt,  um  die  Einanznot  der  meisten  österreichischen 
Länder  auf  eine  geradezu  bedenkliche  Höhe  zu  treiben,  welche 
in  einzelnen  derselben  neuestens  bereits  krisenhafte  Zustände  ge- 
zeitigt hat.  Ein  solches  den  Finanzbedarf  der  Länder  steigern- 
des Nebenmoment  war  zunächst  einmal  dadurch  gegeben,  daß 
die  Länder  schon  m  der  absolutistischen  Aera  (1852)  mit  der 
Kostenbestreitung  für  eine  ganze  Reihe  von  Agenden  belastet  wor- 
den waren,  die  als  rein  staatliche  angesehen  werden  müssen  und 
auf  deren  Administration  sie  keinerlei  Einfluß  erhielten  (Bequar- 
tierung  der  Gendarmerie  und  des  Heeres,  Vorspannkosten,  hnpf- 
auslagen  u.  dgl.  m.).  Diese  Auslagen  erhöhten  das  Passivkonto 
der  Länder,   ohne  daß  sie  in  der  Lage  gewesen    wären,    aut   ihre 
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Höhe  ir^'i-nt-lwclcluMi  l'-inlluß  zu  nchnu-n.  Die  ganze  lunrichtung, 
welche  sich  bis  zum  hcutii,aMi  Tage  erhalten  hat,  ist  geradezu  eine 
L'mkehrung  der  modernen  Selbstverwaltung  und  wenig  rationell. 
Während  der  moderne  Staat  den  Selbstverwaltungskörpern  und 
so  auch  den  Provinzen  die  Besorgung  lokal-staatlicher  Aufgaben 
überträgt  und  ihnen  hiel'ür  in  der  Regel  auch  staatliche  Mittel 
überweist,  sich  dabei  gleichzeitig  eine  Kontrolle  üb('r  die  Ver- 
wendung dieser  Mittel  und  die  autonome  Hetätigung  übcrhauf)t 
vorbehält,  ließ  und  läßt  der  österreichische  Staat  in  unserem 
Falle  allgemein-staatliche  Aufgaben  durch  lokale  Mittel  bestreiten, 
auf  deren  Verwendung  die  autonomen  Körperschaften  keinerlei 
Ingerenz  nehmen  dürfen.  Aber  auch  weiterhin  beherrschte  die 
Staatsverwaltung  das  Streben,  möglichst  viele  Lasten  auf  die 
autonomen  Körperschaften  zu  häufen,  in  außerordentlich  weitem 
Umfange,  ohne  daß  dafür  andere  Bestimnlungsgründe  maßgebend 
gewesen  wären,  als  jene  der  tunlichsten  Erleichterung  der  Staats- 
finanzen. Die  in  der  Dezemberverfassung  nur  in  sehr  unvoll- 
kommener Art  durchgeführte  Scheidung  der  Verwaltungskompe- 
tenzen zwischen  dem  Reiche  einerseits  und  den  Ländern  und 
Gemeinden  andererseits  begünstigte  dieses  Streben  der  Staats- 
regierung in  hohem  Maße.  Es  tritt  diese  Entwicklung  seither  in 
fast  allen  Zweigen  der  Verwaltung,  in  der  Polizei,  im  Gesundheits- 
wesen, in  der  Humanitäts-  und  Armenpflege,  in  der  Landeskultur, 
ganz  besonders  aber  im  niederen  Schulwesen  stark  in  die  Erschei- 
nung. Die  Staatsverwaltung  sucht  die  von  früherher  ihr  Budget 
belastenden  Ausgaben  entweder  autonomen  Körperschaften  zuzu- 
schieben oder  die  letzteren  zur  Errichtung  neuer  Verwaltungs- 
anstalten aus  ihren  eigenen  Mitteln  zu  zwingen.  Wie  ein  roter 
I-'aden  zieht  sich  dieses  Streben  der  Staatsregierung"  jahrzehntelang 
durch  wichtige  Vcrwaltungszweige,  läßt  diese  nicht  aufkommen 
(z.  B.  die  Zwangsarbeits-  und  Besserungsanstalten)  oder  setzt  der 
Weiterentwicklung  und  Verallgemeinerung  wichtiger  Verwaltungs- 
institutionen (wie  insbesondere  dem  Elementarschulwesen)  hem- 
mende Schranken. 

Die  wenig  scharfe  Teilung  der  Verwaltungskompetenzen  zwi- 
schen Reich  imd  Ländern  hat  es  ferner  mit  sich  gebracht,  daß 
so  manche  Landcsverwaltungen,  insbesondere  jene  der  größeren 
und  reicheren  Landschaften,  auch  Verwaltungsagcndcn  in  den 
Bereich  ihrer  Tätigkeit  gezogen  haben,  die  ihnen  nach  dem  Ge- 
setze zum  mindesten  nicht  als  obligatorische  Aufgaben  zukommen. 


Die  durch  die  neilgewährte  Autonomie  in  den  Ländern  entfessel- 
ten föderalistischen  Kräfte  kümmerten  sich  bald  wenig  um  die 
in  der  Verfassung  der  Betätigung  der  autonomen  Körperschaften 
gezogenen  Schranken,  und  ihre  Vertreter  suchten  ihre  Macht  und 
ihren  Einfluß  im  Staate  fortwährend  durch  Uebernahme  von 
immer  neuen  Agenden  zu  vermehren.  Zudem  waren  die  erwähn- 
ten Kompetenzgrenzen  zumeist  so  weit  und  oft  auch  so  unzweck- 
mäßig gezogen,  daß  auch  die  mit  ihren  Mitteln  sonst  so  sehr 
kargende  Staatsverwaltung  gar  oft  nicht  umhin  konnte,  über  diese 
Grenzen  hinaus-  und  in  den  Bereich  der  autonomen  Verwaltung 
wenigstens  subventionierend  oder  sonst  unterstützend  hinüberzu- 
greifen, ohne  sich  ängstlich  an  die  in  der  Verfassung  gesteckten 
Kompetenzgrenzen  zu  kehren,  wie  dies  leicht  eine  genauere 
Durchsicht  der  seit  der  Dezemberverfassung  stattgehabten  Kom- 
petenzverschiebungen zeigen  kann. 

Es  waren  eben  von  Anfang  an  allerlei  Unklarheiten  in  der 
Stellung  der  Länder  zum  Reiche  vorhanden,  die  nicht  nur  fort- 
dauernd Anlaß  und  Zündstoff  für  Mißverständnisse  und  Reibungen 
zwischen  beiden  Gewalten  darboten,  sondern  auch  den  natürlichen 
Keim  für  eine  enorme  weitere  Expansion  der  Landesagenden  und 
folgeweise  auch  der  Landesfinanzen  in  sich  trugen.  Im  einzelnen 
hing  freilich  dieser  Entwicklungsprozeß  von  der  gesamten  jeweili- 
gen politischen  Konstellation,  der  Rührigkeit  der  betreffenden 
Landesverwaltungen  und  nicht  in  letzter  Linie  von  der  finanziellen 
Leistungsfähigkeit  der  betreffenden  Ländergebiete  ab.  Klein  und 
wenig  bedeutsam  ist  der  Apparat  gewesen,  mit  dem  die  moderne 
Autonomie  zu  Beginn  der  sechziger  Jahre  ins  Leben  trat.  Gleich- 
zeitig mit  dem  Februarpatente  hatten  damals  die  neuen  Landes- 
ordnungen kurz  und  bündig  die  Verwaltung  der  Landesanstalten 
und  die  Pflege  der  Landeskultur  als  das  den  Länderverwaltungen 
zukommende  Betätigungsfeld  bezeichnet.  Es  konnte  auch  kaum 
anders  sein,  da  sich  aus  der  älteren  Zeit  der  Autonomie,  der 
ständischen  Epoche,  nur  ganz  kärgliche  Trümmer  autonomer 
Verwaltungseinrichtungen  erhalten  hatten.  Einige  Stiftungen  und 
Schulen  für  ihre  ständischen  Angehörigen,  einige  Sanitätsauslagen, 
wenige  Agenden  der  Landeskultur,  endlich  die  Führung  der  ehe- 
mals ständischen  Matrikeln,  das  waren  im  allgemeinen  die  fast 
einzigen  Ueberreste  der  früheren  ständischen  Verwaltungsagenden, 
die  in  die  neue  Aera  hinübergerettet  worden  waren.  Wie  sehr 
hat  sich  dieser  Zustand  der  Dinge  seither  geändert !     Zunächst  ist 


zu  beachten,  daß  die  Landesver\valtui\i,fcn  durch  die  K  c  i  c  h  s- 
g  e  111  e  i  n  d  c  ji  c  s  e  t  2  ij  e  b  u  n  ii;  d  c  s  J  a  h  r  es  i  S  6  2  an  die 
Spitze  der  gesamten  autonomen  Vcr\valtun<j  überhaupt  gestellt  wor- 
den sind.  Im  Zusammenhange  damit  ist  ihren  Organen  zu  einem 
guten  Teile  gegenüber  den  niederen  autonomen  Körperschaften  die 
Ausübung  des  Staatsaufsichtsrechtes  (Welcher  Widerspruch  in  sich 
selbst !)  übertragen  und  tlamit  eine  kräftige  Waffe  zur  Geltend- 
machung und  Erweiterung  ihrer  Machtbefugnisse  nach  unten  in 
ihre  Hand  gelegt  worden.  Durch  die  Dezemberverfassung  sind 
die  Länderlegislativcn  noch  von  den  wenigen  Schranken,  welche 
das  Reichsgemeindegesetz  ihnen  für  die  Ausübung  der  Autonomie 
auf  diesem  Gebiete  gezogen,  fast  vollständig  befreit  worden.  Seit- 
her ist  eine  völlige  Zersplitterung  in  die  österreichische  Gemeinde- 
gesetzgebung eingezogen  und  jener  chaotische  Zustand  des  öster- 
reichischen Gemeindewesens  die  fast  ausnahmslose  Regel  geworden, 
den  der  beste  Kenner  der  Materie  (BrockJiauseu)  in  vernichtender 
Weise  kritisiert  hat.  Von  Anfang  an,  sagt  er'),  haben  die  Lan- 
desgemeindegesetze  sich  nicht  vollkommen  dem  rcichsgcsetzlichen 
Rahmen  angepaßt  und  gesetzwidrige  Bestimmungen  sind  in  den 
älteren  Landesgemeindeordnungen  nicht  selten.  Verschiedene 
j)rinzipielle  Abänderungen,  w'elche  im  Reichsjiarlamente  die  ur- 
sprüngliche Regierungsvorlage  durch  das  Abgeordnetenhaus  er- 
litten hatte,  wurden  durch  die  den  einzelnen  Landtagen  vorge- 
legten Regierungsentwürfe  wieder  sachte  rückgängig  gemacht; 
lokale  Größen  hatten  ihre  Sonderw^eisheit  unbekümmert  um  den 
geschlossenen  Gedankengang  des  Ganzen  durchzusetzen  gewußt 
und  damit  die  Einheit  des  Entwurfes  gestört.  Stand  somit  einer 
einheitlichen  Auffassung  des  österreichischen  Gemeinderechtes  von 
Anfang  an  eine  gelegentliche  Verschiedenheit  zwischen  reichsge- 
setzlichen Grundsätzen  und  landesgesetzlicher  Ausführung  entge- 
gen, so  ist  diese  anfänglich  ausnahmsweise  hervortretende  Erschei- 
nung zur  Regel  geworden,  seitdem  durch  die  Verfassung  vom 
21.  Dezember  1867  die  Regelung  des  Gemeindewesens  fast  voll- 
ständig den  Landesgesetzgebungen  überantwortet  worden  war. 
Der  ursprünglichen  Anlage  hätte  es  entsprochen,  wenn  Aende- 
rungen  grundlegender  Art,  welche  die  einst  gemeinsame  Basis 
aller  Kronlandsgesetze  angreifen,  gleichfalls  durch  Reichsgesetz 
vorgenommen  worden  wären.     Aber  dieser  Gedanke   ist  nie  ver- 

I   Die    österreicliisclie    Gerne indeoidnung    (Grundgedanken    und     Refoimideen), 
Wien  1905,  S.  VI  und  VII. 
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wirklicht  worden  und  das  Ergebnis  der  nunmehr  über  ein  Men- 
schenalter hinaus  wirksamen  Landesgesetzgebung  ist  ein  prinzi- 
pienloses Chaos  einander  widersprechender  Gemeindegesetze. 

Indem  die  Staatsregierung  die  Weiterentwicklung  des  Gemeinde- 
wesens den  Landesgesetzgebungen  überließ,  hat  sie  selbst  eifrig 
dazu  mitgeholfen,  die  Staatsgewalt  von  einem  der  wichtigsten 
Gebiete  des  öffentlichen  Lebens  abzudrängen.  Denn  es  liegt  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  jener  Faktor,  welcher  die  Zügel  der 
Gesetzgebung  in  der  Hand  hat,  auch  bei  der  näheren  Ausgestal- 
tung und  bei  der  Durchführung  dieser  Gesetze  bald  das  entschei- 
dende Wort  spricht.  Auf  diese  Weise  ist  nach  und  nach  der 
größte  Teil  der  staatlichen  Oberaufsichtsbefugnisse  an  die  Lan- 
desverwaltungen (und  Bezirksausschüsse)  übergegangen,  und  die 
Staatsregierung  entbehrt  gegenwärtig,  soferne  nicht  besondere  ge- 
setzliche Handhaben  sie  hiezu  in  den  Stand  setzen,  fast  jeder  Mög- 
lichkeit, auf  die  autonome  Betätigung  der  Gemeinden  in  positiver 
Weise  Einfluß  zu  nehmen.  Man  hat  oft  spöttelnd  bemerkt,  daß 
ein  österreichischer  Bezirkshauptmann  in  normalen  Zeiten  eine  Ge- 
meinde auch  nicht  einmal  zur  Anlage  einer  Trinkwasserleitung 
zwingen  könne !  Nun  sind  zwar  auch  die  Organe  der  Landesver- 
waltungen hierzu  nicht  befugt  und  auch  ihnen  fehlt  zumeist  die 
rechtliche  Möglichkeit,  in  das  Getriebe  der  Gemeindeverwaltung, 
soweit  sich  dieses  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  abspielt, 
mit  zwingender  Hand  einzugreifen.  Immerhin  ist  ihnen  die  Tutel 
über  die  gemeindliche  Vermögensverwaltung  in  erster  Linie  über- 
tragen und  sie  haben  auf  diesem  Gebiete  die  vordem  hier  allein 
waltende  Staatsregierung  so  gut  wie  ganz  verdrängt.  Und  hat 
ihre  normengebende  Gewalt  (Instruktionen)  und  ihre  ausübende 
Tätigkeit  (Inspektionen)  bisher  auch  keineswegs  den  Erfolg  gehabt, 
auf  dem  besagten  Gebiete  immer  die  so  dringend  notwendige,  aber 
herzlich  schwer  erreichbare  formelle  und  materielle  Ordnung  in 
dem  Haushalte  der  kleineren  österreichischen  Gemeinden  herzu- 
stellen, so  hat  dieselbe  doch  das  recht  unerwünschte  Ergebnis 
gezeitigt,  daß  das  Interesse  der  Staatsverwaltung  für  dieses  so 
wichtige  Gebiet  des  öffentlichen  Lebens  mehr  und  mehr  erkaltet, 
und  die  richtige  Beurteilung  der  den  Gemeinden  zuzumutenden 
Aufgaben  und  Lasten  derselben  fast  völlig  abhanden  gekommen 
ist.  Das  innige  Band,  welches  in  jedem  wohlgeordneten  Staate 
die  Regierung  mit  den  untersten  Gemeinwesen  verknüpfen  muß, 
ist  auf  diese  Weise  empfindlich  abgeschwächt,  ja  man  kann  fast 
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sa|*cn,  sofcrne  es  sich  um  die  pflegliche  Tätigkeit  des  Staates 
handelt,  oft  ganz  zerschnitten  worden.  Die  kleinen  (icmeinden 
Oesterreichs  verspüren  die  kräftige  Hand  des  Staates  fast  nur 
dann,  wenn  es  gilt,  die  Lasten  des  sogenannten  übertragenen  Wir- 
kungskreises auf  sich  zu  nehmen,  und  sie  haben  sich  immer  mehr 
daran  gew(")hnt,  namentlich  auf  dem  weiten  Gebiete  der  Wohl- 
fahrts-  uml  Kulturpflege,  nicht  imlir  zum  Staate,  sondern  zur  Lan- 
desverwaltung als  ihrem  Hort  und  der  Spenderin  von  Gaben  auf- 
zublicken. Nicht  weniger  sind  die  großen  Stadtkommunen  gegen- 
wärtig trotz  der  in  einzelnen  neueren  Statuten  der  Regierung  vor- 
behaltenen Machtbefugnisse  dem  direkten  Einflüsse  der  Staatsge- 
walt entrückt,  ohne  daß  indes  ihnen  gegenüber  eine  äquivalente 
Ueberwachung  durch  die  Landesverwaltungen  gewährleistet  wäre. 
Daher  tritt  auch  bei  ihnen  ebenso  wie  bei  den  Länderverwaltungen 
das  Streben,  ihre  Agenden  ins  Ungemessene  zu  vermehren  und 
zu  erweitern,  so  stark  hervor,  obgleich  nicht  verkannt  werden  darf, 
daß  diese  Entwicklung  bis  zu  einem  gewissen  Maße  durch  die 
gewaltige  neuzeitliche  Umwälzung  in  verkehrstechnischer,  wirt- 
schaftlicher und  sozialer  Beziehung  bedingt  und  gerechtfertigt  er- 
scheint. 

Ebenso  unabhängig  wie  die  großen  Stadtkommunen  stehen 
auch  die  L  a  n  d  e  s  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g  e  n,  wenigstens  jene  der  grö- 
ßeren Länder,  gegenüber  der  Staatsregierung  da.  Zwar  kann  die- 
selbe die  Entstehung  von  neuen  Landesgesetzen,  welche  ihr  nicht 
angemessen  erscheinen,  dadurch  verhindern,  daß  sie  die  betreffen- 
den Gesetzesvorlagen  der  Krone  nicht  zur  Sanktion  empfiehlt. 
Allein  die  Erfahrung  der  letzten  Jahrzehnte  hat  gezeigt,  daß  dies 
der  Regierung  immer  schwieriger  wird,  und  auf  dem  weiten  Ge- 
biete der  freien  Verwaltung  versagt  auch  das  eben  angegebene 
Mittel.  Kein  Wunder,  daß  die  meisten  Landesverwaltungen  seit 
der  Wiederaufrichtung  der  Länderautonomie  (1861)  mit  dem  Auf- 
gebote aller  ihrer  finanziellen  Mittel  bemüht  gewesen  sind,  den 
Kreis  ihrer  Betätigung  immer  weiter  und  weiter  auszudehnen.  So 
sind  zunächst  auf  dem  Gebiete  der  Landeskultur,  jenem 
ureigenen  Gebiete  der  Landesverwaltung,  welches  schon  die 
Sc/inierlingsc\\c  Verfassung  den  Ländern  vorbehalten  hatte,  jene 
zahlreichen  L  a  n  d  e  s  a  g  r  a  r  g  e  s  e  t  z  e  entstanden,  die  bestimmt 
schienen,  die  Agrarverfassung  auf  neue  Grundlagen  zu  stellen, 
jedenfalls  aber  den  Ländern  bei  der  Verwaltung  der  Agrarange- 
legenheiten  eine  mehr  oder  minder  weitgehende  Mitwirkung  sichern. 
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Die  wichtigen  Fortschritte  der  LandeskulturpoHtik,  nämlich  die 
Beseitigung  der  letzten  Ueberreste  der  Grundherrschaft,  die  Kommas- 
sationen, die  Gemeinheitsteilungen  und  die  Neuregelung  der  Ser- 
vitutenfrage,  ferner  der  Schutz  der  Landwirtschaft  und  ihrer  h^rüchte 
im  Wege  von  Polizeisatzungen  sowie  die  Bezeichnung  des  Feld- 
schutzpersonalcs,  die  Einführung  höferechtlicher  hjbteilungsvor- 
schriften  für  bäuerliche  Güter,  die  Schaffung  von  Rentengütern 
(in  Galizien  und  in  der  Bukowina),  endlich  neuestens  die  wich- 
tige Frage  der  P^rhaltung  und  des  Schutzes  der  Alpenweiden, 
alle  diese  Errungenschaften  sind  in  der  Hauptsache  durch  die 
Landesgesetzgebung  legislativ  geordnet  und  sodann  unter  größerer 
oder  geringerer  Mitwirkung  der  Landesverwaltungen  zur  Durch- 
führung gebracht  worden. 

Länger  blieb  die  Einheit  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
auf  dem  Gebiete  des  Forstwesen  s  gewahrt,  zumal  das  in  der 
absolutistischen  Periode  geschaffene  Reichsforstgesetz  vom  Jahre 
1852  sich  trotz  mancher  Mängel  auch  für  die  modernen  Bedürf- 
nisse noch  als  ausreichend  erwies.  Als  indes  die  Regierung  im 
Jahre  1878  den  Versuch  unternahm,  anstelle  dieses  Forstgesetzes 
eine  neue  einheitliche  Regelung  der  Materie  von  Reichswegen 
treten  zu  lassen  und  einen  entsprechenden  Entwurf  dem  Reichs- 
parlamente vorlegte,  stieß  dieser  auf  Schwierigkeiten,  und  so  be- 
ginnt seither  die  einheitliche  Reichsforstgesetzgebung  mehr  und 
mehr  einer  novellenartigen  Kodifikation  im  Wege  der  Landesge- 
setzgebung zu  weichen,  die  nur  deshalb  weniger  bedenklich  er- 
scheint, weil  bis  zum  heutigen  Tage  die  Agenden  der  Forstpoli- 
zei noch  in  der  Hand  der  Staatsverwaltung  verblieben  sind.  Nur 
vereinzelt  finden  wir  neben  dem  staatlichen  Forstschutzpersonale 
bereits  auch  Landesforstaufseher,  wozu  namentlich  die  Unzuläng- 
lichkeit des  staatlichen  Forstschutzpersonales  gelegentlich  großer 
Ueberschwemmungen  Anlaß  gegeben  hat.  Damit  ist  die  Pforte 
geöffnet  für  das  Eindringen  der  Landesverwaltungen  in  ein  Ge- 
biet, auf  welchem  die  staatlichen  Verwaltungsorgane  bisher  aus- 
schließlich tätig  gewesen  waren. 

Aehnlich  steht  es  mit  der  V  e  t  e  r  i  n  ä  r  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g.  Noch 
ist  hier  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  der  Hauptsache  in 
der  Hand  des  Staates  konzentriert,  allein  neben  dem  untergeord- 
neten staatlichen  Veterinärpersonale  tritt  in  einzelnen  Ländern 
(Niederösterreich)  ein  landschaftliches  Personal  auf,  das  an  Zahl 
das  erstere  weitaus  übertrifft. 


I  )ie  j^roßin  iintl  wiclui^m  Gebiete  des  M  <•  1  i  o  r  a  t  i  o  n  s  - 
.  c  >  e  n  s  und  des  I  a  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  c  n  de  n  o  s  s  c  n- 
chafts  Wesens  sind  teils  dank  der  fördernden  lnitiati\e  der 
Landcsvcrwaltun^'cn,  teils  infolge  des  Umstandes,  daß  zwischen 
der  Meliorationstätigkeit  des  Staates  und  jener  der  Länder  ein 
rechtlicher  Konnex  besteht,  in  großem  Umfange  den  autonomen 
Verwaltungen  anheimgefallen,  ja  die  Staatsverwaltung  zwingt  die 
letzteren  vermöge  dieses  rechtlichen  Konnexes  zu  immer  größeren 
Aufwendungen  für  die  Bodenverbesserung.  Das  landwirt- 
schaftliche G  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  s  -  und  Kreditwesen 
aber  ist  derzeit  schon  von  so  starken  autonomistischen  StrcMiumgcn 
beherrscht,  daß  die  Regierung,  als  sie  eine  Zusammenfassung  der 
in  den  einzelnen  Ländern  bestehenden  landwirtschaftlichen  Geld- 
ausgleichstellcn  in  eine  Reichszentralgenosscnschaftskasse  im  Wege 
der  Reichsgesetzgebung  zu  verwirklichen  siichte,  dabei  auf  Hin- 
dernisse stieß.  Die  vordem  einheitliche  und  von  den  Organen 
des  Staates  wahrgenommene  Administration  des  Jagd-  und 
F  i  s  c  h  e  r  e  i  w  e  s  e  ns  hat  gleichfalls  seit  geraumer  Zeit  in  die 
I  lande  der  autonomen  Verwaltung  hinüberzugleiten  begonnen,  in- 
dem an  die  Stelle  der  diese  Materien  regelnden  einheitlichen 
Reichsgesetze  eine  immer  größere  Masse  von  Landesgesetzen  ge- 
treten ist,  aus  welcher  das  Reichsjagdpatent  des  Jahres  1849  und 
das  im  Jahre  1885  erflossene  Reichsfischereigesetz  sozusagen  als 
letzte  Symbole  der  einstigen  Einheit  in  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  auf  unserem  Gebiete  noch  herausragen. 

Einen  Zustand  der  Zersplitterung  finden  wir  weiter  im  Be- 
reiche der  B  a  u-  und  der  W  a  s  s  e  r  v  e  r  w  a  1  t  u  n  g,  und  selbst 
in  die  bisher  als  ausschließliche  Domäne  von  der  Staatsregierung 
beherrschte  G  e  w  e  r  b  e  a  d  m  i  n  i  s  t  r  a  t  i  o  n  beginnen  einzelne 
Landesverwaltungen  dadurch  ISresche  zu  legen,  daß  auch  sie 
ihrerseits  Gewerbeförderungsinstitute  selbst  errichten  oder  ähn- 
liche autonome  Anstalten  nachhaltig  unterstützen.  Auf  dem  Ge- 
biete des  S  a  n  i  t  ä  t  s  w  e  s  e  n  s  hatte  das  Reichssanitätsgesetz 
vom  Jahre  1.S70  eine  Art  Ausgleich  zwischen  der  staatlichen  und 
der  autonomen  Kompetenz  herzustellen  versucht,  der  indessen  an 
allerlei  Unklarheiten  und  Zweifeln  litt,  ebenso  wie  schon  die  in 
der  Dezemberverfassung  angeordnete  grundsätzliche  Scheidung 
der  beiden  Kompetenzen.  Ihren  vollen  Abschluß  konnten  die 
neuen  Sanitätseinrichtungen  erst  durch  die  Mitwirkung  der  Lan- 
desverwaltungen finden,  aber  es  dauerte  viele  Jahre,  bis  die  letz- 
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teren  sich  zur  Erlassung  der  im  ij  5  des  Reichssanitätsgesetzes 
vorgesehenen  Landessanitätsgesetze  entschlossen,  und  zum  Teile 
fehlen  dieselben  noch  heute.  Jahrelang  dauerte  der  Kampf  zwi- 
schen dem  Zentralismus  und  dem  Föderalismus  um  die  Vertei- 
lung" der  Kompetenzen  in  dem  von  der  Regierung  schon  im  Jahre 
1878  nach  dem  deutschen  Vorbild  ins  Auge  gefaßten  Lebens- 
mittelpolizeigesetze, und  infolge  des  erbitterten  Widerstandes  der 
autonomistischen  Parteien  gegen  die  einheitliche  reichsgcsctzliche 
Regelung  der  Materie,  welcher  nur  im  Kompromißwege  über- 
wunden werden  konnte,  sind  die  Früchte  dieser  Gesetzgebung 
bis  zum  heutigen  Tage  vielfach  ausgeblieben.  Ein  sehr  lehrreiches 
Beispiel  des  schädlichen  Einflusses  allzu  weitgehender  Föderali- 
sierung  der  Verwaltungscinrichtungen  sind  auch  die  Erfahrungen, 
welche  mit  dem  M  a  ß-  und  G  e  \v  i  c  h  t  s  w  e  s  e  n  (E  i  c  h  w  e  s  e  n ) 
in  Oesterreich  gemacht  worden  sind.  Während  der  absolutisti- 
schen Aera  in  den  fünfziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  war  auch 
dieser  Zweig  der  Administration  einheitlich  und  in  zentralisti- 
schem  Geiste  geleitet  worden.  Durch  die  neue  Gemeindegesetz- 
gebung wurde  die  Verfügung  über  diese  Verwaltungsinstitution 
den  autonomen  Gemeinden  überlassen,  worauf  eine  arge  Ver- 
wahrlosung im  Maß-  und  Gewichtswesen  einriß,  die  so  groß  war, 
daß  selbst  einzelne  Landeshauptstädte  (Innsbruck!)  in  den  sech- 
ziger Jahren  des  verflossenen  Jahrhunderts  überhaupt  keine  Eich- 
beamten besaßen.  Erst  die  wieder  in  zentralistischem  Geiste 
durchgeführte  Neuregelung  der  INIaterie  brachte  endlich  Ordnung 
in  die  verfahrenen  Zustände. 

Besonders  mächtig  hat  sich  die  autonome  Verwaltung  in  den 
letzten  Jahrzehnten  des  weiteren  auf  dem  Gebiete  des  B  a  n  k- 
Wesens  entwickelt,  und  heute  nehmen  die  großen  Landeshypo- 
thekenbanken und  Landesbanken  vielfach  bereits  eine  tonangebende, 
ja  selbst  beherrschende  Stellung  ein.  Neben  dem  staatlichen 
Eisenbahnnetze  ist  mehr  und  mehr  ein  ausgedehntes  Lokal- 
b  a  h  n  w  e  s  e  n  entstanden,  welches  sich  in  einzelnen  Gebieten  in 
den  Händen  der  Landesverwaltungen  befindet  und  durch  beson- 
dere Landeseisenbahnämter  administriert  wird.  Neben  den  Reichs- 
straßen besitzt  Oesterreich  derzeit  ein  reiches  Netz  von  auto- 
nomen Wegen.  Dasselbe  ist  durch  die  Verfassung  leider 
gänzlich  der  Landesgesetzgebung  überantwortet  worden,  sodaß 
es  bisher  trotz  mancher  Anläufe  nicht  gelingen  wollte,  die  nament- 
lich   in    den    straßenpolizeilichen    Bestimmungen    hervortretenden 
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N'ciscliicdcnlicitcn  zu  bcscitij^in,  uiul  diese  sich  für  den  modernen 
Verkehr,  inslicstindere  für  den  Autoniobilismus,  bis  heute  als  ein 
überaus  enipfindhches  Hemmnis  erweisen. 

Die  S  i  c  h  e  r  h  e  i  t  s  V  e  r  w  a  1  t  u  n  ^  ist  bis  zur  Stunde  im 
alli^'cmeinen  noch  in  den  Händen  der  staatüchen  ( )r<jane  verbheben, 
wenn  auch  die  Staatsverwaltung  eifrig  bemüht  war,  die  Kosten- 
bestreitung auf  die  Schultern  der  autonomen  Verbünde  zu  über- 
wälzen. Es  muß  anerkannt  werden,  daß  es  durch  die  Fürsorge 
der  letzteren  gelungen  ist,  einzelne  polizeiliche  Rechtsinstitute  in 
modernem  Geiste  fortzubilden  oder  selbst  neu  zu  schaffen. 

Neuestens  beginnen  die  autonomen  Körperschaften  und  allen 
voran  wiederum  die  Landesverwaltungcn  auch  das  Versiche- 
rungswesen in  den  Bereich  ihrer  Tätigkeit  zu  ziehen.  In 
dieser  Richtung  ist  speziell,  unterstützt  durch  die  gewaltigen  finan- 
ziellen Mittel  der  Reichshauptstadt ,  das  Land  Niederösterreich 
bahnbrechend  vorangegangen  und  eine  Reihe  anderer  Kronländer 
ist  diesem  Beispiele  bereits  gefolgt  oder  im  Begriffe,  dasselbe 
nachzuahmen.  Erwähnen  wir  schließlich  noch  die  mannigfach 
verzweigte  Tätigkeit  der  Landesverwaltungen  im  Bereiche  der 
Humanitätspflege,  ihre  unterstützende  Mitwirkung  bei  Lö- 
sung der  in  Oesterreich  besonders  schwierigen  Fragen  der  A  r- 
m  e  n  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  und  endlich  noch  ihre  fördernde  Mithilfe 
bei  Realisierung  des  K  o  m  m  u  n  a  1  k  r  e  d  i  t  e  s  durch  Errichtung 
besonderer  Kommunalkreditinstitute  ,  so  können  wir  uns  immer- 
hin, ohne  daß  diese  Uebersicht  auf  Vollständigkeit  Anspruch  er- 
hebt, eine  ziemlich  ausreichende  Vorstellung  davon  machen,  einen 
wie  weiten  Aufgabenkreis  sich  die  Landesverwaltungen  in  den 
letzten  Jahrzehnten  in  Oesterreich  zu  erobern  gewußt  haben.  Es 
ist  sicher,  daß,  wie  die  Dinge  liegen,  diese  Eroberungstendenzen 
auch  in  Zukunft  fortdauern  werden  und  fortdauern  müssen,  wenn 
ihnen  nicht  durch  äußere  Hemmnisse  Einhalt  geboten  wird.  Zu- 
gleich haben  wir  aber  bereits  einen  wenn  auch  nur  flüchtigen 
Blick  auf  das  wirre  Neben-  und  Durcheinander  der  staatlichen 
und  der  autonomen  Verwaltungskompetenzen  geworfen  ,  wie  es 
wohl  ohne  Beispiel  in  ganz  Europa  dasteht.  Es  ist  dies  jener 
von  allen  Freunden  einer  gesunden  Administration  ,  die  Kraft, 
Raschheit  und  üekonomie  in  sich  vereinigt ,  so  viel  beklagte 
V  e  r  w  a  1 1  u  n  gs  d  u  a  1  i  s  m  u  s.  In  ihm  haben  wir  nicht  nur  ein 
Hauptgebrechen  der  bestehenden  gesamten  österreichischen  Ver- 
waltung,   sondern  vor    allem    auch  eine  der  Hauptursachen  jener 
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steigenden  Finanznot  zu  erblicken,  welche  die  Dämme  der  auto- 
nomen Körperschaften  bereits  überflutet  hat  und  nunmehr  auch 
das  Reich  wieder  zu  bedrängen  beginnt.  Dieser  unser  Exkurs 
wäre  aber  sehr  unvollständig ,  wenn  wir  nicht  noch  mit  einigen 
Zeilen  schließlich  in  diesem  Zusammenhange  jenes  Verwaltungs- 
zweiges gedenken  möchten ,  unter  dessen  Lasten  die  autonomen 
Körperschaften  und  insbesondere  auch  die  Länder,  am  schwersten 
seufzen,  zumal  gerade  die  steigende  Höhe  dieser  Lasten  die  Wo- 
gen schließlich  zum  Ueberfluten  gebracht  hat.  Es  ist  dies  das 
Schulwesen.  Die  hierauf  bezüglichen  Kompetenzen  hatte  die 
Dezemberverfassung  in  ganz  eigentümlicher  Weise  abgegrenzt.  Nur 
bezüglich  der  Universitäten  hatte  sich  das  Reich  die  Kompetenz 
ausschließlich  vorbehalten  und  außerdem  nur  noch  die  Feststel- 
lung der  Grundsätze  rücksichtlich  der  Gymnasien  und  der  Volks- 
schulen für  sich  in  Anspruch  genommen.  Die  große  Masse  der 
sonstigen  Lehr-  und  Unterrichtsanstalten  war  damit ,  sollte  man 
meinen ,  der  Landesgesetzgebung  überantwortet.  Die  wirkliche 
Entwicklung  der  Dinge  ist  aber  vielfach  eine  ganz  andere  gewe- 
sen. Die  Universitäten  sind,  nachdem  ihre  korporativen  Rechte 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  fast  vollständig  untergegangen,  heute 
ausschließlicher  Gegenstand  der  Reichsgesetzgebung  und  reine 
Staatsanstalten.  Aber  auch  die  technischen  Hochschulen ,  die 
Hochschule  für  Bodenkultur ,  die  montanistischen  Hochschulen 
und  die  sonstigen  Lehranstalten  dieser  Unterrichtsstufe  befinden 
sich  heute  trotz  des  ständischen  Ursprunges  einzelner  dieser  Schu- 
len ausschließlich  ,in  staatlicher  Verwaltung:  In  gleicher  Weise 
hat  die  Staatsverwaltung  die  Leitung  des  Realschulwesens,  wenn- 
gleich die  Unterrichtsgegenstände  derselben  im  Wege  der  Lan- 
desgesetzgebung festgestellt  worden  sind,  in  ihrer  Hand  behalten 
und  auch  für  einen  großen  Teil  derselben  die  finanziellen  Mittel 
bereit  gestellt.  Es  darf  aber  nicht  verschwiegen  werden,  daß  in 
den  letzten  Dezennien  unter  dem  Einflüsse  starker  autonomisti- 
scher  Strömungen  und  nationalpolitischer  Agitationen  in  einer 
Reihe  von  Ländern  (besonders  in  den  Sudetenländern)  neben  den 
staatlichen  höheren  (Mittel-)  Schulen  eine  bedeutende  Anzahl  von 
Landes-  und  Kommunallehranstalten  entstanden  sind,  die  erheb- 
liche Büttel  verschlungen  haben  und  noch  immer  verschlingen, 
wenngleich  so  manche  derselben  bereits  von  der  Staatsverwal- 
tung auf  ihren  Etat  übernommen  wurden.  Die  legislative  Ver- 
fügung über  das  Fachschulwesen  steht  zwar  nach  der  gegenwär- 
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ti^cn  Vcrfassunii  ebenfalls  den  Lande.svcr\valtun,c,fen  zu,  doch  ha- 
ben dieselben  bisher  von  diesem  ihrem  Vcrfügunj^srechte  nur  aus- 
nahmsweise (Niederösterreich)  Gebrauch  <,^emacht ,  so  daß  aucli 
hier  der  Staat  und  die  autonomen  Körperschaften  sich  in  die  l'r- 
richtuni,'  und  Verwaltung  dieser  Unterrichtsanstalten  teilen.  Ins- 
besondere ist  dies  bczüt^lich  der  gewerblichen  Lehranstalten  der 
h'all.  von  denen  sich  nur  eine  Gruppe,  nämlich  die  gewerblichen 
Mittelschulen  (die  sogenannten  Staatsgewerbeschulen)  regelmäßig 
in  unmittelbarer  Staatsverwaltung  befinden.  Die  nautischen  Lehr- 
anstalten werden  ausschließlich  aus  Staatsmitteln  erhalten  und 
ebenso  partizipiert  die  Staatsverwaltung  in  erheblichem  Maße  an 
den  Lasten  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Schulen,  wenn- 
gleich das  Schwergewicht  hier  wieder  bei  den  autonomen  Fak- 
toren liegt. 

Was  schließlich  das  V  o  1  k  s  s  c  h  u  1  w  es  c  n  betrifft,  so  hatte 
die  Reichsgesetzgebung  nur  die  grundsätzliche  Ordnung  des- 
selben normiert,  deren  nähere  Ausführung  aber  der  Landesgesetz- 
gebung überlassen.  Die  eigentliche  Volksschulverwaltung  war 
dadurch  in  die  Hände  von  gemischten  staatlich-autonomen  Or- 
ganen (Landes-  und  Bezirksschulbehörden)  gekommen,  in  denen 
aber  regelmäßig  der  staatliche  Einfluß  überwog.  Bezüglich  der 
Kostenbestreitung  hatte  das  Reichsvolksschulgesetz  vom  Jahre  1869 
den  Grundsatz  aufgestellt,  daß  der  Staat  nur  die  Auslagen  für 
die  Lehrerseminarien  samt  den  damit  verbundenen  Uebungsschu- 
len,  ferner  für  die  nötigen  Stipendien  der  Lehramtskandidaten 
und  die  Fortbildung  der  Lehrer  zu  tragen  habe,  während  für  die 
übrigen  Volksschulkosten  in  erster  Linie  die  Ortsgemeinden  auf- 
kommen sollten,  denen  jedoch  ein  Teil  dieser  Lasten  im  Wege 
der  Landesgesetzgebung  wieder  durch  Ueberwälzung  auf  die  Be- 
zirke und  Länder  abgenommen  werden  konnte.  Dieser  auf  die 
h(")heren  autonomen  Körperschaften  ausgestellte  Wechsel  der 
Reichsgesetzgebung  ist  erst  nach  und  nach,  dann  aber  in  immer 
höherem  Mafie,  wenngleich  in  sehr  mannigfachen  Formen  und  in 
sehr  verschiedenem  Umfange,  von  der  Landesgesetzgebung  hono- 
riert worden.  Es  würde  uns  viel  zu  weit  führen,  wenn  wir  auf  diese 
so  verschiedene  Gestaltung  der  Volksschullasten  in  den  einzelnen 
österreichischen  Ländern  des  näheren  eingehen  wollten.  Eine 
solche  Detailbetrachtung  ist  für  unseren  Zweck  auch  ganz  wohl 
entbehrlich.  Es  genügt,  wenn  wir  das  Endergebnis  dieser  durch 
mehrere  Dezennien  sich  hinziehenden  Entwicklung    hier    kurz  re- 
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sumieren.  Danach  ist  zu  betonen,  daß  auf  Grund  der  bestehen- 
den Gesetzgebung  das  V'olksschulwesen  in  Oesterreich  zwischen 
dem  Staate  einerseits  und  den  autonomen  Körperschaften  anderer- 
seits geteih  ist.  Jener  hat  noch  immer  in  der  Hauptsache  die 
eigentUche  Administration  der  Volksschulen  in  der  Hand  ,  diese 
dagegen  sind  im  allgemeinen  auf  die  Bestreitung  der  Kosten  an- 
gewiesen. 

Welches  sind  nun  die  Konsequenzen  dieses  von  der  Staats- 
verwaltung mit  Zähigkeit ,  ja  fast  mit  Eigensinn  festgehaltenen 
Standpunktes  gewesen ,  wodurch  sich  Oesterreich  auf  imserem 
Gebiete  in  schroffen  Gegensatz  zu  den  meisten  übrigen  europäi- 
schen Staaten  gestellt  hat.? 

Als  das  Reichsvolksschulgesetz  und  die  darauf  beruhenden 
Landesgesetze  erflossen,  haben  sich  die  autonomen  Körperschaf- 
ten in  ihrer  Unklarheit  über  die  schwerwiegende  finanzielle  Trag- 
weite dieser  Bestimmungen  die  letzteren  zunächst  ruhig  gefallen 
lassen.  Nur  in  einzelnen  Ländern  (Oberösterreich)  war  das  Stre- 
ben der  autonomen  Verwaltungskörper ,  insbesondere  des  Lan- 
desausschusses, von  Anfang  an  darauf  gerichtet,  einen  größeren 
Einfluß  auch  auf  die  eigentliche  Volksschulverwaltung  zu  erlan- 
gen. Zumeist  sind  sich  jedoch  die  Landesverwaltungen  erst  spä- 
ter, als  der  Druck  der  Volksschullasten  sich  auch  in  Oesterreich 
mehr  und  mehr  bemerkbar  machte,  jenes  inneren  Widerspruches 
in  der  Volksschulverwaltung  bewußt  geworden,  zumal  ihre  Macht- 
stellung seither  in  den  größeren  Gebieten  außerordentlich  gestie- 
gen war,  und  fortan  begannen  die  Landesverwaltungen  den  Stand- 
punkt zu  vertreten,  daß  sie,  da  sie  die  Lasten  der  Volksschule 
trügen,  auch  in  der  Volksschul  Verwaltung  das  entscheidende 
Wort  zu  sprechen  hätten.  Einzelne  Landesverwaltungen  (Ober- 
österreich, Tirol,  neuestens  Niederösterreich)  haben  bei  Hervor- 
kehrung dieses  Standpunktes  in  der  Tat  bereits  nicht  unbedeu- 
tende Erfolge  erzielt.  Die  Zeit  ist  daher  nicht  mehr  ferne,  wo 
auf  dem  Gebiete  der  Volksschulverwaltung  der  vom  Reichsvolks- 
schulgesetze statuierte  Dualismus  in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt 
unhaltbar  gew^orden  sein  wird. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  schweren  Schäden  auszuführen, 
welche  durch  diesen  Dualismus  und  die  geringe  finanzielle  Be- 
teiligung des  Staates  an  dem  österreichischen  Volksschulwesen 
für  dieses  in  so  manchen  Kronländern,  namentlich  in  den  ärme- 
ren und  kulturell  tiefer  stehenden,  heraufbeschworen  worden  sind. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  37.  2 
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Wer  dio  mit  ^lolkM-  Reserve  bearbeiteten  Ergebnisse  der  öster- 
reichischen VolUsschulstatistik ,  die  vieles  mehr  verschleiert  als 
enthüllt,  einer  kritischen  rriifiini,'^  unterzieht,  wird  den  nötigen 
Kommentar  zu  diesen  Bemerkungen  leicht  selbst  schreiben  kön- 
nen. Ohne  die  großen  Fortschritte  leugnen  zu  wollen,  die  das 
r)sterreichische  Volksschulwesen  seit  der  Erlassung  des  Reichs- 
volksschulgesetzes gemacht  hat ,  sind  wir  noch  immer  weit  ent- 
fernt von  der  Erreichung  des  ersten  und  einfachsten  Zieles  jeder 
V'olksschulgesetzgebung ,  der  allgemeinen  Verbreitung  der 
Elementarbildung  in  allen  Provinzen  und  Gebieten  des  weiten 
Reiches.  Wie  sollte  es  auch  anders  sein,  wenn  sich  der  Staat 
von  den  Kosten  der  Volksschule  ängstlich  fernhält  und  damit 
eine  der  wichtigsten  Voraussetzungen  für  die  Erreichung  des  er- 
wähnten Zieles  einfach  negiert !  Nach  dem  Finanzgesetze  vom 
29.  Juni  19 10  betrugen  die  aus  dem  Staatsschatze  für  das  Volks- 
schulwesen gewährten  Beiträge  in  Oesterreich  bloß  2  182805  Kro- 
nen und  einschließlich  des  Aufwandes  für  die  Eehrer-  und  Leh- 
rerinnenbildungsanstalten erst  8  121  381  Kronen.  Preußen  hat  da- 
gegen im  Jahre  1909  für  das  Elementarschulwesen  aus  Staats- 
mitteln rund  nicht  weniger  als  130  Millionen  Mark  aufgewendet, 
wozu  infolge  eines  neuen  Lehrerbesoldungsgesetzes  noch  weitere 
35  Millionen  Mark  kommen  werden.  Der  französische  Staat  hat 
im  Jahre  1909  rund  150  Millionen  Francs  für  das  Elementarschul- 
wesen aufgewendet.  Wie  klein ,  wie  unbedeutend  sind  die  Auf- 
wendungen des  österreichischen  Staates  gegenüber  den  Leistun- 
gen der  beiden  eben  genannten  Kulturländer !  Sie  bleiben  hinter 
den  Leistungen  der  autonomen  Faktoren  in  den  größeren  öster- 
reichischen Provinzen  weit  zurück,  und  dabei  darf  natürlich  nicht 
übersehen  werden,  daß  ein  weiteres  rapides  Steigen  der  Volks- 
schullasten in  allen  Ländern,  welche  sich  die  Durchführung  der 
neuen  Volksschulgesetzgebung  ernstlich  angelegen  sein  lassen, 
mit  Sicherheit  zu  gewärtigen  ist.  Nichts  ist  daher  natürlicher,  als 
daß  gerade  die  Volksschulausgaben  den  Haushalt  der  autonomen 
Körperschaften  besonders  hart  belasten.  Um  hier  nur  ein  Bei- 
spiel anzuführen  ,  so  sei  erwähnt ,  daß  in  l^öhmen  der  gesamte 
Volksschulaufwand  des  Landes  (von  den  Gemeindeleistungen  ab- 
gesehen) bereits  im  Jahre  1901  fast  die  Hälfte  (49,95  7o)  sämt- 
licher Landesauslagen  betrugt).     Derselbe    war   vom   Jahre    1880 

I)  Dr.  Karl  Urbau,    Die  Finanzen    der    territorialen    .'^elbstverwailungskörper    in 
Oesterreich   mit  besonderer  Berücksichtigung  Böhmens.    Vortrag  gehalten    in  der  Ge- 
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angefangen  bis  zum  Jahre  1904  um  rund  500^/0  gestiegen.  Im 
Jahre  1905  umfaßte  der  Aufwand  für  die  Erhaltung  der  Volks- 
schulen noch  in  einer  weiteren  Anzahl  von  Ländern  (z.  B.  auch 
in  Schlesien  und  Dalmatien)  bereits  mehr  als  die  Hälfte  und  in 
anderen  Ländern  bewegte  sich  derselbe  schon  zwischen  30  und 
40°/o  aller  Landesauslagen.  Merkwürdigerweise  steht  in  Oester- 
rcich  nicht  etwa  bloß  die  Mnanzverwaltung ,  sondern  ,  wie  es 
scheint,  auch  die  Unterrichtsverwaltung  dem  schon  öfters  ange- 
regten Gedanken  einer  größeren  Partizipation  des  Staatsschatzes 
an  den  Volksschulkosten  mit  geringem  Verständnis ,  ja  sogar 
mit  Abneigung  gegenüber,  ohne  zu  erkennen,  daß  hierdurch  der 
weitere  Fortschritt  des  Elementarschulwesens  vielfach  unterbun- 
den und  den  autonomistischen  Bestrebungen ,  die  Hand  auf  die 
X'olksschule  zu  legen ,  geradezu  Tür  und  Tor  geöffnet  werden 
muß.  Je  mehr  die  Selbstverwaltungskörper  und  speziell  die  Lan- 
desverwaltungen zur  Erkenntnis  jener  eigentümlichen  Rolle  ge- 
langen, welche  ihnen  der  Staat  bisher  im  Bereiche  des  Volks- 
schulwesens zuerkannt  hat,  desto  weniger  werden  sie  ohne  Zwei- 
fel in  Zukunft  geneigt  sein,  die  materiellen  Machtbefugnisse  der 
staatlichen  Volksschulverwaltung ,  denen  keinerlei  finanzielles 
Aequivalent  zur  Seite  steht,  anzuerkennen.  Konflikte  und  eine  im- 
mer stärkere  Reaktion  gegen  die  staatliche  Verfügungsgewalt  in 
Volksschulsachen  erscheinen  unausweichlich  und  sind  schon  in 
den  letzten  Dezennien  mehrfach  zum  Vorschein  gekommen,  was 
umso  bedenklicher  ist,  als  der  Staatsverwaltung  keine  besonderen 
Mittel  zu  Verfügung  stehen,  um  ihren  Willen'  gegenüber  den  wi- 
derstrebenden Landesverwaltungen  immer  und  sicher  zur  Geltung 
zu  bringen.  Insbesondere  besitzt  die  Staatsregierung  in  Oester- 
reich  gegenüber  den  Landesverwaltungen  kein  Recht,  verweigerte 
Leistungen  einfach  im  Verwaltungswege  zwangsweise  in  den  Lan- 
desetat einzustellen ,  sondern  sie  kann  höchstens  gegen  die  ge- 
nannten Verwaltungen  im  Klagewege  beim  Reichsgerichte  ein- 
schreiten. Demnach  besteht  die  eminente  Gefahr,  daß  die  auto- 
nomistischen Prinzipien  ,  welche  schon  heute  die  ö.sterreichischc 
Volksschulgesetzgebung  in  dem  größten  Umfange  beherrschen, 
bald  auch  in  der  Volksschul  Verwaltung  überwuchern  und 
jenes  Chaos  herbeiführen  werden,  wie  ein  solches  schon  auf 
anderen  Gebieten  bereits  besteht.    Nirgends  erscheint  es  vielleicht 

Seilschaft    österreicliisclier    Volkswirte    am     I.    März    1904     {Separatabdruck    aus    der 
»Volkswirtschaftlichen  Wochenschrift«   von  Alexander  Dorn)    1904,   S.   35. 

2  * 


—       20       — 

SO  wichtig,  diesen  klaffenden  \\idersi)iuch  des  bestehenden  Ver- 
waltunijsdualisnuis  in  <,'eschickter  Weise  zu  iibeibiücken ,  was 
nach  dem  Vorbilde  anderer  Länder  wohl  nur  durch  Bereitstellung' 
größerer  staatlicher  Mittel  tür  das  V'olksschulwesen  wird  i^eschehcn 

können')- 

SoL^ar  i^anz  moderne   X'erwaltungsgebiete,    w  ie  /..  \\.  die  S  o- 

z  i  a  1  V  e  r  s  i  c  h  i'  r  u  n  j;  ,  sind  in  Ocsterreich  von  diesem  tief- 
gehenden Widerstreite  zwischen  den  zentralistischen  und  den  auto- 
nomistischen  Machtfaktoren  nicht  unberührt  <feblieben.  Schon  bei 
Schaffung  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  wußten  die  autono- 
mistischen  Parteien  die  Wohltaten  dieser  Gesetzgebung  für  die  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  zu  einem  großen  Teile  auszu- 
schließen und  ebenso  sind  in  der  endgültigen  P'assung  des  Gesetzes 
über  die  Pensionsversicherung  der  Privatbeamten  die  Spuren  des  er- 
wähnten Kampfes  deutlich  zu  erkennen.  Bei  der  Neuauflage  der  zu- 
meist aus  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  stammenden  Dienst- 
b  o  t  e  n  o  r  d  n  u  n  g  e  n  haben  die  autonomistischen  Parteien  da- 
für gesorgt,  daß  die  diesen  Ordnungen  unterworfenen  Bevölke- 
rungsschichten auch  weiterhin  in  einer  feudalen  Abhängigkeit  er- 
halten werden,  obwohl  die  Kompetenz  zur  Regelung  dieser  zivil- 
rechtlichen Materie  ohne  Zweifel  der  Rcichsgesetzgebung  zuge- 
standen wäre. 

Wir  sehen  also,  wie  die  autonomen  Verwaltungskörper  und 
insbesondere  die  Landesverwaltungen,  die  vielfach  unklaren  und 
lückenhaften  Bestimmungen  der  Dezemberverfassung  sich  zu  Nutze 
machend,  öfters  auch  geradezu  sie  überschreitend,  unaufhaltsam 
ihren  Wirkungskreis  immer  weiter  ausdehnen  und  die  Staatsver- 
waltung auf  ausgedehnten  Gebieten  der  Gesetzgebung  und  Ad- 
ministration zurückdrängen.  Eine  weitreichende  Umwälzung  in 
dem  ganzen  Aufbau  der  Verwaltung  hat  sich  somit  in  dem  letzten 
halben  Jahrhundert  in  Oesterreich  vollzogen,  und  es  ist  gewiß 
nicht  zu  viel  gesagt,  wenn  wir  behaupten,  daß  hier  ein  Analogon 
jener  Entwicklung  vorliege,  welche  die  großen  deutschen  Staats- 
rechtslehrer {Laband.  jfeliiuek)  als  V  e  r  f  a  s  s  u  n  g  s  w  a  n  d  1  u  ng 
bezeichnet  haben.     l{s  hat  keinen  Zweck,  heute  darüber  zu  strei- 

i)  Vergl.  hierüber  unsere  Ausführungen  in  dem  Aufsalze  »Kritische  Streiflichter 
auf  die  Finanzgebarung  der  österreichischen  UnterrichtsansiaheU'  in  der  Zeitschrift 
für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung,  V.  Bd.  (1896),  S.  238  ff.,  und  in 
den  > Betrachtungen  über  die  Reform  der  inneren  Verwaltung  Oesterreichs«,  eben- 
daselbst, XIV.  Bd.   (1905),  S.  23   ff.  (des  Separatabdruckes). 


—       21        — 

ten,  ob  und  inwieweit  dieser  Entwicklung  von  der  Regierung  in 
den  verflossenen  Jahrzehnten  bereits  Einhalt  hätte  geboten  wer- 
den können.  Sie  hat  im  allgemeinen  die  Rolle  eines  passiven 
Zuschauers  gespielt  und  dadurch  indirekt  nicht  wenig  dazu  bei- 
getragen, die  autonomistischen  Fluten  immer  höher  und  höher 
schwellen  zu  machen.  Daß  es  ihr  ganz  wohl  mögUch  gewesen 
wäre,  diese  Fluten  auch  zurückzustauen  und  selbst  in  ein  anderes 
Bett  zu  leiten,  zeigt  deutlich  ein  aus  der  M  i  1  i  t  ä  r  v  e  r  f  a  s  s  u  n  g 
genommenes  Beispiel.  Die  alten  österreichischen  Stände  hatten 
auch  im  Bereiche  des  Kriegswesens  ursprünglich  eine  sehr  be- 
deutende Tätigkeit  entwickelt  und  eine  förmliche  ständische  Trup- 
penmacht geschaffen,  sie  besaßen  eigene  Zeughäuser  und  andere 
militärische  Hilfsanstalten.  Diese  ständischen  Landesaufgebote 
behaupteten  Jahrhunderte  lang  neben  der  kaiserlichen  Armee  ihre 
Stellung  und  verschwinden  erst  in  den  großen  Revolutionskrie- 
gen am  Ende  des  i8.  Jahrhunderts  vollständig  aus  der  Geschichte. 
Als  nun  die  österreichische  Regierung  nach  dem  Jahre  1867 
daran  ging,  die  neue  Landwehr  zu  organisieren,  da  tauchte  sofort 
die  Erinnerung  an  die  alten  ständischen  Wehreinrichtungen  wie- 
der auf  und  fand  in  dem  ersten  österreichischen  Landwehrgesetze 
vom  13.  Mai  1869  einen  sehr  deutlichen  Ausdruck.  Nach  diesem 
Gesetze  (ij  7,  al.  3)  sollten  die  neuen  Landwehrformationen  1  ä  n- 
d  e  r  w  e  i  s  e  fortlaufende  Nummern  erhalten  und  ihre  Fahnen  auf 
der  einen  Seite  das  betreffende  Landeswappen  tragen.  Noch 
größere  Selbständigkeit  wurde  dem  Landesverteidigungsinstitute 
der  beiden  Länder  Tirol  und  Vorarlberg  eingeräumt,  indem  die 
administrative  Leitung  der  Landesverteidigung  hier  bei  einer 
eigenen  Landesbehörde  (Landesverteidigungsoberbehörde)  kon- 
zentriert und  die  Verwendung  der  aus  den  beiden  Ländern  sich 
rekrutierenden  Landesschützen  durch  landesgesetzliche  Sonderbe- 
stimmungen eingeschränkt  wurde.  Mit  großer  Konsequenz  sind 
aber  seither  die  Gesetzgebung  und  die  Verwaltung  bemüht  ge- 
wesen, diese  Sonderstellung  der  genannten  beiden  Länder  im  Be- 
reiche der  Landwehrverfassung  wieder  einzuschränken  und  wenig- 
stens die  innere  Organisation  der  dortigen  Landesverteidigung  mit 
der  übrigen  Landwehrverfassung  in  Uebereinstimmung  zu  bringen, 
was  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  ohne  besonderen  Wider- 
stand der  autonomistischen  h^aktoren  gelungen  ist.  In  Militär- 
sachen ist  eben  das  Interesse  der  Reichsregierung  an  einer  ein- 
heitlichen Organisation  und  Leitung  auch  heute    noch  besonders 


Icbhaü  mul  liir  aulonoinistisclic  Hcstril)un,L;cn  so  yut  wie  kein 
Kaum.  Wir  fiiuKMi  ilalu-r  auf  diesem  (lcl)icte  geradezu  einen 
ent^ei^en^esetzten ,  in  zcntralistischer  kichtung  sicli  beweL,^enden 
Ent\vicklunj;s|)io/eß,  ein  deutliches  Zeichen  ,  daß  die  Macht  der 
Staatsrcyierunj,'  iuinier  noch  stark  j;enu^'  ist,  der  autononiistischen 
Strömuntjen  Herr  zu  werden,  wenn  sie  nur  ernsthch  will  und  — 
wir  müssen  dies  sciion  hier  betonen  —  die  finanziellen  Zügel 
nicht  aus  der  Hand  gibt,  liin  anderes  Beispiel  gewährt  auf  dem 
gleichen  Gebiete  die  Gesetzgebung  über  die  Vorspannleistung  und 
die  X'erpiTegung  des  Heeres.  I  latte  noch  die  Dezemberverfassung 
dem  Reichsparlamente  hier  nur  die  grundsätzlichen  An- 
ordnungen vorbehalten,  so  regeln  die  seither  erlassenen  Gesetze 
über  die  Einquartierung  des  Heeres  und  das  X'orspannwesen  diese 
beiden  Materien  in  so  detaillierter  Weise,  daß  für  die  Landesge- 
.setzgebung  nur  sehr  wenig  Raum  bleibt. 

Immerhin  hatte  trotz  der  fortschreitenden  T^xpansion  der 
Landesgesetzgebung  und  der  Landesverwaltung  die  Zentralgewalt 
doch  noch  schon  dadurch  ihr  Uebergewicht  behauptet,  daß  die 
Anträge  auf  Sanktionierung  der  Landesgesetzentwürfe  von  ihr 
ausgehen  und  regelmäßig  die  Staatsbehörden,  nicht  aber  die  Or- 
gane der  autonomen  Länderverwaltuni'cn  die  Ausführungsver- 
Ordnungen  zu  treffen  haben,  endlich  die  zur  Erlassung  der  mit 
Landesgesetzen  im  Zusammenhang  stehenden  Bcstinmiungen  über 
zivilrechtliche,  Strafjustiz-  und  polizeistrafrechtliche  Angelegenheiten 
nach  der  Dezemberverfassung  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung 
anzuordnen  waren.  Auch  insoferne  zum  Zwecke  der  Durch- 
führung von  Landesgesetzen  die  Neuorganisierung  oder  Umbildung 
von  staatlichen  (landesfürstlichen)  Behörden  notwendig  war.  galt 
nur  die  Reichsgesetzgebung  als  zur  Erlassung  der  einschlägigen 
Normen  kompetent. 

Die  Praxis  hatte  überdies  den  Wirkungskreis  der  Reichsge- 
setzgebung die  längste  Zeit  vielfach  noch  weiter  gezogen  und 
hielt  dieselbe  auch  sonst  zur  Erlassung  grundsätzlicher  Anord- 
nungen in  Ansehung  der  den  Länderverwaltungen  schon  durch 
die  Landesordnungen  zugewiesenen  Angelegenheiten,  also  z.  B. 
selbst  in  Sachen  der  Landeskultur  für  zuständig.  So  entwickelte 
sich  vielfach  eine  sogenannte  Reichsrahmengesetzge- 
bung, die  freilich  trotz  der  oft  sehr  weit  gezogenen  Maschen 
zu  allerlei  Schwierigkeiten  Anlaß  gab,  indem  die  von  den  Lan- 
desvertretungen angenommenen  Gcsetzesvorlagen  sich  öfters  nicht 
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vollständig  im  Rahmen  der  grundsätzlichen  Bestimmungen  der 
Reichsgesetze  bewegten  oder  diese  sich  hinterdrein  nicht  als  voll- 
kommen zweckmäßig  erwiesen.  Man  hatte  es  eben  in  diesem 
Falle  mit  einem  für  unsere  modernen,  rasch  wechselnden  Ver- 
hältnisse im  allgemeinen  viel  zu  schwerfälligen  Gesetzgebungs- 
apparate zu  tun,  während  es  viel  richtiger  gewesen  wäre,  die 
Kompetenzen  hier  lediglich  zwischen  einem  gesetzgebenden 
Faktor  und  der  Verordnungsgewalt  aufzuteilen. 

Gerade  an  diesem  Punkte  haben  nun  in  jüngster  Zeit  die 
autonomistischen  Parteien  Oesterreichs  den  Hebel  angesetzt,  um 
für  ihre  föderalistischen  Bestrebungen  neue  Bahnen  zu  eröffnen, 
und  die  Regierung,  von  Sorge  um  das  Schicksal  der  letzten  Wahl- 
reform erfüllt,  leistete  ihnen  dabei  merkwürdigerweise  ganz  offen 
Assistenz.  So  ist  in  das  Wahlreformgesetz  vom  26.  Januar  1907, 
RBl.  Nr.  15,  die  das  Gepräge  einer  lex  per  saturam  lata 
tragende  Bestimmung  hineingekommen,  welche  der  Landesgesetz- 
gebung nunmehr  auch  in  den  zuletzt  behandelten  Angelegenheiten 
die  ausschließliche  Kompetenz  zuweist. 

Damit  ist  eine  der  wichtigsten  Schranken,  welche  gegen  die 
autonomistischen  Bestrebungen  in  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung bisher  noch  aufgerichtet  gewesen  waren,  endgültig  besei- 
tigt und  die  autonomen  Organe  werden  sich  fortan  auf  dem  Ge- 
biete der  Landeskultur  und  in  so  manchen  anderen  Administra- 
tionszweigen noch  viel  freier  als  bisher  bewegen  und  ihre  Tätig- 
keit, soweit  ihre  Mittel  reichen,  noch  umfassender  gestalten  können. 
Die  Wirkungen  dieser  Verfassungsänderung,-  die  ohne  großes  Ge- 
räusch ins  Werk  gesetzt  wurde,  sind  ganz  dazu  angetan,  den 
langsamen  Umbildungsprozeß,  den  das  öffentliche  Leben  Oester- 
reichs in  dem  letzten  halben  Jahrhunderte  erfahren  hat,  noch  zu 
beschleunigen.  In  welchem  Tempo  dies  geschehen  wird,  kann 
freilich  erst  die  Zukunft  lehren.  Vielleicht  wird  dieses  Tempo 
infolge  der  über  die  meisten  Länder  mittlerweile  hereingebrochenen 
Plnanznot  ein  langsameres  sein,  als  sich  nach  der  bisherigen  Ent- 
wicklung der  Dinge  erwarten  ließe.  Jedenfalls  sind  aber  schon 
die  Wirkungen  des  bisherigen  Umbildungsprozesses  tief  einschnei- 
dende gewesen,  sowohl  für  den  ganzen  Staat  wie  vor  allem  für 
die  autonomen  Körperschaften.  Zwar  kann  in  der  Mehrzahl  der 
Kronländer  seit  dem  Beginne  der  neuen  Autonomie  ohne  Zweifel 
ein  gewaltiger  Aufschwung  des  öffentlichen  Lebens  geraume  Zeit 
hindurch    konstatiert    werden.     Gestützt    auf    die    anfangs    unver- 
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sehrte  |-'inanzkiat"t  und  den  last  juniifräuliclun  Kredit  ihrer  (Ge- 
biete konnten  die  von  der  staatliclien  I^e\  ormundiin^  befreiten 
Lande,sver\valtun.t;en  eine  reiche  und  vielseitige,  von  der  Bevölke- 
rung wegen  ihres  unmittelbar  wohltätigen  I'LlTcktcs  mit  lebhalten 
Sympathien  begleitete  Tätigkeit  entfalten.  Allein  diesem  Auf- 
schwünge hat  es  nicht  an  Schattenseiten  gefehlt.  Die  Segnungen 
des  neuen  autonomen  Regimes  sind  keineswegs  allen  Kronländern 
in  gleichem  Maße  zuteil  geworden,  sondern  speziell  die  kleineren 
und  schwächeren  Ländergebiete  blieben  von  Anfang  an  infolge 
ihrer  finanziellen  Ohnmacht  mehr  oder  minder  empfindlich  hinter 
diesem  Zuge  des  Fortschritts  zurück.  Die  neue  autonome  Ver- 
waltung ist  nicht  imstande  gewesen,  die  von  alters  her  zwischen 
ilen  einzelnen  österreichischen  Ländern  bestehende  tiefe  wirt- 
schaftliche und  kulturelle  Kluft  zu  überbrücken,  sodaß  dieselbe 
l)is  zum  heutigen  Tage  noch  immer  eine  schwere  Scheidewand 
zwischen  den  einzelnen  Nationen  und  Ländergebieten  bedeutet. 
Es  genügt  in  dieser  Beziehung  auf  die  ungeheuren,  jeder  Beschrei- 
bung spottenden  Unterschiede  hinzuweisen,  welche  heute  noch, 
obwohl  seit  der  Einführung  der  allgemeinen  Schulpflicht  durch 
Josef  II.  längst  mehr  als  ein  Jahrhundert  verstrichen  ist,  zwischen 
den  Alpen-  und  Sudetenländern  einerseits  und  den  südlichen  und 
östlichen  Provinzen  andererseits  auf  dem  Gebiete  des  Volksschul- 
wesens vorhanden  sind.  Geradezu  verhängnisvoll  war  ferner  die 
Rückwirkung  der  neu  begründeten  Autonomie  auf  die  ganze  Stel- 
lung der  Staatsverwaltung  zur  Bevölkerung.  Das  staatliche  Re- 
gime während  der  absolutistischen  Aera  des  19.  Jahrhunderts  war 
wegen  seines  polizeilichen  Geistes  und  des  stark  klerikalen  Ein- 
schlages in  hohem  Grade  unpopulär,  aber  es  war  doch  vielfach 
von  großzügigen,  aus  einer  einheitlichen  Staatspolitik  hervor- 
gehenden Gedanken  geleitet  gewesen  und  außerdem  der  Bevölke- 
rung durch  das  Institut  der  gemischten  Bezirksämter  nach  dem 
Jahre  1848  näher  getreten.  In  mißverständlicher  Auffassung  des 
englischen  Selfgovernment  haben  die  Begründer  der  neuen 
Autonomie  durch  Uebertragung  vieler  wichtiger  Agenden  auf  die 
Länder  und  (jcmeindcn  diesen  innigen  Kontakt  der  Staatsver- 
waltung mit  der  Bevölkerung  vielfach  unterbunden,  ja  geradezu 
zerstört.  Indem  die  meisten  jener  Agenden,  bei  denen  die  Ver- 
waltung der  Bevölkerung  fördernd  und  spendend  entgegentritt, 
von  den  Staatsbehörden  auf  die  neuen  Selbstverwaltungskörper 
übertragen  wurden,  i.st  zwischen  der  Bevölkerung  und  der  Staats- 
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Verwaltung  eine  steigende  Entfremdung  eingetreten.  Das  vordem 
vielfach  von  den  Staatsorganen  verwaltete  Armen wesen,  die  einst- 
mals direkt  vom  Staate  geleiteten  großen  Humanitätsanstalten, 
die  meisten  Agenden  der  Landeskultur  und  der  Wirtschaftspflege 
überhaupt  sind,  wie  wir  dies  bereits  gesehen  haben,  an  die  Selbst- 
verwaltungskörper übergegangen,  sei  es,  daß  sie  ausdrücklich 
ihnen  durch  die  Gesetzgebung  übertragen  worden,  sei  es,  daß  sie 
von  selbst  den  autonomen  Organen  zugefallen  sind.  So  kommt 
es,  daß  ein  großer  Teil  der  österreichischen  Staatsbürger  dem 
Staate  noch  heute  feindselig  und  mit  Mißtrauen  gegenübersteht 
und  alles  Heil  von  der  autonomen  Verwaltung  erwartet.  Die 
durch  die  juristische  Studienordnung  so  sehr  geförderte  rein 
formaljuristische  und  polizeiliche  Auffassung  weiter  Kreise  der 
österreichischen  Bureaukratie  hat  die  längste  Zeit  nicht  wenio- 
zum  Fortbestande,  ja  zur  Verschärfung  dieses  gespannten  Ver- 
hältnisses zwischen  Staat  und  Bevölkerung  beigetragen,  und  erst 
in  jüngster  Zeit  ist  wenigstens  in  den  höheren  Kreisen  der  staat- 
lichen Beamtenschaft  ein  entschiedener  Wandel  in  dem  ano-e- 
deuteten  Punkte  zu  verzeichnen.  Man  sucht  nicht  mehr  bloß  wie 
früher  die  in  der  Bevölkerung  auftauchenden  Strömungen  und 
Gärungen  mit  den  durch  Gesetze  übrigens  nur  sehr  rudimentär 
geregelten  polizeilichen  Machtmitteln  zu  unterdrücken,  sondern 
erkennt  in  der  Förderung  der  öffentlichen  Wohlfahrt  nunmehr  eben- 
talls  das  oberste  Ziel  aller  Verwaltung.  Aber  dieser  neueste 
Wandel  in  der  Auffassung  der  Staatsaufgaben  kann  den  Verlust 
an  Einfluß  und  Ansehen  nicht  mehr  so  leicht-wieder  wettmachen, 
den  die  Staatsverwaltung  in  dem  letzten  halben  Jahrhunderte 
durch  ihr  Zurückweichen  auf  so  vielen  wichtigen  Gebieten  der 
Administration  erlitten  hat.  Der  leer  gewordene  Raum  ist  inzwi- 
schen eben  von  der  mächtig  aufstrebenden  autonomen  Verwal- 
tung besetzt  worden.  Beide  stehen  in  Oesterreich,  wie  hier  nach- 
drücklich betont  werden  muß,  gegenwärtig  in  keinem  organischen 
Zusammenhange.  Es  findet  daher  auch  ein  friedliches  Zusammen- 
wirken beider  Verwaltungskreise  keineswegs  immer  statt,  viel- 
mehr gibt  es  der  gegenseitigen  Konflikte  und  Hemmungen  die 
Fülle,  ja  ein  großer  Teil  der  täglichen  Verwaltungsarbcit  muß 
lediglich  auf  eine  nutzlose  Hin-  und  Herschreiberei  zwischen  den 
beiderseitigen  Organen  verwendet  werden.  Dieser  an  äußerem 
Umfange  und  innerer  Schärfe  stets  zunehmende  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s- 
d  u  a  1  i  s  m  u  s  bildet  den  Krebsschaden  der  gesamten  österreichi- 
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sehen  Administration.  Dir  diialistisclic  Cliaraktcr  derselben  ist 
so  scharf  austjcpräj^'t,  daß  jeder  direkte  Ver^deich  mit  den  Kin- 
lichtun^en  anderer  Staaten  ausj^eschlossen  erscheint.  Noch  heute 
gefallen  sich  namhafte  österreichische  PoHtiker  und  Pubhzisten 
in  einem  solchen  V'er^'leichc  mit  den  englischen  Verwaltungsein- 
richtungen. Dabei  ist  aber  doch  wohl  übersehen,  daß  in  England 
eine  solche  Doppelverwaltvmg  fast  nirgends  existiert.  Im  allge- 
meinen stehen  sich  hier  nur  die  örtliche  Selbstverwaltung  auf  der 
einen  und  die  sie  leitende  und  kontiollierende  Staatsverwaltung 
auf  der  anderen  Seite  gegenüber,  nicht  aber  existiert,  wie  in 
Oestcrreich,  ein  fast  zusammenhangsloser  Aufbau  von  neben 
einander  bestehenden,  sich  gegenseitig  oft  befehdenden  Verwal- 
tungsinstanzen. Mit  Recht  wird  daher  die  heutige  englische  Selbst- 
verwaltung von  ihren  besten  Kennern  (^y?^v///f//^  einfach  als  öffent- 
liciie  Lokal  Verwaltung  bezeichnet.  Auch  darf  nicht 
übersehen  werden,  daß  die  Verwaltungsbefugnissc  der  englischen 
Munizipien  und  sonstigen  autonomen  Körperschaften  in  der  Regel 
genau  durch  Statut  oder  Gesetz  umschrieben,  d.  h.  begrenzt  sind, 
bei  ihnen  von  einer  so  regellosen  freien  Verwaltungsbetätigung  und  ■ 
Zersplitterung  der  finanziellen  Kräfte,  wie  bei  den  österreichischen 
Selbstverwaltungskörpcrn  füglich  nicht  die  Rede  sein  kann.  Muß- 
ten doch  bekanntlich  die  englischen  Städte  durch  ein  eigenes  Ge- 
setz zur  Verausgabung  finanzieller  Mittel  für  die  Errichtung  und 
Erhaltung  von  Volksbibliotheken  ermächtigt  werden !  In  Oestcr- 
reich aber  sind  der  freien  Verwaltungsbetätigung  der  autonomen 
Körperschaften,  solange  ihre  finanziellen  Mittel  reichen,  im  allge- 
meinen keine  solchen  Grenzen  gesteckt,  womit  naturgemäß  eine 
gewisse  Plan-  und  Regellosigkeit  in  dieser  Betätigung  von  selbst 
gegeben  ist  und  finanzielle  Schwierigkeiten  mit  der  wachsenden 
Ausdehnung  dieser  Tätigkeit  fast  von  selbst  entstehen  mußten. 
Auf  der  anderen  Seite  können  wir  auch  nicht  zugeben,  wie  dies 
öfters  und  neuestens  wieder  von  einem  hervorragenden  Kenner 
der  österreichischen  Selbstverwaltung  (Mischier)  behauptet  wird, 
daß  das  Wesen  dieser  Selbstverwaltung  und  zwar  speziell  der 
Landesverwaltung  in  einer  abgestuften  Kostenbestrei- 
tung öffentlichen  Aufwandes  bestehe  ').  Zwar  ist  es 
richtig,  daß  auch  den  ö.sterreichischen  Ländern  und  nicht  nur  den 
Gemeinden  ein   » übertragener <;   Wirkungskreis  zukommt  und    daß 

I)   Der  Hauähall  der   öslerreichischen  Landschaflen   im  Jalirbuch  des  öffentlichen 
Rechts,   III.   Bd.  (1909),  S.    590  ff. 
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derselbe  bei  den  Ländern  zunächst  vielfach  die  Kostenbestreituni;- 
für  die  von  anderen  Organen  besorgten  Verwaltungsgeschäftc 
nach  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  zum  Gegenstande  haben  sollte. 
In  der  Praxis  ist  aber  diese  Kostenbestreitung  regelmäßig  mit 
einer  Masse  von  Verwaltungsgeschälten  verknüpft.  Drastische 
]-}eispiele  dieser  Art  bieten  insbesondere  die  Sanitäts-  und  die 
Volksschulverwaltung.  Wer  in  diese  Geschäfte  der  größeren  Lan- 
desverwaltungen tiefer  hineingeblickt  hat,  der  wird  bald  wahr- 
genommen haben,  welche  Fülle  von  täglicher  Verwaltungsarbeit 
in  diesen  Dingen  von  den  Landesorganen,  insbesondere  von  den 
Landesausschüssen  und  den  Landesbuchhaltungen,  geleistet  wird 
und  geleistet  werden  muß.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  ist 
auch  auf  diesen  Gebieten,  obwohl  hier  in  erster  Linie  noch  die 
staatlichen  Organe  das  entscheidende  Wort  zu  sprechen  haben, 
bei  den  Landesausschüssen  eine  Art  Doppelverwaltung  etabliert 
worden.  Ls  tritt  dies  schon  darin  hervor,  daß  bei  den  Landes- 
ausschüssen der  größeren  Kronländer  eigene  Referenten  für  das 
Volksschulwesenund  die  (Gemeinde-)Sanitätsverwaltung  bestelltsind. 

Doch  kehren  wir  nach  dieser  Abschweifung,  welche  nicht 
gut  entbehrt  werden  konnte,  wenn  eine  der  wichtigsten  Grund- 
ursachen der  heutigen  finanziellen  Not  der  österreichischen  Länder 
richtig  erkannt  und  gewürdigt  werden  sollte,  zur  lugründung  und 
Beleuchtung  der  anderweitigen  LTrsachen  dieser  finanziellen  Not 
zurück! 

Die  weite  Ausdehnung  der  autonomen  Verwaltung  legt  von 
selbst  die  Frage  nahe,  ob  und  inwieweit  bei  dieser  Expansion 
der  autonomen  Verwaltung  die  Grundsätze  der  Oekonomie 
und  Sparsamkeit  gewahrt  worden  sind. 

Es  ist  natürlich  nicht  leicht,  über  diese  schwierige  Frage  im 
allgemeinen  ein  sicheres  und  gerechtes  Urteil  zu  fällen.  Ohne 
sehr  eingehende  statistische  Studien,  für  welche  hier  kein  Raum 
ist,  wird  dies  wohl  nicht  sich  bewerkstelligen  lassen.  Es  bleibt 
daher  nichts  übrig,  als  an  die  Stelle  dieser  ziffermäßigen  Unter- 
suchung eine  Art  Symptomatik  zu  setzen.  Sichere  Symptome 
einer  nicht  immer  wirtschaftlichen  Gebarung  zeigen  sich  einmal 
in  den  gewaltigen  Ueberschreitungen  der  Landesvoranschläge,  wie 
diese  in  den  letzten  Jahren  in  einzelnen  Kronländern  (Nieder- 
österreich !)  fast  schon  zu  einer  ständigen  Regel  zu  werden  droht. 
Wenn  viele  Länder  Verwaltungsagenden  in  den  Bereich  ihrer 
Tätigkeit  gezogen  haben,  die  ihnen  nach    dem  Gesetze  nicht  zu- 
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ki)iniiKii,  SU  /cui^t  dies  zum  iniiidcstcn  nicht  diirchwcj^fs  von 
fmanzicller  Voraussicht.  l-",inos  den-  eklntnntcstcn  Hi'is[)ic'lc  dieser 
Art  ist  die  Errichtung;  zahheicher  Landcsmittcischulen  in  einzelnen 
Ländern  (Nieder()sterreich,  Mähren)  [gewesen,  ein  Vorgan^^  der 
auch  deshalb  bedenkhch  erscheint,  weil  dadurch  unter  Umständen 
eine  einheitliche  L'nterrichtspolitik,  soferne  eine  solche  von  der 
Staatsverwaltung  befolgt  werden  wollte,  leicht  durchkreuzt  werden 
kann.  Denn  es  ist  ein  oftcnes  Geheimnis,  daß  z.  B.  in  den  Lan- 
dcsmittcischulen Niederösterreichs  nicht  selten  gerade  schwächer 
begabte  Schüler  untergebracht  zu  werden  [)flegen,  die  keine  Aus- 
sicht haben,  in  den  Wiener  Staatsmittelschulen  fortzukommen. 
.Man  wird  vielleicht  einwenden,  daß  diese  Expansion  der  Ver- 
waltungsaufgabcn  in  den  meisten  Ländern  noch  zu  jener  Zeit 
stattgefunden  hat,  wo  die  Landesfinanzen  noch  Ueberschüsse  er- 
gaben. Unseres  Erachtens  zeugt  es  aber  nicht  von  genügender 
Voraussicht,  wenn  die  Landesfinanzen  auf  lange  Zeit  hinaus  mit 
Verwaltungsaufgaben  belastet  wurden,  die  nicht  als  obligatorische 
angesehen  werden  können. 

Um  aber  dieses  heikle  Thema  einigermaßen  mit  authentischen 
Zeugnissen  belegen  zu  können,  wollen  wir  nur  hinweisen  auf  das 
von  den  Abgeordneten  Karl  Max  Grafen  Zedtwitz  und 
Karl  Grafen  B  u  q  u  o  y  unter  dem  7.  Mai  igo6  an  den  böhmi- 
schen Landesausschuß  erstattete  Gutachten  über  die  Sanierung 
der  böhmischen  Landesfinanzen.  Da  ist  zu  lesen,  daß  der  Be- 
amtenapparat der  böhmischen  Landesverwaltung  teilweise  eine 
ganz  übermäßige  Ausdehnung  erlangt  habe.  Insbesondere  gelte 
dies  von  dem  Stande  der  Rechnungsbeamten,  wovon  bei  den 
verschiedenen  Landesämtern  und  Landesanstalten  nicht  weniger 
als  165  angestellt  waren,  welche  Zahl  sich  noch  durch  49  Rech- 
nungspraktikanten erhöhte.  Bei  diesem  Stande  der  Beamten  allein 
ließe  sich  schon  eine  Ersparnis  von  150000  Kronen  bewirken, 
imd  die  Uebertragung  der  Kassageschäfte  an  die  Landesbank 
würde  eine  weitere  Ersparnis  von  30  000  Kronen  ergeben.  Es 
wird  weiters  in  dem  Gutachten  getadelt  die  allzu  große  Nach- 
giebigkeit der  Landesvertreter  gegenüber  lokalen  Wünschen, 
namentlich  wenn  es  sich  um  Meliorationsprojekte  handle.  Eine 
L'ebertreibung  zeige  sich  ferner  auch  beim  Volksschulaufvvande. 
Auf  keinem  Gebiete  der  öffentlichen  Einrichtungen  trete  eine 
derartige  Munifizenz  zutage  wie  gerade  auf  diesem,  und  die- 
.selbe  sei,  da  das    Volksschulwesen  der  beiden  in  Böhmen  wohn- 
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haften  Volksstämme  sich  auf  dem  Niveau  ziemlicher  Saturierung 
befinde,  nicht  mehr  schlechthin  im  Interesse  der  Allgemeinheit, 
sondern  zunächst  nur  in  dem  der  Lehrer  gelegen,  welche  dadurch 
leichter  Aussicht  auf  Erlangung  besserer  Stellen,  höherer  Zulagen 
und  dgl.  m.  erhielten.  In  diesen  Momenten  wurzle  insbesondere 
auch  das  Streben  nach  einer  übermäßigen  Vermehrung  der  Bür- 
gerschulen. Obwohl  nach  dem  Landesschulerrichtungsgesetze  nur 
die  Errichtung  je  einer  Bürgerschule  in  jedem  Schulbezirke 
vorgeschrieben  sei,  gebe  es  in  Böhmen  dermalen  bereits  über 
550  Bürgerschulen,  sodaß  sich  bei  dieser  Schulkategorie  eine  Er- 
sparnis von  200000  Kronen  erzielen  ließe.  Wir  müssen  hier  hin- 
zufügen, daß  auch  die  staatlichen  Schulverwaltungsbehörden  die 
längste  Zeit  geneigt  waren,  fortwährend  und  manchmal  wohl  zu 
stark  das  Bedürfnis  der  Volksschule  und  der  Lehrer  zu  betonen, 
ohne  auf  die  übermäßige  Anspannung  der  autonomen  Finanzen 
genügende  Rücksicht  zu  nehmen,  ein  Vorgehen,  welches  durch 
die  zu  Recht  bestehende  Zweiteilung  der  Volksschulagenden  nur 
allzusehr  begünstigt  werden  mußte.  Wenn  da  die  Staatsverwal- 
tung für  die  Kosten  der  neu  zu  errichtenden  Volksschulen  in 
keiner  Weise  aufzukommen  hat,  sondern  diese  Kosten  zur  Gänze 
den  autonomen  Körperschaften  zur  Last  fallen,  so  bekam  sie  den 
Druck  der  neuen  Schullasten  selbst  garnicht  zu  spüren  und  ver- 
lor leicht  den  richtigen  Maßstab  bei  Stellung  neuer  Anforde- 
rungen. Als  eine  bedenkliche  Erscheinung  bezeichnet  endlich  das 
erwähnte  Gutachten  die  in  den  letzten  Jahren  immer  stärker  auf- 
tretende Gewährung  von  Subventionen  an  verschiedene  Vereine, 
die  einen  rein  lokalen  Charakter  trügen,  selbst  über  reiche  Mittel 
verfügten  und  deren  Zweck  vielfach  nur  in  der  reinen  Unterhal- 
tung bestehe,  wobei  natürlich  durch  die  Berücksichtigung  beider 
Nationalitäten  die  doppelten  Ausgaben  entstünden. 

Die  angeführten  Tatsachen  ließen  sich  leicht  durch  weitere 
Beispiele  vermehren.  Es  sei  nur  erinnert  an  die  unglücklichen 
Lokalbahnaktionen  einzelner  Länder.  In  Steiermark,  von  welchem 
Lande  die  verfehlte  Landesbahnenpolitik  unter  der  Führung  des 
Grafen  W  u  r  m  b  r  a  n  d  ihren  Ausgangspunkt  genommen  hat, 
weisen  die  bestehenden  Landesbahnen,  wie  erst  in  einer  der 
letzten  Landtagssessionen  berichtet  wurde,  eine  Unterbilanz  von 
mehr  als  300000  Kronen  auf,  deren  Deckung  über  2  %  der  Lan- 
desumlagen in  Anspruch  nahm.  In  Böhmen  deckte  bis  zum  ICnde 
des  Jahres   1902   nur  eine  einzige    Lokalbahn    mit    ihren  Betriebs- 
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rinnalinicn  auch  liii-  AnmiitätcMi  der  j^aianticrtcii  AnlcMhc,  hri  vier 
Hahm-n  reichten  tue  Ijnnahnien  nicht  einmal  zur  Deckunj^'  der 
ei«;cnen  Rcj^ie  aus  und  das  j^esamte  Kapital  verzinste  sich  kaum 
mit  0.4%  ! 

I  )iesi-m  Anschwellen  der  Landcsausg^ahen  wird  jjei  der  t^^an- 
zen  1-j^enart  der  Landesadministration  und  der  Landesverfassung, 
solani^e  diese  in  ihrem  Grundcharaktcr  unverändert  bleiben,  nicht 
leicht  l-^inhalt  ^'eboten  werden  kcmnen.  I  liermit  berühren  wir 
weitere  tief  liegende  Ursachen  der  heutigen  liiianznot  der  öster- 
reichischen Länder.  Unzweifelhaft  hat  die  moderne  autonome 
\'erwaltung  gegenüber  der  staatlichen  Verwaltung  Oesterreichs 
mancherlei  Vorzüge  aufzuweisen.  Sie  hat  insbesondere  vielfach 
einen  offeneren  Blick  für  die  Bedürfnisse  des  Lebens  und  eine 
raschere  Initiative  in  der  Verwirklichung  des  einmal  als  richtig 
oder  notwendig  Erkannten  bekundet,  als  die  viel  schwerfälligere, 
der  F'ühlimg  mit  der  Bevölkerung  leichter  entbehiende  Staatsver- 
waltung. Allein  diesen  Vorzügen  stehen  auf  der  anderen  Seite 
schwer  wiegende  Mängel  gegenüber,  welche  auch  die  finanzielle 
Gebarung  ungünstig  beeinflussen  müssen.  J)ic  autonome  Ver- 
waltung Oesterreichs  und  speziell  die  Landesverwaltung  ist  von 
einzelnen  Ausnahmen  (Vorarlberg !)  abgesehen  keine  wahre 
S  e  1  b  s  t  V  e  r  w  a  1  t  u  n  g,  sondern  eine  in  der  Hauptsache  mit 
einem  bureaukratischen  Apparate  arbeitende  Parteiherrschaft. 
Die  politischen  Machthaber,  welche  das  Heft  in  der  Hand  haben, 
sind  von  den  sie  unterstützenden  Majoritäten  ganz  abhängig  und 
können  sich  daher  den  Wünschen  derselben  nur  schwer  entziehen, 
während  die  der  Bevölkerung  ferner  stehende  Staatsverwaltung 
weit  eher  in  der  Lage  ist,  ihr  angesonnene  ^lehrau.sgaben  abzu- 
wehren. So  erklärt  sich  denn  auch  leicht  diese  Fülle  von  Aus- 
gaben in  den  reicheren  und  entwickelteren  Ländern,  welche  in 
den  Gesetzen  keinerlei  Begründung  finden.  Dieselben  stellen  sich 
eben  vielfach  als  freiwillige  Leistungen  oder  Liebesgaben  an  die 
Parteigenossen  dar,  und  es  ist  uns  einmal  der  charakteristische 
Ausspruch  eines  Kenners  der  Verhältnisse  bekannt  geworden,  es 
werde  noch  so  weit  kommen,  daß  man  in  dem  betreffenden  Lande 
jedem  Bauer  auf  Landeskosten  seine  Wasserleitung  einrichten 
müsse.  Die  Masse  dieser  Ausgaben  wurde  natürlich  schon  bisher 
trotz  der  Vorherrschaft  des  in  Kraft  stehenden  Zuschlagsystemes 
nur  zu  einem  Teile  von  den  sich  fast  ausschließlich  im  Besitze 
der  politischen   Macht  befindlichen  bürgerlichen  Klassen  getragen. 
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Zum  anderen  Teile  hatte  dafür  die  große  besitzlose  Bcvölkerungs- 
klasse,  die  an  der  Landesadministration  bislang  noch  nirgends 
partizipiert,  aufzukommen,  da  vermöge  des  Ueberwälzungsprozesses 
schließlich  selbst  die  Zuschläge  zur  Hauszinssteuer,  zur  Erwerb- 
steuer und  sogar  zur  Grundsteuer  zu  einem  guten  Teile  die 
Schultern  dieser  Bevölkerungsschichte  belasten,  während  die  neuen 
indirekten  Landessteuern  in  der  Hauptsache  ganz  durch  sie  auf- 
gebracht werden.  Es  fehlte  somit  in  der  langen  Zeit  der  bisheri- 
gen Landesverwaltung  das  natürliche  Gegengewicht  gegenüber 
den  steigenden  Landesausgaben,  wie  ein  solches  bei  wahrer  Selbst- 
verwaltung immer  vorhanden  ist,  und  erst  in  der  neuesten  Zeit, 
in  welcher  das  Wahlrecht  für  die  Landesvertretungen  etwas 
demokratisiert  worden  ist,  will  es  der  herrschenden  Majorität  nicht 
mehr  so  leicht  gelingen,  die  Zuschläge  und  sonstigen  Steuern 
für  Landeszwecke  (Landesbierauflage)  zu  erhöhen.  Die  Differenz 
zwischen  den  gesetzlich  festgelegten  Ausgaben  und  ihrer  Dek- 
kung  droht  freilich  dadurch  zunächst  nur  umso  größer  zu  werden. 
Die  Landesverwaltung  ist  aber  auch  in  der  Hauptsache 
eine  bureaukratische  Organisation  und  teilt  dem- 
nach mit  der  staatlichen  Verwaltung  die  Eigenschaft  der  Kost- 
spieligkeit, namentlich  soweit  der  Personalaufwand  in  Betracht 
kommt.  Die  aus  den  Landtagen  durch  Wahl  hervorgegangenen 
Beisitzer,  die  dem  bureaukratischen  Elemente  ein  Gegengewicht 
bieten  sollten,  sind  gänzlich  abhängig  von  den  politischen  Parteien 
und  daher  nicht  imstande,  einen  koerzitiven  Einfluß  gegenüber 
den  von  allen  Seiten  auf  sie  einstürmenden  Wünschen  und  Be- 
gehren zu  üben.  Die  Landesverfassungen  kennen  kein  Budget- 
gesetz im  formellen  Sinne  des  Wortes  und  kein  für  die  Einhal- 
tung desselben  verantwortliches  Landesorgan.  Das  Budget  kommt 
durch  einen  einfachen  Beschluß  der  Landtage  zustande,  und 
weder  die  Finanzreferenten  der  einzelnen  Landesausschüsse, 
noch  viel  weniger  die  übrigen  Referenten  tragen  dafür  eine 
Verantwortung.  Die  Ansätze  der  Budgets  werden  häufig  noch 
während  der  Landtagsverhandlungen  durch  aus  der  Mitte  der 
Landtagsversammlungen  gestellte  Anträge  beträchtlich  erhöht, 
ohne  daß  die  warnende  Stimme  der  Finanzreferenten  beachtet 
würde.  Das  Verantwortlichkeitsgefühl  der  österreichischen  poli- 
tischen Parteien  für  eine  gute  Ordnung  in  der  finanziellen  Ge- 
barung ist,  wie  viele  Tatsachen  beweisen,  sehr  wenig  entwickelt, 
und  so  kümmert  sich  weiter  niemand  um  die  Folgen  solcher  will- 


—     3-      — 

kürlichcr  Hud^'ftciiu)hui\L;t'n.  Werden  doch  dir  meisten  Landes- 
budi^ets  nicht  einmal  volUnhalthch  in  den  Landesgesetzblättern 
vcröfifcntlicht,  sondern  man  muß  sicli  die  authentischen,  zuletzt 
festgestellten  Ziflern  derselben  oft  erst  mühsam  aus  den  Landta^s- 
akti-n  zusammensuchen ! 

lud  wie  der  L'rsjKun«,^  der  Landesbud<jets,  so  auch  ihre 
I  Hirchführunj^'  I  Ms  wird  geklagt,  daß  häufig  zwischen  den  ein- 
zelnen 1  )epartements  des  Landesausschusses  (Böhmen !)  kein  ge- 
nügender Kontakt  bestehe,  sondern  daß  jedes  Departement  dar- 
auf loswirtschafte.  Die  periodischen  Sitzungen  der  durch  die 
Politik  übermäßig  in  Anspruch  genommenen  Landesausschußbei- 
sitzer  können  diesem  'Mangel  natürlich  nicht  abhelfen  und  so  ist 
l)ei  größeren  Landesverw'altungen  manchmal  schon  eine  Zerfahren- 
heit eingerissen,  die  bedenklich  kontrastiert  gegenüber  der  stram- 
men Zentralisierung  der  staatlichen  Bud^etvcrwaltung  im  Finanz- 
ministerium. Dazu  kommt,  daß  die  meisten  Landesausschußbei- 
sitzer  ihre  Würde  ja  nur  im  Nebenamte  bekleiden,  einzelne  der- 
selben trotz  der  in  den  Landesordnungen  ausgesprochenen  Resi- 
denzpflicht die  Amtsgeschäfte  zeitweilig  fern  von  der  Landes- 
hau])tstadt  zu  führen  versucht  haben,  alles  Umstände,  die  einer 
einheitlichen,  strammen  Ordnung  in  der  Finanzgebarung  entschie- 
den abträglich  sein  müssen.  Die  in  einzelnen  Ländern  (Nieder- 
österreich !)  neuerdings  durchgeführte  Aufstellung  eines  Landes- 
amtsdirektors beweist  denn  auch  deutlich,  daß  das  Bedürfnis  nach 
Herstellung  einer  strafferen  Einheit  in  der  Landesverwaltung  dort 
bereits  sehr  lebhaft  fühlbar  geworden  ist. 

Vüv  den  bei  einzelnen  Landcsvcrwaltungen  (Böhmen  !)  herr- 
schenden umständlichen  und  kostspieligen  Bureaukratismus  ist  es 
charakteristisch,  daß  daselbst  die  von  der  Landesbuchhaltung  ab- 
verlangten Gutachten  nicht  selten  revidiert,  superrevidiert  und  ab- 
geschrieben werden  müssen,  bevor  sie  als  Aeußerungen  an  die 
betreffenden  Ausschußreferenten  gelangen. 

In  den  gemischtsprachigen  Kronländern  ist  die  Parteipolitik 
natürlich  verquickt  oder  identisch  mit  der  Nationalitätenpolitik 
des  an  der  Herrschaft  befindlichen  Volksstammes.  Es  i.st  leicht 
begreiflich,  daß  die  am  Ruder  der  Landesverwaltung  befindliche 
nationale  Majorität  während  der  Dauer  ihrer  Herrschaft  für  ihre 
nationalen  Angehcirij^en  so  viel  aus  Landesmitteln  herauszuschlagen 
sucht,  als  dies  nur  immer  möglich  ist.  Häufig  kann  dieses  Ziel 
nur  oder  leichter  auf  die  Weise  erreicht  werden,   daß  gleichzeitig 


—     33     — 

auch  —  das  erwähnte  Gutachten  der  beiden  böhmischen  Grafen 
hat  diesen  wunden  Punkt  bereits  berührt  —  für  die  nationale  Mi- 
norität aus  dem  Landessäckel  die  betreffenden  Liebesgaben  vo- 
tiert werden.  So  ist  zu  dem  in  der  Dezemberverfassung  endgül- 
tig festgelegten  Verwaltungsdualismus  in  einigen  gemischtspra- 
chigen Kronländern  noch  ein  nationaler  Ausgabendua- 
lismus hinzugetreten,  der  die  finanziellen  Kräfte  der  betreffen- 
den Länder  auf  das  äußerste  in  Anspruch  nimmt,  ohne  daß 
doch  dadurch  der  nationale  Friede  im  Lande  erreicht  worden 
wäre.  Im  Gegenteil,  der  merkwürdige  Umstand,  daß  auf  diese 
Art  in  einzelnen  Kronländern  (Böhmen,  Mähren!)  die  nationalen 
Majoritäten  die  Steuerkraft  der  nicht  mehr  am  Ruder  befindlichen 
nationalen  (deutschen)  Minoritäten  zu  ihren  Gunsten  ausbeuten, 
reizt  diese  Minoritäten  zu  heftiger  nationaler  Gegenwehr,  zur  Ob- 
struktion in  den  Landtagen  und  zur  zeitweiligen  vollständigen 
Lahmlegung  der  letzteren.  Mit  Recht  hat  daher  ein  bedeutender 
Kenner  dieser  Verhältnisse  [Rennei-)  die  bestehende  Kronlands- 
verfassung  (3esterreichs  als  eine  Feindin  der  habsburgischen  Mo- 
narchie bezeichnet  M.  Ohne  Sprengung  dieser  Verfassung,  die 
durch  eine  sorgfältige  nationale  Abgrenzung  wenigstens  vorbe- 
reitet werden  kann,  ist  auch  natürlich  eine  gründliche  Beseitigung 
der  daraus  entspringenden  finanziellen  Kalamitäten  nicht  so  leicht 
zu  gewärtigen.  Es  ist  daher  auf  das  tiefste  zu  beklagen,  daß  die 
vordem  mehr  zentralistisch  gesinnten  deutschen  Parteien  Oester- 
reichs  die  höhere  autonome  Verwaltung  bei  deren  Wiederaufrich- 
tung in  so  unglücklicher  Weise  an  die  »historischen  Individuali- 
täten der  Königreiche  und  Länder«  angelehnt  haben.  Nur  der 
Geschichte,  nicht  uns  kommt  es  zu,  zu  beurteilen,  ob  darin  ein 
Mangel  an  politischer  Voraussicht  erblickt  werden  muß.  Jeden- 
falls haben  gerade  die  Deutschen  Oesterreichs  diese  Verschmel- 
zung der  höheren  Selbstverwaltung  mit  der  Kronlandseinteilung 
am  meisten,  vor  allem  in  den  beiden  Sudetenländern  Böhmen  und 
Mähren,  zu  büßen.  Es  ist  vielleicht  nicht  überflüssig,  in  diesem 
Zusammenhange  daran  zu  erinnern,  daß  die  Frage  der  nationalen 
Abgrenzung  gleich  ursprünglich  auf  der  Tagesordnung  stand,  als 
die  territoriale  Einteilung  der  neu  zu  schaffenden  Selbstverwal- 
lungskörper  zum   erstenmale    in   Oesterreich  parlamentarisch    dis- 


l)   Rudolf  Springer,    Der    Kampf    der    Osten eichiscben   Nationen  um  den   Staat. 
J.   Teil:    Das  nationale  Problem  als  Verfassungs-  und  Verwaltungsfrage,   I902,  S.  40  ff. 
Zeitschrift  für  die  ges,  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  37.  ß 
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kuticrt  wurclf.  Schon  der  Kicmsicrer  Rcichstaij^  hat  sich  mit 
dieser  Fratze  befaßt.  1  )ie  Slavcn  standen  damals,  wie  die  Anträj;e 
des  Slovenen  Kauschitch  und  des  Czechen  l'alacky  beweisen,  auf 
Seiten  der  l''reundc  der  nationalen  Abi^renzun^  der  Provinzen, 
während  die  Gegenpartei  für  die  historische  Gestaltung  der  Län- 
der schwärmte  und  mit  dieser  ihrer  Meinung  auch  durchdrang. 
Unter  den  Vertretern  der  letzteren  befanden  sich  auch  die  Deut- 
schen. Die  zu  Ende  der  sechziger  Jahre  erfolgte  Aufhebung  der 
letzten  Reste  der  Kreisverfassung  vollendete  dann  den  Bruch 
mit  der  alten  Verwaltungseinteilung.  Heute  nun,  wo  sich  im 
Norden  des  Reiches  die  nationale  Situation  für  die  Deutschen 
so  ungünstig  gestaltet  hat,  sind  gerade  s  i  e  es,  welche  nach  der 
nationalen  Teilung  hier  verlangen,  während  sie  im  Herzen  imd 
im  Süden  der  Monarchie  (Steiermark,  'lirol  !j  umgekehrt  gegen- 
über den  Angehörigen  anderer  Volksstämme  (Slovenen,  Italienern) 
an  dem  alten  Schlagworte  der  Landeseinheit  festhalten  und  von 
nationaler  Zweiteilung  nichts  w'issen  wollen.  Aehnlich  liegen  die 
Verhältnisse  in  anderen  gemischtsprachigen  Ländern.  Ueberall 
versucht  die  nationale  Minorität  ihren  Anteil  an  der  Landesver- 
waltung zu  erringen  und  das  finanzielle  Joch  der  Majorität,  wo 
ein  solches  besteht,  durch  Zweiteilung  der  Landesadministration 
abzuschütteln.  L)er  letzte  Effekt  dieses  mit  seltener  Erbitterung 
geführten  nationalen  Kampfes,  als  dessen  Preis  ein  größerer 
Anteil  an  den  Landeseinnahmen  oder  selbst  deren  weitgehen- 
de Beherrschung  winkt,  muß  schließlich  eine  empfindliche  Stö- 
rung auch  der  normalen  Verwaltung  und  der  Plnanzwirtschaft 
in  den  vom  nationalen  Kampfe  durchtobten  Ländern  sein.  Sol- 
che krisenhafte  Erscheinungen  sind  denn  auch  in  einer  ganzen 
Reihe  (österreichischer  Länder  in  der  jüngsten  Zeit  zu  verzeich- 
nen. Am  krassesten  zeigen  sich  dieselben  in  dem  reichsten 
und  mächtigsten  Kronlande,  im  Königreiche  Böhmen.  Die  na- 
tionale Obstruktion  der  Deutschen  im  Landtage  hat  hier  bereits 
die  empfindlichsten  Störungen  im  Landeshaushalte  namentlich  da- 
durch hervorgerufen,  daß  das  mittlerweile  in  seiner  Geltung  er- 
loschene Gesetz  über  die  Landesbierauflage  nicht  rechtzeitig  er- 
neuert werden  konnte.  Schwere  finanzielle  Kalamitäten  im  Lan- 
deshaushalte waren  die  Folge  der  politischen  Taktik  der  Deutschen, 
zumal  der  Versuch  des  Landesausschusses,  die  Landesbierauf- 
lage auf  Grund  einer  Art  von  Notverordnung  weiter  einheben  zu 
lassen,  an  dem  entschiedenen  Widerstände    der  Regierung  schci- 
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terte.  Selbst  die  staatliche  Finanzpolitik  wurde  durch  den  Still- 
stand der  Landesgesetzgebung  hier  ernsten  Gefahren  ausgesetzt, 
indem  die  im  Wege  der  Landesgesetzgebung  zu  statuierende  Frei- 
lassung der  staatlichen  Personaleinkommensteuer  von  den  Landes- 
und Gemeindezuschlägen  im  Wege  der  Gesetzgebung  nicht  recht- 
zeitig zu  erlangen  war.  Dafür  machte  sodann  die  staatliche  Fi- 
nanzverwaltung Miene,  die  durch  das  Einführungsgesetz  zum  Per- 
sonalsteuergesetze vom  Jahre  1896  den  Grund-  und  Gebäude- 
•^teucrträgern  gewährten  Nachlässe  im  Königreiche  liöhmen  zurück- 
zuziehen, beziehungsweise  dieselben  den  Steuerträgern  für  die  Zu- 
kunft neu  vorzuschreiben,  wodurch  wiederum  in  zahlreichen  Pri- 
vatwirtschaften leicht  finanzielle  Kalamitäten  entstehen  könnten, 
zumal  durch  die  erwähnte  Maßregel  der  Finanzverwaltung  unaus- 
weichlich auch  eine  empfindliche  Rückwirkung  auf  den  Verkehrs- 
wert der  fraglichen  Steuerobjekte  veranlaßt  werden  müßte. 

Nach  dem  Gesagten  wird  das  gewaltige  Anschwellen  der 
Ausgaben  der  österreichischen  Länder  niemand  mehr  wunder- 
nehmen können.  Es  ist  in  der  Tat  imponierend  genug,  wie  die 
fol<jende  summarische  Uebersicht  zeigt : 


Ausgabekategorien  der  österreicliischen 

Kronen 

Landeswirtschaften 

1862 

1891 

1905 

I. 

Landesvertretung  und  allgemeine  Landesver- 

waltung 

4  168  420 

4  164  780 

II  727  328 

II. 

Ueberweisungen  aus  Landessteuern  und  öffent- 

lich-rechtlichen Einnahmen  an   Gemeinden 

—    . 

— 

7  030  112 

III 

Pensionen  und  Provisionen 

— 

793  902 

3  699  784 

IV. 

Oeffenlliche  Sicherheit 

I  574824 

705  960 

9  286  222 

V. 

Militär 

I  362  284 

I  469  282 

I  843  995 

VI. 

Sanitäts-  und  Humanitätswesen 

5782418 

19  531  402 

49  365  634 

VII. 

Kultus,  Unterricht,  Kunst  und  Wissenschaft, 

sowie   Bildungszweck   (insb.   Volksschulen) 

— 

34351  326 

107  375  195 

VIII 

Landeskultur 

224  440 

2552044 

13  125  417 

IX. 

Gewerbe,  Handel   und   Bergwesen 

— 

4  398  890 

2  988  645 

X. 

Verkehrs-  und   öffentliches   Bauwesen 

I  288  502 

8  063  214 

34638617 

XI. 

Schuldendienst 

— 

— 

26  220458 

XII. 

Landesvermögen 

— 

— 

3  499  668 

XI  [I 

Diverse  und   nicht  spezifizierte   Ausgaben 

408  286 

9520930 

I  375  "9 

XIV 

Kapitals-  und   Kassenstandsgebarung 

— 

5  740  006 

7  405  973 

Summe 

14  809  174 

91  291  736 

279582  167 

Ebensowenig  wird  sich  aber  in  Abrede  stellen  lassen,  daß 
die  ungünstige  Lage  der  Landesfinanzen  ganz  wesentlich  auch 
durch  innere  Ursachen  mitbestimmt  worden  ist  und  nicht  etwa 
ausschließlich  auf  die  so  bedeutende  Steigerung  der  Verwaltungs- 

3* 
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aufLjal)c-n.  mit  drr  die  l.aiulcscinnahmcn  nicht  ^L;lciclu'n  Schritt  zu 
hahrn  vermochten.  ziirück<^'eführt  werden  darf.  Diese  inneren  Ur- 
sachen haben  wir  zunächst  in  der  «^^anzen  ( )rganisation  der  öster- 
reichischen l.andesverwahuniien  ^i^efunden.  Wir  haben  in  den- 
selben die  vielleicht  in  i^anz  Europa  einzig  dastehende  Institution 
eines  unverantwortlichen  l'arteiregimentcs  vor  uns,  dem  sehr  be- 
deutende öffentliche  Mittel  fast  ohne  Kontrolle  und  Einflußnahme 
von  Seiten  der  staatlichen  Verwaltung  zur  Verfügung  überlassen 
sind.  Erst  neuestens  wirkt  die  Erweiterung  des  Landtagswahl- 
rechtes etwas  abschwächend  auf  diesen  bisher  so  scharf  ent- 
wickelten Charakter  der  Landesverwaltungen,  aber  fast  nirgends 
zeigt  sich  noch  bislang  ein  An.satz  zu  einer  tiefer  gehenden  oder 
organischen  Einwirkung  derStaatsverwaltung  auf  die  bereits  gewaltig 
angestiegenen  autonomen  Verausgabungen,  ja  selbst  nicht  einmal 
auf  die  nicht  mehr  unbedeutenden  staatlichen  Zuschüsse  zu  den 
Landeseinnahmen,  die  im  Wege  der  Ueberweisung,  wie  wir  noch 
sehen  werden,  den  Landesverwaltungen  zu  Gebote  gestellt  wor- 
den sind.  Nirgends  zeigen  sich  am  fernen  Horizonte  der  auto- 
nomen Verwaltung  Oesterreichs  kräftigere  Konturen  eines  Local 
Government  Board,  ohne  das  selbst  das  Musterland  der  europäi- 
schen Selbstverwaltung  nicht  mehr  zu  bestehen  vermöchte.  Der 
Einfluß  der  Staatsregierung  beschränkt  sich  im  allgemeinen  dar- 
auf, die  Landesgesetzentwürfe  der  Krone  zur  Sanktion  vorzulegen, 
beziehungsweise  ihr  deren  Ablehnung  zu  empfehlen,  ferner  übt 
sie  Einfluß  in  analoger  Weise  bei  Bewilligung  höherer  Zuschlags- 
perzente  zu  den  staatlichen  direkten  Steuern,  bei  Einführung  neuer 
indirekter  Abgaben,  endlich  bei  der  Veräußerung  und  der  dauern- 
den Belastung  des  Landesvermögens.  Selbstverständlich  stehen 
einer  kräftigen  Staatsregierung  noch  mancherlei  andere  Hand- 
haben zur  Verfügung,  um  den  Gang  der  Landesverwaltung  zu 
beeinflussen.  Aber  dieselben  sind  in  keiner  Weise  in  eine  or- 
ganische Form  gefaßt  oder  klar  und  ausdrücklich  geregelt.  Auch 
darf  nicht  übersehen  werden,  daß  die  Macht  manches  landschaft- 
lichen Parteiregimentes,  das  öfters  zugleich  (Niederösterreich  !)  die 
Landeshauptstadt  beherrscht,  weit  in  die  betreffende  .staatliche 
Mittelstelle  hinüberreicht  und  dadurch  einer  staatlichen  Einfluß- 
nahme leicht  erfolgreichen  Widerstand  zu  leisten  vermag.  Da- 
her denn  auch  die  schon  von  anderer  Seite  {Renner)  konstatierte 
Tatsache,  daß  selbst  die  Staatsverwaltung  in  den  einzelnen  ö.ster- 
reichischen  Kronländern  ein   verschiedenes  Gepräge  und  eine  ab- 
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weichende  politische  Färbung  zeigt  ^).  Niemand  wird  behaupten 
wollen,  daß  z.  B.  Niederösterreich,  Galizien,  Tirol  oder  Steier- 
mark und  Schlesien  nach  den  gleichen  politischen  Grundsätzen 
staatlicherseits  verwaltet  werden.  Es  liegen  also  hier  schwere 
innere  Widersprüche  und  organische  Gebrechen  vor,  sodaß  eine 
gründliche  Heilung  der  Landesfinanzen  nicht  nur  von  außen,  son- 
dern zugleich  von  innen  heraus  versucht  werden  muß.  Die 
Mittel,  durch  welche  das  Anschwellen  der  Landesausgaben  in 
einen  besseren  Einklang  mit  der  Bedeckung  gebracht  werden  sollen, 
dürfen  daher  nicht  lediglich  in  der  Vermehrung  der  Einnahme- 
quellen bestehen,  sondern  müssen  zugleich  in  der  Behebung  dieser 
inneren  Widersprüche  und  organischen  Gebrechen  gesucht  wer- 
den. Der  planlosen  Expansion  der  Landesverwaltung,  ihrem 
]\IangeI  an  Oekonomie  muß  ein  Ziel  gesetzt  und  sie  muß  zu  einer 
wahren  Selbstverwaltung,  welche  den  Zusammenhang  zwischen 
den  Landesausgaben  und  dem  Interesse  der  einzelnen  Steuer- 
träger schärfer  hervortreten  läßt,  fortgebildet  werden.  Der  Staat 
muß  sich  bemühen,  den  allzu  großen  Umfang  der  Landesadmi- 
nistration durch  L'ebernahme  einzelner  Landesagenden  einzu- 
schränken, und  die  Landesverwaltungen  müssen  die  staatliche 
Aufsichtsgewalt  als  etwas  völlig  Naturgemäßes  anerkennen,  sie 
nicht  etwa  bloß  mit  Widerwillen  höchstens  als  ein  Korollar  staat- 
licher Unterstützung  hinnehmen  oder  gar,  wie  dies  bis  jetzt  in 
Oesterreich  geschieht,  trotz  der  letzteren  gänzlich  perhorreszieren. 
Zu  den  inneren  Gebrechen  der  Landesfinanzverwaltung  müssen 
wir  auch  ihre  Rückständigkeit  nach  der  formellen  Seite 
zählen.  Dieselbe  äußert  sich  in  der  Zersplitterung  zahlreicher 
Landeshaushalte  in  eine  größere  oder  geringere  Menge  von  Fon- 
den,  über  w'elche  getrennte  Voranschläge  und  Rechnungen  aufge- 
stellt werden  und  die  untereinander  in  einem  oft  recht  verwickelten 
Dotationsverhältnisse  stehen.  Im  Vergleiche  zu  der  modernen 
Etatseinheit  muß  diese  fondsmäßige  Gebarung  geradezu  als  eine 
atavistische  Einrichtung  bezeichnet  werden.  Sie  ist  teils  histo- 
risch zu  erklären,  teils  auf  das  Streben  der  neueren  Landesgesetz- 
gebung, namentlich  der  Schulgesetzgebung,  zurückzuführen,  durch 
Widmung  spezieller  Einkünfte  für  einzelne  Verwaltungszweige  die 
Lasten  derselben  zu  erleichtern,  was  sich  natürlich  als  eine  reine 
Illusion  erwiesen  hat.  Ihre  Mängel  sind  schon  wiederholt  von 
der  Vervvaltungspraxis  ebenso  wie  von  der  Wissenschaft  mit  Nach- 

I)  A.  a.  O.,  S.  94. 
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ilruck  hervorgehoben  worden').  ICs  i^cniii^t  hier  darauf  hinzu- 
weisen, daß  der  Landeshaushalt  durch  die  fondsmäßi^^e  Zersplitte- 
rung,' tJänzHch  unübersichthch  wirtl,  Verj^Uiclu-  mit  anderen  Län- 
dern dadurch  außerordenthch  erschwert  werden  und  endlich  durch 
die  häufiy;  auftretenden  Zwischendotationen,  sowie  durch  die  An- 
leihen zwischen  den  einzelnen  l-'onden  das  Bild  der  Landeswirt- 
schaften vielfach  getrübt  wird.  Die  mö^'lichstc  Beseitij^ung  dieser 
fondsmäßigen  Gebarung  durch  Aufstellung  einheitlicher  Landes- 
voranschläge und  Landesrechnungen,  wozu  in  einigen  Ländern 
(z.  11  in  Oberösterreich,  Steiermark,  Kärnten  und  Böhmen)  schon 
sehr  bedeutende  Ansätze  vorhanden  sind,  muis  deshalb  als  ein 
dringendes  Bedürfnis  bezeichnet  werden. 

Lbenso  notwendig  ist  die  Schaffung  einer  wirklichen,  unab- 
hängigen Landesrcchnungskontrolle.  Ls  ist  eine  zur  Eigenart  der 
österreichischen  Landesverwaltungen  so  ganz  passende  Spezialität, 
daß  eine  wirkliche  staatsrechtliche  Kontrolle  über  die  jetzt  bereits 
mehrere  hundert  Millionen  Kronen  betragende  Landesfinanzge- 
barung  bisher  noch  in  keinem  österreichischen  Ländergebicte  ein- 
gerichtet, ja  bis  auf  die  neueste  Zeit  nicht  einmal  in  ernstliche 
Diskussion  gezogen  wurde.  Budgetkommission  und  Landtag  sind 
vielmehr  die  einzigen  Organe,  welche  die  Verwendung  so  bedeu- 
tender Summen  zu  kontrollieren  haben.  Wie  es  damit  in  den 
meisten  Landtagen  steht,  kann  man  sich  angesichts  der  im  öster- 
reichischen Reichsparlamente  fast  schon  zur  Gewohnheit  gew^or- 
denen  Nichtberatung  oder  nicht  rechtzeitigen  Erledigung  des 
Staatsbudgets  —  von  der  Nichterledigung  der  Staatsrechnungsab- 
schlüsse ganz  zu  geschweigen  —  leicht  vorstellen. 

Der  Weg  zur  Abhilfe  ist  hier  nicht  leicht  zu  betreten.  Die 
Landesverwaltungen  haben,  wie  die  bisherige  LLrfahrung  lehrt,  nicht 
immer  das  genügende  Interesse  und  die  nötige  Kraft,  um  die 
hier  erforderlichen,  ziemlich  tief  in  die  ganze  b'inanzgebarung  der 
Länder  einschneidenden  Reformmaßregeln  aus  eigener  Initiative 
durchzuführen.  Ganz  besonders  gilt  das  von  der  Einführung  einer 
wirksamen  Rcchnungskontrolle.  Es  kann  von  den  Landesorganen 
wohl  unmöglich    erwartet    werden,    daß    sie    sich    freiwillig  einer 


l)  Vergl.  Dr.  /'au/  Grümvald,  Zur  F'inanzslatistik  der  autonomen  Selbstverwal- 
tung in  Oesterreicli,  Zeilschrift  für  Volkswii tschaft,  SozialiJolitik  und  Verwaltung 
XIX.  Bd.  (1910),  S.  68  flF.,  und  Paul  Kompert,  Die  Reform  der  Budgetierung  in 
den  österreichischen  Landesfinanzwirtscliaflen  in  S  c  h  m  o  1  1  e  r  s  Jahrbuch  N.  F. 
XXXIV.  Jahrgang  (1910),  I.  Teil,  S.    139   fT. 
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solchen  Ueberwachung  unterordnen  sollen.  Trotz  mancher  An- 
regungen in  der  Literatur  ^)  und  in  den  Landesstuben  selbst  ist 
daher  bezüglich  der  Landeswirtschaft  in  den  meisten  Kronländern 
alles  beim  Alten  geblieben.  Wir  fürchten,  daß  auch  dann,  wenn 
die  Regierung  im  Wege  der  Landesgesetzgebung  die  Initiative  zu 
der  Reform  ergreifen  wollte,  das  Resultat  in  der  Hauptsache  das 
gleiche  sein  würde.  Denn  die  autonomistische  Strömung  ist 
gegenwärtig  in  allen  österreichischen  Kronländern  sehr  mächtig, 
in  einzelnen  derselben  geradezu  übermächtig,  und  es  besteht  da 
kein  Unterschied  zwischen  den  herrschenden  politischen  Parteien 
und  den  Angehörigen  der  verschiedenen  Nationalitäten.  Die 
Zeiten,  wo  die  Deutschen  Oesterreichs  wenigstens  teilweise  in 
der  Landesverwaltung  praktisch  oder  theoretisch  einem  gewissen 
Zentralismus  huldigten,  sind  längst  vorüber.  Die  Erklärungen 
der  im  Februar  1905  auf  der  Konferenz  der  Landesausschüsse 
versammelten  Abgesandten  sämtlicher  Länder  ließen  darüber 
bereits  keinen  Zweifel  aufkommen.  Ja  die  autonomistische  Strö- 
mung ist  gegenwärtig  bei  den  Landesvertretern  der  deutschen 
Provinzen  Innerösterreichs  vielleicht  noch  weit  stärker  entwickelt 
als  bei  den  Vertretern  der  kleineren  nicht  deutschen  Län- 
der. Denn  die  letzteren  erwarten  von  der  Zentralregierung  eher 
materielle  Hilfe  und  fördernden  Beistand,  während  die  ersteren, 
zumal  sie  auch  im  Reichsparlamente  derzeit  eine  tonangebende 
Position  einnehmen,  ihren  Machtgefühlen  selbst  gegenüber  der 
Regierung  gerne  freien  Lauf  lassen.  Der  richtige  Modus  scheint 
uns  daher  nur  darin  gelegen  zu  sein,  daß  die  Regierung  versucht, 
im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  eine  größere  Ordnung  in  die 
formelle  Gestaltung  der  Landeshaushalte  zu  bringen  und  die  Ein- 
setzung einer  unabhängigen  Rechnungskontrolle  herbeizuführen. 
Dieser  Gesetzentwurf  müßte  aber  unbedingt  mit  der  sonstigen 
Aktion  zur  Sanierung  der  Landesfinanzen  durch  ein  Junktim  ver- 
bunden werden,  denn  sonst  besteht  die  ernstliche  Gefahr,  daß 
die  Landesverwaltungen  die  zu  Sanierungszwecken  bewilligten 
Staatsmittel  gerne  und  ruhig  hinnehmen,  in  dem  Punkte  der  for- 
mellen Ordnung  des  Landeshaushaltes  aber  auch  fernerhin  eine 
völlige  Passivität  beobachten  werden.  Ein  solcher  Vorgang  er- 
scheint auch  staatsrechtlich  durchaus  nicht  als  unzulässig.  Schein- 


i)  Vergl.  unsere  Schrift  »Das  Fondsprinzip  in  der  österreichischen  Landes- 
verwaltung und  seine  Bedeutung  für  die  Statistik  der  Landesfinanzen«  (Separatabdruck 
aus  der    >  Oesterreichischen  Zeitschrift  für  Verwaltung«),    1892. 
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bar  verteilt  zwar  die  Uc/cmljcrvcirassun'^f  vom  Jalue  1S67  die 
yesetzgeberischcn  Kompetenzen  in  aussChließliclur  Weise  zwi- 
schen dem  Reiche  einerseits  und  den  Ländern  andererseits,  hi 
Wahrheit  '^\\)t  es  aber  viele  An^L,'ele^cnhciten,  welche  zunächst 
nur  die  Länder  in  ihrer  Gesamtheit  angehen,  jedoch  für  die  Län- 
der nur  durch  das  Reich  geordnet  werden  können.  Ausdrück- 
lich verfügt  denn  auch  der  i;  il,  al.  1  des  Grundgesetzes  über  die 
Reichsvertretung,  daß  der  Wirkungskreis  des  Reichsrates  alle  An- 
gelegenheiten umfasse,  welche  sich  auf  Rechte,  rniclUen  und  In- 
teressen beziehen,  die  allen  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  gemeinschaftlich  sind.  So  wurden  die  später 
noch  zu  besprechenden  Ueberweisungen  aus  der  im  Jahre  1901 
erhöhten  Branntweinsteuer  zuletzt  ebenfalls  im  Wege  der  Rcichs- 
gesetzgebung  verfügt,  nachdem  anfangs  vergebens  mit  der  Lan- 
desgesetzgebung experimentiert  worden  war.  Jenen  Autonomisten, 
welche  die  Berechtigung  der  oben  aufgestellten  staatsrechtlichen 
Anschauung  bestreiten  wollten,  könnte  leicht  erwidert  werden, 
daß  bei  der  entgegengesetzten  Auffassung  das  Reich  schließlich 
auch  keine  Kompetenz  besitze,  den  Ländern  in  ihrer  Finanzmi- 
sere Hilfe  zu  leisten.  Die  rechtlichen  Gesichtspunkte  sind  in  bei- 
den Fällen  die  gleichen,  vmd  es  muß  deshalb  in  beiden  Fällen 
der  gleiche  legislative  Weg  beschritten  werden. 

In  diesem  Zusammenhange  sei  auch  hervorgehoben,  dass  ge- 
legentlich der  gesetzlichen  Regelung  der  formellen  Seite  der  Lan- 
deshaushalte auf  dem  gleichen  Wege  endlich  auch  einmal  eine 
rechtliche  Grundlage  für  eine  einheitliche  Landesstati- 
stik geschaffen  werden  könnte  und  sollte  i).  Schon  bisher  hat 
sich  die  k.  k.  statistische  Zentralkommission  in  Wien  redlich  be- 
müht, durch  freiwillige  Vereinbarungen  und  Konferenzen  mit  den 
Vertretern  der  Landesverwaltungen  eine  solche  Statistik  herzu- 
stellen, und  das  von  ihr  seit  einer  Reihe  von  Jahren  veröffent- 
lichte Jahrbuch  der  autonomen  Landesverwaltung  Oesterreichs 
legt  rühmliches  Zeugnis  von  diesen  Bemühungen  ab.  Aber  bei 
aller  Anerkennung  des  Erreichten  kann  doch  kein  Zweifel  darüber 
bestehen,  daß  das  angestrebte  Ziel  bis  jetzt  nur  in  sehr  unvoll- 
kommener Weise  erreicht  worden  ist.  Eine  Anzahl  von  Landes- 
verwaltungen haben  sich  an  diesen  Arbeiten  nur  in  schwachem 
Maße  beteiligt,  einzelne    sich    bisher    vollständig    davon    fern    ge- 

l)  Ueber  den  gegenwärtigen  Zustand  .speziell  der  aulonoincn  Finanzstalistik 
Oesterreichs  vergl.  die  bereil.s  ziiieite  Studie  von  Dr.  Fat//  Grüuwald. 
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halten.  Mit  der  nunmehr  auch  in  Oesterreich  zunehmenden  Ge- 
währung von  Staatsmittehi  an  die  autonome  Verwaltung  entsteht 
aber  von  selbst  für  die  Staatsregierung  die  gebieterische  Notwen- 
digkeit, sowohl  in  die  Landesfinanzverwaltung  als  auch  in  die 
gesamte  Landesadministration  einen  tieferen  Einblick  zu  gewinnen 
und  deren  Resultate  fortlaufend  und  mit  Aufmerksamkeit  zu  ver- 
folgen. Die  gesetzliche  Ordnung  und  VereinheitHchung  der  Lan- 
desstatistik erscheint  unter  diesem  Gesichtspunkte  als  ein  selbst- 
verständliches, aber  auch  höchst  wichtiges  Postulat  im  Rahmen 
der  ganzen  großen  auf  die  Sanierung  der  Landesfinanzen  gerich- 
teten Staatsaktion. 

Was  sodann  speziell  die  Frage  der  Organisierung  einer  staats- 
rechtlichen Kontrolle  für  die  Finanzwirtschaft  der  Län- 
der und  die  autonome  Finanzwirtschaft  überhaupt  anbelangt,  so 
wird  die  Lösung  dieser  Frage  dadurch  sehr  erschwert,  daß  es  bis 
heute  in  den  österreichischen  Ländern,  wie  bereits  erwähnt  wurde, 
an  einem  formellen  Landesbudgetgesetze  und  an  einem  staats- 
rechtlich verantwortlichen  Organe,  gegen  welches  die  parlamen- 
tarischen Rechte  geltend  gemacht  werden  könnten,  vollständig 
gebricht.  Am  nächsten  läge  die  Einsetzung  eines  obersten  Rech-  \ 
nungshofes  für  die  Gesamtheit  der  Länder,  der  ganz  wohl  auch 
an  den  bestehenden  Staatsrechnungshof  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  angelehnt  werden  könnte,  wie 
ja  auch  der  Rechnungshof  des  Deutschen  Reiches  mit  der  preu- 
ßischen Oberrechnungskammer  in  eine  formelle  Verbindung  ge- 
setzt worden  ist.  Freilich  erhebt  sich  dann-  sofort  eine  Reihe 
staatsrechtlicher  Fragen,  die  leichter  aufzuwerfen,  denn  zu  lösen 
sind.  Die  Komplikation  wird  noch  größer,  wenn  wir  bedenken, 
daß  im  Gefolge  der  steigenden  Staatszuschüsse  für  Landeszwecke 
die  Aufsichtsgewalt  der  Staatsbehörden  gegenüber  den  Länder- 
administrationen in  Zukunft  eine  bedeutende  Verstärkung  wird  er- 
fahren müssen. 

2.  Die  Defizitwirtschaft  und  das  Schuldenwesen  der  österreichi- 
schen Länder. 
Nach  Besprechung  der  formellen  Gebrechen  der  österreichi- 
schen Landeswirtschaften  wäre  es  nun  unsere  Aufgabe,  auch  die 
materiellen  Mängel  der  Landesfinanzgebarung  einer  nähe- 
ren Erörterung  zu  unterziehen.  Es  kann  dies  jedoch  nicht  leicht 
geschehen,  ohne  ziemlich  tief   in    das  Detail  der  Finanzgebarung 
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der  cin/.oliH-n  Länder  hinabzustei^'cn,  wf.zu  hier  kein  Raum  ist. 
Wir  müssen  uns  deshalb  an  dieser  Stelle  mit  einigen  allj^emeinen 
liemerkuni^en  begnü.t,'en.  Als  unleugbare  Tatsache  steht  jeden- 
falls lest,  daß  in  einer  Anzahl  von  Ländern  das  Gleichgewicht 
im  Landeshaushalte  seit  einigen  Jahren  arg  gestcirt  ist.  Nicht 
erst  im  Rechnungsabschlüsse,  sondern  bereits  im  X'oranschlagc 
tritt  mehrfach  ein  rapid  anwaclisendes  Defizit  in  tue  Lrscheinung. 
Merkwürdigerweise  befinden  sich  unter  diesen  Ländern  auch  einige 
sehr  reiche,  und  es  ertönt  der  Ruf  nach  Staatshilfe  gerade 
hier  am  lautesten,  während  finanziell  schwächere  Länder  erst 
später  und  fast  zögernd  in  diesen  Ruf  eingestimmt  haben.  Es 
hat  manchmal  sogar  den  Anschein  —  und  ein  von  dem  bekann- 
ten Abgeordneten  Dr.  Kaj-l  Baxa  unter  dem  5.  April  1906  an 
den  böhmischen  Landesausschuß  erstattetes  Gutachten  ist  ge- 
eignet, diese  Vermutung  zu  bestätigen,  —  daß  einzelne  Landes- 
verwaltungen ursprünglich  das  immer  mehr  anschwellende  Defi- 
zit des  Landeshaushaltes  nicht  so  ungern  sahen,  weil  sie  in  ihm 
ein  Mittel  erblickten,  das  Reich  zu  ausgiebiger  finanzieller  Hilfe- 
leistung an  die  Länder  zu  zwingen.  Wenigstens  wurde  bereits 
in  dem  erwähnten  Gutachten  jener  W^eg  angedeutet,  der  seither 
von  vielen  Landesverwaltungen  so  getreu  nachgeahmt  worden 
ist,  nämlich  die  weiteren  Ausgaben  des  Landes,  welche  nicht 
durch  die  bisherigen  Umlagen  und  Steuern  gedeckt  seien,  ein- 
fach im  Kreditwege  zu  bestreiten,  ohne  daß  die  Landesverwal- 
tungen sich  erst  den  Kopf  mit  der  Auffindung  neuer  Deckungs- 
mittel viel  zu  zerbrechen  nötig  hätten;  schließlich  werde  das  Reich, 
wenn  kein  Ausgleich  mit  dem  Königreiche  Böhmen  auf  der  Ba- 
sis des  böhmischen  Staatsrechtes  zustande  komme,  die  Schulden 
>der  neuen  böhmischen  Landesprovinz«  aus  seiner  Tasche  be- 
zahlen müssen.  Daß  bei  einer  solchen  Parole  auch  die  Schulden- 
last der  reichsten  Länder  unaufhaltsam  zunehmen  muß,  kann  nie- 
mand wundernehmen.  Die  Aufnahme  schwebender  und  fun- 
dierter Schulden  zur  Bedeckung  laufender  Abgänge  ist  in  einer 
Reihe  von  Ländern  bereits  die  ultima  ratio  geworden,  und  die 
Obstruktion  der  nationalen  ^Minoritäten  in  den  gemischtsprachigen 
Ländern  (Böhmen,  ?\L'ihren,  Steiermark  ! )  zwingt  auch  die  einer 
l'^rhöhung  der  Landessteuern  an  sich  nicht  abgeneigte  Majorität 
der  Landesvertretung  geradezu  zu  diesem  unwirtschaftlichen  und 
in  weiterer  Folge  für  die  Landesfinanzen  ruinösen  Vorgehen.  Ein 
eklatantes  Beispiel  dieser    Art   bietet    nunmehr    auch    das    reiche 
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Land  Mähren  trotz  des  erst  vor  wenigen  Jahren  (1905)  abge- 
schlossenen nationalen  Ausgleiches  dar.  Nach  dem  Berichte  des 
mährischen  Landesausschusses  beträgt  das  ordentliche  Landeser- 
fordernis für  das  Jahr  191 1  rund  45  Millionen  Kronen,  die  Dek- 
kung  aber  einschließlich  der  staatlichen  Ueberweisungen  bloß 
28,5  Millionen  Kronen.  Der  ungedeckte  Abgang  von  rund  17  Mil- 
lionen Kronen  sollte  zunächst  durch  neue,  beziehungsweise  er- 
höhte Landesabgaben  im  voraussichtlichen  (Icsamtbetrage  von 
11,5  Millionen  Kronen,  der  Rest  von  5  Millionen  Kronen,  sowie 
das  außerordentliche  Erfordernis  von  mehr  als  <S  IMillionen  Kronen 
durch  Anlehen  aufgebracht  werden.  Noch  größer  ist  die  Ver- 
wirrung im  Lande  Böhmen,  da  hier,  wie  bereits  erwähnt,  die  mit 
13  401  000  Kronen  veranschlagte  Landesbierauflage  im  Jahre  1910 
nicht  eingehoben  werden  konnte.  In  gleicher  Weise  mußte  sich 
bereits  das  Land  Steiermark  infolge  der  durch  die  Obstruktion 
der  nationalen  Minorität  veranlaßten  vorzeitigen  Schließung  der 
Landtagssession  in  der  letzten  Zeit  in  steigendem  Maße  mit  schwe- 
benden Schulden  behelfen,  die  mit  ihrer  verhältnismäßig  höheren 
Zinsenlast  den  Landeshaushalt  natürlich  sehr  ungünstig  beein- 
flussen. 

Die  finanziell  schwächeren  Länder  zeigten  schon  vor  dem 
Eintritte  dieser  neuesten  Ereignisse  eine  bedenkliche  Anhäufung 
von  Landesschulden.  So  wurden  nach  dem  noch  später  zu  be- 
sprechenden statistischen  Elaborate  des  Finanzministeriums  in  Ga- 
lizien  23,47%  und  in  der  Bukowina  gar  bereits  30,57^/0  der  ge- 
samten Landesausgaben  durch  den  Schuldendienst  absorbiert. 
Schon  früher  hatte  der  Abgeordnete  Dr.  Karl  Urban  in  seinem 
bereits  angeführten  Vortrage  über  die  Finanzen  der  territorialen 
Selbstverwaltungskörper  in  Oesterreich  noch  eine  Reihe  anderer 
Kronländet  namhaft  gemacht ,  welche  größere  Beträge  für  die 
Verzinsung  und  Tilgung  ihrer  Anlehen  aufzuwenden  hatten  (Ist- 
rien  2i7o,  Tirol  i77o,  Oberösterreich  13 0/0,  Steiermark  ii%, 
Krain  9  o'o)-  Doch  ist  es  immerhin  mißlich,  ein  bestimmtes  Ver- 
schuldungsperzent  von  vornherein  als  übermäßig  zu  bezeichnen. 
Die  Entscheidung  dieser  Frage  hängt  nicht  allein  von  den  in  Be- 
tracht kommenden  Ziffersätzen,  sondern  noch  von  vielen  anderen 
Momenten  ab  ,  welch  letztere  zum  Teile  überhaupt  schwer  in 
zahlenmäßige  Angaben  zu  kleiden  sind.  Namentlich  muß  hier 
der  größere  oder  geringere  Kapitalreichtum  der  einzelnen  Länder 
und  ihrer  Bewohner  in  Erwägung  gezogen  werden  :    Reiche  Län- 
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der  und  Koinimincn  kcuincn  mit  Leichtigkeit  selbst  i4cwalti<:je 
SchuUlcnlasten  tragen,  während  für  kapitalsarme  Länder  schon 
viel  geringere  Schuldenmengen  recht  bedenklich  sein  werden. 
I''crner  muß  sehr  wohl  auseinandergehalten  werden ,  ob  in  den 
ausgewiesenen  Schuldsummen  größere  Darlehenstilgungen  mit  ent- 
halten sind  oder  ob  die  angegebenen  Summen  nur  das  normale 
lüfordernis  für  Verzinsung  und  Tilgung  darstellen. 

Eher  wird  sich  schon  ein  Urteil  über  die  Höhe  der  Landes- 
abgaben fällen  lassen,  weil  hier  der  auf  den  Kopf  der  Bewohner 
entfallende  Betrag  ganz  genau  berechnet  werden  kann,  was  bei 
der  nicht  ohne  weiteres  klar  erkennbaren  Natur  des  jährlichen 
Schuldenerfordernisses  für  dieses  nicht  ohne  nähere  Feststellungen 
durchführbar  erscheint.  Zwar  enthalten  die  bereits  erwähnten 
Materialien  des  Finanzministeriums  auch  derartige  l^erechnungen, 
aber  dieselben  sind  leider  nicht  ausreichend  und  die  Berechnun- 
gen daher  nicht  vollständig  exakt.  Denn  dre  Beurteilung  der  be- 
treffenden Ziffern  stößt  einmal  auf  die  Schwierigkeit,  die  größere 
oder  geringere  Wohlhabenheit  der  Landesbewohner  und  ihre  Steuer- 
kraft in  geeigneter  Weise  mit  zu  berücksichtigen,  und  außerdem 
darf  nicht  übersehen  werden,  daß  die  Lasten  der  Autonomie  nicht 
in  allen  österreichischen  Ländern  zwischen  den  verschiedenen  au- 
tonomen Faktoren  in  der  gleichen  Weise  verteilt  sind.  Eine  ge- 
nauere Beurteilung  des  durch  die  autonome  Verwaltung  verur- 
sachten Steuerdruckes  hat  somit  die  Aufstellung  einer  auf  alle 
Stufen  dieser  Verwaltung ,  namentlich  auch  auf  die  Gemeinde- 
verwaltung, sich  erstreckenden  Statistik  der  autonomen  Finanzen 
zur  unerläßlichen  Voraussetzung,  wie  eine  solche  von  der  statisti- 
schen Zentralkommission  schon  am  Ende  der  achtziger  Jahre  — 
leider  ohne  Erfolg  —  beantragt  worden  ist.  So  lange  es  an  einer 
derartigen  Statistik  fehlt,  ist  eine  genauere  Beurteilung  des  durch 
die  Landesverwaltung  verursachten  Steuerdruckes,  namentlich  wenn 
dabei  Vergleiche  zwischen  den  einzelnen  Ländern  angestellt  wer- 
den sollen,  kaum  möglich.  Zwei  Tatsachen  indessen  können  und 
müssen  an  dieser  Stelle  mit  Nachdruck  konstatiert  werden,  nämlich  : 

I.  Daß  das  Wachsen  des  Steuerdruckes  und  speziell  des  L)ruk- 
kes  der  direkten  Steuern  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Oesterreich 
nicht  so  sehr  durch  die  staatlichen  Steuern,  die  vielmehr  manche 
ErmäfSigung  erfahren  haben,  sondern  durch  die  autonomen 
Zuschläge  und  zwar  in  erster  Linie  wiederum  nicht  durch  die 
Landeszuschläge,    sondern  durch  die  G  e  m  e  i  n  d  e  z  u  s  c  h  1  ä  g  e 
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herbeigeführt  worden  ist.  Nach  den  Angaben  Dr.  Urbawä  in 
seinem  bereits  mehrfach  erwähnten  A^ortrage  ^)  haben  nämhch  er- 
geben : 

im  Jahre 

1862      )      Die  staatlichen  Steuern,    von    welchen  124. —  Millionen  Kronen 

1900       )  Zuschläge  eingehoben  wurden,  222. S  »  » 

1862       i  ]•     V       1  1-  45-3  »  » 

;  die  Zuschlage  -^ 

1900       I  ^  235.7  » 

Die  Steigerung  beläuft  sich  also  bei  den  staatlichen  Steuern 
für  den  angegebenen  Zeitraum  auf  79,7%,  für  die  autonomen 
Zuschläge  aber,  obwohl  seit  dem  Jahre  1898  die  Zuschläge  zur 
Personaleinkommensteuer  entfallen  sind,  auf  419,2  %.  Bei  den 
Landeszuschlägen  betrug  die  Steigerung  321,40/0,  bei  den  Ge- 
meindezuschlägen hingegen  587 ''/o.  Daraus  muß  schon  hier  der 
Schluß  gezogen  werden,  daß  eine  Sanierung  d  e  r  G  e  m  e  i  n- 
definanzen  wahrscheinlich  noch  viel  dringender  geboten  ist 
als  die  Sanierung  der  Landesfinanzen.  Damit  stimmt  auch  die 
in  den  Materialien  des  Finanzministeriums  enthaltene  Angabe, 
daß  die  Landeszuschlagsperzente  zur  Zeit,  als  diese  Materialien 
gesammelt  wurden  (1905),  durchschnittlich  55,0,  die  Gemeinde- 
und  sonstigen  Zuschlagsperzente  aber  70,9  betrugen. 

2.  Die  Höhe  der  Landeszuschlagsperzente  variierte  zu  der 
angegebenen  Zeit  in  den  einzelnen  österreichischen  Ländern  ganz 
außerordentlich,  wie  dies  die  nachstehende  Uebersicht  deutlich 
beweist  : 


Länder 

Landeszuschlagsperzente 

Niederösterreich 

350 

Oberösterreich 

52.2 

Salzburg 

-  74.0 

Steiermark 

59-7 

Kärnten 

71-6 

Krain 

45-0 

Istrien 

45-0 

Görz  und  Gradisca 

26.1 

Tirol 

44.2 

Vorarlberg 

40.8 

Böhmen 

65.3 

Mähren 

68.6 

Schlesien 

84.0 

Galizien 

81.5 

Bukowina 

94-9 

Dalmatien 

57-7 

So  wenig  es  nach  dem  früher  Gesagten  angeht,  aus  der  Höhe 
dieser  Zuschlagsperzente  ohne  Beobachtung  der  gehörigen  Vor- 
sicht weiter  reichende  Schlüsse  abzuleiten,  zumal  noch  der  Druck 

l)   A.  a.   O.,   S.   3   und   4. 
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der  übriL,'cn,  oft  abweichend  verteilten  autonomen  Lasten  dabei 
mit  in  Rechnung  gezogen  werden  muß,  so  scheint  doch  ein  ge- 
wisser Zusammenhang  zwischen  der  I  leihe  der  Landesumlagen 
einerseits  und  dem  Kapitalreichtum  der  einzelnen  Länder  anderer- 
seits zu  bestehen,  d.  h.  gerade  eine  Anzahl  der  ärmeren  Länder 
haben  am  meisten  unter  dem  iJrucke  der  Landesumlagen  zu  lei- 
den. Damit  ist  ein  wichtiger  Wegweiser  für  die  Beantwortung 
der  I'^age  gefunden,  wie  bei  der  Verteilung  etwaiger  weiterer 
Staatszuschüsse  vorzugehen  wäre,  wenn  Ungerechtigkeiten  gegen- 
über den  ärmeren   Ländern  vcrniiedcn  werden  sollen. 

Versuchen  wir  nun  aus  diesen  etwas  rudimentären  Bemer- 
kungen über  die  ziffermäßige  Höhe  der  Landesabgaben  und  Lan- 
desschulden doch  allfällige  weitere  Nutzanwendungen  zu  gewin- 
nen, so  wird  noch  folgendes  gesagt  werden   können : 

Was  zunächst  das  L  a  n  d  e  s  s  c  h  u  1  d  e  n  w  e  s  e  n  betrifft,  so 
wird  in  Zukunft  wohl  eine  genauere  Darstellung  desselben ,  an 
welcher  es  in  den  offiziellen  Publikationen  und  so  auch  in  der 
bereits  mehrfach  erwähnten  Zusammenstellung  des  l'^inanzministe- 
riums  gebricht,  dringend  gewünscht  werden  müssen.  Zwar  ist 
in  dieser  letzteren  Arbeit  eine  solche  Darstellung  versucht 
worden,  aber  dieselbe  reicht  weder  für  eine  wissenschaftliche 
Beurteilung  des  Schuldenwesens  der  österreichischen  Länder, 
noch  gar  für  praktische ,  auf  dieses  gerichtete  Reformaktionen 
aus.  Immerhin  kann  als  Tatsache  hervorgehoben  werden,  daß 
das  Schuldenwesen  der  österreichischen  Länder  sich  in  sehr 
verschiedenem  Tempo  und  Ausmaße  entwickelt  hat.  Während 
einzelne  Länder  (Galizien !)  schon  frühzeitig  genötigt  waren,  ihren 
Kredit  in  stärkerem  Maße  anzuspannen,  blieben  andere  Kronlän- 
der lange  Zeit  von  jeglicher  Schuldenlast  verschont.  Noch  im 
Jahr  iS8o  hatte  das  reichste  Land  der  Monarchie,  nämlich  Böh- 
men, von  vorübergehenden  Darlehensaufnahmen  abgesehen ,  gar 
keine  Schulden.  In  anderen  Ländern  war  es  sogar  üblich ,  In- 
vestitionen ganz  regelmäßig  aus  den  laufenden  Einnahmen  zu  be- 
streiten, ein  Vorgang  ,  welcher  mit  den  Grundsätzen  einer  mo- 
dernen Linanzwirtschaft  nicht  wohl  in  P^inklang  gebracht  werden 
kann.  Denn  nach  diesen  Grundsätzen  sollen  vielmehr  Investitio- 
nen, namentlich  größere,  deren  Vorteile  nicht  bloß  der  lebenden 
Generation ,  sondern  auch  den  zukünftigen  Geschlechtern  zum 
Nutzen  gereichen,  nicht  lediglich  aus  den  laufenden  Einnahmen 
bestritten  werden.     Eine  solche  Kostenbestreitung  von  Investitio- 
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nen  aus  den  laufenden  Mitteln  bedarf  im  Interesse  der  Schonung 
der  Steuerkraft  der  Landesbewohner  einer  gewissen  Einschrän- 
kung ,  d.  h.  solche  Investitionen  sollen  durch  Anlehen  gedeckt 
werden.  Ja  man  wird  sogar  noch  weiter  gehen  und  behaupten 
können,  daß  die  von  einzelnen  Ländern  (Kärnten,  Vorarlberg  !) 
geübte  Praxis,  Investitionen  überhaupt  möglichst  zu  vermeiden, 
damit  keine  Schulden  aufgenommen  werden  müssen  ,  als  über- 
trieben ängstlich  und  volkswirtschaftlich  schädlich  zu  verwerfen 
sei.  Denn  es  ist  klar,  daß  durch  eine  sachkundige  Durchführung 
von  Investititionen  bedeutende  wirtschaftliche  Werte  flüssig  ge- 
macht werden  könnten.  Speziell  in  den  Alpenländern  sind  noch 
sehr  ausgedehnte  Strecken  Landes  (Flußgebiete,  Moore,  Alpen- 
weiden) einer  erheblichen  Melioration  fähig,  und  ebenso  könnte 
durch  Vermehrung  und  Verbesserung  der  Lokalbahnen,  Straßen 
und  Unterkünfte  eine  gewaltige  Steigerung  des  Fremdenverkehres 
in  diesen  I>ändern  herbeigeführt  werden. 

Eine  ins  einzelne  gehende  gesetzliche  Regelung  dieser  Ver- 
hältnisse ist  aber  für  die  Länder,  deren  wirtschaftliche  und  finan- 
zielle Situation  von  jener  der  Gemeinden  doch  regelmäßig  we- 
sentlich verschieden  ist,  kaum  rätlich  und,  weil  praktisch  schwer 
durchführbar,  lieber  zu  unterlassen.  Anders  wird  die  Frage  wohl 
bezüglich  der  Gemeinden  zu  beantworten  sein,  und  wir  dürfen 
daher  zur  schärferen  Beleuchtung  dieses  Gegensatzes  hier  wohl 
noch  einige  Bemerkungen  einschalten.  Nach  der  ganzen  Natur 
der  Gemeindewirtschaft,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  nie- 
mals ganz  ausgeschlossenen  Schwankungen  in  der  Bevölkerungs- 
zahl und  im  Wohlstande  der  Gemeinden,  darf  in  diesen  die  zu- 
künftige Generation  niemals  auf  eine  zu  weit  entlegene  Zeit  hin- 
aus belastet  werden.  Daraus  erklärt  sich  das  Streben  der  Ge- 
setzgebung, nicht  nur  die  Schuldenaufnahme  seitens  der  Gemein- 
den auf  die  Fälle  dringender  Notwendigkeit  oder  erheblichen 
Nutzens  zu  beschränken,  sondern  dieselbe  auch  an  die  Aufstel- 
lung von  Tilgungsplänen  zu  binden  ,  welche  sich  nicht  auf  eine 
zu  ferne  Zukunft  erstrecken  dürfen.  Man  wird  dieses  Streben 
vollkommen  billigen  müssen.  Ferner  darf  nicht  vergessen  wer- 
den, daß  für  die  Steuerbelastung  in  den  Ländern  ebenso  wie 
beim  Staate  im  allgemeinen  das  Prinzip  der  Leistungs- 
fähigkeit, bei  den  Gemeinden  aber  der  Maßstab  des  Ein- 
zelinteresses  ausschlaggebend    ist'),    den   in  den  Gemeinden 

l)  Gegen    diese    Unterscheidung    Kleimvächler    in    seinem    Aufsatze    »Die    öster- 
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stärker  heraii-czoLiL-ncn  Steuerträgern  daher  eine  gewisse  (Garantie 
gegen  eine  zu  ungleiche  oder  gar  übermäßige  Belastung  durcli 
Statuierung  gesetzlicher  Normen  über  die  Schuldentilgung 
geboten  werden  muLv  Auch  dort  ,  wo  die  Gemeindeordnungen 
die  Aufstellung  von  Tilgungsi)länen  anbefehlen,  ist  die  nähere  Be- 
stimmung hierüber  den  StaatsaufsichtsbehcWden  übertragen,  eine 
gesetzliche  Regelung  der  Tilgungszeiten  und  Tilgungsquoten 
aber  meist  und  wohl  mit  Recht  unterlassen  worden. 

ICine  gesetzliche  ICinflußnahme  auf  die  außerordentliche 
Gebarung  und  das  Schuldenwesen  der  Länder  scheint  uns  nur 
in  den  folgenden  zwei  Punkten  geboten  zu  sein: 

1.  Die  Landesbudgets  und  die  Landesrechnungsabschlüsse 
lassen,  wie  dies  sattsam  bekannt  ist  und  aus  der  Zusammenstel- 
lung des  Finanzministeriums  neuerdings  klar  hervorgeht,  vielfach 
eine  scharfe  Scheidung  zwischen  ordentlichen  und  außerordent- 
lichen l'".innahmcn  und  ebenso  zwischen  ordentlichen  und  außer- 
ordentlichen Ausgaben  vermissen.  Infolge  des  Mangels  einer  sol- 
chen scharfen  Unterscheidung  wird  der  ganze  Landcshaushalt  we- 
nig durchsichtig  und  ist  namentlich  ein  leichter  Einblick  in  das 
Landesschuldenwesen  nicht  gut  möglich.  \m  Falle  daher  die  for- 
melle Seite  der  Landeshaushalte  im  Wege  der  Gesetzgebung  ge- 
regelt werden  sollte,  wäre  auch  auf  die  gesetzliche  Ordnung  die- 
ser Frage  Bedacht  zu  nehmen.  Aber  auch  hier  dürfte  es  geraten 
sein,  über  die  formelle  Seite  nicht  hinauszugehen.  Materiellrecht- 
liche Konsequenzen  daran  zu  knüpfen,  wie  dies  die  später  noch 
zu  erörternde  Regierungsvorlage  intendiert,  scheint  uns  ein  etwas 
zu  gewagter  Versuch,  der  daher  auch  wenig  Erfolg  verspricht. 

2.  Schon  jetzt  ist  die  Aufnahme  von  Darlehen,  d.  h.  die  blei- 
bende Belastung  des  Landesvermögens  an  erschwerende  Formen, 
nämlich  an  einen  vom  Kaiser  zu  genehmigenden  Landtagsbe- 
schluß, gebunden.  Diese  Form  erscheint  uns  aber  für  bedeuten- 
dere Kreditaktionen  doch  nicht  genügend  zu  sein.  Ebenso  wie 
gefordert  werden  muß,  daß  das  Landesbudget  in  Gestalt  eines 
formellen  Gesetzes  zustande  komme ,  sollten  auch  bedeutendere 
und  bleibende  Belastungen  der  Länder  nur  in  Form  von  Landes- 
gesetzen zulässig  sein;  die  Aufnahme  vorübergehender,  schweben- 
der Schulden  ,  deren  Tilgungsfrist  eine  kurze  ist,  sollte  hingegen 
den  Landesverwaltungen  auch  in  Zukunft   kraft    eigenen  Rechtes 

reichische  Enquete  über  die  Landesfinanzen  (März  igoSj«  in  Conrads  Jahrbüchern 
lil.   Teil,   3S.  Hd.,  S.  46  fr. 
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zustehen  oder  höchstens,  soweit  nötig,  einer  gewissen  administra-c 
tiven  Staatsaufsicht  unterworfen  werden.  So  dürfen  auch  die  De- 
partementsverwaltungen in  Frankreich  selbständig  Darlehen  auf- 
nehmen, wenn  die  Tilgungsfrist  i  5  Jahre  nicht  übersteigt,  während 
sie  in  anderen  Fällen  gesetzlicher  Ermächtigung  bedürfen.  In  den 
betreffenden  Landesgesetzen  sollte  ferner  das  Recht  und  die  Pflicht 
der  Staatsregierung  statuiert  werden,  darüber  zu  w^achen,  daß  die 
aufgenommenen  Summen  auch  wirklich  für  die  festgestellten  Zwecke 
und  nur  für  diese  zur  Verwendung  gelangen. 

Noch  eine  andere  wichtige  Forderung  muß  in  diesem  Zu- 
sammenhange aufgestellt  und  des  näheren  erörtert  werden.  Sie 
betrifft  die  Frage,  was  denn  sonst  die  Staatsverwaltung  für  das 
Schuldenwesen  der  Länder  tun  könne  und  tun  solle.  Sie  wird 
demselben  jedenfalls  größere  Aufmerksamkeit  als  bisher  zuwen- 
den müssen.  Wenn  man  von  den  gewöhnlichen  Genehmigungs- 
akten absieht ,  hat  sie  sich  bis  jetzt  um  das  Schuldenwesen  der 
autonomen  Körperschaften  überhaupt  sehr  wenig  gekümmert.  Diese 
Behauptung  wird  wohl  schon  zur  Genüge  durch  die  Tatsache 
illustriert,  daß  wir  bislang  keinerlei  ausreichende  Darstellung,  ja 
nicht  einmal  eine  genauere  Statistik  des  autonomen  Schuldenwe- 
sens besitzen.  Und  doch  handelt  es  sich  hier  um  eine  der  wich- 
tigsten Fragen  der  autonomen  Finanzwirtschaften !  Es  scheint 
uns  selbstverständlich  zu  sein,  daß  auch  die  staatliche  Finanzver- 
waltung in  der  Lage  sein  muß,  bei  Ausgabe  von  Schuldtiteln 
durch  die  autonomen  Körperschaften  darauf  Einfluß  zu  nehmen, 
da  in  einem  solchen  Falle  auf  den  ganzen  Effektenmarkt  in  der 
einen  oder  anderen  Richtung  eine  Wirkung  ausgeübt  werden  kann. 
Aber  es  wäre  eine  sehr  irrige  Vorstellung  —  und  dies  scheint 
leider  in  den  Kreisen  der  staatlichen  Finanzverwaltung  Oester- 
reichs  noch  die  herrschende  zu  sein  — ,  daß  damit  die  staatliche 
Einflußnahme  auf  das  autonome  Schuldenwesen  erschöpft  sei, 
sich  also  auf  die  in  den  Landes-  und  Gemeindeordnungen  vor- 
geschriebenen Genehmigungsakte  zu  beschränken  habe.  Am  mei- 
sten einer  erhöhten  staatlichen  Fürsorge  bedürftig  sind  unter  den 
autonomen  Körperschaften  in  der  angedeuteten  Richtung  freilich 
wiederum  nicht  in  erster  Linie  die  Länder  und  die  größeren 
Städte,  sondern  vielmehr  hauptsächlich  die  übrigen  Gemeinden. 
Denn  die  Kreditgeschäfte  der  ersteren  bewegen  sich  ja  im  allge- 
meinen in  denselben  Formen  wie  jene  des  Staates.  Für  die  Be- 
friedigung des  Kreditbedürfnisses    der   kleineren  Gemeinden    hin- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  37.  4 
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^cgen  ist,  wenn  man  von  dem  gewöhnlichen  I  lypothekarkicdit 
absieht,  zumeist  nur  durch  die  bestehenden  Sparkassen  und  in 
einigen  Ländern  seit  neuerer  Zeit  durch  eigene  Kommunalkredit- 
anstalten oder  Kommunaldarlehensfonds  (Dalmatien!)  gesorgt.  Im 
ganzen  scheinen  jedoch  diese  Vorsorgen  nicht  genügend  zu  sein. 
Ein  Blick  auf  die  westlichen  Staaten  Europas  lehrt ,  daß  die 
dortigen  Staatsregierungen  das  in  Rede  stehende  Problem  viel 
ernster  und  energischer  angefaßt  haben.  ]'2ntweder  beschafft  hier 
der  Staat  selbst  die  Mittel  für  die  Befriedigung  der  kommunalen 
Kreditbidürfnisse  oder  er  hilft  in  anderer  Weise  dabei  mit.  Das 
ersterc  ist  bekanntlich  in  England  der  Fall,  wo  die  Kreditge- 
währung des  Staates  an  die  kommunalen  Körperschaften  durch 
eigene  Gesetze  (aus  den  Jahren  1875  ^^^  1879)  geregelt  ist  und 
sich  durch  Vermittlung  der  staatlichen  Baubehörde  (der  Public 
Works  Loan  Commissioners)  vollzieht.  Den  letzteren  Weg  haben 
namentlich  Frankreich  (Kasse  für  Vizinalwege  und  Kasse  für 
Schulbauten)  ,  Belgien  (Credit  conimunal)  und  das  Deutsche 
Reich  (Reichsinvalidenfonds)  eingeschlagen.  Auch  in  Italien 
kommt  der  Staat  den  Kommunen ,  namentlich  wenn  es  sich  um 
Schulbauten  handelt,  in  ähnlicher  Weise  zu  Hilfe.  Da  die  För- 
derung des  Volksschulwesens  durch  staatliche  Mittel  ,  wie  sich 
später  ergeben  wird ,  einen  der  wichtigsten  Reformpunkte  bil- 
den muß ,  wenn  anders  eine  gründliche  und  dauernde  Sanie- 
rung der  Landesfinanzen  erzielt  werden  soll,  so  glauben  wir  durch 
die  Erwähnung  dieser  ausländischen  Einrichtungen  den  Rahmen 
der  Darstellung  nicht  überschritten  zu   haben. 

Aber  auch  den  Ländern  sollte  die  Staatsverwaltung  in 
Zukunft  auf  dem  Gebiete  des  Kreditwesens  eine  größere  Förde- 
rung angedeihen  lassen,  als  dies  bisher  geschehen  ist.  Denn 
selbstverständlich  begegnen  die  Länder,  besonders  die  wirtschaft- 
lich schwächeren,  bei  Aufnahme  ihrer  Schulden  ungünstigeren 
Bedingungen,  höheren  Uebernahmepreisen  oder  größeren  Plazie- 
rungsschwierigkeiten als  der  wirtschaftlich  weit  mächtigere  Staat. 
Zwar  haben  manche  Länder  in  den  Landesbanken  ein  Mittel  ge- 
funden, sich  in  bequemer  Weise  Kredit  zu  verschaffen,  aber  dieses 
Verhältnis  ist  mit  gutem  Grunde  schon  von  anderer  Seite  (Misc/i/er) 
ernstlich  gerügt  und  als  bedenklich  bezeichnet  worden').  Es 
erinnert  auch  zu  sehr  an  die  so  viel  beklagten  Schuldaufnahmen 
des  österreichischen  Staates    bei    eigens    zu    diesem    Zwecke    ge- 

1)  A.  a.  O.,  S.   594. 
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schaffenen  Staatsbanken  und  später  bei  der  priv.  Nationalbank 
und  außerdem  werden  die  Landesbanken  durch  eine  derartige 
starke  Anspannung  des  Landeskredites,  die  zudem  die  Haftung 
der  Länder  für  ihre  Banken  als  ganz  illusorisch  erscheinen  läßt, 
der  Mittel  zur  Durchführung  ihrer  eigenen  Aufgaben  beraubt. 

Was  aber  für  die  Zukunft  gilt,  wird  nicht  ohne  weiteres  und 
nicht  ohne  große  Vorsicht  auch  auf  die  Vergangenheit 
angewendet  werden  dürfen.  Es  wird  nicht  leicht  angängig  sein, 
die  von  den  Landesverwaltungen  im  Laufe  der  letzten  Dezennien 
kontrahierten  Landesschulden  etwa  im  Konvertierungswege  auf 
den  Staatsschuldenetat  zu  übernehmen,  wie  dies  von  derselben 
Seite  vorgeschlagen  worden  ist  ^).  Das  würde  in  letzter  Linie 
soviel  bedeuten,  als  wenn  die  Allgemeinheit  nicht  nur  für  die 
gelungenen  Investitionen  kleinerer  Kreise,  sondern  auch  für 
Fehlgriffe  der  letzteren  bei  solchen  Aktionen,  die  sie  nicht 
verhüten  konnte,  ganz  oder  zum  Teile  aufkommen  müßte.  Oder 
soll  die  Allgemeinheit  auch  für  die  Gebarungsdefizite  der  ein- 
zelnen Länder  schließlich  haften.^ 

Resümieren  wir  das,  was  wir  über  das  Ausgaben-  und  das  Schul- 
denwesen der  österreichischen  Länder  soeben  in  aller  Kürze  aus- 
geführt haben,  und  erinnern  wir  uns  dabei  an  unsere  früheren 
Bemerkungen  über  den  Volksschulaufwand,  so  läßt  sich  auch  der 
zukünftigen  Entwicklung  des  Ausgabenwesens  der  österreichischen 
Landschaften  kein  günstiges  Prognostiken  stellen.  So  lange  der 
Wirkungskreis  der  Landesverwaltungen  so  weit  gezogen  bleibt, 
wie  dies  nach  der  geltenden  Verfassung  der  Fall  ist,  so  lange 
insbesondere  die  Landeshaushalte  mit  den  Volksschulausgaben 
belastet  bleiben  und  so  lange  endlich  die  ganze  innere  Natur  des 
Landesregimes  nicht  gründlich  umgewandelt,  d.  h.  zu  einer  wahren 
Selbstverwaltung  umgestaltet  und  diese  letztere  nicht  zugleich 
einer  schärferen  administrativen  und  staatsrechtlichen  Kontrolle 
unterworfen  wird,  ist  keine  Aenderung,  sondern  nur  ein  mehr 
oder  weniger  unaufhaltsames  weiteres  Ansteigen  der  Landesaus- 
gaben und  wohl  auch  sogar  eine  rapide  weitere  Verschuldung 
der  österreichischen  Länder  mit  Sicherheit  zu  gewärtigen.  Die 
in  den  letzten  zwei  Jahren  bekannt  gewordenen  Landesvoran- 
schläge sprechen  in  dieser  Hinsicht  eine  sehr  deutliche  Sprache ! 
Auch  diese  letzten  Zusammenstellungen  beweisen  wiederum  un- 
umstößlich, wie  sehr  gerade   die  Volksschullasten,    zumal    in  den 
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kulturell  hoch  entwickelten  Ländern,  im  Anschwellen  l)ei,Mifren 
sind  und  daß  daher  hier  der  I  kbel  ans^eset/.t  werden  muß,  wenn 
den  Ländern  auf  die  Dauer  eine  wirkliche  Erleichterung  ihrer 
Lasten  zu  Teil  werden  soll.  Leider  hat  die  Staatsregieruni,^  bis- 
her selbst  diesem  Punkte  nicht  einmal  so  weit  «genügende  Be- 
achtung geschenkt,  daß  eine  fortlaufende  statistische  Erfassung 
des  gesamten  Yolksschulaufwandes  stattfinden  würde.  Das  sonst 
so  ausgezeichnete  Elaborat  des  Finanzministeriums  gibt  nur  über 
den  Personalaufwand  der  Volksschule  und  auch  nicht  einmal 
über  diesen  erschöpfende  Auskunft.  Von  Seiten  der  statistischen 
Zentralkommission  aber  hat  bis  jetzt  nur  einmal  eine  Bearbeitung 
dieses  für  die  Lösung  der  autonomen  l-'inanzfragen  so  außer- 
ordentlich wichtigen  Themas  stattgefunden.  Die  auf  (irund 
sehr  mühsamer  Vorarbeiten  im  Jahre  1895  ^'on  der  statistischen 
Zentralkommission  veröffentlichte  Statistik  des  Schulaufwandes 
enthielt  auch  sehr  eingehende  Angaben  über "  die  Volksschulaus- 
gaben, ist  jedoch  bedauerlicherweise  nicht  fortgeführt  worden. 
Eine  zuverlässige  Beurteilung  der  künftigen  Entwickelung  des 
Volksschulaufwandes  kann  jedoch  nur  auf  der  Grundlage  ein- 
gehender und  zugleich  einen  längeren  Zeitraum  umfassender 
Zahlenreihen  durchgeführt  werden.  Denn  einmal  wirken  nicht 
alle  für  die  Steigerung  dieses  Aufwandes  bedeutungsvollen  ?iIomcnte 
in  der  Gegenwart  mit  gleicher  Intensität,  wie  namentlich  unmittel- 
bar nach  Erlassung  der  neuen  Volksschulgesetze.  Damals  voll- 
zog sich  gleichzeitig  ein  starker  Uebergang  der  Gemeinden  von 
der  Naturalwirtschaft  zur  Geldwirtschaft,  und  speziell  die  Anforde- 
rungen der  staatlichen  Schulbehörden  rücksichtlich  der  Volks- 
schulbauten bedeuteten  für  die  Gemeinden  zunächst  eine  schier 
unerschwingliche  Last.  Gegenwärtig  ist  nun  zwar  in  einer  ganzen 
Reihe  von  Ländern  bezüglich  des  Realaufwandes  ein  gewisser 
Sättigungspunkt  erreicht  und  das  weitere  Steigen  des  Volksschul- 
aufwandes sollte  hier  im  wesentlichen  nur  durch  die  normale 
Vermehrung  der  Bevölkerung  und  durch  die  erhöhten  Gehalts- 
ansprüche der  Lehrerschaft  bedingt  sein.  Allein  da  die  Dienstes- 
bezüge der  letzteren  bisher  nicht  grundsätzlich  an  das  Gehalts- 
schema der  staatlichen  Beamten  angeschlossen  sind,  welches  nur 
langsam  erhöht  wird,  sondern  durch  die  Landesgesetzgebung 
normiert  werden,  so  erfolgt  die  Aufbesserung  der  Lehrergehälter 
mehr  ruck-  und  stoßweise,  und  zwar  in  den  einzelnen  Ländern 
in  sehr   verschiedenem    Ausmaße,    was    sichere    Schlüsse    für    die 
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Zukunft  wesentlich  erschwert.  In  jedem  Falle  läßt  aber  auch 
schon  die  bisherige  Statistik  darüber  keinen  Zweifel,  wo  die  Län- 
der der  Schuh  am  meisten  drückt  und  wo  staatliche  Hilfe  am 
meisten  Not  tut. 

3.  Die  Einnahmen  der  österreichischen  Länder. 

Wir  verlassen  nunmehr  die  Ausgaben-  und  Schuldenwirtschaft 
der  Länder  und  wenden  uns  der  Betrachtung  der  den  Ländern 
zur  Verfügung  stehenden  Einnahmequellen  zu! 

Nach  der  uns  bereits  bekannten  Zusammenstellung  des  Finanz- 
ministeriums verfügten  die  österreichischen  Länder  im  Jahre  1905 
über  nachstehende  Einnahmequellen : 


Einnahmen 

Einnahinezweige 

absolut 

in 

Kronen 

Perzenten 

I. 

Abgaben 

198758215 

71.09 

/.  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern 

12g  104  g8i 

46.18 

2.  Zuschläge  zur    Verzehrungssteuer 

5833728 

2.0g 

j.  Landeshierauflagen 

28  12g  JOO 

10.06 

4.    Verlassen  Schaftsbesteuerung 

4  224  7JO 

i-Si 

j.  Feuerwehrbeiträge 

841  846 

0.30 

6.   Getreideaufschlag  in   Tirol 

I  III  823 

0.40 

7.  Propinationsgebühren    in  Galizien    und   der 

Buko'vina 

488  944 

0.17 

8.  Jagd-  und  Fischereibesteurung 

439  Sil 

0.16 

9.   üeberweisungen  aus  den  direkten  Steuern 

6586272 

2.36 

jo.    Üeberweisungen  aus  der  Branntiueiftsteuer 

18  ggi  140 

^.79 

II.  Entschädigung  für  aufgehobene  Gefälle 

970  igo 

035 

12.  Sonstige   eigene  Abgaben  der  Länder 

2  oij  730 

0.72 

II. 

Strafgelder 

178075 

0,06 

III. 

Staats-  und  Religionsfondsbeiträge 

4455017 

1-59 

IV. 

Ueberschüsse  der  kumulativen   Waisenkassen 

I  727  846 

0.62 

V. 

Interessentenbeiträge,  Verwaltungsgebühren, 

Ersätze 

20  619  342 

7.38 

VI. 

Vermögenserträge  ,     Einkünfte     aus    Unterneh- 
mungen und   sonstige  privatwirtschaftliche  Ein- 

nahmen 

24055321 

8.60 

VII. 

Diverse  und   nicht  spezifizierte  Einnahmen 

108374 

0.04 

VIII. 

Kapitals-  und  Kassastandsgebarung 

Summe 

29679977 

10.62 

279  582  167 

100.00 

Wie  diese  Uebersicht  zeigt,  sind  die  Einnahmequellen  der 
österreichischen  Landschaften  schon  jetzt  recht  mannigfach,  ob 
zwar  viele  im  einzelnen  nur  eine  sehr  geringe  Rolle  spielen.  Im 
Ganzen  stützen  sich  aber  die  Landeshaushalte  in  erster  Linie, 
d.  h.  zirka  zur  Hälfte  bis  jetzt  auf  die  Zuschläge  zu  den  direkten 
Steuern.  Von  den  übrigen  Einnahmen  kommt  besonders  den  vor 
einiger    Zeit    eingeführten    selbständigen    Lande-sbierauflagen    und 
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den  staatlicluMi  l\>bcr\vcisiini,rcji  eine  größere  Bedeutung  zu.  Was 
uns  hier  aber  vor  allem  interessiert,  ist  zunächst  nicht  das  Detail 
der  Landeseinnahmen,  sondern  ihr  Gesamteffekt.  Im  Zusammen- 
halte mit  unseren  früheren  Ausführungen  hat  sich  bereits  ergeben, 
daß  die  derzeit  den  Ländern  zustehenden  Einnahmequellen  unge- 
nügend sind.  Ungenügend  sind  diese  Einnahmequellen  aber  des- 
halb, weil,  wie  wir  sahen,  der  Aufgabenkreis  der  Landcsverwal- 
tungen  von  Anfang  an  zu  umiasscnd  gezogen  worden  ist  und  sich 
seither  noch  weiter  übermäßig  ausgedehnt  hat.  Nicht  bloß  An- 
gelegenheiten der  lokalen  Selbstverwaltung  sind  ihnen  übertragen 
worden,  sondern  zahlreiche  schwierige  und  kostspielige  Agenden 
der  allgemeinen  Staatsverwaltung.  Dieser  Gesichtspunkt  darf 
unseres  Erachtens  in  keinem  Ealle  außer  Betracht  gelassen  wer- 
den, wenn  es  gilt,  die  Einnahmen  der  Länder,  sei  es  durch  Er- 
schließung neuer  eigener  Einnahmequellen,  sei  es  durch  stärkere 
Bereitstellung  staatlicher  Mittel,  zu  vermehren.  Den  weitgezogenen 
Aufgabenkreis  der  Länder  durch  verstärkte  Einnahmequellen, 
insbesondere  durch  solche,  welche  aus  den  allgemeinen  Staats- 
einnahmen überwiesen  werden,  auch  für  die  Zukunft  zu  erhalten 
oder  gar  noch  weiter  auszudehnen,  wird  sich  nur  dann  rechtferti- 
gen lassen,  wenn  diese  Expansion  der  Landesverwaltungen  dem 
Geiste  unserer  Zeit,  dem  Einheitsinteresse  des  ganzen  Staates 
und  endlich  den  l^edürfnissen  der  Bevölkerung,  namentlich  jenen 
der  breiten  Schichten,  tatsächlich  entspricht.  Die  Antwort  auf 
diese  Fragen  wird,  wenn  man  sich  nicht  lediglich  von  vorgefaßten 
Parteianschauungen  leiten  läßt,  gewiß  nicht  in  allen  Punkten  zu 
Gunsten  der  jetzigen  Landesverwaltung  ausfallen  können.  Eine 
so  ungeheure  Ausdehnung  des  Landesregimentes,  wie  sie  sich  in 
Oesterreich  auf  Grund  des  Februarpatentes  und  der  Dezember- 
verfassung entwickelt  hat,  entspricht  nicht  der  Strömung  der  Zeit, 
welche  fast  überall  auf  die  Stärkung  der  Staatseinheit  gerichtet 
ist.  Eine  so  weitgehende  Länderautonomie  ist  vielmehr  geeignet, 
die  Einheit  des  Staates  zu  bedrohen  und  zu  erschüttern.  In  den 
Kreisen  der  jetzigen  Landespolitiker  Oesterreichs  herrscht  freilich 
für  den  Gedanken  der  Staatseinheit  ein  weit  geringeres  Verständ- 
nis, als  dies  noch  in  den  sechziger  Jahren  des  verflossenen  Jahr- 
hunderts der  Fall  war.  Ucberall  überwiegen  derzeit  die  autono- 
mistischen  Strömungen.  Man  huldigt  denselben  nicht  nur  in  den 
Fragen  der  gewöhnlichen  Politik,  sondern  es  macht  sich  seit  einem 
Dezennium  in  vielen  Provinzen  namentlich  auch  ein  Wirtschaft- 
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1  i  c  h  e  r  Föderalismus  bemerkbar,  der  uns  noch  viel  ge- 
fährlicher scheint  als  die  gewöhnlichen  Schlagworte  der  autono- 
mistischen  Politik.  Zwar  wird  man  sich  hüten  müssen,  in  allen 
wirtschaftlichen  Selbständigkeitsbestrebungen  einzelner  Länder 
sofort  eine  Gefahr  für  die  wirtschaftliche  Einheit  der  IMonarchie 
zu  erblicken.  Wenn  beispielsweise  die  beiden  östlichen  Provinzen 
daran  gehen,  durch  Steuernachlässe  und  andere  wirtschaftliche 
Mittel  (Landesindustriebank  in  Galizien!)  im  eigenen  Lande  die 
Industrie  zu  fördern  oder  eine  solche  zu  züchten,  um  das  hungernde 
agrarische  Proletariat  anderswo  unterzubringen,  so  mögen  diese 
Bestrebungen  den  Industriellen  und  Kaufleuten  der  westlichen 
Kronländer,  welche  Galizien  und  die  Bukowina  von  Alters  her 
als  eine  Art  Kolonialland  zu  behandeln  gewohnt  waren,  unange- 
nehm sein,  aber  eine  Schwächung  des  Reichsverbandes  bedeuten 
sie  gewiß  nicht.  Auch  die  Bemühungen  der  galizischen  Landes- 
vervvaltung,  sich  eine  eigene  Handelsstatistik  zu  schaffen,  braucht 
man  nicht  sofort  mit  zentralistischer  Voreingenommenheit  zu  be- 
urteilen, obwohl  sich  in  ihnen  vielleicht  schon  Gedanken  eines 
wirtschaftlichen  Föderalismus  zu  regen  beginnen.  Weit  bedenk- 
licher dagegen  erscheinen  uns  die  noch  später  zu  besprechenden 
Regungen  des  wirtschaftlichen  Föderalismus  auf  dem  Gebiete  der 
Finanz-  und  Steuerpolitik.  Wir  werden  später  sehen,  wie  die  in 
Kraft  stehende  Länderautonomie  auf  einem  der  wichtigsten 
Gebiete  die  wirtschaftliche  Einheit  der  Monarchie  mit  der 
Zeit  in  bedenklicher  Weise  lockern  könnte,  wenn  diesen  Bestre- 
bungen nicht  rechtzeitig  mit  allem  Nachdrucke  entgegengetreten 
wird.  Geschieht  dies  nicht,  dann  kann'  vielleicht  schon  die 
nächstfolgende  Generation  es  erleben,  wie  die  einzelnen  Kron- 
länder sich  wirtschaftlich  gegeneinander  mehr  und  mehr  ab- 
schließen und  dadurch  die  wirtschaftliche  Einheit  des  Staates 
sprengen. 

Das  bestehende  Landesregiment  ist  aber  auch,  wie  wir  be- 
reits wissen,  keine  wahre  Selbstverwaltung,  sondern 
ein  Regiment  fast  unverantwortlicher  politischer  Machthaber, 
welche  die  eigentliche  Verwaltungsarbeit  in  ganz  bureaukratischer 
Weise  durch  ein  mehr  oder  minder  zahlreiches  Beamtenkorps 
besorgen  lassen.  Trotz  der  Anerkennung,  welche  der  österreichi- 
schen Landesverwaltung  in  technischer  Beziehung  vielfach  gezollt 
werden  muß,  hat  sie  doch  wichtige  Bedürfnisfragen  der  Bevölke- 
rung, insbesondere  die  nationale,  nicht  zu  lösen  vermocht,  da  die 
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I.aiKlcsailiiiinistration  kaum  über  einzelne  Ansätze  einer  nationalen 
Ahi,Men/,un^'  bisher  hinaiis^ekonimen  ist.  Durch  die  j,Moße  Aus- 
(lehnuniT  der  Landcsverwaltunt,^  ist  endlich  die  staatliche  Admini- 
stration auf  vielen  wichtigen  Gebieten  ausgeschaltet  und  so  ein 
für  die  breiten  Bevölkerungsschichten  ebenso  schädlicher  wie 
kostspieliger  V  e  r  w  a  1  t  u  n  g  s  d  u  a  1  i  s  m  u  s  geschaffen  worden. 
Durch  Aufrichtung  der  mit  so  ungleichen  Mitteln  ausgestatteten 
Landcsverwaltungen  wurde  —  last  not  least  —  die  so  wünschens- 
werte und  kulturelle  Verschmelzung  der  österreichischen  Länder 
zu  einem  wirklichen  Staatsganzen  auf  das  empfindlichste  aufge- 
halten, jedenfalls  eher  gehemmt  als  gefördert.  Für  eine  den  Geist 
der  Zeit  erfassende  und  die  l^edürfnisse  der  breiten  Schichten 
aller  Nationen  in  den  Vordergrund  schiebende  Reichspolitik,  kann 
das  letzte  Ziel  daher  unmöglich  in  der  weiteren  Stärkung  des 
heutigen  Landesregimentes  durch  staatliche  Mittel,  sondern  nur 
in  der  Herstellung  einer  wahren  Selbstverwaltung  auf  Grundlage 
von  national  einheitlich  abgegrenzten  Gebieten  (Kreisen)  bestehen. 
Nur  in  der  Durchführung  einer  weit  ausgreifenden  staatlichen 
Verwaltungsreform,  welche  mit  dem  bestehenden  Ver- 
waltungsdualismus aufräumt,  die  historischen  Individualitäten  der 
Länder  nicht  mehr  ängstlich  schont,  sondern  die  nationalen  und 
wirtschaftlichen  Bedürfnisse  der  breiten  Bevölkerungsschichten  in 
die  erste  Linie  stellt,  kann  eine  endgültige  Lösung  des  uns  hier 
beschäftigenden  Problemes  bewirken.  Alle  auf  anderer  Basis 
eingeleiteten  Sanicrungsmaßnahmen  können  nur  Uebergangsmaß- 
regeln  von  provisorischem  Charakter  sein  und  müssen  so  konzi- 
piert und  ins  Werk  gesetzt  werden,  daß  die  Erreichung  des  eben 
testgestellten  letzten  Zieles  der  Reichspolitik  in  keiner  Weise 
beirrt  werde.  In  der  Zwischenzeit  wird  sich  die  Staatsverwaltung 
aber  nicht  der  Aufgabe  entziehen  können,  den  Landcsverwaltungen 
innerhalb  dieser  Grenzen  auch  neue  Einnahmequellen  zu  erschlie- 
ßen, damit  sie  die  Schwierigkeiten  dieses  Provisoriums  leichter 
ertragen  oder  schneller  überwinden.  Auch  wir  sind  daher  der 
Aufgabe  nicht  überhoben,  Umschau  zu  halten,  ob  es  nicht  mög- 
lich wäre,  auf  dem  einen  oder  anderen  Wege  den  Ländern  neue 
Einnahmequellen  zuzuführen.  Diese  Frage  kann  natürlich  zunächst 
nur  mit  Beschränkung  auf  den  heutigen  Rahmen  der  Länderver- 
fassung gestellt  und  beantwortet  werden. 

Wenn  wir  die  hergebrachte  Kategorieneinteilung  der  Finanz- 
wissenschaft einhalten,  so  käme  hier  zuförderst  die  Schaffung  und 
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Ausgestaltung  von  L  a  n  d  e  s  u  n  t  e  r  n  e  h  m  u  n  g  c  n  in  Betracht. 
Oesterreich  ist  ziemlich  spät  in  die  Periode  der  Munizipalisicrung 
privater  Krwerbsunternehmungen  eingetreten.  Selbst  in  manchen 
größeren  Gemeinden  hat  dieser  Gedanke  die  längste  Zeit  nur 
schwer  Wurzel  gefaßt,  obwohl  ein  gewisser  Fortschritt,  wie  dies 
namentlich  das  bahnbrechende  Vorgehen  der  Reichshauptstadt 
sehr  deutlich  zeigt,  in  der  jüngsten  Vergangenheit  immerhin  zu 
konstatieren  ist.  Die  österreichischen  Länder  sind  in  diesem 
Punkte  noch  viel  weiter  zurückgeblieben,  sie  sind  aber  auch,  wie 
hier  sogleich  bemerkt  werden  muß,  zur  Uebernahme  und  Leitung 
privater  Erwerbsunternehmungen  ihrer  ganzen  Natur  und  Ver- 
fassung nach  noch  viel  weniger  befähigt  als  die  Gemeinden,  welch 
letztere  für  die  munizipalisierten  Unternehmungen  von  vornherein 
ein  faktisches  Monopol  besitzen  oder  ein  solches  gegenüber  be- 
reits bestehenden  Privatunternehmungen  geltend  zu  machen  in 
der  Lage  sind.  Immerhin  begegnen  wir  schon  jetzt  einzelnen 
Landesunternehmungen,  welchen  nicht  ausschließlich  der  Charak- 
ter von  Verwaltungsanstalten  zukommt.  So  gibt  es  in  Ober- 
österreich und  Steiermark  landschaftliche  Kuranstalten,  in  Kärnten 
und  Mähren  landschaftliche  Versatzämter,  in  einer  Reihe  von 
Ländern  Landeseisenbahnen.  Steiermark  hat  auch  Forste  in  die 
landschaftliche  Verw'altung  übernommen,  Galizien  und  die  Buko- 
wina endlich  führen  den  Verschleiß  des  staatlicherseits  monopoli- 
sierten Salzes.  Die  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Ergebnisse 
dieser  Landesunternehmungen  sind  nicht  immer  glänzende  ge- 
wesen. In  dieser  Richtung  muß  hier  nochmals  an  die  geradezu 
kläglichen  Resultate  mancher  Landeslokalbahnen  erinnert  werden. 
Im  Prinzipe  dürfte  aber  keine  Einwendung  zu  erheben  sein,  wenn 
auch  den  Ländern  nahe  gelegt  wird,  den  Kreis  der  Landesunter- 
nehmungen zu  erweitern.  Voraussetzung  wird  freilich  dafür  sein, 
daß  es  den  Ländern  gelingt,  ein  solchen  Aufgaben  gewachsenes 
technisches  Verwaltungspersonal  heranzubilden,  ohne  welches 
eine  gedeihliche  und  wirtschaftliche  Führung  größerer  Landes- 
unternehmungen nicht  erzielt  werden  kann,  und  daß  ferner  auch 
der  Staat  —  wenigstens  in  der  ersten  Zeit  —  den  Ländern  durch 
Gewährung  von  Steuerbegünstigungen  die  Errichtung  und  Führung 
privater  Erwerbsunternehmungen  erleichtert.  Im  einzelnen  wird 
den  Landesverwaltungen  namentlich  empfohlen  werden  können: 
I .  die  Erwerbung  von  Kurorten  und  die  Verwaltung  von 
Kuranstalten; 
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2.  die  Kl  richtuni^  großer  K  1  e  k  t  r  i  z  i  t  ä  t  s  \v  c  r  k  c  und 
U  e  b  c  r  1  a  n  d  z  e  n  t  r  a  1  e  n,  deren  Jiedci)tung  sich  über  einzelne 
Gemeinden  hinaus  erstreckt.  Einige  derartige  Unternehmungen 
sind  entweder  bereits  geplant  (F>lektrizitäts\verk  am  Miilstättersee 
in  Kärnten)  oder  schon  in  der  Ausführung  begriffen  (Elektrizitäts- 
werk für  die  niederösterreichischen  Landeseisenbahnen).  Große 
Vorsicht  wird  allerdings  bei  Anlage  solcher  Werke  durch  die 
I.andesverwaltungen  dringend  geboten  sein,  wenn  dieselben  für 
die  letzteren  wirklich  rentierende  Unternehmungen  bedeuten  und 
nicht  vielmehr  neue  finanzielle  Kalamitäten  hcraufbeschw(»ren 
sollen.  Die  beim  Baue  des  großen  niederösterreichischen  Landes- 
elektrizitätswerkes gemachten  Erfahrungen  sind  in  dieser  Richtung 
ein  warnendes  Exempel,  denn  es  ist  endlich  keine  Bagatelle, 
wenn  die  Kosten  eines  Werkes  ursprünglich  mit  6,7  Millionen 
Kronen  veranschlagt  werden  und  sich  dann  durch  Xachtragskredite 
auf  12,3   Millionen  Kronen  erhöhen; 

3.  die  Errichtung  von  Etablissements  für  d  e  n  h'  r  e  m- 
den  verkehr,  wo  solche  ein  wirtschaftliches  lu-trägnis  ver- 
sprechen. Solche  Etablissements  werden  freilich  wohl  besser  zu 
verpachten  als  in  eigener  Regie  des  Landes  zu  führen  sein; 

4.  die  Einrichtung  und  der  Betrieb  von  Lokalbahnen 
und  Binnenschiffahrtslinien  auf  gesicherter  ökonomi- 
scher Grundlage.  Der  landschaftliche  Betrieb  von  Binnenschiffahrts- 
linien könnte  z.  B.  in  Zukunft  in  jenen  Ländern  Platz  greifen, 
welche  größere  Seen  mit  starkem  Fremdenverkehr  besitzen  (Ober- 
österreich, Kärnten),  falls  die  bestehenden  Privatunternehmungen 
einmal  ihrer  Aufgabe  nicht  mehr  genügen  sollten.  Auch  würde 
kein  Hindernis  im  Wege  stehen,  in  den  südlichen  Küstenländern 
lokale  Seeschiffahrtslinien  und  den  Automobilverkehr  in  die  Hände 
der  Landesverwaltungen  zu  legen,  falls  nicht  von  anderer  Seite 
genügende  Vorsorge  in  dieser  Richtung  getroffen  wird.  Günstige 
ökonomische  Ergebnisse  werden  sich  freilich  hier  erst  in  späterer 
Zukunft  erzielen  lassen,  wenn  die  österreichische  Riviera  jene 
Bedeutung  als  klimatisches  Gesundheits-  und  Erholungsgebiet  er- 
langt haben  wird,  die  ihr  unter  den  Küstengebieten  des  mittel- 
ländischen Meeres  vermöge  ihrer  Lage  und  der  sonstigen  Vorzüge 
des  Terrains  zukommt; 

5.  die  Erwerbung  von  Forsten  in  jenen  Fällen,  wo  die 
Gemeinden  sich    zur  gewissenhaften  Bewirtschaftung   der  Wälder 
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als  unfähig  erweisen  und  ihnen  diese  daher  abgenommen  wer- 
den muß. 

Für  andere  Erwerbsunternehmungen,  z.  B.  für  Kohlenwerke 
u.  dgl.  m.,  dürfte  sich  der  Staat  vermöge  seiner  Traditionen  und 
aus  anderen  Gründen  eher  als  Wirtschaftssubjekt  eignen  denn 
die  Landes  Verwaltungen.  Versicherungsanstalten,  Ban- 
ken und  ähnliche  Institutionen  hingegen  sind  schon  jetzt 
den  letzteren  zugänglich,  sie  werden  aber  derzeit  nicht  als  reine 
Erwerbsunternehmungen  von  ihnen  betrieben.  Mit  Recht  hat 
bereits  Klei)nväcJiter  diese  Einrichtung  getadelt  und  die  Forde- 
rung aufgestellt,  daß  derartige  Landesanstalten  nicht  ausschließ- 
lich als  gemeinnützige  Unternehmungen  betrieben  werden  dürfen, 
sondern  auch  eine  angemessene  Rente  abwerfen  sollen,  da  sie 
den  Interessenten  wichtige  Dienste  leisten  ^).  Nicht  einzusehen 
ist  auch  nach  ihm,  warum  den  großen  Landessanitätsanstalten 
nicht  öffentliche  Sanatorien  für  die  wohlhabenderen 
Gesellschaftsschichten  angeschlossen  werden,  zumal  sich  derartige 
Privatanstalten  doch  überall  für  ihre  Besitzer  als  wahre  Goldgru- 
ben erwiesen  hätten  2).  Selbstverständlich  werden  bei  allen  diesen 
Erwerbsunternehmungen  für  die  Landesverwaltungen  niemals  aus- 
schließlich finanzielle  Gesichtspunkte  maßgebend  sein  dürfen,  und 
diese  Erwägung  allein  läßt  es  schon  ausgeschlossen  erscheinen, 
daß  diesen  Einnahmen  in  den  Landeshaushalten  jemals  eine 
größere  Rolle  zukommen  werde. 

Was  weiter  die  Frage  betrifft,  ob  sich  durch  Ausgestaltung 
des  Gebührenprinzipes  im  Bereiche  der  Landesanstalten 
für  die  Landesfinanzen  eine  belangreiche  'Einnahmequelle  er- 
schließen ließe,  so  ist  eine  sichere  Beantwortung  dieser  Frage 
derzeit  schwer  möglich,  weil  über  die  gegenwärtige  Höhe  und 
die  sonstige  Beschaffenheit  und  Zusammensetzung  der  Landes- 
gebühren augenblicklich  erschöpfende  statistische  Angaben  nicht 
vorliegen.  Die  schon  öfters  erwähnte  Zusammenstellung  des 
Finanzministeriums  enthält  keine  Daten  über  die  bei  den  Landes- 
anstalten bestehenden  Gebührensätze.  In  den  verschiedenen  Ver- 
öffentlichungen der  Landesverwaltungen  (Landtagsprotokollen, 
Rechenschaftsberichten  der  Landesausschüsse  u.  s.  w.)  ist  zwar 
eine  Menge  einschlägiger  Angaben  enthalten,  aber  dieselben  sind 
ganz  zerstreut  und  deshalb  nicht  recht  benutzbar.     Nur  über  die 


1)  A.  a.  O.,  S.  62. 

2)  A.  a.  O.,   S.  63. 
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Gebüliitnsat/.e  an  dtMi  Lehranslnltcn  der  autonomen  Körper- 
schaften sind  seinerzeit  in  der  Statistik  des  Schulaufwandes  (1H95) 
einige  Angaben  veröffentlicht  worden,  al)er  auch  diese  waren 
schon  damals  nicht  vollständig  und  sind  gegenwärtig  wenigstens 
zum  Teile  sicher  veraltet.  Wir  sind  daher  in  der  ganzen  h'rage 
im  wesentlichen  auf  reine  Vermutungen  oder  Analogieschlüsse 
angewiesen.  Soweit  wir  auf  Grund  der  erwähnten  Statistik  des 
Schulaufwandes  urteilen  können,  sind  die  Gebühren  an  den  auto- 
nomen Lehranstalten  nicht  sehr  hoch  und  bleiben  jedenfalls  hin- 
ter jenen  Sätzen  zurück,  welche  in  den  deutschen  Staaten,  zumal 
in  den  norddeutschen  Ländern,  üblich  sind.  An  den  Volksschulen 
sind  die  Schulgelder  meist  abgeschafft,  und  es  ist  hier  an  eine 
Wiedereinführung  derselben  praktisch  kaum  zu  denken.  Nur  in 
Istrien  ist  eine  solche  Wiedereinführung  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  7.  August  1896,  LGBl.  Nr.  25,  erfolgt.  An  manchen  Fach- 
schulen, namentlich  den  höheren  landwirtschaftlichen  Mittelschulen, 
sind  hingegen  verhältnismäßig  hohe  Schulgcldsätze  in  Geltung, 
aber  das  sind  doch  im  Ganzen  wohl  Au.snahmcn.  Auffallend 
niedrig  waren  —  wenig-stens  seinerzeit  —  die  Schulgeldsätze  an 
den  Landesmittelschulen.  Nur  an  den  steiermärkischen  Landes- 
mittelschulen waren  zur  Zeit  der  erwähnten  Erhebung  die  staat- 
lichen Schulgeldsätze  erreicht,  an  den  niederösterreichischen  und 
den  mährischen  Landesmittelschulen  aber  waren  sie  damals  noch 
zum  Teile  bedeutend  niedriger.  Bei  den  landschaftlichen  Museen 
und  sonstigen  Kunstinstituten  (Landestheatern)  scheinen  die  Ein- 
trittsgebühren  ebenfalls  nirgends  übermäßig  hoch  zu  sein.  Die 
Verpflegsgebühren  der  Kranken-  und  sonstigen  Mumanitätsan- 
stalten  sind  zwar  in  den  letzten  Jahren  wiederholt  erhöht  worden, 
ob  aber  diese  Erhöhung  gerade  in  den  oberen  Klassen  eine  sehr 
ausgiebige  gewesen  ist,  steht  noch  dahin.  Schwer  ins  Gewicht 
fallen  bei  den  meisten  landschaftlichen  Krankenanstalten  die  ganz 
kolossalen  Rückstände,  die  vielfach  in  argen  administrativen  Miß- 
ständen ihren  (jrund  haben  ^).  Ziehen  wir  endlich  noch  das  Ge- 
bührenwesen der  österreichischen  Gemeinden  zur  Gewinnung  von 
Analogieschlüssen  heran,  so  dürfte  die  Tatsache  ziemlich  unbe- 
streitbar sein,  daß  das  Gebührenprinzip  in  der  autonomen  Ver- 
waltung Oesterreichs  bisher  überhaupt  und  speziell  auch  in  der 
Landesverwaltung  keine  genügende  Ausbildung  erfahren  hat  und 

l)  Vergl.    hierüber    den    Aufsatz    von    Dt.  Heinrich    v.   Mayrhofei-Grtnil'iihel  in 
der  >Oesterreicliischen  Zeitschrift  für  Verwaltung«    1906,  No.  43  iT. 
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sonach  noch  einer  bedeutenden  Entwickkmg  fähig  wäre.  Nach 
einem  Vortrage  Schnitzlers'^)  in  der  Gesellschaft  österreichischer 
Volkswirte  über  den  Gemeindehaushalt  der  Stadt  Brunn  (1904) 
machten  die  Gebühren  in  dieser  großen  Kommune  bei  einem  Ge- 
samtbudget von  mehr  als  4  Millionen  Kronen  damals  nicht  mehr 
als  163995  Kronen  aus,  was  eine  höchst  bescheidene  Summe  ist. 
Die  von  sozialen  Gesichtspunkten  geleitete  Finanzwissenschaft 
und  Finanzgesetzgebung  ist  bekanntlich  einer  nachhaltigen  Ent- 
wicklung des  Gebührenprinzipes,  auch  soweit  die  autonomen 
Haushalte  in  Betracht  kommen,  in  der  Regel  durchaus  günstig- 
gesinnt.  Das  preußische  Kommunalsteuergesetz  vom  Jahre  1893 
hat  die  Notwendigkeit,  das  städtische  Gebührenwesen  stärker  zu 
entwickeln,  mit  Recht  sehr  scharf  betont,  und  kein  Geringerer 
als  Überbürgermeister  Adickes  hat  diese  Tendenz  der  preußi- 
schen Gesetzgebung  rückhaltslos  gebilligt  -).  Die  stärkere  Aus- 
bildung des  Gebührenwesens  ist  speziell  für  alle  Staaten,  wo  die 
indirekten  Steuern  und  die  Haussteuer  stark  angespannt  sind,  und 
demgemäß  auch  für  üesterreich  ein  fundamentales  Gebot  der 
sozialen  Gerechtigkeit.  Die  höheren  und  bemittelten  Klassen 
sollen  eben  stärker  getroffen  werden,  und  den  Gebühren  kommt 
daher  zugleich  die  Aufgabe  zu,  einen  gewissen  Ausgleich  in  der 
Besteuerung  herbeizuführen.  Wenn  die  bürgerlichen  Klassen  mit 
den  bekannten  Schlagworten  namentlich  gegen  eine  Erhöhung 
der  Unterrichtsgebühren  ankämpfen,  so  haben  wir  es  in  diesem 
Falle  lediglich  mit  der  Verfechtung  von  Klasseninteressen  zu  tun, 
die  keine  Berücksichtigung  verdienen.  In  Wirklichkeit  Hegt  hier 
nur  ein  Versuch  der  bemittelten  Klassen  vt)r,  einen  möglichst 
großen  Teil  der  Bildungsauslagen  auf  die  unbemittelten  Schichten 
der  Bevölkerung  abzuwälzen,  welche  dafür  durch  hohe  Verbrauchs- 
steuern aufkommen  müssen.  In  Staaten,  wo  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer eingeführt  ist,  besteht  gar  keine  Schwierigkeit,  wie 
das  Beispiel  der  letzten  österreichischen  Militärtaxgesetznovelle 
lehrt,  das  Gebührenwesen  sogar  den  Einkommensverhältnissen 
der  Gebührenpflichtigen  genauer  anzupassen  und  es  zugleich  pro- 
gressiv zu  gestalten.  Daß  die  ärmeren  Klassen  von  der  Zahlung 
der  Gebühren  auch  künftighin  befreit  sein  müssen,  betrachten  wir 


1)  Der  Gemeindehaushalt  der  Stadt  IJrünn  (Sonderabdruck  aus  der  »Volkswirt- 
schaftlichen Wochenschrift«   von  Alexander  Dorn),    1904,   S.    13. 

2)  Vergl.   seinen  Vortrag    »Ueber  die  preußischen  Komniunalfinanzen«   (Sonder- 
abdruck aus  der  Volkswirtschaftlichen  Wochenschrift),    1904,   S.    13  ff. 
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als  selbstverständlich,  im  übrii^cn  haben  natürlich  nicht  bloß 
finanzielle  und  sozialpolitische,  sondern  auch  finanztechnische 
Gesichtspunkte  (EinhebunLCskosten!)  bei  der  näheren  Regelung  der 
l'ragc  den  Ausschlag  zu  geben. 

Demnach  glauben  wir  bezüglich  der  künftigen  Ausgestaltung 
des  autonomen  Gebührenwesens  im  allgeiiKincn  und  speziell  be- 
züglich der  Gebühren  an  den  Landesanstahcn  folgende  Leitsätze 
aufstellen  zu  dürten: 

1 .  lüne  eingehende  statistische  Untersuchung  über  die 
in  Geltung  stehenden  Landesgebühren  ist  dringend  notwendig ; 

2.  die  Gebühren  der  L  a  n  d  e  s  h  u  m  a  n  i  t  ä  t  s  a  n  s  t  a  1 1  e  n 
sind  besonders  in  den  oberen  Klassen  nach  Möglichkeit  ange- 
messen zu  erhöhen.  Zugleich  ist  durch  administrative  Vorkeh- 
rungen auf  eine  Herabminderung  der  übermäßig  hohen  Gebühren- 
rückstände hinzuwirken  ^) ; 

3.  die  Gebühren  an  den  L  a  n  d  e  s  1  e  h  r  a  n  s  t  a  1  t  e  n  (Lan- 
desmittelschulen und  landschaftlichen  h'ach- 
schulen)  sind  unter  Wahrung  des  Prinzipes  des  kostenlosen 
Unterrichtes  für  die  unbemittelten  Schüler  gleichfalls  schrittweise 
zu  steigern  und  es  ist  dabei  zugleich  das  Progressivsystem  zur 
Anwendung  zu  bringen.  Auf  die  staatlichen  Schulgeldsätze  wird 
dabei  natürlich  gehörige  Rücksicht  genommen  w-erden  müssen. 

An  den  Volksschulen  soll  in  Anbetracht  der  praktischen 
Schwierigkeiten  der  Einhebung  das  Schulgeld  dort  nicht  mehr 
eingeführt  werden,  wo  es  einmal  abgeschafft  ist; 

4.  auch  bei  den  Landcsmuscen  und  den  sonstigen 
Landcskunstinstituten  ist  dem  Gebührenprinzipc  unter 
ausreichender  Wahrung  der  sozialen  Gesichtspunkte  Rechnung  zu 
tragen ; 

5.  dagegen  empfiehlt  sich  weder  die  Erhöhung  noch  über- 
haupt die  fernere  Aufrechthaltung  der  autonomen  Maut- 
gebühren, da  die  staatlichen  Mautgebühren  gesetzlich  besei- 
tigt sind  und  die  gleichen  Gründe  auch  für  die  Aufhebung  der 
autonomen  Mauten  sprechen. 

Mit  den  Gebühren  verwandt  sind  die  sogenannten  Bei- 
träge. Dieselben  spielen  namentlich  bei  den  Meliorationsaktio- 
nen und  den  Lokalbahnen  der  Länder  eine  Rolle.  Auf  eine  ent- 
sprechend hohe  Ausmessung  dieser  von  den  nächsten  Interessenten 


l)  Vergl.  hierüber  die  Vorschläge  v.  Mayrhofe}--Grüttbühels  a.  a.  O. 
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zu  leistenden  Beiträge  wird  ebenfalls  mit  Nachdruck  hinzuwir- 
ken sein. 

Einer  besonderen  Erörterung  bedarf  endlich  noch  die  Frage 
der  Einführung  eines  L  a  n  d  e  s  s  t  c  m  p  e  1  s.  Ein  solcher  ist  ins- 
besondere für  die  bei  den  Landesämtern  einzureichenden  I'^in- 
gaben  schon  wiederholt  vorgeschlagen  worden;  er  soll  für  sich 
allein  oder  neben  dem  staatlichen  Stempel  zur  Einhebung  ge- 
langen. Eine  derartige  Abgabe  scheint  auf  den  ersten  Blick  viel 
für  sich  zu  haben,  deniT  wer  die  amtlichen  Leistungen  vollzieht, 
der  sollte  auch»  möchte  man  meinen,  das  Entgelt  hierfür  erhalten. 
Indes  erheben  sich  gegen  die  Einführung  eines  Landesstempels 
doch  sehr  gewichtige  Bedenken.  Das  staatliche  Stempelwesen 
Oesterreichs  ist  nicht  gerade  sehr  übersichtlich  und  auch  nicht 
sehr  gerecht.  Jede  Reform  desselben  würde  beim  Bestände  von 
1/  verschiedenen  Landesstempeln  gewiß  nicht  erleichtert,  die  Ju- 
dikatur in  Stempelsachen,  die  jetzt  wenigstens  noch  eine  einheit- 
liche ist,  zu  einem  Wirrsal.  Hat  einmal  der  Landesstempel  Ein- 
gang gefunden,  dann  dürfte  es  kaum  angehen,  den  übrigen  auto- 
nomen Körperschaften,  den  Bezirken  und  den  Gemeinden,  die  Ein- 
führung analoger  Abgaben  zu  verwehren,  und  das  Ende  wäre 
das  Chaos. 

Die  Einführung  von  autonomen  Stempeln  ist  daher  mit  Nach- 
druck abzulehnen.  Immerhin  scheint  es  aber  gerecht  zu  sein, 
daß  der  Staat  nicht  das  ganze  Erträgnis  des  Stempelgefälles  in  die 
eigene  Tasche  stecke,  während  die  autonomen  Verwaltungsorgane 
für  ihre  so  beträchtlichen  administrativen  Arbeitsleistungen  davon 
nichts  erhalten.  Der  in  dieser  Richtung  dringend  gebotene  Aus- 
gleich kann  am  zweckmäßigsten  durch  Ueberweisung  staatlicher 
Einnahmen  vollzogen  werden,  und  zwar  empfiehlt  sich,  da  an  der 
Frage  so  ziemlich  alle  territorialen  Selbstverwaltungskörper  inter- 
essiert sind,  die  Gewährung  von  staatlichen  Subventionen  für 
solche  Verwaltungszwecke,  die  in  der  Hauptsache  alle  genannten 
Selbstverwaltungskörper  belasten.  Auch  dieser  Gesichtspunkt  weist 
darauf  hin,  die  staatlichen  Subventionen  zunächst  auf  den  Volks- 
schu  lauf  wand  zu  konzentrieren,  da  die  Volksschulkosten, 
mag  auch  in  den  einzelnen  Ländern  die  Schullast  sehr  verschieden 
geregelt  sein,  dem  Endeffekte  nach  doch  so  ziemlich  alle  terri- 
torialen Selbstverwaltungskörper,  die  Länder  wie  die  Gemeinden, 
hie  und  da  auch  noch  die  (Schul-)Bezirke,  bedrücken. 

Der  Schwerpunkt  der  Landeseinnahmen  liegt,  wie  wir  bereits 
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wissen,  wenn  von  den  staatlichen  L'ebci weisunj^en  abgesehen  wird, 
^anz  in  den  Zuschlägen  zu  d  e  n  direkten  S  t  a  a  l  s- 
stcuern  und  in  einer  Reihe  selbständiger  Landes- 
abgabe n.  Die  letzteren  sind  noch  heute  mit  Ausnahme  der 
neuen  Landesbierauflage  im  allgemeinen  von  bescheidener  Be- 
deutung. 

Im  Wege  der  Zuschläge  werden  den  Landesxerwaltungen 
sehr  ansehnliche  Steuerquellcn  und  zwar,  da  die  Landeszuschläge 
regelmäßig  durch  die  staatlichen  Organe  zur  lunhebung  gelangen, 
ganz  kostenlos  zur  Verfügung  gestellt. 

Trotz  dieser  außerordentlichen  Vorteile  sind  die  Landeszu- 
schläge in  Üesterreich,  wie  überhaupt  das  gesamte  Zuschlagswesen, 
Gegenstand  lebhafter  Anfeindung.  In  einzelnen  Ländern  haben 
sich  nämlich  Bestrebungen  geltend  gemacht,  selbständige  Landes- 
abgaben einzuführen,  denen  gewisse  Vorzüge  gegenüber  dem  Zu- 
schlagssystcm  nachgerühmt  werden.  Als  solche  Vorzüge  führt 
man  insbesondere  an  : 

1.  Die  Mannigfaltigkeit  der  Landeseinnahmen  werde  dadurch 
erhöht  und  in  günstiger  Weise  beeinflußt.  Die  Zuschläge  zu  den 
direkten  Steuern  bildeten  zwar  einen  stabilen  Grundstock  der 
Landeseinnahmen,  aber  dieselben  seien  doch  auch  manchen  Stö- 
rungen ausgesetzt.  So  könne  z.  B.  durch  den  Eintritt  von  Kle- 
mentarereignissen  unter  Umständen  selbst  ein  beträchtlicher  Aus- 
fall an  Grundsteuer  herbeigeführt  werden.  Solche  Störungen  ließen 
sich  beim  gleichzeitigen  Bestände  selbständiger  Landesabgaben 
leichter  überwinden ; 

2.  ferner  könnten  die  Landesbudgets  durch  die  Einführung 
selbständiger  Landesabgaben  nicht  nur  elastischer,  sondern  auch 
steigerungsfähiger  gemacht  werden,  da  die  Zuschläge  zu  den  di- 
rekten Steuern  wegen  der  bei  ihnen  schwieriger  zu  vollziehenden 
Ueberwälzung  sich  nur  langsamer  und  vorsichtiger  erhöhen  ließen, 
als  selbständige,  die  breiten  Massen  der  Bevölkerung  rasch  und 
sicher  treffende  Landesabgaben. 

Diese  Vorzüge  der  selbständigen  Landesabgaben  treffen  frei- 
lich nur  dann  zu,  wenn  die  Einhebungskosten  nicht  übermäßig 
hohe  sind.  Daraus  ergibt  sich  die  große  Wichtigkeit  einer  Ver- 
einigung der  Erhebung  der  selbständigen  Landesverbrauchssteuern 
mit  der  Pachtung  der  Zuschläge  zu  den  staatlichen  Verzchrungs- 
steuern  (Krain!). 

Uebric-ens  ist  der  Streit  über  die  Vorzüge  der  selbständigen 


-     65     - 

Steuern  autonomer  Körperschaften  auf  der  einen  und  der  Zu- 
schläge auf  der  anderen  Seite  in  der  l'^inanzwisscnschaft  l)ekannt- 
hch  ziemlich  alt,  wenn  derselbe  auch  in  'erster  Linie  rücksichtlich 
der  Gemeinden  ausgefochtcn  worden  ist.  Die  Zuschläge  gewähren 
jedenfalls  infolge  der  fast  verschwindenden  Einhebungskosten  ver- 
hältnismäßig größere  Reinerträge,  sie  schmiegen  sich  an  das  staat- 
liche Steuersystem  leichter  an,  das  Finanzwesen  der  Kommunal- 
verbände wird  dadurch  einfacher  und  übersichtlicher,  die  auto- 
nomen Körperschaften  und  speziell  die  Gemeinden  werden  für  die 
richtige  Einschätzung  der  Steuerpflichtigen  interessiert,  sie  treffen, 
wenigstens  zunächst,  so  lange  die  Ueberwälzung  nicht  gelingt,  die 
besitzenden  Klassen. 

Diesen  entschiedenen  Vorzügen  der  Zuschläge  stehen  aber 
allerlei  schwerwiegende  Nachteile  gegenüber.  Dieselben  sind 
jedoch,  was  nachdrücklich  betont  werden  muß,  den  Zuschlägen 
nicht  immer  immanent,  sondern  vielfach  aus  den  historisch  über- 
kommenen Steuereinrichtungen  hervorgewachsen.  Das  staatliche 
Steuersystem,  namentlich  das  System  der  alten  österreichischen 
Ertragsteuern  ist  mit  vielen  Ungleichmäßigkeiten  belastet  und  diese 
werden  nun  durch  die  Zuschläge  oft  in  empfindlicher  Weise  ver- 
schärft und  potenziert.  Der  Staat  wird  abhängig  von  der  Finanz- 
gebarung der  Kommunalverbände  und  an  der  Durchführung 
größerer  Steuerreformen  leicht  gehindert.  Das  Prinzip  von  Lei- 
stung und  Gegenleistung  kann  bei  den  Zuschlägen  zwar  immerhin 
berücksichtigt  werden,  ist  aber  doch  nur  sehr  unvollkommen 
durchzuführen,  ein  Mangel,  der  speziell  für  die  Gemeindebe-steue- 
rung,  dagegen  weniger  für  die  Landesbesteuerung  von  Bedeutung 
ist,  weil  die  letztere  im  allgemeinen  nur  auf  dem  l^rinzip  der 
Leistungsfähigkeit  aufgebaut  sein  kann.  Die  Höhe  des  Steuer- 
fußes ist  der  Leistungsfähigkeit  der  Zensiten  durchaus  nicht  in 
allen  Fällen  angepaßt,  denn  neben  den  Landeszuschlägen,  die 
bisher  keineswegs  überall  abnorm  hoch  waren,  werden  noch  zahl- 
reiche andere  Zuschläge  von  den  verschiedenen  Selbstverwaltungs- 
körpern und  den  sogenannten  Konkurrenzen  erhoben,  ohne  daß 
diese  dabei  auf  einander  irgendwie  Rücksicht  nehmen.  Da  die 
Verschiedenheit  der  Zuschlagsperzente  in  den  einzelnen  Ländern 
sehr  groß  ist,  so  kann  von  einer  gleichmäßigen  Besteuerung  na- 
türlich keine  Rede  sein,  dieselbe  ist  vielmehr  geradezu  ausge- 
schlossen. Endlich  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  wenigstens 
am  Anfange  der  jeweiligen  Entwicklung  die  Leichtigkeit,  mit  der 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  37.  5 
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Zuschläge  tMholicn  werden  können,  oft  zu  einer  Stei^'erun.^  der 
autonomen  Ausspähen  verleitet.  Derzeit  freilich  sind  die  Zuschläge 
durchaus  nicht  mehr,  wie  noch  das  Finanzministerium  in  seinem 
l'.laborate  anzunehmen  scheint,  bewegliche  Einnahmequellen,  denn 
sie  wachsen  gleich  den  staatlichen  direkten  Steuern  an  sich  nur 
langsam  und  ihre  luhöhung  stößt  jetzt  vielfach  auf  energischen 
Widerstand  von  Seiten  der  herrschenden  Klasse,  obwohl  bei  der 
in  weitem  Umfange  vorhandenen  MtJglichkeit  einer  Uebcrwälzung 
in  letzter  Linie  nicht  diese  allein,  wie  so  oft  und  mit  so  großer 
Emphase  behauptet  wird,  sondern  auch  die  große  Masse  der  Be- 
völkerung sie  trägt.  Diese  Uebcrwälzung  wird  eben  im  Wege 
einer  Steigerung  der  Preise  der  landwirtschaftlichen  und  gewerb- 
lichen Verbrauchsartikel,  sowie  durch  Erhöhung  der  Wohnungs- 
micten  versucht,  und  die  stets  zunehmende  Teuerung  zeigt,  daß 
solche  Versuche  keinesw'egs  ohne  Erfolg  bleiben.  Von  Uebel  ist 
endlich  auch  noch  der  Mangel  einer  genaueren,  juristischen  Rege- 
lung der  Steuerzuschläge.  W^ie  Robert  Meyer  in  seinem  Artikel 
über  die  Steuerzuschläge  ^)  mit  großer  Ausführlichkeit  und  unter 
Anführung  einer  reichhaltigen  Judikatur  des  näheren  dargelegt  hat, 
entbehrt  dieses  ganze  Gebiet  nach  der  formellen  Seite  hin  fast 
jeglicher  gesetzlichen  Regelung.  Weder  die  rechtlichen  Bezieh- 
ungen der  Selbstverwaltungskörper  zu  den  Umlagepfiichtigen  noch 
jene  zur  Staatsverwaltung  sind  des  genaueren  im  Gesetzeswege 
normiert  und  Schwankungen  der  Judikatur  nicht  gerade  selten. 
Und  diese  rechtlichen  Beziehungen  sind  sehr  zahlreich!  Es  handelt 
sich  da  nicht  nur  um  die  Frage,  wer  über  die  Rechtmäßigkeit 
der  Vorschreibung  von  Steuerzuschlägen,  über  die  Zuschlags- 
(Umlagen-)Pflicht,  die  Rückvergütung  und  Abschreibung  der  Zu- 
schläge zu  entscheiden  hat,  sondern  es  können  auf  diesem  Ge- 
biete noch  viele  andere  Rechtsfragen  materieller  und  formeller 
Natur  auftauchen.  Nach  der  Auffassung  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes sind  die  Steuerzuschläge,  soweit  es  sich  um  die  Rechtsmittel 
handelt,  nur  der  Form,  nicht  dem  materiellen  Wesen  nach  ein 
Akzessorium  der  staatlichen  Steuern,  daher  die  Steuerträger  regel- 


i)  Oesterreichisches  Staatswörterbuch,  2.  Auflage  (1909),  IV.  Bd.,  S.  1040  fF. 
Vergl.  auch  unsere  »Studien  über  die  Reform  des  österreichischen  Finanzver- 
waitungsverfahrens«  (1909),  S.  124  flf.,  und  insbesondere  bezüglich  der  Landeszu- 
schläge Dr.  Karl  Lamp,  Die  Garantien  für  die  Rechtsmäßigkeit  der  autonomen  Lan- 
desverwaltung in  Oesterreich.  (Ein  RechtsgutaclUen  der  Czernow.  Juristenfakuliäi) 
1910,  S.   55  ff. 
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mäßig  genötigt  sind,  wegen  jedes  noch  so  geringen  Zuschlages 
besondere  Eingaben  zu  überreichen  und  eventuell  sogar  einen 
besonderen  Rechtszug  bis  zum  Verwaltungsgerichtshofe  durchzu- 
machen. Andererseits  besteht  eine  materielle  Abhängigkeit  der 
Steuerzuschläge  von  der  betreffenden  Hauptabgabe,  d.  h.  die  Vor- 
schreibung einer  Staatssteuer  in  dem  Territorium  des  Selbstver- 
waltungskörpers ist  die  rechtliche  Voraussetzung  für  die  Ein- 
hebung eines  Zuschlages,  aber  den  Selbstverwaltungskörpern  ist 
nicht  in  allen  Fällen  ein  genügender  Rechtsschutz  in  der  Rich- 
tung gewährt,  daß  die  als  Grundlage  des  Zuschlages  dienende 
staatliche  Steuer  auch  wirklich  zur  Vorschreibung  gelange.  Ebenso 
fehlt  es  an  einer  klaren  Regelung  der  Frage,  inwieweit  nachträg- 
liche Aenderungen  in  der  Vorschreibung  der  Hauptabgabe  für 
die  Zuschlagsbemessung  präjudizierlich  seien,  was  der  Verwaltungs- 
gerichtshof in  der  Regel  verneint  hat. 

Eine  einheitliche  und  erschöpfende  Regelung  dieser  formal- 
rechtlichen Fragen  des  Zuschlagswesens  muß  als  dringend  er- 
wünscht bezeichnet  werden,  wie  denn  auch  das  preußische  Kom- 
munalabgabengesetz vom  Jahre  1893  einer  solchen  Regelung 
nicht  ganz  aus  dem  Wege  gegangen  ist.  Die  Schwierigkeit  liegt 
hier  auch  wieder  in  der  Kompetenzfrage.  Wer  die  Landesgesetz- 
gebung für  diese  Regelung  als  zuständig  erklärt  und  das  Heil 
von  ihr  erwartet,  der  muß  freilich  von  vornherein  auf  eine  ange- 
messene Lösung  des  ganzen  Fragenkomplexes  verzichten.  \n 
Wahrheit  liegt  jedoch  auch  hier  wieder  ein  Fall  vor,  auf  den  die 
bereits  einmal  erwähnte  Bestimmung  des  §  1 1  des  Grundgesetzes 
über  die  Reichsvertretung  zur  Anwendung  zu  gelangen  hat :  Eine 
gleichmäßige  Regelung  dieser  Frage  ist  ein  gemeinsames  Interesse 
aller  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  und  dem- 
gemäß ist  hierfür  die  Reichsgesetzgebung  als  kompetent  zu  er- 
achten. 

Wegen  der  mit  der  steigenden  Höhe  sich  potenzierenden 
Mängel  der  Zuschläge  läge  es  nahe,  eine  Maxima  Igrenze 
für  dieselben  gesetzlich  fixiqren  zu  wollen.  Eine  solche  Fixie- 
rung ist  in  einzelnen  romanischen  Staaten  (z.  B.  in  Frankreich) 
nicht  unbekannt,  verspricht  aber  nicht  viel  praktischen  Erfolg. 
Denn  die  autonome  Landesgesetzgebung  wird  immer  geneigt  sein, 
im  Falle  wirklicher  Finanznot  durch  Abänderung  dieser  Grenze 
sich  darüber  hinwegzusetzen,  und  die  Statuierung  einer  Maximal- 
grenze für  alle  Länder  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  erscheint 
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weder  theorc-tiscli  oppoitun  noch  praktisch  so  leicht  duichführ- 
har.  lüicr  kr»nntc  man  uingekchit  einer  automatischen  l'",rh(')liun;4 
der  Landeszuschläge  zwecks  sicherer  Hedeckung  der  ordenthchen 
I,andesaus<j[aben  das  Wort  reden,  aber  auch  dieser  Vori,'an<j;  wäre 
mit  Rücksicht  auf  die  mit  der  wachsenden  II()he  der  Zuschlät^e 
sich  steigernden  Gebrechen  ik-r  k^tzteren  kaum   zu   hilHgen. 

Ob  es  übrigens  immer  möghch  sein  wird,  die  selbständigen 
Landesabgaben  leichter  zu  erhöhen  als  die  Zuschläge,  wie  dies 
die  herrschenden  Parteien  vielfach  erhoffen ,  steht  auch  nicht  so 
ganz  fest.  Eine  allgemeine  Beantwortung  dieser  Frage  ist  zwar 
nicht  möglich,  jedenfalls  wird  aber  eine  solche  Erhöhung  in  dem 
Momente  schwieriger,  wo  das  Wahlrecht  für  die  Landesvertretun- 
gen erweitert  wird,  die  breiten  Massen  des  Volkes  also  auch  ein 
Wort  dabei  mitzusprechen  haben  und  die  Gefahr  einer  starken 
Konsumabnahme  nicht  mehr  abzuweisen  ist.  Es  genügt  in  dieser 
Richtung,  nochmals  an  die  Landesbicraufiage.zu  erinnern,  die  an 
sich  gewiß  eine  sehr  steigerungsfähige  Abgabe  darstellt,  j)raktisch 
aber  doch,  wie  die  jüngste  Erfahrung  gelehrt  hat,  nicht  ganz 
leicht  und  nur  bis  zu  einem  gewissen  Maße  erhöht  werden  kann, 
weil  sonst  der  Widerstand  der  breiten  Volksschichten  zu  sehr 
entfacht  wird  und  der  Konsum  stark  abnimmt.  Es  hängt  also 
die  sichere  Beantwortung  der  Frage  von  sehr  vielen  Umständen 
ab,  die  von  vornherein  nicht  immer  genügend  feststehen. 

Nach  dieser  allgemeinen  Vorbemerkung  über  die  Natur  und 
das  gegenseitige  Verhältnis  der  beiden  Hauptkategorien  der  Lan- 
dessteuereinnahmen schreiten  wir  nunmehr  an  die  Betrachtung 
der  zur  Sanierung  der  Landesfinanzen  vorgeschlagenen  neuen 
Landesabgaben.  Dieselben  bilden  zusammen  ein  ganz  stattliches 
Steuerbouquet,  aber  kaum  eine  derselben  dürfte  den  Einwendun- 
gen Stand  halten,  die  sich  vom  finanzwissenschaftlichen  und  von 
anderen  Gesichtspunkten  aus  dagegen  erheben  lassen.  Die  meisten 
sind  bereits  in  der  vor  mehreren  Jahren  zwischen  dem  böhmi- 
schen Landesausschusse  und  dem  l-'inanzministerium  über  unser 
Thema  geführten  Korrespondenz  sowie  auf  der  von  den  Vertre- 
tern der  Landesausschüsse  im  Jahre  1905  abgehaltenen  Tagung 
näher  erörtert  worden,  sodaß  ihre  Besprechung  an  dieser  Stelle 
eine  sehr  kurze  sein  kann. 

Die  Vorschläge  bewegen  sich  der  überwiegenden  Mehrheit 
nach  auf  dem  Gebiete  der  Verbrauchsbe.steuerung.  Aber  gerade 
gegen     die     Einführung     selbständiger     Landesverbrauchssteuern 
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müssen  in  der  Regel  schwerwiegende  wirtschaftspolitische  Beden- 
ken erhoben  werden.  Wie  die  lünrichtung  der  bereits  bestehen- 
den Landesbieraufiage  gezeigt  hat ,  müssen  solche  selbständige 
Landesverbrauchssteuern  zwar  nicht  unbedingt  zu  einer  Störung 
des  einheitlichen  Wirtschaftsgebietes  der  Monarchie  führen,  aber 
sie  bergen  doch  die  Gefahr  einer  solchen  Störung  in  hohem  Maße 
in  sich  und  sind  jedenfalls  mit  allerlei  Erschwernissen  und  Hem- 
mungen des  wirtschaftlichen  Verkehres  verbunden.  Ueberdies 
haften  ihnen  leicht  noch  sonstige  schwere  ökonomische  und  so- 
ziale Nachteile  an,  sodaß  unserer  Meinung  nach  unbedingt  da- 
nach getrachtet  werden  sollte  ,  das  mit  ihrer  Einführung  ange- 
strebte Ziel  womöglich  auf  anderem  Wege,  insbesondere  also 
durch  Ueberweisung  eines  Teiles  des  Erträgnisses  der  staatlichen 
Verbrauchssteuern,  zu  erreichen. 

Im  einzelnen  sind  folgende  neue  Steuern  als  Landesabgaben 
vorgeschlagen  worden  : 

I.  Eine  Landesverbrauchssteuer  auf  Kohle.  Diese  Steuer 
ist  von  der  Budgetkommission  des  böhmischen  Landtages  wieder- 
holt diskutiert  worden  und  ihr  Erträgnis  wurde  in  dem  uns  schon 
bekannten  Berichte  der  Grafen  Zedtivitz  und  Buqiioy  für  Böhmen 
auf  ca.  1^/2  Millionen  Kronen  geschätzt.  Die  Steuer  sollte  nur 
von  der  im  Lande  verbrauchten  Kohle  (mit  Einschluß  der  vom 
Auslande  her  eingeführten),  nicht  aber  von  der  gesamten  Pro- 
duktion im  Lande  erhoben  werden,  weil  sonst  inbetreff  der  zur 
Ausfuhr  gelangenden  Kohle  darin  die  Etablierung  eines  Austuhr- 
zolles  erblickt  werden  müßte ,  der  den  Absatz  der  böhmischen 
Kohle  im  Auslande  außerordentlich  erschweren  würde.  Eine 
solche  Landeskonsumsteuer  dürfte  aber  jedenfalls  ziemlich  um- 
ständliche Erhebungsmodalitäten  erfordern,  und  außerdem  könnten 
durch  ihre  Einführung  wichtige  Interessen  der  auf  die  Kohle  an- 
gewiesenen Industrien  und  der  Arbeiterschaft  tangiert,  unter  Um- 
ständen vielleicht  sogar  gefährdet  werden.  Auch  ist  nicht  abzu- 
sehen, warum  die  Steuer  gerade  nur  die  Kohle  treffen  und  vor 
anderen  Rohprodukten  (Eisen,  Kaolin  usw.)  Malt  machen  soll. 
Solche  Landesverbrauchssteuern  sind  in  der  Tat  bei  der  großen 
Enquete,  welche  im  Februar  1908  vom  Finanzministerium  über 
die  ganze  Frage  der  Sanierung  der  Landesfinanzen  abgehalten 
worden  ist  und  die  von  uns  noch  später  kurz  gewürdigt  werden 
soll,  von  beachtenswerter  Seite  zur  Einführung  empfohlen  worden, 
und  es  ist    daher    nicht    zu    verwundern,    daß    derartige  Projekte 


seither  aucli  in  anderen  österreichischen  Landesvertretungen  auf- 
getaucht sind.  So  hat  insbesondere  der  steiermärkische  Landtag 
in  seiner  Sitzung  vom  5.  November  190.S  —  offenbar  unter  dem 
Lindrucke  der  eben  erwähnten  Ln(|uete  —  den  Landesausschuß 
beauftragt,  eingehende  Studien  und  Lrhebungen  darüber  zu  pfle- 
gen, in  welcher  Weise  die  Rohj)roduktion  von  Lisenerzen,  Mag- 
nesit und  Zementrohstoften  zugunsten  der  Landesfinanzen  in  einer 
den  Verbrauch  und  die  gewerbhch-industriellc  Tätigkeit  schonen- 
den Art  der  Besteuerung  unterzogen  werden  könnte.  Der  Bund 
t)Sterreichischer  Industrieller  hat  gegen  diesen  Landtagsbeschluß 
sofort  nachdrücklich  mit  der  Begründung  Stellung  genommen, 
daß  es  nicht  angehe,  einzelne  Produkte  der  Industrie  oder  des 
Bergbaues  herauszugreifen  und  mit  einer  Sondersteuer  zu  bele- 
gen. Oesterreich  sei  mit  Mineralschätzcn  lange  nicht  so  reich 
gesegnet  wie  die  Nachbarstaaten,  weshalb  der  Import  von  I'^rzen 
und  anderen  Bergwerksprodukten  sogar  durch'  Zollfreiheit  begün- 
stigt werde.  Es  erscheine  danach  als  widersinnig,  unter  solchen 
Verhältnissen  der  heimischen  Bergwerksproduktion  eine  Sonder- 
steuer aufzuerlegen.  Ein  derartiger  Länderfiskalismus  sei  geeig- 
net ,  eine  Verschiedenheit  der  Produktionsbedingungen  zu  ent- 
wickeln, die  wirtschaftlich  und  politisch  gleich  bedenklich  wäre. 
i\Ian  wird  diese  Ausführungen  des  Bundes  österreichischer  In- 
dustrieller rückhaltslos  unterschreiben  kcnmen.  In  letzter  Linie 
werden  solche  Sondersteuern  immer  zu  einer  mehr  oder  minder 
empfindlichen  Belästigung  und  \^erteuerung  der  Produktion  sowie 
zu  einer  bedenklichen  Unterminierung  des  einheitlichen  Wirt- 
schaftsgebietes führen ; 

2.  eine  Landessteuer  auf  Zündhölzchen.  Diese  Steuer 
ist  aus  ähnlichen  Gründen  zu  verwerfen,  sie  hat  vielmehr  als  eine 
in  Gestalt  des  IMonopoles  einzuführ^inde  staatliche  Reservesteuer 
zu  gelten,  da  hier  neben  dem  finanziellen  Momente  auch  noch  an- 
dere Gesichtspunkte,  speziell  solche  gewerbehygienischer  Natur 
zu  beachten  sind  ; 

3.  eine  Landeskonsumsteucr  auf  Zucke  r.  Jede  Erhöhung 
der  in  Oesterreich  ohnehin  schon  exorbitant  hohen  Besteuerung 
des  Zuckers  wird  der  Volksfreund  unbedingt   verwerfen   müssen; 

4.  Landessteuern  auf  den  Verbrauch  von  Licht  (Gas 
und  Elektrizität).  Eine  Besteuerung  des  Lichtes  der  rei- 
cheren Klassen  erscheint  angesichts  der  hohen  Petroleumsteucr 
vollkommen   gerecht.     Die    angeführten   Steuern    eignen   sich    in- 


des  weniger  als  Landessteuern,  sondern  mehr  für  die  Gemeinden, 
welche  ihre  Erhebung  durch  INIunizipalisierung  der  betreffenden 
Betriebe  viel  rationeller  durchführen  können ; 

5.  selbständige  Landesaufiagen  auf  den  Privatverbrauch 
von  Wein  und  W  e  i  n  m  o  s  t.  Derartige  Steuern  sind  in 
jüngster  Zeit  bereits  in  einigen  Ländern  (z.  B.  in  Kärnten  durch 
Gesetz  vom  28.  März  1906  und  in  Salzburg  durch  Gesetz  vom 
7.  April  1907)  zur  Einführung  gelangt  und  werden  voraussichtlich 
ihren  Eroberungszug  auf  alle  österreichischen  Länder  ausdehnen. 
Gleichwohl  können  sie  vom  finanztechnischen  Standpunkte  aus 
nicht  gebilligt  werden.  Das  Nebeneinanderbestehen  von  mehre- 
ren (staatlichen  und  autonomen)  Steuern,  die  das  gleiche  Objekt 
treffen,  ist  zumeist  von  Uebel ,  zum  mindesten  werden  dadurch 
die  Einhebungskosten  in  ganz  unnötiger  Weise  gesteigert.  Gewiß 
ist  die  Besteuerung  des  Privatverbrauches  von  Wein  und  Most 
zu  billigen  und  die  staatliche  Weinsteuer  Oesterreichs  zeigt  bis 
jetzt  in  dieser  Richtung  eine  bedenkliche  Lücke.  Aber  der  rich- 
tige Weg  zur  Ausfüllung  derselben  sollte  darin  bestehen,  daß  die 
staatliche  Weinsteuer  weiter  ausgestaltet  und  den  Ländern  durch 
Gewährung  von  Zuschlägen  zu  der  reformierten  Weinsteuer  oder 
durch  Ueberweisungen  ein  Anteil  hieran  gesichert  würde.  Auch 
eine  stärkere  Heranziehung  der  Schaumweine  sollte  dabei  ins 
Auge  gefaßt  werden; 

6.  eine  Landesabgabe  auf  natürliche  und  künstliche 
Mineralwässer  oder  auch  auf  letztere  allein.  Eine  solche 
Steuer  ist  besonders  in  Böhmen  eifrig  erörtert  und  durch  den 
bereits  angeführten  Beschluß  des  steiermärkischen  Landtages  vom 
5.  November  1908  auch  für  dieses  Kronland  angeregt  worden. 
Dieselbe  erscheint  uns  vorläufig  wenig  rationell  zu  sein,  denn  ge- 
gen sie  sprechen  doch  starke  hygienische  Bedenken.  So  lange 
zahlreiche  Gemeinden  Oesterreichs  und  selbst  große  Städte  (Prag !) 
nicht  im  Besitz  hygienisch  einwandfreier  und  ausreichender  Trink- 
wasserleitungen sich  befinden  und  so  lange  die  Antialkoholbewe- 
gung  noch  so  geringe  Erfolge  erzielt  hat,  möchten  wir  es  trotz 
des  besonders  von  den  wohlhabenderen  Klassen  bewirkten  Kon- 
sums derartiger  Getränke  noch  für  verfrüht  erachten,  hier  mit 
der  Einführung  von  Verbrauchssteuern  vorzugehen.  Uebrigens 
dürfte  auch  hier,  wenn  eine  solche  Steuer  schon  beliebt  wird, 
die  P^orm  der  staatlichen  Besteuerung  für  Mineralwässer  vorzu- 
ziehen sein.     Die  natürlichen  Mineralwässer  liefern  ohnehin  schon 


vielfach  den  im  Besitze  der  Oucllen  befindlichen  (iemeinden  und 
LandesverwaltunLien  ein  i,'anz  stattliches  Erträgnis.  Anstatt  aber 
daß  Staat  und  Länder  der  in  Oesterreich  so  langsam  vorwärts- 
schreitenden Antialkoholbewegun«,'-  durch  die  fraglichen  Steuern 
neue  und  schwere  I  lemmnisse  bereiteten,  würden  wir  es  viel  lie- 
ber sehen,  wenn  beide  sich  mit  vereinten  Kräften  in  den  l^esitz 
der  in  den  (')Sterreichischen  Landen  so  zahlreich  vorkonuiicndcn 
Säuerlinge  zu  setzen  versuchen  wollten,  was  schon  im  Interesse 
einer  Herabminderung  des  im  allgemeinen  viel  zu  hohen  Preises 
selbst  der  gewöhnlichen  Mineralwässer  dringend  befürwortet  wer- 
den muß ; 

7.  eine  Landessteuer  auf  das  IC  r  t  r  ä  g  n  i  s  d  e  r  S  p  a  r  - 
k  a  s  s  e  n  und  der  V  o  r  s  c  h  u  ß  v  e  r  e  i  n  e.  In  dem  Gutachten 
der  Grafen  Zedtwitz  und  Buquoy  war  auch  diese  Abgabe  ins 
Auge  gefaßt  und  die  daraus  für  Böhmen  zu  gewärtigende  jähr- 
liche Einnahme  bei  einem  10  %  igen  Steuerfuße"  auf  i  262000  Kronen 
berechnet  worden.  In  einigen  Ländern  (Niederösterreich  und 
Steiermark)  besteht  die  Sparkassensteuer  bekanntlich  schon  seit 
einiger  Zeit  als  Zweckabgabe.  Da  die  österreichischen  Sparkassen 
sich  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  längst  zu  kleinbürgerlichen 
Banken  entwickelt  haben,  so  verdienen  sie  nicht  dieselbe  Rück- 
sicht wie  die  reinen  Wohlfahrtssparkassen.  Indes  muß  eine  rich- 
tige Sparkassenpolitik  doch  danach  trachten,  diesen  Charakter 
der  österreichischen  Sparkassen  nach  und  nach  zu  ändern,  d.  h. 
sie  w'enigstens  daneben  auch  den  Interessen  und  Bedürfnissen 
des  kleinen  Mannes,  für  den  sie  ursprünglich  allein  bestimmt  ge- 
wesen waren,  wieder  mehr  dienstbar  zu  machen.  Die  Erreichung 
dieses  wichtigen  Zieles  dürfte  aber  durch  eine  abermalige  Be- 
steuerung der  Sparkassen  —  eine  solche  brachte  ja  schon  das 
Personalsteuergesetz  vom  Jahre    1896  —  kaum  gefördert  werden. 

Noch  bedenklicher  möchte  es  sein,  die  Steuerschraube  gegen- 
über den  Vorschußvereinen  stärker  anzuziehen,  da  diese  doch 
der  großen  Regel  nach  —  Ausnahmen  kommen  natürlich  auch 
hier  vor  —  Assoziationen  des  kleinen  strelisamen  Mannes  dar- 
stellen und  demnach  von  selten  der  öffentlichen  Verwaltung  wie 
auch  von  der  staatlichen  Einanzgesetzgebung  vielfach  gefördert 
und  begünstigt  werden.  Es  läge  ein  starker  Widerspruch  darin, 
solche  Genossenschaften  einerseits  als  Träger  wichtiger  sozialer 
Aufgaben  zu  begünstigen  und  auf  der  andern  Seite  ihre  Entfal- 
tung durch  neue  Steuern  zu  unterbinden. 
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Schon  die  zuletzt  genannten  Landesabgaben  gehören  nicht 
mehr  dem  Kreise  der  Verbrauchssteuern  an.  Außer  ihnen  sind 
noch  folgende  Steuern  als  Landesabgaben  vorgeschlagen  worden: 

8.  Eine  La  ndesbesoldungs  Steuer.  Eine  autonome 
Besoldungssteuer  besteht  bis  jetzt,  soweit  wir  uns  darüber  infor- 
mieren konnten,  nur  in  wenigen  österreichischen  Gemeinden. 
Ihre  allgemeinere  Einführung  ist  bisher  an  dem  Widerstände  der 
Staatsregierung  gegen  die  Heranziehung  der  Staatsbeamten  und 
der  Militärpersonen  zu  dieser  Steuer  gescheitert;  wollte  man  sie 
nur  auf  die  Privat-  und  Kommunalbeamten  legen,  so  würden  sie 
von  den  letzteren  als  eine  schwere  Ungerechtigkeit  empfunden 
werden.  In  jedem  Falle  eignet  sich  aber  eine  autonome  Besol- 
dungssteuer weit  besser  für  die  Gemeinden,  und  zwar  besonders 
für  die  Städte,  als  für  die  Länder.  Gerade  in  den  Städten  bilden 
die  Personen  mit  festen  Dienstesbezügen  eine  starke  und  leistungs- 
fähige Schichte,  welche  im  allgemeinen  mit  ihren  Ansprüchen 
an  die  kommunalen  Einrichtungen  durchaus  nicht  zurückhaltend 
ist ;  in  den  übrigen  Gemeinden  und  vollends  auf  dem  flachen 
Lande  spielt  diese  Bevölkerungsschichte  eine  geringe  oder  gar 
keine  Rolle.  Nur  in  den  Gemeinden  ist  auch  rücksichtlich  dieser 
Schichte  eine  Beziehung  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung 
wahrnehmbar,  während  die  Länder  für  diese  Personen  direkt 
nichts  Hervorragendes  zu  persolvieren  haben.  Auch  bei  der 
Konferenz  der  Vertreter  der  Landesausschüsse  (1905)  ist  daher 
mit  Recht  die  Meinung  vertreten  worden,  man  solle  diese  Steuer 
lieber  den  Kommunen  überlassen,  die  ja  auch  Berücksichtigung 
verdienten.  Sie  sind  auch  für  diese  überflüssig,  wenn  ihnen  das 
Recht  zur  Einhebung  von  Zuschlägen  zur  Einkommensteuer  wie- 
der eingeräumt  wird  ') ; 

9.  I  m  m  o  b  i  1  i  a  r  V  e  r  k  e  h  r  s  s  t  e  u  e  r  n  in  der  P'orm  von 
Zuschlägen  zu  den  staatlichen  Vermögensübertragungsgebühren. 
Dieselben  dürften  sich  aber  gleichfalls  nur  für  die  Gemeinden, 
namentlich  wieder  für  die  Städte  rechtfertigen  lassen,  da  nur  in 
diesen  eine  wirtschaftliche  Beziehung  zwischen  dem  Grund  und 
Boden  einerseits  und  den  kommunalen  Einrichtungen  andererseits 
nachzuweisen  ist,  daher  sie  denn  auch  in  der  jüngsten  Zeit  in 
einer  ganzen  Anzahl  österreichischer  Städte  ohne  besondere 
Schwierigkeit  Eingang  zu  finden  beginnen. 

Aehnlich  wird  auch  die  verfeinerte  Form  der  Immobiliarver- 


i)  Vergl.  die  diesbezüglichen  Ausführungen  im  folgenden  (IL)  Abschnitt. 
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kehrssteucrn.  dir  jot/t  in  ili«;  Mode  koiniiu-iidt-  W'c  r  t  /  uw  a  c  hs- 
stcuer,  zu  beurteilen  sein.  Aul  diese  Steuer  hat  das  hinanz- 
ministeriuni  vor  kurzem  (1909)  die  Landesverwaltunij^en  selbst  hin- 
ijewiesen  und  ihnen  die  Einführung  derselben  durch  Ausarbeitung 
von  Mustergesetzentwürfen  zu  erleichtern  gesucht.  Das  Finanz- 
ministerium scheint  noch  immer  im  Zweifel  darüber  zu  sein,  an 
welche  autonomen  Körperschaften  die  neue  Steuer  am  besten  zu 
überlassen  wäre.  Wenigstens  hat  es  zwei  Mustergesetzentwürfe 
ausgearbeitet,  von  denen  der  erste  die  Einführung  einer  Wertzu- 
wachsabgabe für  Landes-  und  Gemeindezwecke  zum  Gegenstande 
hat,  während  der  zweite  ICntw  urf  in  Gestalt  eines  Rahmengesetzes 
die  Einführung  einer  Wertzuwachsabgabe  bloß  für  Gemeinde- 
zwecke für  den  VaW  ins  Auge  faßt;  daß  eine  Landesvertretung  auf 
die  Einführung  einer  solchen  Landesabgabe  verzichten  sollte.  Es 
dürfte  überflüssig  sein,  die  näheren  Details  der  geplanten  neuen 
Abgaben  hier  zu  besprechen.  Nur  soviel  sei  bemerkt,  daß  beide 
Gesetzentwürfe  auf  dem  Prinzipe  der  sogenannten  indirekten  Wert- 
zuwachssteuer aufgebaut  sind,  bei  welcher  die  Besteuerung  der 
Wertsteigerung  einer  Liegenschaft  erst  im  Zeitpunkte  ihres  Be- 
sitzwechsels stattzufinden  hat.  Soweit  wir  uns  informieren  konn- 
ten, haben  bisher  nur  wenige  Landtage  (Kärnten,  Krain,  Tirol, 
Triest)  einen  Gesetzentwairf  angenommen,  durch  w^elchen  eine 
Wertzuwachsabgabe  von  Liegenschaften  eingeführt  werden  soll  ; 
ihr  Ertrag  wird  zwischen  dem  Lande  und  den  Gemeinden  geteilt 
werden.  Man  scheint  der  Sache  nicht  mit  sehr  großem  Vertrauen 
gegenüberzustehen,  denn  die  Geltungsdauer  der  neuen  Gesetze 
soll  sich  nur  bis  zum  31.  Dezember  191 7  erstrecken.  Hier  ist 
offenbar  noch  alles  im  Müsse  und  der  Widerstreit  der  Meinungen 
über  das  Subjekt  der  neuen  Steuer  noch  ebenso  wenig  wie  im 
Deutschen  Reiche  geklärt; 

10.  selbständige  r\i  h  r  k  a  r  t  e  n  s  t  e  u  e  r  n  für  die  in  der 
Verwaltung  der  Länder  befindlichen  Lokalbahnen.  Vom  Stand- 
punkte der  Theorie  wäre  gegen  die  Einführung  solcher  Verkehrs- 
steuern gewiß  keine  Einwendung  zu  erheben.  Allein  da  der 
Staat  auch  diese  Steuer  durch  das  Gesetz  vom  19.  Juli  1902, 
RGBl.  Nr.  153,  mit  Beschlag  belegt  hat,  so  ist  in  dieser  Richtung 
bis  auf  weiteres  jede  Aktion  der  Länder  aussichtslos; 

11.  autonome  Steuern  auf  die  G  e  win  ns  t  c  h  ance  n,  Los- 
gewinne u.dgl.  Die  lunführung  derartiger  Abgaben  wäre  un- 
praktisch, da  das  Erträgnis  dieser  Steuern  nur  gering  sein  würde 
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und  sich  viel  besser  die  Einführung"  von  Zuschlägen  zu  den  schon 
bestehenden  staatlichen  Steuern  empfehlen  möchte ; 

12.  selbständige  Landesabgaben  für  die  Ausübung  bestimm- 
ter Berechtigungen.  In  dieser  Richtung  kämen  in  erster 
Linie  Abgaben  für  \V  a  s  s  e  r  k  o  n  z  e  s  s  i  o  n  e  n  in  Betracht.  Es 
kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  insbesondere  die  in  den 
Alpenländern  zu  steigender  Bedeutung  sich  entwickelnden  Was- 
serberechtigungen eine  Steuer  ganz  wohl  vertragen  könnten.  Diese 
Berechtigungen  stehen  aber  mit  der  Landesadministration  in  der 
Regel  in  gar  keinem  näheren  wirtschaftlichen  oder  juristischen 
Zusammenhange.  Aus  diesem  Grunde  eignen  sich  die  fraglichen 
Berechtigungen  unseres  Erachtens  weit  eher  für  die  Belegung  mit 
staatlichen  Steuern,  zumal  ohnehin  bis  jetzt  noch  die  staatlichen 
Organe  die  Erteilung  der  Wasserkonzessionen  in  der  Hand  haben 
und  daher  auch  die  Vorschreibung  und  Einhebung  der  neuen  Ab- 
gaben am  zweckmäßigsten  diesen  Organen  übertragen  würde. 
Gegen  die  Einführung  derartiger  Landessteuern  spricht  auch  der 
Umstand,  daß  dadurch  leicht  empfindliche  Verschiebungen  in  den 
Produktionsbedingungen  der  in  den  verschiedenen  Ländern  ge- 
legenen Etablissements  herbeigeführt  werden  könnten,  hn  In- 
teresse einer  einheitlichen  Wirtschaftspolitik  der  Monarchie  müs- 
sen die  in  der  jüngsten  Zeit  in  verschiedenen  Landesvertretungen 
immer  stärker  hervortretenden  Bestrebungen  einer  länderweisen 
Einflußnahme  auf  die  industrielle  Produktion  mit  Nachdruck  zu- 
rückgewiesen werden  und  mit  Recht  hat  daher  der  Bund  öster- 
reichischer Industrieller  gegen  eine  solche  »industrielle  Verlände- 
rung<:  Protest  eingelegt.  Selbst  eine  staatliche  Besteuerung  der 
Wasserkräfte  wird,  so  gerecht  sie  an  sich  ist,  nur  mit  Vorsicht 
eingeführt  werden  dürfen  ,  wenn  nicht  die  Entwicklung  der  In- 
dustrie in  den  Alpenländern  gleich  von  vornherein  wieder  unter- 
bunden werden  soll ; 

13.  eine  Warenhaussteuer.  Gegen  die  Einführung  dieser 
Steuer  als  Landesabgabe  sprechen  die  gleichen  Gesichtspunkte 
und  es  braucht  hier  nicht  darauf  weiter  eingegangen  zu  werden; 

14.  Landesabgaben  auf  Jagd-  und  P' is  ch  er  eiber  echti- 
gungen.  Diese  Berechtigungen  sind  ohnehin  bereits  mit  Lan- 
desabgaben, und  zwar  zum  Teil  in  so  beträchtlichem  Ausmaße 
belastet,  daß  ihre  weitere  Steigerung  kaum  mehr  viel  Erfolg  ver- 
spricht, selbst  wenn  man  diese  Steuern  in  gewissem  Sinne  als 
Luxussteuern  auffaßt. 
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15.  I  )aiiiit  siiul  wir  bei  ckr  letzten  (15.)  Gruppe  jem-r  Landes- 
steuern  aiii^i'lan.i^t,  die  zur  Neiieinfühiimcf  empfohlen  wurden.  Die 
lünpfchlun<f  dieser  Steuern  erfolgt  l)ekanntlich  recht  häufig  und 
mit  großem  Aufwand  von  Beredsamkeit.  I"in  besonderes  Resul- 
tat dürfen  wir  uns  von  Luxussteuern  nicht  versprechen.  Man 
braucht  darum  kein  i)rinzipieller  Gegner  einer  Besteuerung  des 
Luxus  zu  sein.  Wenn  es  gelänge,  den  Luxus  der  reicheren  Klas- 
sen zu  einem  ergiebigen  Steuerobjekte  zu  machen,  so  wäre  gegen 
die  Einführung  solcher  Steuern  nicht  nur  nichts  einzuwenden, 
sondern  wir  möchten  dieselbe  selbst  mit  Nachdruck  betrieben 
wissen.  Aber  die  Frage  ist  nur,  ob  gerade  die  Landesverwaltun- 
gen als  die  geeigneten  Organe  für  die  Bemessung  und  Einhebung 
solcher  Luxussteuern  angesehen  werden  können.  Diese  Frage 
wird  im  allgemeinen  verneint  werden  müssen.  Allerdings  besteht 
bekanntlich  bereits  im  Kronlande  Salzburg  auf  Grund  der  Ge- 
setze vom  23.  November  i<S87,  vom  13.  September  1901  und 
vom  II.  August  1905  eine  Reihe  von  Landesluxussteucrn.  Ihr 
Ergebnis  ist  aber  ein  sehr  bescheidenes,  sodaß  sie  im  Landes- 
haushalte keine  gr()ßere  Rolle  spielen.  Weit  eher  erscheinen  wie- 
derum die  Kommunen  berufen,  diese  Gattung  von  Steuern  zu 
entwickeln,  wie  das  ja  auch  in  anderen  Staaten  geschehen  ist. 
Dabei  wird  immer  jede  der  verschiedenen  Luxussteuern  für  sich 
betrachtet  und  sowohl  nach  der  wirtschaftlichen  Seite  (Einfluß 
auf  die  betreffende  Industrie),  als  auch  nach  ihrer  sozialen  Be- 
deutung, endlich  in  finanztechnischer  Hinsicht  (Höhe  der  Einhe- 
bungskosten)  sorgfältig  gewürdigt  werden  müssen ,  wenn  schäd- 
liche Reflexwirkungen  verhütet  und  arge  Enttäuschungen  erspart 
werden  sollen.  Allenfalls  könnte  auch  eine  Beteilung  der  Länder 
an  neu  einzuführenden Reichsluxusstcuern  (Reichsautomobilsteuer)') 
in  Frage  kommen,  aber  mehr  als  eine  dekorative  Beigabe  zum 
sonstigen  Abgabensysteme  werden  Luxusstcuern  in  Oesterreich 
so  bald  nicht  sein. 

Aus  der  vorstehenden  Betrachtung  erhellt  zur  ICvidenz,  daß 
die  Aussicht,  für  die  Landesverwaltungen  in  Form  von  Landes- 
abgaben neue  Einnahmequellen  zu  gewinnen ,  als  eine  ziemlich 
schwache  bezeichnet    werden    muß.     Dieser   Weg    verspricht    für 


l)  Vergl.  die  vom  P'inanzminister  v.  Korytowsky  im  österreicliischen  Parlamente 
eingebraclue  Regierungsvorlage  belreffend  die  Einführung  einer  Abgabe  von  Kraft- 
fahrzeugen §  21  (547  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Ab- 
geordnetenhauses, XVIII.  Session   1907). 
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die  Zukunft  nur  mehr  wenig  f^rfolt,».  Er  ist  auch  schon  in  der 
Vergangenheit  nicht  immer  in  unanfechtbarer  Weise  betreten  wor- 
den und  speziell  die  wichtigste  der  bestehenden  selbständigen 
Landesverbrauchsabgaben,  nämlich  die  Landesbierauflage,  vermag 
trotz  ihres  stattlichen  Erträgnisses  keineswegs  nach  allen  Seiten 
hin  einer  ernsten  wissenschaftlichen  Kritik  Stand  zu  halten.  Ihre 
Gebrechen  sind  ja  bekannt  genug.  Da  die  staatliche  Biersteuer 
zunächst  die  Produktion,  die  Landesbierauflage  hingegen  den  Kon- 
sum trifft,  so  ist  dadurch  die  Notwendigkeit  einer  doppelten  Ein- 
hebung und  eines  doppelten  Kontrollapparates  gegeben.  In  den 
Landesbierinspektoraten  sind  zahlreiche  Kräfte  beschäftigt,  welche 
schließlich,  wenn  die  Landesbierauflage  einmal  aufgehoben,  d.  h. 
inkameriert  werden  sollte,  den  Ländern  zur  Last  fallen  müssen. 
Die  staatliche  Finanzverwaltung  hatte  die  Höhe  der  Landesabgabe 
anfangs  mit  50°/o  der  staatlichen  Produktionssteuer,  also  mit 
I  K  70  h  per  Hektoliter  festgesetzt ,  dabei  aber  außer  acht  ge- 
lassen, daß  diese  Taxe  auf  das  gewöhnliche  Biermaß  nicht  ohne 
weiteres  verteilt  werden  kann.  Die  Folge  davon  war ,  daß  die 
Landesbiersteuer  im  Verkehre  tatsächlich  auf  4  Kronen  abge- 
rundet wurde  und  dieser  iMehrertrag  in  die  Taschen  der  Gast- 
wirte und  der  Brauer  floß,  während  die  Länder  einen  kolossalen 
\'erlust  erlitten.  Diese  Verluste  erhöhten  sich  noch  ,  weil  die 
von  den  staatlichen  Organen  festgestellten  Erzeugungsmengen, 
welche  auch  für  die  Landesbierauflage  die  Basis  bilden ,  nicht 
vollkommen  genau  sind ,  die  größeren  Apparatbrauereien  viel- 
mehr durch  das  sogenannte  »Anschwänzen«  nicht  unbeträchtliche 
Mehrquantitäten  von  Bier  zu  erzeugen  pflegten,  die  dann  unver- 
steuert blieben.  Dazu  kommen  die  sehr  erheblichen  Erschwerun- 
gen und  Belästigungen  des  Verkehres,  welche  mit  der  Steuer- 
erhebung verbunden  sind.  Ehe  der  jetzige  Erhebungsmodus  aus- 
findig gemacht  war,  dachten  einzelne  Landesverwaltungen  sogar 
ernstlich  an  die  Aufstellung  einer  Landesfinanzwache ,  um  den 
Grenzverkehr  überwachen  zu  können  !  Das  war  nicht  notwendig, 
weil  die  Landesbierauflage  rasch  ihren  Siegeszug  durch  die  öster- 
reichischen Länder  vollendete.  Auch  in  technischer  Beziehung 
ist  seither  manches  an  ihr  verbessert  worden,  aber  trotz  alledem 
bleibt  ihre  Inkamerierung  unter  entsprechender  Partizipation  der 
Länder  der  einzig  richtige  Weg.  Nur  auf  diese  Weise  könnten 
endlich  auch  die  großen  Ungleichmäßigkeiten  des  Erträgnisses 
einigermaßen    zwischen  den  einzelnen  Ländern  ausgeglichen  wer- 
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den.  BisluT  Ih-sIoIumi  in  dieser  Richtun^f  i^'roße  Verschiedenhei- 
ten, welche  manchen  I.iindein  /u  schwerem  Nachteile  gereichen 
und  als  Ungerechtig^keiti-n  emi>t'uniU'n  werden  müssen.  Einzelne 
Länder  (Böhmen,  Mähren,  NiedertKSterreich)  ziehen  aus  der  Lan- 
desbieraunage,  absolut  und  relativ  genommen,  eine  sehr  beträcht- 
liche lunnahme.  In  anderen  Ländern  (z.  H.  in  Salzburg,  Ober- 
österrcich,  Schlesien)  ist  das  Erträgnis  wenigstens  relativ  von  l-5e- 
deutung.  hi  einer  dritten  Gruppe  von  Ländern  (Krain,  Görz, 
Dalmatien),  wo  der  Hierl-consum  gering  ist,  sinkt  aber  der  abso- 
lute Ertrag  und  die  relative  Bedeutung  der  Landesbierauflage 
auf  ein  sehr  bescheidenes  Niveau  herab.  Aus  allen  diesen  Grün- 
den muß  dringend  gewünscht  werden,  daß  die  Landesbierauflage 
möglichst  bald  wieder  verschwinde  und  durch  ein  System  von 
Ueberweisungen  aus  dem  lüträgnisse  der  zu  erhöhenden  staat- 
lichen Bierproduktionssteucr  ersetzt  werde.  Der  bei  der  Brannt- 
weinsteuerüberweisung beliebte  Vorgang  darf  freilich  dabei  nicht 
einfach  nachgeahmt  werden,  weil  dies ,  wie  noch  zu  zeigen  sein 
wird,  leicht  zur  Benachteiligung  einzelner  Länder  führen  kann. 

Gewichtige  Gründe  sprechen  auch  für  die  Beseitigung  der 
länderweise  sehr  verschieden  ausgestalteten  Verlassen- 
schaftsabgaben  für  Schul-,  Kranken-  und  Ar- 
menzwecke, d.  h.  auch  diese  Abgaben  sollten  besser  durch 
Zuschläge  zu  einer  reformierten  und  progressiv  ausgebauten  staat- 
lichen P>bschaftssteuer  ersetzt  werden.  Die  meisten  derartigen 
Abgaben  sind  zum  Teile  sehr  alt  und  haben  sich  schon  deshalb, 
was  ihre  Form  und  strenge  Zweckbestimmung  betrifft,  überlebt. 
Als  Zwecksteuern  sind  sie  Ueberbleibsel  eines  veralteten  Ver- 
waltungs-  und  Steuersystemes,  das  einfach  die  Erfüllung  gewisser 
Verwaltungszwecke  auf  bestimmte  Einnahmequellen  verwies. 
Zwecksteuern  sind  im  allgemeinen  zu  verwerfen.  Unter  günsti- 
gen Verhältnissen  reizen  sie  leicht  zu  unnötigen  Ausgaben.  Bei 
der  heutigen  ICntwicklung  der  Besteuerungskunst  sind  sie  außer- 
dem überflüssig,  zumal  im  Falle  des  Nichtzureichens  des  Erträg- 
nisses der  Zweckabgabe  ja  doch  wieder  an  die  allgemeine  Steuer- 
kraft appelliert  w-erden  muß.  Weiters  zeigen  sie  noch  jetzt  trotz 
vieler  Novellierungen  recht  beträchtliche  Ungleichmäßigkeiten  in 
ihrem  inneren  Aufbau.  Schon  auf  der  Konferenz  der  Vertreter 
der  Landesausschüsse  (1905)  wurde  von  diesen  über  die  weit- 
reichenden Abweichungen  geklagt,  welche  die  sogenannten  Schul- 
beiträge aufwiesen.     Der    Regierung    wurde     dabei    zugleich    der 
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Vorwurf  gemacht,  daß  sie  sich  gegen  die  Bestrebungen  einzelner 
Landesvertretungen,  die  größeren  Verlassenschaften  stärker  heran- 
zuziehen, ablehnend  verhalte.  Durch  die  abgesonderte  Bemes- 
sung der  in  Rede  stehenden  Zweckabgaben  wird  schließlich  den 
Bemessungsorganen  —  als  solche  fungieren  in  der  Regel  staat- 
liche Behörden  —  eine  große  Menge  von  Arbeit  aufgebürdet, 
die  leicht  gespart  werden  könnte.  Es  ist  garnicht  einzusehen, 
warum  diese  Bemessung  abgesondert,  d.  h.  auf  Grund  eigener  Gebüh- 
rennormen erfolgen  muß.  Viel  praktischer  wäre  es,  die  bisherigen 
Zweckabgaben  in  Zuschläge  zu  einer  reformierten  staatlichen 
Erbschaftssteuer  umzuwandeln.  Allerdings  würden  sie  auch  dann 
zunächst  wohl  nicht  allgemeine  Landeseinnahmen  werden  ,  son- 
dern bis  auf  weiteres  wohl  Zweckabgaben  bleiben.  Die  endgül- 
tige Aufhebung  der  strengen  Zweckbestimmung  wäre  besser  einer 
späteren  Reform  zu  überlassen  ,  welche  die  Aufgabe  hätte  ,  die 
Zweekabgaben  vollständig  durch  Ueberweisungen  aus  dem  Er- 
trägnisse der  staatlichen  Erbschaftssteuer  zu  ersetzen.  Die  Schwie- 
rigkeit, ihren  Ertrag  in  kleineren  Territorien  im  voraus  sicher  zu 
berechnen,  bildet  ein  nicht  unwesentliches  Hindernis  für  eine  so- 
fortige gründliche  Reform,  aber  ins  Auge  gefaßt  und  vorbereitet 
sollte  dieselbe  schon  gelegentlich  der  Neuregelung  der  staatli- 
chen Erbschaftssteuer  unbedingt  werden,  denn  für  derartige  Zweck- 
abgaben ist  in  einem  modernen  Steuersysteme  auch  in  der  Form 
von  Zuschlägen  kein  guter  Platz  mehr  vorhanden.  Die  ganze  Ein- 
richtung ist  nur  historisch  zu  erklären,  und  mit  den  vollständig 
geänderten  Verhältnissen  der  heutigen  Verwaltung  und  Besteue- 
rung vertragen  sich  derartige  Zweckabgaben  nicht  mehr. 

4.    Die  staatliche  Unterstützung    der   österreichischen   Länder 
und  ihre  Modalitäten;  Schlußergebnis. 

Das  Gesamtergebnis  unserer  bisherigen  Betrachtungen  ist  da- 
nach für  die  Landesfinanzen  zweifelsohne  ein  höchst  ungünstiges. 
Im  allgemeinen  werden  sich  die  eigenen  Einnahmen  der  Länder 
weder  der  Zahl  nach  wesentlich  vermehren,  noch  ihrem  Erträg- 
nisse nach  in  Zukunft  bedeutend  steigern  lassen.  Es  kann  aber 
auch  ganz  wohl  die  Frage  aufgeworfen  werden  ,  ob  eine  solche 
Stärkung  der  österreichischen  Länder  durch  Eröffnung  neuer  und 
ausgiebiger  eigener  Einnahmequellen  überhaupt  wünschenswert 
sei.  Die  Stellung  der  österreichischen  Landschaften  ist  schon 
derzeit  gegenüber  dem  Staate    eine    fast    übermächtige    und    zu- 
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gleich lür  niodornc  Verhältnisse  eine  selir  unorganische.  Dielie- 
dürfnisse  der  Zeit  verlangen  tue  ilerstelluni,'  eines  stärkeren  Staats- 
verbandes, soll  dieser  den  wachsenden  wirtschaftlichen,  kulturel- 
len inid  sozialen  Aufgaben  der  (legenwart  entsprechen  ktinnen. 
Wirkliche  Hilfe  kann  den  Ländern  nur  vom  Staate  kommen  und 
diese  ausgiebigere  finanzielle  Unterstützung  der  Selbstverwaltungs- 
körper liegt  so  sehr  im  Zuge  der  Zeit,  daß  kein  moderner  Staat 
sich  auf  die  Dauer  diesem  Ansturm  zu  entziehen  vermag.  Auch 
der  österreichische  Staat  wird  sich  dem  immer  ungestümeren 
Drängen  der  Landesverwaltungen  nicht  entziehen  können  und 
diesen  abermals  seine  hilfreiche  Hand  bieten  müssen.  Schon  die 
politische  Machtstellung  der  derzeitigen  Iniiaher  der  größeren  Lan- 
desregimes wird  die  Staatsregicrung  zu  einer  solchen  Ililfelei.stung 
zwingen.  Jede  derartige  Maßnahme  muß  aber  zugleich  unter 
dem  Gesichtspunkte  der  politischen  Konsequenzen  geprüft  und 
beurteilt  werden.  Das  Problem  spitzt  sich  kurz  gefaßt  dahin  zu, 
daß  wir  die  Frage  zu  beantworten  versuchen  müssen,  in  welcher 
Form  und  unter  w^elchen  Garantien  soll  die  finanzielle  Unter- 
stützung der  autonomen  Körperschaften  und  sjiCzicU  jene  der 
Länder  durch  den  Staat  Oesterreich  erfolgen. 

Die  erste  dieser  Modalitäten  wäre  die  U  e  b  e  r  w  e  i  s  u  n  g  ') 
einer  einzelnen  oder  mehrerer  staatlicher  Steuern  an  die  Länder. 
Ein  solcher  X'orschlag  ist  in  Oesterreich  namentlich  unter  dem 
Eindrucke  der  preußischen  Kommunalsteuerreform  schon  öfters 
gemacht  und  in  dem  Expose  des  mährischen  Landesausschusses, 
welches  der  Landeskonferenz  vom  Jahre  1905  vorlag,  näher  prä- 
zisiert worden.  Danach  sollten  die  staatliche  Grundsteuer,  dann 
die  Hausklassen-  und  die  Hauszinssteuer  künftig  an  die  Länder 
übergehen,  die  bisherigen  Ueberweisungen  aus  dem  Erträgnisse 
der  staatlichen  Pcrsonaleinkommensteuer  und  der  Branntweinsteuer, 
ferner  die  Landesbierauflagen  und  die  sonstigen  Verzchrungs- 
steuereinnahmen  der  Länder  hingegen  entfallen,  l^s  wurde  da- 
mals daraus  für  die  Länder  eine  Einnahme  von  73  jMillionen 
Kronen  berechnet,  welche  hinreichen  würde ,  wenigstens  einen 
Teil  der  Zuschläge  zu  beseitigen.  Gegen  eine  solche  Ueberwei- 
sung  staatlicher  Steuern  an  die  Länder  sprechen  jedoch  in  Oester- 
reich nachstehende  finanzielle,  finanztechnische  und  politische  Be- 
denken : 

I.  Die    fraglichen    Realsteuern,    namentlich    die  (Grundsteuer, 


i)  Ueber  die  Viel.ieutigkeit   dieses   Wortes    vgl.    h'leiinoäihUr,    a.  a.   O.,    S.   58. 
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sind  ziemlich  starr  und  unbeweglich,    daher    keine    ausreichende 
Basis  für  den  steigenden  Bedarf  der  Landeshaushalte  ; 

2.  das  Projekt  benachteiligt  einzelne  Länder ,  insbesondere 
die  ärmeren  und  die  südlicheren,  wo  es  keine  besonders  frucht- 
baren Gründe  gibt  und  wo  die  Hauszinssteuer  wenig  entwickelt 
ist,  in  ganz  exorbitanter  Weise,  während  andere  Länder,  in  erster 
Linie  Niederösterreich,  welchem  Lande  die  ganze  Häusersteuer 
Wiens  zugute  käme,  außerordentlich  begünstigt  würden  ; 

3.  die  Frage  ,  wer  im  Falle  der  Ueberweisung  die  Veran- 
lagung und  die  Erhebung  der  Steuern  durchzuführen  hätte,  würde 
nicht  so  leicht  zu  lösen  sein.  Die  genannten  Realsteuern  stehen 
mit  einer  ganzen  Reihe  von  staatlichen  Einrichtungen  (Kataster- 
wesen ,  Grundbuchführung  usw.)  im  Zusammenhange  und  sie 
würden  auch  nach  ihrer  Ueberweisung  an  die  Länder  die  Basis 
bilden  für  die  Zuschläge  anderer  autonomer  Körperschaften,  na- 
mentlich auch  für  jene  der  Gemeinden.  Es  würde  daher  wün- 
schenswert sein ,  daß  auch  fernerhin  der  Staat  die  Veranlagung 
und  Erhebung  der  überwiesenen  Steuer  durchführe ,  aber  es  ist 
sehr  zweifelhaft,  ob  die  Staatsverwaltung  in  Oesterreich  dazu  die 
Neigung  zeigen  würde.  In  Preußen  hat  allerdings  bekanntlich 
nach  dem  Kommunalsteuergesetze  vom  Jahre  1893  die  Staatsver- 
waltung einstweilen  für  die  Kommunen  die  weitere  Veranlagung 
der  Realsteuern  besorgt ,  aber  das  geschah  doch  nur  zu  dem 
Zwecke,  damit  eine  gewisse  Kontinuität  in  der  Entwicklung  ge- 
wahrt bliebe  und  den  Kommunen  die  allmähliche  Herausarbei- 
tung eigener  kommunaler  Realsteuern  erleichtert  werde. 

4.  Der  Vorschlag  nimmt  gar  keine  Rücksicht  auf  die  in 
Oesterreich  gleichfalls  stark  überlasteten  Gemeinden.  Dieselben 
müßten  auch  weiterhin  auf  die  landeszuschlagsfreien  Realsteuern 
Zuschläge  häufen  und  der  circulus  vitiosus  der  Zuschlagswirt- 
schaft begänne  dann  aufs  neue  ; 

5.  bei  den  neuen  Landesrealsteuern  würde  es  an  jeglicher 
Beziehung  zwischen  Steuerleistung  und  Interesse  fehlen.  Für  die 
Pflege  dieser  Beziehungen  eignen  sich  bekanntlich  gerade  beson- 
ders die  Realsteuern ,  aber  nur  in  Gestalt  richtig  organisierter 
Kommunalsteuern.  Dagegen  würden  Landesrealsteuern  voraus- 
sichtlich alle  Gebrechen  der  staatlichen  Realsteuern  an  sich  tra- 
gen und  der  so  notwendige  innere  Ausbau  dieser  ganzen  Steuer- 
gattung würde  somit  nicht  beschleunigt,  sondern  eher  verzögert 
werden.     Nur  im  Wege  der  kommunalen   Besteuerung    Väiht    sich 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  37.  6 
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eine  wirkliche   innere   Verbesserung    dieser    ganzen  Steuerjrattung 

erzielen  ; 

6.  der  Vorschlag  ist  in  staatspolitischcr  Beziehuni^  äußerst 
bedenklich,  ja  gefährlich  ').  Seine  Durchführung  würde  die  Macht 
der  österreichischen  Landcsverwaltungen  außerordentlich  steigern, 
denn  diese  würden  sich  kaum  mit  der  l)loßen  Uebcrweisung  des 
Steuererträgnisses  begnügen,  sondern  jedenfalls  auch  danach  stre- 
ben, auf  die  Gesetzgebung  und  die  Administration  der  direkten 
Steuern  einen  entscheidenden  Einfluß  zu  gewinnen.  Uamit  wäre 
Bresche  gelegt  in  die  bisher  noch  einheitliche  staatliche  Finanz- 
Gesetzgebung  und  Finanzverwaltung  und  damit  ein  höchst  gefähr- 
licher Schritt  getan  auf  der  Bahn  der  weiteren  Föderalisierung 
des  Reiches.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  halten  wir  die 
o-anze  Frage  eigentlich  für  indiskutabel.  Immerhin  wollen  wir 
noch  einige  weitere  Bemerkungen  beifügen. 

Mit  der  Uebcrweisung  von  Steuern,  auf  deren  Höhe  die  Lan- 
desvertretungen keinen  Finfluß  ausüben  dürften,  wäre  diesen  nur 
wenig  gedient,  zumal  die  staatlichen  Finhebungsorgane  in  Zu- 
kunft vielleicht  nicht  mehr  denselben  Eifer  entfalten  würden  und 
die  Realsteuern  teilweise  (sicher  die  Grundsteuer)  unter  dem  Ein- 
flüsse der  mächtigen  agrarischen  Bewegung,  im  Abbröckeln  be- 
griffen sind.  Würde  den  Landesvertretungen  aber  das  Recht 
der  Beschlußfassung  darüber  zugestanden,  welcher  Perzentsatz  an 
Realsteuern  erhoben  werden  solle,  so  möchte  dieser  Vorgang  von 
der  gegenwärtigen  Einrichtung  der  Zuschlagsperzente  sich  kaum 
wesentlich  unterscheiden  und  damit  bald  wieder  dem  Endresul- 
tate nach  in  die  Bahnen  des  herrschenden  Zuschlagssystemes 
eingelenkt  werden.  Aber  wie  gesagt  ,  die  mächtigeren  Landes- 
vertretungen würden  ohne  Zweifel  bald  auch  die  materielle  Steuer- 
gesetzgebung und  ebenso  die  Steuerverwaltung  in  ihre  Hand  zu 
bekommen  suchen,  inzwischen  aber  wäre  wahrscheinlich  einer 
weitläufigen  Korrespondenz  zwischen  den  nach  größerer  Geltung 
ringenden  Landcsverwaltungen  und  der  das  Heft  nur  langsam 
preisgebenden  staatlichen  Finanzverwaltung  Tür  und  Tor  geöffnet 
und  damit  ein  neues  Zerrbild  des  uns  schon  so  bekannten  Ver- 
waltungsdualismus aufgerichtet. 

Der  Vorschlag  muß  schließlich  auch  schon  deshalb   verwor- 


l)  Vergl.  hierüber  auch  den  Aufsatz  von  Dr.  Emil  I.iugg  >Staatsrecht  und 
Sleuetrecht«  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
XI.  Bd.  (1902),  S.   13  ff. 


fen  werden,  weil  er  die  schwächeren  Länder  in  empfindUcher 
Weise  zu  schädigen  geeignet  ist.  Solche  Schädigungen  würden 
sich  in  allen  Fällen  ergeben,  mag  man  nur  die  Grundsteuer  oder 
die  Häusersteuer  oder  endlich  sämtliche  Realsteuern  in  Betracht 
ziehen.  Natürlich  träten  dabei  noch  weitere  Verschiebungen  ein, 
je  nachdem  zugleich  die  Einziehung  der  bisherigen  Ueberweisun- 
gen  oder  auch  jene  der  Landesbierauflage  ins  Auge  gefaßt  würde. 
Von  unserem  prinzipiellen  Standpunkte  aus  ist  eine  weitere  Er- 
örterung der  Sache  überflüssig  Das  Projekt  hat  denn  auch  seither 
selbst  bei  den  Vertretern  der  größten  Landesautonomie  wenig 
Anklang  mehr  gefunden.  Allgemein  fühlt  man  wohl  das  Unzu- 
reichende des  Vorschlages  schon  in  finanzieller  Hinsicht.  Wir 
möchten  nur  noch  betonen,  daß  sich  der  Staat,  wenn  er  jemals 
die  Realsteuern  großenteils  oder  insgesamt  den  Ländern  über- 
lassen wollte,  jedenfalls  die  freie  Verfügung  über  die  Personal- 
steuern und  die  ganze  Masse  der  indirekten  Abgaben  vorbehal- 
ten müßte  ;  eine  gewisse  reinliche  Scheidung  zwischen  den  bei- 
derseitigen Steuersphären  müßte  doch  wohl  schon  deshalb  Platz 
greifen,  damit  jeder  Teil  an  dem  organischen  Ausbau  der  für  ihn 
verfügbaren  Einnahmequellen  frei  weiterarbeiten  könne.  In  der 
Einziehung  der  Ueberweisungen  und  der  Landesbierauflage  müßte 
auch  der  Ersatz  für  die  Ueberlassung  der  Realsteuern  an  die 
Länder  gesucht  und  gefunden  werden.  Wie  die  dabei  notwen- 
dige Ausgleichung  herzustellen  wäre,  ist  eine  recht  schwierige 
Frage ,  da  sich  ja  in  den  einzelnen  Ländern  das  Erträgnis  der 
Realsteuern  mit  dem  Ertrage  der  an  den  Staat  übergehenden 
Einnahmequellen  nicht  decken  würde.  Die  Schwierigkeit,  diesen 
Ausgleich  in  halbwegs  befriedigender  Art  durchzuführen,  ist  eine 
ernste  Warnung,  die  Lösung  des  Problems  auf  dem  angedeuteten 
Wege  versuchen  zu  wollen. 

Noch  mehr  aber  sollte  davon  zurückhalten  eine  unbefangene 
Würdigung  der  bedenklichen  wirtschaftlichen  Konsequenzen,  wel- 
che sich  in  Zukunft  für  die  einzelnen  Länder  aus  einer  verschieden- 
artigen Entwicklung  der  Realsteuern  leicht  ergeben  können.  Denn 
es  ist  klar,  daß  die  unausbleiblichen  Verschiedenheiten  in  der 
Ausgestaltung  dieser  Steuern,  sobald  dieselben  auf  die  Länder 
übergegangen  sein  würden,  zuletzt  auch  wirtschaftliche  Verschie- 
bungen herbeiführen  müßten.  Solche  sind  auch  beim  geltenden 
Zuschlagssysteme  sicherlich  nicht  ganz  vermieden  worden,  aber  doch 
wohl  bescheiden  geblieben,  da  das  System  der  den  Zuschlägen  als 

6* 
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Basis  clioiHMuIcn  staatlichen  Kcalstcucrn  in  allen  Ländern  bisher 
—  in  der  Hauptsache  wenigstens  —  das  Gleiche  war.  Es  ist  ein 
alter  Grundsatz  der  I*"inanzwissenschaft,  daß  AendirunLjin  an  der 
Grundsteuer,  ja  bis  zu  einem  j^ewissen  Maße  an  allen  l^rtraj^- 
steuern  ohne  dringende  Gründe  nicht  vorgenommen  werden  sollen 
(»Jede  alte  Steuer  ist  gut,  jede  neue  schlecht«).  Die  alten  Real- 
steuern sind  amortisiert,  sie  sind  zu  dauernden  Lasten  geworden, 
die  Werte  und  Preise  haben  sich  ihnen  angepaßt.  Tritt  aber  die 
Herrschaft  der  Länder  über  die  Realsteuern  ein,  dann  sind  sicher 
wesentliche  Verschiedenheiten  und  öftere  Aenderungen  in  der 
Steuergesetzgebung  zu  gewärtigen,  was  ohne  Zweifel  W^schie- 
bungen  in  den  Wert-  und  Preisverhältnissen  mit  sich  bringen 
muß.  Das  Endergebnis  wäre  aller  Voraussicht  nach  nicht  nur 
eine  Summe  von  schädlichen  wirtschaftlichen  Umwälzungen,  son- 
dern höchst  wahrscheinlich  auch  eine  starke  Herabminderung  des 
Erträgnisses  einzelner  Realsteuern.  Es  genügt  in  dieser  Hinsicht, 
an  das  Schicksal  der  staatlichen  Grundsteuer  zu  erinnern.  Selbst 
die  noch  immer  sehr  mächtige  staatliche  Finanzverwaltung  Oester- 
rcichs  hat  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  bedeutende  Herab- 
minderung der  Grundsteuer  nicht  aufzuhalten  vermocht  und  bei 
der  —  zum  Teile  allerdings  sehr  drückenden  —  Häusersteuer 
beginnt  sich  eine  ähnliche  Wandlung  zu  vollziehen.  Welches 
Schicksal  hätte  erst  eine  Landesgrundsteuer  in  einem  Lande  mit 
ausgesprochener  agrarischer  Majorität  zu  erwarten !  In  anderen 
Ländern  (Galizien,  Bukowina)  würde  man,  wenn  gar  etwa  ein- 
mal die  staatliche  P>werbssteuer  an  die  Länder  überlassen  werden 
sollte,  was  allerdings  bisher  noch  kein  Autonomist  ernstlich  vor- 
zuschlagen gew^agt  hat,  wahrscheinlich  in  einer  Sondergestaltung 
der  Erwerbssteuer  ein  Mittel  zur  künstlichen  Züchtung  von  Indu- 
strien erblicken,  ohne  auf  die  Anforderungen  einer  einheitlichen 
staatlichen  Industriepolitik  gebührende  Rücksicht  zu  nehmen. 
Wir  betonen  dabei  ausdrücklich  nochmals,  daß  wir  die  bisherige 
Vernachlässigung  der  genannten  beiden  Länder  auf  dem  Gebiete 
der  staatlichen  Industrieförderung  keineswegs  billigen.  Noch  weniger 
aber  könnten  wir  damit  einverstanden  sein,  daß  künstliche  Werte 
gezüchtet  werden,  deren  Zusammenbruch  dann  schweren  wirt- 
schaftlichen Schaden  stiftet.  Jede  Begünstigung  einer  einseitigen 
Landesindustriepolitik  muß  darum  entschieden  abgelehnt  werden. 
Hat  schließlich  der  Staat  einmal  die  eine  oder  die  andere 
wichtige  Realsteuer    oder    gar    alle  den  Ländern  ausgeliefert,    so 
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kann  fortan  angesichts  der  dadurch  gestärkten  Machtstelking  der 
Länder  von  einer  entscheidenden  Einflußnahme  seinerseits  auf 
die  innere  Fortbildung  dieser  Steuern  schwerHch  mehr  die  Rede 
sein.  Eine  solche  ist  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  infolge  der 
veränderten  Machtpotenzen  im  Staate  in  Zukunft  ausgeschlossen, 
sowohl  im  Verhältnis  zu  anderen  staatlichen  Steuern  als  auch 
mit  Rücksicht  auf  die  finanziellen  Reformbestrebungen  der  Kom- 
munen. Die  Durchführung  einer  großen  organischen  Steuerreform, 
die  natürlich  auch  die  Bedürfnisse  der  Kommunen  wird  be- 
achten müssen,  wäre  damit  so  gut  wie  unmöglich  gemacht. 
Das  Beispiel  Preußens  hat  gezeigt,  daß  die  Ueberweisung  von 
Realsteuern  an  die  Selbstverwaltungskörper  (Kommunalverbände) 
in  ausgedehnterem  Umfange  überhaupt  nur  im  Zusammenhange 
mit  einer  großen  staatlichen  Steuerreform  praktisch  durchführbar 
ist.  Solange  eine  solche  große  Aktion  in  Oesterreich  auf  Schwie- 
rigkeiten stößt,  hat  hier  das  Projekt  der  Ueberlassung  von  Real- 
steuern an  die  Länder  kaum  Anspruch  auf  ernste  Beachtung. 

Damit  rücken  von  selbst  die  übrigen  Formen  der  staatlichen 
Unterstützung  in  den  Vordergrund.  Eine  solche  staatliche  Bei- 
hilfe kann  nun  entweder  erfolgen  in  Gestalt  allgemeiner 
Dotationen  oder  in  Form  von  Subventionen  für  ein- 
zelne bestimmte  Verwaltungsaufgaben  (Zweck- 
dotationen). 

Allgemeine  Dotationen  sind  im  Prinzipe  zu  ver- 
werfen und  zwar  aus  folgenden  Gründen : 

1.  Die  Erfahrung  lehrt,  daß  solche  allgemeine  Dotationen 
leicht  zu  unökonomischer  Verwendung  der  Mittel  führen.  So  ist 
den  preußischen  Kreisverwaltungen  der  Vorwurf  gemacht  worden, 
sie  hätten  die  ihnen  durch  die  lex  Huene  (1885)  zugeflossenen 
reichen  Mittel  nicht  immer  in  ökonomischer  Weise  verwendet,  son- 
dern manchmal  damit  direkt  Luxusaufwand  getrieben; 

2.  eine  staatliche  Kontrolle  über  die  Verwendung  solcher  Do- 
tationen ist  der  Natur  der  Sache  nach  schwer  möglich.  Auf  diese 
Weise  würde  also  eine  gewisse  Summe  von  Staatseinnahmen  der 
Kontrolle  des  Reichsparlamentes  entzogen,  ohne  daß  eine  son- 
stige entsprechende  Garantie  für  die  ökonomische  Verwendung 
derselben  geboten  wäre  ; 

3.  die  Verteilung  der  Dotationen  auf  die  einzelnen  Länder 
bereitet  immer  große  Schwierigkeiten,  weil  allgemeine  Schlüssel 
(Flächeninhalt,  Bevölkerungszahl,  Steuerleistung  der  Länder  usw.) 
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einen  /u  rohen  Verteilunusniaßstab  abi,'eben.  Dajrcf^rcn  können 
Zweckdotationen  in  viel  hr.herem  (kade  den  speziellen  Verwal- 
tunt,rsbedürl"nissen  der  einzelnen  l.imder  angepaßt  werden.  Bei 
iler'^Wahl  des  Schlüssels  kommen  außerdem  noch  manche  an- 
dere Momente  in  Betracht,  die  hier  Kr  wähnung  verdienen.  VAn 
solcher  Schlüssel  muß  jedenfalls  für  eine  längere  Zeitperiode  iest- 
gestellt  werden,  ilamit  die  Länder  sich  darauf  einrichten  k(mnen. 
Die  Höhe  der  bisherigen  Landeszuschläge,  sei  es  absolut,  sei  es 
in  Perzenten,  eventuell  in  Verbindung  mit  der  Bev()lkerungsziffer, 
wäre  schon  eher  geeignet,  als  Verteilungsmaßstab  zu  dienen,  weil 
dann  wenigstens  die  ärmeren  Länder,  wo  die  Zuschläge  in  der 
Regel  ein  höheres  Niveau  erreicht  haben,  dabei  einigermaßen  auf 
ihre  Kosten  kämen.  Indes  ist  immer  zu  bedenken,  daß  die  Höhe 
des  Zuschlagsperzentes  zum  Teile  doch  wesentlich  mitbestimmt 
wird  durch  die  Art  der  Verteilung  der  gesamten  (■)ffentlichen 
Lasten  und  speziell  durch  die  verschiedene  Partizipation  der  Ge- 
meinden an  denselben.  Wo,  wie  z.  B.  in  Tirol,  die  Gemeinden 
hieran  in  relativ  großem  Maße  partizipieren,  wäre  es  ungerecht, 
die  staatliche  Unterstützung  lediglich  nach  der  Höhe  der  in  dem 
betreffenden  Lande  verhältnismäßig  weniger  angespannten  Lande.s- 
zuschläge  bemessen  zu  wollen. 

Dieses  Moment  bildet  auch  ein  Hindernis  dafür,  den  Aufwand 
der  Länder  für  bestimmte  große  Verwaltungsaufgaben  als  einen 
geeigneten  Schlüssel  zu  betrachten,  da  eben  die  Verteilung  der 
korrelaten  Lasten  auf  die  einzelnen  Faktoren  in  den  verschiedenen 
Ländern  keineswegs  immer  in  gleicher  Weise  erfolgt  ist  und  die 
ärmeren  Länder,  welche  nicht  in  der  Lage  waren,  für  den  be- 
treffenden Verwaltungszweig  so  große  Aufwendungen  zu  machen, 
bei  einer  derartigen  schablonenhaften  Verteilung  daher  sicher  zu 
kurz  kämen. 

Vor  allem  aber  müssen  wir  allgemeine  Dotationen  aus  staats- 
politischen  Gründen  bekämpfen.  Die  Annahme  eines  solchen  Be- 
teiligungsmodus würde  zweifelsohne  zu  einer  weiteren  Förderung 
aller  autonomistischen  Bestrebungen  beitragen,  sie  müßte  den 
föderali-stischen  Gedanken  auf  der  einen  Seite  mächtig  stärken  und 
das  Band  der  Reichseinheit  auf  der  anderen  Seite  um  ebenso- 
viel schwächen.  Für  uns  entfällt  daher  die  Notwendigkeit,  nach 
irgend  einem  entsprechenden  Verteilung.sschlüssel  weiter  zu  for- 
schen. Für  uns  können  folgerichtig  nur  Zweckdotationen 
in  Frage  kommen. 
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Eine  derartige  Staatsbeihilfe  kann  wiederum  in  dreifacher 
Form  gewährt  werden : 

a)  Durch  vollständigeUeber  nahmegewisser 
Landesverwaltungsaufgaben  aufdenStaat.  Eine 
solche  Uebernahme  sollte  stattfinden  rücksichtlich  jener  Verwal- 
tungszweige, die  ihrer  Natur  nach  rein  staatliche  Aufgaben  bilden 
und  worüber  auch  sonst  den  staatlichen  Verwaltungsbehörden  die 
eigentliche  Disposition  zukommt.  Dazu  müssen  wir  einen  großen 
Teil  der  im  Jahre  1852  durch  Errichtung  der  Landesfonde  auf 
die  Länder  gewälzten  sogenannten  lokal-staatlichen  Auslagen 
zählen  (Bequartierung  der  Gendarmerie  und  des  Heeres),  die  rest- 
liche Vorspannlast  seit  dem  Reichsgesetze  vom  22.  Mai  1905, 
R.G.Bl.  Nr.  85  (hnpfkosten,  Schubauslagen).  Ist  freilich  einmal 
die  Uebernahme  des  betreffenden  Verwaltungszweiges  endgültig 
durchgeführt,  dann  haben  wir  es  nur  noch  mit  einer  Dotation  im 
materiellen,  aber  nicht  mehr  mit  einer  solchen  im  formellen  Sinne 
des  Wortes  zu  tun  ; 

b)  durch  q  u  o  t  e  n  m  ä  ß  i  g  e  Beteiligung  des 
Staatsschatzes  an  den  Kosten  einzelner  V^erw  al- 
t  u  ngszweige.  Eine  solche  Partizipation  des  Staates  würde  sich 
besonders  bezüglich  der  von  den  Ländern  errichteten  großen  An- 
stalten (Zwangsarbeits-  und  Besserungsanstalten,  Taubstummen- 
und  Blindenerziehungsanstalten)  empfehlen.  Rücksichtlich  der  erst- 
genannten Anstalten  liegt  schon  ein  derartiger  Ansatz  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1885  vor,  das  allerdings  bisher  zumeist  nicht 
ausgeführt  worden  ist  und  jetzt  durch  ein  neues  ersetzt  werden 
soll.  Eine  staatliche  Förderung  der  zuletzt  genannten  Arten  von 
Anstalten  ist  deshalb  besonders  wünschenswert,  weil  die  Rück- 
ständigkeit einzelner  oder  besser  gesagt  der  meisten  österreichi- 
schen Länder  auf  diesem  Gebiete,  wenn  man  einen  Blick  auf  die 
Leistungen  anderer  Kulturstaaten  für  diese  Unglücklichen  wirft, 
geradezu  zum  Himmel  schreit.  Ganz  verkehrt  wäre  es  aber,  die 
Staatssubvention  in  diesen  Fällen  mit  einem  Perzentsatze  des  be- 
treffenden Landesverwaltungsaufwandes  festsetzen  zu  wollen.  Denn 
bei  Feststellung  eines  derartigen  Verteilungsmaßstabes  würden 
wiederum  gerade  die  ärmeren  Länder  zurückgesetzt,  und  über- 
haupt dem  Zufalle  ein  zu  großer  Spielraum  eingeräumt  werden, 
weil  die  Entwicklung  der  betreffenden  Verwaltungsaufgaben  keines- 
wegs in  allen  Ländern  in  gleich  intensiver  Art  erfolgt  ist.  Welch 
großer  Abstand  besteht  doch   z.  B.   zwischen  den  vorzüglichen,  ja 


—     88     — 

musterhaften  Leistungen  des  Landes  Niederöstencich  für  das  Taub- 
stuniniin-  und  das  lilindenerziehungsvvesen  und  dem  geringfügigen 
Aufwände  des  reichen  Landes  Hr)hmen  für  solche  Anstalten!  Der 
staatliche  Beitrag  müßte  deshalb  nach  anderen  mehr  objektiven 
Momenten  bemessen  oder  es  müßten  auf  andere  Art  Garantien 
dafür  geschaffen  werden,  daß  die  notwendigen  Anstalten  auch 
wirklich  zur  Errichtung  gelangen.  Der  Bau  derselben  müßte 
demnach  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  sicher  gestellt  und 
der  Staatsregierung  gegenüber  säumigen  Landesverwaltungen  das 
Recht  der  Zwangsetatisierung  eingeräumt  werden. 

Am  meisten  würde  sich  die  staatliche  Subventionierung  des 
\'  o  1  k  s  s  c  h  u  1  w  e  s  e  n  s  em[)fehlen  ,  und  zwar  aus  folgenden 
Gründen  : 

aa)  Die  tierstellung  eines  gewissen  Maßes  von  Klementar- 
schulbildung  gehört  zu  den  wichtigsten  Aufgaben  jedes  modernen 
Kulturstaates.  Die  Errichtung  der  nötigen  Volksschulen  ist  keine 
bloß  lokale  Angelegenheit,  also  nicht  ausschließliche  Angelegen- 
heit der  Gemeinde  oder  des  Landes,  sondern  zugleich  eine  der 
ersten  Aufgaben  des  Staates.  Galt  das  schon  für  die  frühere  Zeit, 
so  gilt  es  noch  mehr  in  der  Zeit  der  allgemeinen  Militäri)flicht 
und  des  allgemeinen  Wahlrechts ; 

bb)  es  ist  eine  unerläßliche  Forderung,  daß  die  vom  Gesetze 
angeordnete  Elementarschulbildung  in  allen  Teilen  des  Staates 
auch  wirklich  und  gleichmäßig  erreicht  werde.  Ein  rückständiges 
Volksschulwesen  einzelner  Länder  verschärft  und  perpetuiert  die 
in  Oesterreich  ohnehin  schon  sehr  großen  Verschiedenheiten  in 
der  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Entwicklung  und  ist  demge- 
mäß dem  noch  immer  nicht  abgeschlossenen  Prozesse  der  Ver- 
schmelzung aller  Länder  zu  einem  wirklichen  Staatsganzen  in 
höchstem  Maße  abträglich.  Nun  sind  aber  bezüglich  der  Durch- 
führung der  Volksschulgesetzgebung,  wie  wir  an  anderer  Stelle  ') 
schon  einmal  ausgeführt  haben,  zwischen  den  einzelnen  österreichi- 
schen Ländern  bis  zur  Stunde  noch  ungeheure  Unterschiede  vor- 
handen ; 

cc)  zur  Begründung  dieser  T'orderung  kann  auch  das  Beispiel 
der  übrigen  Kulturstaaten  herangezogen  werden,  welch  letztere 
fast  sämtlich  das  Volksschulwesen  in  der  einen  oder  anderen  Form 


i)   »Kritische  Streiflichter    auf    die    Finanzgeljarung    der    österreichischen    Unler- 
richtsanslalten«,  a.  a.  O.,  S.   238  ff. 
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aus  staatlichen  Mitteln  unterstützen.     Selbst  Rußland  schickt  sich 
an,  dieser  Entwicklung  zu  folgen; 

dd)  der  Volksschulaufwand  absorbiert  gegenwärtig,  wie  schon 
früher  erwähnt  wurde,  in  allen  österreichischen  Ländern  einen 
sehr  beträchtlichen  und  immer  steigenden  Teil  der  Landesein- 
nahmen. Die  für  die  Volksschule  aufzuwendenden  Summen  sind 
selbst  für  die  reicheren  Länder  schon  eine  so  drückende  Last, 
daß  nicht  nur  der  weitere  Ausbau  des  Volksschulwesens  daselbst, 
namentlich  nach  der  sozialen  Seite  hin,  ins  Stocken  zu  geraten 
droht,  sondern  sogar  die  Aufbringung  der  laufenden  Mittel  ernste 
Schwierigkeiten  zu  bereiten  beginnt; 

ee)  durch  die  Teilnahme  des  Staates  an  den  Volksschulaus- 
gaben würde  verhindert,  daß  die  bisher  in  der  Hauptsache  von 
den  staatlichen  Schulbehörden  geführte  Volksschulverwaltung 
diesen  entwunden  werde  und  vollständig  in  die  Hände  der  auto- 
nomen Organe ,  insbesondere  der  Landesausschüsse  gelangen. 
Ohne  eine  finanzielle  Partizipation  des  Staates  ist  der  gegenwär- 
tige Zustand,  wonach  in  der  Regel  die  staatlichen  Schulbehörden 
zu  befehlen,  die  autonomen  Organe  aber  für  die  Kosten  der 
Volksschule  aufzukommen  haben,  auf  die  Dauer  nicht  haltbar, 
und  damit  wächst  die  Gefahr  einer  völligen  Föderalisierung, 
d.  h.  der  Verländerung  der  Volksschule.  Zudem  erschwert  der 
jetzige  Dualismus  in  der  Volksschulverwaltung  vielfach  die  Ein- 
haltung des  richtigen  Gleichgewichtes  zwischen  den  Anforderungen 
der  staatlichen  Schulbehörden  einerseits  und  der  Leistungsfähig- 
keit der  autonomen  Faktoren  andererseits,  weil  die  staatlichen 
Behörden  derzeit  kein  weiteres  Interesse  daran  haben,  wie  hoch 
die  Schullasten  sich  stellen  und  wie  dieselben  von  den  autonomen 
Körperschaften  aufgebracht  werden ; 

ff)  durch  die  Gewährung  staatlicher  Beihilfen  würde  es  vor- 
aussichtlich endlich  auch  ermöglicht  werden,  den  Forderungen 
des  Lehrerstandes  nach  einem  ausreichenden  und  gleichmäßigen 
Diensteseinkommen  zu  genügen.  Gegenwärtig  bestehen  in  dieser 
Richtung  zwischen  den  einzelnen  Ländern  gewaltige  und  wohl 
zu  erhebliche  Unterschiede  und  das  fortwährende  Streben  der 
Lehrerschaft  nach  Verbesserung  ihrer  materiellen  Lage  bringt  ein 
hohes  Maß  von  Unruhe  in  die  ganze  Entwicklung  des  Volksschul- 
wesens. Gelänge  es,  mittels  Staatsbeihilfen  den  Wunsch  der 
Lehrerschaft  nach  Anschluß  an  das  staatliche  Gehaltsschema  zu 
erfüllen,  so  wäre  damit  diese  Quelle  fortdauernder  Beunruhigung 
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verstopft  und  eine  Menge  Unzufriedenheit  aus  der  Welt  geschafft. 
Als  Maßstal)  für  die  Gewährung  der  staatlichen  Subven- 
tionen würden  wir  die  Zahl  der  schulpflichtigen  Kinder  empfehlen, 
die  al)er  nicht  nach  dem  von  den  Schulbehörden  durchgeführten 
sogenannten  Schulbeschreibungen,  sondern  auf  Grund  der  je- 
weiligen letzten  Volkszählung  berechnet  werden  müßte.  Die 
totale  Mangelhaftigkeit  der  Schulbeschreibung  in  den  tiefer  stehen- 
den Ländern  läßt  ihre  Benützung  für  den  angedeuteten  Zweck 
schlechterdings  als  ausgeschlossen  erscheinen.  Bei  jenen  Ländern, 
in  welchen  eine  geringere  Alltagsschulpflicht  und  als  teilweiser 
Ersatz  dafür  eine  Pflicht  zum  Besuche  der  Wiederholungs-(Fort- 
bildungs-)Schule  besteht  (Krain,  Görz,  Istrien,  Galizien,  Bukowina, 
Dalmatien),  wäre  selbstverständlich  hierauf  entsprechende  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

Die  bestimmungsgemäße  Verwendung  der  Subventionen  muß 
natürlich  von  den  staatlichen  Schulbehörderi  leicht  und  sicher 
kontrolliert  werden  können,  und  auch  aus  diesem  Grunde  erscheint 
es  wünschenswert,  daß  die  staatlichen  Schulbehörden  in  der 
Volksschulverwaltung  auch  fernerhin  das  Heft  in  der  Hand  be- 
halten. Speziell  wird  dies  für  die  wichtige  Materie  der  Lehrer- 
ernennungen zu  gelten  haben,  welches  Recht  die  Landesaus- 
schüsse mehr  und  mehr  an  sich  zu  ziehen  beginnen.  Einer  be- 
sonderen Regelung  bedürftig  wird  endlich  noch  die  Frage  der 
Gewährung  von  Staatsbeihilfen  an  jene  Kommunen  sein,  welche 
alle  Volksschulausgaben  bisher  ohne  Unterstützung  des  Landes 
aus  eigenen  Mitteln  bestritten  und  dafür  auch  entsprechende 
Rechte  gegenüber  der  Volksschule  zugestanden  erhalten  haben 
(z.  B.  Wien,  Triest,  Czernowitz). 

Für  andere  Verwaltungszweige  möchten  wir  einstweilen  keine 
weiteren  Staatssubventionen  empfehlen,  einmal  damit  die  verfüg- 
baren Mittel  nicht  zu  sehr  zersplittert  werden,  und  sodann  aus 
dem  Grunde,  weil  für  andere  große  Gebiete  der  territorialen  und 
genossenschaftlichen  Selbstverwaltung  ohnehin  schon  bedeutende 
Staatsmittel  teils  bereits  zur  Verfügung  gestellt  sind  (Gesetz  über 
den  staatlichen  Meliorationsfonds),  teils  in  naher  Zukunft  zur  \^er- 
wendung  gelangen  sollen  (Staatsbeitrag  zur  künftigen  Alters-  und 
Invaliditätsversicherung) . 

Es  erübrigt  hier  nur  noch  die  Beantwortung  der  Frage,  was 
mit  den  bisherigen  Ueberweisungen  zu  geschehen  habe.  Die 
Antwort  auf  diese  Frage  kann  unseres  Erachtens  nur  dahin  lauten, 
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daß  die  bisherigen  Ueberweisungen  nach  Einführung  eines  geord- 
neten Systemes  von  Zweckdotationen  sobald  als  möglich  beseitigt 
werden  sollten.  Sie  können  nicht  als  eine  rationelle  Einrichtung 
betrachtet  werden,  weil  sie  den  Staat  in  zu  große  Abhängigkeit 
von  den  Ländern  bringen  und  die  Durchführung  von  Steuerrefor- 
men für  die  Zukunft  erschweren.  Zudem  enthalten  sie  mancherlei 
schwere  Ungerechtigkeiten  gegenüber  einzelnen  Ländern.  Da 
nämlich  die  Ueberweisungen  aus  dem  Erträgnisse  der  Personal- 
einkommensteuer nach  dem  Maßstabe  der  Realsteuern  und  die 
Ueberweisungen  aus  dem  Erträgnisse  der  Branntweinsteuer  nach 
der  Höhe  des  Branntweinkonsums  erfolgten,  so  sind  dabei  die 
Länder  mit  ansehnlichem  Grund-  und  Häuserbesitz,  beziehungs- 
weise die  Länder  mit  starkem  Branntweinkonsum  sehr  erheblich 
begünstigt  worden.  Desgleichen  wären  die  Landesbierauflagen 
in  ihrer  bisherigen  Gestalt  aufzulassen  und  durch  Zweckdotationen 
aus  der  zu  erhöhenden  staatlichen  Bierproduktionssteuer  zu  er- 
setzen. Die  Durchführung  der  ganzen  Aktion  sollte  unbedingt, 
damit  die  bisherigen  Ungerechtigkeiten  in  der  Verteilung  der 
Ueberweisungen  aufhören ,  in  der  Art  geschehen ,  daß  die 
neuen  Staatszuwendungen  um  den  Gesamtbetrag  der  jetzigen 
Ueberweisungen  erhöht  und  als  Ganzes  dann  nach  dem  neuen 
Schlüssel  verteilt  werden. 

Von  den  sonst  noch  auftauchenden  Detailfragen  können  wir 
die  eine  minder  wichtige,  nämlich  jene  der  Realsteuernach- 
lässe, rasch  übergehen,  die  andere  sehr  schwerwiegende,  die 
der  Zuschläge  zur  Personaleinkommensteuer, 
auf  ein  späteres  Kapitel  verschieben.  Man  ist  heute  ziemlich 
allgemein  darüber  einig,  daß  die  Gewährung  der  individuellen 
Realsteuernachlässe  eine  Verkehrtheit  war.  Sie  wer- 
den von  den  einzelnen  kaum  gefühlt  und  waren  lediglich  ein 
Geschenk  an  jene  Steuerträger,  welche  sich  in  dem  betreffenden 
Momente  gerade  im  Besitze  der  bereits  vorhandenen  Realsteuer- 
objekte befanden.  Ihr  Effekt  ist  überdies  durch  die  weitere  Stei- 
gerung der  autonomen  Zuschläge  vielfach  wieder  aufgehoben 
worden.  Ganz  rückgängig  läßt  sich  die  Sache  jetzt  wohl  nicht 
mehr  machen ,  aber  wenigstens  sollte  eine  endgültige  Ordnung 
hineingebracht  werden.  Da  Fiktionen  meist  von  Uebel  sind,  so 
wären  also  die  Realsteuern  in  Zukunft  in  einem  um  die  Nachlässe 
ermäßigten  Ausmaße  definitiv  festzusetzen;  die  jetzt  stattfindende 
Vorschreibung    in   einem  fiktiven  Ausmaße  hätte    sonach    zu  ent- 


—    y^    — 

fallen.  Zu,ij;loich  wäre,  damit  allen  etwaigen  VVcrtvcrschiebungen 
von  vornlu-icin  die  Spitze  abgebrochen  werde,  im  Gesetzgebungs- 
wege anzuordnen,  dal>  jene  lühöhung  der  Zuschläge,  die  erfor- 
derlich ist,  um  auf  der  ermäßigten  Zuschlagsbasis  der  Realsteuern 
den  bisherigen  Zuschlagsbetrag  aus  denselben  zu  erzielen,  in  allen 
Fällen  einzutreten  habe,  selbst  wenn  dabei  von  der  in  den  Ge- 
meindegesetzen vorgeschriebenen  gleichmäßigen  Höhe  der  Zu- 
schläge abgewichen  werden  müßte.  Auch  hierfür  wird  die  Reichs- 
gesetzgebung als  kompetent  erachtet  werden  müssen,  denn  es  ist 
ein  gemeinsames  Interesse  der  Kronländer,  daß  auch  diese  An- 
gelegenheit für  sie  alle  gleichzeitig  und  einheitlich  geregelt  werde. 
Wir  können  damit  dieses  Kapitel  schließen  und  müssen  nur 
noch  mit  allem  Nachdruck  betonen,  daß  wir  die  vorgeschlagenen 
Maßregeln  zur  Sanierung  der  Landesfinanzen  nur  als  U  e  b  e  r- 
gangsmaßnahmen  betrachtet  wissen  wollen.  Das  Schwer- 
gewicht der  ferneren  Aktion  wird  unserer  Ansicht  nach  vor  allem 
auf  die  Reform  der  gesamten  innerenVer  waltung 
gelegt  werden  müssen.  Diese  große  Aktion  sollte  in  gründlicher 
Weise  durch  eine  umfassende  Statistik  der  gesamten  autonomen 
Finanzen  entsprechend  vorbereitet,  die  Wissenschaft  zur  Mitarbeit 
bei  der  Lösung  der  vielen  hier  auftauchenden  Fragen,  die  das 
Problem  in  sich  birgt,  herangezogen  und  der  künftigen  legislativen 
Behandlung  durch  eine  ausgedehnte  publizistische  Diskussion  vor- 
gearbeitet werden.  Diesen  Weg  pflegen  bekanntlich  die  deutsche 
Reichsregierung  und  die  preußische  Regierung  in  solchen  Fällen 
zu  beobachten.  Da  wird  jede  große  Frage  zunächst  von  den 
wissenschaftlichen  Vereinigungen  (dem  Verein  für  Sozialpolitik, 
der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung,  dem  deutschen 
Juristentag)  gründlich  studiert  und  ihre  Lösung  dadurch  sofort 
in  die  richtige  Bahn  geleitet.  Die  Regierung  macht  dann  das 
Ergebnis  ihrer  Studien  in  Form  von  vorläufigen  Gesetzentwürfen 
bekannt  und  fordert  zu  weiterer  Diskussion  auf.  In  Oesterreich 
ist  es  hingegen  leider  noch  immer  Regel,  daß  Regierung  und 
Parlament  solche  große  Fragen  ohne  Vorbereitung  an  sich  heran- 
kommen lassen.  Sie  gelangen  dann  natürlich  über  provisorische 
Lösungen  zumeist  nicht  hinaus,  und  gerade  diese  stiften  oft  den 
größten  Schaden  dadurch,  daß  sie  die  Richtung  der  künftigen 
Reform  dauernd  festlegen,  während  man  später  dann  erkennt,  daß 
der  eingeschlagene  Weg  mit  den  Grundsätzen  und  Zielen  einer 
wahren  Reichspolitik    in    argem  Widerspruche  steht.     Daraus   er- 
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gibt  sich  die  unerläßliche  Notwendigkeit,  daß  schon  jede  provi- 
sorische Maßregel ,  die  zur  Sanierung  der  Landesfinanzen  vorge- 
schlagen wird,  mit  allem  Ernste  und  mit  aller  Gewissenhaftigkeit 
auch  unter  dem  Gesichtspunkte  geprüft  werden  muß,  welche  Wir- 
kungen dieselbe  auf  die  ganze  künftige  Reichspolitik  ausüben 
werde.  Die  Grundsätze  und  Ziele  der  letzteren  müssen  freilich 
feststehen,  es  muß  Klarheit  darüber  herrschen,  ob  man  das  Reich 
auch  künftig  noch  einigermaßen  als  einen  einheitlichen  Staat  auf- 
recht erhalten  oder  ob  man  offen  in  das  föderalistische  Fahrwasser 
hinaussteuern  wolle. 


—     94     — 


II.    Die   Sanierung    der    österreichischen   Gemeinde- 
finanzen. 

Schon  in  dem  vorausgehenden  Abschnitte  ist  wiederholt  der 
Gedanke  der  Einheit  aller  öffentlichen  Wirtschaften  im  Staate  und 
speziell    der    enge    Zusammenhang    der    Gemeindefinanzwirtschaft 
mit  jener  des  Staates  und  der  Länder  berührt  worden.  Wer  immer 
daher  sich  ein  klares  Bild  von  den  Gesamtaufgaben  der  künftigen 
österreichischen  Finanzreform    machen  will,    darf    sich    der  Mühe 
nicht  entschlagen,  auch  einen  kritischen  Blick  zu  werfen    auf  die 
Finanzwirtschaft  der  Gemeinden  und  die  in  diesen  Kreisen  immer 
stärker  hervortretenden  Sanierungsbestrebungen.    Auch  wir  werden 
uns  dieser  Aufgabe  nicht  entziehen,  so  wenig  wir  sie  auch  in  be- 
friedigender Weise  zu  lösen  vermögen.    Die  hier  sich  auftürmenden 
Schwierigkeiten  sind    so   zahlreich,    daß    bis    auf    weiteres    jeder 
gründliche    Versuch    einer    Lösung    scheitern    muß.     Die    Haupt- 
schwierigkeit liegt  in  der  eigenartigen  Beschaffenheit  des  hier  zu 
Gebote  stehenden  Materiales,    seiner  außerordentlichen  Zerstreut- 
heit, seinen  vielen  Lücken    und    in    seiner   geringen  wissenschaft- 
lichen  Durchforschung.     Zwar    besitzen   wir   vorzügliche    Darstel- 
lungen   des   geltenden    Rechtszustandes    des    Gemeindehaushaltes 
{Mischler)^)  und  auch  an  kritischen  ICrörterungen  2)  hat  es  in  den 
letzten  Zeiten  nicht  gefehlt.    Aber  alle  diese  Arbeiten  vermochten 


1)  Oesterreichisches  Slaalswörtetbiich,  2.  Auflage  (1909),  Artikel  ».Selbstverwal- 
tung (finan/.rechllicb)«,  IV.   Bd.  .S.  237   ff-  (»l^er  Gemeindebaushalt«). 

2)  Vergl.  besonders  Ur.  Ernst  Mischler,  »Die  Grundlagen  des  Gemeindehans- 
haltes  in  Oesterreichc  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Süzialpolitik,  Bd.  127,  I.  Teil 
Gemeindefinanzen  2.  Band,  I.  Teil.  »Einzelfragen  der  Finanzpolitik  der  Gemeinden«, 
1910,  S.  45  ff.,  Dr.  Johann  Jarolim,  »Zur  Sanierung  der  Finanzen  der  österreichi- 
schen Gemeinden  mit  besonderer  Berücksichtigung  Brunns  und  Mährens«  (Vortrag, 
gehalten  am  13.  Januar  1908  im  Mährischen  Gewerbevereine  in  Brunn),  1908,  ferner 
die  bereits  früher  angeführten  Vorträge  von   Urban  und  Schnitzler. 
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doch  nicht  in  die  Einzelheiten  der  österreichischen  Gemeinde- 
wirtschaft so  tief  einzudringen,  wie  dies  für  die  Aufstelking  de- 
tailHerter  Reformvorschläge  nötig  erscheint.  Während  wir  es  im 
vorhergehenden  Abschnitte  nur  mit  17  Ländern  zu  tun  hatten, 
stehen  wir  jetzt  einer  ungeheueren  Zahl  von  Gemeinwesen  gegen- 
über, deren  Finanzwirtschaft  trotz  des  Bestandes  einer  sehr  schab- 
lonenhaften Gemeindegesetzgebung  doch  eine  solche  Fülle  von 
tatsächlichen  Verschiedenheiten  in  der  ursprünglichen  oder  spä- 
teren Entwicklung  aufweist,  daß  ihre  Beherrschung  dem  privaten 
Forscher  fast  zur  Unmöglichkeit  wird.  Man  kann  nicht  sagen, 
daß  die  amtliche  Statistik  die  Gemeindefinanzen  vollständig  ver- 
nachlässigt habe.  Ein  solcher  Vorwurf  wäre  höchst  ungerecht. 
Die  Veröffentlichungen  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission, 
das  österreichische  Städtebuch,  das  Jahrbuch  der  autonomen  Lan- 
desverwaltung, endlich  die  von  einzelnen  Stadtverwaltungen  her- 
ausgegebenen statistischen  Jahrbücher  schenken  dem  Gegenstande 
vielseitige  Beachtung  und  haben  nach  und  nach  ein  gewaltiges 
statistisches  Tatsachenmaterial  für  die  nähere  Beurteilung  der 
österreichischen  Gemeindefinanzen  aufgehäuft.  Prüft  man  jedoch 
dieses  Material  genauer,  so  stößt  man  bald  auf  zahlreiche  Schwä- 
chen und  Lücken  desselben,  und  es  ist  deshalb  in  höchstem  Maße 
zu  beklagen,  daß  der  von  der  statistischen  Zentralkommission  um 
das  Jahr  1889  den  beteiligten  Zentralstellen  unterbreitete  Vor- 
schlag zur  Schaffung  einer  zeitgemäßen  Statistik  der  gesamten 
autonomen  Finanzen  nicht  zur  Ausführung  gelangt  ist.  Die  Un- 
terlagen der  von  der  statistischen  Zentralkommission  bearbeiteten 
allgemeinen  Statistik  der  Gemeindefinanzen  (summarische  Ge- 
meindevoranschläge) sind  höchst  problematischer  Natur  und  gehen 
über  einige  Rudimente  des  Gemeindehaushaltes  nicht  hinaus.  Im 
österreichischen  Städtebuche  sind  bisher  nicht  einmal  sämtliche 
53  Statutargemeinden  vertreten,  und  auch  für  die  daran  beteilig- 
ten Städte  konnten  die  Nachweisungen  bis  jetzt  im  Gegensatze 
zum  Jahrbuche  der  deutschen  Städte  nicht  in  vergleichender  Dar- 
stellung geboten  werden,  weil  die  Stadtverwaltungen  sich  vielfach 
an  die  von  der  statistischen  Zentralkommission  aufgestellten  Mu- 
sterformularien  nicht  kehrten.  Das  Jahrbuch  der  autonomen  Lan- 
desverwaltung hinwiederum  berücksichtigt  in  weiser  Mäßigung 
vorerst  nicht  sämtliche  Gemeinden,  und  auch  an  dieser  Publikation 
arbeiten  nicht  alle  autonomen  Verwaltungen  mit.  So  ist  es  leicht 
zu  erklären,  daß  unsere  Kenntnis  von  dem  Haushalt  der  Gemein- 
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den  im  allj^omeinen  und  selbst  unser  Wissen  von  der  Wirtschaft 
der  größeren  Städte  noch  lange  nicht  genügend  sind ,  um  ein 
endgültiges  kritisches  Urteil  hierüber  abzugeben  und  detaillierte 
Ivcformvorschlägc  aufzustellen.  Die  österreichischen  Städteverwal- 
tungen haben  dies  selbst  schon  gefühlt  und  daher  bereits  auf  dem 
4.  zu  Wien  im  Jahre  1903  abgehaltenen  Städtetage  die  Auffor- 
derung an  die  Regierung  gerichtet,  eine  Enquete  zur  Beratung 
einer  Reform  des  kommunalen  Aljgabenwesens  zu  veranstalten. 
Man  kann  den  österreichischen  Städtetagen  den  Vorwurf  nicht 
ersparen,  daß  sie  selbst  zur  Klarstellung  der  ganzen  die  österrei- 
chischen Städte  so  tief  berührenden  Materie  bisher  herzlich  wenig 
beigetragen  haben.  Schon  der  erste  Darsteller  der  österreichi- 
schen Städtetage  [Vogler]  ')  hat  mit  Recht  tadelnd  hervorgehoben, 
daß  die  österreichischen  Städtetage  abweichend  von  den  deutschen 
Vorbildern  sich  wenig  mit  eigentlichen  administrativen  Aufgaben 
befassen,  sondern  einfach  nur  Wünsche,  Klagen  und  Beschwerden 
an  die  Adresse  der  Regierung  richten.  Weit  richtiger  wäre  es, 
wenn  die  in  den  Städtetagen  vereinigten  Stadtverwaltungen  sich 
die  systematische  Sammlung  der  für  die  Lösung  von  Reform- 
fragen einmal  unerläßlichen  statistischen  Materialien  und  sonstigen 
Behelfe  angelegen  sein  ließen.  Unter  solchen  Verhältnissen  bleibt 
denn  auch  uns  nichts  anderes  übrig,  als  uns  im  folgenden  auf 
die  Vorführung  der  Grundzüge  der  heutigen  österreichischen  Ge- 
meindewirtschaft und  auf  die  Aufstellung  einiger  leitender  Reform- 
gedanken zu  beschränken. 

Wie  der  Haushalt  der  Länder,  so  befindet  sich  zweifelsohne 
derzeit  auch  der  Haushalt  zahlreicher  österreichischer  Gemeinden 
in  einem  krankhaften,  zum  Teile  schon  ebenfalls  fast  krisenhaften 
Zustande.  Natürlich  kann  dies  auch  bezüglich  der  Gemeinden  nicht 
so  leicht  immer  mit  apodiktischer  statistischer  Gewißheit  behaup- 
tet, sondern  nur  aus  allerlei  krankhaften  Symptomen  erschlossen 
werden.  Die  Oeffentlichkeit  ist  freilich  in  Oesterreich  nicht  ge- 
wöhnt ,  bis  jetzt  sehr  viel  Notiz  von  der  Sache  zu  nehmen.  Zu 
klagen  ist  ja  eine  alte  beliebte  Gewohnheit  des  Oesterreichers 
und  die  Höhe  der  Steuern  und  Abgaben  bei  ihm  wie  anderswo 
ein  gern  variiertes  Thema.  W^enn  aber  jetzt  die  Klagen  über  die 
drückende  Höhe  der  Steuerzuschläge  immer  lauter  und  allgemeiner 


i)  >Die  österreichischen  Städtetage  und  ihre  Bedeutung    für    die    Verwaltung« 
im  »Oesterreichischen  Verwaltungsarchiv«,  I.  Jahrgang  (1904),  S.  63  fF. 
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werden,  so  kann  man  diesen  Klagen  ihre  Berechtigung,  zumal 
angesichts  der  ganz  Mitteleuropa  beherrschenden  Teuerung,  gewiß 
nicht  mehr  absprechen.  Wie  außerordentlich  gerade  die  Gemeinde- 
zuschläge in  Oesterreich  seit  der  Neubegründung  der  Autonomie 
zugenommen  und  wie  sehr  sie  selbst  den  Landeszuschlägen  vor- 
ausgeeilt sind,  davon  war  schon  in  einem  früheren  Kapitel  die 
Rede.  Die  Zustände  auf  dem  flachen  Lande  spotten  in 
dieser  Beziehung  in  einzelnen  Gebieten  der  Monarchie  jeder  Be- 
schreibung. Zuschläge  von  mehreren  hundert  Prozent  gehören 
nicht  mehr  gerade  zu  den  Seltenheiten  und  selbst  solche  von  über 
tausend  Prozent  (Südtirol !)  kommen  vor.  In  besorgniserregender 
Weise  häufen  sich  die  F'älle,  wie  auch  in  Regierungskreisen  schon 
konstatiert  werden  mußte,  daß  Landbürgermeister  am  linde  ihrer 
Amtsperiode  vor  dem  finanziellen  Ruine  stehen,  weil  die  Ausgaben 
der  betreffenden  Gemeinden  allzu  rasch  emporschnellten  und  durch 
ihr  Uebermaß  nunmehr  die  nicht  immer  streng  geschiedene  Pri- 
vatwirtschaft des  Gemeindehauptes  allzusehr  in  Mitleidenschaft 
ziehen.  Aber  zumeist  kümmert  sich  die  breite  Oeffentlichkeit  bis 
jetzt  wenig  um  diese  Zustände,  denn  der  politische  Einfluß  der 
kleinen  Landgemeinden  ist  gering,  sie  sind  garnicht  organisiert 
und  ihre  Stimme  dringt  in  der  Regel  nicht  bis  zum  Parlament 
imd  zur  Staatsregierung. 

Nicht  besser  scheint  es  jedoch  gegenwärtig  um  die  finanziel- 
len Zustände  der  Stadtgemeinden  zu  stehen.  Auch  in 
ihnen  haben  die  Zuschläge  mehr  und  mehr  eine  fast  erdrückende 
Höhe  erreicht.  Die  vom  statistischen  Departement  des  Wiener 
Magistrates  seit  dem  Jahre  1902  veröffentlichten  synoptischen 
Nachweisungen  über  die  Höhe  der  Gemeindezuschläge  in  den 
Statutargemeinden,  welche  Veröffentlichung  augenscheinlich  direkt 
oder  indirekt  auf  den  Einfluß  der  Städtetage  zurückzuführen  ist, 
lassen  darüber  keinen  Zweifel  mehr  aufkommen').  Seitdem  im 
Zusammenhange  mit  der  Reform  der  direkten  Personalsteuern  die 
Befreiung  der  staatlichen  Einkommensteuer  von  den  Gemeinde- 
zuschlägen im  Wege  der  Landesgesetzgebung  ohne  weitere  An- 
hörung der  Städte  dekretiert  worden  ist,  sahen  sich  die  letzteren 
genötigt,  vor  allem  die  Zuschläge  zu  den  Realsteuern  mit  Ein- 
schluß der  Erwerbssteuer  zu  erhöhen,  und  so  sind  diese  Zuschläge 

i)  Vergl.  Dr.  Wilhelm  Hecke,  Ein  Beitrag  zur  Statistik  des  Steuerwesens  der 
österreichischen  Städte  mit  eigenem  Statute  im  »Oesterreichischen  Verwaltungs- 
archiv«, V.  Jahrgang   1907,  S.   39  ff. 
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schon  aus  diesem  Grunde  in  den  letzten  Jahren  rapid  gestier,^en. 
Zwar  sind  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Städten  immer  noch 
sehr  verschieden,  allein  vielfach  erreichen  die  Zuschläge  in  den 
StatutargeiiKindcii  bereits  ebenfalls  die  stattliche  Höhe  von  mehr 
als  hundert  und  selbst  von  mehreren  hundert  Prozent.  Die  da- 
durch fast  schon  unerträglich  gewordene  Härte  der  städtischen 
Gebäudesteuer  hat  die  Regierung  selbst  mittlerweile  tlurch  Ein- 
bringung einer  mehrere  lumäßigungen  statuierenden  Reformvorlage 
anerkannt.  Nicht  weniger  drückend  gestaltet  sich  aber  in  den 
gröfkren  Städten  auch  die  Besteuerung  der  gewerblichen  Tätig- 
keit, zumal  diese  gleichzeitig  auch  von  der  die  gewerblichen 
Räume  mit  umfassenden  Gebäudesteuer  getroffen  wird.  Oefters 
und  gern  ist  versucht  worden,  die  gewaltige  Höhe  der  Steuer- 
bclastung  der  österreichischen  Städte  noch  in  anderer  Weise,  ins- 
besondere durch  Vergleich  mit  den  einschlägigen  Verhältnissen 
der  deutschen  Städte,  zu  demonstrieren.  Es  ist  bekannt,  wie  sehr 
dieser  Vergleich  zu  Ungunsten  der  österreichischen  Städte  aus- 
gefallen ist  und  wie  insbesondere  die  Reichshauptstadt  Wien  ge- 
genüber Berlin  benachteiligt  erscheint '). 

In  jüngster  Zeit  tritt  zu  den  angegebenen  Symptomen  noch 
eine  wachsende  Schuldenlast  vieler  Städte  hinzu.  Bis  zum  Jahre 
1907  haben  die  Statutarstädte  eine  Schuldenlast  von  rund  i  Mil- 
liarde Kronen  aufgehäuft,  deren  Verzinsung  40  bis  50  Millionen 
Kronen  jährlich  erfordert,  wozu  dann  noch  die  Kosten  für  die 
Amortisation  kommen.  Die  Reichshauptstadt  ist  hiebei  bekannt- 
lich unter  dem  Regime  des  verstorbenen  letzten  Bürgermeisters 
den  übrigen  Städten  tapfer  vorangegangen  und  ihre  letzten  Mil- 
lionenanlehen  haben  eine  Art  europäischer  Berühmtheit  erlangt. 
Zwar  muß  zugegeben  werden,  daß  der  Hauptgrund  dieser  starken 
Verschuldung  der  größeren  Städte  zumeist  in  der  Entfaltung  einer 
ausgedehnten  Munizipalisierung  privatwirtschaftlicher  Unterneh- 
mungen gelegen  ist,  wozu  dann  noch  die  zahlreichen  und  kost- 
spieligen Neubauten  und  sonstigen  Ncuanlagen  auf  vielen  Gebieten 
der  Verwaltung  kommen.  Allein  gleichwohl  bleibt  dieses  rasche 
und  starke  Anwachsen  der  städtischen  Schuldenlast  angesichts 
der  geringen  Entwicklungsfähigkeit  der  städtischen  lünnahmequel- 
len  und  der  mangelhaften  Kontrolle  über  die  tatsächliche  Ver- 
wendung   der  Anlchen    ein   höchst  bedrohliches  Symptom.     Der 

i)   Dr.  Leo  Munk,  Die  Steuerbelaslung  der  Reichshauptstädte  Wien  und  Berlin 
in  vergleichender  Darstellung,    1889. 
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letztere  Umstand  legt  die  Versuchung  zu  nahe,  auch  ein  laufen- 
des Gebarungsdefizit  durch  Aufnahme  schwebender  oder  gar  fun- 
dierter Schulden  zu  decken ,  und  die  zuerst  erwähnte  Tatsache 
läßt  wenig  Hoffnung  auf  ein  baldiges  Einhalten  auf  dieser  ab- 
wärts führenden  Bahn  übrig,  zumal  die  finanziellen  Erwartungen, 
welche  sich  an  die  Munizipalisierungsbestrebungen  der  Städte 
knüpften,  auch  in  Oesterreich  bislang  sich  keineswegs  durchaus 
erfüllt  haben.  Es  ist  schwierig,  ja  fast  unmöglich,  die  finanzielle 
Not  der  Städte  gegenüber  jener  der  Landgemeinden  richtig  ab- 
zuwägen oder  auch  nur  annähernd  abzuschätzen.  Wenn  aus  den 
Stadtgemeinden  der  Ruf  nach  einer  Sanierungsaktion  lauter  oder 
last  ausschließlich  erschallt,  so  findet  das  eben  in  der  politischen 
Machtstellung  der  größeren  Städte  und  ihrer  durch  die  Städte- 
tage erreichten  Organisation  leicht  seine  Begründung. 

Die  eben  besprochenen  oder  vielmehr  nur  angedeuteten  finan- 
ziellen Noterscheinungen  der  österreichischen  Gemeinden  stammen 
natürlich  nicht  von  gestern,  sondern  sind  der  Niederschlag  und 
das  Endprodukt  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  österreichi- 
schen Gemeinde-  und  Verwaltungsgesetzgebung  der  beiden  letzten 
Menschenalter.  Sie  hängen  vor  allem  aufs  innigste  mit  der  Ent- 
stehung und  dem  Inhalte  der  heutigen  österreichischen  Gemeinde- 
verfassung zusammen.  Die  Geschichte  derselben  bedeutet  keinen 
natürlichen  Entwicklungsprozeß,  sondern  ist  das  Produkt  des  ra- 
tionalistischen Doktrinarismus,  der  in  seinen  Wurzeln  bis  auf  die 
französische  Revolution  und  vielleicht  noch  weiter  zurückreicht,  zur 
vollen  Entfaltung  in  Oesterreich  aber  erst  in  den  Sturm-  und  Drang- 
jahren 1840  und  1849  gelangt  ist.  Der  vormärzliche  Absolutis- 
mus hatte  jede  innere  Selbständigkeit  der  ländlichen  Gemeinden 
so  gut  wie  ausgelöscht  und  auch  das  kommunale  Leben  der 
Städte  auf  das  äußerste  eingeschränkt.  Grundherrschaft  und 
Staatsverwaltung  bildeten  die  Stützpunkte  des  politischen  Regi- 
mes, von  einem  wirklichen  gemeindlichen  Leben  war  in  Oester- 
reich vor  dem  Jahre  1848  nur  wenig  mehr  zu  verspüren.  Da 
plötzlich  erklärte  die  provisorische  Gemeindeordnung  des  Jahres 
1849  die  freie  Gemeinde  als  die  Grundfeste  des  freien  Staates 
und  legte  ihr  jene  Fülle  von  Gewalten  bei ,  welche  wir  gewöhn- 
lich mit  dem  vieldeutigen  Worte  »Autonomie«  zu  bezeichnen 
pflegen.  Jede  Anknüpfung  an  die  historisch  gegebenen  konkreten 
Verhältnisse  ward  außer  Acht  gelassen  und  auf  rein  doktrinärem 
Wege  ein  Einheitstypus  der  österreichischen  Gemeinde  geschaffen, 
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der  nur  in  ikn  K(.i)ron  der  Verfasser  des  Gemeindegesctzes,  nicht 
aber  in  der  Wirklichkeit  existierte.     Es  war  eben  eine  Zeit,    der 
ilas  Losungswort    der  poHtischen   l*'rciheit    alles  galt.     Diese  pro- 
visorische Gemeindeordnung    trat    zwar    in    ihren    wichtigsten  Be- 
stimmungen   bald  wieder    außer  Wirksamkeit,    soweit    von    einer 
solchen  überhaupt  die  Rede  sein  konnte,  aber  sie  ist  doch  fortan 
die  Grundlage    und   der  Ausgangspunkt  des  österreichischen  Ge- 
meinderechtes   geblieben.      Das    im    Jahre    1862    erlassene    neue 
Reichsgemeindegesetz  und  die  auf  Basis  desselben  im  Wege  der 
Landesgesetzgebung  erflosscnen  provinziellen  Gemeindeordnungen 
haben,  so  sehr  sie  im  einzelnen  nach  und  nach  eine  differcnzielle 
Entwicklung  genommen,    an  den  prinzipiellen  Bestimmungen  der 
ersten  Gemeindeordnung    nichts    geändert.     Noch    heute    gilt    in 
ganz  Oesterreich  ohne  Rücksicht  auf  die  ungeheueren  wirtschaft- 
lichen  und  kulturellen  Unterschiede  seiner  .Gebietsteile   im   allge- 
meinen   dasselbe  Gemeinderecht   und,    soweit   nicht    die    tatsäch- 
lichen Verhältnisse    sich  stärker  erwiesen  haben  wie    der  Gesetz- 
geber, dieselbe  Gemeindeverfassung.     Zwischen  großen,  mittleren 
und  kleinen  Gemeinden,  zwischen  Stadt-  und  Landgemeinden  be- 
steht im  Prinzip  kein  Unterschied.     Nur  eine  größere  Anzahl  von 
Stadt  und  Industriegemeinden  haben  durch  Erlassung  von  Sonder- 
statuten eine  abweichende  Regelung  ihres  Gcmeindelebens  erfah- 
ren.   Jahrzehnte  sind  seitdem  verstrichen,  immer  mehr  wurde  das 
Irrationelle  dieser  schablonenhaften  Normen  der  Gemeindegesetz- 
gebung gefühlt,  aber  fast  nirgends  ein  ernstlicher  Anlauf  zu  einer 
sachgemäßen  Neugestaltung  unternommen.    Die  in  einzelnen  Län- 
dern (Niederösterreich,   Krain)  gemachten  Versuche,    die   infolge 
finanzieller   Ohnmacht   ihren    Aufgaben   nicht   gewachsenen   länd- 
lichen Gemeinden  zu  Organismen  höherer  Ordnung  (Verwaltungs- 
gemeinden,   Hauptgemeinden)   zu  vereinigen,    sind    ohne    rechten 
Erfolg  geblieben.    Für  Galizien  wurden  außerdem  im  Wege  einer 
partikularistischen    Sondergesetzgebung     für    Städte     abgestufter 
Größe  zwei  neue  Städteordnungen  erlassen,  aber  dieselben  griffen 
nicht  tief  und  änderten  wenig  an  den  bestehenden  Zuständen. 

So  kommt  es  denn,  daß  der  Wirkungskreis  der  österreichi- 
schen Gemeinden,  auch  der  kleinsten,  sich  fast  ins  Ungemessene 
erstreckt.  Sie  sind  nicht  nur  Wirtschaftskörper,  welche  ihre  Ver- 
mögensverwaltung in  sehr  freier  Weise  zu  führen  berechtigt  sind, 
sondern  auch  Trägerinnen  außerordentlich  zahlreicher  obrigkeit- 
licher Befugnisse.    Selbst  die  Polizeigewalt  ist  ihnen  grundsätzlich 
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in  einem  gewissen  Ausmaße  übertragen  und  sogar  bei  der  Zu- 
teilung dieser  wichtigen  obrigkeitlichen  Funktion  zwischen  den 
größeren  und  den  kleinsten  Gemeinden  keinerlei  Unterschied  ge- 
macht. Man  hat  oft  spöttelnd  gesagt,  daß  der  kleinsten  Land- 
gemeinde Üesterreichs  viel  größere  Befugnisse  zukämen,  als  man- 
chen großen  Weltstädten  des  Westens.  Es  ist  dieselbe  Erschei- 
nung, die  wir  schon  oben  bezüglich  der  Länder  beobachten  konn- 
ten. Hier  wie  dort  wurde  dagegen  die  finanzielle  Seite  der  neuen 
Autonomie  die  längste  Zeit  vollständig  übersehen.  Die  Regierung 
war  froh ,  zahlreiche  finanzielle  Lasten  von  sich  abschütteln  zu 
können  und  den  Führern  der  neuen  autonomistischen  Bewegung 
kam  es  anfangs  auch  bei  der  Leitung  der  kommunalen  Angele- 
genheiten kaum  zum  Bewußtsein,  daß  die  unscheinbare  Bestim- 
mung des  Reichsgemeindegesetzes  vom  Jahre  1862  über  den 
Wirkungskreis  der  Gemeinden  auch  die  sehr  inhaltsschwere  Ver- 
pflichtung zur  Tragung  der  Verwaltungskosten  in  sich  schloß. 

Grundsätzlich  umfasst  nun  dieser  natürliche  (selbständige) 
Wirkungskreis  der  Gemeinden  alles,  was  durch  ihre  eigenen  Kräfte 
besorgt  und  durchgeführt  werden  kann.  Die  Aufgaben  dieses 
natürlichen  Wirkungskreises  gliedern  sich  wiederum  in  frei- 
willige und  Pflichtaufgaben,  wonach  sich  auch  die  Ver- 
waltungskosten in  freiwillig  übernommene  und  in  Pflichtausgaben 
gliedern.  Die  Zahl  der  letzteren  Aufgaben  ist  sehr  groß  und  die 
Höhe  der  betreffenden  Ausgaben  vielfach  gar  nicht  von  der 
Willensbestimmung  der  Gemeinden,  sondern  von  den  Ansprüchen 
dritter  Personen  und  von  der  Beschlußfassung  anderer  öffentlicher 
Faktoren  abhängig.  Die  Höhe  der  Pflichtausgaben  bestimmt 
sich  eben  nach  der  allgemeinen  Bedeutung,  welche  der  betreffenden 
Angelegenheit  von  der  staatlichen  Gesetzgebung  beigelegt  wird, 
nicht  aber  danach,  welche  Bedeutung  dieselbe  in  concreto  für  die 
betreffende  Gemeinde  hat.  Auf  diese  Weise  erklärt  sich  insbesondere 
die  empfindliche  Höhe  der  modernen  Volkschulausgaben,  da  die  Ge- 
setzgebung für  alle  Gemeinden  so  ziemlich  dasselbe  Mass  der  Elemen- 
tarschulbildung vorschreibt  und  die  Schulbehörden  besonders  in  der 
ersten  Zeit  nach  Erlassung  des  Reichsvolksschulgesetzes  diesen  Maß- 
stab ziemlich  unterschiedslos  auf  alle  Gemeinden  anwendeten,  ohne 
die  finanziellen  Kräfte  derselben  immer  genügend  zu  würdigen.  Freier 
scheint  die  Gemeinde  auf  einem  anderen  wichtigen  Gebiete  des 
selbständigen  Wirkungskreises,  das  auch  zu  den  Pflichtaufgaben 
zählt,  sich  bewegen  zu  können,  nämlich  im  Bereiche  des  Armen- 
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wcscns.  Aber  auch  hicf  ist  die  Gemeinde  \ielfach  von  dem  Ver- 
waltungsniveau anderer  Gemeinden,  wie  z.  B.  von  jenem  der  Städte 
bei  Kückersatzfällcn,  abhängig  und  die  allgemeine  Steigerung  der 
Lebensbedürfnisse  macht  sich  zuletzt  auch  in  den  ländlichen  Ge- 
meinden geltend.  Soweit  es  sich  also  um  diese  dem  selbständigen 
Wirkvingslaeise  angeh<»rigen  Pflichtausgaben  handelt,  wird  sich 
im  Rahmen  der  bestehenden  X'erwaltungsorganisation  eine  Her- 
abminderung derselben  kaum  erreichen  lassen.  Der  wichtigste 
Weg  zur  Abhilfe  ist  hier  augenscheinlich  kein  anderer  als  die 
Uebernahme  der  ein  gewisses  Maximum  übersteigenden  Pflicht- 
ausgaben auf  die  Schultern  höherer,  eventuell  neu  zu  schaffender 
Kommunalverbände  (Bezirke,  Kreise)  oder  die  Uebertragung  kost- 
spieliger Anstallen  (Armenversorgungshäuser  u.  s.  w.)  an  diese 
höheren  Verbände.  In  weiterer  Folge  würde  auch  der  Staat  durch 
erhöhte  Partizipation  an  den  Volksschullasten  und  speziell  durch 
geeignete  Unterstützung  der  Gemeinden  bei  den  Volksschulbauten 
wesentlich  zur  Erleichterung  der  Pflichtausgaben  beitragen 
können. 

Welche  Rolle  gegenwärtig  die  freiwilligen  Ausgaben  der 
Gemeinden  spielen,  wissen  wir  des  genaueren  leider  nicht.  Jeden- 
falls sind  sie  in  den  größeren  Gemeinden,  zumal  in  den  Städten, 
nicht  so  unbedeutend,  als  man  in  Anbetracht  der  finanziellen 
Ueberlastung  der  österreichischen  Gemeinden  von  vornherein  zu 
glauben  geneigt  sein  könnte.  Namentlich  das  bei  den  Landesver- 
waltungen berühmte  Subventionswesen  nimmt  auch  in  vielen  städti- 
schen Haushalten  einen  ziemlich  breiten  Raum  ein,  und  die  Ein- 
flüsse der  Parteipolitik  machen  sich  hier  natürlich  nicht  weniger 
geltend,  als  bei  den  Landesverwaltungen.  Die  Gepflogenheit,  massen- 
haft Vereine  zu  gründen  und  dann  an  die  Stadtverwaltung  mit 
Subventionsansuchen  heranzutreten,  ist  in  Oesterreich  weit  ver- 
breitet, während  die  Zahl  der  Männer,  welche  sich  freiwillig  in 
den  ehrenamtlichen  Dienst  der  Gemeinden  stellen,  im  Vergleiche 
zu  anderen  Staaten,  namentlich  zum  Deutschen  Reiche,  auffallend 
gering  genannt  werden  muß.  Jede  auf  die  Sanierung  der  Ge- 
meindefinanzen gerichtete  Aktion  wird  diesen  wunden  Punkt 
der  österreichischen  Gemeindewirtschaften  in  keinem  Falle  außer 
Acht  lassen  dürfen.  Den  Pflichtausgaben  muß  unbedingt  der 
Vorzug  vor  den  freiwilligen  Leistungen  der  Gemeinden  eingeräumt 
und  es  muß  durch  eine  geeignete  Präventivzensur  der  Gemeinde- 
voranschläge für  eine  Bereinigung  derselben  von  allen  gesetzlich 
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unzulässigen  und  den  nicht  erschwinglichen  freiwilligen  Leistungen 
Vorsorge  getroffen  werden.  Für  eine  solche  administrative  Sa- 
nierungsaktion böte  sich  ohne  Zweifel  ein  weites  Feld  dar.  Es 
wäre  aber  zu  wünschen,  daß  die  hierfür  maßgebenden  Grundsätze 
auch  im  Gesetzgebungswege  mit  aller  Klarheit  und  Schärfe  aus- 
gesprochen und  die  mancherlei  noch  aus  der  Vergangenheit  her- 
rührenden unklaren  Zustände,  welche  sich  der  vorgeschlagenen 
Bereinigung  hindernd  in  den  Weg  stellen,  endlich  einmal  besei- 
tigt würden.  Es  darf  nicht  vorkommen,  daß  einzelne  Gemeinden 
kostspielige  Mittelschulen  gründen,  während  vielleicht  an  den 
städtischen  Volksschulen  noch  Vieles  zu  verbessern  wäre,  ein 
Grundsatz,  den  die  preußische  Schulverwaltung  schon  längst  ver- 
wirklicht hat.  Einer  endgültigen  Klärung  bedürftig  erscheint 
aber  namentlich  das  Verhältnis  zu  den  Kultusauslagen.  Der  Rechts- 
zustand ist  in  dieser  Hinsicht  so  unklar  und  die  Praxis  sowie  die 
Judikatur  so  schwankend  und  unsicher,  daß  man  die  heutige 
Sachlage  auf  diesem  wichtigen  Gebiete  nicht  anders  denn  als  eine 
böse  Verwirrung  bezeichnen  kann.  Oesterreich  befindet  sich  eben 
hier  noch  mitten  im  Uebergangszustande  ^).  Durch  die  konfessio- 
nelle Gesetzgebung  der  sechziger  Jahre  ist  zwar  auch  in  Oester- 
reich der  Rechtssatz  ausgesprochen  worden,  daß  die  großen  pri- 
vilegierten Kirchengesellschaften  ihre  Angelegenheiten  autonom  zu 
verwalten  haben,  und  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1874  über  die 
äußeren  Rechtsverhältnisse  der  katholischen  Kirche  ward  für  diese 
Kirche  die  Bildung  von  Pfarrgemeinden  nach  dem  Muster  der 
deutschen  Staaten  in  Aussicht  gestellt.  Diese  Sätze  der  konfes- 
sionellen Gesetzgebung  sind  aber  bekanntlich  in  Oesterreich  bis- 
her immer  noch  nicht  zur  Durchführung  gekommen,  vielmehr  be- 
steht hier  gegenwärtig,  soweit  die  katholische  und  die  griechisch- 
orientalische Kirche  in  Betracht  kommen,  noch  immer  das  System 
des  alten  Staatskirchenregimentes  in  etwas  gemilderter  Gestalt 
fort.  Die  Pfarrlast  ist  danach  in  Oesterreich  derzeit  zwar  nicht 
mehr  rechtlich,  aber  doch  faktisch  regelmäßig  mit  der  Gemeinde- 
verwaltung verbunden.  Die  Besorgung  aller  daraus  fließenden 
äußeren  Kultusangelegenheiten  beschäftigt  daher  noch  heute  die 
Gemeindeorgane  oft  in  einem  die  Parität  der  Konfessionen  weit 
übersteigenden  Ausmaße,  ganz  zu  geschweigen  von  der  praktisch 

i)  Vergl.  unsere  »Betrachtungen  über  die  Reform  der  inneren  Verwaltung 
Oesterreichs«  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
XIV.  Bd.  (1905),  S.  37   f.  (des  Separatabdruckes). 
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nicht  iinnii'i  durchrührbaicn,  /iiiii  Teile  sogar  gesetzlich  angeord- 
neten I  leranziehung  Andersgläuliiger  (Forensen)  zu  den  betreffen- 
den Kultuslasten.  In  diesen  Dingen  soUteendlich  einmal  gründ- 
lich Wandel  geschaffen  werden.  Die  durch  die  staatliche  Ge- 
setzgebung vorgesehenen  Pfarrgemeinclen  nüisstcn  konstituiert, 
die  für  ihre  Organisation  und  Betätigung  notwendigen  Ausfüh- 
rungsgesetze durchgesetzt  und  die  damit  noch  im  Zusammenhange 
stehenden  Fragen  der  Al)li)sung  des  veralteten  Patronatsrechtes 
sowie  der  Schaffung  höherer  Kirchenverbände,  welche  berufen 
wären,  den  überlasteten  Pfarrgemeinden  ihre  Beihilfe  angedeihen 
zu  lassen,  zur  Lösung  gebracht  werden.  Freilich  wird  man  sich 
bei  dieser  schärferen  Begrenzung  der  zulässigen  Gemeindeaus- 
gaben immer  vor  einseitiger  Reglementierung  hüten  müssen  und 
das  wird  namentlich  für  größere  Städte  zu  gelten  haben.  Es  ist 
leicht  gesagt,  daß  die  freiwilligen  Ausgaben  der  Cjemeinden  aus 
den  eigenen  Einnahmen  derselben,  also  ohne  Anspannung  der 
Steuerkraft  bestritten  werden  sollen.  Allein  die  Verhältnisse  sind 
einmal  oft  stärker  als  der  Mensch,  und  es  ist  eine  alte  Wahrheit, 
daß  gerade  bei  den  öffentlichen  Wirtschaften  der  Bedarfsich  nicht 
nach  den  Einnahmen  richtet,  sondern  gerade  umgekehrt  die  Ein- 
nahmen nach  dem  Bedarfe  bestimmt  werden  müssen.  Wollte 
man  die  obige  Regel  über  die  Einschränkung  der  freiwilligen  Aus- 
gaben ohne  weitere  Unterscheidung  auch  auf  die  Städte  anwen- 
den, wo  bliebe  da  Raum  übrig  für  die  von  den  heutigen  Sozial- 
politikern so  warm  empfohlene  Munizipalisierungspolitik.^ 

Ebenso  mißlich  steht  es  auch  um  die  von  den  Gemeinden 
selbst  eifrig  erhobene  Forderung  nach  einer  Einschränkung  des 
sogenannnten  übertragenen  Wirkungskreises.  Es  besteht 
kein  Zweifel,  daß  die  Staatsverwaltung  teils  auf  Grund  der  Ge- 
meindegesetze, teils  zufolge  späterer  besonderer  gesetzlicher  Flr- 
mächtigungen  die  Kräfte  der  Gemeinden  für  ihre  eigenen  Verwal- 
tungsgeschäfte in  einem  Umfange  in  Anspruch  nimmt,  der  weit 
über  das  praktisch  zulässige  und  in  anderen  Staaten  vorgesehene 
Maß  hinausgeht.  Die  Klagen  über  die  Last  dieses  übertragenen 
Wirkungskreises  ertönen  seit  Jahren  besonders  laut,  am  lautesten 
natürlich  von  Seite  der  auf  den  Städtetagen  versammelten  Sta- 
tutargemeinden.  Merkwürdigerweise  gehen  die  Forderungen  hier 
jedoch  weniger  auf  Rückübernahme  einzelner  Agenden  durch  den 
Staat,  als  vielmehr  auf  Gewährung  einer  staatlichen  Entschädigung 
für  die  Kosten  dieses  übertragenen  Wirkungskreises,   wozu  in  den 
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Statutarstädten  noch  die  Auslagen  für  die  Besorgung  der  eigent- 
lichen politischen  Verwaltung  kommen.  In  der  Theorie  hat  dieser 
Vergütungsanspruch  der  Gemeinden  bezüglich  der  Kosten  des 
übertragenen  Wirkungskreises  schon  bisher  eine  ziemlich  geteilte 
Beurteilung  gefunden.  Die  meisten  einschlägigen  Leistungen  der 
Gemeinden  stellen  Hilfsdienste  dar,  auf  welche  im  Interesse  der 
öffentlichen  Verwaltung  nicht  so  leicht  verzichtet  werden  kann. 
Diese  Mitwirkung  der  Gemeinden  bei  der  staatlichen  Verwaltung 
ist  eben  im  allgemeinen  Interesse,  also  auch  in  dem  der  Gemeinde- 
bewohner selbst  gelegen  und  somit  w^ohl  begründet.  Durch 
Uebernahme  dieser  Agenden  auf  die  Staatsorgane  würde  daher 
auch  für  die  meisten  Gemeinden  wenig  erreicht,  das  Interesse 
ihrer  Bewohner  aber  empfindlich  geschädigt  werden.  Die  Ge- 
währung einer  staatlichen  Vergütung  kann  danach  niemals  mit 
Rechts-  oder  ethischen  Gründen,  sondern  lediglich  mit  Argumenten 
der  Zweckmäßigkeit  empfohlen  werden.  Aufgabe  einer  richtigen 
Staatspolitik  muß  es  sein,  Ungleichheiten  und  drückende  Härten 
auf  diesem  Gebiete  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen.  Es  muß  die 
Verwaltungen  kleinerer  Statutargemeinden  peinlich  berühren,  wenn 
die  politischen  Verwaltungsgeschäfte  in  einzelnen  großen  Stadt- 
gemeinden (Pilsen,  Mährisch-Ostrau  !)  noch  heute  auf  Staatskosten 
durch  staatliche  Organe  geführt  werden,  obwohl  diese  Gemein- 
den mehr  und  mehr  industriellen  Großstädten  sich  genähert  haben. 
Es  ist  unbillig,  wenn  die  oft  große  Kosten  verursachende  Steuer- 
einhebung und  Eintreibung  den  Gemeinden  bald  als  Obliegenheit 
im  übertragenen  Wirkungskreise  zugemutet  wird,  bald  eine  solche 
Verpflichtung  für  sie  von  Gesetzeswegen  nicht  besteht.  Wün- 
schenswert wäre  es  endlich,  daß  der  Staat  den  Gemeinden  diese 
Last  durch  Vereinfachung  seiner  eigenen  Verwaltung  möglichst 
erleichtere  und  ihnen  dieselbe  auch  sonst  zu  tragen  helfe.  De- 
taillierte Vorschläge  in  dieser  Richtung  zu  machen,  würde  uns 
hier  wohl  zu  weit  führen,  und  wir  müssen  dies  darum  unterlassen. 
Wenn  sich  der  Gesetzgeber  in  Zukunft  besser  des  innigen  Zu- 
sammenhanges bewußt  sein  wird,  welcher  zwischen  der  Staats- 
und der  autonomen  Verwaltung  bestehen  soll,  dann  wird  die  Auf- 
findung zweckmäßiger  Modalitäten  in  dieser  Richtung  keine  be- 
sonderen Schwierigkeiten  bereiten.  Alan  denke  nur,  wie  sehr  das 
Besteuerungsverfahren  z.  B.  bei  den  Real-  und  den  Personal- 
steuern durch  stärkere  Heranziehung  der  Gemeinden  zu  den  Vor- 
arbeiten künftig  einmal  vereinfacht  und    beschleunigt    und    doch 
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zugleich  ilas  Interesse  der  (icmeinden  iin  diesen  Gebieten  durch 
Gcwährunij  entsprechender  Vergütungsbeträge  gesteigert  werden 
könnte. 

Mit  ileni  staricen  Anwachsen  der  (jenieindeauslagen  hat  lei- 
der, wie  von  aufrichtigen  Heurtcilern  der  Sachlage  offen  einge- 
standen wird,  die  innere  Qualität  ihrer  Leistungen  nicht  immer 
gleichen  Schritt  gehalten.  Wir  l)erühren  damit  einen  weiteren 
Grund  der  empfindlichen  finanziellen  Belastung  der  österreichi- 
schen Gemeinden,  der  vielleicht  bisher  am  wenigsten  beachtet 
worden  ist.  Freilich  wird  es  wohl  immer  eine  der  schwierigsten 
Aufgaben,  ja  zumeist  ein  sehr  gewagtes  Unternehmen  bleiben,  das 
Verhältnis  zwischen  Leistung  und  Kosten  auf  dem  Gebiete  der 
Verwaltung  richtig  zu  beurteilen  und  sachgemäß  zu  würdigen. 
Zahlreiche  Imponderabilien  spielen  hier  mit  und  nicht  immer  läßt 
sich  der  Wert  der  Leistung  auf  Heller  oder  -Pfennige  berechnen. 
Alle  Kenner  der  österreichischen  Gemeindeverwaltung  stimmen 
darin  überein,  daß  ihre  Sachleistungen  sich  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten trotz  aller  ihnen  noch  immer  anhaftenden  Mängel  doch 
ganz  wesentlich  gehoben  haben.  Die  Fortschritte  in  der  Sani- 
tätsverwaltung, im  Volksschuhvcsen  und  selbst  in  dem  sonst  sehr 
rückständigen  Armenwesen  sind  unverkennbar.  Ungeheuere  In- 
vestitionen, die  gewiß  nach  mehreren  Milliarden  zählen,  sind  in 
den  letzten  Dezennien  von  den  österreichischen  Land-  und  Stadt- 
gemeinden für  Sanitäts-,  Schul-  und  Armenbauten  vorgenommen 
worden.  Wie  erklärt  es  sich  nun,  daß  vielfach  noch  immer  selbst 
in  den  österreichischen  Städten  trotz  der  immensen  Höhe  der 
Armenlast  über  das  geringe  Ausmaß  und  die  unzureichende  Quali- 
tät der  Armenunterstützung  geklagt  wird .-  Betrug  dieselbe  doch 
z.  B.  in  der  Landeshauptstadt  Brunn  im  Jahre  1902  nach 
ScJinitzler  durchschnittlich  für  einen  Tag  nur  33  Heller!  Schon 
vor  Jahren  hat  ein  ausgezeichneter  Kenner  des  österreichischen 
Armenwesens,  Dr.  Ludwig  Kunwald,  in  einer  viel  bemerkten 
Schrift  »Ueber  Kommunalverwaltung  und  Armenpflege«  (1888) 
uns  dieses  Geheimnis  zu  ergründen  unternommen.  Schlagend  hat 
er  durch  einen  Vergleich  der  armenpflegerischen  Einrichtungen 
in  Wien  und  in  Berlin  nachgewiesen,  wie  sehr  das  freie  Bürger- 
tum in  der  deutschen  Reichshauptstadt  beflissen  ist.  sich  freiwillig 
durch  Uebernahme  kommunaler  Ehrenämter  in  den  Dienst  der  dor- 
tigen Armenpflege  zu  stellen,  während  in  Wien  die  kommunale 
Armenfürsorge  in  der    Hauptsache    sich    noch    immer   in    starren 
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bureaukratischen  Formen  vollzieht^).  Wir  werden  nicht  fehlgehen, 
wenn  wir  in  dieser  bureaukratischen  Leitung  der  Armenpflege 
einen  Hauptgrund  ihrer  vmverhältnismäßigen  KostspieHgkeit  und 
beklagenswerten  quantitativen  und  qualitativen  Rückständigkeit 
(Pfründensystem !)  erblicken.  Zwar  hat  das  Elberfelder  System 
auch  in  den  österreichischen  Städten  mehrfach  schon  vor  geraumer 
Zeit  seinen  Einzug  gehalten  und  dank  dem  starken  Drucke,  den 
die  Heimatsgesetznovelle  vom  Jahre  1896  mit  ihren  Folgeer- 
scheinungen auf  die  Städte  ausgeübt  hat,  ist  Manches  seither 
auf  diesem  Gebiete  wohl  besser  geworden.  Das  eigentliche 
Hauptübel  der  kommunalen  Stadtverwaltungen  Oesterreichs,  die 
starke  Bureaukratisierung  des  administrativen  Betriebes, 
ist  aber  bestehen  geblieben.  Es  ist  dasselbe  Gebrechen,  dem  wir 
schon  bei  den  Landesverwaltungen  begegnet  sind.  Die  Magistrate 
der  österreichischen  Städte  nehmen,  w^enn  wir  ihre  Stellung  im 
Rahmen  des  gesamten  Gemeindeorganismus  rein  äußerlich  be- 
trachten, lange  nicht  jene  bevorzugte  Position  ein,  welche  z.  B. 
auf  Grund  der  preußischen  Städteordnung  den  dortigen  Magi- 
straten zukommt.  Letztere  sind  bekanntlich  den  Stadtratskollegien 
koordiniert,  nicht  aber,  wie  die  meisten  österreichischen  Magi- 
strate, den  Gemeindevertretungen  untergeordnet.  In  Wirklichkeit 
liegt  jedoch  das  Schwergewicht  der  eigentlichen  täglichen  Ver- 
waltungsarbeit in  Wien  und  in  anderen  österreichischen  Städten 
durchaus  bei  dem  Magistrate,  dessen  bureaukratischer  Amtsappa- 
rat naturgemäß  ebenso  langsam  wie  kostspielig  arbeitet,  während 
es  an  werktätig  ipitarbeitenden  Bürgerschaftskollegien  (Ausschüssen, 
Deputationen)  im  allgemeinen  zumeist  fehlt.  Durch  einen  solchen 
Uebergang  von  der  bureaukratischen  Kommunalverwaltung  zur 
wahren  Selbstverwaltung  könnten  in  Oesterreich  jeden- 
falls sehr  erhebliche  Summen  erspart  werden.  Freilich  ist  nicht  zu 
übersehen,  daß  die  ganzen  psychischen  Anlagen  der  österreichi- 
schen Bevölkerung  für  eine  derartige  Selbstbetätigung  freier  Bür- 
ger nicht  gerade  sehr  reich  entwickelt  sind.  Es  fehlt  dem  Oester- 
reicher  eben  häufig  die  Neigung  zu  ruhiger  und  intensiver  Arbeit  im 
Dienste  des  Gemeinwohles,  man  faßt  gerne  Beschlüsse  und  Re- 
solutionen, aber  man  schiebt  ebenso  gerne  die  eigentliche  Ver- 
waltungsarbeit ab  und  den  ohnehin  schon  durch  den  schwerfäl- 
ligen Amtsgang  überlasteten  Beamten  die  Durchführung  der  vielen 

i)  S.  29  ff.     Vergl.  auch  Dr.  Rudolf  Kobatsch,  Die  Armenpflege  in  Wien  und 
ihre  Reform.      1893,   S.   29   ff. 
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1,'efaßten  Beschlüsse  zu.  Die  arge  nationale,  konfessionelle,  poli- 
tische und  soziale  Zerklüftung  der  österreichischen  Gesellschaft 
und  selbst  des  Bürgertums  läßt  überdies  eine  freie  Verwaltung 
durch  das  letztere  nicht  immer  ganz  unbedenklich  erscheinen,  und 
schon  dadurch  sind  derselben  in  Oesterreich  viel  engere  Schranken 
gesetzt  als  in  anderen  Staaten,  hnmerhin  sollte  doch  auch  in 
Oesterreich  bei  allen  künftigen  kommunalen  Keformaktionen  die 
stärkere  Heranziehung  des  Bürgertums  zu  den  eigentlichen  \'er- 
waltungsarbciten  nicht  aus  dem  Auge  verloren  werden. 

Auch  für  ein  anderes  sehr  wichtiges  Gebiet  der  modernen 
Kommunalverwaltung  ist  die  Zurückdrängung  des  allzu  starren 
Ikueaukratismus  und  seine  Ersetzung  durch  modernere  Formen 
der  Administration  unab weislich  geboten.  Wir  haben  hiebei  die 
in  den  österreichischen  Städten  langsam,  aber  doch  immermehr 
sich  entwickelnden  kommunalen  Betriebe  im  Auge. 
Manche  böse  Erfahrungen  sind  auch  den  österreichischen  Städten 
gleichwie  den  deutschen  Schwesterkommunen  hier  nicht  erspart 
geblieben.  Noch  ist  die  Zahl  der  kommunalisierten  Betriebe  in 
Oesterreich  nicht  allzu  groß,  und  schon  hört  man  Klagen  über 
den  dadurch  bewirkten  Steuerdruck,  ihre  geringe  Rentabilität  u. 
dgl.  m.  Es  wird  notwendig  sein,  die  Verwaltung  und  die  Buch- 
führung dieser  Betriebe  von  vornherein  auf  eine  neue,  moderne 
Basis  zu  stellen,  wenn  nicht  diese  ganze  Einrichtung  für  manche 
Städte  eine  Quelle  arger  finanzieller  Kalamitäten  bilden  und  schließ- 
lich praktisch  und  theoretisch  diskreditiert  werden  soll.  Nicht  der 
Bureaukrat,  sondern  der  moderne  Verwaltungstechniker  wird  bei 
der  Leitung  dieser  Betriebe  das  entscheidende  Wort  zu  sprechen 
haben,  die  Buchführung  wird  kaufmännisch  eingerichtet  sein  und 
man  wird  sich  gewcihnen  müssen,  solche  l^etricbe  zugleich  als 
kommerzielle  Anlagen  anzusehen,  bei  denen  es  nicht  nur  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  sondern  auch  ein  Anlagekapital  und  die 
Notwendigkeit,  dasselbe  zu  verzinsen  und    zu  amortisieren,    gibt. 

Da  wir  gerade  beim  Kapitel  der  gemeindlichen  Betriebe 
stehen,  so  dürfen  wir  nicht  die  schwere  Belastung  derselben  durch 
die  staatliche  Steuergesetzgebung  übergehen.  Es  bildet  dieses 
Kapitel  eine  Rubrik  beständiger  und  berechtigter  Klagen  von 
Seiten  der  Stadtverwaltungen.  Das  geltende  österreichische  Per- 
sonalsteuergesetz vom  Jahre  1896  ist  in  dieser  Richtung  im  Ver- 
gleiche zur  Gesetzgebung  anderer  Staaten  (Deutschland!)  nicht 
nur  zu  rigoros,    sondern    auch    zu  schwankend  und   unsicher.     In 
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anderen  Staaten  weiden  die  Gemeindebetriebe  nicht  nur  regel- 
mäßig von  jeder  öffentlichen  Abgabe  befreit,  sondern  die  Ge- 
meinden von  der  Staatsregierung  durch  vortreffliche  Instruktionen 
zur  Einrichtung  und  Führung  solcher  Betriebe  direkt  angeleitet. 
In  Oesterreich  kümmert  sich  die  Staatsverwaltung  so  wenig  um 
diese  kommunalen  Einrichtungen,  daß  sie  die  längste  Zeit  nicht 
einmal  daran  gedacht  hat,  den  ländlichen  Gemeinden  die  Errich- 
tung von  Trinkwasserleitungen  durch  Kreierung  eines  staatlichen 
Bureaus  für  die  Entwerfung  der  Bauprojekte  zu  erleichtern.  Die 
städtischen  Betriebe  aber  kommen  für  die  Staatsverwaltung  bis 
jetzt  in  der  Hauptsache  nur  als  Steuerquelle  in  Betracht;  sie 
werden  als  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichtete  Unter- 
nehmungen betrachtet  und  mit  der  für  solche  Unternehmungen 
vorgeschriebenen  abnorm  hohen  staatlichen  Erwerbssteuer  belegt, 
wozu  dann  noch  weitere  Landeszuschläge  kommen,  während  die 
staatlichen  Unternehmungen,  wenn  nicht  für  einzelne  Arten  der- 
selben (Staatseisenbahnen !)  singulare  Gesetzesnormen  das  Gegen- 
teil statuieren,  von  allen  Steuerzuschlägen  befreit  sind.  Aus- 
nahmsweise kann  allerdings  der  Finanzminister  auf  Grund  des  er- 
wähnten Personalsteuergesetzes  (§  4)  auch  in  Oesterreich  einzelnen 
kommunalen  Betrieben  Erwerbssteuerfreiheit  gewähren,  falls  die 
betreffenden  Betriebe  auf  die  Förderung  öffentlicher,  wohltätiger 
oder  gemeinnütziger  Zwecke  gerichtet  sind  und  dabei  dauernd 
keinen  oder  einen  wegen  seiner  verhältnismäßigen  Geringfügigkeit 
nicht  in  Betracht  kommenden  Ertrag  abwerfen.  Wie  diese  Er- 
mächtigung in  der  Praxis  gehandhabt  wenden  ist,  darüber  gibt 
so  mancher  in  die  Oeffentlichkeit  gedrungene  Fall  Auskunft.  Wer 
sich  hierüber  des  näheren  orientieren  will,  der  lese  einmal  den 
aus  der  Feder  eines  Grazer  Kommunalbeamten  stammenden  Ar- 
tikel über  die  Besteuerung  kommunaler  Unternehmungen  in  Oester- 
reich ^).  Es  wird  vergebliche  Mühe  bleiben,  in  den  dort  an- 
gegebenen Fällen  der  ministeriellen  Entscheidung  und  der  Judi- 
katur des  Verwaltungsgerichtshofes  einen  klaren  leitenden  Gesichts- 
punkt herauszufinden,  vielmehr  stehen  wir  hier  einem  Wirrsaale 
sich  widersprechender  Entscheidungen  gegenüber.  Der  Unmut 
der  Stadtverwaltungen  über  diese  Handhabung  der  staatlichen 
Steuergesetzgebung  bezüglich  der  kommunalen    Betriebe   ist    da- 

i)  Dr.  Emil  Planer^  Einige  Bemerkungen  über  die  Besteuerung  kommunaler 
Unternehmungen  im  »Oesterreichischen  Verwaltungsarchiv«,  IV.  Jahrgang  (1907) 
S.  26   ff. 
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nach  in  der  Tat  sehr  bcLircitlich.  \is  entbehrt  wirkUch  jeder  Lo- 
^ik,  wenn  der  einem  eminenten  sanitären  Interesse  der  gesamten 
Bevölkerung  dienende  Schlachthof  des  öfteren  einer  Steuer  unter- 
worfen wird,  während  das  nach  Lage  der  Dinge  doch  in  erster 
Linie  dem  Vergnügen  der  wohlhabenderen  Bevülkerungsschichten 
dienende  städtische  Theater  von  der  Steuer  befreit  erscheint. 
Städtische  Versatzämter  werden  dieser  unterworfen,  städtische 
Bäder  bald  befreit,  bald  besteuert,  Wasserwerke  zumeist  befreit, 
(ias-  und  l'^Iektrizitätswerke  hinwiederum  in  der  Regel  besteuert. 
Daß  da  Gleichmäßigkeit  und  auch  sonst  Abhilfe  dringend  not- 
tut, wird  niemand  in  Abrede  zu  stellen  vermögen.  Wenn  wir 
daher  auch  die  radikalen  Forderungen,  welche  der  4.  österreichi- 
sche Städtetag  (1903)  bezüglich  der  Besteuerung  städtischer  Unter- 
nehmungen seinerzeit  aufgestellt  hat  ^),  nicht  zur  Gänze  unter- 
schreiben können,  so  scheint  es  uns  doch  wünschenswert,  daß 
die  einschlägigen  Verhältnisse  im  Wege  einer  Enquete  gründlich 
geprüft  und  den  Kommunen  sohin  alle  möglichen  Erleichterungen 
unter  strenger  Eesthaltung  einer  einheitlichen  Praxis  gewährt  wer- 
den. Ohne  authentische  Gesetzesinterpretation  oder  eine  längere 
Gesetzesnovelle  wird  es  bei  der  Kompliziertheit  der  Verhältnisse 
wohl  nicht  abgehen. 

In  dem  Mangel  einer  genügenden  formellen  Ordnung 
des  Gemeindehaushaltes  werden  wir  einen  weiteren  Grund  der 
gegenwärtigen  Kalamität  vieler  Gemeindewirtschaften  erblicken 
müssen.  Die  formelle  Ordnung  des  Gemeindehaushaltes  ist  in 
den  Gemeindeordnungen  nur  durch  wenige  Bestimmungen  nor- 
miert. In  einigen  Ländern  sind  nachträglich  genauere  gesetzliche 
Anordnungen  zur  Regelung  der  keineswegs  unwichtigen  Materie 
erflossen,  in  anderen  Ländern  sind  von  den  Landesausschüssen 
hierüber  Verordnungen  erlassen  worden,  deren  Rechtsgültigkeit 
aber,  da  den  Landesausschüssen  in  der  Regel  kein  selbständiges 
Verordnungsrecht  zukommt,  nicht  mit  Unrecht  bestritten  wird,  in 
anderen  Ländern  endlich  wird  noch  immer  die  aus  dem  Jahre 
1850  stammende,  über  das  Fassungsvermögen  der  meisten  länd- 
lichen Gemeinden  weit  hinausgehende  Ministerialverordnung  über 
die  Verwaltung  des  Gemeindevermögens  und  die  Führung  der 
Gemeinderechnungen  schlecht  und  recht  angewendet.  Der  gegen- 
wärtige Rechtszustand  wird  von  MiscJiler-)  dahin  charakterisiert, 

1)  Jb.,  S.  27  fr. 

2)  »Die  Grundlagen  des  Gemeindehaushaltes  in  Oesterreich«,  S.  72. 
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daß  mindestens  in  der  Hälfte  der  (isterreichischen  Länder  (dar- 
unter selbst  in  Böhmen)  neuere  die  Sache  regelnde  Normen  nicht 
vorhanden  sind.  Wie  es  unter  solchen  Umständen  mit  der  Hand- 
habung der  präventiven  und  repressiven  Kontrolle  des  Gemeinde- 
haushaltes durch  die  höheren  Verwaltungsorgane  in  der  Praxis 
bestellt  ist,  läßt  sich  leicht  ausmalen.  An  Gelegenheit  hiezu  fehlt 
es  diesen  Organen  schon  darum  in  der  Regel  nicht,  weil  zur  Ein- 
hebung höherer  Steuerzuschläge  und  zur  Aufnahme  von  Schulden 
durch  die  Gemeinden  in  w'eitem  Umfange  höhere  Genehmigung- 
notwendig  ist.  Die  Gesetzgebung  hat  sich  hier  aber  von  Anfang 
an  bei  der  Fixierung  der  den  Gemeinden  eingeräumten  autonomen 
l^inanzbetätigung  vergriffen,  die  Genehmigung  der  höheren  Or- 
gane ist  infolgedessen  vielfach  für  diese  zu  einer  drückenden  Last 
und  schließlich  häufig  zur  reinen  Formsache  geworden,  da  sie 
gar  keine  Wahl  haben,  diese  Genehmigung  bei  Pflichtausgaben 
der  Gemeinden  zu  versagen.  Dieser  Widerspruch  der  Gesetz- 
gebung benimmt  der  Kontrollgewalt  der  höheren  Organe  häufig 
allen  Nachdruck  und  beraubt  die  Einrichtung  ihres  inneren 
Gehaltes.  Für  die  Einrichtung  von  Revisionen  zum  Zwecke 
sachkundiger  Prüfung  und  Richtigstellung  der  Gemeinderech- 
nungen ist  in  einzelnen  Ländern  in  den  letzten  zwei  Dezennien 
Manches  geschehen,  und  auch  die  Inventarisierung  des  Gemeinde- 
vermögens hat  einzelne  Landesverwaltungen  eingehend  beschäf- 
tigt. Befriedigendes  ist  indes  bis  heute  auf  diesem  Gebiete  wohl 
noch  in  keinem  der  österreichischen  Länder  erreicht  worden,  wo- 
bei freilich  die  außerordentlichen  Schwierigkeiten,  die  sich  allen 
diesen  Maßnahmen  bei  dem  häufigen  geistigen  und  kulturellen 
Tiefstände  der  ländlichen  Gemeinden  Oesterreichs  in  den  Weg 
stellen,  nicht  unterschätzt  werden  dürfen.  Die  Versuche  einzelner 
Landesverwaltungen,  das  Niveau  der  ländlichen  Gemeindeadmini- 
stration durch  Anstellung  qualifizierter  Gemeindesekretäre  zu 
heben,  sind  immerhin  ein  zweischneidiges  Schwert,  und  gegen  die 
Ausdehnung  des  Institutes  der  Militäranwärter  (in  Oesterreich 
Zertifikatisten  genannt)  auf  die  Kommunen  haben  sich  diese  hef- 
tig und  bisher  mit  Erfolg  gewehrt.  Auch  in  den  Städten  läßt 
die  l'ormelle  Ordnung  des  Gemeindchaushaltes  Manches  zu  wün- 
schen übrig.  Wir  meinen  hier  namentlich  die  sichere  und  un- 
parteiische Kontrolle  des  städtischen  Schuldenwesens.  Zwar  fehlen 
in  den  österreichischen  Städten  in  dieser  Hinsicht  natürlich  nicht 
alle  Kontrollmaßregeln,    öfters  sind    sogar    eigene    Anlehenskon- 
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tiollkommissioncn  aufiicstcllt,  aber  wirksame  rechtliche  Garan- 
tien für  eine  bestiniiniings<;emäße  Verwcndun«^  der  aufgenom- 
menen Anlehen  scheinen  unseres  Wissens  nirgends  getroffen  zu 
sein  und  das  ist  angesichts  des  rasch  wachsenden  Schuldenstan- 
des der  österreichischen  Städte  und  der  bei  ihnen  nicht  mehr 
ganz  seltenen  Gebarungsdefizite  denn  doch  eine  empfindliche 
Lücke  in  der  formellen  Ordnung  des  städtischen  Haushaltes. 

Auch   das  große    und  weite  Kapitel    der  G  e  m  e  i  n  d  e  e  i  n- 
n  ahmen    können    wir  hier    nur  mit  einigen  allgemeinen  Sätzen 

erledigen. 

Ueber  das  G  e  m  e  i  n  d  e  v  e  r  m  ö  g  e  n    ist  wenig   zu    sagen, 
da  es  die  in  den  Gemeindeordnungen  ihm  zugedachte  Rolle,  mit 
seinen  Erträgnissen  den  Grundstock    der  Gemeindeeinnahmen   zu 
bilden,  in  den  meisten  Gemeinden  natürlich  längst  ausgespielt  hat. 
Man  kann  dem   österreichischen  Gesetzgeber    den  Vorwurf  nicht 
ersparen,    daß    er   die  große  Bedeutung  des  Gemeindeeigentums, 
speziell  jene  des  ländlichen  und  des  städtischen  Grundeigentums, 
nicht   genügend    erfaßt    und    weder    für    die  Sicherung   desselben 
noch    für   seine    planmäßige    Vermehrung   ausreichende  Vorsorge 
getroffen  hat.    In  bezug  auf  die  ländlichen  Gemeinden  hat  es  der 
Gesetzgeber  versäumt,    an  die  überkommenen  Einrichtungen  der 
alten  VVirtschaftsgemeinden  anzuknüpfen  und  den  Vermögensbesitz 
derselben  in  das  Eigentum  der  neuen  politischen  Ortsgemeinden 
überzuführen.   Infolgedessen  sehen  wir  die  alten  Wirtschafts-(Real-) 
Gemeinden  sich  von  den  neuen  Ortsgemeinden  loslösen  und  viel- 
fach   zu    eigenen  Rechtssubjekten   ausgestalten,    welche   das   alte 
Gemeindevermögen  durch    ihre  Mitglieder  zumeist  ohne  Statuten 
nur  auf  Grund  des  alten  Herkommens  benützen  lassen,  während 
die  neuen  Ortsgemeinden  dabei  nur  zu  oft  leer  ausgegangen  sind. 
Dieser  Prozeß  vollzieht  sich,  wie  Kenner  versichern,  im  Wege  von 
Scheinprozessen  und  auf  Grund  gesetzwidriger  Gemeindebeschlüsse 
vielfach  noch  heute,  und  die  höheren  autonomen  Organe  erfahren 
von  der  Sache  entweder  häufig  garnichts  oder  sehen  ihr  aus  po- 
litischen Gründen  (Teilwälderfrage  in  Tirol!)  ruhig  zu.    Ein  großer 
Teil    des   ein.stigen  Orts-    und  Gemeindevermögens    ist   auf  diese 
Weise  in  privaten  Besitz  übergegangen  oder  sonst  irgendwie  spur- 
los verschwunden.     Besser    scheint   es    infolge  der   hier   mit    ein- 
greifenden  Tutel    der    staatlichen   Stiftungs-    und    Schulbehörden, 
um  die  lokalen  Armen-  und  Schulfonde  der  Gemeinden  zu  stehen, 
doch  fehlt  es  auch  hier  an  grundsätzlichen  Bestimmungen  darüber, 
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daß  jede  Gemeinde  solche  Fonde  besitzen,  beziehungsweise  an- 
sammeln müsse.  Gerade  bei  kleineren  ländlichen  Gemeinden  bil- 
det ein  solcher  Vermögensbesitz  bekanntlich  eine  fast  unentbehr- 
liche Unterlage  für  angemessenen  Kredit  zwecks  Durchführung 
von  Investitionen.  Eine  ähnliche  Wichtigkeit  aber  besitzt  das 
Grundeigentum  als  Substrat  einer  modernen  kommunalen  Sozial- 
politik (Wohnungswesen!)  für  die  Städte  und  auch  da  haben 
Staatsgesetzgebung  und  Städteverwaltung  es  an  der  nötigen  Vor- 
aussicht und  Energie  fast  gänzlich  fehlen  lassen,  sodaß  das  Ver- 
säumte jetzt  nur  schwer  nachgeholt  werden  kann.  Nur  die  ge- 
waltigen Pläne  der  Wiener  Großkommune  betreffend  die  Schaf- 
fung eines  ausgedehnten  Wald-  und  Wiesengürtels  bilden  eine 
rühmliche  Ausnahme  in  der  langen  Reihe  der  hier  begangenen 
Sünden.  Wie  sehr  den  Verfassern  der  Gemeindeordnungen  alle 
diese  Gedanken  fremd  waren  und  wie  sehr  bei  ihnen  der  privat- 
wirtschaftliche Gesichtspunkt  den  öffentlichrechtlichen  überwog, 
erkennt  man  leicht  aus  den  uns  heute  ganz  eigentümlich  anmu- 
tenden Normen  über  die  allfällige  Verteilung  der  Ueberschüsse 
des  Gemeindevermögens  unter  die  Gemeindemitglieder,  an  dem 
großen  Gewichte ,  welches  auf  eine  genaue  Bewertung  der  ge- 
meindlichen Vermögensstücke  gelegt  wird,  und  endlich,  wovon 
noch  später  die  Rede  sein  wird,  aus  der  rein  formalen  Regelung 
des  Gemeindekredites. 

Als  nächste  Einnahmequelle  der  Gemeinden  sinc^  die  G  e- 
b  ü  h  r  e  n  und  die  Beiträge  zu  nennen.  Um  die  wissenschaft- 
liche Durchforschung  dieses  Gebietes  ist  es  heute  noch  recht 
mangelhaft  bestellt.  Zwar  haben  das  österreichische  Städte- 
buch und  das  Jahrbuch  der  autonomen  Landesverwaltung  sich 
es  redlich  angelegen  sein  lassen,  auch  in  diese  Materie  Klar- 
heit zu  bringen,  aber  die  Verhältnisse  sind  hier  in  den  Gemeinden 
und  namentlich  in  den  Städten  so  vielgestaltig  und  häufig  auch 
so  verworren,  daß  jeder  Versuch,  diese  Abgaben  unter  einheit- 
liche Gesichtspunkte  zu  bringen,  die  größten  Schwierigkeiten  be- 
reitet. Eine  Tatsache  scheint  aber  festzustehen  —  und  darauf 
haben  wir  schon  im  früheren  Kapitel  aufmerksam  gemacht  — , 
daß  gegenwärtig  den  Gebühren  im  Haushalte  der  österreichischen 
Gemeinden  und  speziell  der  Städte  eine  unverhältnismäßig  geringe 
Bedeutung  zukommt.  An  Ansätzen  zu  einer  stärkeren  Ausnützung 
der  »Beiträge«  für  den  Gemeindehaushalt  fehlt  es  neuestens  na- 
mentlich wieder    in   den  Städten    nicht,    aber    alle    diese  Ansätze 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  37.  8 


114     — 


sind  doch  im  ganzen  bisher  nur  spiirHch  und  auch  das  Gcbührcn- 
uescn  ohne  Zweifel  noch  sehr  entwicklunrrsfähig,  sowohl  was 
seine  systematische  Ausgestaltung,  als  auch  was  die  Höhe  der 
einzelnen  Gebührensätze  anbelangt.  Abzulehnen  ist  das  auch  auf 
den  Städtetagen  erhobene  Verlangen  nach  Ucberlassung  des  staat- 
lichen Eingabenstempels.  Wie  wir  schon  früher  sahen,  sind  au- 
tonome Stempel  aus  praktischen  Gründen  zu  verwerfen.  Sollte 
aber  mit  der  I^'orderung  die  Zuweisung  der  aus  dem  staatlichen 
Eingabenstempel  fließenden  Gebühreneinnahmen  gemeint  sein,  so 
wäre  das  Verlangen  zum  mindesten  in  dieser  Form  wegen  der 
umständlichen  Evidenz-  und  X'errechnungsmodalitäten  ganz  un- 
zweckmäßig. Dagegen  scheinen  die  auf  Erweiterung  der  Porto- 
freiheit gerichteten  Wünsche  der  Gemeinden  nicht  ganz  unbillig 
zu  sein,  denn  auch  die  der  Portopflicht  unterworfene  Vermögens- 
verwaltung der  Kommunen  ist  doch  keine  .reine  Privatangelegen- 
heit. 

Auch  auf  das  S  t  e  u  e  r  w  e  s  e  n  der  Gemeinden  sind  bereits 
im  vorhergehenden  Abschnitte  manche  Streiflichter  gefallen.    Die 
Hauptschwierigkeit    liegt   auch  bezüglich  der  Gemeinden    in  dem 
mißlichen  Umstände,  daß  alle  wichtigeren  Einnahmequellen,    die 
für  die  Gemeinden    in  Betracht  kämen  oder  sich  für  diese  sogar 
ganz  besonders  eignen  würden,    längst  vom  Staate  mit  Beschlag 
belegt  sind  und  dieser  bis  jetzt  keine  ernstliche  Miene  zeigt,  einen 
wichtigeren  Teil  dieser  Einnahmequellen  den  Gemeinden  zu  über- 
lassen.   Von  einem  organischen  oder  gar  großzügigen  Eingreifen 
der  staatlichen  Finanzverwaltung  im  Sinne  einer  wirksamen  Kom- 
munalsteuerreform, wie  etwa  in  Preußen,  ist  bisher  in  Oesterreich 
nichts  zu  bemerken.    Freilich  ist  die  Situation  der  österreichischen 
Finanzverwaltung    gegenüber    diesen    Problemen    unendlich    viel 
schwieriger.      Die   Vermögens-    und    Einkommensbildung    hat    in 
Oesterreich  im  verflossenen  Jahrhunderte  teils  infolge  der  Ungunst 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  teils  auch  wegen 
der  größeren  Leichtlebigkeit  sowie  wegen  der  geringeren  Arbeits- 
und Unternehmungslust    seiner  Bevölkerung  bei  weitem  nicht    so 
enorme  Fortschritte  gemacht,    wie  in  Preußen.     Von  einer  sofor- 
tigen Ucberlassung  der  staatlichen  Realsteuern  an  die  Kommunal- 
verbände konnte  daher  und  kann  noch  jetzt  in  Oesterreich  keine 
Rede    sein.      Der    lutrag    der    staatlichen    Einkommensteuer    ist 
schlechterdings  noch  viel    zu  gering,    als  daß    die  letzteren  etwa 
in  Verbindung  mit  den  indirekten  Steuern  das  Rückgrat  der  Staat- 
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liehen  Einnahmequellen  bilden  könnten,  zumal  das  Erträgnis  der 
großen  Verkehrsanstalten  (Staatseisenbahnen)  sich  in  Oesterreich 
nicht  im  entferntesten  auf  das  Niveau  der  preußischen  Verkehrs- 
einnahmen wohl  jemals  wird  heben  lassen.  Ein  organisatorisches 
Eingreifen  der  staatlichen  Finanzvervvaltung  auf  dem  Gebiete  des 
kommunalen  Steuerwesens  hat  bisher  nur  in  zwei  Fällen  Platz 
gegriffen.  Den  einen  Anlaß  gab  die  außerordentliche  Verschie- 
denheit der  selbständigen  gemeindlichen  Bier-  und  Branntwein- 
besteuerung, w^odurch  den  staatlichen  Reformbestrebungen  erheb- 
liche Hindernisse  erwuchsen.  Man  ging  also  dazu  über,  die  Ge- 
meindebesteuerung bezüglich  der  genannten  Abgaben  in  einem 
gewissen  Umfange  zu  vereinheitlichen  und  dieselbe  dem  staat- 
lichen Steuersysteme  mehr  anzuschmiegen.  Außerdem  wurden 
durch  finanzielle  Ermächtigungsgesetze  im  Wege  der  Landesge- 
setzgebung den  Gemeinden  gewisse  Steuern  und  Gebühren  frei 
gegeben.  Diese  Gesetze  schufen  aber  gegenüber  den  bestehenden 
Zuständen  zumeist  kein  neues  Recht,  jedenfalls  kein  neues  System 
von  Gemeindesteuern ;  sie  bedeuteten  überhaupt  keine  finanz-  oder 
steuerpolitische  Neuerung ,  sondern  nur  eine  gewisse  organisato- 
rische Zusammenfassung  \).  Dagegen  bedevitete  es  allerdings  für 
die  Gemeinden  eine  empfindliche,  aber  nur  negative  Neuerung, 
daß  sie  im  Gefolge  der  Personalsteuerreform  des  Jahres  1896  des 
Rechtes,  Zuschläge  zur  Personaleinkommensteuer  zu  erheben,  ver- 
lustig gingen.  Wir  haben  schon  früher  gesehen,  wie  sehr  diese 
Neuerung  zum  Emporschnellen  der  übrigen  Zuschläge  beigetragen 
hat  und  wie  empfindlich  dadurch  namentlich  die  Stadtgemeinden 
in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden.  Die  Zuschlagsfreiheit  der 
staatlichen  Personaleinkommensteuer  ist  nunmehr  im  Wege  der 
Landesgesetzgebung  in  den  meisten  Ländern  bis  zum  Jahre  1917 
verlängert  worden  und  die  österreichischen  Gemeinden  müssen 
sonach  mit  dieser  Tatsache  rechnen.  Angesichts  derselben  er- 
scheint es  ganz  aussichtslos,  für  die  Höhe  der  übrigen  Zuschläge 
etwa  im  Wege  der  Gesetzgebung  eine  Maximalgrenze  ziehen  oder 
ein  weiteres  Emporschnellen  der  autonomen  Zuschläge  im  admi- 
nistrativen Wege  durch  Versagung  der  höheren  Genehmigung  auf- 
halten zu  wollen.  Die  höheren  Organe  werden  in  solchen  P'ällen 
immer  der  Zwangslage  gegenüberstehen,  entweder  die  Genehmi- 
gung zu  versagen  und  dadurch  die  Gemeinden  an  der  Erfüllung 
der   ihnen   obliegenden  Aufgaben    zu    hindern    oder    den   Dingen 

I)  Jb.,  S.  77  ff. 
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ihren  weiteren  Lauf  zu  lassen,  eventuell  sogar  die  eine  oder  die 
andere  Gemeinde  finanziell  zu  ruinieren.  In  den  größeren  Städten 
aber  führt  die  Zuschlagsfreiheit  der  Personaleinkommensteuer  nicht 
nur  zu  einer  drückenden  Belastung  des  Realbesitzes  und  zu  einer 
übermäßigen  Besteuerung  der  gewerblichen  Tätigkeit,  sondern 
überdies  zu  einer  höchst  ungerechten  Verteilung  der  kommunalen 
Lasten,  indem  die  Personen  mit  Dienstbezügen  und  teilweise  auch 
die  Rentner,  die  in  den  Städten  eine  sehr  steuerkräftige  Schichte 
bilden,  sich  den  kommunalen  Lasten  in  großem  Umfange  ent- 
ziehen können.  Schuitzler  hat  in  seinem  bereits  mehrfach  er- 
wähnten Vortrage  diese  Tatsache  für  Brunn  in  eklatanter  Weise 
durch  Beibringung  einiger  statistischer  Angaben  aus  dem  Jahre 
1902  des  Näheren  illustriert ').  Danach  bezifferte  sich  das  durch 
das  staatliche  Besteuerungsverfahren  festgestellte  Einkommen  aus 
Dienstbezügen  im  Jahre  1902  in  Brunn  auf  40  %  und  das  Ein- 
kommen aus  Kapitalsvermögen  auf  i<S%  des  gesamten  steuer- 
pflichtigen Einkommens.  Die  Zuschläge  zur  Besoldungssteuer  be- 
trugen aber  nur  1,1%)  jene  zur  Rentensteuer  nur  0,9%  der  Zu- 
schläge zu  den  direkten  Steuern.  Während  also  die  beiden  ge- 
nannten Einkommenskategorien  zusammen  58%  des  gesamten 
Einkommens  ausmachten,  erbrachten  sie  nur  2,0%  der  kommu- 
nalen Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern.  Schuitzler  hat  das  mit 
Recht  ein  krasses  Mißverhältnis  genannt  und  auf  das  preußische 
Kommunalsteuergesetz  vom  Jahre  1893  hingewiesen,  welches  den 
dortigen  Kommunen  auch  weiterhin  innerhalb  gewisser  Grenzen 
auch  noch  die  Ausnützung  der  Einkommensteuer  durch  Auflegung 
von  Zuschlägen  neben  den  ihnen  zur  Gänze  überlassenen  Real- 
steuern gestattet.  Das  statistische  Jahrbuch  der  deutschen  Städte 
zeigt  mit  genügender  Deutlichkeit,  wie  die  preußischen  Städte  es 
verstanden  haben,  von  der  ihnen  durch  das  Kommunalsteuergesetz 
erteilten  Befugnis  Gebrauch  zu  machen.  Eine  ebenso  große  Rolle 
spielen  zum  mindesten  die  Zuschläge  zur  staatlichen  Einkommen- 
steuer in  dem  Haushalte  der  sächsischen  Gemeinden.  In  Oester- 
reich  haben  bekanntlich  zwei  Momente  bei  der  staatlichen  Plnanz- 
verwaltung  den  dringenden  Wunsch  nach  Freilassung  der  refor- 
mierten staatlichen  Einkommensteuer  von  den  Landes-  und  Ge- 
meindezuschlägen entstehen  lassen.  P2inmal  war  es  das  Streben, 
der  neuen  Einkommensteuer  bei  der  Bevölkerung  durch  einen 
mäßigen  Steuerfuß  leichter  Eingang  zu  verschaffen  und  die  so 
i)  A.  a.  O.,  S.  24  f. 
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tief  gesunkene  Steuermoral  dadurch  zu  verbessern.  Auf  der  ande- 
ren Seite  war  die  Rücksicht  auf  die  zahh-eichen  Staatsbeamten 
und  MiUtärpersonen  maßgebend,  deren  Dienstbezüge  schon  früher 
entweder  von  den  Zuschlägen  befreit  oder  überhaupt  nicht  steuer- 
pflichtig waren.  Beide  Momente  sind  gewiß  in  höchstem  Maße 
der  Beachtung  würdig,  aber  es  dürfte  doch  nicht  angehen,  die 
bezüglichen  Gesetzesbestimmungen  in  aller  Ewigkeit  fortbestehen 
zu  lassen.  Die  vollständige  Zuschlagsfreiheit  des  Diensteinkom- 
mens der  staatlichen  Beamten  ist  ein  Privilegium,  das  in  unserer 
Zeit  der  allgemeinen  staatsbürgerlichen  Gleichheit  auf  die  Dauer 
überhaupt  nicht  haltbar  erscheint.  Außerdem  wird  dadurch  die  Ge- 
meindewirtschaft der  Städte  in  so  überaus  empfindlicher  Weise 
geschädigt,  daß  die  letzteren  mit  Recht  dagegen  Stellung  nehmen 
müssen.  Es  geht  nicht  an,  daß  eine  durchaus  nicht  immer  un- 
bemittelte Bevölkerungsschichte  an  allen  Vorteilen  des  kommu- 
nalen Lebens  Anteil  hat  und  etwa  gar  noch  in  Ansehung  des 
Wahlrechtes  begünstigt  wird,  ohne  an  den  kommunalen  Lasten 
in  einem  ihrer  Leistungsfähigkeit  entsprechenden  Ausmaße  zu 
partizipieren.  Höchstens  die  Gewährung  einer  gewissen  zuschlags- 
freien Kompetenz  nach  dem  Muster  der  deutschen  Gesetzgebungen 
kann  für  billig  erachtet  werden,  da  das  Diensteinkommen  der 
Staatsbeamten  ja  nicht  so  steigerungsfähig  ist  wie  das  Einkommen 
anderer  Erwerbsschichten  und  für  die  Steuerbehörden  auch  offe- 
ner zutage  liegt  als  das  letztere.  Auf  eine  verbesserte  Steuer- 
moral wird  aber  auch  in  Oesterreich  nicht  ewig  gewartet  werden 
können.  Man  sollte  meinen ,  daß  ein  Zeitraum  von  mehr  als 
einem  Dezennium  doch  dafür  genügen  müsse,  die  neue  Einkom- 
mensteuer Wurzel  fassen  zu  lassen.  Anderenfalls  werden  wir 
auch  hier  wieder  zu  einem  jener  Provisorien  gelangen,  die  in 
Oesterreich  so  häufig  sind  und  einen  so  üblen  Ruf  genießen. 

Wie  die  Dinge  sich  bisher  entwickelt  haben,  muß  man  fast 
sagen:  Peccatur  intra  et  extra!  Die  Staatsverwaltung  steht  der 
Finanznot  der  Gemeinden  bis  jetzt  ziemlich  passiv  und  tatenlos 
gegenüber.  Sie  ist  höchstens  bemüht ,  ängstlich  jede  durch  die 
kommunalen  Steuerprojekte  der  staatlichen  Besteuerung  drohende 
Störung  abzuwehren,  indem  sie  diese  Projekte  fast  immer  nur  unter 
dem  Gesichtswinkel  der  spezifischen  staatlichen  Interessen  beur- 
teilt. Manche  österreichische  Stadtgemeinde  (Brunn!)  weiß  von 
dieser  Haltung  der  Staatsregierung  ein  Lied  zu  singen.  Die  Steuer- 
projekte der  Städte  wurden  aus  diesem  Grunde  zumeist  entweder 
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iil)erhau])t  abi^elchnt  ndcr  von  der  Staatsret^Mcrun«;  nur  mit  sehr 
weitgehenden  Modifikationen  und  ar^en  Vcrzö<,fcrun<;en  genehmigt. 
\'on  einer  ijroßen,  entscheidenden  Aktion  der  RegierunL,^  ist  nichts 
zu  erblicken  und  selbst  in  die  sinnverwirrende  Verschiedenheit 
der  gemeindHchen  Besteuerung  in  den  verschiedenen  österreichi- 
schen Ländern,  deren  Ungleichmäßigkeit  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
biete schädigend  wirkt  imd  die  staatliche  Steuergesetzgebung  stö- 
rend beeinflußt,  ist  trotz  der  oben  erwähnten  Anläufe  einer  orga- 
nisatorischen Legislation  noch  immer  keine  genügende  Ordnung 
gebracht  worden.  Die  auf  den  Städtetagen  organisierten  städti- 
schen Kommunen  hinwiederum  haben  diese  passive  Haltung  der 
staatlichen  l-'inanzvcrwaltung  mit  einem  um  so  ausführlicheren 
Wunschzettel  beantwortet,  dessen  Radikalismus  die  Erfüllung  von 
\ornherein  ausschließt.  Die  einzelnen  Punkte  dieses  städtischen 
Wunschprogrammes  hier  aufzuführen  und  zu  kritisieren,  erscheint 
daher  entbehrlich.  In  bunter  Reihenfolge  finden  wir  in  den  städ- 
tischen Sanierungsprogrammen  die  Forderung  nach  Ueberlassung 
eines  Teiles  der  Realsteuern  (der  Hauszinssteuer),  der  Gewährung 
eines  Anteiles  an  den  neuen  Personalsteuern  mit  und  ohne  Zweck- 
bestimmung,, nach  Ueberlassung  der  staatlichen  Torsteuer  usw. 
aufgestellt,  an  welche  Hauptforderungen  sich  zahlreiche  weitere 
Detailwünsche  anreihen^).     Mancher  dieser  letzteren  Wünsche  ist 


i)  Neuestens  wird  das  Schwergewicht  der  Forderungen  von  den  Städten  auf 
allerlei  staatliche  Ueberweisungen  gelegt,  wie  die  nachfolgenden  Beschlüsse  des 
6.  österreichischen  Städtetages  (1908)   deutlich  beweisen: 

1.  In  Wiederholung  der  auf  den  bisherigen  Städtetagen  bereits  gefaßten  Be- 
schlüsse spricht  der  Städtetag  aus,  daß  der  gegenwärtige  Zustand  der  Gemeinde- 
finanzen unhaltbar  ist  und  einer  gründlichen  Regelung  bedarf;  die  (jemeinden  for- 
dern daher  neuerdings  Ueberweisungen  hinsichtlich  der  Gesamtsumme  für  alle  Ge- 
meinden des  Reiches  vorerst  mindestens  in  gleicher  Höhe,  wie  auf  Grund  der 
mittlerweile  eingeleiteten  Verhandlungen  den  Ländern  zur  Sanierung  der  Landes- 
finanzen staatliche  Ueberweisungen  zukommen  werden. 

2.  In  Würdigung  des  Umstandes,  daß  solche,  wenn  auch  noch  so  gerechte 
Forderungen  auf  Befriedigung  wohl  nur  dann  rechnen  können,  wenn  anderseits 
hiedurch  dem  Staate  die  Besorgung  des  eigenen  Haushalts  nicht  unterbunden  wird, 
sowie  in  Würdigung  des  Umstandes,  daß  sich  der  Sanierung  der  Landes-  und 
Gemeindefinanzen  durch  Einhebung  von  autonomen  Zuschlägen  zur  Personalein- 
kommensteuer verschiedene  Hindernisse  und  Bedenken  entgegenstellen,  werden  als 
geeignete  Mittel  zur  Sanierung  der  Landes-  und  Gemeindefinanzen  folgende  Vor- 
schläge  namhaft   gemacht : 

a)  Ueberweisungen  aus  der  zu  erhöhenden  Branntweinsteuer, 

b)  Ueberweisungen  aus  der  Zuckersteuer, 
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seither  erfüllt  worden,  in  den  großen  Fragen  hat  aber  bisher  fast 
nur  die  auch  politisch  sehr  einflußreiche  Reichshauptstadt  einen 
namhaften  Erfolg  (Anteil  an  der  staatlichen  Verzehrungssteuer 
und  am  Biersteuerzuschlage)  erzielt.  Eine  entgegenkommendere 
Haltung  nimmt  dagegen  neuestens  die  Staatsregierung  gegenüber 
den  Kommunen  in  der  Frage  der  Wertzuwachssteuer  ein.  In  der 
rohen  Form  eines  Zuschlages  zur  staatlichen  Immobiliargebühr 
findet  sich  diese  Steuer  bereits  früher    in  einzelnen  Stadtgemein- 

c)  Uebeiweisungen  aus  der  von  einer  gewissen  Stufe  an  zu  erhöhenden  Per- 
sonaleinkommensteuer, 

d)  Ueberweisungen  aus  einzuführenden  staatlichen  Zuschlägen  zu  der  im  Ab- 
zugswege zur  Einhebung  gelangenden  Rentensteuer, 

e)  Ueberweisungen  aus  der  zu  regulierenden  Erbschaftssteuer. 

Die  hiedurch  oder  durch  andere  Vorkehrungen  sich  ergebenden  staatlichen 
Mehreingänge  wären  an  die  Länder  und  Gemeinden  derart  zu  verteilen,  daß  die 
den  Gemeinden  eines  Landes  zukommende  Summe  gleich  ist  der  auf  das  betreffende 
Land  entfallenden   Ueberweisung. 

•3.  Die  Aufteilung  der  auf  die  Gemeinden  eines  Landes  entfallenden  Summe 
der  staatlichen  Ueberweisung  auf  die  einzelnen  Gemeinden  des  betreffenden  Landes 
soll  durch  je  eine  aus  Vertretern  des  Staates,  des  betreffenden  Landes  und  der 
betreffenden  Gemeinden  einzusetzende  Landeskommission   erfolgen. 

4.  Der  Städtetag  betont  ausdrücklich,  daß  mit  den  vorbezeichneten  Ueber- 
weisungen nur  ein  geringer  Teil  derjenigen  Vorkehrungen  erfüllt  ist,  welche  zur 
Sanierung  der  Gemeindefinanzen  getroffen  werden    müssen. 

Der  Städtetag  betont  daher  ausdrücklich,  daß  sich  als  weitere  Forderung  für 
die  Sanierung  der  Gemeindefinanzen  die  Notwendigkeit  ergibt : 

a)  die  staatliche  Besteuerung  auf  dem  Gebiete  des  Realsteuerwesens  zurück- 
zudrängen und  dieses  Besteuerungsgebiet  den  Gemeinden  zu  überlassen; 

b)  auf  die  Einhebung  der  staatlichen  Verzehrungssteuern  nicht  nur  in  den  ge- 
schlosse'nen  Städten,  sondern  in  allen  Gemeinden  zu  verzichten  und  auch 
dieses  Gebiet  des  Besteuerungswesens  den  Gemeinden  zu  überlassen ; 

c)  die  Gemeinden  für  die  Besorgung  der  Geschäfte  des  übertragenen  Wirkungs- 
kreises zu  entschädigen. 

5.  Außerdem  bezeichnet  der  Städtetag  nachstehende  Forderungen,  als  aus  der 
Sachlage  vollkommen  begründet  und  für  den  Staat  ohne  unerschwingliche  Opfer 
durchführbar : 

a)  die  Heranziehung  der  privatwirtschaftlichen  Unternehmungen  des  Staates  zur 
Gemeindesteuerleistung ; 

b)  eine  angemessene  Steuerbegünstigung  bei  den  privatwirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen der  Gemeinde  ; 

c)  die  Gebührenbefreiung  der  zu  wohltätigen  und  gemeinnützigen  Zwecken  den 
Gemeinden  zugefallenen  Vermächtnisse  und  Widmungen ; 

d)  Ueberlassung  der  bei  Aufstellung  städtischer  Organe  (nicht  nur  Beamter, 
sondern  auch  Diener)  an  den  Staat  zu  zahlenden  Gebühren  an  die  Gemeinde 
behufs  Verwendung  für  den  Pensionsfonds. 
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den.  So  ist  der  Rcichshauptstadt  Wien  schon  auf  Grund  eines 
Landesgesetzes  vom  15.  März  1866,  L(3HI.  No.  5,  die  Einhebung 
eines  5%  »gen  Gemeindezuschlages  zu  den  bei  Besitzveränderungen 
von  Realitäten  im  Gebiete  der  Stadt  zu  zahlenden  Staatsgebühren 
zugestanden  worden,  und  ähnliche  Zuschlagsgcbührcn  sind  später 
vereinzelt  auch  in  anderen  österreichischen  Stadtgemeinden  zur 
l\intuhrung  gelangt.  Die  uns  bereits  bekannten,  von  der  Staats- 
regierung im  September  1909  den  Landesverwaltungen  zur  Ver- 
fügung gestellten  Mustergesetzentvvürfe  sollen  jedoch  den  Kom- 
munen den  Weg  zur  Einführung  wirklicher  Wertzuwachssteuern 
—  allerdings  unter  eventueller  Konkurrenz  der  Länder  —  frei 
machen.  Damit  erscheint  ein  wichtiger  Schritt  zur  Anbahnung 
tiefer  greifender  kommunaler  Steuerreformen  auch  nunmehr  in 
Oesterreich  getan,  aber  es  ist  nur  ein  schüchterner  Schritt,  der 
schon  wegen  der  Inanspruchnahme  der  Landesgesetzgebung  nur 
sehr  langsam  und  unsicher  zum  Ziele  führen  wird.  Der  Kern- 
punkt des  Uebels  liegt  eben  auch  hier  in  den  verfassungsmäßigen 
Grundlagen  des  gesamten  Gemeindewesens  und  des  Gemeinde- 
haushaltes insbesondere.  Das  Gesetzgebungsrecht  in  Gemeinde- 
sachen steht  derzeit,  wie  wir  bereits  wissen,  fast  ausschließlich 
der  Landesgesetzgebung  zu  oder  ist  wenigstens  nach  der  richti- 
geren Ansicht  zwischen  dieser  und  dem  Reiche  geteilt.  Im  nor- 
malen Lauf  der  Dinge  entstehen  daraus  für  tiefer  greifende  Re- 
formen des  Gemeindehaushaltes  in  Oesterreich  schwer  übersteig- 
liche  Hindernisse.  Die  staatliche  Gesetzgebungsmaschine  ist  lahm 
gelegt  und  kann  aus  eigener  Machtvollkommenheit  nicht  leicht 
eine  Neugestaltung  des  Gemeindefinanzwesens  schaffen,  wohl  aber 
kann  die  Regierung  jeden  Versuch  einer  autonomen  Gesetzgebung, 
der  ihr  nicht  genehm  ist,  dadurch  hindern,  daß  sie  die  autonomen 
Gesetzentwürfe  der  Krone  nicht  zur  Sanktion  vorlegt.  Die  im 
Besitze  des  formellen  Gesetzgebungsrechtes  befindlichen  Landes- 
vertretungen können  hinwiederum  jede  ihnen  nicht  passend  er- 
scheinende staatliche  Aktion  hindern,  von  sich  selbst  aus  aber 
kein  neues  Gemeindefinanzgesetz  schaffen.  An  diesem  äußerst 
schädlichen  Circulus  vitiosus  krankt  die  gesamte  Gemeindegesetz- 
gebung und  es  wird  dadurch  jede  gründliche  oder  großzügige 
Fortbildung  des  Gemeindefinanzwesens  auf  das  äußerste  gehemmt. 
Gleichwohl  wird  eine  auf  der  Höhe  ihrer  Aufgaben  stehende 
Staatsregierung  dieser  verderblichen  Stagnation  der  Gemeinde- 
verhältnisse auf  die  Dauer  nicht  mit  verschränkten  Armen  zusehen 
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dürfen,  sie  wird  vielmehr  nach  einem  Ausweg  aus  dieser  zu  einer 
öffentlichen  Kalamität  gewordenen  Situation  suchen  müssen.  Sie 
kann  denselben  in  der  uns  schon  so  wohl  bekannten  Bestimmung 
des  Grundgesetzes  über  die  Reichsvertretung  finden,  welche  die 
letztere  für  kompetent  in  allen  Angelegenheiten  erklärt,  welche 
ein  gemeinsames  Interesse  sämtlicher  Länder  berühren.  Daß  eine 
zeitgemäße  Fortbildung  des  Gemeindefinanzwesens  und  die  Ord- 
nung der  vielfach  zerrütteten  Gemeindehaushalte  tatsächlich  ein 
solches  gemeinsames  Interesse  darstellen,  wird  kein  Theoretiker 
mit  vielleicht  einziger  Ausnahme  der  strengsten  Formaljuristen  zu 
bestreiten  vermögen.  Mit  der  theoretischen  Fundierung  ist  frei- 
lich noch  nicht  der  praktischen  Politik  die  Bahn  geebnet.  Aber 
die  Staatsverwaltung  sollte  nicht  vergessen,  welch  mächtige  Waffe 
sie  in  dem  Streite  wider  schädliche  autonomistische  Extravagan- 
zen in  der  Verfügungsgewalt  über  die  materiellen  Machtmittel, 
d.  h.  die  wichtigsten  Einnahmequellen  noch  immer  besitzt.  Mit 
Hilfe  dieser  mächtigen  Position  ist  die  Regierung  noch  heute  in 
der  Lage,  eine  reichsgesetzliche  Regelung  des  Gemeindefinanz- 
wesens zu  erzwingen.  Die  Ziele  einer  solchen  Regelung  ergeben 
sich  aus  dem  Vorhergesagten  von  selbst.  Ihr  Inhalt  wird  for- 
meller und  materieller  Natur  sein  müssen.  In  letzterer  Beziehung 
wird  es  sich  namentlich  darum  handeln,  die  Gemeindebesteuerung 
noch  weiter  in  ein  einheitliches  System  zu  bringen  und  finanz- 
technisch auszufeilen,  die  noch  immer  vorhandenen  überflüssigen 
Sondergestaltungen  auszumerzen,  kurzum  die  gesamte  Gemeinde- 
besteuerung mehr  zu  modernisieren  und  den  steigenden  Bedürf- 
nissen der  Gegenwart  und  Zukunft  mehr  anzupassen.  Hand  in 
Hand  mit  einer  solchen  großzügigen  Aktion  wird  die  Staatsver- 
waltung ernstlich  darauf  Bedacht  nehmen  müssen,  durch  besseren 
Ausbau  der  staatlichen  Einkommensteuer  und  Schaffung  einer 
Vermögenssteuer  nach  dem  preußischen  und  dem  sächsischen 
Muster  das  Terrain  für  eine  allmähliche  Ueberlassung  der  Real- 
steuern an  die  Gemeinden  vorzubereiten.  Eine  Panacee  ist  damit 
freilich  nicht  bereit  gestellt,  namentlich  nicht  für  die  so  häufig  in 
der  ganzen  Frage  vergessenen  ländlichen  Gemeinden.  Für  diese 
ist  wirkliches  Heil  in  erster  Linie  wohl  nur  durch  die  von  der 
Regierung  schon  mehrmals  angekündigte,  bis  jetzt  aber  noch  im- 
mer mit  einem  Schleier  des  Geheimnisses  bedeckte  V^  e  r  w  a  1- 
tungsreform  zu  gewärtigen.  Die  Staatsverwaltung  wird  sich 
bemühen  müssen,  im  Rahmen  der  letzteren  den  Gemeinden  wie- 


—       122       — 

der  näher  zu  kommen  und  dieselben  wirtschaltlicli  mehr  zu 
f<)rdern.  Das  weite  Cjebiet  von  ReformmalMiahrncn,  welches  sich 
hiei  liir  ein  zielbewußtes  Vor},fehen  der  Staatsregierun^f  auf  lange 
Zeit  hinaus  ei()t^net,  haben  wir  l)ereits  an  anderer  Stelle  ausführ- 
lich erörtert  und  können  daher  hier  darauf  verweisen').  Das 
(jlciche  gilt  auch  von  der  wichtigen  J"'rage  des  G  e  m  e  i  n  d  e- 
k  r  e  d  i  t  c  s.  Nur  der  Vollständigkeit  wegen  wollen  wir  hier 
diesem  letzteren  Thema  nc)ch  einige  ergänzende  Bemerkungen 
hinzufügen. 

Wie  schon  früher  angedeutet  wurde,  leidet  das  gemeindliche 
Kreditwesen  in  Oesterreich  vorzugsweise  an  zwei  schweren  Ge- 
l)rechen.  liinmal  ist  seine  Regelung  in  der  geltenden  Gemeinde- 
gesetzgebung rein  formal,  nicht  aber  organisch  und  mit  tieferem 
Eindringen  in  das  Wesen  der  Sache  erfolgt,  da  die  Verfasser  der 
Gemeindegesetze  offenbar  von  der  großen .  Bedeutung  des  ge- 
meindlichen Investitionskredites  keine  genügende  Vorstellung  hat- 
ten. Sodann  hat  es  die  Staatsregierung  in  Oesterreich  bis  jetzt 
—  auch  davon  war  schon  früher  die  Rede  —  ganz  unbegreif- 
licherweise verabsäumt ,  von  sich  aus  Einrichtungen  zur  Pflege 
dieses  Kredites  zu  treffen  -).  In  einzelnen  Ländern  hat  zwar  seit- 
her eine  öffentlichrechtliche  Organisierung  des  gemeindlichen  In- 
vestitionskredites durch  die  Landesverwaltungen  im  Anschlüsse 
an  die  von  den  letzteren  errichteten  Landesbanken  und  Landes- 
hypothekenanstalten stattgefunden,  aber  die  Gründung  dieser  An- 
stalten ist  weder  immer  rechtzeitig  noch  gleichmäßig  in  allen 
Ländern  geschehen,  und  so  war  die  große  Masse  der  ländlichen 
österreichischen  Gemeinden  zum  Teile  jahrzehntelang  auf  den 
nicht  immer  entsprechenden  Kredit  der  Sparkassen ,  Vorschuß- 
kassen, Pfarrarmeninstitute  und  nicht  in  letzter  Linie  auf  die  Dar- 
lehensgewährung von  Privatpersonen  angewiesen.  Kein  Wunder, 
daß  viele  Gemeinden  ebenfalls  gleich  einzelnen  Landschaften  eine 
Aversion  gegen  Schuldaufnahmen  empfanden  und  selbst  größere 
Anlagen  aus  den  laufenden  Einnahmen  mittels  unverhältnismäßig 
starker  Anspannung  der  Steuerzuschläge  zu  bestreiten  versuchten. 
Mit   so   unvollkommenen  Krediteinrichtungen  haben    die  österrei- 


l)  Vergl.  unsere  »BelraclUungen  über  die  Reform  der  inneren  Verwaltung 
Oesterreichs«  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
XIV.  Bd.  (1905),  S.  34  ff.  (des  Separatabdruckes). 

2)  Dr.  Ernst  Mischler,    »Die    Grundlagen    des    Geineindehaushaltes    in  Oester- 
reich«,  S.  80  ff. 
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chischen  Gemeinden  auf  dem  Gebiete  der  Investitionen  immerhin 
Erstaunliches  geleistet,  zugleich  aber  mit  einer  unverhältnismäßig 
hohen  Schuldanhäufung  bitter  dafür  büßen  müssen,  daß  die  staat- 
liche Gesetzgebung  Form  und  Wesen  des  Gemeindekredites  so 
wenig  verstanden  und  die  Verwaltung  beides  so  sehr  vernach- 
lässigt hat.  Für  die  Staatsregierung  erwächst  daraus  die  dring- 
liche Verpflichtung,  das  Versäumte  hier  nachzuholen,  soweit  ihr 
nicht  die  Landesverwaltungen  darin  vorangegangen  sind.  Die 
westländischen  Institutionen,  die  in  dieser  Richtung  zum  Muster 
dienen  können,  haben  wir  bereits  in  dem  vorhergehenden  Ab- 
schnitte näher  kennen  grelernt. 


—      \24 


III.  Die  staatlichen  Finanzreformprojekte. 

Es  erübrigt  uns  noch  eine  kurze  kritische  Würdigung  der 
von  der  österreichischen  Regierung  in  den  letzten  Jahren  dem 
Parlamente  vorgelegten  Finanzreformprojekte.  Ein  Teil  derselben 
steht  mit  der  Sanierung  der  Landesfinanzen  in  unmittelbarem  oder 
mittelbarem  Zusammenhange.  Ein  anderer  Teil  der  Entwürfe, 
speziell  jene  über  die  Reform  der  Gebäudesteuer  und  der  Erb- 
schaftssteuer, liegen  mehr  abseits  von  dieser  Aktion  und  bezielen 
eine  Neugestaltung  wichtiger  staatlicher  Steuern  aus  anderen 
Gründen.  Unsere  Betrachtung  kann  selbstverständlich  der  uns 
hier  gestellten  Aufgabe  entsprechend  nur  eine  staatspoliti- 
sche sein ,  während  die  steuertechnischen  Fragen  der 
Reformentwürfe    an  dieser  Stelle  außer  Betracht  bleiben  müssen. 

Schon  die  Thronrede,  mit  welcher  am  19.  Juni  1907  die  neue 
Session  des  österreichischen  Parlamentes  eröffnet  wurde,  hatte 
auf  die  schwierige  Lage  der  Landesfinanzen  hingewiesen  und  eine 
staatliche  Hilfsaktion  für  dieselben  in  Aussicht  gestellt.  Die  Vor- 
arbeiten hiezu  waren  denn  auch  damals  bereits  im  Finanzministe- 
rium im  vollen  Gange,  und  schon  für  den  Herbst  desselben  Jahres 
war  die  Abhaltung  einer  Enquete  zur  Klarstellung  aller  auf  die 
Landesfinanzen  bezüglichen  Verhältnisse  geplant.  Das  vom  Im- 
nanzminister  Bö/im  v.  Bazverk  für  das  Studium  der  autonomen 
Finanzen  errichtete  neue  Departement  des  Ministeriums  hatte  für 
den  gedachten  Zweck  in  ganz  ausgezeichneter  Weise  ein  reich- 
haltiges Material  gesammelt,  das  der  Enquete  zur  Grundlage  die- 
nen sollte.  Mit  Hilfe  der  von  den  Landesverwaltungen  eingehol- 
ten Informationen  ward  auf  Basis  der  Landesvoranschläge  des 
Jahres  1905  eine  ebenso  eingehende  wie  musterhafte  Statistik  der 
Landesfinanzwirtschaftcn  ausgearbeitet,  wodurch  die  früheren  ein- 
schlägigen Zusammenstellungen    der    statistischen  Zentralkommis- 
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sion  wesentlich  ergänzt  wurden^).  Ein  sehr  ausführUcher  und 
höchst  sachkundig  stilisierter  Fragebogen  sollte  bei  der  mündlichen 
Enquete  als  Leitfaden  dienen. 

Die  Enquete  trat  im  Februar  des  Jahres  1908  unter  dem  Vor- 
sitze des  Finanzministers  7-.  Korytozvski  in  Wien  zusammen  und 
erörterte  in  einer  Reihe  von  Sitzungen  (7.  bis  12.  März)  den  tat- 
sächlichen Zustand  der  Landesfinanzen  und  die  Mittel  zu  ihrer 
Sanierung.  Es  fällt  uns  schwer,  über  diese  Enquete,  die  so  treff- 
lich vorbereitet  war  und  so  unglücklich  durchgeführt  wurde,  hier 
ausführlicher  zu  sprechen.  Sie  hat  auch  in  ernsten  wissenschaft- 
lichen Kreisen  manchen  Beifall  gefunden  ^).  Wir  können  diesem 
Urteile  uns  leider  nur  mit  großer  Einschränkung  anschließen.  Ihr 
hat  der  Charakter  einer  ruhigen  und  sachlichen  gegenseitigen 
Aussprache  fast  vollständig  gefehlt.  Kaum  hatte  der  eine  Ver- 
treter des  Königreiches  Böhmen  seine  ganz  sachlichen,  wenn  auch 
natürlich  den  Interessenstandpunkt  seines  Landes  akzentuierenden 
Ausführungen  beendigt,  so  löste  sich  die  Enquete  in  der  Haupt- 
sache in  eine  wenig  geordnete  Menge  von  politischen  Monologen 
und  Deklamationen  der  einzelnen  Landesvertreter  auf.  Alle  Auf- 
forderungen an  den  Vorsitzenden  Finanzminister,  diesen  wenig 
Nutzen  bringenden  politischen  Monologen  Einhalt  zu  gebieten  und 
die  Erörterungen  wieder  in  die  Bahnen  sachlicher  gegenseitiger 
Aussprache  zurückzuführen,  waren  vergebens.  Der  Vorsitzende 
betonte  diesen  Aufforderungen  gegenüber,  daß  er  volle  Redefrei- 
heit walten  zu  lassen  wünsche.  In  peinlichem  Kontraste  zu  dieser 
Erklärung  stand  aber  die  Tatsache,  daß-  von  dem  zahlreichen 
Stabe  dei   bei  der  Enquete  anw'esenden  Regierungsvertreter  keiner 


i)  Vergl.  die  eingehende  Besprechung  des  vom  Finanzministerium  gesammelten 
statistischen  Materials  in  der  Studie  von  Dr.  Paul  Kompert  »Zur  Verwaltungs-  und 
Finanzreform  der  österreichischen  Länder«  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches, 
Jahrgang   1910,   S.  825. 

2)  So  insbesondere  auch  von  Professor  E.  Mischler  in  seinem  Aufsatze  über 
»Der  Haushalt  der  österreichischen  Landschaften«  S.  595  ff.  Mischler  nennt  die 
Verhandlungen  der  Enquete  »in  allen  Punkten  außerordentlich  interessant  und 
lehrreich,  mitunter  sogar  großzügig«.  Nach  unserer  Meinung  war  die  Enquete 
wohl  großzügig  angelegt,  ihre  Durchführung  erfolgte  aber  keineswegs  in  großzügiger 
und  nicht  einmal  in  genügend  sachlicher  Weise,  lieber  die  Enquete  sind  ferner 
zu  vergleichen  der  uns  schon  bekannte  Aufsatz  Kleinwächters  in  Conrads  Jahr- 
büchern, in.  F.  38.  Bd.  (1909),  S.  43  flf.,  und  die  kurz  gehaltene  Studie  von 
Dr.  W.  Löwenfeld  »Die  Finanzen  der  österreichischen  Kronländer«  im  Finanzarchiv 
XXV.  Jahrgang,  2.   Bd.  (1908),  S.    176  ff. 
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das  Wort  nahm  oder  nehmen  durfte,  um  den  oft  sehr  vorwurfs- 
vollen und  durch  i)arteipolitische  Interessen  bestimmten  Aussagen 
einzelner  Teilnehmer  entgegenzutreten.  Ks  war  dies  ein  wenig 
erhebendes  Schauspiel,  der  ganze  Vorgang  jedenfalls  der  Sache 
in  h()chstem  Grade  abträglich.  Da  wäre  es  freilich  gleich  ein- 
facher gewesen,  wenn  die  staatliche  1^'inanzverwaltung  den  anwe- 
senden Landesvertri'tern  die  für  die  Sanierungsaktion  bereitstehende 
Summe  kurz  bekannt  gegeben  und  höchstens  noch  versucht  hätte, 
mit  ihnen  zu  einer  Verständigung  über  den  Verteilungsschlüssel 
zu  gelangen.  Es  klingt  fast  wie  eine  honie,  daß  dieser  Vor- 
schlag auch  tatsächlich  von  einem  Vertreter  des  Landes  Nieder- 
österreich in  der  Enquete  gemacht  wurde.  Wer  die  österreichi- 
schen Verhältnisse  genauer  kennt,  wird  über  diese  Vorgänge  indes 
nicht  erstaunt  sein.  Man  ist  in  den  höheren  bureaukratischen 
Kreisen  Ocsterreichs  leider  häufig  zu  empfindlich  gegen  sachliche 
Kritik,  und  es  ist  nicht  immer  ein  dankbares  Unterfangen,  durch 
sachliche  Erörterung  zur  Klärung  schwieriger  Fragen  des  öffent- 
lichen Lebens  beizutragen.  An  rein  politische,  lediglich  von  der 
Parteitaktik  diktierte  Deklamationen  ist  man  dagegen  in  den  ge- 
nannten Kreisen  notgedrungen  schon  längst  gewöhnt ;  man  hört 
sie  schweigend  an  und  legt  sie  gewöhnlich  ruhig  ad  acta. 

So  hat  die  so  vortrefflich  angelegte,  von  vielen  Teilnehmern 
mit  so  großen  Hoffnungen  erwartete  Enquete  manchem  derselben 
eine  böse  Enttäuschung  bereitet.  Jedenfalls  kann  ihr  sachlicher 
Erfolg  nicht  allzu  hoch  veranschlagt  werden.  Nicht  einmal  eine 
communis  opinio  hat  sich  als  Ergebnis  der  Beratungen  heraus- 
gestellt. Ungünstig  beeinflußt  wurde  dieses  Resultat  der  Enquete 
allerdings  auch  noch  durch  den  weiteren  Umstand,  daß  die  ganze 
Verhandlung  unter  dem  Zeichen  der  Absicht  der  Regierung  stand, 
einerseits  die  staatliche  Branntweinsteuer  neuerdings  zu  erhöhen 
und  aus  ihren  Mehrerträgnissen  den  Ländern  einen  stärkeren 
Ueberweisungsbetrag  zukommen  zu  lassen,  andererseits  die  ab- 
laufende Zuschlagsfrciheit  der  Personaleinkommensteuer  neuerlich 
für  eine  weitere  Periode  sicherzustellen.  Die  Vertreter  der  not- 
leidenden Länder  mußten  demgemäß  den  Eindruck  empfangen, 
daß  der  Regierung  die  Erreichung  der  beiden  angegebenen  Ziele 
die  Hauptsache  und  die  rinquete  eigentlich  nur  ein  Mittel  zur 
P^rreichung  dieser  Hauptzwecke  sei.  Versucht  man  aus  dem 
massenhaften  Detail  der  bei  der  Enquete  gemachten  Sanierungsvor- 
schläge   die    wichtigeren    Standpunkte    herauszuschälen,    so   kann 
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man  drei  solcher  Standpunkte  unterscheiden.  Von  den  meisten 
Theoretikern  und  auch  von  den  Vertretern  einer  Reihe  von  Län- 
dern wurde  der  Standpunkt  verfochten,  daß  der  Staat  an  dem 
Aufwände  einzelner  Verwaltungszweige,  welche  ihn  selbst  inter- 
essieren und  an  deren  Administration  er,  ohne  Beiträge  zu  leisten, 
erheblich  beteiligt  sei,  insbesondere  an  dem  Personal-  und  Pen- 
sionsaufwande  der  Volksschulen  partizipieren  solle.  Die  Anhänger 
der  zweiten  Richtung  verlangten  allgemeine  Dotationen  nach  ver- 
schieden kombinierten  Schlüsseln,  während  endlich  die  Vertreter 
einer  dritten  Gruppe  der  Ansicht  waren,  es  solle  die  für  die 
Zwecke  der  Sanierung  in  Aussicht  genommene  Branntweinsteuer- 
erhöhung als  eine  in  Form  einer  Staatssteuer  zu  erhebende  Lan- 
desauflage nach  dem  Branntweinkonsum  an  die  einzelnen  Länder 
verteilt  werden.  In  anderen  Punkten  zeigte  sich  eine  größere 
Uebereinstimmung  der  Anschauungen,  insbesondere  vertraten  die 
Mitglieder  der  Landesverwaltungen  mit  Nachdruck  den  Stand- 
punkt, daß  die  finanzielle  Hilfe  des  Staates  von  ihnen  nicht  als 
Gnadensache,  sondern  als  ein  Gebot  staatswirtschaftlicher  Ge- 
rechtigkeit betrachtet  werde,  weil  der  staatlich  übertragene  Wir- 
kungskreis der  Länder  auch  vom  Staate  finanziert  werden  müsse. 
Von  einer  Inkamerierung  der  Landesbierauflagen  wollten  die  Ver- 
treter der  Länder  nichts  wissen,  dagegen  waren  sie  geneigt,  eine 
weitere  Zuschlagsfreiheit  der  staatlichen  Personaleinkommensteuer 
bei  Gewährung  entsprechender  Entschädigung  zuzugestehen.  All- 
gemein war  man  der  Ansicht,  daß  durch  die  aus  der  erhöhten 
Branntweinsteuer  zu  gewärtigende  Staatsbeihilfe  eine  gründliche 
Sanierung  der  Landesfinanzen  nicht  erreicht  werden  könne  und 
daß  man  somit  neuerlich  vor  einem  Provisorium  stehe. 

Diesen  Charakter  hatten  schon  die  bisherigen  Maßnahmen 
der  Regierung  an  sich  getragen  und  darum  auch  bloß  eine  vor- 
übergehende Wirkung  erzielt.  Diese  Maßnahmen  hatten  sich  in 
drei  Etappen  vollzogen.  Zunächst  war  im  Zusammenhange  mit 
der  Reform  der  staatlichen  Personalsteuern  im  Jahre  1896  durch 
das  Einführungsgesetz  den  Ländern  gegen  Verzicht  auf  die  Zu- 
schläge zur  Personaleinkommensteuer  ein  von  der  Höhe  des 
Personalsteuererträgnisses  abhängiger  Anteil  an  den  staatlichen 
Realsteuern  gewährt  worden.  Die  staatliche  Hilfsaktion  dehnte 
sich  sodann  im  Jahre  1901  auch  auf  das  Gebiet  der  indirekten 
Steuern  aus,  indem  den  Ländern  nunmehr  auch  eine  Partizipation 
an  der  staatlichen  Branntweinsteuer  zugestanden  wurde.   Die  dritte 
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Etappc  der  Hilfsaktion  bildete  endlich  die  ICinführung  selbstän- 
dii^er  Landesaullagen  auf  den  Verbrauch  von  Hier,  deren  Eigen- 
art bereits  im  ersten  Abschnitte  näher  charakterisiert  worden  ist. 
Trotz  ihres  provisorischen  Charakters  darf  die  finanzielle  Trag- 
weite dieser  staatlichen  HilfsmafSnahmen  nicht  gering  veranschlagt 
werden,  belief  sich  doch  die  Summe  der  bisherigen  staatlichen 
Zuwendungen  bereits  auf  rund  70  Millionen  Kronen! 

Im  Herbste  des  Jahres  190<S  zog  die  Regierun;^  das  Fazit  der 
Enquete  und  legte  dem  Parlamente  einen  Gesetzentwurf  zum 
Zwecke  der  Neuregelung  der  Ueberweisungen  aus  Staatsmitteln 
an  die  Landesfonds  unter  Herabsetzung  des  Ausmaßes  der  Real- 
steuern vor  ').  Die  neuen  Ueberweisungen  sollten  auf  Grund  eines 
kombinierten,  die  Verhältnisse  der  südlichen  Länder,  welche  we- 
niger Branntwein  konsumieren,  mehr  berücksichtigenden  Schlüssels 
verteilt,  und  der  hierfür  erforderliche  Betrag  gleichzeitig  durch 
Erhöhung  der  staatlichen  Branntweinsteuer  aufgebracht  werden, 
wogegen  die  Länder  auf  die  Erhebung  selbständiger  Branntwein- 
abgaben und  von  Zuschlägen  zur  Personaleinkomniensteuer  ver- 
zichten sollten.  Ueberdies  war  die  Fixierung  der  im  Einführungs- 
gesetze zum  Personalsteuergesetze  vorgesehenen  schwankenden 
Nachlässe  an  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  zur  Vermeidung  der 
bisher  notwendigen  verwickelten  Verrechnung  dieser  Nachlässe 
beantragt. 

Es  war  also  hiemit  von  der  staatlichen  F'inanzverwaltung  das 
System  der  allgemeinen  Dotationen  akzeptiert  worden, 
obwohl  bei  der  Enquete,  in  einer  Art  Schlußresolution  der  größte 
Teil  der  Vertreter  der  Länder  (13)  sich  für  das  System  der  Par- 
tizipation des  Staates  an  der  Hälfte  des  Personal-  und  Pensions- 
aufwandes der  Volksschulen  ausgesprochen  hatte.  Nur  die  Vertreter 
von  vier  Ländern  hatten  sich  aus  speziellen  Gründen  diese  Resolu- 
tion nicht  zu  eigen  gemacht.  Diese  Gründe  waren  teils  rein  formaler 
Natur  (Görz),  teils  lagen  sie  in  der  Besorgnis,  daß  die  staatliche 
Schulverwaltung  künftig  einen  erhöhten  Einfluß  auf  das  Volksschul- 
wesen nehmen  könnte  (Niederösterreich,  Tirol).  Immerhin  bleibt 
es  in  hohem  IMaße  auffallend,  daß  die  Regierung  bei  Einleitung 
ihrer  neuen  Sanierungsaktion  die  Wünsche  einer  so  bedeutenden 
Alehrzahl  von  Ländervertretern  nicht  berücksichtigt  und  gerade 
dasjenige  System  der  staatlichen   Beihilfen    gewählt   hat,    welches 

i)  976  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen    des    Abgeordneten- 
hauses, XVIII.  Session   1908. 
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eine  eminente  Gefahr  für  die  zukünftige  dauernde  Sanierung  der 
Landesfinanzen  in  sich  birgt  und  zugleich  so  große  staatspoUtische 
Bedenken  hervorzurufen  geeignet  erscheint. 

Inzwischen  hatte  die  Regierung  gewechselt  und  auf  das  neue 
Kabinett  ging  nicht  nur  die  Sorge  um  die  Sanierung  der  Landes- 
finanzen über,  sondern  dasselbe  sah  sich  infolge  der  eingetretenen 
wirtschaftlichen  Depression  und  des  durch  die  Gehaltserhöhungen 
bewirkten  Mehraufwandes  plötzlich  vor  die  unangenehme  Tatsache 
eines  nicht  unbedeutenden  staatlichen  Defizites  gestellt.  Hatten  die 
Staatseinnahmen  im  Jahre  1906  noch  einen  stattlichen  Ueberschuß 
von  146  Millionen  Kronen  ergeben,  so  stellte  sich  das  Gebarungs- 
defizit nach  dem  Staatsvoranschlage  des  Jahres  19 10  auf  nicht 
weniger  als  53  Millionen  Kronen,  nachdem  schon  im  Vorjahre  das 
Gleichgewicht  im  Staatshaushalte  nur  durch  Heranziehung  eines 
längst  konsumierten  Münzgewinnes  hatte  aufrecht  erhalten  werden 
können.  Der  neue  Finanzminister  Ritter  von  Bilinski  mußte  da- 
her in  seinem  neuen  Finanzplane  auch  auf  die  Deckung  dieses 
staatlichen  Defizites  Bedacht  nehmen  und  brachte  demgemäß  eine 
neue  Vorlage  ein,  durch  welche  den  Ländern  beträchtliche  Do- 
tationen aus  den  gesamten  Staatseinnahmen  unter  der  Bedingung 
überwiesen  werden  sollten,  daß  die  Landesverwaltungen  auf  eine 
selbständige  Besteuerung  des  Bieres  und  des  Branntweines  zu 
verzichten  hätten,  die  weitere  Zuschlagsfreiheit  der  Personalein- 
kommensteuer von  ihnen  garantiert  und  zugleich  die  Verpflich- 
tung übernommen  werden  sollte,  Ordnung  in  den  Landeshaus- 
halten zu  schaffen ').  Der  Steuerfuß  der  staatlichen  Bier-  und 
der  Branntweinsteuer  sollte  erhöht  und  die  Staatsverwaltung  da- 
durch in  den  Stand  gesetzt  werden,  die  verhältnismäßig  großen 
Ueberweisungsbeträge  zu  bestreiten.  Es  war  somit  die  Inkame- 
rierung  der  bisherigen  Landesbierauflagen  geplant,  an  dem  Systeme 
der  allgemeinen  Dotationen  jedoch  sonst  festgehalten.  Gegen 
dieses  Finanzprogramm  der  Regierung  und  insbesondere  auch 
gegen  die  geplante  Erhöhung  der  staatlichen  Verbrauchssteuern 
erhob  sich  jedoch  in  parlamentarischen  und  außerparlamentari- 
schen Kreisen  ein  derart  heftiger  Widerstand,  daß  der  Finanz- 
minister sich  genötigt  sah,  andere  Wege  zur  Aufbringung  der 
erforderlichen  Mittel  ins  Auge  zu  fassen.  Demgemäß  wurde  eine 
neue  Vorlage  eingebracht,    in    welcher  vorgesehen    sind    eine  Er- 

i)  557  der  Beilagen    zu    den   stenographischen  Protokollen  des  Abgeordneten- 
hauses, XIX.  Session   1909. 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.     Ergänzungsheft  37.  Q 
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h<)hun.i,'  des  l'crsonaloinkommcnstcucrfußcs  für  höhere  Einkommen, 
eine  stärkere  I  leran/.iehuni,^  der  Steuerträ^^er,  die  für  Niemanden 
zu  sorgen  haben  (Junggcsellensteuer),  eine  ])esondere  Tantiemen- 
steuer  und  eine  Erh()hun£j  der  Aktiensteuer' j.  Gleich/.eiti<^  legte 
die  Regierung  dem  Abgeordnetenliause  aucli  Gesetzentwürfe  über 
die  Neugestaltung  der  Weinsteuer '^)  sowie  über  die  Besteuerung 
der  Mineralwässer  und  des  Sodawassers'')  vor  imd  traf  Vorberei- 
tungen zur  l'jnführung  des  Zündhölzchenmonopols.  Weiter  wurde 
bald  darauf  eine  Erhöhung  der  Preise  der  Tabakerzeugnisse  in 
dem  staatsrechtlich  nicht  ganz  einwandfreien  Wege  der  admi- 
nistrativen Verfügungen  ins  Auge  gefaßt,  welche  Preiserhöhung 
im  Januar   191 1    in  Kraft  treten  sollte. 

Uns  interessiert  von  diesen  Plänen  der  Regierung  zunächst 
jene  durch  welche  in  die  Landeshaushalte  für  die  Zukunft  eine 
gewisse  formelle  und  materielle  .Ordnung  gebracht 
werden  soU^).  Die  Bestimmungen  dieses  knapp  gefaßten,  aber 
recht  inhaltschweren  Gesetzentwurfes  sind  in  Kürze  folgende: 

Die  Landesvoranschläge  sollen  in  Zukunft  der  kaiserlichen 
Genehmigung  unterzogen  und  von  den  Landesverwaltungen  Maß- 
nahmen zur  Herstellung  eines  einheitlichen  Ueberblickes  über  alle 
den  Ländern  zustehenden  Einnahmen  und  Ausgaben  getroffen 
werden.  In  den  luitwürfen  der  Landesvoranschläge  sollen  ordent- 
liche Ausgaben  regelmäßig  nur  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt 
und  die  ersteren  sollen  in  keinem  höheren  Ausmaße  veranschlagt 
werden,  als  die  voraussichtliche  Summe  der  ordentlichen  PLinnah- 
men  beträgt.  Ausnahmen  von  dieser  Regel  dürfen  nur  auf  Grund 
besonderer  Landtagsbeschlüsse  mit  kaiserlicher  Genehmigung  unter 
der  Voraussetzung    gemacht    werden,    daß    eine   Gefährdung    des 


0  339  ^^'^  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeordneten- 
hauses, XX.  Session   1909. 

2)  721  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeordneten- 
hauses, XX.  Session   1910. 

3)  341   und  342  der  Beilagen  zu   denselben  Protokollen,  XX.  Session   1909. 

4)  Vergl.  die  Anlage  zu  dem  Regierungsentwurfe  betreffend  die  Neuregelung 
der  Ueberweisungen  aus  Staatsmitteln  an  die  Landesfonds  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  und  die  Herabsetzung  des  Ausmaßes  der  Real- 
steuern (557  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeordneten- 
hauses, XIX.  Session  1909"),  und  den  sehr  interessanten  Aufsatz  des  Landtagsabge- 
ordneten Dr.  Johann  Jarolhn  über  die  »Reform  der  Errichtung  des  Landesvoran- 
schlages sowie  der  Führung  und  Kontrolle  des  Landeshaushaltes«  in  der  »Neuen 
Freien  Presse«,  Nummern  vom  28. — 30.  September  und  vom   i.  Oktober  19 10. 
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Landeshaushaltes  nicht  zu  besorgen  ist  und  außergewöhnliche 
wirtschaftliche  Verhältnisse  vorliegen.  Erhöhungen  der  Ausga- 
ben gegenüber  dem  Entwürfe  des  Landesvoranschlages  dürfen 
von  den  Landtagen  ohne  Vorbereitung  im  Landesausschusse  nicht 
beschlossen  werden.  Im  Falle  der  Erhöhung  der  ordentlichen 
Ausgaben  muß  gleichzeitig  auch  für  die  Erhöhung  der  ordent- 
lichen Einnahmen  oder  für  neue  Einnahmen  gesorgt  werden,  wenn 
nicht  eine  gesetzlich  zulässige  Ausnahme  der  bereits  erwähnten 
Art  gegeben  ist.  Lieberschreiten  die  ordentlichen  Ausgaben  die 
ordentlichen  Einnahmen,  so  soll  eine  automatische  Erhöhung  der 
Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern  in  dem  erforderlichen 
Ausmaße  eintreten.  In  den  Ländern  sollen  zum  Zwecke  der  Her- 
stellung einer  unabhängigen  Kontrolle  der  Landeshaushalte  be- 
sondere LandesfmanzkontroUkommissionen  errichtet  werden.  Die 
Mitglieder  derselben  sind  von  den  Landtagen  auf  Lebenszeit  zu 
wählen  und  dürfen  weder  den  Landtagen  selbst  noch  der  Landes- 
beamtenschaft angehören.  Sie  haben  gutachtliche  Aeußerungen 
über  die  Zulässigkeit  eines  ungedeckten  Gebarungsdefizites  im 
Landesvoranschlage  in  den  gewissen  gesetzlich  zulässigen  Aus- 
nahmefällen abzugeben,  die  vorgängige  Zustimmung  zur  Verwen- 
dung bewilligter  Kredite  zu  erteilen,  bei  Aufnahme  neuer  Landes- 
schulden durch  Kontrasignierung  mitzuwirken,  den  Stand  der 
schwebenden  und  bleibenden  Landesschulden  fortdauernd  zu  über- 
wachen, die  Aufstellung  des  Rechnungsabschlusses  zu  leiten  und 
dem  betreffenden  Landtage  alljährlich  einen  Bericht  über  ihre 
Wahrnehmungen  vorzulegen,  welche  sie  in  rechnerischer  Bezieh- 
ung gemacht.  Desgleichen  sollen  sie  berichten,  ob  und  welche 
nicht  veranschlagte  Einnahmen  und  Ausgaben  oder  Kreditüber- 
schreitungen vorgekommen  sind.  Auch  haben  sie  Gutachten  über 
die  künftige  Gestaltung  der  Landesvoranschläge  abzugeben. 

Man  wird  die  mit  diesem  Gesetzentwurfe  verfolgten  Absichten 
der  Regierung  vollauf  billigen  müssen.  Wir  haben  schon  im  ersten 
Abschnitte  gesehen,  daß  für  die  Abfassung  der  Landesvoranschläge 
bisher  keine  ausreichenden  gesetzlichen  Vorschriften  und  verfas- 
sungsmäßigen Kautelen  bestehen.  Nirgends  ist  in  den  Landes- 
ordnungen Vorsorge  dafür  getroifen,  daß  einigermaßen  das  Gleich- 
gewicht im  Landeshaushalte  aufrecht  erhalten  werde,  und  für  eine 
verfassungsmäßige  Kontrolle  der  Landesgebarung  fehlt  es  an  jeg- 
licher ausreichender  Handhabe,  ja  es  ist  der  Zustand  der  Dinge 
hier  noch  mangelhafter   geordnet    als    bezüglich  der  Gemeindege- 

9* 
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banini;.      Die  Landcsvoranschlä^'c  sind  hisiier  ledi^dich  autonome, 
keiner  lu>licrtMi  Genehmi<,ain<;    bedürfende    Beschlüsse,    man    kann 
sie  nicht  mit  Unrecht   als  interne  Anweisungen    der  Landtage  an 
die  Landesausschüsse  und  die  landschaftlichen  Aemtcr  bezeichnen. 
Ihre  Publizität  ist  mangelhaft,  die  Voranschläge   mancher  Fonde, 
welche  nicht  der  Kontrolle  des  Landtages,  sondern  jener  anderer 
Organe   unterworfen    sind,    werden    nicht    einmal    gedruckt.     Die 
Stellung  des  Finanzreferenten  im  Landesausschusse  ist  gegenüber 
Xeuanforderungen  erfahrungsmäßig  zu  schwach,  Ueberrumpelungen 
im  Landtage  durch  solche  Neuanforderungen,  wodurch  das  Gleich- 
gewicht   im  Landeshaushalte    gestört    oder    weiter    verschlimmert 
wird,  nicht  selten.     Man    wird    der   Staatsregierung,    welche    den 
Länderverwaltungen  so  bedeutende  staatliche  Mittel  zur  Verfügung 
stellt,  das  Recht  zur  Einführung  wirksamerer  Garantien    für   eine 
ordnungsgemäße  Verwendung    dieser  Mittel  unmöglich  bestreiten 
können.     Die  äußere  Form  dieser  Regierungsvorlage,  welche  nicht 
einmal  die  eines  Reichsrahmengesetzes  ist,  sondern  alles  der  Lan- 
desgesetzgebung überläßt,  steht  keineswegs  im  Einklänge  mit  den 
schon  früher  von  uns  über  diesen  Punkt  gemachten  Ausführungen. 
Aber  auch    gegen    den   Tenor    des    Gesetzentwurfes    lassen    sich 
manche    wichtige    Einwendungen    erheben ,    und    derselbe    dürfte 
noch  mancher  Verbesserung    und  Ergänzung    fähig    sein.     Insbe- 
sondere erscheinen  uns  die  Bestimmungen  des  Entwurfes  über  die 
FernhaltungderGebarungdefizite  von  den  Landes- 
haushaltcn  und  das  hierfür  vorgeschlagene  Mittel  der  automatisch 
eintretenden    Erhöhung    der    Zuschläge    zu    den    direkten  Staats- 
steuern teils  allzu  schablonenhaft,    teils  wirtschaftlich  nicht  unbe- 
denklich.    Das  Prinzip  einer  solchen  automatischen  Plrhöhung  der 
Landeseinnahmen  ist  gewiß  richtig,  wie  denn   dasselbe    in  gewis- 
sem Umfange    in    einzelnen  Staaten    auch    bezüglich    des  Staats- 
budgets anerkannt  ist.     Aber   dasselbe    ist    doch    nur   in   solchen 
Staaten  zu   verwirklichen,    wo    eine   allgemeine    lünkommensteuer 
gilt,  denn  es  ist  doch  wohl  ein    gewaltiger  Unterschied  zwischen 
einer  zeitweisen  Hinaufsetzung  des  Einkommensteuerfußes  auf  der 
einen  und  einer  Erhöhung  von  Realsteuern  auf  der  anderen  Seite, 
zumal  wenn  diese    letzteren   auf  zum  Teil    veralteten  Grundlagen 
aufgebaut  und  steuertechnisch  nicht    immer   sehr   ausgefeilt    sind. 
Auch  dürfen  die  Rückwirkungen  einer  solchen  Erhöhung  mangel- 
haft ausgebildeter  und  ohnehin   schon  drückender  Realsteuern  auf 
den  gesamten  wirtschaftlichen  Verkehr  nicht  außer  Acht  gelassen 
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werden.  Dieselben  müssen  ohne  Zweifel  tiefer  ins  Gewicht  fallen, 
als  eine  zeitweilige  Hinaufsetzung  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer. Die  letztere  wird  regelmäßig  auch  wirklich  als  eine  tem- 
poräre Maßnahme  angesehen,  an  eine  Herabminderung  der  ein- 
mal erhöhten  Realsteuern  glaubt  aber  niemand,  und  so  tritt  das 
Gesetz  der  Ueberwälzung  hier  alsbald   in  Kraft. 

Auch  die  geplante  Einrichtung  der  Landesfinanzkon- 
trollkommissionen  gibt  zu  manchen  Bemerkungen  An- 
laß. Zunächst  erscheint  ihr  Wirkungskreis  wohl  zu  eng  umschrie- 
ben. Ihre  Aufgabe  sollte  es  nicht  bloß  sein,  die  Gebarung  mit 
den  im  Landesvoranschlage  eingestellten  Krediten  zu  überwachen 
und  diese  Gebarung  bloß  in  rechnerischer  Beziehung  zu  über- 
prüfen, sondern  ihr  sollte  auch  das  Recht  und  die  Verpflichtung 
obliegen,  bei  Feststellung  der  Rechnungen  über  alle  Einnahmen 
und  Ausgaben  des  Landes  zu  beurteilen,  ob  die  Rechnungsresul- 
tate in  Uebereinstimmung  mit  den  bestehenden  Vorschriften  und 
Verwaltungsgrundsätzen  stehen,  ob  alle  Anweisungen  den  Ab- 
sichten des  Landesbudgets  entsprechen,  ob  die  Virements  wirklich 
in  den  gesetzlichen  Schranken  sich  bewegt  haben  und  ob  bei  der 
Verwendung  der  Ausgabenkredite  zweckmäßig  und  möglichst  spar- 
sam vorgegangen  worden  sei.  Die  Prüfung  der  Kommissionen  hätte 
sich  also  nach  dem  Muster  der  für  die  staatlichen  Oberrechnungs- 
kammern und  Rechnungshöfe  bestehenden  Instruktionen  mit  einem 
Worte  darauf  zu  erstrecken,  ob  und  wodurch  eine  Verminderung 
des  Landesaufwandes  bewirkt  und  ob  die  Landeseinnahmen  in- 
nerhalb der  gesetzlichen  Vorschriften  durch  zweckmäßige  Aende- 
rungen  in  den  Verwaltungseinrichtungen  auf  einen  höheren  Be- 
trag gebracht  werden  könnten.  Die  Kommissionen  müßten  daher 
auch  das  Recht  haben,  solche  Aenderungen  in  den  administrati- 
ven Einrichtungen  und  anderweitige  zweckdienliche  Verfügungen 
zu  beantragen.  Auch  müßten  alle  Landesämter  und  Landesanstalten 
verpflichtet  sein,  den  Kommissionen  auf  ihr  Verlangen  jene  Nach- 
weisungen und  Materialien  zu  liefern,  welche  für  die  Kontrolle 
und  zur  Erstattung   von  Gutachten  erforderlich  sind. 

Selbst  bei  der  Enquete  des  Jahres  1908,  bei  welcher  das 
autonomistische  Element  so  sehr  das  Uebergewicht  behauptete, 
wurde  doch  der  empfindliche  Mangel  einer  staatlichen  Kontrolle 
oder  vielmehr  Oberleitung  der  autonomen  Verwaltung  von  ein- 
zelnen Mitgliedern  gefühlt  und  auf  das  Beispiel  des  englischen 
Local  Government  Board  hingewiesen,  durch  dessen  Nachahmung 
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ilic  in  (^estont'ich  vorhandenem  Lücke  ausi;efüllt  und  L^leichzeitig 
i'ine  autonome  Zentralstelle,  sozusat^en  ein  Ministerium  der  auto- 
nomen Verwaltuni^,  t^eschaffen  werden  sollte.  Von  den  Autono- 
misten  strengster  Richtun;^  wird  natürlich  diese  Einrichtung  unter 
Hinweis  auf  die  dreifache  Kontrolle,  welche  schon  jetzt  der  Land- 
tag, der  Landesausschuß  und  die  Landesbuchhaltun«'  über  den 
Landeshaushalt  üben,  als  überflüssig  und  zwecklos  erklärt.  Wie 
jedoch  die  Dinge  tatsächlich  liegen,  ist  diese  dreifache  Kontrolle 
praktisch  gänzlich  unwirksam.  Der  Landtag  tagt  nur  kurze  Zeit 
und  ist  den  Parteieinflüssen  vollständig  preisgegeben.  Der  ihm 
gegenüberstehende,  jeder  wirklichen  Verantwortung  ledige  Finanz- 
referent des  Landesausschusses  ist  gleichfalls  von  dem  ICinfluß 
der  Parteien,  der  Landta^smajorität  und  der  Wähler,  abhängig. 
Die  Landesbuchhaltung  endlich  soll  zwar  gegenüber  dem  Landes- 
ausschusse durch  Vidierung  der  Anweisungen  eine  gewisse  Kon- 
trolle üben,  aber  auch  sie  ist  wiederum  vom  Landesausschusse 
nicht  unabhängig.  Die  Schaffung  eines  Brennpunktes  für  die  ge- 
samte autonome  Verwaltung  ist  ohne  Zweifel  ein  dringendes  Be- 
dürfnis, damit  in  die  jetzt  sehr  abweichenden  und  vielgestaltigen, 
manchmal  auch  geradezu  zerfahrenen  Verhältnisse  dieser  Verwal- 
tung eine  größere  Einheit  und  Ordnung  gebracht  werden  könne. 
Aber  man  wird  bei  diesen  Neugestaltungen  zwei  Momente  nicht 
übersehen  dürfen,  nämlich  einmal  die  gänzlich  verschiedene  histo- 
rische Entwicklung  der  Dinge  in  Oesterreich  gegenüber  England 
und  sodann  den  tief  greifenden  Unterschied  zwischen  der  a  d- 
m  i  n  i  s  t  r  a  t  i  V  e  n  und  der  sogenannten  staatsrechtlichen 
Kontrolle.  •  Die  Gründung  des  englischen  Local  Government 
Board  entspricht  der  dortigen  historischen  Uebimg,  für  neue  Ver- 
waltungsagenden auch  jedesmal  neue  Organe  zu  schaffen,  was 
ein  kostspieliges  und  die  Verwaltung  unnötig  komplizierendes  Ver- 
fahren ist.  Auf  dem  Kontinente  und  so  auch  in  Oesterreich  sind  alle 
Verwaltungsagenden  einfach  und  leicht  auf  die  bereits  bestehen- 
den Zentralstellen  aufzuteilen,  und  es  kann  sich  daher  hier  unse- 
res Erachtens  nur  darum  handeln,  bei  einer  dieser  Zentralstellen 
durch  eine  engere  Vereinigung  der  einschlägigen  Agenden  den 
bisher  fehlenden  Brennpunkt  für  die  Oberleitung  und  Fortbildung 
der  autonomen  Verwaltung  zu  schaffen.  Am  geeignetsten  erschiene 
uns  hicfür  das  Ministerium  des  Innern,  bei  welchem  schon  jetzt 
die  meisten  P\äden  der  autonomen  Verwaltung,  soweit  die  Staats- 
regierung derzeit  auf  dieselbe  Einfluß  au.szuüben  in  der  Lage  ist, 
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zusammenlaufen.  Große  und  wichtige  Gebiete  der  autonomen 
Verwaltung  (Volksschulverwaltung,  Agrarwesen  usw.)  unterstehen 
allerdings  anderen  staatlichen  Zentralstellen,  aber  diese  Gebiete 
der  autonomen  \"erwaltung  von  diesen  Zentralstellen  abzulösen 
und  auf  eine  neue  autonome  Zentralinstanz  übertragen  zu  wollen, 
erscheint  bei  der  außerordentlich  innigen  Verknüpfung  autonomer 
und  staatlicher  Verwaltungsagenden  auf  vielen  wichtigen  Gebieten 
als  eine  höchst  schwierige,  ja  ganz  unlösliche  Aufgabe.  So  bleibt 
nichts  übrig  —  und  das  genügt  in  der  einen  Richtung  auch  voll- 
auf — ,  als  beim  Ministerium  des  Innern  für  eine  größere  Kon- 
zentrierung der  autonomen  Verwaltungsagenden  zu  sorgen,  einen 
innigeren  Kontakt  zwischen  dieser  Zentralstelle  einerseits  und  den 
übrigen  staatlichen  Zentralstellen  sowie  den  Landesverwaltungen 
andererseits  für  den  Bereich  der  autonomen  Agenden  herzustellen 
und  endlich  allen  beteiligten  Zentralressorts  die  nötigen  Macht- 
befugnisse zur  Ausübung  einer  wirksameren  administrativen  Kon- 
trolle über  die  autonomen  Verwaltungen  zu  verleihen.  Mancherlei 
Ansätze  für  eine  derartige  Einrichtung  liegen  ja  bereits  vor  und 
bedürfen  nur  einer  organisatorischen  Zusammenfassung  und  einer 
systematischen  Ausgestaltung.  Wir  können  dahin  zählen  die  Kon- 
ferenzen der  Vertreter  der  Landesausschüsse,  die  Tagungen  für 
die  Landesstatistik,  endlich  die  Städtetage.  Von  diesen  Institu- 
tionen sind  die  beiden  letzteren  bereits  zu  einer  regelmäßigen 
Einrichtung  geworden,  wenngleich  sie  in  ihrem  ganzen  Aufbau 
und,  was  die  Garantien  ihres  Bestandes  betrifft,  noch  sehr  viel  zu 
wünschen  übriglassen.  Den  Konferenzen  "der  Landesausschüsse 
gebricht  es  hingegen  sogar  noch  an  der  wünschenswerten  Perio- 
dizität. Der  von  der  istrianischen  Landesverwaltung  im  Jahre  1905 
auf  der  letzten  Landeskonferenz  gemachte  Vorschlag  zur  Einfüh- 
rung periodischer  Konferenzen  und  zur  Einsetzung  eines  »Zentral- 
amtes des  Länderrates«  ^)  fand  bei  den  Landesverwaltungen  kei- 
nen Anklang  und  scheint  nicht  weiter  verfolgt  worden  zu  sein. 
Der  Staatsregierung  und  ihren  Organen  ist  nur  bei  den  Konfe- 
renzen   für  die  Landesstatistik    eine  angemessene  Stellung    einge- 


i)  Vergl.  die  »Punktationen  betreffend  ein  gemeinsames  Wirken  der  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  und  Länder  zur  Wahrung  ihrer  gemeinsamen  Interessen« 
(Stenographisches  Protokoll  über  die  am  16.,  17.  und  18.  Februar  1905  im  nieder- 
österreichischen Landhause  zu  Wien  abgehaltene  Konferenz  der  Landesausschüsse 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  betreffend  die  Regelung 
der  Landesfinanzen,   1905,  S.  87  ff.). 
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räumt,  wenigstens  führt  bei  diesen  Konferenzen  der  Präsident  der 
statistischen  Zentralkommission  den  Vorsitz,  und  die  Beamten  des 
staatlichen  Zentralamtes  nehmen  an  den  Beratunf^cn  regelmäßigen 
und  hervorragenden  Anteil.  Die  Konferenzen  der  Landesausschüsse 
und  die  Städtetage  schließen  dagegen  eine  beratende  Mitwirkung 
von  Regierungsvertretern  grundsätzlich  aus  und  xerktupern  so 
gleichsam  Organisationen  einer  einseitigen  Interessenvertretung. 
Sie  haben  es  bisher  fast  gänzlich  vermieden,  über  Fragen  der 
eigentlichen  autonomen  Administration  zu  beraten  und  dadurch 
zur  Vereinheitlichung  und  Verbesserung  derselben  beizutragen. 
Ihre  Tätigkeit  beschränkt  sich  fast  ausschließlich  auf  die  Aufstel- 
lung legislativer  Anforderungen  an  die  Staatsregicrung,  die  der 
letzteren  im  Petitionswege  zur  Kenntnis  gebracht  werden,  ohne 
daß  eine  mündliche  Aussprache  mit  Regierungsvertretern  bei  den 
Tagungen  selbst  stattfände.  Ja  rein  äußerlich  betrachtet,  sieht 
die  Sache  jetzt  gerade  so  aus,  als  wenn  man  es  mit  zwei  feind- 
lichen Parteien  zu  tun  hätte,  und  auch  die  Enquete  des  Jahres 
1908  machte  fast  diesen  Eindruck.  Das  ist  unseres  Erachtens  ein 
vollständiges  Verkennen  des  organischen  Zusammenhanges  zwi- 
schen Staats-  und  Selbstverwaltung,  und  hier  sollte  so  bald  wie 
möglich  eine  gründliche  Remedur  im  Sinne  der  obigen  Ausfüh- 
rungen geschaffen  werden.  Für  ein  solches  Zusammenwirken  der 
Spitzen  der  autonomen  Verwaltung  mit  den  Vertretern  der  staat- 
lichen Zentralressorts  müssen  demgemäß  organische  Grundlagen 
hergestellt  und  für  den  bleibenden  Bestand  der  ganzen  neuen 
Einrichtung  gesetzliche  Garantien  geboten  werden.  Die  den  staat- 
lichen Zentralressorts  gegenüber  den  autonomen  Verwaltungs- 
organen zustehenden  administrativen  Kontrollbcfugnisse  müßten 
in  der  Folge  wesentlich  verstärkt  und  selbstverständlich  ebenfalls 
in  eine  gesetzliche  Ordnung  gebracht  werden.  Hiefür  wird  das 
englische  Local  Government  Board  mit  seiner  ausgedehnten  In- 
spektionsgewalt ohne  Zweifel  bei  der  weiteren  Entwicklung  der 
Dinge  ein  sehr  wertvolles  Vorbild  abgeben.  Für  den  Anfang 
wäre  schon  sehr  viel  gewonnen,  wenn  die  Landesvoranschläge  in 
die  Gestalt  von  formellen  Landesgesetzen  gekleidet  und  der  kai- 
serlichen Sanktion  im  Wege  der  Regierung  unterbreitet  werden 
müßten.  Auf  dieser  Basis  würde  sich  eine  gewisse  Kontrolle  der 
Staatsregierung  über  die  Landesgebarung,  namentlich  eine  koer- 
zitive  Einflußnahme  auf  die  letztere  ganz  von  selbst  entwickeln, 
wenigstens  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Regierung  das  Recht 
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zugestanden  erhielte,  vor  der  Einholung  der  kaiserlichen  Sanktion 
auch  einzelne  ihr  nicht  genehme  Posten  der  Landesbudgets  aus 
denselben  ohne  weiteres  zu  eliminieren.  Eine  ausdrückliche  Re- 
gelung dieses  wichtigen  Punktes  erscheint  umso  mehr  notwendig, 
als  bekanntlich  schon  jetzt  diese  Frage  bezüglich  materieller  Lan- 
desgesetze in  der  Praxis  aufgetaucht  und  noch  immer  streitig  ist. 
Von  dieser  administrativen  Kontrolle  grundverschieden  ist 
nun  die  staatsrechtliche,  wie  sie  nach  der  erwähnten  Re- 
gierungsvorlage von  den  LandesfinanzkontroUkommissionen  aus- 
geübt werden  soll.  Nicht  weniger  als  17  solche  Kontrollkom- 
missionen sollen  also  für  diesen  Zweck  neu  geschaffen  werden. 
Es  scheint  uns  zweifelhaft,  ob  dieser  Apparat  für  die  ihm  zuge- 
dachte Aufgabe  als  entsprechend  angesehen  werden  könne.  Wer- 
den sich  in  allen  österreichischen  Ländern  immer  genügend  Män- 
ner finden,  welche  die  heikle  ehrenamtliche  Mission  zu  überneh- 
men bereit  sind }  Wird  diesen  von  den  I^andtagen  gewählten 
Mitgliedern  der  Kommissionen  wirklich  immer  die  erforderliche 
Unabhängigkeit  zukommen.^  Werden  sie  wirklich  immer  die  nö- 
tige Energie  aufzubringen  wissen,  um  ihren  Mandataren  auch 
manchmal  unangenehme  Wahrheiten  zu  sagen.?  Wir  wagen  nicht, 
diese  Fragen  so  ganz  unbedingt  im  voraus  zu  bejahen.  Aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  werden  die  Kommissionen  äußerlich  ganz 
glatt  funktionieren,  aber  des  w^ahren  innerlichen  Lebens  entbehren. 
Man  denke  nur  an  die  gewaltigen  finanziellen  Ausschreitungen, 
die  bei  einzelnen  österreichischen  Landesverwaltungen  in  den  letz- 
ten Jahren  fast  •  schon  zur  Regel  geworden  sind !  Ohne  eine 
starke,  unabhängige  Kontrollstelle  ist  da  nichts  zu  erreichen. 
Die  Sache  muß  daher  energisch  angefaßt  und  unbekümmert  um 
die  üblichen  Deklamationen  über  die  Einschränkung  der  Autono- 
mie zur  Durchführung  gebracht  werden.  Niemals  war  der  Zeit- 
punkt für  eine  solche  Reform  vielleicht  günstiger  als  im  gegen- 
wärtigen Augenblicke,  wo  die  Staatsregierung  im  Begriffe  ist,  den 
Ländern  neuerlich  ganz  beträchtliche  Dotationen  aus  ihren  Mitteln 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Im  Lager  der  Autonomisten  wird  dies 
auch  bereits  lebhaft  gefühlt.  Eine  verfassungsmäßige  Kontrolle 
des  Landeshaushaltes,  ja  selbst  nur  die  Einkleidung  des  Landes- 
budgets in  ein  formelles  Gesetz  wird  von  ihnen  als  Grab  der 
Autonomie  bezeichnet.  Dem  gegenüber  m.uß  jedoch  betont  wer- 
den, daß  den  geplanten  Landesfinanzkontrollkommissionen  kei- 
nerlei Recht  zu  Eingrift"en  in  die  Autonomie  eingeräumt  erscheint. 
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Sil-  haben  nach  tlcni  Regicningscntwurfc  den  autonomen  Beh(Jidon 
keinerlei  Anweisungen  zu  erteilen,  sie  haben  keine  Anordnungen 
oder  Verfügungen  zu  treffen,  sie  besitzen  überhaupt  keine  Ver- 
waltungskompetenz,  sondern  nur  eine  Ijeratende  und  begutach- 
tende Aufgabe.  Uns  schiene  es  weit  einfacher  und  richtiger,  zur 
Ausübung  dieser  Funktionen  jenes  Organ  zu  berufen,  dem  bereits 
jetzt  die  verfassungsmäfiige  Kontrolle  bezüglich  des  Staatshaus- 
haltes und  der  von  den  Staatsorganen  verwalteten  I''onde  zu- 
kommt. Der  Oberste  Rechnungshof  steht  jedenfalls  den  Landes- 
vertretungen weit  unabhängiger  gegenüber,  als  die  aus  der  Wahl 
der  letzteren  hervorgehenden  Landesfinanzkontrollkommissionen. 
Auch  in  Frankreich  und  England  ist  die  oberste  Kontrolle  über 
die  Selbstverwaltung  in  Form  einer  staatlichen  Rechnungs- 
prüfung organisiert  und  niemand  hat  noch  dort  diese  I-2inrichtung 
als  mit  dem  Wesen  der  Selb.stverwaltung  in"  grundsätzlichem  Wi- 
derspruch stehend  bezeichnet.  Jedenfalls  werden  die  .Autonomisten 
dem  Entwürfe  einen  energischen  Widerstand  entgegensetzen,  und 
da  die  Aktion  der  Regierung  im  Wege  der  Landesgesetzgebung 
durchgeführt  werden  soll  und  somit  allen  Zufälligkeiten  der  letz- 
teren ausgesetzt  sein  wird,  so  dürfte  ihr  ein  baldiger  Erfolg  kaum 
beschieden  sein. 

Auf  ebenso  entschiedenen  Widerstand  stößt  aber  auch,  wie 
es  scheint,  das  sonstige  Finanzreformprogramm  der  Regierung. 
Durch  den  plötzlichen  l<"rontwechsel  der  Finanzverwaltung,  der 
sich  in  dem  Fallenlassen  der  geplanten  Biersteuererhöhung  und 
in  der  stärkeren  Anspannung  der  Personalsteuern  manifestierte, 
hat  namentlich  die  besitzenden  Klassen  Oesterreichs  tief  verstimmt, 
sodaß  die  Regierung  nicht  viel  Unterstützung  für  ihre  Pläne  von 
dieser  Seite  findet.  In  der  Tat  ist  bereits  gegen  den  neuen  Fi- 
nanzplan sofort,  nachdem  derselbe  bekannt  geworden,  ein  leb- 
hafter [publizistischer  Feldzug  unternommen  worden,  und  selbst 
ernster  zu  nehmende  Stimmen  aus  diesen  Kreisen  haben  sich  offen 
und  entschieden  gegen  den  neuen  P'inanzplan  ausgesprochen  \). 
-Man  weist  in  diesen  Kreisen  darauf  hin ,  daß  Oesterreich  schon 
jetzt  das  härteste  direkte  Steuersystem  besitze,  während  es  bezüg- 
lich der  indirekten  Steuern,  deren  Kopfquote  in  England  und 
Frankreich  noch  höher  sei,  nicht  an  der  Spitze  stehe.    V' on  diesem 

i)  Vergl.  hierüber  Leopold  Freiherr  r.  Chlumecky ,  Der  Finanzplan.  Eine 
Kritik  der  neuen  Steuervorlagen  der  österreichischen  Regierung  im  Jahre  1909 
(Separatabdruck  aus  der   »Oesterreichischen  Rundschau«    Band  XXI,  Heft  5,    1909). 
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Gesichtspunkte  aus  wird  der  erste  Punkt  des  neuen  l'^inanzpro- 
grammes ,  welcher  eine  weitere  Hinaufsetzung  des 
Steuerfußes  der  Personaleinkommensteuer  für 
größere  Einkommen  ( v  o  n  mehr  als  20  000  Kronen) 
bezweckt,  mit  Nachdruck  bekämpft.  Man  darf  nicht  vergessen, 
daß  die  Einkommensteuer  in  Oesterreich,  solange  der  Staat  hier 
ein  so  ausgedehntes  System  von  Ertragssteuern  in  seiner  Hand 
behält,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  nur  den  Charakter  einer  P>- 
gänzungssteuer  an  sich  tragen  darf.  Selbst  in  Staaten ,  wo  dies 
nicht  der  Fall  ist,  wie  z.  B.  in  Preußen,  beobachtet  man  bezüg- 
lich der  Besteuerung  der  höheren  Einkommen  eine  größere  Zu- 
rückhaltung, und  ähnliches  gilt  für  England.  Eine  allzu  harte  An- 
fassung  des  Besitzes  ist  für  ein  Land  von  so  schwacher  Kapital- 
bildung wie  Oesterreich  nicht  ganz  unbedenklich,  wenn  man  auch 
an  einen  etwaigen  Exodus  desselben  nicht  so  leicht  glaubt.  Noch 
weniger  sympathisch  hat  die  im  neuen  P^inanzprogramme  an  zwei- 
ter Stelle  in  Aussicht  genommene  »Junggesellensteuer« 
berührt ,  unter  welchem  Schlagworte  eine  1 5  %  ige  P2rhöhung  des 
P3inkommensteuerfußes  für  die  im  Einzelhaushalte  lebenden  Per- 
sonen und  eine  10%  ige  Erhöhung  für  zu  zweit  lebende  P'amilien- 
mitglieder  verstanden  wird.  Schon  die  äußerst  unglückliche  Sti- 
lisierung dieses  Punktes  hat  nnt  Recht  zu  Beanstandungen  Anlaß 
gegeben,  da  sie  zu  zahlreichen  Ungerechtigkeiten  führt.  Noch 
schwerer  ins  Gewicht  fällt  unseres  Erachtens  das  Gehässige  dieser 
Bestimmungen  des  neuen  Finanzplanes.  Für  einzelne  Klassen  der 
Bevölkerung  wird  hier  nicht  in  der  Absicht  grundlegender  Reform, 
sondern  lediglich  damit  ein  vorübergehender  Finanzbedarf  gedeckt 
werde,  die  Steuerschraube  angezogen.  Das  ist  ein  falscher  Weg, 
der  trotz  aller  ihn  begünstigenden  volkstümlichen  Strömungen 
nicht  leicht  zum  Ziele  führen  wird.  Natürlich  kann  die  Plnanz- 
verwaltung  nicht  für  die  Zwecke  eines  vielleicht  vorübergehenden 
finanziellen  Mehrbedarfes  das  ganze  System  der  bestehenden  Ein- 
kommensteuer auf  eine  veränderte  Basis  stellen.  Aber  es  steht 
kein  Hindernis  entgegen,  ihr  für  solche  finanzielle  Notfälle  im 
Wege  des  Finanzgesetzes  die  Vollmacht  zu  einer  entsprechenden 
allgemeinen  Erhöhung  zu  erteilen.  Ein  solcher  Vorgang  ist, 
wie  schon  früher  erwähnt  wurde,  auch  in  anderen  Staaten  (Eng- 
land, Sachsen)  üblich  und  wurde  auch  bei  den  Beratungen  der 
Vorlage  im  österreichischen  P'inanzausschusse  von  gewichtiger 
Seite  (Dr.    Urban)  angeregt.     Das  gleiche  Verfahren  dürfte    auch 
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angemessen  sein,  wenn  ein  tlaucrnder  Mchrhcdait  diolit,  bis  es 
der  ReLjierung  gelungen,  dem  Staate  neue  lünnahmequellen  zu 
erschließen,  sei  es,  daß  für  diesen  Zweck  neue  Steuern  bewilligt 
oder  grundlegende  allgemeine  Aendcrungen  an  dem  geltenden 
Steuersystem  vorgenommen  werden.  Daß  speziell  auch  die  öster- 
reichische Einkommensteuer  in  dieser  Richtung  noch  eines  wei- 
teren Ausbaues  inid  mancher  Verbesserung  fähig  sei,  ja  daß  selbst 
schon  die  schärfere  Handhabung  der  geltenden  Gesetzesbestim- 
mungen ihren  Ertrag  zu  steigern  vermöchte,  wird  von  keinem 
Kenner  der  Verhältnisse  bestritten  werden.  Noch  immer  ist  das 
Einsteuerungsverfahren  namentlich  auf  dem  flachen  Lande,  recht 
mangelhaft  organisiert,  die  agrarische  l^evölkerung  demselben  ge- 
genüber zum  Teile  geradezu  durch  Privilegien  geschützt,  und  von 
der  Ausübung  der  im  Personalsteuergesetze  neu  geregelten  Straf- 
gewalt der  Steuerbehörden  hört  man  selbst  heute  noch  wenig. 
Auf  der  anderen  Seite  hat  freilich  die  Kritik  der  Interessenten 
und  der  Wissenschaft  die  Bestimmungen  des  f^ersonalsteuerge- 
setzes  über  das  Einsteuerungsverfahren  in  zahlreichen  Punkten 
beanstandet,  sodaß  noch  heute  dasselbe  durchaus  nicht  immer 
auf  der  I  löhe  der  Zeit  steht  und  der  nötigen  Garantien  des  Rechts- 
schutzes öfters  entbehrt  ^).  Wer  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
Oesterreichs  genauer  kennt  und  die  schon  aus  der  Leichtlebig- 
keit seiner  Bevölkerung  erwachsenden  Schwierigkeiten  einer  rasche- 
ren Vermögcnsbildung  daselbst  näher  würdigt,  wird  auch  von 
einer  Neugestaltung  oder  schärferen  Handhabung  der  österreichi- 
schen Einkommensteuer  nicht  den  Ertrag  einer  Pandorabüchse 
erwarten.  Immerhin  sollte  die  P'inanzverwaltung  sich  der  mühe- 
vollen Aufgabe  nicht  entziehen,  zunächst  durch  Gewährung  eines 
erhöhten  Rechtsschutzes  im  Einstcuerungsverfahrcn  und  durch 
Beseitigung  der  in  dieser  Richtung  aufgetauchten  zahlreichen  Kla- 
gen die  Bahn  für  eine  künftig  wirksamere  Handhabung  des  Ein- 
kommensteuergesetzes frei  zu  machen.  Beides  muß  unseres  Er- 
achtens  Hand  in  Hand  gehen,  also  erhöhter  Rechtsschutz  auf  der 
einen  und  schärfere  Handhabung  der  Steuervorschriften  auf  der 
anderen  Seite !  In  der  vorgelegten  Novelle  hat  aber  die  Einanz- 
verwaltung  die  bessernde  Hand  wohl  zu  sehr  im  einseitigen  In- 
teresse des  Eiskus  ( Büchereinsicht !j  angelegt,   für  einen  erhöhten 

l)  Vergl.  hierüber  Dr.  Heinrich  Rauchbirg,  Steuererklärung  und  Steuerauflage  auf 
dem  Gebiete  der  direkten  Personalsteuern  in  Oesterreich  Wien  1901,  und  unsere 
»Studien  über  die  Reform  des  österreichischen  Finanzverwaltungsverfahrens«  1909. 
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Rechtsschutz  der  Steuerpflichtigen  jedoch  keine  weiteren  entschei- 
denden Vorsorgen  getroffen.  Das  ist  ein  wenig  poHtischer  Vor- 
gang, der  die  Aussichten  für  die  Annahme  der  Novelle  gewiß 
nicht  steigern  kann.  Wo  bleibt  ferner  die  Vermögenssteuer,  die 
in  Oesterreich  immer  noch  als  eine  beträchtliche  Steuerreserve 
zur  Verfügung  steht,  und  w^o  bleibt  insbesondere  eine  angemes- 
sene Besteuerung  des  gebundenen  Besitzes  (Fideikommißbesitzes), 
der  keinem  wirtschaftlichen  Verkehre  unterliegt  und  trotzdem  vom 
Gebührenäquivalente  befreit  ist.^  Statt  dessen  bringt  die  neue 
Gesetzesvorlage  eine  Sonde  rbesteuerung  der  Bezüge 
von  V  e  r  w'  a  1 1  u  n  g  s  r  ä  t  e  n  (T  a  n  t  i  e  m  e  n  s  t  e  u  c  r),  der  von 
vornherein  der  Stempel  der  Gehässigkeit  aufgedrückt  ist,  die  eine 
ungerechte  Doppelbesteuerung  darstellt  und  nicht  einmal  finan- 
ziell von  Bedeutung  erscheint.  Merkwürdig  mutet  auch  die  in 
der  Novelle  beantragte  Zusatzs  teuer  fü  r  Aktiengesell- 
schaften an,  die  hohe  Erträgnisse  ausschütten.  Die  Besteue- 
rung der  Aktiengesellschaften  ist  in  Oesterreich  eine  so  drückende, 
wie  vielleicht  in  keinem  Staate  der  Welt.  Das  Thema  ihrer  Her- 
absetzung steht  seit  Jahren  auf  der  Tagesordnung  der  öffentlichen 
Diskussion  und  die  Regierung  hat  die  Billigkeit  dieser  Forderung 
in  den  letzten  Jahren  teils  durch  Gewährung  administrativer  Er- 
leichterungen, teils  im  Gesetzgebungswege  durch  Zuerkennung 
bedeutender  Steuererleichterungen  an  die  neuen  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung  (Gesetz  vom  6.  März  1906,  RGBl.  Nr. 
58)  ausdrücklich  anerkannt.  Die  hohe  Aktiensteuer  hält  die  Bil- 
dung neuer  Gesellschaften  in  Oesterreich  auf  das  empfindlichste 
zurück,  wie  ein  vergleichender  Blick  auf  Deutschland  zeigt,  sie 
hemmt  den  hierzulande  ohnehin  nicht  sehr  regen  Unternehmungs- 
geist ganz  außerordentlich,  hindert  dadurch  die  raschere  Ansamm- 
lung des  industriellen  Erwerbskapitals  und  schädigt  somit  in  letz- 
ter Linie  den  Staat  selbst  und  dessen  Finanzen.  Daß  einzelne 
Aktiengesellschaften  der  kartellierten  Branchen  (Eisenkartell!)  ab- 
norm hohe  Gewinne  erzielen,  die  geradezu  eine  Ausbeutung  weiter 
Bevölkerungsschichten  bedeuten,  ist  allgemein  bekannt,  aber  es 
macht  doch  einen  höchst  sonderbaren  Eindruck,  wenn  sich  nun- 
mehr auch  die  staatliche  Finanzverwaltung  an  die  reich  gedeckte 
Tafel  dieser  Gesellschaften  setzen  will,  statt  die  Ausbeutungs- 
politik der  letzteren  auf  anderem  Wege,  insbesondere  durch  Er- 
öffnung der  Zollschranken,  Ausschluß  von  staatlichen  Lieferunsjen 
usw.,  kurzum  durch  eine  praktisch  wirksame  Kartellpolitik  zu  be- 
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kämpfen.  Odiose  Stcucrbclastungen  scheinen  uns  das  am  wenig- 
sten praktische  Mittel  einer  richtigen  KartelliioHtik  zu  sein,  denn  der 
Endeffekt  derselben  wird  aller  W'alirscheinlichkeit  nach  die  Ueber- 
wälzung  der  Steuererhöhungen  auf  das  konsumierende  Publikum 
sein,  ganz  ebenso  wie  dieses  wahrsclicinlich  zuletzt  in  der  Regel  für 
die  Sondersteuer  der  großen  Warenhäuser  vuid  der  Mieter  für  die 
Wertzuwachssteuer  aufkommen  muß.  Ueberall  sehen  wir  hier 
eine  bedenkliche  Neigung  der  Finanzverwaltung  hervortreten, 
volkstümlichen  Strömungen  allzu  leicht  nachzugeben  und  deren 
Sciilagworte  allzu  bald  in  die  Wirklichkeit  zu  übersetzen.  lJ)as 
Gleiche  ist  zum  Teile  auch  bezüglich  der  von  der  Regierung  be- 
antragten Reform  der  E  r  b  s  cli  a  f  t  s-  und  S  c  h  e  n  k  u  n  g  s- 
steuern  M  zu  konstatieren.  Die  mit  dem  Finanzplane  in  einem 
mehr  äußerlichen  Zusammenhange  stehende  bezügliche  Gesetzes- 
vorlage, die  finanz-  und  steuertechnisch  eine  vorzügliche  Leistung 
darstellt,  bedeutet  gewiß  auch  vom  Standpunkte  der  sozialen 
Steuerpolitik  gegenüber  dem  bisherigen  Rechtszustande  einen  ge- 
wichtigen Fortschritt,  indem  sie  einen  stärker  progressiven  Steuer- 
fuß sowohl  nach  dem  Grade  der  Verwandtschaft  als  auch  nach 
der  Höhe  des  Vermögens  statuiert.  Gleichwohl  scheint  auch  sie 
teilweise  über  das  richtige  Ziel  zu  schießen.  Steuersätze  von  15 
und  18  Prozent  müssen  begreiflicherweise  einen  heftigen  Wider- 
stand von  Seiten  der  besitzenden  Klassen  hervorrufen.  Noch  ist 
der  erbitterte  Kampf,  der  in  Deutschland  vor  nicht  langer  Zeit 
über  die  Erbanfallsteuer  geführt  wurde,  in  aller  Erinnerung.  Nir- 
gends vielleicht  wie  in  diesem  Punkte  sind  die  besitzenden  Klassen 
so  empfindlich,  denn  nirgends  vielleicht  als  gerade  bei  dieser 
Steuer  tritt  ihnen  der  zukünftige  soziale  Staat  so  scharf  vor  die 
Augen.  Ob  es  aber  redlich  sei,  schon  heute  den  Bogen  so  strafif 
anzuspannen,  erscheint  uns  doch  nicht  über  alle  Zweifel  erhaben. 
Noch  ist  der  Beweis  nicht  geliefert,  daß  die  öfTentlichen  Körper- 
schaften wirklich  imstande  sein  werden,  den  Privatunternehmer 
auf  weiteren  Gebieten  des  Wirtschaftslebens  in  einer  allen  An- 
forderungen der  Oekonomie  und  der  Technik  entsprechenden 
Weise  zu  ersetzen.  Wir  halten  die  vortrefflichen  Untersuchungen 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  gemeindlichen  Betriebe  in 
allen  Ehren,  aber  wer  diese  Untersuchungen  und  die  darüber  zu 
Wien  geführten   Debatten   aufmerksam  verfolgt  hat,  wird  sich  des 

l)  340  der  Beilagen    zu    den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeordneten- 
hauses, XX.  Session   1909. 
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Eindrucks  nicht  erwehren  können,  daß  die  gewaltige  Expansion 
der  öffentlichen  Wirtschaften  mit  ihrem  immer  steigenden  Bedarf 
und  ihren  nicht  immer  einwandfreien  Ergebnissen  reichlichen  Stoff 
zum  Nachdenken  biete  und  allerlei  Bedenken  hervorzurufen  ge- 
eignet sei.  Jedenfalls  bieten  diese  Ergebnisse  einem  ruhigen  Be- 
obachter keine  Veranlassung,  ein  überstürztes  Tempo  in  dieser 
Entwicklung  und  eine  allzu  rasche  Aufsaugung  der  Privatunter- 
nehmungen zu  wünschen.  Schon  dieser  Gesichtspunkt  und  noch 
andere  Momente,  wie  z.  B.  die  Notwendigkeit,  mit  dem  Auslande 
in  wirtschaftliche  Konkurrenz  zu  treten,  sollte  vor  Maßnahmen 
warnen,  die  von  den  Besitzenden  nicht  mehr  als  eine  Belastung, 
sondern  als  eine  Konfiskation  des  Besitzes  aufgefaßt  werden,  den 
Unternehmungsgeist  unterbinden  und  die  für  eine  zukünftige  Fi- 
nanzpolitik schlechterdings  unentbehrliche  Neuansammlung  des 
Kapitals  so  empfindlich  beeinträchtigen  müssen.  Gilt  dieser  prak- 
tische Grundsatz  schon  allgemein,  so  lange  wir  eben  nicht  im 
sozialen  Zukunftsstaate  leben,  so  gilt  er  noch  ganz  besonders  in 
der  Gegenwart  für  Oesterreich.  Denn  wie  schon  mehrmals  her- 
vorgehoben werden  mußte,  ist  gerade  hier  der  Ervverbstrieb  und 
der  Unternehmungsgeist  der  Bevölkerung  leider  schon  in  der  Ver- 
gangenheit durch  allerlei  Umstände  behindert  worden  und  auch 
jetzt  noch  nicht  sehr  rege.  Ein  sehr  großer  Teil  der  Bevölke- 
rung neigt  nicht  dem  Geschäftslebens,  sondern  dem  Versorgungs- 
wesen zu.  Der  Export  ist  noch  immer  gering,  man  geht  nicht 
gerne  über  See,  ist  leichtlebig  im  Privatleben,  aber  überaus  ängst- 
lich und  wenig  unternehmungslustig  im  Geschäftsverkehre.  Da 
scheint  uns  denn  doch  die  raschere  Ansammlung  von  Vermögen 
und  besonders  von  Erwerbskapital  wichtiger  zu  sein,  als  eine  allzu 
rücksichtslose  Durchführung  sozialpolitischer  Axiome. 

Viel  vorsichtiger  ist  die  Finanzverwaltung  bei  der  geplanten 
Reform  der  Gebäudesteuer'),  bei  der  sie  ihrerseits  Opfer 
wird  bringen  müssen,  vorgegangen.  Dieses  große  und  sorgfältig 
durch  eine  umfassende  Enquete  (1903)  vorbereitete  Reformwerk 
bringt  den  Steuerträgern  in  den  geschlossenen  Orten  nur  sehr 
geringe  Erleichterungen.  Erst  nach  Ablauf  gewisser  Fristen  sollen 
einige  Ermäßigungen  für  dieselben  eintreten,  die  derzeit  für  die 
Fabriken  geltende  Hauswertsteuer  soll  in  eine  Arealsteuer  umge- 


i)  1050  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeordneten- 
hauses, XVIII.  Session  1908,  und  35  der  Beilagen  zu  denselben  Protokollen, 
XX.  -Session    1909. 
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wandelt  und  der  argen  Wohnungsnot  in  den  Städten  durch  Be- 
gründung eines  staatHchcn  Wohnungsunterstützungsfondcs  ')  eini- 
germaßen gesteuert  werden.  Im  übrigen  hegt  hier  der  Schwer- 
punkt der  Reform  fast  vollständig  in  der  kodifikatorischen  Neu- 
gestaltung und  Zusammenfassung  der  bisherigen  schon  ziemlich 
veralteten  und  zerstreuten  Gesetzesbestimmungen.  Man  wird  diese 
Vorsicht  der  Finanzverwaltung,  so  lange  die  Länder  und  Ge- 
meinden auf  die  Zuschläge  zur  Gebäudesteuer  in  so  hohem  Maße 
angewiesen  sind  und  die  staatliche  Finanzverwaltung  wegen  der 
mangelhaften  Ausgestaltung  und  des  geringen  Erträgnisses  der 
Einkommensteuer  die  Realsteuern  noch  immer  als  Rückgrat  der 
direkten  Staatsbesteuerung  behandeln  muß,  durchaus  billigen 
müssen.  Weitergehende  Reformen  der  Gebäudesteuer  werden 
nicht  so  nebenbei,  sondern  nur  im  Rahmen  einer  großzügigen 
Neugestaltung  des  gesamten  staatlichen  und  autonomen  Steuer- 
wesens zweckmäßigerweise  zur  Durchführung  gelangen  können. 
Mit  dieser  Vorsicht  der  staatlichen  Finanzverwaltung  kontrastiert 
freilich  die  vom  Finanzminister  beantragte  Befreiung  der  zwei  un- 
tersten Stufen  der  Hausklassensteuer  -)  in  sehr  merkwürdiger  Art. 
Mit  einem  Federzuge  verzichtet  hier  die  Staatsverwaltung  auf  eine 
Summe  von  mehr  als  7  Mill.  Kronen  und  auf  eine  Steuer,  die 
bei  ihrer  geringfügigen  Höhe  (3— 3.40  K  pro  Kopf)  gewiß  nicht 
als  drückend  bezeichnet  werden  kann.  Das  Geheimnis  dieser 
auffallenden  Mildherzigkeit  der  staatlichen  Finanzverwaltung  ist 
freilich  bald  gelüftet,  wenn  man  bedenkt,  daß  fast  die  Hälfte 
dieses  Steuernachlasses  auf  Galizien  entfällt,  für  dieses  Land  so- 
hin  fast  die  ganze  Hausklassensteuer  aufgehoben  werden  soll. 
Offenbar  steht  dieses  dem  Lande  Galizien  zugedachte  Benifizium 
mit  der  geplanten  Erhöhung  der  staatlichen  Branntwein- 
steuer^) im  Zusammenhange,  der  Verzicht  auf  die  beiden  un- 
tersten   Stufen    der    Hausklassensteuer    bildet    eben    die  Kompen- 


1)  Die  auf  den  Wohnungsunterstülzungsfonds  bezüglichen  Gesetzesbestimmungen 
sind  mittlerweile  durch  Beschluß  des  Parlamentes  von  der  Gebäudesteuervorlage 
losgelöst  worden  und  werden  selbständig  in  Wirksamkeit  treten. 

2)  Hierüber  hatte  die  Regierung  ursprünglich  einen  besonderen  Gesetzentwurf 
(738  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeordnetenhauses, 
XIX.  Session  1909)  eingebracht,  welcher  später  mit  der  eigentlichen  Reformvorlage 
verschmolzen  wurde. 

3)  975  der  Beilagen  zu  denselben  Protokollen,  XVIII.  Session  1908,  555  der 
Beilagen,  XIX.  Session   1908,  und  338  derselben   Beilagen,   XX.  Session   1909. 
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sation  für  das  durcli  die  Branntvveinsteuererhöhung  besonders 
getroffene  östliche  Kronland. 

Die  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  ist  in  den  letzten  Jahren 
bereits  mehrmals  von  der  Regierung  vorgeschlagen  worden  und 
bildet,  wie  wir  wissen,  sozusagen  einen  eisernen  Bestandteil  in 
dem  Verzeichnis  der  staatlichen  Finanzmaßregeln  zur  Sanierung 
der  Landesfinanzen.  Die  Erhöhung  ist  nicht  unbeträchtlich,  in- 
dem die  Steuer  von  90  K  auf  140  K  und  im  Exkonlingente 
von  100  K  auf  164  K  für  i  hl  hinaufgesetzt  werden  soll.  Ihr 
Steuerfuß  bleibt  aber  selbst  dann  noch  wesentlich  hinter  jenem 
anderer  Staaten  ')  zurück  und  man  ist  sich  im  allgemeinen  über 
die  Zweckmäßigkeit  der  geplanten  Maßnahme  einig,  wenn  auch 
die  landwirtschaftlichen  und  die  gewerblichen  Interessenten  über  die 
gegenseitige  Verteilung  der  Branntweinproduktion  und  der  Steuer 
wie  gewöhnlich  im  Hader  liegen.  Der  einmal  unter  dem  Finanz- 
minister Freiherrn  v.  Plenei'  ventilierte  Gedanke  der  Einführung 
eines  Branntweinmonopols  wird  von  der  Regierung  jetzt  entschie- 
den abgelehnt.  Die  Gründe  dieser  ablehnenden  Stellung  der  Re- 
gierung liegen  augenscheinlich  in  der  Rücksicht  auf  die  in  den 
beiden  östlichen  Provinzen  bestehenden,  sehr  einträglichen  Pro- 
pinationsrechte  2). 

Einen  sehr  bedeutenden  finanzpolitischen  und  steuertechni- 
schen Fortschritt  stellen  die  von  der  Regierung  eingebrachten 
Vorlagen  über  die  Einführung  einer  allgemeinen  staat- 
lichen Weinsteuer  und  die  Sonderbesteuerung 
der  Schaum-    und    sonstigen    Flaschenweine    dar. 


i)  In  den   »Bemerkungen«   zur  Vorlage   des  Jahres   1908  (S.   57)    wird    die  auf 
I   hl  reinen  Alkohols  berechnete  staatliche  Branntweinsteuer  angegeben 
für  mit  Kronen 

Frankreich  211 

(Paris)  380 

England  45^ 

Italien  I73 

Rußland  (Monopolsabgabe)  400 

Belgien  192 

die  Niederlande  242 

Schweden  128 

Norwegen  204 

Nordamerika  230 

2)  Vergl.    hierüber    die    recht    dürftig    gehaltenen  Ausführungen    in    den  »Be- 
merkungen« zu  der  Regierungsvorlage  aus  dem  Jahre    1908,  S.   59. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  37.  lO 
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Die  bisherigen  Gesetzesbestimmungen  über  die  staatliche  Be- 
steuerung des  Weines  waren  in  Ocsterreich  wenig  rationell  und 
schon  recht  veraltet.  Nach  dem  Ver/.ehrungssteuerpatente  vom 
Jahre  1829  sollte  der  Wein  von  den  Steuerorganen  bei  der  Ein- 
kellerung in  den  Gastwirtschaften  erfaßt  werden.  In  der  Praxis 
waren  Abfindung  und  Verpachtung  die  gewöhnlichen  Erhebungs- 
modalitäten, und  der  Privatkonsum  blieb  gewöhnlich  ganz  frei, 
soferne  er  nicht  durch  die  Sonderbesteuerung  der  Gemeinden 
und  einzelner  Länder  getroffen  wurde.  Auch  auf  den  Unterschied 
der  Qualität  war  so  gut  wie  keine  Rücksicht  genommen.  Die 
beiden  neuen  Regierungsvorlagen  sind  bestimmt,  nach  all  diesen 
Richtungen  hin  gründliche  Abhilfe  zu  bringen,  ohne  daß  von  einer 
allzu  empfindlichen  Belastung  des  Weinkonsums  —  die  Weinprodu- 
zenten bleiben  als  solche  überhaupt  steuerfrei  —  die  Rede  sein 
köimte.  Indem  nunmehr  namentlich  auch  der  Privatkonsum  von 
Wein  der  allgemeinen  staatlichen  Steuer  unterworfen  wird,  erscheint 
jene  Lücke  ausgefüllt,  auf  welche  wir  schon  im  ersten  Abschnitte 
aufmerksam  gemacht  haben.  Es  fragt  sich  nur,  ob  es  zweck- 
mäßig sein  wnrd,  auf  diesem  Gebiete  eine  Konkurrenz  zwischen 
staatlichen  und  Landesverbrauchssteuern,  wie  sie  nunmehr  ein- 
treten  muß,  in   Zukunft  bestehen  zu  lassen. 

Weniger  können  wir  uns  mit  der  von  der  Regierung  ge- 
planten Besteuerung  der  Mineralwässer  und  des  Soda- 
wassers befreunden.  Die  Regierung  scheint  damit  den  in  ein- 
zelnen Ländern  aufgetauchten  Plänen  emer  Landesbesteuerung 
der  Mineralwässer  zuvorkommen  zu  wollen.  Im  Prinzipe  kann 
natürlich  gegen  die  Einführung  einer  derartigen  staatlichen  Ver- 
brauchssteuer keine  Einwendung  erhoben  werden,  denn  warum 
sollte  gerade  dieser  Verbrauch,  der  auch  ein  Luxuskonsum  sein 
kann,  steuerfrei  bleiben.?  Indes  lassen  doch  gewichtige  Momente, 
die  bereits  im  ersten  Abschnitte  zur  Sprache  gekommen  sind, 
die  Einführung  einer  derartigen  Steuer  nicht  gerade  als  sehr  zeit- 
gemäß erscheinen,  insbesondere  kann  dieselbe  den  Bestrebungen 
der  Antialkoholbewegung  und  der  allgemeinen  Hygiene  leicht 
schweren    Abbruch  tun. 

Zur  Erledigung  sind  diese  F^inanzreformpläne  der  österreichi- 
schen Regierung  im  Parlamente  bis  jetzt  noch  niclu  gelangt,  ja 
die  Vorschläge  sind  nicht  einmal  in  den  Ausschüssen  vollständig 
zu  Ende  beraten  worden.  Die  Stimmung  der  parlamentarischen 
Kreise    und    weiter  Bevölkerungsschichten    ist    ihnen  entschieden 
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ungünstig  und  so  ist,  da  das  österreicliische  Abgeordnetenhaus 
gewöhnlich  erst  dann  wirklich  zu  arbeiten  beginnt,  wenn  alle 
Welt  der  Sommerhitze  wegen  der  Großstadt  den  Rücken  kehrt, 
und  größere  Gesetzentwürfe  zumeist  erst  am  Ende  der  Wahl- 
periode zu  erledigen  pflegt,  ein  baldiger  Erfolg  der  Regierung 
nach  dieser  Seite  hin  nicht  zu  gewärtigen.  Zwar  hat  der  Fi- 
nanzminister im  November  1910  in  seiner  Rede,  womit  er  die 
Vorlage  des  Staatsbudgets  für  das  Jahr  191 1  begleitete,  mit  Nach- 
druck erklärt,  daß  die  Regierung  an  ihren  Finanzplänen  und  spe- 
ziell an  der  geplanten  Erhöhung  der  Einkommensteuer  und  der 
Reform  der  Erbschaftssteuer  unbedingt  festhalten  müsse.  Allein 
da  das  neue  Budget  infolge  starker  Anspannung  der  Einnahmen- 
präliminierung  wieder  mit  einem  kleinen  Ueberschusse  abschließt, 
so  scheint  man  offenbar  in  den  parlamentarischen  Kreisen  an  den 
Ernst  der  finanziellen  Situation  nicht  mehr  recht  zu  glauben,  ob- 
wohl der  Zentralrechnungsabschluß  für  das  Jahr  1909  infolge  der 
bosnischen  Rüstungskredite  ein  Defizit  von  87  Mill.  Kronen  ausge- 
wiesen hat. 

Aber  auch  mit  der  Kehrseite  des  Problemes,  welche  die  E  i  n- 
schränkung  der  Ausgaben  bedeutet,  steht  es  kaum 
besser.  Von  der  großen  Verwaltungsreform,  welche  das 
Ministerium  Koe^'ber  mit  einer  in  Oesterreich  seltenen  Freimütig- 
keit auf  die  Tagesordnung  der  öffentlichen  Diskussion  gestellt 
hatte,  ist  es  seither  auffallend  stille  geworden.  Nur  einmal,  als 
in  Preußen  eine  Immediatkommission  für  ähnliche,  aber  viel  we- 
niger weitreichende  Zwecke  eingesetzt  wurde,  verlautete  auch 
wieder  in  Oesterreich,  daß  sich  die  Regierung  mit  dem  Gedanken 
trage,  für  das  Studium  der  Verwaltungsreform  eine  analoge  Kom- 
mission zu  berufen.  Vielleicht  könnte  man  dieser  Kommission 
noch  eine  Ersparungskommission  beigeben,  wenn  nicht  das  Schick- 
sal der  früheren  Ersparungskommissionen  diesen  Gedanken  als 
ziemlich  aussichtslos  erscheinen  ließe.  Jedenfalls  könnte  man 
auch  über  die  Ausgabenseite  des  österreichischen  Finanzwesens 
noch  ein  längeres  Kapitel  schreiben.  Aus  guten  Gründen  ver- 
zichten wir  jedoch  lieber  auf  eine  ausführlichere  Behandlung  des 
heiklen  Themas  an  dieser  Stelle  und  wollen  uns  nur  mit  we- 
nigen Bemerkungen  begnügen.  Wir  haben  oben  ernste  Zweifel 
über  die  Oekonomie  mancher  Landesvervvaltungen  geäußert.  Lei- 
der muß  dasselbe  auch  von  vielen  Zweigen  der  Staatsverwaltung 
und  von  den  Staatsbetrieben  behauptet  werden.     Schon  an  einem 
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anderen  Orlc*)  haben  wir  die  allzu  ^roße  Expansion  der  staat- 
lichen Zentralressorts  und  die  damit  verbundene  Verschwendung 
an  Personalkräften  beklaj^en  müssen,  und  diese  unsere  Beliaup- 
tiingen  sind  von  keiner  Seite  dementiert,  von  gewichtigen  Ken- 
nern der  Verhältnisse  sogar  ausdrücklich  bestätigt  worden  ^). 
Nicht  besser  steht  es  um  die  großen  Staatsbetriebe.  Der  Per- 
sonalaufwand der  österreichischen  Staatseisenbahnen  beträgt  nicht 
weniger  als  6o  Proz.  und  trotzdem  glaubte  eine  im  November 
1910  unter  dem  Vorsitze  des  Eisenbahnministers  tagende  Erspa- 
rungskonferenz  die  Sache  nicht  beim  Personal-,  sondern  vor 
allem  beim  Sachaufwande  und  speziell  bei  der  Materialverwal- 
tung anfassen  zu  sollen.  Eine  sehr  bedenkliche  Entwicklung  zeigt 
endlich  in  der  neuesten  Zeit  der  Pensionsaufwand  der  Staats- 
verwaltung^). Man  sollte  meinen,  daß  jeder  Staatsbeamte  es  als 
eine  Ehrensache  und  Pflicht  ansehen  müsse,  seine  Kräfte,  so 
lange  sie  hinreichen,  dem  Staate  und  dessen  Dienst  zu  widmen. 
Das  ist  aber  nicht  mehr,  wie  es  scheint,  die  in  Oesterreich  herr- 
schende Auffassung  oder  diesem  Grundsatze  entspricht  wenigstens 
nicht  mehr  die  hier  jetzt  übliche  Praxis.  Wir  sehen  nicht  wenige 
Staatsbeamte  noch  in  verhältnismäßig  kräftigem  Alter  gar  häufig 
in  den  Ruhestand  treten,  sei  es  freiwillig,  sei  es  infolge  eines  auf 
sie  geübten  Druckes.  Namentlich  die  jüngere  Ministerialbeamten- 
schaft  kann  das  Ausscheiden  der  höheren  Funktionäre  oft  gar 
nicht  erwarten,  und  allerlei  Mittel  werden  angewendet,  um  den 
ausscheidenden  Amtskollegen  die  Pille  wenigstens  zu  versüßen. 
Noch  nicht  zurückgelegte  Dienstjahre  werden  für  voll  gerechnet 
und  die  in  den  Ruhestand  getretenen  höheren  Beamten  erste- 
hen wieder  als  rüstige  Direktoren  von  privaten  Eisenbahn-  und 
Schiffahrtsgesellschaften.  Das  ist  ein  grundfalscher  Vorgang  und 
derselbe  enthält  eine  schwere  Schädigung  der  Staatsfinanzen  und 
eine  arge  Belastung  der  Steuerträger. 

So  türmen  sich  von  allen  Seiten  Schwierigkeiten  auf  gegen 
das    ernste  Bestreben    der    Finanzverwaltung,    das    Gleichgewicht 

i)  »Betrachtungen  über  die  Reform  der  inneren  Verwaltung  Uesterreichs«  in 
der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung  XIV.  Bd.  (1905), 
S.   17  ff.  (des  Separatabdruckes). 

2)  Vergl.  z.  B.  Ur.  Rudolf  von  Herrnritt,  Die  geplante  Reform  der  inneren 
Verwaltung  Oesterreichs  und  die  Voraussetzungen  ihrer  Verwirklichung  im  >Oester- 
reichischen  Verwaltungsarchiv«,  IV.  Jahrgang  (1907),   S.  297. 

3)  Vergl.    hierüber    die    jüngst  erschienene    Schrift    von    Dr.   Robert  Zwierzina 
Entwicklung  des  allgemeinen  Pensionsetats  der  k.  k.  Staatsbedienstetenc. 
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im  Staatshaushalte  aufrechtzuerhalten  und  die  finanzielle  Ordnung 
bei  den  autonomen  Körperschaften  wiederherzustellen.  Die  staat- 
liche Finanzverwaltung  verfügt  über  nicht  wenige  ausgezeichnete 
Kräfte,  die  immer  aufs  neue  die  Bewältigung  dieser  Schwierig- 
keiten versuchen.  Dem  unermüdlichen  Fleiße  und  der  geistigen 
Kapazität  dieser  Männer,  die  uns  in  so  manchen  der  besproche- 
nen Regierungsvorlagen  so  klar  entgegentritt,  wird  kein  unbe- 
fangener Beobachter,  mag  er  auch  im  einzelnen  an  den  Arbeiten 
manches  auszusetzen  finden,  seine  aufrichtige  Bewunderung  ver- 
sagen können.  Es  ist  nicht  die  Schuld  dieser  Männer,  wenn  ihre 
so  mühevolle  Tätigkeit  bisher  so  geringe  Erfolge  aufzuweisen  hat. 
Weder  ist  es  ihnen  bisher  gelungen,  dem  Staate  neue  Einnahme- 
quellen zu  erschließen,  noch  die  Aktion  zur  Sanierung  der  Landes- 
finanzen praktisch  in  die  Wege  zu  leiten.  Von  einer  Sanierung 
der  Gemeindefinanzen  ist  in  den  Kreisen  der  Regierung  überhaupt 
noch  kaum  die  Rede.  Und  so  wird  das  Unheil  der  autonomen 
Finanzwirtschaften  in  der  nächsten  Zeit  wohl  seinen  weiteren 
Fortgang  nehmen.  Schon  jetzt  beginnen  die  Schatten  dieses  Un- 
heils auch  auf  andere  Verwaltungszweige  und  Gebiete  hinüber- 
zugreifen. Vor  allem  in  dem  reichsten  Kronlande  der  Monarchie, 
in  Böhmen,  hat  die  Finanznot  und  die  Desorganisation  der  au- 
tonomen Verwaltung  im  letzten  Jahre  einen  bedenklichen  Höhe- 
punkt erreicht.  Bauten  wurden  eingestellt,  Irre  aus  den  Anstalten 
entlassen,  Rückersätze  an  die  Krankenanstalten  anderer  Länder 
nicht  mehr  geleistet,  den  Bezirksschulkassen  zeitweise  die  Landes- 
zuschüsse verweigert.  Das  sind  deutliche  Symptome  einer  be- 
ginnenden Zerrüttung  der  autonomen  Verwaltungseinrichtungen 
und  nicht  ohne  Besorgnis  müssen  alle  Freunde  der  habsburgi- 
schen  Monarchie,  der  von  diesen  eine  ruhige  und  möglichst  macht- 
volle Entwicklung  gewünscht  wird,  diese  Symptome  beobachten. 
Fast  scheint  es,  als  ob  das  Reich  und  die  Länder  sich  anschicken, 
dem  alten  Streit  zwischen  Zentralismus  und  Föderalismus  in  einer 
Entscheidungsschlacht  auf  finanziellem  Gebiete  auszufechten.  Darin 
liegt  die  besondere  Bedeutung  und  die  außerordentliche  Trag- 
weite der  von  uns  hier  behandelten  Probleme.  Nicht  der  Finanz- 
techniker, nur  der  Staatsmann  kann  sie  lösen. 
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Erstes  Kapitel. 

Begriff  und  Wesen    der  Versicherung  vom  wirtschaftlichen 

Standpunkte. 


Über  den  Wert  ökonomischer  Begriffe  ist  viel  gestritten.  Man 
hat  bezweifelt,  ob  es  der  Mühe  wert  sei,  jahrzehntelange  Arbeit  an 
die  Formulierung  eines  Begriffes  zu  wenden,  der  der  Gefahr  aus- 
gesetzt ist,  vielleicht  in  kurzer  Zeit  durch  eine  unerwartete  Ent- 
wicklung der  Dinge  unbrauchbar  zu  werden.  Nur  die  Freude  an 
reinlicher  Scheidung,  die  zu  mancher  geschrobenen  und  unklaren 
Definition  verleitet  hat,  kann  kaum  als  eine  befriedigende  Belohnung 
für  ausdauernde  Tätigkeit  angesehen  werden.  Gelingt  es  dagegen 
dem  emsigen  Bemühen,  statt  einer  kurzen  und  schwer  verständlichen 
Formel  eine  treffende  Charakteristik  wirtschaftlicher  Phänomene  zu 
geben,  so  hat  auch  die  Praxis  ihren  Anteil  an  dem  Erfolg.  Wenn 
beispielsweise  feststeht,  daß  die  Versicherung  zu  den  Methoden 
wirtschaftlichen  Schutzes  gehört,  so  erhebt  sich  die  Frage,  welche 
.Stellung  sie  unter  den  verschiedenen  Methoden  einnimmt,  und 
wodurch  sie  sich  von  ihnen  unterscheidet.  Die  Entscheidung  dieser 
Frage  ist  nicht  nur  von  theoretischem  Interesse,  sondern  auch 
praktisch  bedeutsam.  Nur  wenn  man  sich  über  das  Wesen  der 
Versicherung  klar  ist,  wird  man  beim  Auftreten  neuer  Aufgaben, 
die  in  das  Gebiet  des  wirtschaftlichen  Schutzes  fallen,  bestimmen 
können,  ob  sie  der  Versicherung  oder  den  ihr  verwandten  Veran- 
r-taltungen  zuzuweisen  sind. 

Bei  der  P'rörterung  praktischer  Fragen,  wie  sie  die  vorliegende 
Arbeit  beabsichtigt,  ist  eine  vorausgehende  Verständigung  bezüglich 
der  allgemeinen  theoretischen  Anschauungen  eine  unerläßliche 
Grundlage.  Worauf  sollte  man  sich  sonst  stützen,  wenn  man  — 
um  auf  unser  Thema  zu  exemplifizieren  —  die  Frage  entscheiden 
will,  welche  Aufgaben  den  Feuerversicherungsunternehmungen 
gestellt    werden    können    und    sollen,    und    unter  welchen  Voraus- 

Zeitschrift  für  die  ges.  .Staatswissensch.     p'igäiizungshet't  38.  1 
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Setzungen  sie  sie  zu  lösen  vermögen,  wenn  man  prüfen  will,  ob 
und  gegebenenfalls  warum  es  gerechtfertigt  ist,  aus  dem  Wesen 
der  \'ersicherung  bestimmte  Forderungen  in  hczug  auf  die  Organi- 
sationsform ihres  Betriebes  herzuleiten  V  Wie  sollte  man  andernfalls 
seine  Stellungnahme  gegenüber  der  Ansicht  derer  begründen,  die 
in  der  Verknüpfung  der  drei  Methoden  wirtschaftlichen  Schutzes, 
Versicherung,  Meidung  und  Unterdrückung  ein  System  der  Feuer- 
versicherungswissenschaft gefunden  zu  haben  glauben?  Bei  diesen 
und  noch  manchen  andern  Gelegenheiten  ließe  sich  eine  Aussprache 
über  Begriff  und  Wesen  der  Versicherung  nicht  vermeiden.  Damit 
ich  nun  nicht  des  öfteren  zu  abschweifenden  Bemerkungen  genötigt 
werde,  fasse  ich  das,  was  ich  über  Begriff  und  Wesen  der  Ver- 
sicherung zu  sagen  für  nötig  halte,  in  einem  einleitenden  Kapitel 
zusammen,  um  mich  dann  bei  späteren  Gelegenheiten  darauf  zu 
beziehen.  Es  kommt  mir  hierbei  nicht  darauf  an,  die  schon  in 
genügenderZahl  vorhandenen  Begriffsbestimmungen  der  Versicherung 
durch  eine  weitere  Definition  zu  bereichern,  sondern  ich  will  in 
erster  Linie  versuchen,  die  für  das  Wesen  der  Versicherung  be- 
deutsam erachteten  Merkmale  darzustellen  und  zu  prüfen,  wie  weit 
sie  zu  diesem  Zwecke  tauglich  erscheinen.  Wenn  das  Ergebnis 
schließlich  in  einem  Satze  kurz  zusammengefaßt  wird,  so  bitte  ich 
den  Leser,  sich  alsdann  zu  erinnern,  daß  das  unschöne  und  nicht 
ganz  lückenlose  Wortgebäude  mir  nicht  als  Endzweck  vor- 
geschwebt hat. 

Will  man  bei  der  Durchquerung  des  theoretischen  Gebietes  der 
Versicherung  nicht  sehr  bald  vom  Pfade  abkommen,  so  ist  es  vor 
allem  notwendig,  das  Ziel  fest  ins  Auge  zu  fassen,  dem  man  zu- 
strebt. Was  soll  denn  charakterisiert  oder  definiert  werden?  Das 
Wesen  der  Versicherung  schlechthin?  Überlegen  wir  uns,  was 
alles  als  Versicherung  bezeichnet  wirdi  Unter  Versicherung  kann 
einmal  eine  wirtschaftliche  Tätigkeit  verstanden  werden,  zum 
andern  der  dieser  Tätigkeit  folgende  Zustand.  Als  tätige  Subjekte 
erscheinen  der  Versicherungsnehmer,  der  ein  bestimmtes  Bedürfnis 
—  nennen  wir  es  zunächst  Versicherungsbedürfnis  —  befriedigt 
wissen  will,  und  der  Versicherer,  der  dem  Versicherungsnehmer 
die  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  anbietet.  Der  Schwerpunkt 
der  Betätigung  liegt  dabei  jedenfalls  auf  seilen  des  Versicherers. 
Der  Versicherungsnehmer  begnügt  sich  damit,  ein  Bedürfnis  zu 
empfinden  und  das  Verlangen  nach  seiner  Befriedigung  zu  bekunden. 
Der  Versicherer  dagegen  muß  nun  nachdenken,  wie  das  Bedürfnis 
des  Versicherungsnehmers    geartet    ist,   auf  welche  Weise    er    ihm 
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genügen  kann,  und  wie  er  es  einzurichten  hat,  daß  der  Ver- 
sicherungsnehmer darauf  eingeht.  Aus  diesen  Erwägungen  ergibt 
sich,  wie  bei  der  Darstellung  des  Wesens  der  Versicherung  vorzu- 
gehen ist.  Als  Ausgangspunkt  ist  das  Bedürfnis,  das  vom  Ver- 
sicherungsnehmer empfunden  und  vom  Versicherer  befriedigt  wird*), 
festzulegen  und  genau  zu  umgrenzen,  so  daß  die  Erfordernisse 
seiner  Beschaffenheit  im  einzelnen  klar  zutage  treten.  Weiterhin 
ist  zu  untersuchen,  durch  welche  Maßnahmen  und  unter  welchen 
Bedingungen  der  Versicherer  das  Bedürfnis  befriedigt.  Schließlich 
ist  dann  noch  mit  einigen  Worten  der  hierdurch  geschaffene  Zustand, 
der  ebenfalls  Versicherung  geheißen  wird,  zu  streifen  und  der  ver- 
wandten Methoden  wirtschaftlichen  Schutzes,  der  „Konkurrenten 
der  Versicherung",  Meidung  und  Unterdrückung,  und  ihres  Ver- 
hältnisses zur  Versicherung  kurz  zu  gedenken.  Bevor  ich  auf  das 
Versicherungsbedürfnis  als  Ausgangspunkt  eingehe,  will  ich  einen 
kurzen  Überblick  über  die  älteren  Begriffsbestimmungen  der  Ver- 
sicherung und  die  von  ihnen  beliebten  Ausgangspunkte  zu  geben 
versuchen. 

Der  Begriff  der  Versicherung  als  ökonomische  Kategorie  ist 
anscheinend  dadurch  so  verwirrt,  daß  die  Erkenntnis  des  Wesens 
der  Versicherung  und  die  Abgrenzung  gegen  verwandte  Einrich- 
tungen, Feststellungen,  mit  denen  nach  v.  Neumann 2)  jede  Begriffs- 
bestimmung zu  beginnen  ist,  bei  der  großen  Verschiedenheit  des 
Versicherungsgeschäftes  nicht  geringe  Schwierigkeiten  machen. 
Dazu  kommt,  daß  die  Versicherung  ein  Konglomerat  aus  ökono- 
mischen, juristischen  und  mathematischen  Elementen  darstellt, 
wodurch  wiederum  eine  Fixierung  der  wirtschaftlichen  Bestandteile 
für  sich  erschwert  wird.  Fernerhin  scheint  es  nicht  leicht  zu  sein, 
einen  richtigen  Ausgangspunkt  für  die  Betrachtung  der  Versicherung 
zu  gewinnen,  und  die  mannigfachen  Abweichungen  der  verschiedenen 
Definitionen  voneinander  und  manche  Unklarheiten  finden  hier- 
durch ihre  Erklärung. 

Angesichts  der  großen  Anzahl  von  Versuchen,  das  Wesen  der 
Versicherung  in  wirtschaftlicher  Beziehung  zu  charakterisieren,  die 
im  Laufe  der  Zeit  unternommen  wurden,  scheint  es  nicht  geboten, 
eine  mehr  oder  minder  umfangreiche  Aufzählung  des  bisher 
Geleisteten  zu  bringen.     Beschränkt  man  sich  indessen  nur  auf  die 


1)  Das  Bedürfnis  des  Versicherungsnehmers  kann  natürhch  über  das  hinaus- 
gehen, was  der  Versicherer  bieten  kann  oder  will.  Insoweit  ist  es  aber  nicht  ge- 
eignet, als  Spiegelbild  der  Wirklichkeit  zu  dienen. 

2)  Scbönb.  Handb.  4.  Aufl.  I,  S.  147. 

1* 
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neueren  Arbeiten  auf  die?;eni  Gebiete,  so  wird  es  sich  im  Interesse 
gründlicher  Darstellung  häufig  doch  nicht  vermeiden  lassen,  auch 
ältere  Schriften  zur  Erklärung  und  zum  \'ergleich  heranzuziehen. 
Zur  \'ermeidung  allzugroßer  Ausführlichkeit  und  Erzielung  einer 
besseren  Übersicht  dürfte  es  deshalb  am  zweckmä(3igsten  sein,  die 
bekannteren  Begriffsbestimmungen  nach  gleichartigen  Gesichts- 
punkten auf  Gruppen  zu  verteilen,  ])ei  deren  Besprechung  dann 
jedesmal  zu  den  Ansichten  einzelner  Autoren,  soweit  sie  Beachtung 
verdienen  oder  gefunden  haben,  Stellung  zu  nehmen  ist. 

Ich  teile  die  verschiedenen  Ausführungen  über  das  Wesen  der 
\'ersichei  ung  je  nach  den  Momenten,  die  die  Verfasser  zum 
Ausgangspunkt  nehmen  oder  besonders  betonen,  in  vier  Gruppen 
ein.  Dabei  unterscheide  ich  als  verschiedene  Ausgangspunkte  den 
\'ersicherungsvertrag,  die  Abwendung  nachteiliger  Folgen  von 
Schaden  bez.  Gefahr,  die  Glücksspielnatur  .der  Versicherung  und 
das  eventuelle  Bedürfnis.  Soweit  es  nicht  zweifelsfrei  zu  entscheiden 
ist,  auf  welchen  Punkt  ein  Verfasser  das  Hauptgewicht  gelegt  wissen 
will,  wird  man  ihn  in  mehreren  Gruppen  zu  Worte  kommen  lassen 
müssen. 

Die  älteren  Abhandlungen  über  das  Versicherungswesen  in 
ökonomischer  Beziehung  sehen  in  der  Regel  den  Versicherungs- 
vertrag als  unbedingt  notwendige  Voraussetzung  einer  jeden  Ver- 
sicherung an.  Ein  derartiges  Eindringen  rechtlicher  Elemente  in 
wirtschaftliche  Begriffe,  das  dann  zu  ganz  falschen  Schlüssen  führen 
mußte,  gehörte  ja  in  früheren  Zeiten  durchaus  nicht  zu  den  Seltenheiten. 
Die  Bearbeitung  des  theoretischen  Teils  der  Nationalökonomie 
wurde  in  weitem  Umfange  von  Juristen  oder  juristisch  vorgebildeten 
Schriftstellern  besorgt,  in  denen  bei  der  Betrachtung  und  Behand- 
lung wirtschaftlicher  Vorgänge  nur  zu  leicht  die  daraus  folgenden 
rechtlichen  Beziehungen  lebendig  wurden,  die  dann  manche  ver- 
hängnisvolle Irrtümer  veranlaßten  ^i. 


1)  Vgl.  Herrmann,  Die  Theorie  der  Versicherung  vom  wirtschaftlichen  Stand- 
punkt (3.  Aufl.,  Wien  189T),  S.  3.  Er  übertreibt  indessen  wohl  etwas,  wenn  er 
klagt:  „Möge  ihnen  (d.  h.  den  Juristen  des  19.  Jahrhunderts,  die  die  deutsche 
Nationalökonomie  „verballhornt"  haben  sollen)  der  gütige  Himmel  ihre  schweren 
Sünden  verzeihen  und  die  Nationalökonomie  wenigstens  im  20.  Jahrhundert  von 
deutscher  Juristerei  erlösen."  Maßvoller  bemerkt  Leuckfeld  über  die  juristische 
Mitarbeit  am  theoretischen  Ausbau  des  Versicherungswesens:  „Auch  von  juristischer 
Seite  wurde  das  Versicherungswesen  schon  frühzeitig  in  den  Bereich  wissenschaft- 
licher Behandlung  gezogen,  allerdings  in  einer  für  das  Versicherungswesen  selbst 
wenig  fruchtbaren  Weise,  indem  .  einerseits  die  Rechtswissenschaft  lediglich  darauf 
ausging,  den  Versicherungsvertrag  unter  die  Vertragskategorien  des  römischen  Rechts 
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So  hat  man  vielfach  geglaubt,  das  Wesen  der  Versicherung 
in  ökonomischer  Hinsicht  aus  den  Elementen  des  Versicherungs- 
vertrages begreifen  zu  können  und  hierbei  die  wirtschaftliche  Natur 
der  Versicherung  mit  der  rechtlichen  vermischt.  Masius^)  definiert, 
z.  B. :  „Unter  Versicherung  versteht  man  den  Vertrag,  welchen 
zwei  Parteien  schlief3en,  wodurch  die  eine  eine  gewisse,  irgend 
welchen  Gegenstand  treffen  könnende  Gefahr  gegen  eine  Kauf- 
summe oder  ein  Versprechen  übernimmt,  während  im  Falle  des 
Eintritts  derselben  von  der  andern  Schadensersatz  geleistet  wird". 
Ein  derartiger  Vertrag  liegt  bereits  vor,  wenn  ein  Versicherer 
einem  Versicherten  ein  bestimmtes  Risiko  gegen  Entgelt  zu  decken 
verspricht,  wobei  man  aber  im  Zweifel  sein  kann,  wie  hoch  das 
Zahlungsversprechen  im  Ernstfalle  zu  veranschlagen  ist^j.  Nur  zu 
häufig  wird  der  Versicherte  die  Gefahr,  einen  Vermögensverlust 
etwa  durch  Brandschaden  zu  erleiden,  mit  der  Gefahr,  einem 
zahlungsunfähigen  Versicherer  gegenüberzustehen,  vertauschen.  Von 
einer  Sicherheit  kann  also  unter  diesen  Umständen  keine  Rede 
sein.  Im  Gegenteil  1  Der  Versicherte  hat  für  den  Fall,  daß  der 
Versicherer  seinen  Verpflichtungen  nicht  nachkommen  kann,  nicht 
nur  den  entstandenen  Vermögensschaden  selbst  zu  tragen,  sondern 
außerdem  noch  den  Verlust  vielleicht  viele  Jahre  hindurch,  gezahlter 
Prämien  zu  verschmerzen. 

Abgesehen  davon,  daß  die  zitierte  Definition  infolge  ihres 
falschen  Ausgangspunktes  viel  zu  weit  gefaßt  ist  und  auch  Ver- 
hältnisse deckt,  die  nicht  als  Versicherung,  sondern  als  Wette  zu 
bezeichnen  sind,  muß  betont  werden,  daß  es  für  das  Wesen  der 
Versicherung  in  wirtschaftlicher  Beziehung  unerheblich  bleibt,  ob 
sie  rechtlich  als  privatrechtlicher  Vertrag  oder  in  einer  andern 
Form  in  die  Erscheinung  tritt,  z.  B.  als  ein  Gewaltsverhältnis,   wie 


einzureihen,  wobei  römische  Rechtsbegriffe,  wie  periculum  und  damnum  einseitig 
scharf  betont  wurden  und  eine  engherzige,  einer  freieren  Entwickelung  des  Ver- 
sicherungswesens ungünstige  Behandlung  desselben  die  natürliche  Folge  war;  die 
Gesetzgebung  andererseits  beschränkte  sich  darauf,  negativ  beschränkend  vorzugehen; 
sie  war  lediglich  bemüht,  die  beim  Betriebe  des  Versicherungswesens  auftretenden 
Auswüchse,  wie  den  Mißbrauch  zu  Wetten  usw.  zu  entfernen,  wobei  häufig:  genug 
mit  harten  Vorschriften  über  das  Ziel  geschossen  und  dadurch  das  gesamte  Ver- 
sicherungswesen geschädigt  wurde"  (Theorie  der  Versicherung  in  der  Deutschen 
Wissenschaft  (Zeitschrift  f.   d.  ges.  Versicherungswissenschaft   1.  Bd.    19Ul)  S.  200. 

1)  Sj'stematische  Darstellung  des  gesamten  Versicherungswesens  (Leipzig  1857), 
Seite   1. 

2)  Vgl.    die  diesbezüglichen   Ausführungen   bei    Wagner,   Der  Staat  und  das 
Versicherungswesen  (Tüb.   1881),  S.  135. 
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es  zwischen  inanclien  öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten  und 
ihren  Mit.y:Hetlcrn  besteht.  Trotzdem  hält  neucrdinf^s  noch  Eiiiining- 
haus'j  an  der  \'(  rtragstheorie  fest  und  will  da>  Wesen  der 
X'ersicheruny  unter  dein  Gesichtspunkte  des  auf  zweiseitigem  Ver- 
trage beruhenden  X'ersicherungsgeschäftes  betrachtet  wissen. 

Die  in  der  zweiten  Gruppe  zu  besprechenden  Anschauungen 
vom  Wesen  der  \'crsicherung  stellen  eine  Gefahr  oder  den  durch 
sie  verursachten  Schaden  an  die  Spitze.  Dieser  Standpunkt  wird 
in  der  berücksichtigten  Literatur  weitaus  am  häufigsten  vertreten, 
und  zwar  nicht  nur  von  Fachleuten,  denen  diese  Auffassung 
vielleicht  besonders  naheliegt,  sondern  auch  von  Gelehrten.  In  der 
Regel  bildet  allerdings  die  Gefahr  nicht  das  einzige  Begriffs- 
merkmal, sondern  sie  wird  mit  anderen  Kennzeichen  zu  einer 
Definition  oder  Charakteristik  des  Versicherungswesens  verbunden. 
Den  \'erfassern  schwebt  meistens  die  Schadensversicherung  als 
Beispiel  vor,  auf  die  sie  ihre  Begriffsbestimrpungen  besonders  ein- 
richten. Die  Folge  davon  ist,  daß  die  Lebensversicherung  mit 
ihren  Besonderheiten  nur  mühsam  in  ihrem  System  unterzubringen 
ist,  und  da(,1  manche  glauben,  ihr  den  Versicherungscharakter 
gänzlich  absprechen  zu  sollen. 

Im  folgenden  sollen  einige  Beispiele  für  die  gekennzeichnete 
Auffassung  angeführt  werden,  bei  deren  Auswahl  nicht  nur  die 
Stellung  zum  Schadensbegriff,  sondern  auch  die  übrigen  Merkmale, 
die  zur  f>kenntnis  des  Wesens  der  Versicherung  für  wertvoll 
gehalten  werden,  Berücksichtigung  finden.  Auf  diese  ist  indessen 
weiter  unten,  wo  von  den  Elementen  des  Versicherungsbegriffes 
die  Rede  sein  wird,  einzugehen.  Ich  kann  mich  deshalb  hier  kurz 
fassen,  und  es  genügt  an  dieser  Stelle,  die  angezogenen  Meinungs- 
äußerungen auf  ihre  Stellung  zum  Schadensmoment  zu  prüfen. 

Büsch^),  der  ungeachtet  mancher  Mängel  der  Ausdrucks  weise 
unter  den  älteren  Schriftstellern  wohl  die  klarste  \'orstellunsr  vom 


1)  Hdwb.  der  St.  W.  (2.  Aufl.)  Art.  „Versicherungswesen."  Eniminghaus, 
dessen  Abhängigkeit  von  juristischen  Gesichtspunkten  bereits  von  Leuckfeld 
(a.  a.  O.  S.  235)  bemängelt  ist,  verzichtet  auf  eine  Definition  und  begnügt  sich  mit 
der  Anführung  zweier  für  den  Versicherungsbegriff  unerläßlicher  Momente,  Ais 
solche  sieht  er  an:  1.  Die  Ungewißheit  und  Zufälligkeit  des  Eintritts  des  Ereig- 
nisses, dessen  Folgen  von  wirtschaftlich  nachteiliger  Bedeutung  sind,  2.  die  Absicht 
und  die  Möglichkeit,  die  wirtschaftlich  nachteiligen  Wirkungen  dieses  Ereignisses 
auszugleichen. 

2)  Allgemeine  Übersicht  des  Assekuranzwesens  (Hamburg  1795)  S.  3.  „Asse- 
kuranz (ein  in  unsere  Sprache  übergangenes  Wort,  dessen  Bedeutung  durch  Ver- 
sicherung viel  zu  allgemein  ausgedrückt    wird)  ist  die  von  einzelnen  oder  mehreren 
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Wesen  der  Versicherung  hat,  sieht  deren  Hauptaufgabe  in  der 
Gewährleistung  von  Ersatzmittehi  für  einen  zufälligen  Verlust.  Sehr 
viel  unbestimmter  sind  die  Auslassungen  von  Schmidt  1),  die  über 
eine  Aufzählung  technischer  Vorgänge  des  Versicherungsbetriebes 
nicht  hinauskommen  und  in  ihrer  Allgemeinheit  eher  Spartätigkeit 
oder  Reservefondsbildung  als  Versicherung  charakterisieren.  Mit 
größerer  Sorgfalt  bemüht  sich  Leuckfeld^),  die  markantesten 
Züge  der  Versicherung  in  seiner  Definition  festzuhalten,  die  er  als 
Antwort  zurichtet  auf  die  nach  seiner  Ansicht  grundlegenden 
Fragen  nach  dem  Zweck  der  Versicherung  und  der  Art  seiner 
Verwirklichung.  Dabei  kommt  er  aber  vom  Schadensbegriff  und 
von  der  Voraussetzung  eines  Vertrages  nicht  los  und  übersieht  bei 
der  Betonung  des  gemeinsamen  Sparens  die  Anstalten  mit  Umlage- 
verfahren. Auch  Gallus^j  gelingt  es  nicht,  die  Hauptmerkmale 
der  Versicherung  deutlich  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Der  gleiche 
Vorwurf  ist  Bütow^)  zu  machen,  dessen  Begriffspräzisierung  zwar 
an  Kürze  nichts  zu  wünschen  übrig  läßt,  die  aber  im  übrigen  recht 
dürftisf  und  schief  ausaref allen  ist.     Um  so   ausführlicher  ist  Adolf 


Personen  übernommene  Gewährleistung  von  dem  Erfolg  irgend  eines  durch  solche 
Zufälle  veranlaßten  Verlustes,  dessen  Größe,  zum  voraus,  falls  er  entsteht,  nicht  aber 
dessen  Entstehen  mit  Gewißheit,  wohl  aber  mit  einer  der  Gewißheit  sich  mehr  oder 
weniger  nähernden  Wahrscheinlichkeit,  bestimmt  werden  kann." 

1)  Schmidt.  Das  Ganze  des  Versicherungswesens  (Stuttgart  18711,  S.  1. 
„Alle  Versicherungen  haben  den  Zweck,  Kapitale  anzusammeln,  welche  bestimmt 
sind,  Verluste  am  Vermögen  zu  ersetzen  oder  das  vorhandene  Vermögen  zu  er- 
halten,  bzw.  zu  vermehren." 

2)  Leuckfeld  a.  a.  O.  S.  23S:  „Wir  betrachten"  die  Versicherung  als  einen 
auf  Vertrag  beruhenden  wirtschaftlichen  Vorgang,  in  welchem  durch  gemeinsames 
Sparen  Vorsorge  getroffen  wird  für  den  möglichen  Eintritt  (Eventualität)  von  Er- 
eignissen, welche  die  wirtschaftliche  Existenz  des  einzelnen  ungünstig  beeinflussen 
würden,  und  zwar  müssen  diese  für  den  Versicherten  zufällig  sein,  derselbe  darf 
darauf  einen  Einfluß  nicht  ausüben  können,  während  der  Versicherer  auf  Grund  der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  die  Folgen  bestimmen  und  durch  Verteilung  auf  viele 
für  den  einzelnen  Betroffenen  unschädlich  machen  kann. 

3)  Gallus,  Grundlagen  des  gesamten  Versicherungswesens  (Leipzig  1874),  S.  3. 
„Das  Eigentümliche  jeder  Versicherung  besteht  darin,  gegen  eine  vorher  bedungene 
Gegenleistung  die  Verpflichtung  zu  übernehmen,  entweder  den  innerhalb  einer  be- 
stimmmten  Zeit  an  einem  bestimmten  Objekt  durch  ein  bestimmtes  Ereignis  ent- 
stehenden Vermögensnachteil  zu  ersetzen  oder  eine  fest  bestimmte  Summe  für  diesen 
Fall  zu  zahlen.* 

4)  Bütow,  Die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  (Berlin  1883),  S.  36.  „Alle 
Versicherung  besteht  in  der  Übernahme  fremder  Gefahr  auf  der  einen,  Deckung 
gegen  eigene  Gefahr  auf  der  anderen  Seite." 
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\Va,y;neri),  der  ebenfalls  die  Versicherung  al^  ein  Miitcl  zur 
Kompensation  von  Vermögensschaden  in  bestimmten  Fällen  ansieht 
(Beseitigung  der  „nachteiligen  Folgen  zufälliger  Ereignisse  für  das 
X'ermögen"),  und  mit  viel  Aufwand  an  Worten  und  Scharfsinn  die 
schwierige  Fixierung  des  X'ersicherungsbcgriffcs  durchzuführen  be- 
müht ist.  In  ähnlicher  Weise  stellt  auch  P  h  il  i  p])o  vic  h^),  der 
auf  eine  Definition  verzichtet  und  nur  die  Elemente  der  \'ersicherung 
namhaft  macht,  das  Schadensmoment  in  den  Vordergrund. 

Bei  den  hier  genannten  Theorien  finden  indessen  verschiedene 
für  das  Wesen  der  Versicherung  wichtige  Punkte  keine  Beachtung. 
Insbesondere  ist  auszusetzen,  daß  die  Lebensversicherung  und 
einige  ihr  verwandte  Versicherungszvveige  unter  die  angeführten' 
Definitionen  nicht  zu  f)ringen  sind.  Von  einer  Gefahr  kann  in 
der  Lebensversicherung  allenfalls  noch  gesprochen  werden.  Sie 
wäre  dann  nicht  in  dem  Tode  an  sich,  sondern  in  der  Möglichkeit 
des  früheren  als  nach  den  Umständen  zu  erwartenden  Eintritts 
desselben  zu  erblicken.  Aber  der  Schaden,  den  diese  Gefahr  im 
Gefolge  haben  soll,  wird  sich  häufig  nicht  nachweisen  lassen.  Er 
ist  an  sich  auch  für  die  Versicherung  bedeutungslos  und  nur 
insofern  von  Interesse,  als  er  eine  von  den  Ursachen  bilden  kann, 
die  ein  Bedürfnis  nach  Mitteln  für  den  Fall  unvorhergesehener 
Extraausgaben  hervorzurufen  imstande  sind. 

Auch  Wagners  Definition  deckt  die  Lebensversicherung  und 
einige  andere  Zweige  entgegen  seiner  ausdrücklichen  Behauptung ^j 
nicht.  Denn  die  Beseitigung  nachteiliger  Folgen  bestimmter  Er- 
eignisse für  das  Vermögen  einer  Person  ist  durchaus  kein  wesent- 
liches, in  der  Regel  anzutreffendes  Merkmal  der  Versicherung. 
Nur  die  Schadensversicherung  setzt  ein  Vermögen  voraus,  die 
Personenversicherung  dagegen  lediglich  ein  Einkommen. 

Die  Erweiterung  des  Schadensbegriffes  zu  nachteiligen  Folgen 


1)  Ad.  Wagner  i.  Schönb.  Handb.,  II,  2,  S.  359;  „Versicherung  im  wirt- 
schaftlichen Sinne  ist  diejenige  wirtschaftliche  Einrichtung,  welche  die  uachteiligen 
Folgen  (zukünftiger)  einzelner,  für  den  Betroffenen  zufälliger,  daher  auch  im  ein- 
zelnen Falle  ihres  Eintretens  unvorhergesehener  Ereignisse  für  das  Vermögen  einer 
Person  dadurch  beseitigt  oder  wenigstens  vermindert,  daß  sie  dieselben  auf  eine 
Reihe  von  Fällen  verteilt,  in  denen  die  gleiche  Gefahr  droht,  aber  nicht  wirklich 
eintritt." 

2)  Philippovich,  Grundriß  Bd.  I,  1908,  S.  344:  _Die  Wahrscheinlichkeit, 
daß  eine  Schädigunsr  in  gewissem  Maße  eintreffen  wird,  die  Tatsache,  daß  eine 
Mehrzahl  dieser  Gefahr  ausgesetzt  ist,  und  die  Ungewißheit,  wen  sie  treffen  wird, 
sind  die  Elemente  der  Versicherung.' 

3)  Schönbergs  Handbuch  S.  359. 
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schlechthin,  wie  auch  des  Begriffes  der  Gefahr,  unter  der  in  An- 
lehnung an  Gobbii)  jede  Eventualität,  die  geeignet  ist,  da?  Ver- 
hältnis zwischen  Bedürfnissen  und  ihren  Befriedigungsmitteln  un- 
günstig zu  modifizieren,  verstanden  werden  muß,  ist  beim  Ausgehen 
von  diesen  Momenten  unerläßlich,  wenn  man  bei  der  Anwendung 
auf  manche  Versicherungszweige  nicht  zu  gewaltsamen  Konstruktionen 
seine  Zuflucht  nehmen  will.  Denn  bei  der  Aussteuer-  oder  Militär- 
dienstversicherung kann  z.  B.  die  Aussicht  auf  Verheiratung  einer 
Tochter  bez.  Militärdiensttauglichkeit  eines  Sohnes  für  den  V^ater 
nicht  schon  darum  als  Gefahr  oder  Schaden  im  gewöhnlichen 
Sinne  des  Wortes  gelten,  weil  beide  gewisse  außergewöhnliche 
Aufwendungen  mit  sich  bringen.  Diese  Begriffser  Weiterungen 
werden  aber  dann  zu  einem  bedenklichen  Auskunftsmittel,  wenn 
trotz  alledem  eine  Klärung  des  Versicherungsbegriffes  nicht  zu 
erreichen  ist,  im  Gegenteil  manche  Ungenauigkeiten  zu  neuen  Irr- 
tümern Anlaß  geben. 

In  der  dritten  Gruppe,  zu  der  ich  mich  nunmehr  wende,  ver- 
einige ich  diejenigen  Verfasser,  die  ihr  Augenmerk  in  erster  Linie 
auf  die  mathematisch-technische  Seite  des  Versicherungsbetriebes 
richten,  und  die  in  der  Versicherung  eine  besondere  Art  des 
Glückspiels  vor  sich  zu  haben  glauben.  Hier  wird  vor  allen  Dingen 
auf  die  oben  genannte  Schrift  Em  anuel  Herr  mann s  einzugehen 
sein,  der  diese  Theorie  zuerst  in  einer  selbständigen  Arbeit  vertreten 
hat  2).  Er  nimmt  von  der  Aufstellung  einer  Definition  Abstand  und 
läßt  auch  eine  kurze  Zusammenfassung  dessen,  was  er  für  die 
Versicherung  als  wesentlich  betrachtet,  vermissen.  Seine  Auffassung 
geht  aber  wohl  dahin,  sich  die  Versicherung- als  ein  organisiertes 
Glücksspiel  zwecks  Kompensation  der  nachteiligen  Folgen  des 
Zufalls  vorzustellen'^).     Der  Versicherungsbetrieb  ist  für  ihn  nichts 


1)  U.  Gobbi,  Die  Theorie  der  Versicherung  begründet  auf  den  Begriff  der 
eventuellen  Bedürfnisse.     Leipzig   1S96,9T.' 

2)  Die  Theorie  ist  nicht  zuerst  von  Herrniann  aufgestellt,  was  nach  dem 
Inhaltsverzeichuis  („der  Verfasser  legt  eine  ganz  neu  e  Theorie  vor")  angenommen 
werden  könnte.  Die  Behauptung  erfährt  denn  auch  auf  S.  21  eine  Berichtigung 
durch  die  Bemerkung,  es  handle  sich  um  die  Darstellung  einer  „nur  von  wenigen 
Gesetzgebern  und  Denkern  ausgesprochenen  Meinung  über  das  Versicherungs- 
wesen." 

3j  Aus  S.  27,  49,  1U9  und  anderen  Stellen  zu  entnehmen.  Manes  nimmt  im 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Art.  „Feuerversicherung"  an,  dai3  Herrmann 
durch  die  in  früheren  Zeiten  üblichen  Wohltätigkeitslotterien  zum  Besten  der  Ab- 
gebrannten auf  den  Gedanken  gekommen  sei,  Versicherung  und  Lotterie  miteinander 
zu  verquicken. 
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amlercs,  als  eine  „Lotterie^)  mit  unbestimmten  Ziehungen",  deren 
Spieleinsatz  in  der  Versicherungsprämie  besteht.  Der  Schadens- 
ersatz soll  den  Gewinn  im  „\'crsicherungslotto"  ausmachen.  Die 
lünzclheitcn  werden  sehr  anschaulich  geschildert.  „Der  Zicher  ist 
clor  Unglücksfall,  der  blinde  Knabe  am  Glücksrade  der  Wirtschaft. 
Als  Treffer  koiiiint  der  Tod,  die  Krankheit,  die  Invalidität,  der 
Brandschaden  eines  Gebäudes  und  anderes  zum  Vorschein"  (S.  40). 
Wer  es  indessen  im  I  linblick  auf  die  wenig  verlockenden  Treffer 
vorziehen  sollte,  sich  lieber  nicht  am  Versicherungslotto  zu  betei- 
ligen, spielt  nach  Herrmann  s  Ansicht  trotzdem  und  zwar  mit  dem 
Zufall.  Dies  Spiel,  das  noch  gefährlicher  ist,  wird  dem,  der  sich 
versichert,  abgenommen  vom  Versicherer,  der  es  dann  seinerseits 
spielt,  aber  als  „Professionsspieler  auf  speziellem  Gebiet"  (S.  65). 
Dementsprechend  strebt  die  Versicherungsunternehmung  in  ihrem 
Endzweck  lediglich  nach  Gewinn  aus  dem  Lotto  zur  Verteilung 
fetter  Dividenden  an  die  Aktionäre  (S.  66  67),  wohingegen  der 
Zweck  der  Versicherung  für  den  Versicherten  nicht  auf  Spiel- 
gewinne, sondern  im  Gegenteil  auf  Austausch  des  Unsicheren  gegen 
das  Sichere  abzielt  (S.  60/61).  Dessenungeachtet  hebt  Herr  mann 
an  anderer  Stelle  ausdrücklich  wieder  hervor:  „Der  Versicherte 
sowie  die  Versicherungsunternehmung  sind  ohne  w'eiteres  als  Spieler 
und  Spielhalter  zu  betrachten"  (S.  45).  Im  übrigen  bemüht  sich 
Herrmann,  den  Versicherungsbegriff  fast  grenzenlos  auszudehnen 
und  nach  Möglichkeit  zu  verdunkeln.  Sicherheitsschlösser,  Bettelei, 
Wohltätigkeitsfeste,  Bereithalten  von  Reservewäsche  —  alles  das 
ist  in  seinen  Augen  Versicherung^).  Mit  derartiger  Oberflächen- 
forschung glaubt  er  indessen  in  die  Tiefe  gegangen  zu  sein  („Je 
größer  der  Bau,  desto  tiefer  und  fester  der  Grundstein"  heißt  es 
im  Vorwort  zur  zweiten  Auflage),  und  mit  Befriedigung  stellt  er 
fest,  daß  sein  Standpunkt  von  „geistvollen  Kritikern"  „philosophisch" 
genannt  sei.  Immerhin  kann  seine  Theorie,  die  Manes^)  treffend 
als  „verblüffend  schief  und  einseitig"  gekennzeichnet  hat,  hier  nicht 


1)  Anscheinend  hält  Her  rmann  die  Lotterie  für  ein  Gl  ücks  spiel.  Offenbar 
besteht  aber  doch,  wie  nebenbei  bemerkt  werden  mag,  ein  Unterschied  zwischen 
beiden,  den  W.  Röscher,  Versuch  einer  Theorie  der  Finanz-Regalien  (Leipzig 
1884)  S.  65,  darin  findet,  daß  beim  Glücksspiel  im  Gegensatz  zur  Lotterie  die  Höhe 
der  Gewinne  nicht  von  vornherein  bestimmt  ist,  sondern  sich  erst  aus  der  Spiel- 
tätigkeit ergibt. 

2)  Herrmann  a.  a.  O.  S.   112. 

—        3)  Versicherungslexikon  (Tüb.    1909)  Art.  ^Versicherung"   S.  142S.     Eine  ein- 
gehendere Kritik  gibt  Leuckfeld  a.  a.  O.,  S.   216ff. 
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übergangen  werden.  Denn  sie  hat  nicht  nur  viel  Verwirrung  in 
den  Köpfen  von  Theoretiicern  angerichtet,  sondern  auch  wiederholt 
Anklang  gefunden  und  beispielsweise  gelegentlich  sogar  zu  der 
Forderung  geführt,  diese  Spielinstitute  kräftig  zu  besteuern.  Rein- 
hold  Schiin  kl)  legt  sie  seiner  Dissertation  über  die  Natur  der 
\'ersicherung  zugrunde.  Leider  läßt  er  sich  die  dankbare  Aufgabe 
entgehen,  die  zahlreichen  Widersprüche  und  Übertreibungen  der 
He rrm  an  nschen  Arbeit  richtig  zu  stellen,  deren  Grundauffassung 
er  im  Anfang  zwar  als  schief  verurteilt^)  um  sie  schließlich  aber 
doch  in  der  Hauptsache  anzuerkennen^). 

In  geläutertem  Zustande  kehren  Herrmanns  Gedanken  bei 
Adolph  Wagner'l)  wieder,  der  den  Glücksspielcharakter  aller 
\'ersicherungen  erblickt  in  der  Ungewißheit  des  einzelnen  Ver- 
sicherten, mehr,  vielleicht  auch  weniger  an  Beiträgen  zu  zahlen, 
als  ihm  an  Vergütung  gewährt  wird,  bez.  in  dem  Risiko,  bei 
Nichteintritt  des  Versicherungsereignisses  leer  auszugehen^). 

Zur  Beurteilung  der  in  diesem  Abschnitt  zitierten  Anschauungen 
wird  zu  prüfen  sein,  ob  bez.  inwieweit  Zweck  und  Mittel  der 
X'ersicherung  mit  denen  des  Glücksspieles  zusammenfallen. 

Als  Zweck  der  Versicherung  kann,  allgemein  gesprochen^), 
die  Beseitigung  der  durch  Zufälle  verursachten  wirtschaftlichen 
Störungen  gelten.  Das  Glücksspiel  dagegen  setzt  an  die  Stelle 
der  Gewißheit  das  Wagnis  und  sucht  das  Walten  des  Zufalls  durch 
künstliche  Vorrichtungen  herbeizuführen,  um  ihm  die  Entscheidung 


1)  Reinhold  Schlink,  Die  Natur  der  Versicherung  (Würzburg  1887). 
Schlink.  wie  auch  die  übrigen  berücksichtigten  Verfasser  zitieren  sämtlich  die 
zweite  Auflage,  so  daß  von  ihnen  auch  die  mannigfachen  Änderungen  und  Er- 
weiterungen, die  Herrmann  in  der  3.  Aufl,  vorgenommen  hat,  nicht  in  Betracht 
gezogen  werden  konnten. 

2)  Schlink  (a.  a.  O.,  S.  28)  verwirft  die  Identifizierung  des  Versicherers 
mit  dem  Spielbankhalter. 

3)  Ebenda  S.  44.  Er  stellt  sich  ebenso  wie  Herrmann,  die  Versicherung 
als  Vereinigung  zweier  Spiele  vor,  des  Spiels  des  Schicksals  und  des  Spiels  der 
Menschen,  die  im  ersten  Spiel  verlieren,  im  zweiten  in  der  Höhe  des  Verlustes 
gewinnen. 

-      4)  Schönbergs  Handbuch,  Bd.  II,  2,  S.  379. 

5)  In  ähnlichem  Sinne  äußert  sich  Endemann,  Wesen  des  Versicherungs- 
geschäftes, Erlangen  1866,  S.  367  und  553).  Weiterhin  auch  das  österreichische 
BGB.  §   1269,  worauf  sich  Herrmanu  des  öfteren  beruft. 

6)  Es  scheint  mir  nicht  ratsam,  den  eigentlichen  Zweck  der  Versicherung,  wie 
wir  ihn   später  kennen  lernen   werden,  hier  schon  vorwegzunehmen. 
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über  \'erniögcnsverscliic-l)ungen  zu  ül)crantwoit(-n  •).  Umgekehrt 
will  die  Versicherung  ilir  Ziel,  die  gegebenen  Wagnisse  möglichst 
durch  Gewißheit  zu  ersetzen,  dadurch  erreichen,  daß  sie  den  Zeit- 
punkt des  Eintritts  an  sich  zufälliger  Ereignisse  im  Wege  mathe- 
matisoher  Berechnung  vorauszubestimmcn  trachtet.  Das  gelingt 
ihr  auch  annähernd  für  eine  gewisse  Anzahl  von  Beobachtungsfällen 
im  ganzen,  aber  nicht  für  den  Einzelfall.  Die  hierin  zutage 
tretende  praktische  Unvollkommenheit  ändeit  indes-en  nichts  an 
dem  Prinzip. 

Offensichtlich  decken  sich  also  Versicherung  und  Glücksspiel 
weder  in  Beziehung  auf  den  Zweck,  noch  auf  die  Mittel.  Trotzdem 
hat  man  die  Versicherung  bald  für  den  Versicherer,  bald  für  den 
Versicherten  als  Glücksspiel  ausgeben  wollen.  So  kommt  Ilenniann 
infolge  einseitiger  Betrachtungsweise,  die  sich  unter  den  verschieden- 
artigen Betriebsformen  der  Versicherungen  nur  der  Aktiengesellschaft 
zuwendet,  zu  dem  irrtümlichen  Schluß,  die  \'ersicherungsaktien- 
gesellschaft  einer  Lotterieunternehmung  gleichzustellen.  Es  wird 
sich  später  bei  der  Behandlung  der  Elemente  der  Versicherung 
zeigen,  daß  hierbei  das  Gegenseitigkeitsprinzip,  das  aller  Versicherung 
ohne  Rücksicht  auf  die  Form  ihres  Betriebs  innewohnt,  gänzlich 
übersehen  wurde. 

Auf  der  anderen  Seite  soll  der  Glücksspielcharakter  der  Ver- 
sicherung beim  Versicherten  zutage  treten  in  der  Ungewißheit, 
wie  er  bei  der  Versicherung  fahren  wird.  Für  die  Schadensver- 
sicherung trifft  diese  Behauptung  jedenfalls  nicht  zu,  solange  die 
Schadenszahlung  dem  Versicherten  grundsätzlich  keine  Vorteile 
bietet,  und  jegliche  Überversicherung  als  strafbare  Handlung  aus- 
geschlossen bleibt.  Es  soll  indessen  nicht  in  Abrede  gestellt  werden, 
daß  im  Gebiete  der  Personenversicherung  Fälle  vorkommen  können, 
in  denen  die  Versicherung  dem  Glücksspiel  sich  nähert.  Derartige 
Ausnahmen  geben  jedoch  noch  kein  Recht,  die  Versicherung  all- 
gemein als  Glücksspiel  anzusehen. 


1)  Vgl.  Manes,  Versicherungswesen  (Leipzig  1905),  S.  14.  „Der  Zweck  der 
Versicherung  ist  Bedarfsdeckung.  Der  Zweck  des  Spieles  ist  Gewinn.  Wo  eine 
Versicherung  nur  des  Gewinnes  wegen  genommen  wird  und  genommen  werden 
kann,  ist  sie  keine  solche  mehr,  sondern  wird  zum  Spiel.  Daraus  aber,  daJi  in 
einem  Einzelfall  die  Versicherung  aufhören  kann,  eine  solche  zu  sein,  und  zum 
Spiel  wird,  ist  unmöglich  der  Schluß  zu  ziehen,  daß  Versicherung  nur  immer 
Spiel  ist." 

Wörner  mißt  den  Gegensatz  zwischen  Lotterie  und  Versicherung  am  Erfolg 
und  sagt:  „Der  Lotteriegewinn  vermehrt  den  Verniögensstand,  die  Versiehe lungs- 
leistung  erhält  ihn"  (Allgemeine  Versicherungslehre,  Leipzig   1907,  S.  10). 
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Deshalb  ist  auch  die  Glücksspieltheorie  nicht  imstande,  die 
Erkenntnis  des  Wesens  der  Versicherung  zu  fördern.  Mehr  Erfolg 
verspricht  dagegen  die  Anschauungsweise,  die  dem  Wesen  der 
\'ersicherung  auf  Grund  der  Natur  des  Versicherungsbedürfnisses 
näher  zu  kommen  trachtet,  und  mit  der  ich  mich  nunmehr  be- 
schäftigen will. 

Soweit  ich  sehe,  gebührt  Ulysses  Gobbi^)  das  Verdienst,  zu- 
erst die  Versicherung  charakterisiert  zu  haben  als  ein  Mittel  zur 
Befriedigung  eines  event.  Bedürfnisses.  Die  Mehrzahl  der  neueren 
Abhandlungen  über  unser  Thema  ist  dieser  Auffassung  mit  mehr 
oder  minder  wichtigen  Abweichungen  gefolgt.  Friedrich  Hülße'^) 
hat  in  seinem  Aufsatz  ,,Die  V^ersicherung  als  Deckung  eines  unge- 
wissen Bedarfs"  den  Gedanken  Gobbis  weitergesponnen.  Nach 
ihm  sind  die  Bedürfnisse  zu  zergliedern  in  gewöhnliche,  die  aus 
dem  Einkommen  befriedigt  zu  werden  pflegen,  und  außergewöhnliche, 
zu  deren  Befriedigung  es  in  den  meisten  Fällen  nicht  ausreicht. 
Es  bleibt  dann  nichts  weiter  übrig,  als  entweder  etwa  vorhandenes 
\'ermögen  heranzuziehen  oder  nötigenfalls  den  außerordentlichen 
Bedarf  auf  Kosten  der  regulären  Bedürfnisse  zu  decken.  Hier  setzt 
die  Versicherung  ein  und  bietet  Deckungsmittel  für  außerordentliche 
Bedarfsfälle  an.  Die  Folge  ist,  daß  das  Vermögen  in  seinem  Bestand 
erhalten  bleibt  und  daß  die  aus  dem  Einkommen  zu  bewirkende 
Deckung  des  gewöhnlichen  Bedarfs  nicht  in  Frage  gestellt  wird. 
, .Versicherung  ist  daher,  führt  Hülße  aus,  die  Sicherung  eines 
Einkommens  zur  Deckung  eines  ungewissen  Bedarfs"^).  Und  zwar 
ist  sie  in  Übereinstimmung  mit  Philippovich^)  stets  als  ein 
Mittel  zur  Einkommenssicherung  aufzufassen^  mag  sie  dem  Ver- 
sicherten nun  direkt  ein  Einkommen  in  Form  von  Rentenbezügen 
gewähren,  oder  die  als  Quellen  seines  Einkommens  zu  betrachtenden 
Vermögenswerte  bei  Verlust  ergänzen,  oder  irgendwie  geartete  Be- 
lastungen (z.  B.  Haftpflicht),  die  es  vermindern  könnten,  auf  sich 
nehmen.  Die  Versicherungsleistung  dient  demnach  in  jedem  Fall 
der  Aufrechterhaltung   des  Einkommens*^)    in    seiner  unveränderten 


1)  In  dem   erwähnten  Aufsatze   „Die  Theorie  der  Versicherung  begründet  auf 
dem  Begriff  der  eventuellen  Bedürfnisse." 

2)  Friedr.   Hülße,  Die  Versicherung    als  Deckung  eines  ungewissen  Bedarfs 
(Zeitschr.   f.   d.   ges.  Versicherungsvvissenschaft,  Berlin    1908,    Bd.  III,  S.    539 — 554). 

'6}  a.  a.  O.  S.  547. 

4)  Philippo  vich,  Grundriti  Bd.  I,  S.   346. 

5)  Philippo  vich  behauptet,   daß  Vermögensteile  nur  wegen  des  Einkommens, 
das  sie   abwerfen,  versichert  würden.     Das  trifft  m.  E.   aber  nicht  immer  zu.    Viele 
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Höhe;  deshalb  braucht  sie  selbst  aber  nicht  notwendig  Einkommen 
zu  sein,  sondern  sie  kann  auch  in  der  Form  der  Wrmögensüber- 
tragung  ihrer  Aufgabe  gerecht  werden.  Daraus  geht  hervor,  daß 
die  \'ersicherung  nicht  nur,  wie  Fhilippo  vichzeigt,  ,, eine  besondere 
Art  der  Einkommensbildung  ermöglicht"!),  sondern  auch  zur  Ver- 
mogensbiidung  dienen  kann,  wie  es  z.  B.  bei  allen  Versicherungs- 
zweigen der  sogenannten  Schadensversicherung  durchweg  der  Fall 
ist.  Hier  stellt  die  Leistung  des  Versicherers  eine  Vermögens- 
übertragung dar,  die  bezweckt,  das  Einkommen  auf  einer  unver- 
änderten Höhe  zu  erhalten. 

Ebenso  einseitig  ist  es,  sich  im  Anschluß  an  Manes^)  oder 
Wörner*^)  auf  den  Vermögensbedarf  zu  beschränken  und  den 
Einkommensbedarf,  wie  er  sich  in  der  Rentenversicherung  zeigt, 
gänzlich  beiseite  zu  lassen.  Gobbi"*)  spricht  wieder  zu  allgemein 
von  Kapitalbedarf,  Lexis^)  von  Bedarfsfällen  schlechthin.  Richtiger 
scheint  es  mir,  statt  dessen  Geldbedarf  zu  setzen.  Denn  der  ungewisse 
Bedarf    ist    nur    insoweit    versicherungsfähig,    als    er    durch    Geld 


Vermögensteile  werfen  gar  kein  Einkommen  ab,  z.  B.  Schmuck,  Hausrat  usw. 
Trotzdem  werden  diese  Gegenstände  versichert,  weil  bei  einem  eventuellen  Verlust 
ihre  Ergänzung  das  Einkommen  angreifen  würde. 

1)  Philippovich,  a.  a.  O.  S.  346. 

2)  Manes,  Versicherungswesen,  S.  1.  Wb.  d.  Volkswirtschaft,  Art.  „Ver 
Sicherungswesen".     Versicherungslexikou,  Art.   „Versicherung,"  S.    1422. 

.S)  Wörner  a.  a.  O.,  S.  3.  Wörner  bestreitet  der  Versicherungsleistung 
den  Einkommenscharakter.      ^Der  Versicherte  opfert  zwecks  Gewinnung  dieser  Eiu- 

nalime    keine   Güter die    Versicherungsleistung   unterfällt    daher    auch   nicht 

dem  ökonomisch-technischen  Begriff  des  Einkommen"  (a.  a.  O.  S.  21).  Zu  dieser 
falschen  Ansicht  wird  Wörner  verleitet  durch  einseitige  Exemplifizierung  auf  die 
Sachschadenversicherung  (, Zufluß  und  Umfang  der  Versicherungsleistung  hängt  ab 
vom  Verlust  des  Versicherungsfalles,"  S.  21),  die  ihn  anscheinend  übersehen  läßt, 
daß  die  Versicherungsleistung  —  wenn  sie  auch  durch  einen  Schaden  veranlaßt 
wird  —  doch  lediglich  als  Gegenleistung  für  die  Opfer  des  Versicherten  (die  bisher 
gezahlten  Prämien)  anzusehen  ist  und  häufig  sehr  wohl  als  Einkommen  angesprochen 
werden  darf,  z.  B.  in  der  Unfall-,  Leibrenten-  und  anderen  Versicherungsbranchen. 
Mag  auch  die  Versicherungsrente  von  dem  Versicherer  als  eine  in  Teilzahlungen 
stattfindende  Vermögensübertragung  anzusehen  sein,  für  den  Versicherten  —  und 
darauf  kommt  es  hier  allein  an  —  besitzt  sie  in  vielen  Fällen  alle  wesentlichen 
Merkmale  des  Einkommens. 

4)  Gobbi.a.  a.  O.  S.  255.  »Die  Versicherung  bezweckt  bei  geringsten  Kosten 
und  bei  genügender  Sicherheit  das  erforderliche  Kapital  zur  Verfügung  zu  stellen 
(zur  Befriedigung  eines  eventuellen  Bedürfnisses)  im  Falle  das  Ereignis  eintritt, 
welches  das  Bedürfnis  selbst  hervorruft." 

5)  Versicherungslexikon  Art.   , Begriff",  S.  217. 
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gedeckt  werden  kannl),  weil  der  Versicherer  nicht  gewillt  ist,  bei 
einer  anderen  Form  der  Leistung  Gefahr  zu  laufen,  daß  sie  sich  bei 
Fälligkeit  überhaupt  nicht  oder  nur  mit  besonderem  Aufwand  bewirken 
läßt.  Die  Entscheidung  über  den  Charakter  der  Leistung  des  Ver- 
sicherers als  Einkommen  bez.  Vermögen  bleibt  dann  dem  einzelnen 
Falle  vorbehalten  2). 

Durch  das  Erfordernis  der  Ungewißheit  des  Geldbedarfs  wird 
angedeutet,  daß  es  sich  stets  um  ein  zukünftiges  Bedürfnis  handeln 
muß 3),  das  noch  nicht  empfunden,  sondern  vorausgesehen  wird. 
Ist  es  bereits  eingetreten  und  die  rechtzeitige  Versicherung  unter- 
lassen, so  kann  es  wohl  noch  durch  Unterstützung,  aber  nicht  mehr 
durch  Versicherung  Befriedigung  finden.  Denn  alle  Versicherung 
beruht,  wie  wir  noch  sehen  werden,  darauf,  daß  eine  Vielheit  von 


1 )  Damit  ist  selbstverständlich  noch  nicht  gesagt,  daß  der  Versicherer  seine 
Verpflichtungen  stets  durch  bare  Geldzahlungen  ablöst.  Er  kann  ihnen  gerade  so 
gut,  wie  es  auch  vielfach  geschieht,  auf  andere  Weise  genügen,  z.  B.  indem  er  den 
Glaser  für  eine  neue  Scheibe,  den  Arzt  für  die  Behandlung  eines  Kranken  oder 
Verunglückten  bezahlt,  statt  dem  Versicherten  den  Betrag  auszuhändigen.  Aber  er 
läßt  sich,  v^ie  z,  B.  die  Auslosungsversicherung  zeigt,  nur  so  lange  zur  Abweichung 
von  der  Barregulierung  bereitfinden,  als  die  Beschaffung  von  Ersatzstücken  keine 
Schwierigkeiten  oder  besonderen  Kosten  verursacht.  Auch  darf  die  Naturalleistung 
nicht  etwa  zu  einer  Mitvergütung  der  Abnutzung  führen,  wie  es  bei  den  Unter- 
stützungsgemeinschaften früherer  Zeiten  der  Fall  war.  Für  den  Begriff  der  Versicherung 
im  wirtschaftlichen  Sinne  ist  demnach  nicht  die  Form,  in  der  die  Versicherungs- 
leistung seitens  des  Versicherers  tatsächlich  bewirkt  wird,  wesentliches  Merkmal, 
sondern  der  Charakter  des  Bedarfs  des  durch  die  Versicherung  Begünstigten.  So- 
bald der  Bedarf  ausschließlich  auf  eine  bestimmte  Sach-  oder  Dienstleistung  gerichtet 
ist,  und  eine  Befriedigung  durch  Geld  von  vornherein  als  wertlos  abgelehnt  wird, 
liegt  keine  Versicherung  mehr  vor. 

2)  Der  Vollständigkeit  halber  sei  erwähnt,  daß  W  a  g  n  e  r  in  seinem  Aufsatz 
„Der  Staat  und  das  Versicherungswesen"  die  Versicherung  als  Gemeinbedürfnis  be- 
zeichnet hat  (S.  109).  In  ähnlicher  Weise  zerlegt  Marschner  (Ansätze  zu  einer 
theoretischen  Grundlegung  der  Versicherung,  Berlin  1908)  das  Versicherungs- 
bedürfnis in  Individual-  und  Kollektivbedürfnis.  Die  genannten  Bedürfnisspeziali- 
sationen  sind  indessen  wohl  kaum  als  essentielle  Bestandteile  des  Versicherungs- 
begriffs anzusehen.  Aus  diesem  Grunde  können  sie  hier  unberücksichtigt  bleiben 
und  bei  der  Verstaatlichungsfrage,  in  deren  Zusammenhang  sie  gehören,  abgehandelt 
werden. 

3)  Manes  sucht  das  Erfordernis  der  Zukünftigkeit  des  Bedarfs  aus  dem 
weiter  unten  zu  erwähnenden  Begriffsmerkmal  der  Zufälligkeit  abzuleiten.  „Daß 
es  sich  um  zukünftige  Bedürfnisse  handeln  muß,  geht  aus  dem  Begriffe  der  Zu- 
fälligkeit hervor.  Das  Geschehene  ist  sicher.  Es  erscheint  daher  nicht  mehr  zufällig" 
(Versicherungswesen,  S.  9).  M.  E.  bleibt  auch  das  Geschehene  zufällig,  so  lange 
nicht  statt  der  Zufälligkeit  eine  andere  Entstehungsursache  ermittelt  ist.  Warum 
soll  ein  vorhandener  Bedarf  deshalb,  weil  er  sicher  ist,  nicht  mehr  zufällig  ent- 
standen  sein  können  ? 
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Personen  sich  ^ej^on  Ltistun.ü  einer  Präiiiic  Deckung  für  einen 
Ungewissen  Gckibtdaif  siriiert,  der  dann  alur  nur  bei  einem  Teile 
von  ihr  wirklich  zur  Knt>lLhun<;  kommt  und  gc-deckt  wird  mit  Hilfe 
dl  I- Beiträgi'  aller  derer,  die  ihn  befürchteten.  Ein  Ausgleich  zwischen 
den  wirksamen  und  unwirksamen  Fällen^)  ist  offenbar  nur  dann 
möglich,  wenn  die  Mitglieder  dir  \'ersicherungsgemein-chatt  bereits 
vor  dem  Eintritt  des  Bedarfs  sich  über  ihren  Beitritt  zu  entscheiden 
genötigt  waren-).  Die  Abstellung  auf  den  subjektiv  ungevv)ssen  und 
in  diesem  Sinne  zukünftigen  Bedarf  ist  für  die  Versicherung  ein 
unentbehrliches  Unterscheidungsmerkmal  gegenül)er  allen  mildtätigen 
\'eranstaltungen,  an  die  sich  die  Bedürftigen  erst,  nachdem  sie  in 
Not  geraten  sind,  wenden. 

Die  Ungewißheit  des  Geldbedarfs,  die  zum  Ausdruck  bringt, 
daß  der  Versicherte  im  Zweifel  ist,  ob  überhaupt  bez.  wann  der 
Bedarf  sich  einstellen  und  wen  er  alsdann  treffen  wird,  charakterisiert 
ihn  al)er  noch  nicht  genügend,  und  er  muß  deshalb  durch  Beifügung 
einiger  Attribute  noch  schärfer  fixiert  werden. 

Die  Versicherung  kommt  nicht  für  jeden  ungewissen  Geldbedarf 
auf,  sondern  beschränkt  ihre  Hilfe  auf  die  infolge  einzelner  genau 
bezeichneter  Ereignisse  sich  einstellenden  Bedarfsfälle.  Auf  der 
Verschiedenartigkeit  dieser  Ereignisse  basiert  die  Einteilung  der 
Versicherung  in  ihre  einzelnen  Zweige.  Das  Ereignis  braucht  an 
sich  weder  ungewiß  zu  sein,  wie  die  Lebensversicherung  beweist, 
noch  zukünftig,  wie  die  Rückwärtsversicherung  dartut.  Wie  es  im 
einzelnen  beschaffen  und  von  welcher  Wirkung  es  begleitet  sein 
muß,  bestimmt  sich  nach  den  allgemeinen  und  besonderen  Verab- 
redungen zwischen  Versicherer  und  Versicherten.  Eine  Gegenüber- 
stellung bewufJt  gewollter  (vorsätzlicher;  und  unbewußt  gewollter 
(fahrlässiger)  Ereignisse,  die  Wörner  vornimmt'^),  glaube  ich  unter- 
lassen zu  können,  da  der  Vorsatz  noch  auf  andere  Weise  Berück- 


1)  Vgl.  Lexis  im   Versicheiungslexikon,  Art.    „Begriff",  S.  215. 

2)  Vgl.  Moldenhauer,  Das  Versicherungswesen  (Leipzig  1 905),  S.  10.  „Bei 
der  Versicherung  besteht  die  Verpflichtung  2ur  Leistung  von  Beiträgen  von  vorn- 
herein, ohne  daß  notwendigerweise  die  Entrichtung  derselben  schon  vor  Eintritt  des 
Bedarfs  erfolgen  muß."  Gallus  übersieht  das  („Das  Prinzip  der  Versicherung 
kommt  nur  in  der  Aktiengesellschaft  zum  Ausdruck"  a.  a.  O.,  S.  flOl  und  hält  in- 
folgedessen Versicherungsinstitute  auf  Gegenseitigkeit,  soweit  sie  ihre  Beiträge  durch 
Umlage  erheben,  für  bloße  Verteilungsassoziationen  (»Wirtschaftsgenossenschaiten", 
S.  yl).  Ob  die  Mitglieder  sich  zur  Teilnahme  an  späteren  Umlagen  bereit  erklären 
oder  ihre  Beiträge  zum  voraus  entrichten,  ist  offenbar  nur  eine  betriebstechnische 
Verschiedenheit  ohne  Bedeutung  für  den  Begriff  der  Versicherung. 

3)  Wörner  a.   a.  O.,   S.  7. 
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sichtigung  findet.     Ebenso  scheint  es  mir  entbehrlich,  das  Ereignis 
als  drohend  näher  zu  charakterisieren.     Wörner  nennt  ein  Ereignis 
drohend    im  Sinne  der  Versicherung,  ,,wenn  sein  Eintritt  im  Zeit- 
punkte  der   Versicherungsnah  nie  ungewiß  und  möglich  ist"  (S.  6). 
Offenbar  ist  der  Eintritt  jedes  objektiv  ungewissen  Ereignisses  möglich  1). 
Unmöglichkeit  wäre  Gewißheit.    Überdies  halte  ich  die  Bezeichnung 
des  Versicherungsereignisses   als    drohendes  Ereignis    nicht    einmal 
für  richtig,    weil   sein  Eintritt    alsdann   stets    in  der  Zukunft  liegen 
müßte^),  mithin    die  Rückwärtsversicherung  ausgeschlossen  würde. 
Wörner    hält    zwar    ein    bereits    eingetretenes  Ereignis    noch  für 
drohend  (S.  6),  weil  er  anscheinend  die  objektive  Ungewißheit  des 
Ereigniseintritts  und  die  subjektive  Ungewißheit  des  Betroffenen  über 
denselben,  die  hier  allein  in  Frage  kommt,  nicht  scharf  auseinander- 
hält.   Auch  entgeht  es  ihm  anscheinend,  daß  bei  einem  stattgefundenen 
Ereignis  der  Eintritt,  da  er  schon  geschehen  ist,  nicht  mehr  möglich 
ist.      Ebensowenig    möchte    ich    mir    die    Behauptung  Wörners, 
daß    das  Ereignis    verlustbringend    sein    müsse,    zu  eigen  machen. 
Verlust  im  Sinne  Wörners    ist    ,, ganzer   oder   teilweiser  Wegfall 
der  vollen  Verfügung  über  das  Vermögen  oder  einzelne  seiner  Teile" 
(S.  5).      Mit  Hilfe  dieser  unbestimmten  Fassung  sucht  Wörner  die 
Schadenstheorie  wieder  zu  Ehren  zu  bringen.     Ich  will  hierzu,  ohne 
mich    auf    eine   eingehende   Kritik    des  mitgeteilten  Verlustbegriffes 
einzulassen,  bemerken,  daß  diese  Formulierung  in  allen  Fällen  un- 
vollkommen ist,  in  denen  kein  Vermögen  vorhanden  ist,  demgemäß 
auch  keine  Verfügung  über  ein  solches  in  Wegfall  kommen  kann 3). 
Dies  dürfte  auch  Wörner  nicht  entgangen   sein,  wie  seine  einige 
Seiten  weiter  vorgenommene  Erweiterung  zu  Verlusten  an  mensch- 
licher, psychischer  und  physischer  Kraft  beweist  (S.   11).     An  sich 


1)  Daß  nicht  schon  die  absolute  Möglichkeit  (des  Ereignisses  überhaupt)  sondern 
erst  die  relative  Möglichkeit  (Eintritt  mit  Wirkung  auf  das  Versicherungsgut)  für  die 
Versicherung  von  Bedeutung  ist,  bedarf  wohl  keiner  besonderen  Erwähnung  (vol. 
Wörner  a.  a.   O.,  S.   6.). 

2)  Vgl.  V.  Boenigk  (Wesen,  Begriff  und  Einteilung  der  Versicherung,  Tüb. 
1895),  S.  83:  „Es  sei  nur  darauf  hingewiesen,  daß  es  ein  Nonsens  wäre,  Vor- 
kehrungen, welche  die  Folgen  eines  bereits  eingetretenen  Ereignisses  aufheben 
wollen,  Versicherung  zu  nennen." 

3)  Es  ist  selbstverständlich,  daß  mit  dem  Verlust  eines  Vermögensobjektes 
auch  die  Verfügungsgewalt  über  dasselbe  in  Wegfall  kommt;  aber  das  ist  ökonomisch 
ganz  nebensächlich.  Denn  wenn  die  Verfügungsgewalt  verloren  wird,  ohne  daß 
das  Vermögen  untergeht  (z.  B.  bei  der  Entmündigung),  liegt  kein  Anlaß  zur  Ver- 
sicherung vor.  Die  Hauptsache  ist  eben  der  Verlust  der  Sache  selbst,  nicht  der 
Verfügungsgewalt,  den  Wörner  in  den  Vordergrund  stellt. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  38.  2 
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ist  natürlich  nichts  im  Wege,  die  verlustbringende  Wirkung  noch 
weiter  zu  fassen,  nur  kann  damit  nichts  .  für  den  Begriff  der  Ver- 
sicherung im  wirtschaftlichen   Sinne  gewonnen  werden. 

Der  Kintritt  des  ungewissen  von  einem  bestimmten  Ereignis 
abhängenden  Geldbedarfs  muf.^  ferner  —  und  damit  kommen  wir 
zu  einerweiteren  notwendigen  Eigenschaft  —  vom  Zufall  abhängen^). 
Als  Zufall  stellen  wir  uns,  wie  Dietrich  2)  es  ausdrückt,  „eine  von 
mehreren  Möglichkeiten  vor,  die  sich  von  den  übrigen  nur  durch 
ihre  Tatsächlichkeit  unterscheidet."  Sieht  man  aber  genau  zu,  so 
wird  man  Hume^)  beipflichten  müssen,  der  vom  Zufall  nichts 
wissen  will.  „Aber  es  gibt  ein  Äquivalent  desselben,  die  Unwissen- 
heit, in  welcher  wir  über  die  wahren  Ursachen  der  Ereignisse 
schweben."  Für  die  Versicherung  bildet  indessen  die  Zufälligkeit 
des  Ereignisses,  durch  das  der  ungewisse  Bedarf  zur  Gewißheit  wird, 
eine  nicht  zu  entbehrende  ziemlich  allgemein  anerkannte  Grenzlinie 
gegenüber  dem  willkürlieh  herbeigeführten'  Geldbedarf,  der  nicht 
versicherungsfähig  ist.  Will  man  den  unbestimmten  Zufallsbegriff, 
der  obendrein  nicht  alle  in  Frage  kommenden  Fälle  umfaßt,  ver- 
meiden, so  empfiehlt  es  sich,  die  Versicherung  auf  den  unabhängig 
von  dem  Willen  des  Berechtigten 4)  zur  Entstehung  kommenden 
Geldbedarf  einzuschränken. 

Schließlich  verlangt  man  noch  von  dem  Geldbedarf,  daß  er  zum 
voraus  schätzbar  sei 5).  Erdbeben,  Überschwemmungen  und  Stürme 
zeitigen  beispielsweise  einen  Schaden,  der  sich  einer  verläßlichen 
Berechnung  im  voraus  fast  ganz  entzieht.  Dieser  Mangel  an  stati- 
stischen Unterlagen  wird  sich  unzweifelheft  dem  praktischen  Ver- 
sicherungsbetriebe hindernd  in  den  Weg  stellen  und  die  Versicherten 
mit  einem  beträchtlichen  Kreditrisiko  belasten,  ihn  aber  doch  noch 
nicht  unmöglich  machen,  wie  der  Betrieb  der  genannten  und  ähn- 
licher   Versicherungszw^eige    dartut.       Dementsprechend    kann    die 


1)  Man  könnte  das  Erfordernis  der  Zufälligkeit  auch  mit  dem  Ereignis  ver- 
binden. Die  Beziehung  auf  den  Bedarf  scheint  mir  aber  den  Vorzug  zu  verdienen, 
weil  sie  für  beide  —  Ereignis  und  Bedarf  -    Zufälligkeit  voraussetzt, 

2)  B.  Dietrich,  Das  Spiel  und  die  Klassenlotterie.  Leipziger  Dissertation, 
Dresden  1887,  S.  7. 

3)  Zitiert  bei  Herrmann,  a.  a.  O,  S.  4,  Anm.   1. 

4)  Von  diesem  Grundsatze  ist  dadurch  noch  nicht  abgewichen,  daß  beispiels- 
weise in  der  Lebensversicherung  in  neuerer  Zeit  zuweilen  auch  bei  Selbstentleibung 
die  Police  eingelöst  wird.  Der  Wille  des  durch  die  Versicherung  Begünstigten, 
d.  h.  der  Hinterbliebenen,  hat  an  der  Tat  keinen  Anteil. 

5)  Manes,   Versicherungslexikon,  Art.   „Versicherung,"  S.   1424. 
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Schätzbarkeit  des  Geldbedarfs  auch  nicht  als  wesentliches  Merkmal 
der  Versicherung   betrachtet  werden  1). 

Aus  den  bisherigen  Darlegungen  gewinnen  wir  als  erstes 
Element  der  Versicherung  den  ungewissen,  unabhängig  vom  Willen 
des  Berechtigten  als  Folge  eines  bestimmten  Ereignisses  eintretenden 
Geldbedarf.  Als  zweites  Element  gesellen  sich  zu  ihm  die  zum 
Zwecke  seiner  Befriedigung  vom  Versicherer  ins  Werk  gesetzten 
wirtschaftlichen  Veranstaltungen,  die  wir  uns  jetzt  näher  ansehen 
wollen. 

Alle  Versicherun-  ist  nur  denkbar  auf  der  Grundlage  einer 
Gemeinschaft 2)  vieler  Personen,  von  denen  jede  den  Geldbedarf  für 
sich  befürchtet.  Die  Erfahrung  lehrt  nun,  daß  sich  die  Furcht  nach- 
träglich in  der  Regel  bei  der  Mehrzahl  als  unbegründet  herausstellt. 
Bei  ihr  ist  zugleich  mit  dem  Geldbedarf  auch  die  Gegenleistung  für 
die  im  Hinblick  darauf  entrichteten  Beiträge  ausgeblieben,  die  daher 
zur  Befriedigung  des  tatsächlich  eingetretenen  Bedarfs  mit  Verwendung 
finden  können.  Mit  dem  Betrage  der  „wirksamen  Fälle,"  wie  sie 
Lexis  nennt3),  werden  die  Beiträge  der  Gesamtheit,  nicht  etwa  nur 
die  der  „unwirksamen  Fälle"4)^  belastet.  Der  rationelle  Versicherungs- 
betrieb faßt  eine  möglichst  große  Anzahl  von  Bedarfsfällen  so  zu- 
sammen, daß  nach  dem  Prinzip  des  Risikoausgleichs  ein  möglichst 

1)  Auch  Wörner  lehnt  die  Schätzbarkeit  als  versicherungstechnisches  Merk- 
mal  der  Versicherung  für  den  wirtschaftlichen  Begriff  ebenso  ab,  wie  die  geforderte 
„Planmäßigkeit  des  Betriebes,"  die  er  mit  Recht  nicht  ansehen  will  „als  eine 
charakteristische  Eigenschaft  der  Versicherung,  sondern  als  notwendige "  Begleit- 
erscheinung jeder  wirtschaftlichen  Personenvereinigung,  die  planlos  ihre  wirtschaft- 
liche Aufgabe  nie  erfüllen  könnte"   (a.  a.  O.,  S.   II). 

2)  Cohn  glaubt  mit  diesem  einen  Merkmal  das  Wesen  der  Versicherung 
charakterisieren  zu  können  und  sagt:  ,Das  Wesen  der  Versicherung  ist  Vereini- 
gung einer  größeren  Zahl  gleichartiger  Interessenten  gegen  die  Folgen  ökonomischer 
Unfälle"   (System  der  Nationalökonomie,  III.  Bd.,  S.  4.     Stuttgart  1S9S). 

-3)  Versicherungslexikon,  Art.   „Begriff,"   S.  215. 

4)  Das  scheint  z.  B.  Ad.  Wagner  anzunehmen;  er  verteilt  die  für  einzelne 
nachteiligen  Folgen  auf  eine  Reihe  von  Fällen,  in  denen  die  Gefahr  nicht  wirklich 
eintritt  (s.  o.  S.  8,  Note  1).  v.  Boenigk  zeigt,  daß  das  nicht  zutrifft,  und  daß  die 
Kosten  auf  alle  —  auch  die  Betroffenen  —  repartiert  werden  (S.  74).  Zuschüsse 
von  dritter  Seite  laufen  dem  Wesen  der  Versicherung  nicht  zuwider.  „Es  handelt 
sich  dann  vielmehr  um  eine  Vereinigung  von  Versicherung  und  Unterstützung,  wie 
man  sie  bei  unserer  Arbeiterversicherung  beobachten  kann"  (Manes,  Versicherungs- 
wesen, S.  2).  Die  Grenze  gegenüber  der  Armenfürsorge  ist  also  noch  nicht  ver- 
wischt, so  lange  die  Versicherten  prinzipiell  zu  Beiträgen  verpflichtet  sind,  die  ihnen 
einen  bestimmten  Anspruch  verschaffen.  (Sie  brauchen  sich  nicht,  wie  bei  der 
Unterstützung,  mit  einem  beliebigen  Betrage  zufrieden  zu  geben). 

2* 
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gleichmäßiges  Verhältnis  zwischen  den  wirksamen  und  unwirksamen 
Fällen  erzielt  wird. 

Ob  die  Gegenseitigkeit  in  dem  gedachten  Sinne  als  ein  unent- 
behrliches Merkmal  der  Versicherung  angesehen  werden  muß,  ist 
wiederholt  in  Zweifel  gezogen.  So  von  Herr  mann,  der  diese  Auf- 
fassung für  einen  Irrtum  hält,  den  vor  ihm  nur  ein  einziger  deutscher 
Denker  —  R.  von  Mo  hl  —  erkannt  haben  solH).  Das  Zusammen- 
wirken vieler  sei  wohl  eine  wichtige  Frage  der  Ausführung  der 
Aufgaben  der  Versicherung,  gehöre  aber  nicht  zu  ihrem  Wesen  2). 
Nach  seiner  Ansicht  kann  die  Versicherung  auch  als  Einzelvertrag 
zwischen  zwei  Personen  auftreten.  Wie  wir  schon  sahen,  ist  es 
juristisch  allerdings  gleichgültig,  ob  der  Versicherer  gegebenen- 
falls auch  die  zur  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  notwendigen 
Mittel  zur  Verfügung  hat.  W^irtschaftlich  kann  aber  nur  dann  von 
Versicherung  die  Rede  sein,  wenn  der  Versicherer  sich  in  bezug 
auf  das  Vorhandensein  der  einstigen  Deckuhgsmittel  nicht  auf  den 
Zufall  verläßt^),  sondern  sie  ständig  dadurch  in  Bereitschaft  hält, 
daß  er  die  Leistungen  einer  Vielheit  von  Versicherten  genügend 
hoch  bemißt,  um  seine  Gegenleistungen  damit  jederzeit  bewirken 
zu  können. 

Die  Notwendigkeit  einer  Personenvereinigung  ist  ferner  auch 
bestritten  unter  Hinweis  auf  die  sogenannte  Selbstversicherung-*), 
die  darin  besteht,  daß  eine  Einzelwirtschaft  mit  beträchtlichem  un- 
gewissen Geldbedarf  es  vorzieht,  im  Hinblick  auf  die  bedeutenden 
Versicherungskosten,  die  dem  nach  sorgfältiger  Berechnung  tat- 
sächlich zu  erwartenden  Bedarf  nahekommen  oder  ihn  übersteigen, 


1)  Ich  habe  bei  v.  Mohl  die  Stelle  nachgelesen,  auf  die  sich  Herrmann 
beruft.  („Die  Vorsorge-  und  Versorgungsanstalten"  in  der  deutschen  Vierteljahrs- 
schrift,  Jahrg.  ISS.'i,  Heft  3,  S.  226).  Danach  scheint  mir  v.  Mohl  doch  anderer 
Ansicht  zu  sein;  denn  bezüglich  der  Gegenseitigkeit  benaerkt  er  a.  a.  O. :  „Un- 
bedenklich behaupten  wir  nun,  daß  die  Verwaltung  nach  dem  Prinzip  der  Gegen- 
seitigkeit dem  Zweck  der  in  Frage  stehenden  Anstalten  vorzugsweise  entspricht." 

2)  Leuckfeld  a.  a.  0.,  S.  225,  ist  der  Meinung,  daß  das  Prinzip  der  Ver- 
einigung nicht  nur  in  der  Versicherung,  sondern  in  vielen  anderen  Zweigen  der 
Volks-  und  Verkehrswirtschaft  zur  Anwendung  komme  und  deshalb  nicht  als  etwas 
der  Versicherung  Eigentümliches  anzusehen  sei.  Leuckfeld  übersieht  anscheinend, 
daß  die  Anwendung  des  Gegenseitigkeitsprinzips  in  anderen  Zweigen  der  Volkswirt- 
schaft dadurch  noch  nicht  ausgeschlossen  wird,  daß  man  es  als  ein  wesentliches 
Merkmal  der  Versicherung  bezeichnet. 

3)  Vergl.  Bischoff,  Kulturaufgaben  des  Versicherungswesens  (Berlin  1907 ( 
Seite  10. 

4)  U.  a.  von  Ad.  Wagner  und  R.  Schlink. 
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auf  eine  Versicherungsgemeinschaft  mit  anderen  Einzelwirtschaften 
zu  verzichten  und  dem  ungewissen  Geldbedarf  durch  Reserven- 
bildung zu  begegnen.  Zudem  wird  das  Sparziel  so  schnell  erreicht, 
daß  die  treibende  Kraft  aller  Versicherung  —  die  lange  Dauer 
und  Ungewißheit  bis  zur  Erreichung  des  Sparzieles  —  in  Wegfall 
kommt. 

Trotz  mancher  äußeren  Ähnlichkeit  mit  der  Versicherung  trägt 
dieses  Verfahren  doch  deutlich  die  Kennzeichen  der  Spartätigkeit 
an  sich.  Die  Selbstversicherung  nimmt  der  Einzelwirtschaft  das 
Risiko,  ihr  Sparziel  zu  spät  zu  erreichen,  nicht  ab,  und  das  Ein- 
kommen bleibt  abhängig  von  den  Ansprüchen  des  ungewissen  Be- 
darfs. ,,Eine  Versicherung,  welche  ein  einzelnes  Wirtschaftssubjekt 
vornimmt,  ist  ein  ökonomischer  Nonsens,  denn  tritt  das  Ereignis 
bez.  der  Schaden  ein,  so  ist  jenes  einzelne  Wirtschaftssubjekt  doch 
um  den  betreffenden  Schaden  ärmer,  auch  wenn  es  sich  durch 
Reservierungen  aller  Art   darauf  vorbereitet  hat"l). 

In  der  Bildung  einer  Personengemeinschaft  besteht  demnach  die 
wichtigste  Maßnahme  zur  Befriedigung  eines  ungewissen  Geldbedarfs 
mittelst  der  Versicherung.  Damit  haben  wir  das  zweite  Element 
des  Versicherungsbegriffes  gefunden.  Die  Befriedigung  vollzieht 
sich  durch  Ausfolgung  der  entsprechenden  Geldsumme.  Dabei  sind 
zwei  Bedingungen  wohl  zu  beachten.  Die  Übertragung  der  Geld- 
mittel geschieht  gegen  Entgelt  und  als  Eigentum. 

Die  Entgeltlichkeit  ist  eine  nicht  zu  vermissende  Grenzlinie 
gegen  die  organisierte  Unterstützung.  Als  Korrelat  steht  ihr  der 
Anspruch  des  Versicherten  auf  eventuelle  Auszahlung  der  Ver- 
sicherungssumme ,  gegenüber.  Kostenzuschüsse  von  dritter  Seite 
widersprechen  dem  Prinzip  nicht  2j. 

Mit  der  Übertragung  der  Versicherungssumme  geht  sie  in  das 
Eigentum  des  Versicherten  über.  Das  muß  hervorgehoben  werden 
als  eine  Besonderheit  der  Versicherung  im  Gegensatz  zum  Notkredit. 
Andernfalls  würden  auch  Vorschußvereine  als  Versicherungsbetriebe 
anzusehen  sein.     Sie  gelten  aber  mit  Recht  nicht  als  Versicherungs- 


1)  V.  Boenigk  a.  a.  O,  S.  S9.  Ebenso  Wörner  a.  a.  O.,  S.  10.  Im 
Gegensatz  zur  Versicherung  werden  beim  Sparen  die  Deckungsmittel  nur  von  einer 
Person  aufgebracht.  Dadurch  wird  natürlich  noch  keineswegs  in  Abrede  gestellt, 
daß  die  sogenannte  Selbstversicherung  bisweilen  für  große  Unternehmungen  vorteil- 
hafter sein  kann,  als  die  Versicherung.  In  einem  späteren  Kapitel  über  die  Vor- 
aussetzungen des  Versicherungsbetriebes  ist  darauf  einzugehen. 

2)  S.  o.  S    lil,  Anm.  4. 
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institutc,  weil  der  Ungewisse  Geldbedarf  durch  Kredit  nicht  hefricdij^t, 
sondern  nur  zeitlich  verschoben  wird  ^). 

Als  drittes  Element  sind  hiernach  die  für  die  Befriedigung  des 
ungewissen  Geldbedarfs  maßgebenden  Bedingungen,  Entgcltlichkuit 
und  Übertragung  der  Geldmittel  als  Eigentum  anzusehen. 

Verschmelzen  wir  die  drei  Elemente  zu  einer  Definition,  so 
würde  sie  etwa  lauten :  \'ersichcrung  im  wirtschaftlichen  Sinne 
nennen  wir  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Veranstaltungen, 
die  die  entgeltliche  Übertragung  der  erforderlichen  Geldmittel  als 
Eigentum  (nicht  als  Kredit)  bezwecken  im  Falle  eines  ungewissen, 
ungewollt  und  als  Folge  einzelner  genau  bezeichneter  Ereignisse 
eintretenden  Geldbedarfs. 

Die  in  den  vorausgegangenen  Auseinandersetzungen  näher 
charakterisierte  und  als  Versicherung  bezeichnete  wirtschaftliche 
Tätigkeit  führt  zu  einem  Zustande,  der,  wie  früher  schon  bemerkt 
wurde,  ebenfalls  Versicherung  genannt  wird. 

Eine  Vielheit  von  Einzelwirtschaften,  von  denen  jede  eine 
Einkommensstörung  infolge  eines  ungewissen  Geldbedarfs  befürchtet, 
ist  in  der  beschriebenen  Weise  zu  einer  Versicherungsgemeinschaft 
zusammengefaßt.  Welche  Folgen  die  hierdurch  erzielte  Stabilisierung 
des  Einkommens  für  den  einzelnen  nach  sich  zieht,  ist  hier  nicht 
weiter  darzustellen.  Vielmehr  ist  an  dieser  Stelle  die  Situation, 
die  die  Versicherungstätigkeit  schafft,  unter  volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten  zu  betrachten. 

Durch  die  Versicherung  wird  eine  weitgehende  Zentralisation 
der  Reservenbildung  für  bestimmte  Bedarfsfälle  erreicht.  An  die 
Stelle  getrennter  Rücklagenansammlung  jeder  Einzelwirtschaft  für  ihre 
Zwecke  —  der  sogen.  Selbstversicherung  —  tritt  die  von  einer 
oder  mehreren  Versicherungsanstalten  für  die  Gesamtheit  der  an- 
geschlossenen Einzelwirtschaften  besorgte  Reservenbildung.  Volks- 
wirtschaftlich betrachtet  ist  die  Versicherung  demnach  —  wenn  wir 
die  internationale  Rückversicherung  zunächst  einmal  beiseite  lassen 
—  ein  Sparprozeß,  durch  den  in  bestimmten  Fällen  die  einzelne 
treffende  Schmälerung  des  Einkommens  für  sie  beseitigt  wird  aus 
den  Rücklagen,    die  von    dem  Einkommen    aller   für   diese  Zwecke 


1)  Herrmann  bespricht  S.  121  in  einer  Anmerkung  einen  Vorschlag,  der 
dahin  geht,  in  der  Schadenversicherung  keinen  Ersatz,  sondern  nur  ein  entsprechen- 
des Darlehen  zu  garantieren,  das  dann  in  kleinen  Annuitäten  zurückzuzahlen  wäre. 
Dabei  entf^eht  es  ihm  offenbar,  daß  das  nichts  anderes  als  ein  Rückfall  in  die  Not- 
kreditwirtschaft wäre,  die  er  acht  Seiten  zuvor  noch  als  die  primitivste  Form  der  Ver- 
sicherung nächst  dem  Bettel  bezeichnet. 
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gebildet  wurden.  Die  volkswirtschaftlichen  Vorteile  dieses  Ver- 
fahrens gegenüber  der  Selbstversicherung  der  einzelnen  Wirtschaften 
liegen  auf  der  Hand.  Sobald  die  Reservenbildung  von  der  Einzel- 
wirtschaft auf  eine  Kollektiv-  oder  Gesamtwirtschaft  übergeht, 
brauchen  im  Verhältnis  weniger  Mittel  reserviert  zu  werden. 
Die  freiwerdenden  Kapitalien  können  sich  von  den  in  der  Regel 
niedrig  verzinsten  Reservenanlagewerten  einer  weniger  sicheren  aber 
höhere  Zinserträge  gewährenden  Verwertung  zuwenden. 

Aber  wie  die  Selbstversicherung,  obgleich  sie  in  manchen 
Fällen  ökonomisch  zweckmäßiger  ist  als  die  Beteiligung  an  einer 
Versicherungsgemeinschaft,  doch  häufig  bei  nicht  genügendem 
Risikenausgleich  keine  befriedigende  Sicherheit  bieten  kann,  so 
besteht  auch  bei  kleinen  Staatsgebieten  zuweilen  die  Gefahr,  daß 
die  erhoffte  Sicherheit  ohne  die  Beteiligung  anderer  Volkswirtschaften 
als  Rückversicherer  illusorisch  wird.  Eine  eingehende  Erörterung 
der  mannigfachen  Beziehungen  zwischen  Versicherung  und  Volks- 
wirtschaft würde  hier  jedoch  zu  weit  führen.  Ich  gehe  deshalb  zur 
Untersuchung  des  Verhältnisses  zwischen  der  Versicherung  und 
ihren  Konkurrenten,  Meidung  und  Unterdrückung,  über. 

Die  Versicherungstätigkeit  wird  unterstützt,  zum  Teil  auch 
durchkreuzt  von  den  Methoden  der  Meidung  und  Unterdrückung. 
Während  bei  der  Versicherung  mit  dem  Eintritt  eines  bestimmt 
gearteten  Bedarfs  von  vornherein  gerechnet  wird  und  für  diesen 
Fall  die  nötigen  Vorkehrungen  getroffen  werden,  geht  die  Aufgabe 
der  Meidung  dahin,  das  Ereignis,  als  dessen  Folge  der  Bedarf 
auftreten  könnte,  entweder  überhaupt  nicht  zur  Entstehung  kommen 
zu  lassen  oder  ihm  wenigstens  die  zerstörende  Wirkung  zu  nehmen  1). 
Das  ist  auf  zweierlei  Art  denkbar.  Entweder  werden  diejenigen 
Gegenstände,  deren  Verlust  zu  befürchten  ist,  möglichst  allen 
Gefahren  entzogen  und  gegen  ihre  Einwirkung  gesichert.  Ein 
Beispiel  für  diese  Art  der  Meidung  bieten  die  Stahlkammern  unserer 
Großbanken,  in  denen  hochwertige  Objekte  eine  so  weitgehende 
Sicherheit  vor  Feuer,  Diebstahl  u.  a.  Gefahren  genießen,  daß  auch 
ängstliche    Gemüter    auf    ihre  Versicherung,    sofern    sie    überhaupt 

1)  O.  V.  Samson-H  immelstiern  (Präventive  Versicherungspoliiik,  S.  5, 
Berlin  1904)  vereinii^t  Meidung  und  Unterdrückun.;  mit  der  Versicherung  zum  Be- 
griff der  „präventiven  Versicherung,"  deren  Tätigkeit  darin  bestehen  soll,  „dem 
Eintritt  einer  Gefahr  vorzubeugen,  indem  entweder  die  Gefahrursache  beseitigt  oder 
deren  Wirksamkeit  verhindert  oder  doch  wenigstens  eingeschränkt  wird."  Ich  halle 
die  Subsumtion  von  Meidung  und  Unterdrückung  unter  den  Begriff  der  Ver- 
sicherung wegen  der  gänzlichen  Verschiedenheit  ihrer  Wesensmerkmale  nicht  für 
zulässig. 
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möglich  ist,  verzichten  werden.  Die  Translokation  der  zu  sichernden 
Gegenstände  ist  natürlich  nicht  immer  notwendig  und  möglich. 
Sie  wird  dann  auf  mannigfache  Weise  ersetzt  durch  Isolierung 
oder  Imprägnierung.  In  vielen  Fällen  führen  indessen  Maßnahmen 
dieser  Art  nicht  zum  Ziele,  und  es  muß  statt  dessen  Bedacht 
darauf  genommen  werden,  einzelne  Gefahren  wirkungslos  zu  machen 
oder  von  den  gefährdeten  Objekten  abzulenken.  Hier  würden 
beispielsweise  Sicherheitsventile,  Bleisicherungen  in  elektrischen 
Leitungen,  Blitzableiter  usw.  zu  nennen  sein. 

Häufig  ist  jedoch  die  Anwendung  einer  oder  beider  Arten  der 
Meidung  aus  technischen  oder  ökonomischen  Gründen  nicht 
empfehlenswert  oder  unmöglich^),  und  nicht  selten  versagen  beide 
ganz  oder  zum  Teil,  sei  es,  daß  die  vollständige  Isolierung  des 
Objektes  mißglückte,  sei  es,  daß  nicht  alle  Gefahrenquellen  ver- 
stopft werden  konnten.  Dann  besteht  nur  noch  die  Möglichkeit, 
durch  Unterdrückung  der  verlustbringenden  Vorfälle  den  Schaden 
nach  Kräften  einzuschränken,  z.  B.  ein  ausgebrochenes  Feuer  zu 
löschen.  Der  Erfolg  der  Unterdrückung,  die  naturgemäß  stets  erst 
dann  in  Aktion  treten  kann,  wenn  ein  mehr  oder  minder  erheb- 
licher Schaden  bereits  entstanden  ist,  ist  im  allgemeinen  noch 
zweifelhafter,  als  der  der  Meidung,  weil  er  meist  nur  bei  sofortigem 
Eingreifen,  das  al)er  durch  widrige  Umstände  2)  leicht  vereitelt 
werden  kann,  zu  erreichen  ist.  Deshalb  kann  die  Unterdrückung 
die  Versicherung  nicht  entbehrlich  machen,  und  sie  ist  daher  auch 


1 )  Ob  Meidung  und  Unterdrückung  der  Versicherung  vorzuziehen  sind,  ent- 
scheidet für  die  Privatwirtschaft  lediglich  die  Höhe  der  Unkosten.  F"ür  die  Volks- 
wirtschaft werden  derartige  Erwägunj,^en  nicht  immer  ausschlaggebend  sein.  Sobald 
es  sich  z.  B.  um  die  Verhütung  von  Gefahren  für  Leib  und  Leben  handelt,  müssen 
die  hierfür  erforderlichen  Vorkehrungen  auch  dann  getroffen  werden,  wenn  ihre 
Kosten  die  der  Versicherung  übersteigen.  Meidung  und  Unterdrückung  können  indessen 
nicht  nur  aus  Gründen  ökonomischer  Zweckmäßigkeit,  sondern  auch  recht  häufig 
infolge  technischer  Unmöglichkeit  als  Konkurrenten  der  Versicherung  ausgeschaltet 
werden.  Für  die  Aussteuer  ,  Militärdienst-,  Kursverlust-  und  Leibrentenversicherung 
und  manche  anderen  Zweige  bleiben  Meidung  und  Unterdrückung  ohne  Bedeutung. 
Auch  die  Lebensversicherung^  läßt  ihre  Anwendung  nicht  zu;  denn  die  von 
Wagner  als  Meidung  angeführte  „solide  Lebensweise"  kann  wohl  kaum  als  eine 
besondere  Maßnahme  zur  Meidung,  sondern  nur  als  selbstverständliche  Voraussetzung 
angesehen  werden.  Ebenso  haben  sich  in  der  Hagelversicherung  —  wie  in  den 
Elementarschadenversicherungszweigen  überhaupt  —  bisher  keine  wirksamen  Prä- 
ventivmaUregeln  durchführen  lassen,  wie  die  lange  Jahre  betriebenen  und  endlich 
wegen  Erfolglosigkeit  eingestellten  Hagelschießversuche  beweisen. 

2)  Versagen  von  Alarmvorrichtungen,  Löschwassermangel,  Beschädigung  der 
Schläuche  usf. 
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nicht  als  Konkurrent  sondern  eher  —  wie  die  unvollkommene 
Meidung  —  als  Bundesgenosse  der  Versicherung  anzusehen,  mit 
dessen  Hilfe  die  Schadensumme  ermäßigt  und  damit  die  Kosten 
der  Versicherung  verbilligt  werden. 

Aus  diesem  Zusammenwirken  ist  verschiedentlich l)  gefolgert, 
„daß  die  Feuerversicherung  und  der  Komplex  von  Maßnahmen 
zur  Meidung  und  Unterdrückung  von  Feuersbrünsten  in  einem 
organischen  Zusammenhange  stehen  und  sich  zu  einem  vollstän- 
digen, in  sich  abgeschlossenen  System  ergänzen"  2).  Bei  einer 
vollständigen  Systematisierung  der  Maßnahmen  zum  Zwecke  wirt- 
schaftlichen Schutzes  muß  indessen,  wie  von  Böen  ig  k  hervorhebt, 
die  Spartätigkeit  mit  einbezogen  werden.  Von  Boenigk  unter- 
scheidet demgemäß  als  Gruppen  Meidung,  Unterdrückung  und 
Vorsorge  für  Ersatz,  die  als  Sparen  oder  Versichern  in  die  Er- 
scheinung tritt. 

Es  kann  bezweifelt  werden,  ob  man  hierbei  von  einem  System 
zu  reden  berechtigt  ist 3).    Eine  eingehende  Untersuchung  des  Ver- 


1)  Z.  B.  a.  a.  O.  von  Herr  mann,  Ad.  Wagner  und  v.  Boenigk. 

2)  Schäfer,  Vergangenheit.  Gegenwart  und  Zukunft  der  Feuerversicherung 
Deutschland  (Hannover  1910),  S.    13. 

3)  Leuckfeld  (a.  a  O.,  S.  235)  will  es  nicht  zulassen,  daß  Meidung  und 
Unterdrückung  in  ein  weiteres  System  der  Versicherung  eingereiht  werden.  „Denn 
wenn  ich  den  möglichen  Eintritt  eines  Ereignisses  vermeide,  dann  habe  ich  bereits 
die  Sicherheit,  daß  seine  Folgen  mir  nicht  schaden  werden,  ich  brauche  also  gegen 
derartige  Folgen  keine  Vorsorge  mehr  zu  treffen,  mich  also  nicht  zu  versichern." 
M.  E.  wird  dadurch  die  Aufstellung  eines  Systems  noch  nicht  ausgeschlossen.  Man 
könnte  aber  vielleicht  einwenden,  daß  die  Gegenüberstellung  der  drei  Gruppen 
Meidung,  Unterdrückung  und  Versicherung  nicht  gerechtfertigt  ist,  weil  zwischen 
Meidung  und  Unterdrückung  kein  prinzipieller  Unterschied  besteht,  wie  zwischen 
Meidung  und  Versicherung.  Sieht  man  nämlich  genauer  zu,  so  wird  sich  die  Unter- 
drückung nur  als  eine  besondere  Art  der  Meidung  erweisen.  Das  Beispiel  des 
Feuerlöschwesens  zeigt,  daß  die  Unterdrückung  nicht  Selbstzweck,  sondern  ein  in 
letzter  Stunde  angewandtes  Mittel  zur  Meidung  ist.  Deshalb  dürfte  es  nach  meinem 
Dafürhallen  richtiger  sein,  wenn  die  verschiedenen  Methoden  einmal  schematisiert 
werden  sollen,  als  Obergriff  Mittel  zur  Beseitigung  unvorhergesehener  Ein- 
kommensstörungen festzuhalten  und  dann  weiter  zu  teilen ; 

Vermeidung  der  Störung  präventiv  oder  Verteilung    der    Störung    ohne  Bildung 

repressiv.  einer    Gemeinschaft    vieler    Einzelwirt- 

schaften durch  Sparen  oder  durch  Not- 
kredit 

oder 
mit  Hilfe  einer  Gemeinschaft    mehrerer 
oder  aller  Einzelwirtschaften  durch  die 
Versicherung. 
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hältnisses  der  verschiedenen  Kate,y;orien  zueinander  hat  bisher 
noch  nicht  stattgefunden.  Für  die  Zwecke  dieser  Arbeit  bleibt  es 
jedoch  belanglos,  ob  die  drei  Gruppen  von  Maßnahmen  den  Auf- 
bau eines  Systems  zulassen  oder  nicht.  Praktisch  wichtig  ist  vor 
allem  die  Frage,  ob  Meidung  und  Unterdrückung  mit  der  Ver- 
sicherung stets  Hand  in  Hand  gehen  können  bez.  müssen,  ob  die 
Anordnung  präventiver  und  repressiver  Schutzmaßregeln  in  den 
Pflichtenkreis  der  Versicherungsunternehmungen  fällt,  und  ob  sich 
daraus  Folgerungen  zugunsten  einer  bestimmten  Organisationsform 
ableiten  lassen.  Hierauf  ist  im  folgenden  Kapitel  bei  der  Be- 
sprechung der  Aufgaben  des  Versicherungsbetriebes  zurückzukommen. 


Zweites  Kapitel. 

Die  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  und  Aufgaben 
des  Feuerversicherungsbetriebes. 


Die  Betrachtung  des  Versicherungswesens  im  allgemeinen,  wie 
sie  im  einleitenden  Kapitel  notwendig  und  berechtigt  war,  weil  sich 
bei  der  Beschränkung  auf  einen  Versicherungszweig  die  Gefahr 
einer  Erhebung  besonderer  Erscheinungen  dieses  einen  Zweiges  zu 
wesentlichen  Merkmalen  der  Versicherung  überhaupt  kaum  hätte 
vermeiden  lassen,  wird  künftig  nicht  beibehalten  werden  können, 
sondern  ich  werde  mich  statt  dessen  ausschließlich  mit  den  Ver- 
hältnissen des  Feuerversicherungsbetriebes  befassen.  Es  würde 
vielleicht  hier  und  da  nicht  uninteressant  sein,  gelegendich  z.  B. 
einen  Blick  auf  die  Beziehungen  der  verschiedenen  Unternehmungs- 
formen in  anderen  Versicherungszweigen  zu  werfen.  Dabei  ließe 
es  sich  dann  aber  auch  nicht  umgehen,  zur  Erläuterung  der  Ab- 
weichungen weiter  auszuholen  und  dadurch  die  Übersichtlichkeit 
der  Darstellung  zu  gefährden.  Aus  diesen  und  noch  anderen 
Gründen  werde  ich'  daher  auf  eine  Gegenüberstellung  der  Verhältnisse 
in  den  verschiedenen  Versicherungszweigen  verzichten  und  mich 
ausschließlich  mit  den  Zuständen  im  Feuerversicherungsbetriebe 
beschäftigen. 

Bei  der  Untersuchung  des  Wesens  der  Versicherung  ging  ich 
aus  von  dem  Bedürfnis  vieler  Einzelwirtschaften,  sich  gegen  die 
Schmälerung  ihres  Einkommens  durch  bestimmte  außergewöhnliche 
Bedarfsfälle  zu  sichern.  Dieser  Bedarf  kann  u.  a.  auch  durch  den 
Verlust  von  Vermögensbestandteilen  infolge  eines  Schadenfeuers 
hervorgerufen  werden  und  alsdann  zur  Einrichtung  der  Feuer- 
versicherung Anlaß  geben,  falls  gewisse  wirtschaftliche  Voraus- 
setzungen nicht  fehlen. 

Die  praktische  Durchführbarkeit  ist  bedingt  durch  eine  gewisse 
Kulturhöhe    der   Bevölkerung,    die    dieser    das    nötige  Verständnis 
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vermittelt  für  die  im  voraus  zu  brin^^enden  Opfer,  die  die  Erfüllung 
des  Wunsches  nach  Sicherung  gegen  unerwartete  PMnkommens- 
störungen  mit  sich  bringt.  Anderenfalls  ließe  sich  die  erforderliche 
Zusammenfassung  zu  Versicherungsgemeinschaften  nicht  bewerk- 
stelligen. Die  Bevölkerung  muß  demnach  jene  Stufen  wirtschaft- 
licher Entwicklung,  auf  denen  regelmäßige  Bezüge  für  den  einzelnen 
noch  eine  geringe  Rolle  spielen,  weil  er  bei  seiner  Sippe  oder 
anderen  Geschlechtsvercinigungen  oder  seinen  Nachbarn  im  Not- 
falle einen  Rückhalt  findet,  oder  weil  freie  Güter  noch  in  größerem 
Umfange  zur  Verfügung  stehen,  bereits  durchlaufen  haben.  Erst 
die  fortschreitende  Isolierung  des  einzelnen  weckt  das  Interesse  an 
einem  stetigen  Einkommen  und  damit  auch  das  Bedürfnis  nach 
Versicherungsgelegenheit.  Allerdings  kann  der  Übergang  zur  Ver- 
sicherung unter  Umständen  hinausgeschoben  werden,  wenn  sich 
die  Stabilisierung  des  Einkommens  auf  andere  Weise  scheinbar 
billiger  oder  zuverlässiger  erreichen  läßt.  Kommen  z.  B.  in  einer 
Gegend  nur  selten  Brandschäden  vor  oder  sind  sie  vielleicht  längere 
Zeit  gänzlich  ausgeblieben,  so  werden  viele  die  Versicherung  auf- 
geben oder  gar  nicht  erst  damit  beginnen,  weil 'sie  sie  für  zu  kost- 
spielig halten  und  durch  Ansammlung  von  Ersparnissen  billiger 
zum  Ziele  zu  kommen  glauben.  Eine  gewisse  Häufigkeit  des  Vor- 
kommens von  Brandschäden  ist  also  notwendig,  wenn  der  Trieb 
zur  Versicherungsnahme  lebendig  werden  oder  anhalten  soll. 
Andrerseits  darf  der  Bedarf  aber  auch  nicht  gar  zu  häufig  oder  in 
zu  großem  Umfange  auftreten l).  Sonst  werden  Zahlungsschwierig- 
keiten besonders  bei  kleinen  Vereinen  mit  lokalem  Charakter,  die 
das  Vertrauen  auf  die  Zuverlässigkeit  der  Versicherung  erschüttern, 
nicht  ausbleiben.  Ohne  zeitliche  und  örtliche  Verteilung  der  Brand- 
schäden —  „Zerstreutheit  der  Schadensereignisse"  nennt  sie 
Schäffle^)  —  kann  ein  solider  Feuerversicherungsbetrieb  auf  die 
Dauer  nicht  gedeihen.  Sobald  infolge  leichtfertigen  Umganges  mit 
Feuer  und  Licht  bez.  moralischen  Tiefstandes  der  Bevölkerung 
oder  infolge  zu  dichter,  die  Ausbreitung  von  Ortsbränden  be- 
günstigender   Bebauung 3)     häufig    Massenbrände    vorkommen,    ist 

1)  Vgl.  Ad.  Wagner  a.  a.  O.,  S.  367.  „Das  gefahrdrohende  Ereignis  darf 
nicht  so  beschaffen  sein,  daß  es  in  allen  möglichen  Fällen,  womöglich  auch  nicht 
so,  daß  es  in  sehr  vielen  dieser  Fälle  gleichzeitig  und  überall  auf  einmal  eintritt. 
Vielmehr  muß  sein  Vorkommen  sich  nach  erfahrungsmäßiger  Wahrscheinlichkeit 
zeitlich  bez.  auch  örtlich  mehr  verteilen." 

2)  Schäffle,  a.  a.  O.  S.  3()»i. 

3)  So  konnten  beispielsweise  die  Bewohner  der  sogen,  gemiedenen  Orte  Ober- 
bayems  lange  Zeit  keine  Versicherungsgelegenheit  für  ihre  bewegliche  Habe  finden. 
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selbstverständlich  an  eine  Organisation  von  Versicherungsgemein- 
schaften  bez.,  wenn  solche  bereits  bestehen,  an  eine  Fortführung 
des  Betriebes  nicht  zu  denken.  Denn  „wo  an  Stelle  einer  kultur- 
verständigen Moral  die  ungezügelte,  durch  keine  soziale  Einsicht 
und  keinen  „kategorischen  Imperativ"  berichtigte  Prolitsucht  das 
ganze  Sinnen  und  Trachten  der  Beteiligten  beherrscht  und  das 
make  monj''  als  einzig  maßgebliches  Strebensziel  waltet,  da  wird 
das  Versicherungswesen  auch  dann  nicht  zur  gesunden  Entfaltung 
und  rechten  Kulturwirkung  gelangen,  wenn  die  versicherungs- 
technische Aufklärung  und  der  auf  Versicherung  bedachte  Selbst- 
hilfetrieb in  dem  betreffenden  Volksleben  in  hohem  Maße  entwickelt 
sind.  Auch  alle  in  den  Vertragsbedingungen  enthaltenen  Vor- 
sichtsmaßregeln gegen  Ausbeutungsbestrebungen  der  Versicherten, 
als  Vertragsstrafen,  die  man  auf  Deklarationsbetrug  setzt,  usw., 
vermögen  da  nicht  die  gesunde  Entwicklung  des  Versicherungs- 
wesens sicher  zu  stellen.  Und  ebenso  wenig  ist  dazu  inmitten  einer 
solchen  geistigen  Atmosphäre  der  Einfluß  der  Gesetzgebung  im- 
stande" 1). 

Wie  schon  bemerkt  wurde,  können  durch  die  sogen.  Selbst- 
versicherung gegebenenfalls  mehr  oder  minder  zahlreiche  Einzel- 
wirtschaften vom  Anschluß  an  eine  Versicherungsgemeinschaft 
abgehalten  werden.  Das  wird  vor  allem  dann  der  Fall  sein,  wenn 
es  sich  um  besonders  gefährliche  oder  hochwertige  Objekte  handelt, 
die  nur  zu  sehr  hohen  Prämien  Aufnahme  bei  einer  Versicherungs- 
anstalt finden  können.  Die  Besitzer  werden  in  solchen  Fällen 
häufig  keinen  Gebrauch  von  der  ihnen  angebotenen  Versicherung 
machen,  sondern  es  für  vorteilhafter 2)  halteir,  das  Risiko  auf  eigene 
Reserven  hin  selbst  zu  tragen.  Daraus  ergibt  sich  als  eine  weitere 
Vorbedingung  für  den  Versicherungsbetrieb,  daß  viele  Einzelwirt- 
schaften mit  annähernd  gleichen  Gefahrenverhältnissen  vorhanden 
sein  müssen,  denen  es  am  internen  Gefahrenausgleich  mangelt,  und 
bei  denen  sich  auf  die  Dauer  der  Betrag  aller  Prämien  im  Vergleich 
zu  den  Schäden  in  solchen  Grenzen  hält,  daß  die  Beteiligung  an 
der  Versicherung  noch  lohnend  erscheint. 


Erst  die  Gefahrengemeinschaft  für  notleidende  Risiken,  zu  der  sich  die  in  Bayern 
arbeitenden  Versicherungsgesellscliaften  unter  dem  Druclc  der  Verstaatlichungspropa- 
ganda zusammenschlössen,  machte  dem  Versicherungsnotstand  ein  Ende. 

1)  Bischoff  a.  a.  O.,  S.  55. 

2)  Vor  allem  fordern  zur  Selbstversicherung  die  ansehnlichen  Ersparnisse  auf, 
-die  sich  aus  dem  Fortfall  der  den  reinen  Versicherungsprämien  zugeschlagenen  hohen 
Betriebskosten  ergeben. 
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Der  Retrieb  der  Feuerversicherung  baut  sich  fernerhin  auf  der 
Zahlungsfähigkeit  1)  des  \'ersicherungsnehiners  auf.  Im  Gel)iele  der 
Feuerversicherung  sind  bisher  grundsätzlich  keine  Zuschüsse  von 
dritter  Seite  (etwa  vom  Staate)  geleistet  worden.  Vielmehr  hat 
jeder  Versicherte  seine  Beiträge  selbst  aufzubringen,  wobei  dem 
wirtschaftlich  Schwächeren  höchstens  das  früher  allgemein  übliche, 
heute  nur  noch  vereinzelt  in  Geltung  befindliche  Unterstützungs- 
prinzip zustatten  kommt,  auf  Grund  dessen  von  einer  Beitrags- 
abstufung nach  dem  verschiedenen  Grade  der  Gefahr  gänzlich  oder 
nahezu  völlig  abgesehen  wird.  Auf  diese  Weise  entfällt  auf  die 
Versicherten  mit  weniger  gefährlichen  Objekten  ein  verhältnismäßig 
zu  hoher  Anteil  an  den  Versicherungskosten,  wodurch  angeblich 
den  ärmeren  Kreisen  des  Volkes,  die,  wie  mit  Unrecht  angenommen 
wird,  das  Hauptkontingent  der  Besitzer  hochgefährlicher  Risiken 
stellen,  die  Versicherung  erleichtert  wird,  pjne  kritische  Würdigung 
der  für  und  wider  das  Unterstützungsprinzip  vorgebrachten  Gründe 
ist  indessen  an  dieser  Stelle  nicht  beabsichtigt.  Sie  wird  für  später 
bis  zur  Besprechung  der  Vorzüge  und  Schattenseiten  der  ver- 
schiedenen Unternehmungsformen  zurückgestellt. 

Die  wirtschaftlichen  Aufgaben  der  Feuerversicherungsunter- 
nehmungen, von  denen  ebenso  wie  bei  den  Voraussetzungen  nur 
die  wichtigsten  herausgegriffen  werden  können,  sind  teils  privat-, 
teils  volkswirtschaftlicher  Natur.  In  privatwirtschaftlicher  Beziehung 
liegt  den  Versicherungsanstalten  vor  allem  die  Verwirklichung  des 
Gegenseitigkeitsprinzipes  ob,  von  dein  im  einleitenden  Kapitel  als 
Grundlage  aller  Versicherung  ausführlich  die  Rede  war.  Das  Be- 
streben der  Versicherungsinstitute  wird  darauf  gerichtet  sein  müssen, 
eine  möglichst  große  Anzahl  von  Einzelwirtschaften  für  die  Ver- 
sicherung zu  gewinnen,  damit  sich  die  Lasten  der  Gesamtschäden 
auf  recht  zahlreiche  Schultern  verteilen  lassen.  Und  zwar  ist 
dafür  zu  sorgen,  daß  die  Gesamtheit  der  Leistungen  der  Versicherten 
nicht  nur  für  die  im  Laufe  der  Rechnungsperiode  zu  begleichenden 
Versicherungsfälle  ausreicht,  sondern  daß  sie  neben  der  Deckung 
der  Verwaltungskosten  auch  eine  angemessene  Rückstellung  von 
Reserven  für  außerordentliche  Inanspruchnahme  gestattet.  Freilich 
ist  auch,  hierbei  Maß  zu  halten,  Pflicht  der  Versicherungsinstitute, 
damit    nicht    die    in    der     Geii^enwart  Versicherten    zugunsten    der 


1)  Die  Zahlungsfähigkeit  muß  durch  ein  regelmäßiges  Einkommen  gesichert 
sein.  Fehlt  diese  Voraussetzung,  so  ist  eine  Beteiligung  an  der  Feuerversicherung 
nicht  möglich,  aber  auch  nicht  nötig,  weil  alsdann  das  Bedürfnis,  das  Einkommen 
vor  unerwarteten  Störungen  zu  sichern,  nicht  vorhanden  ist. 
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später  Eintretenden  unverhältnismäßig  belastet  werden  oder  umge- 
kehrt. Überhaupt  ist  die  gerechte  und  zweckentsprechende 
Normierung  der  Versicherungsbeiträge  die  schwierigste  Frage,  die 
die  Versicherung  den  Unternehmungen  zu  lösen  aufgibt.  Hiermit 
beschäftigt  sich  denn  auch  vornehmlich  die  Verwaltungstätigkeit 
der  Feuerversicherungsanstalten. 

Solange  die  Gesamtschäden  einer  Rechnungsperiode  nach- 
träglich im  Wege  des  Umlageverfahrens  ohne  Berücksichtigung 
einer  Gefahrenklassifikation  auf  die  einzelnen  Versicherten  repartiert 
wurden,  wie  es  bei  den  ersten  Brandkassen  und  Feuerversicherungs- 
vereinen durchweg  üblich  war,  machte  die  Feststellung  des  auf  den 
einzelnen  entfallenden  Anteils  noch  verhältnismäßig  geringe 
Schwierigkeiten.  Dafür  blieb  aber  die  Umwandlung  des  ungewissen 
Bedarfs  in  einen  gewissen  auch  unvollkommen,  weil  durch  die 
stets  schwankenden  Versicherungsbeiträge  ein  neues  Moment  der 
Unsicherheit  in  die  Einkommensverwendung  des  einzelnen  hinein- 
getragen wurde.  Den  Aktiengesellschaften  blieb  es  vorbehalten, 
durch  im  voraus  fixierte  stets  gleichbleibende  Prämien  diesen  Mangel 
zu  beseitigen.  Da  diese  Form  der  Beitragserhebung  den  Bedürf- 
nissen der  Praxis  am  besten  entsprach,  gingen  auch  die  übrigen 
Versicherungsanstalten  mit  mehr  oder  minder  erheblichen  Modifi- 
kationen dazu  über. 

Die  für  den  Versicherten  angenehme  Form  gleichbleibender 
Versicherungsbeiträge  macht  für  den  Versicherer  umfangreiche 
Vorarbeiten  notwendig.  Er  muß  eingehende  statistische  Beob- 
achtungen über  Betrag,  Häufigkeit  und  Ursachen  aller  Brandschäden 
anstellen,  um  darauf  seine  Berechnung  der  Prämien  für  den  Einzel- 
fall aufbauen  und  weiterhin  bezüglich  ihrer  Richtigkeit  kontrollieren 
zu  können.  Damit  die  Prämien  unabhängig  von  dem  Verlauf  der 
einzelnen  Rechnungsperioden  werden  und  unveränderlich  bleiben, 
sind  für  besonders  schadenr'eiche  Jahre  zu  ihrer  Ergänzung  reich- 
liche Reserven  oder  Garantiemittel  von  dritter  Seite  zur  Verfügung 
zu  halten.  i\uf  diese  Weise  läßt  sich  eine  völlig  oder  annähernd 
unveränderliche  Prämie  erzielen.  Dagegen  wird  die  für  den 
konkreten  Fall  angestrebte  Übereinstimmung  mit  der  erwartungs- 
mäßigen Gegenleistung  in  der  Regel  nicht  erreicht.  Das  liegt  zum 
Teil  daran,  daß  die  W^ahrscheinlichkeitsrechnung  für  die  Feuer- 
versicherung nicht  so  zuverlässige  Resultate  liefert ^j,  wie  beispiels- 


1)    Vgl.  H.  Hiramelheber,  Die  Grenzen  einer  exakten  Prämienberechnung 
in  der  Immobiliarfeuerversicherung.     Berlin  1908,  S.  41 9  ff.     Der  Verfasser  zeigt  in 
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weise  für  die  Lebensversicherung.  Außerdem  ist  zur  F^rklärung 
anzufüliren,  daß  den  versciiiedenen  Ort^anisationsprinzipien,  nach 
denen  die  Feuerversicherungsuntcrnehmuni^en  eingerichtet  sind, 
die  Tendenz  innewohnt,  die  Ergebnisse  der  exakten  Präinien- 
berechnung  zu  beeinflussen. 

Die  Feuerversicherung  wiid  in  Deutscliland  von  drei  Arten  von 
Unternehmungen,  über  die  später  noch  im  einzelnen  zu  berichten 
ist,  betrieben,  öffentlichen  Anstalten  (meist  Staatsanstalten),  Erwerbs- 
gesellschaften und  Vereinen  auf  Gegenseitigkeit.  Die  Staatsanstalten 
zeigen  im  allgemeinen  Neigung,  sich  bei  der  Verteilung  der  Ver- 
sicherungskosten auf  Grund  des  Unterstützungsprinzips  vorwiegend 
an  die  leistungsfähigeren  Kreise  der  Bevölkerung  zu  halten  und  in 
dieser  Hinsicht  von  der  exakten  Berechnung  abzuweichen.  Im 
Gegensatz  dazu  kann  sich  bei  den  Erwerbsgesellschaften,  bei  denen 
die  Prämie  unter  Einwirkung  der  beiden  Komponenten  Angebot 
und  Nachfrage  zustande  kommt,  das  Streben  bemerkbar  machen, 
die  wirtschaftlich  Schwächeren  mit  verhältnismäßig  zu  hohen  Ver- 
sicherungsbeiträgen zu  belasten,  weil  diese  sich  gegen  Versuche 
der  Erwerbsgesellschaften,  von  der  berechneten  Prämie  abzugehen 
und  sie  so  hoch  zu  normieren,  wie  sie  zu  bekommen  ist,  am 
wenigsten  zu  schützen  vermögen.  Bei  den  Versicherungsvereinen 
auf  Gegenseitigkeit  sind  derartige  Abweichungen  von  den  exakt 
berechneten  Beiträgen  ausgeschlossen. 

Es  machen  sich  höchstens  einige  Rücksichten  auf  die  Konkurrenz 
der  beiden  erstgenannten  Unternehmungsformen  geltend.  Im  Inter- 
esse der  Betriebsgerechtigkeit,  deren  Durchsetzung  nach  Bischoff  1) 
mit  als  die  Hauptaufgabe  des  Versicherungsbetriebes  angesehen 
werden  muß,  ist  zu  hoffen,  daß  die  Einflüsse  von  Prinzipien,  die 
die  Gleichheit  der  Leistung  und  Gegenleistung  zu  beeinträchtigen 
drohen,  mit  der  Zeit  wirkungslos  gemacht  werden  durch  die  aus- 
gleichende Kraft  der  Konkurrenz. 

Außer  der  gerechten  Verteilung  der  Versicherungsbeiträge 
fällt  den  Unternehmungen  die  Aufgabe  zu,  die  Versicherung  mög- 
lichst billig  einzurichten.  Das  empfiehlt  sich  schon  in  ihrem 
eigenen  Interesse.  Je  niedriger  die  Versicherungskosten  gehalten 
werden,    desto    reger    wird    die  Beteiligung    an    der  Versicherung, 


seinem  sehr  lehrreichen  Aufsatze,  daß  die  zuverlässige  Vorausberechnung  der  Prämie 
in  letzter  Linie  fast  immer  scheitern  muß  an  der  Ungewißheit  der  Schadenhöhe, 
für  die  man  im  Gegensatze  zur  Lebensversicherung  nur  Schätzungswerte  ein- 
stellen kann. 

i)  S.  20,  Anm.  ü. 
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desto  leichter  die  Gewinnung  der  erforderlichen  großen  Zahl  von 
Versicherten  sein.  Zur  Herabsetzung  der  Versicherungskosten 
werden  die  Unternehmungen  zunächst  einmal  alle  jene  Ausgaben 
möglichst  beschränken,  die  der  Betrieb  außer  den  Schadenver- 
gütungen an  die  Versicherten  noch  mit  sich  bringt.  Sie  dürfen 
aber  dabei  nicht  stehen  bleiben,  sondern  müssen  w^eiterhin  auch 
an  den  für  die  Schadenzahlungen  aufzuwendenden  Beträgen  zu 
sparen  suchen.  Allerdings  nicht  auf  jene  mit  Recht  scharf  verur- 
teilte Art,  die  die  englischen  Feuerversicherungsaktiengesellschaften 
in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  und  vereinzelt  auch  noch  in 
späterer  Zeit  anzuwenden  beliebten,  und  die  darauf  hinauslief,  von 
den  berechtigten  Schadenansprüchen  der  Versicherten  möglichst 
viel  abzuhandeln,  soweit  man  sich  nicht  unter  Berufung  auf  stark 
verklausulierte  Versicherungsbedingungen  der  Ersatzpflicht  gänzlich 
entziehen  konnte.  Ich  denke  vielmehr  an  eine  redliche  Ver- 
minderung der  Schadenbeträge  mit  Hilfe  der  Methoden  der  Meidung 
und  Unterdrückung. 

Der  einzelne  Versicherte  hat  an  Präventivmaßregeln  nur  insofern 
ein  Interesse,  als  sie  sich  bei  annähernd  gleicher  Zuverlässigkeit  für 
ihn  billiger  stellen  als  die  Versicherung,  oder  ihm  wenigstens  bei 
Fortführung  der  Versicherung  entsprechende  Vorteile  bringen.  Für 
die  Gesamtheit  der  Versicherten  bleibt  dagegen  die  Anwendung 
der  Meidung  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Rentabilität  im  Einzelfall 
solange  wünschenswert,  wie  ihre  Kosten  die  Verminderung  der 
Schadenbeträge  im  ganzen  nicht  übersteigen.  Selbstverständlich 
dürfen  die  Versicherungsunternehmungen  nur  dann  für  die  Ver- 
breitung präventiver  Maßnahmen  tätig  sein,  wenn  diese  nicht 
zuverlässig  oder  nur  unvollkommen  ihr  Ziel  erreichen  und  deshalb 
die  Versicherung  noch  nicht  überflüssig  machen.  Eine  absolut 
sichere  Meidung  wäre  von  ihnen  ebenso  zu  bekämpfen,  wie  etwa 
die  sogen.  Selbstversicherung,  weil  sie  ihnen  die  Erfüllung  ihrer 
Aufgabe,  möglichst  viele  Versicherte  heranzuziehen,  um  in  der 
Fülle  der  bedrohten  Objekte  den  nötigen  Ausgleich  zu  finden,  un- 
möglich machen  würde.  Dagegen  gewähren  alle  jene  Maßregeln, 
die  nur  einen  Teil  der  Gefahren  als  schadenbringend  ausschalten 
und  auf  diese  Weise  das  Risiko  übersichtlicher  gestalten,  den  Ver- 
sicherungsunternehmungen eine  willkommene  Unterstützung  ihrer  auf 
Verbilligung  der  Versicherung  gerichteten  Bestrebungen.  Infolge- 
dessen werden  sich  die  Versicherungsanstalten  auch  bemühen,  die 
Versicherten  nach  Kräften  für  die  Zwecke  der  Prävention  und 
Repression,    sofern    sie    mit    denen  der  Versicherung    in  Einklang 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft.     Ergänzungsheft  38  3 
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stehen,  zu  gewinnen.  Das  gescliicht  einmal  durch  Erlaß  bestimmter 
Sicherheitsvorschriften,  von  deren  Erfüllung  das  Inkrafttreten  bez. 
-bleiben  der  Versicherungen  abhängig  gemacht  uirti.  Oft  ist 
jedoch  die  zwangsweise  Anordnung  feuerverhütender  Vorkehrungen 
aus  technischen  oder  ökonomischen  Gründen  nicht  empfehlenswert. 
Dann  müssen  sich  die  Feuerversicherungsanstalten  damit  begnügen, 
die  Versicherten  durcii  Prämienrabatte  oder  anderweitige  Ver- 
günstigungen für  Verbesserung  ihres  Risikos  einzunehmen.  Über 
die  Höhe  der  den  Versicherten  zuzubilligenden  Vorteile  können 
freilich  Meinungsverschiedenheiten  bestehen.  Nur  zu  leicht  werden 
die  Versicherten  geneigt  sein,  die  Leistungsfähigkeit  der  zuweilen 
recht  kostspieligen  und  unbequemen  Feuerschutzvorrichtungen  zu 
überschätzen  und  infolgedessen  den  Versuch  zu  machen,  die  Prämien 
durch  hohe  Rabattforderimgen  herabzudrücken.  Da  ist  es  Pflicht 
der  Unternehmungen,  diesen  und  ähnlichen  Ausbeutungsversuchen 
der  Konsumentenmoral,  gegen  deren  Auswüchse  im  Versicherungs- 
betriebe besonders  Bisch  off  inseinem  genannten  Aufsatze  l)  energisch 
zu  Felde  zieht,  geschlossen  entgegenzutreten  und  dafür  zu  sorgen, 
daß  die  Interessen  der  übrigen  Versicherten  nicht   darunter  leiden. 

Die  Verbreitung  und  Begünstigung  von  Prävention  und  Re- 
pression kommt  den  Feuerversicherungsbetrieben  indessen  nicht 
nur  als  ein  Mittel  zur  Verbilligung  der  Versicherung  zu,  sondern 
sie  bildet  weiterhin  auch  einen  wichtigen  Teil  ihrer  volkswirt- 
schaftlichen Aufgaben.  Es  ist  schon  in  anderem  Zusammenhange 
darauf  hingewiesen,  daß  die  Meidung  im  allgemeinen  für  die 
Volkswirtschaft  wertvoller  ist  als  die  Versicherung,  weil  sie  die 
Vermögensbestandteile  erhält,  während  die  Versicherung  lediglich 
die  Verluste  des  einzelnen  auf  die  Gesamtheit  verteilt.  Damit  ist 
jedoch  noch  nicht  gesagt,  daß  die  Meidung  vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkte  aus  nun  stets  den  Vorzug  vor  der  Versicherung 
verdient.  Zuletzt  wird  darüber  die  Höhe  und  Verwendung  der  für 
die  Meidung  geopferten  Mittel  entscheiden.  Werden  diese  nicht 
zur  Schaffung  dauernder  Anlagen  benutzt,  sondern  wie  bei  der 
Versicherung  verbraucht,  so  besteht  für  die  Volkswirtschaft  kein 
Anlaß,  der  Meidung,  sofern  sie  sich  als  kostspieliger  erweist,  vor 
der  Versicherung  den  Vorzug  zu  geben. 

Mit  der  Anregung  und  Empfehlung  von  Einrichtungen,  die  die 
Erhöhung  der  Feuersicherheit  bezwecken,  ist  indessen  noch  nicht 
alles    getan.     Die    im    Interesse    des    Feuerschutzes    zu    treffenden 

1)  a.  a.  O.,  S.  10. 
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Vorkehrungen  führen  zu  mancherlei  Ausgaben,  und  es  erhebt  sich 
daher  die  Frage,  wer  denn  die  Kosten  der  Prävention  und  Re- 
pression tragen  soll.  Weiter  oben  ist  bereits  gesagt,  daß  Meidung 
und  Unterdrückung  den  Versicherten  in  Form  billiger  Prämien  zu- 
statten kommen.  Daraus  würde  folgen,  daß  die  Versicherungs- 
nehmer bez.  an  ihrer  Stelle  die  Versicherungsunternehmungen  auch 
die  Kosten  für  den  Feuerschutz  auf  sich  nehmen  müßten.  Die 
Erhöhung  der  Feuersicherheit  kann  aber  außer  den  Versicherten 
auch  noch  anderen  Kreisen  zugute  kommen.  So  ist  beispielsweise 
die  Unterdrückung  eines  Schadenfeuers  in  einer  Fabrik  nicht  nur 
für  den  Unternehmer,  er  mag  versichert  sein  oder  nicht,  von  Vor- 
teil, sondern  sie  bringt  fernerhin  auch  seinen  Lieferanten,  Ab- 
nehmern, Kreditgebern,  Arbeitern,  kurz  allen,  die  bei  einer 
Einäscherung  seines  Anwesens  unter  den  Folgen  des  Betriebsstill- 
standes zu  leiden  gehabt  hätten,  Nutzen. 

Die  gerechte  Verteilung  der  Unkosten  macht  in  derartigen 
Fällen  einige  Schwierigkeiten,  die  zu  manchen  Streitfragen  geführt 
haben.  Auf  dem  Gebiete  des  Feuerschutzes  ist  das  besonders  be- 
züglich des  Feuerlöschwesens  der  Fall  gewesen.  Wegen  der 
Wichtigkeit,  die  der  Entscheidung  dieser  Frage  für  die  Organisation 
des  Feuerversicherungsbetriebes  beizumessen  ist,  halte  ich  es  für 
geboten,  hier  etwas  näher  darauf  einzugehen. 

Über  die  Art  der  Beschaffung  von  Mitteln  zur  Deckung  der 
Feuerlöschkosten  haben  sich  im  Laufe  der  Zeit  zwei  stark  von- 
einander abweichende  Anschauungen  herausgebildet.  Die  eine 
wird  in  der  Hauptsache  von  den  öffendichen  Feuerversicherungs- 
anstalten in  Theorie  und  Praxis  vertreten.  Sie  gipfelt  in  der 
Forderung,  daß  die  Lasten  des  Feuerlöschwesens  ausschließlich 
von  den  Versicherten  aufzubringen  seien,  und  daß  sie,  sofern  sie 
nicht  durch  freiwillige  Beiträge  gedeckt  werden,  im  Wege  der  Be- 
steuerung von  den  Versicherungsunternehmungen  eingefordert 
werden  müßten.  Die  Freunde  des  Privatbetriebes  bekämpfen  diese 
Ansicht  und  stellen  sich  auf  den  Standpunkt,  die  Unterhaltung 
der  Feuerlöscheinrichtungen  sei  Sache  der  Gesamtheit,  die  für  die 
Kosten  aufzukommen  hätte.  Von  den  öffentlichen  Anstalten  wird 
zur  Begründung  angeführt,  daß  die  Leistungen  der  Feuerwehr  in 
erster  Linie  den  Versicherungsunternehmungen  zugute  kommen  in 
Form  verminderter  Schadenbeträge,  aus  denen  dann  wieder  die 
Versicherten  in  Gestalt  von  Prämienermäßigungen  Vorteil  ziehen. 
Dem  halten  die  Privatgesellschaften  entgegen,  daß  diese  Argumen- 
tation nur  dann  zutreffend  ist,  wenn  alle  Mobiliar-  und  Immobiliar- 

3* 
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Versicherungen  \on  einer  Zvvangsbrandkasse  in  Deckung  ge- 
nommen werden.  In  allen  anderen  Fällen  nehmen  auch  Unver- 
sicherte an  den  Segnungen  einer  guten  Feuerwehr  teil,  ohne  zu 
den  Opfern  ihr  Scherflein  beizutragen.  Khenso  bleiben  alle  nur 
mittelbar  an  einer  leistungsfähigen  Feuerwehr  interessierten  Kreise 
unberücksichtigt,  wenn  die  Unterhaltskostcn  der  Feuerwehr  allein 
auf  die  Versicherten  verteilt  werden.  Des  weiteren  sollte 
m.  E.  gegen  die  Forderung  der  öffentlichen  Feuerversicherungs- 
anstalten ins  Feld  geführt  werden,  daß  ihre  Erfüllung  mit  den  all- 
gemeinen Grundsätzen,  nach  denen  der  Staat  bei  der  Verteilung 
von  Kosten  für  vorbeugende  Maßnahmen  zu  verfahren  pflegt,  in 
Widerspruch  stehen  würde.  Statt  weitschichtiger  Aufzählung 
analoger  Fälle  sei  nur  ein  Beispiel  mitgeteilt.  Die  Aufwendungen 
für  die  Erhaltung  der  Deiche  werden  nicht,  wie  es  bei  beharr- 
licher Verfolgung  der  Maximen  der  öffentlichen  Feuerversicherungs- 
anstalten geschehen  müßte,  allein  von  den  Anwohnern  und  sonstigen 
unmittelbar  Bedrohten  bestritten,  sondern  es  werden  in  richtiger 
fjkenntnis  des  Nutzens,  der  auch  den  übrigen  Ortseingesessenen 
aus  der  Instandhaltung  der  Deiche  erwächst,  selbst  diejenigen  her- 
angezogen, deren  Anwesen  sich  gänzlich  außerhalb  des  Bereiches 
aller  Hochwassergefahr  befindet.  Auf  das  Feuerlöschwesen  ange- 
wendet ergibt  sich  daraus  die  Folgerung,  daß  die  Unterhaltskosten 
hier  ebenfalls  von  der  Gesamtheit  getragen  werden  müssen.  Für 
die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  spricht  m.  E.  auch  noch  die 
Tatsache,  daß  das  Feuerlöschwesen  heutzutage  nur  noch  einen 
Teil  des  umfassenden  Betätigungsfeldes  der  Feuerwehr  ausmacht. 
Bei  den  städtischen  Feuerwehren  kommt  das  beispielsweise  schon 
äußerlich  zum  Ausdruck  in  der  Aufschrift  der  Feuermelder,  in  der 
allgemein  zur  Benutzung  aufgefordert  wird,  sobald  ein  Feuer  aus- 
gebrochen ist  oder  Menschenleben  sich  irgendwie  in  Gefahr  be- 
finden. Dadurch  wird  aber  die  Tätigkeit  der  Feuerwehr  nur  kurz 
angedeutet.  Um  eine  einigermaßen  zutreffende  Vorstellung  davon 
zu  bekommen,  muß  man  schon  die  Stadtchronik  -einer  groß- 
städtischen Tageszeitung  durchsehen.  Dann  wird  man  zu  dem 
Resultat  gelangen,  daß  die  Feuerwehr  —  allgemein  gesprochen  — 
bei  allen  Vorkommnissen  in  Aktion  tritt,  bei  denen  sich  Publikum 
und  Polizei  nicht  mehr  zu  helfen  wissen. 

Haben  sich  die  Verhältnisse  aber  einmal  in  dieser  Weise  ge- 
ändert, so  ist  es  nach  meinem  Dafürhalten  auch  nicht  mehr  gerecht- 
fertigt, die  Kosten  einer  allen  ohne  Unterschied  zustatten  kommenden 
öffentlichen  Institution  nach  wie  vor  ausschließlich  oder  vorwiegend 
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den  Feuerversicherungsanstalten  und  ihren  Versicherten  aufzu- 
erlegen. Zu  welcher  ungleichen  Verteilung  der  Lasten  dieses  Ver- 
fahren führen  kann,  möge  nur  an  einem  Beispiel  dargetan  werden. 
An  den  Kosten  des  Löschwesens  der  Stadt  Hamburg  für  das" 
Jahr  19071)  partizipierten  die  bei  der  Hamburger  Feuerkasse  Ver- 
sicherten mit  919  455  M.  oder  53  Proz. ;  die  bei  den  Privatgesell- 
schaften laufenden  Versicherungen  hatten  dagegen  nur  128  985  M. 
oder  7  Proz.  beizusteuern.  Den  Rest 2)  im  Betrag  von  640141  M. 
(37  Proz.)  übernahm  die  Staatskasse.  Die  Versicherten  wurden 
also  dreimal  zu  den  Feuerlöschkosten  herangezogen,  erstens  für 
ihre  Immobiliarversicherung  mit  Hilfe  der  Löschzulagen  der  Ham- 
burger Feuerkasse,  zweitens  für  die  Mobiliarversicherung  durch 
Verdoppelung  des  Policenstempels,  drittens  infolge  des  Staats- 
zuschusses noch  einmal  mit  der  Gesamtheit.  Welche  ungeheuere 
Last  auf  diese  Weise  besonders  den  Versicherten  der  Flamburger 
Feuerkasse  aufgebürdet  wurde,  erhellt  vielleicht  daraus,  daß  die 
Gesamtschäden  im  gleichen  Jahre  nur  um  17000  M.  höher  waren 
als  die  Feuerlöschabgaben.  Unter  diesen  Umständen  scheint  es 
mir  doch  nicht  Aufgabe  der  Feuerversicherungsanstalten  zu  sein, 
statt  der  Gemeinden  die  Lasten  des  Feuerlöschwesens,  gegen  deren 
Übernahme  sich  diese  bisher  leider  mit  Erfolg  gesträubt  haben, 
zn  tragen  und  dadurch  die  Versicherung  zu  verteuern.  Auf 
alle  Fälle  werden  sie  sich  dagegen  wehren  müssen,  daß  ihre  Ver- 
sicherten durch  „Löschsteuern",  die  hinterher  zu  Kirchen-  und 
Eisenbahnbauten  sowie  zur  Ausbesserung  der  Hausdächer  ver- 
dienter Untertanen  Verwendung  finden^),  unbillig  belastet  werden. 
Behält  man  den  angeführten  Wandel  in  den  Obliegenheiten 
der  Feuerwehr  im  Auge,  der  sich  allerdings  nicht  überall  in 
gleichem  Maße  vollzogen  hat  und  in  den  Städten  deutlicher  be- 
merkbar ist  als  auf  dem  Lande,  so  werden  die  namhaften  Auf- 
wendungen der  öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten  für  ge- 
meinnützige Zwecke,  auf  die  diese  gern  und  häufig  mit  Genug- 
tuung verweisen,  vielfach  in  einem  anderen  Lichte  erscheinen. 
Man  kann  es  für  verdienstvoll  halten,    daß   die  öffentlichen  Feuer- 


1)  Die  Zahlen  sind  einer  privaten  Mitteilung  entnommen,  die  ich  Herrn 
Himmelheber,  Direktor  der  Hamburger  Feuerkasse,  verdanke. 

2)  Gemeint  ist  der  Rest,  der  nach  Abzug  von  35  696  Mark  Nebeneinnahmen 
des  Feuerlöschwesens  noch  übrig  bleibt. 

3)  Vgl.  F.  Zadow,  Die  Unternehmungsformen  der  Feuerversicherung  in  ihrer 
Bedeutung  für  die  Privat-  und  Volkswirtschalt.  Freiburger  Dissertation,  Halle  1903, 
Seite  71. 
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vcrsichcruiigsinstitute  ihren  Traditionen  aus  tler  Zeit  des  absoluten 
Staates  bis  in  die  Gegenwart  treu  geblieben  sind.  Man  kann  aber 
auch  im  Zweifel  darüber  sein,  ob  es  wirklich  zu  den  Aufgaben 
gemeinnütziger  Feuerversicherungsanstalten,  die  nach  ihrer  eigenen 
Behauptung  in  erster  Linie  den  Armen  und  Ärmsten  Versicherungs- 
gelegenheit bieten  wollen,  gehört,  auf  Kosten  gerade  dieser 
Versicherten  alle  möglichen  öffentlichen  Institute  in  freigebigster 
Weise  zu  bedenken.  Ich  meine,  eine  jede  Versicherungsunter- 
nehmung, in  welcher  Betriebsform  sie  auch  immer  auftreten  mag, 
sollte  stets  vor  allem  darauf  bedacht  sein,  daf3  diejenigen  Aus- 
gaben, die  der  Versicherungsbetrieb  außer  den  Schadenvergütungen 
an  die  Versicherten  noch  mit  sich  bringt,  auf  ein  Minimum  redu- 
ziert werden,  und  daß  die  Gegenströmungen,  die  die  Erreichung 
dieses  Zieles  erschweren,  —  bti  den  öffentlichen  Feuerversiche- 
rungsanstalten der  übertriebene  Aufwand  ij  für  viele  den  Ver- 
sicherungszweck nicht  fördernde  öffentliche  Veranstaltungen,  bei 
den  Aktiengesellschaften  das  Verlangen  der  Aktionäre  nach  außer- 
gewöhnlicher Verzinsung  ihres  Vermögens,  mit  der  Zeit  ihre  ent- 
scheidende Kraft  verlieren. 

In  der  Verbreitung  und  —  soweit  sie  gewisse  Grenzen  nicht 
überschreitet  —  auch  in  der  materiellen  Unterstützung  feuerver- 
hütender oder  -bekämpfender  Einrichtungen  erschöpfen  sich  aber 
die  volkswirtschaftlichen  Aufgaben  der  Versicherungsanstalten  noch 
nicht.  Wollen  sie  sich  als  nützliche  Glieder  der  Volkswirt- 
schaft bewähren,  so  werden  sie  ihr  Augenmerk  besonders  darauf 
richten  müssen,  daß  der  Versicherungsbetrieb  infolge  dezentrali- 
sierter Organisation  in  einer  Unzahl  von  Zwergbetrieben  und 
deren  separater  Reservenbildung  nicht  mehr  Kapital  in  Anspruch 
nimmt,  als  zur  Erreichung  seines  Zieles  unbedingt  notwendig  ist. 
Denn  die  volkswirtschaftliche  Mission  der  Versicherungsunter- 
nehmungen hat  ja  gerade  zum  Zweck,  der  Rücklagenansammlung 
für  Brandschadenfälle  in  der  Einzelwirtschaft  ein  Ende  zu  machen 
und  die  großen  Summen,  die  sonst  in  relativ  sicheren  Objekten 
mit  dementsprechend  niedrigem  Zinserträgnis  angelegt  würden, 
durch  einheitliche  Reservenbildung  auf  das  geringste  zulässige 
Maß    zu    beschränken     und     so     beträchtliche    Kapitalmassen    für 


1)  Ich  will  mich  durchaus  nicht  zu  der  Behauptung  versteigen,  es  sei  unter 
allen  Umständen  Pflicht  der  Versicherungsunternehmungen,  eine  Beteiligung;  an  den 
Feuerlöschkosten  abzulehnen.  Bei  kleinen  Landgemeinden,  die  zur  Unterhaltung 
einer  Feuerwehr  tatsächlich  außerstande  sind,  empfiehlt  es  sich  schon  im  eigenen 
Interesse  der  Versicherungsunternehmungen,  eine  Ausnahme  zu  machen. 
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günstigere  Verwertung  freizumachen.  Darum  wird  auch  der  Nutzen 
des  Feuerversicherungswesens  für  die  Gesamtheit  um  so  geringer 
zu  veranschlagen  sein,  je  mehr  es  in  Kleinbetriebe  mit  getrennten 
Reservefonds  zerplittert,  ja  die  Veranstaltungen  können  auf  diese" 
Weise  unter  Umständen  den  Charakter  der  Versicherung  fast 
völlig  verlieren  und  dafür  den  der  sogen.  Selbstversicherung 
annehmen. 

Ebenso  unerfreulich,  wie  die  getrennte  und  daher  allzureich- 
liche Rücklagenansammlung  zahlreicher  Unternehmungen,  ist  eine 
Übersättigung  durch  Betriebsmittel  von  dritter  Seite.  Da  die 
Feuerversicherungsunternehmungen  ihrer  Eigenart  nach  nur  geringe 
Betriebsmittel  zur  Deckung  der  ersten  Organisationskosten  bean- 
spruchen, müssen  sie  es  als  eine  Gefahr  ansehen,  wenn  sich  bei 
ihnen  große  Erwerbskapitalien  des  anlagesuchenden  Publikums  zu- 
sammenballen und  durch  die  notwendig  werdende  Ausschüttung 
bedeutender  Dividenden  die  Versicherung  für  den  einzelnen  ver- 
teuern. Obwohl  die  Gesellschaften  darauf  angewiesen  sind,  für 
besonders  schwere  Verluste  bedeutende  Garantiemittel  in  Bereit- 
schaft zu  halten,  sind  sie  dennoch  in  der  Lage,  dieselben  vorläufig 
ihrem  Betriebe  fernzuhalten  und  sich  für  den  Ernstfäll  in  Gestalt 
von  Wechselforderungen  einen  Anspruch  darauf  zu  sichern.  Aber 
nicht  immer  wird  von  dieser  Vergünstigung,  die  vom  Gesetzgeber 
wiederholt  als  berechtigt  anerkannt  ist  1),  auch  der  wünschens- 
werte Gebrauch  gemacht.  Eine  Zeitlang  beschäftigte  man  sich 
sogar  mit  dem  Gedanken,  die  allgemein  übliche  teilweise  Ein- 
zahlung des  Aktienkapitales  aufzugeben  und  statt  dessen  die  Voll- 
einzahlung einzuführen.  Man  glaubte  vielleicht,  die  großen  Kapital- 
massen, die  nicht  nur  in  Wechseln  hinterlegt,  sondern  bar  bezahlt 
zur  Sicherung  der  Versicherungsnehmer  stets  verfügbar  gehalten 
werden,  müßten  das  Publikum  faszinieren  und  zu  den  Erwerbs- 
gesellschaften hinüberziehen.  Zum  Glück  kam  die  Idee  aber  nur 
in  einigen  Fällen  zur  Ausführung,  und  zwar  geschah  es  hier  mehr 
zu  dem  Zwecke,  das  versicherte  Publikum  nicht  fortgesetzt  durch 
gar  zu  hohe  Dividenden  zu  verstimmen  und  deshalb  die  Über- 
schüsse lieber  in  der  weniger  auffälligen  Form  allmählicher  Voll- 
bezahlung der  Aktien  aus  dem  Reinertrag  den  Geldgebern  der 
Gesellschaften  zuzuwenden.     Es  wäre  meiner  Ansicht  nach  nur  zu 


1)  Das  zeigt  sich  u  a.  darin,  daO  die  Versicherungsaktiengesellschaften  im 
Gegensatz  zu  den  sonstigen  Aktiengesellschaften  ein  noch  nicht  voll  eingezahltes 
Grundkapital  erhöhen  dürfen,  und  daß  ihre  Aktien  ausnahmsweise  vor  Volleinzahlung 
zum   ßörsenhandel   zugelassen  werden. 
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bedauern,  wenn  diese  vereinzelten  Beispiele  um  weitere  Fälle  ver- 
mehrt würden.  Denn  ohne  die  Nützlichkeit  und  Unentbehrlichkeit 
auskömmlicher  Garantie-  und  Reservemittel  zu  verkennen,  wird 
man  doch  von  den  Gesellschaften  erwarten  müssen,  daß  im  Inter- 
esse der  Produktivität  wie  auch  der  Rental)ilität  der  Betrag  des 
unbedingt  notwendigen  Kai)itales  von  ihnen  nicht  überschritten 
wird. 

Das  Bestreben,  den  Versicherten  für  eventuelle  Katastrophen 
größtmögliche  Sicherheit  zu  bieten,  kann  die  Versicherungsunter- 
nehmungen noch  zu  einem  anderen  unwirtschaftlichen  Abwege 
verleiten,  der  in  einer  Verflüchtigung  der  Prämieneinnahmen 
durch  zu  weitgehende  Rückversicherung  zu  erblicken  ist.  Auch 
in  diesem  Falle  liegt  die  Gefahr  bei  dezentralisierter  Betriebsweise  1) 
wieder  besonders  nahe.  Denn  die  Rückversicherung  ist  in  der 
Hauptsache  ein  Hilfsmittel  für  solche  Betriebe,  für  die  die  nötige 
Ausdehnung  des  Versicherungsgebietes  oder  die  erforderliche  große 
Anzahl  oder  Verschiedenheit  der  Versicherungen  infolge  freiwilliger 
Beschränkung  oder  aus  anderen  Gründen  unerreichbar  bleibt,  oder 
die  wegen  ihres  niedrigen  Versicherungsbestandes  für  große  Risiken 
nicht  die  genügende  Aufnahmefähigkeit  besitzen.  Infolgedessen 
müssen  sie  sich  durch  Abgabe  eines  Teiles  ihrer  Prämienein- 
nahmen an  andere  Unternehmuugen  deren  Teilnahme  an  ihren 
Schäden  sichern.  Solange  von  der  Rückversicherung  in  ange- 
messenen Grenzen  Gebrauch  gemacht  wird,  ist  ihre  Nützlichkeit 
für  die  Versicherten  wie  die  Gesamtheit  nicht  zu  bezweifeln.  Wird 
dagegen  ein  unverhältnismäßig  großer  Teil  der  Versicherungen  an 
andere  Unternehmungen  weiter  gegeben,  so  müssen  die  Vorzüge 
der  Rückversicherung  sehr  bald  in  schwere  Schädigungen  um- 
schlagen, die  natürlich  in  erster  Linie  die  Versicherten  treffen. 
Gibt  z.  B.  ein  Versicherungsinstitut  infolge  übertriebener  Ängst- 
lichkeit oder  mangelnden  Vertrauens  auf  die  eigene  Kraft  seinen 
ganzen  Versicherungsbestand  bei  einem  anderen  Unternehmen 
regelmäßig  in  Rückdeckung,  wie  das  zuweilen  vorgekommen  ist, 
so  macht  es  sich  damit  zu  einem  überflüssigen  Bindeglied  zwischen 
den  Versicherten  und  der  rückdeckenden  Gesellschaft.  Die  Ver- 
sicherten müssen  bedeutend  höhere  Prämien  zahlen,  weil  doppelte 
Verwaltungskosten  entstehen  und  beide  Gesellschaften  Reservefonds 
anlegen,    die   erste  im  Hinblick  auf  das  große  Kreditrisiko  für  den 

ll  Mit  der  Dezentralisation  braucht  jedoch,  wie  wir  später  noch  sehen  werden, 
nicht  unter  allen  Umständen  eine  übermäßige  Rückdeckung  oder  Reservenbildung 
Hand  in  Hand  zu  gehen. 
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Fall  einer  Insolvenz  der  Rückversicherungsgepellschaft,  die  zweite 
für  außergewöhnliche  Schäden.  Wenn  die  Unzweckmäßigkeit 
einer  zu  weitgehenden  Rückversicherung  auch  nicht  immer  so 
schroff  zutage  tritt,  wie  in  dem  angeführten  Beispiel,  so  kann" 
dennoch  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  die  Rückversicherung 
zum  Krebsschaden  für  den  Feuerversicherungsbetrieb  werden  kann, 
wenn  ihre  Kosten  auf  die  Dauer  in  keinem  Verhältnis  stehen 
zu  dem  auf  die  rückdeckenden  Unternehmungen  entfallenden 
Schadenanteil. 

Schließlich  möchte  ich  noch  an  eine  Gefahr  für  den  rationellen 
Versicherungsbetrieb  erinnern,  deren  Vermeidung  hauptsächlich  den 
volkswirtschaftlichen  Aufgaben  der  Versicherungsunternehmungen 
zuzurechnen  ist,  und  die  deshalb  hier  nicht  unerwähnt  bleiben  darf. 
Ich  denke  dabei  an  das  ebenfalls  zum  Zwecke  des  Gefahrenausgleichs 
betriebene  Auslandgeschäft,  das  gegebenenfalls  dazu  führen  kann, 
daß  die  inländischen  Versicherten  bei  unzulänglichen  Prämien  oder 
außergewöhnlichen  Gefahrenverhältnissen  im  Auslande  durch  unge- 
wöhnliche Schäden  belastet  1),  vielleicht  sogar  bei  weitgehender  In- 
anspruchnahme der  Reserven  aller  Sicherheit  für  den  Fall  des  eignen 
Bedarfs  beraubt,  und  daß  hierdurch  die  Kräfte  der  heimischen  Volks- 
wirtschaft geschwächt  werden.  Die  Vorzüge  der  Internationalisierung 
des  Feuerversicherungsbetriebes  sind  gewiß  nicht  gering  zu  veran- 
schlagen. Bahnt  doch  das  über  die  engen  Grenzen  eines  Landes 
sich  ausweitende  Versicherungsgeschäft  an  Stelle  der  Verteilung  der 
ungewissen  Einkommensstörungen  auf  eine  Anzahl  Einzelwirtschaften 
die  Verteilung  auf  verschiedene  Volkswirtschaften  an^j.  Indessen 
darf  auf  der  anderen  Seite  auch  nicht  übersehen  werden,  daß  durch 
das  Einbeziehen  transatlantischer  Gebiete  in  den  Geschäftsbereich 
der  inländischen  Unternehmungen  Gefahren  großer  Katastrophen 
in  das  Versicherungsgeschäft  hineingetragen  werden  können,  die 
dem  Inlande  gänzlich  fremd  sind.  Aus  diesem  Grunde  ist  die  Pflege 
des  Auslandsgeschäftes  seitens  der  inländischen  Versicherungs- 
unternehmungen mit  den  Aufgaben,  deren  Erfüllung  im  Interesse  der 
Gesamtheit  von   ihnen  zu   verlangen  ist,  auch  nur  dann  vereinbar, 


1)  Bei  der  Neutarifierung  der  Industrie,  von  der  im  Zusammenhange  mit  der 
Verbandsbildung  noch  die  Rede  sein  wird,  hat  die  Opposition  gegen  die  Prämien- 
erhöhungen sich  mit  auf  dieses  Argument  gestützt. 

2)  Es  ■  heißt  aber  m.  E.  den  Wert  internationaler  Beziehungen  des  Ver- 
sicherungswesens überschätzen,  wenn  man,  wie  Man  es  (Versicherungswesen  S.  37) 
es  tut,  in  ihnen  eine  Garantie  für  die  Erhaltung  des  Weltfriedens  erblickt  und  ihnen 
einen   entscheidenden  Einfluß   auf  die  auswärtige  Politik  zutraut. 
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wenn  das  inländische  Feuerversicherungswesen  dadurch  an  Stabilität 
zu  gewinnen  vermag,  und  wenn  damit  nicht  Gefahren  ungewöhn- 
licher Störungen,  die  dem  inländischen  Betriebe  unbekannt  sind, 
übernommen  werden. 

In  welchem  Maße  die  verschiedenen  Organisationsformen  den 
wirtschafdichen  Aufgaben  des  Feuerversicherungsbetriebes  gerecht 
werden,  ist  in  den  folgenden  Kapiteln  zu  prüfen. 


Drittes  Kapitel. 

Die  geschichtliche  Entwicl<lung  der  verschiedenen 
Unternehmungsformen. 


Ehe  wir  uns  der  Organisation  der  verschiedenen  Feuerver- 
sicherungsunternehniungen  im  einzelnen  zuwenden,  wollen  wir  zum 
besseren  Verständnis  ihres  Verhältnisses  zueinander  in  einem 
kurzen  geschichtlichen  Rückblick  uns  Klarheit  verschaffen  über  die 
wichtigsten  Hemmnisse  und  Begünstigungen,  die  die  Ausbreitung 
der  Feuerversicherung  in  Deutschland  begleiteten  und  jeweils  zu 
einer  Bevorzugung  dieser  oder  jener  Unternehmungsform  Anlaß 
gaben,  auch  nicht  ohne  Einfluß  auf  ihr  heutiges  Verhältnis  zu- 
einander blieben. 

Es  ist  zweifelhaft,  ob  sich  Vorläufer  unserer  heutigen  Feuer- 
versicherung bis  ins  Altertum  verfolgen  lassen  1).  An  einem  aus- 
führlichen Werke  über  die  Entwickelnngsgeschichte  der  Feuer- 
versicherung, das  die  verstreuten  kurzen  Angaben  über  diese  Frage 
gesammelt,  auf  ihre  Zuverlässigkeit  untersucht  und  durch  ein- 
gehende Quellenstudien  ergänzt  hätte,  fehlt  es  bisher 2).  Wir  dürfen 
aber  aus  verschiedenen  Gründen  annehmen,  daß  die  Feuerversicherung 
der  antiken  Welt  durchwesf  unbekannt  war,  und  können  von  ver- 


1)  Von  Boenigk  bringt  einige  Daten  über  die  Geschichte  der  Feuer- 
versicherung im  Altertum  bei  in  seinem  Aufsatze  „Zur  Geschichte  der  Feuer- 
versicherung" im  Assekuranzjahrbuch  von  Ehrenzweig  15.  und  16.  Bd.,  Wien  1894 
und  18''5.  V.  Hülsen  nimmt  an,  daß  die  Idee  der  Versicherung  dem  Altertum 
fast  ganz  fremd  geblieben  ist.  (Geschichte,  Umfang  und  Bedeutung  des  öffentlichen 
Feuerversicherungswesens  in  der  Zeitschrift  des  K.  preuß.  Stat.  Bureaus,  7.  Jahrg. 
Berlin   1867). 

2)  Der  deutsche  Verein  für  Versicherungswissenschaft  hat,  um  diesem  Mangel 
abzuhelfen,  ein  Preisausschreiben  veranstaltet,  in  dem  vorerst  die  Geschichte  der 
beiden  wichtigsten  Versicherungszweige,  der  Lebensversicherung  und  der  Feuer- 
versicherung, Berücksichtigung  findet.  Die  Veröffentlichung  der  preisgekrönten 
Arbeit  über  die  Geschichte  der  Feuerversicherung  lag  beim  Abschluß  dieser  Arbeit 
noch   nicht  vor. 
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einzcltcn  sehr  bescheidenen  Anläufen  um  so  eher  absehen,  als  wir 
uns  hier  auf  die  Verhältnisse  des  deutschen  Feuerversicherungs- 
wesens beschränken  wollen. 

In  Deutschland  ist  der  Feuervcrsicheruni^sgedanke  zuerst  in 
den  Gilden^)  verwirklicht.  Ihre  Aufgaben  gingen  allerdings  anfangs 
über  den  gegenseitigen  Beistand  in  Brandfälkn  bedeutend  hinaus. 
Sie  verbanden  nach  Zerfall  der  Geschlechtsvereinigungen  und 
Lockerung  der  Familienbande  die  nunmehr  alleinstehenden  Einzel- 
wirtschaften zu  gegenseitiger  werktätiger  Hilfe  in  jeder  Notlage. 
Besonders  die  Bewohner  des  platten  Landes,  die  ohne  kräftigen 
Zusammenschluß  der  Macht  und  dem  Übermut  des  Adels  und  der 
Städte  preisgegeben  waren,  schufen  sich  in  den  Gilden,  die  nach 
Wilda^)  „aus  der  Verbindung  christlicher  Ideen  mit  urgermanischer 
Sitte  und  Lebensweise  hervorgegangen,  eine  brüderliche  Verbindung 
ihrer  Mitglieder  begründeten  und  sie  zur  gegenseitigen  stets  bereit- 
willigen Hilfe,  zur  Erreichung  und  Sicherung  der  ewigen  wie  der 
zeitlichen  Wohlfahrt  verpflichten  sollten",  einen  wirksamen  Schutz 
ihrer  mißachteten  Rechte. 

Als  dann  die  erstarkende  Staatsgewalt  für  die  erforderliche 
Rechtsgarantie  aufkommen  konnte,  beschränkten  die  Gilden  ihre 
vormals  umfassende  Tätigkeit  auf  gegenseitige  Unterstützung,  und 
zwar  wurde  diese  künftig  nur  noch  in  solchen  Fällen  gewährt,  in 
denen  der  einzelne  der  Gefahr  der  Verarmung  in  besonderem 
Maße  ausgesetzt  war.  Auf  diese  Weise  entstanden  im  15.  Jahr- 
hundert die  Brand-  und  Totengilden  im  Nordwesten  Deutschlands, 
die  zwar  nicht  eigentlich  als  Versicherungsinstitute  anzusehen  sind, 
aber  doch  als  Vorläufer  unserer  heutigen  Feuerversicherungs- 
anstalten gelten  können.  Das  frühzeitige  Auftreten  dieser  organi- 
sierten Unterstützungsvereine  gerade  in  den  nördlichen  Teilen 
Deutschlands  dürfte  nicht  zuletzt  durch  die  ungünstigen  klimatischen 
Verhältnisse  seine  Erklärung  finden.  Der  lange  Winter  machte 
ein    festgefügtes    also    wertvolles    Haus    notwendig.     Trotz   solider 


1)  Gilde,  gotisch  Gild,  soll  ursprünglich  Vergeltung,  Buße,  dann  auch  Trank- 
opfer bedeutet  haben.  Danach  wurden  angeblich  jene  Opfersammlungen,  bei  denen 
man  durch  Trankopfer  die  Gunst  der  Götter  zu  gewinnen  suchte,  Gilden  genannt. 
Karl  Hegel  geht  in  seinem  Werke  „Städte  und  Gilden  der  germanischen  Völker 
im  Mittelalter"  (Bd.  I,  S.  4  ff.,  Leipzig  1891)  des  näheren  auf  die  Entstehung  und 
Verfassung  der  Gilden  ein.  Ihr  heidnischer  Ursprung  hat  den  Gilden  die  Feind- 
schaft der  Kirche  eingetragen,  die  sich  bemühte,  ihnen  ein  christliches  Gepräge 
zu  geben. 

2)  Zitiert  bei  v.  Hülsen  a.  a    O.  S.  322. 
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Bauart  1)  blieb  es  den  Gefahren  der  primitiven  Heizungs-  und  Be- 
leuchtungsanlagen, die  das  Jahr  über  länger  als  im  Süden  in 
Benutzung  genommen  werden  mußten,  in  hohem  Maße  ausgesetzt. 
Der  leichtfertige  Umgang  mit  Feuer  und  Licht,  der  noch  heute  an 
einem  recht  beträchtlichen  Prozentsatz  aller  Schadenfeuer  schuld 
ist,  wird  in  der  Zeit,  da  noch  Kienspan  und  Pechpfanne  ihr 
spärliches  Licht  und  das  offene  Kaminfeuer  die  nötige  Wärme 
spendeten,  kaum  weniger  Unheil  gestiftet  haben.  Deshalb  tat  der 
Nachtwächter,  „das  S3'mbol  der  altdeutschen  Stadt"  (Sombart), 
wohl  daran,  seine  Schutzbefohlenen  allabendlich  in  dieser  Hinsicht 
zu  besonderer  Vorsicht  zu  ermahnen  2).  Ein  häufig  empfundenes 
Bedürfnis  nach  materieller  Hilfe  in  Brandschadenfällen  ist  jeden- 
falls die  kräftigste  Triebfeder  zur  Gewährung  gegenseitiger  Unter- 
stützung gewesen^). 

Die  Brandgilden  konnten  aber  den  an  sie  gestellten  An- 
forderungen nur  in  bescheidener  Weise  gerecht  werden.  Das  lag 
hauptsächlich  an  dem  zu  geringen  Umfange  ihres  Arbeitsfeldes,  der 
bei  Ortsbränden  den  nötigen  Ausgleich  vermissen  ließ.  Zudem 
war  die  Anzahl  ihrer  Mitglieder  nur  klein  und  rekrutierte  sich  fast 
ausschließlich  aus  den  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung.  Die 
Beiträge  bestanden  anfangs  meist  in  Dienst-  oder  Naturalleistungen, 
die  aber  ebenso  wie  später  die  Geldbeiträge  ohne  Rücksicht  auf 
den  Zustand  der  versicherten  Objekte  umgelegt  wurden.  Mit  der 
Abstufung  der  Beiträge  nach  dem  Grade  der  Gefahr  fehlte  natürlich 
auch  der  Anreiz  zu  feuersicherer  Bauart.  Als  Entschädigung  waren 
bei  Totalverlust  nicht  selten  die  Kosten  oder  Leistungen  für  einen 


1)  Der  Übergang  vom  Holzbau  zum  Steinbau  war,  wie  St  ein  hausen  (Ge- 
schichte der  deutschen  Kultur,  S.  347/48)  nachweist,  in  erster  Linie  eine  Folge  der 
mit  der  steigenden  Größe  der  Städte    ständig  wachsenden  Gefahr  von   Ortsbränden. 

2)  „Hört  ihr  Herren  und  laßt  euch  sagen, 
Die  Glock'  hat  zehne  geschlagen, 
Bewahrt  das  Feu'r  und  auch  das  Licht, 
Damit  der  Stadt  kein  Schaden  g'schicht, 
Und  lobet  Gott,  den  Herrn." 

3)  Allerdings  scheint  mir  die  Behauptung  Richard  Ehrenbergs  „das  Be- 
dürfnis, aus  dem  das  heutige  Versicherungsgeschäft  hervorgegangen  ist,  war  von 
jeher  vorhanden"  (Studien  zur  Entwicklungsgeschichte  der  Versicherung,  Berlin  1901), 
zu  weit  zu  gehen.  So  lange  das  Feuer  nur  mit  großer  Mühe  zu  entfachen  war 
und  nicht  zu  den  verschiedensten  Zwecken  dauernd  erhalten  wurde,  bedeutete  es 
noch  keine  nennenswerte  Gefahr  für  Hab  und  Gut.  Kam  trotzdem  ein  Schaden 
feuer  zum  Ausbruch,  so  machten  die  noch  in  größerem  Umfange  zur  Verfügung 
stehenden  freien  Güter  und  die  beim  Wiederaufbau  helfenden  Nachbarn  den  Verlust 
erträjrlicher. 
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bestimmten  Gebäudetypus  ausgemacht  ohne  Beziehung  auf  den 
Wert  und  Zustand  des  abgebrannten  Hauses,  wobei  man  dann 
durch  Risikobeteihgung  der  Mauseigentümer  S[)eliulationsbränden 
begegnen  mußte. 

Im  ganzen  hatte  hiernach  die  Fürsorgetätigkeit  der  Gilden  nur 
wenig  Ähnlichkeit  mit  unserer  heutigen  Feuerversicherung.  Zum 
rationellen  Betriebe  fehlte  ihnen  vor  allem  die  nötige  räumliche 
Ausdehnung,  eine  große  Mitgliedcrzahl  und  sorgfältiges  Rechenwerk. 

Je  mehr  die  Gilden  durch  Korrektur  der  vorhandenen  Mängel 
sich  aus  Wohltätigkeitsverbänden  zu  Versicherungsinstituten  heraus- 
bildeten, desto  deutlicher  traten  die  teils  subjektiven,  teils  betriebs- 
technischen und  politischen  Hemmnisse  zutage,  die  sich  einer 
gedeihlichen  Entwicklung  der  Feuerversicherung  in  den  Weg  stellten. 

Es  widerstrebte  dem  religiösen  Empfinden  der  damaligen  Zeit, 
sich  für  den  Fall  eines  Feuerschadens  im  voraus  durch  Abschluß 
einer  Versicherung  Deckung  zu  sichern.  Schützte  doch  der  heilige 
Florian  oder  ein  Storchnest  oder  andere  bildliche  Zeichen  l)  Hab 
und  Gut  vor  den  gefräßigen  Flammen.  Und  falls  ihr  Schutz  ein- 
mal versagte,  vertraute  man  auf  die  göttliche  Hilfe,  die  sich  in 
der  Form  kirchlicher  Mildtätigkeit  des  Abgebrannten  annahm  und 
dem  einzelnen  nicht  selten  mehr  einbrachte,  als  ihm  die  Flammen 
geraubt  hatten 2).  Wozu  noch  die  Feuerversicherung,  wenn  doch 
das  Wort  der  Schrift  verhieß :  Almosen  wird  dich  erretten  aus 
allem  Unglück! 

Solange  die  Gilden  als  Unterstützungsvereine  durch  praktische 
Betätigung  christlicher  Nächstenliebe  wirkten  und  es  verstanden,  in 
ihren  Statuten  den  Anschauungen  der  Zeit  Rechnung  zu  tragen  3), 


1)  Graf  Hoensbroech  berichtet  in  seinem  Werk  „Das  Papsttum  in  seiner 
sozial-kulturellen  Wirksamkeit  (3.  Aufl.,  Leipzig  1901,  Bd.  I,  S.  5S7)  über  das  Hand- 
buch eines  bayrischen  „Hexenpaters",  in  dem  außer  anderen  nützlichen  Rezepten 
auch  Anweisung  gegeben  wird  zur  Abfassung  von  Feuersbrunstzetteln,  die  an  den 
vier  Ecken  des  Hauses  angebracht  \verden  sollen. 

2)  Ich  möchte  aber  doch  nicht  vermuten,  daß  die  Spekulation  auf  reichliche 
Erträge  der  Brandkollekten,  die  besonders  in  Württemberg  und  Sachsen  im 
Schwange,  in  Bayern  dagegen  infolge  des  befürchteten  Anreizes  zu  Brandstiftungen 
gänzlich  untersagt  waren,  eine  bemerkenswerte  Agitation  gegen  die  Versicherung 
hervorgerufen  hat,  sondern  der  Ansicht  Sc  hmidts  beitreten:  „Nicht  immer  ist  es 
die  Hoffnung,  durch  Sammlung  von  Beisteuern  mehr  zu  bekommen  als  den  Wert 
des  erlittenen  Schadens,  was  vom  Versichern  abhält,  sondern  ein  in  der  Religion 
begründetes  Gottvertrauen,  welches  in  der  Kollekte  Gottes  Hilfe  deutlicher  zu 
sehen  glaubt,  als  in  der  Hilfe  durch  eine  Versicherungsgesellschaft"  (a.  a.  O.  S.  37). 

3)  Als  Beispiel  für  das  Entgegenkommen  der  Gilden  sei  hier  ein  Auszug  aus 
den  Statuten  der  „Liebe  Frauen-Gilde"  in  Itzehoe  (gegründet  1543,  revidierte  Statuten 
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blieb  ihre  Tätigkeit  unangefochten.  Als  aber  an  die  Stelle  der 
Gilden  Feuerversicherungsanstalten  traten,  die  zum  Teil  mit  Hilfe 
staatlichen  Zwanges  den  Hausbesitzern  einen  festen  Anspruch  für 
den  Fall  eines  Brandschadens  zusagten,  setzte  das  Volk,  vielleicht 
bestärkt  durch  die  Diener  der  Kirche,  ihrer  Einführung  aktiven 
und  passiven  Widerstand  entgegen.  Ein  Schadenfeuer  war  in 
seinen  Augen  eine  Strafe  des  Himmels,  und  es  galt  als  eine  Ver- 
suchung Gottes,  ja  als  „Beschwörung  des  Elementes",  die  Wirkung 
des  göttlichen  Gerichtes  von  vornherein  durch  Abschluß  einer 
Versicherung  zu  vereiteln  l). 

Aus  diesem  Grunde  fand  auch  Graf  Anton  Günther  von 
Oldenburg  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  noch  nicht  den  Mut, 
den  Vorschlag  des  Hamburgers  Wilhelm  Stiell  auszuführen  und 
eine  landesherrliche  Gebäudebrandkasse  mit  festem  Prämientarife 
(1  Proz.  vom  gemeinen  Wert)  in  seinem  Reiche  einzurichten,  ob- 
schon  ihm  der  Entschluß  im  Hinblick  auf  die  Einnahmen,  die 
Stiell  ihm  verheißen  hatte,  sicher  nicht  leicht  geworden  sein  mag. 
Er  wollte  aber  vermeiden,  sich  mit  der  herrschenden  Stimmung  im 
Volke  in  Gegensatz  zu  bringen,  und  die  Bedenken  eines  Ratgebers 
bestimmten  ihn,  zu  „reskribieren",  „es  lasse  sich  nicht  bezweifeln, 
daß  wie  denn  auch  gemeine  Personen  sich  selbst  eine  Gesellschaft 
zur  Fortsetzung  eines  oder  des  anderen  sich  ereignenden  Schadens 
aufzurichten   vermöchten,    eine   Versicherung    wegen    von   einander 

von  Iöl3)  angeführt  (vgl.  Kummer,  Der  Betrieb  von  Versicherungsgeschäften  durch 
den  Staat,  Zürich  1879,  S  37).  Sie  sind  auch  insofern  noch  bemerkenswert,  als  sie 
in  ihrer  neuen  Fassung  bereits  die  sonst  noch  ziemlich  übliche  Naturalleistung  in 
Geldleistung  vervvandeln.     Dort  heißt  es  u.  a.: 

1.  Wenn  jemand,  vCras  Gott  in  Gnaden  verhüte,  sein  Haus  durch  sein  eigenes 
Feuer  oder  durch  Gottes  Verhängnisse  abbrennte,  so  will  ein  jeder  dem  ver- 
brannten Manne  8  Schilling  lübisch  reichen  und  geben. 

2.  Gedachte  Summe  wird  binnen  den  ersten  14  Tagen  nach  geschehenem  Feuer- 
schaden erlegt. 

3)  Wenn  es  sich  begeben  sollte,  dali  ein  Haus,  größeren  Schaden  dadurch  zu 
verhüten,  niedergerissen  würde,  demselben  soll  solcher  Schaden  nach  guter 
Leute  Erkenntnis  gebessert  werden," 

Aehnliche  Konzessionen  an  das  religiöse  Empfinden  des  Volkes  begegnen  uns 
in  der  Stiftsurkunde  für  die  Feuerordnung  der  Städte  Danzig  und  Elbing,  die  mit 
den  Worten  schließt:  „Der  liebe  Gott  helfe,  daß  diese  aufgerichtete  Ordnung  zu 
seines  heiligen  Namens  Ehre  und  zu  unseres  Nächsten  Beihilfe  und  Besten  möge 
angefangen  werden,  und  daß  wir  es  auch  zu  unser  aller  Seelenheil  und  Seligkeit 
vollbringen  mögen,  das  wünschen  wir  einem  jedweden,  der  es  von  Gott  bittet  und 
begehrt,  von  Grund  unseres  Herzens.  Amen."  (Ruttke,  Einrichtungen  und 
Zwecke  der  öffentlichen   Feuerversicherungsanstalten  usw.,  Straßburg  1897,  S.  2/3). 

1)  Vgl.   Louis  Schmidt  a.   a,  O.,  S.   42. 


—     48     — 

gebauten  oder  stehenden  Häusern  wohl  ins  Werk  /.u  setzen  sei. 
Jedoch  machte  Serenissimus  den  Schluß,  daß  Gott  dadurch  möchte 
versuchet  und  ihm,  dem  Serenissimo,  der  Geiz  beigemessen  werden. 
Gott  hätte  sein  uraltes  Haus  Oldenburg  so  viel  hundert  Jahre  her 
ohne  dergleichen  Mittel  erhalten  und  beglückseligen  lassen,  würde 
auch  fernerhin  demselben  beiwohnen  und  seine  Untertanen  vor 
peuersflammen  behüten"  1).  Damit  gab  er  aber  die  Hoffnung  noch 
nicht  auf,  die  Einnahmequelle  vielleicht  später  zu  gelegenerer  Zeit 
erschließen  zu  können,  und  hielt  sich  Stiel!  als  „Destillator  von 
Haus  aus"   mit  50  Reichstalern  Jahresgehalt  zu  seiner  Verfügung 2). 

Soweit  die  Fürsten  es  nicht  direkt  auf  Betriebsüberschüsse  aus 
dem  Versicherungsgeschäft  abgesehen  hatten,  gaben  ihnen  fiskalische 
Interessen  Veranlassung,  ihre  Untertanen  zur  Versicherung  ihrer 
Gebäude  anzuhalten.  Vor  allem  sollten  die  allzuhäufigen  Ausfälle 
im  Ertrage  der  Grundsteuer  durch  eine  allgemeine  Immobiliarfeuer- 
versicherung,  die  die  Hausbesitzer  steuerzahlungsfähig  erhielt, 
möglichst  beseitigt  werden.  Wenn  demgegenüber  bisweilen  be- 
hauptet wird,  der  Gemeinsinn  der  Fürsten  habe  die  Feuerversicherung 
ins  Leben  gerufen,  so  ist  dies  doch  nur  ausnahmsweise  der  Fall 
gewesen.  Ein  Blick  in  die  älteren  Statuten  genügt,  um  sich  ein 
Bild  von  dem  Anteile  des  landesherrlichen  Gemeinsinnes  am 
Emporkommen  der  Feuerversicherung  zu  machen.  „Das  Gemein- 
wohl im  eigentlichen  Sinne  wirkte  nur  dort,  wo  es  durch  ein 
handgreifliches  fiskalisches  Interesse  gestützt  und  dem  Verständnisse 
der  Staatslenker  nahegebracht  wurde",  meint  R.  Ehrenberg^). 

In  den  gekennzeichneten  fatalistischen  Anschauungen,  die  im 
17.  Jahrhundert  noch  ziemlich  verbreitet  waren,  wurde  der  auf- 
keimende Versicherungsgedanke  vorläufig  erstickt.  Erst  ein  Jahr- 
hundert später,  als  nach  fast  endlosen  Kriegen  und  Unruhen  die 
Fürsten  wieder  an  die  notwendige  Einrichtung  der  Gebäudebrand- 


1)  Bezolci,  Das  Versicherungswesen,  Berlin  1874,  S.  45,  Anm.  41.  Die 
Glaubwürdigkeit  des  Zitates  ist  gelegentlich  bestritten,  scheint  aber  neuerdings  von 
Dursthoff  (Die  Entstehung,  Entwicklung  und  Reform  der  Oldenburgischen  Brand- 
kasse,  Oldenburg   1904,  S.   13  ff.)  bewiesen  zu  sein. 

2)  Die  Feuerversicherung  als  Erwerbsgeschäft  auszubeuten,  ist  bei  der  stän- 
digen Geldnot  der  Fürsten  in  damaliger  Zeit  kein  so  ganz  fernliegender  Gedanke. 
Die  Findigkeit  ihrer  Getreuen  machte  die  Fürsten  oft  auf  recht  verborgene  Geld- 
quellen aufmerksam.  So  erzählt  Röscher  (Theorie  der  Finanz-Regalien  S.  5)  von 
einem  Reichsgrafen,  der  nach  einem  Jagdunfall  eine  Beinbruchsteuer  erhob,  die 
auch  dann  noch  beibehalten  wurde,  als  die  erlauchten  Beine  schon  längst  wieder 
ihren   Dienst  taten.     Da  lag  eine   ,, Brandsteuer"  doch  noch  weit  näher! 

3)  Ehrenberg  a,  a.   O  ,  Bd.  11,  S.   130. 
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Versicherung  denken  konnten,  zeigte  sich,  daß  die  religiösen 
Bedenken  inzwischen  wenigstens  bei  einem  erheblichen  Teile  der 
Bevölkerung  behoben  waren.  Immerhin  haben  sie  im  Verein  mit 
dem  Aberglauben,  der  seit  den  Hexen prozessen  beim  Volke  wieder 
zu  Ehren  gekommen  war,  auch  in  der  Folgezeit  besonders  auf  dem 
Lande  noch  lange  eine  Abneigung  gegen  die  Feuerversicherung 
genährt.  Ebenso  fand  sich  die  Geistlichkeit  nur  allmählich  und 
ungern  mit  den  Versicherungsanstalten  ab.  Hierfür  seien  nur 
zwei  Belege  mitgeteilt. 

Als  in  Württemberg  1782  eine  allgemeine  Feuerversicherungs- 
anstalt errichtet  werden  sollte,  sprachen  sich  die  Landstände  auf 
Betreiben  der  mächtigen  Geistlichkeit  sehr  heftig  dagegen  aus  mit 
der  Begründung,  „man  schränke  die  strafende  Hand  Gottes  zu 
sehr  ein,  denn  wenn  alles  versichert  sei,  womit  solle  der  liebe  Gott 
dann  strafen!"  l). 

Wurde  die  Feuerversicherung  nicht  gänzlich  verworfen,  so 
erließ  man  Warnungen  vor  ihren  sittlichen  Gefahren,  die  in  gleichem 
Maße  vom  Versichern  abschrecken  mußten.  So  erklärte  auf  dem 
1858  in  Hamburg  abgehaltenen  10.  deutschen  evangelischen  Kirchen- 
tage der  Posener  Konsistorialrat  Carus  in  seinem  Referat  „Über 
die  Stellung  des  Christen  zum  zeitlichen  Gut"  zwar  ausdrücklich 
„die  auf  gegenseitiger  Hilfsleistung  beruhenden  Versicherungs- 
vereine gegen  Unglücksfälle  für  sittlich  und  unbedenklich",  glaubte 
aber  doch  hervorheben  zu  müssen,  daß  sie  „mit  mancherlei  Ver- 
suchungen, deren  der  Christ  sich  bewußt  bleiben  müsse,  verbunden 
seien 2j.  Das  Aufblühen  des  Versicherungswesens  schien  ihm  ein 
Zeugnis  zu  sein,,  „daß  die  Liebe  fehle"3).  Doch  meinte  er,  daß 
„offenbar  das  Nichtbeitreten  aus  Geiz  oder  Nachlässigkeit  nicht 
weniger  verwerflich  sei,  als  der  Kleinglaube,  der  anstatt  an  den 
lebendigen  Gott  sich  an  die  Versicherungspolice  anklammere"  4). 

Aus  den  erwähnten  Beispielen  darf  zwar  noch  nicht  der  all- 
gemeine Schluß  gezogen  werden 5),  die  Kirche  habe  den  Fortschritten 
des    Versicherungsgedankens    nun    stets    nach    Kräften    entgegen- 

1)  V.  Boenigk,  Zur  Geschichte  usw.  S.  4, 

2)  V.  Hülsen,  a.  a.  O.,  S.  344. 

3)  Evangelische  Kirchenzeitung,  65.  Bd.,  Berlin  1858,  S.  809. 

4)  vgl.  Note  2. 

5)  In  der  berücksichtigten  Literatur  findet  sich  nur  bei  Schäffle  (Das  ge- 
sdlschafthche  System  der  menschlichen  Wirtschaft,  Tüb.  1867,  S.  308),  die  strikte 
Behauptung,  die  Feuerversicherung  sei  als  ein  Eingriff  in  die  göttliche  Vorsehung 
von  den  Kanzeln  aus  hart  angegriffen  worden. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  3S.  4 
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gearbeitet;  aber  es  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  daß  sie  vielfach 
eine  unfreundliche  Stellung  eingenommen  und  die  Berichtigung 
eines  religiösen  \'orurteils  unterlassen  hat.  Zu  diesem  Urteil  kommt 
z.B. auch  Bischoff  1)  auf  Grund  reicher  Erfahrungen  im  praktischen 
Versicherungsbetriebe. 

Neben  den  religiösen  Bedenken  des  Volkes  erschwerte  die 
ungleiche  Reichtumsverteilung  die  Bildung  von  Versicherungs- 
gemeinschaften. Langjährige  Kriege  und  umfangreiche  Konfiskationen 
(besonders  zu  Zeiten  der  Ketzer-  und  Ilexenprozesse)  hatten  viele 
verarmen  lassen  zugunsten  der  geistlichen  und  weltlichen  Herren. 
Wer  Haus  und  Hof  nicht  verloren  hatte,  hatte  sie  doch  in  den 
schweren  Zeiten  nicht  immer  in  Stand  halten  können  und  verwahr- 
losen lassen  müssen.  Das  trug  natürlich  zur  Erhöhung  der  Gefahr 
bei  und  ließ  die  Schäden  häufiger  und  umfangreicher  werden,  so 
daß  die  Mehrzahl  die  Kosten  einer  Versicherung  nicht  aufbringen 
konnte,  zumal  ihr  kärgliches  Einkommen  kaum  zur  Bestreitung  der 
bescheidensten  Lebensansprüche  ausreichte.  Soweit  trotz  der 
Schwierigkeiten  kleine  Versicherungsvereine  bestanden,  erhoben  sie 
ihre  Beiträge  durch  Umlagen  ohne  Rücksicht  auf  die  vielfachen 
Nachteile  dieses  Verfahrens,  so  vor  allem  schwankende  Beitragshöhe 
und  unzureichende  ungleichmäßige  Reservenbildung.  Auch  war 
ihnen  das  erst  durch  die  Aktiengesellschaft  eingeführte  Prinzip  der 
Beitragsabstufung  nach  dem  baulichen  Zustand  und  der  Lage  der 
Gebäude  noch  fremd,  weshalb  sich  die  Besitzer  solider  Häuser  zur 
Versicherungsnahme  nicht  geneigt  zeigten.  Infolgedessen  zählten 
sie  als  Mitglieder  zumeist  wirtschaftlich  schwache  Existenzen,  deren 
Mittel  bei  einiger  Häufigkeit  der  Brandfälle  bald  aufgezehrt  waren. 
Die  Gutsherren  und  andere  kapitalkräftige  Kreise  beteiligten  sich 
in  der  Regel  nicht  an  den  Versicherungsvereinen  und  waren  auch 
nach  Einführung  des  Versicherungszwanges  zunächst  davon  befreit, 
weil  ihnen  außer  dem  nötigen  Material  zum  Wiederaufbau  abge- 
brannter Häuser  (Steinbrüche,  Waldungen)  auch  die  erforderlichen 


1)  Bischoff  a.  a.  O.,  S.  53.  „Während  z.  B.  das  nordamerikanische  Kirchen- 
tum  die  Versicherungsfürsorge  den  Gläubigen  wieder  und  wieder  als  eine  wichtige 
Pflicht  bezeichnet  („So  aber  jemand  die  Seinen,  sonderlich  seine  Hausgenossen,  nicht 
versorget,  der  hat  den  Glauben  verleugnet  und  ist  ärger  denn  ein  Heide"),  gibt  es 
andere  Gegenden,  in  denen  die  kirchlich-religiöse  Pflichtenlehre  dem  Versicherungs- 
wesen völlig  indolent  gegenübersteht,  ja  in  denen  wohl  gar  —  wie  wir  Praktiker 
das  hin  und  wieder  wahrnehmen  können  —  den  Hausgenossen  die  Meinung  bei- 
gebracht wird,  der  Abschluß  eines  Versicherungsvertrages  bedeute  einen  sündhaften 
Eingriff  in  die  göttliche  Vorsehung. 
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Hand-  und  Spanndienste  zur  Verfügung  standen  1),  so  daß  Ausfälle 
an  Grundsteuern  bei  ihnen  weniger  zu  befürchten  waren. 

Den  nicht  sehr  zahlreichen,  in  vielen  Teilen  Deutschlands 
gänzlich  fehlenden  kleinen  Feuerversicherungsvereinen  bereitete, 
soweit  sie  sich  überhaupt  auf  die  Dauer  lebensfähig  gezeigt  hatten, 
der  30jährige  Krieg  fast  ausnahmslos  ein  Ende.  Nur  ganz  wenige 
von  ihnen  —  vorzugsweise  im  Nordwesten  Deutschlands  —  über- 
standen die  schwere  Zeit.  Durchweg  konnten  sie  sich  gegen  die 
Stürme  des  langjährigen  Krieges,  der  ganze  Dörfer  dem  Erdboden 
gleich  machte,  nicht  behaupten.  An  eine  Deckung  der  Kriegs- 
schäden, die  selbst  heutzutage  —  sofern  sie  überhaupt  in  die  Ver- 
sicherung einbegriffen  wird  —  kaum  durchzuführen  sein  dürfte, 
war  offenbar  bei  dem  winzigen  Versicherungsbestande  der  alten 
Vereine  nicht  zu  denken.  Darum  blieb  denen,  deren  Hab  und  Gut 
im  Laufe  des  Krieges  ein  Raub  der  Flammen  geworden  war,  nichts 
weiter  übrig,  als  bettelnd  durch  die  Lande  zu  ziehen  und  auf 
eine  offene  Hand  bei  den  vom  Schicksal  Verschonten  zu  hoffen  2). 
Zu  den  Scharen  der  wirklich  Verarmten  gesellten  sich  arbeits- 
scheue Elemente  —  vorzugsweise  entlassene  Söldner  — ,  um  von 
dem  Mitleid  mit  dem  unverschuldeten  Elend  zu  profitieren,  so  daß 
der  Landbettel  bald  zur  Landplage  wurde.  Nicht  selten  zeigten 
sich  die  Bettler  gewalttätig,  und  man  wagte  nicht  sie  ohne  Almosen 
fortzuschicken  3).  Für  die  wahre  oft  verschämte  Armut  fielen  die 
Gaben  meist  dürftig  aus,  weshalb  der  -Staat  sich  ihrer  annehmen 
zu  müssen  glaubte  durch  Ausstellung  von  Brandbettelbriefen,  in 
denen  den  Abgebrannten  ihr  Unglück  schriftlich  vom  Ortsschulzen 
oder  Geistlichen  bestätigt  wurde,  damit  sie  vor  den  vielen  Schwindlern 
von  mildtätigen  Menschen  bevorzugt  würden.  Allein  die  guten 
Absichten  des  Staates  wurden  durch  einen    schwunghaften  Handel 

1)  Vgl.  Krügelstein,  Vollständiges  System  der  Feuerpolizeiwissenschaft, 
3.  Teil,  S.  18  (Leipzig  1798/1800).  ..So  haben  z.  B.  Rittergutsbesitzer  gewöhnlich 
auch  Waldungen,  Steinbrüche,  Hand-  und  Spannfrohnen,  durch  deren  Gebrauch 
und  Anwendung  sie  mit  leichter  Mühe  ohne  andere  Beihilfe  wieder  aufbauen 
können." 

2)  Zuweilen  geschah  es  auch,  daß  die  Kalamitosen  nicht  selbst  bettelten,  son- 
dern durch  zahlreiche  Kollektanten  Gaben  sammeln  lietien.  „Als  Kollektanten 
wurden  nun  nicht  immer  nur  gewöhnliche  Einsammler,  sondern  ihres  groi3en  Ein- 
flusses wegen  vielfach  Professoren  und  höhere  Geistliche  entsandt,  die  auch  außer- 
halb der  Grenzen  Deutschlands  Liebesgaben  zu  erlangen  suchten"  (Schäfer  a.  a.  O. 
Seite  11). 

3)  .Niemand  wagte  einem  Bettler  etwas  abzuschlagen  aus  Furcht  vor  Rache, 
jeder  glaubte  aber  auch  durch  mildtätige  Gaben  seinem  Seelenheil  forderlich  zu  sein' 
(ebenda  S.  11). 

4* 
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und  gegenseitiges  Aushelfen  mit  den  Brandbettelbriefen  vereitelt. 
Die  Bettelei  warf  immer  weniger  ab,  und  die  Hoffnung  vieler  Ab- 
gebrannten auf  das  weitverzweigte  Wohltätigkeitssystem  der  Kirche 
endete  nicht  selten  mit  einer  Enttäuschung,  weil  die  Kirche  infolge 
der  Säkularisation  große  Einbußen  an  Vermögen  und  Einkünften 
erlitten  hatte  und  daher  mit  ihren  Mitteln  jetzt  mehr  zu  Rate  gehen 
mußte. 

Der  stetig  fortschreitenden  Verarmung  eines  erheblichen  Teiles 
der  Bevölkerung  konnte  der  Staat  auf  die  Dauer  wegen  der  Ge- 
fährdung der  Steuererträgnisse  nicht  gleichgültig  gegenüberstehen. 
Er  versuchte  die  unhaltbaren  Zustände  nach  Möglichkeit  zu  bessern, 
u.  a.  durch  Gründung  von  Feuersozietäten.  Hierdurch  beabsichtigte 
er,  einerseits  ein  weiteres  Anwachsen  der  Bettlerscharen  durch  neue 
Abgebrannte  aufzuhalten,  andererseits  durch  Verpflichtung  der  Brand- 
beschädigten zum  Wiederaufbau  für  Arbeitsgelegenheit  zu  sorgen 
und  vor  allem  durch  Hebung  des  Immobiliarkredites  die  Betrieb- 
samkeit des  Volkes  zu  beleben  und  die  Staatseinnahmen  zu  mehren. 
Eine  planmäßige  Fürsorge  des  Staates  für  die  Untertanen  im 
Brandschadenfalle  löste  die  planlose  Hilfe  der  Wohltätigkeit  und 
die  unzureichende  Unterstützung  der  Brandgilden  ab. 

Nächst  dem  Hamburgischen  Staate,  der  die  auf  seinem  Gebiet 
bestehenden  46  Feuerkassen  bereits  1676  zur  Generalfeuerkasse  ^) 
vereinigt  hatte,  ging  Preußen  zuerst  mit  der  Neubildung  von 
Feuerversicherungsverbänden  vor.  Eine  der  ersten  Amtshand- 
lungen des  neugekrönten  Königs  war  der  Erlaß  der  „Feuerordnung 
für  das  platte  Land  der  Chur-  und  Mark  Brandenburg"  (26.  I.  1701), 
in  der  der  Zusammenschluß  von  je  6 — 10  Dörfern  zu  einem 
Feuer\'ersicherungsverband  angeordnet  wurde.  Friedrich  I.  brachte 
damit  einen  Gedanken  zur  Ausführung,  der  schon  seinen  Vater 
lebhaft    beschäftigt   hatte,    wie    ein  Reskript  2)  aus  dem  Jahre  1685 


1)  Die  Verschmelzung  wurde  vorgenommen  zur  Erzielung  eines  Ausgleichs 
der  Brandschäden  in  den  verschiedenen  Bezirken,  der  die  im  Interesse  einer  sorg- 
fältigen Kalkulation  für  den  Kaufmann  sehr  wünschenswerte  gleichmäßige  Höhe  der 
Beiträge  bis  auf  einige  Ausnahmefälle  gewährleistete.  Ferner  war  eine  Hebung  des 
Realkredits  beabsichtigt  und  zwar  mit  Hilfe  des  indirekten  Versicherungszwanges, 
der  jedem  Hauseigentümer,  soweit  er  Hypotheken  aufnehmen  wollte,  die  Ver- 
sicherung bei  der  Generalfeuerkasse  auferlegte. 

2)  In  den  einleitenden  Worten  heißt  es  u.  a.:  „Wann  Unss  dann  gedachtes 
CoUegium  unter  anderen  Vorschlägen,  und  wie  am  besten  der  Credit  wieder  in 
Unsere  Lande  gebracht  werden  könne,  das  Exempel  der  hamburger  Feuercassen- 
ordnung  gebührendt  und  gehorsambst  vorgestellet,  auch  zu  dem  Ende  ein  unvor- 
greiflich    concept,    warum  solches  auch   in  Unseren  Residentz-Städten  nützlich  ein- 
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beweist,  der  aber  damals  infolge  der  ablehnenden  Haltung  des 
Berliner  Magistrates  nicht  in  die  Tat  umgesetzt  wurde  l). 

Der  Erfolg  der  Feuerordnung  entsprach  indessen  wohl  nicht 
den  gehegten  Erwartungen.  Denn  4  bez.  5  Jahre  später  ver- 
suchte Friedrich  zweimal  —  wiederum  vergebens  — ,  seine 
Untertanen  mittels  Versicherungszwanges  anzuhalten,  alle  Gebäude, 
wie  es  in  Hamburg  geschah,  bei  einer  Generalfeuerkasse  zu  ver- 
sichern. Der  hartnäckige  Widerstand  des  Volkes,  das  die  Ver- 
sicherungsbeiträge als  neue  Steuern  ansah  und  bekämpfte,  machte 
die  weitblickende  Versicherungspolitik  Friedrichs  I.  zunichte  und 
führte  1711  zur  Aufhebung  der  Generalfeuerkasse.  Damit  zer- 
bröckelte der  einheitlich  zusammengefaßte  Feuerversicherungs- 
betrieb wieder  in  viele  kleine  Sozietäten  mit  eng  begrenztem  Ver- 
sicherungsgebiet, die  sich  an  städtische  oder  ständische  Korpora- 
tionen anlehnten  und  deren  Geschäfte  von  den  von  Friedrich 
Wilhelm  I.  neuorganisierten  Verwaltungsbehörden  geführt  wurden. 
Eine  Anzahl  städtischer  Sozietäten  trat  bald  in  Tätigkeit,  1718  in 
Berlin,  in  den  nächsten  50  Jahren  in  12  weiteren  Städten.  Auf 
dem  Lande  kam  es  erst  viel  später  auf  die  tatkräftige  Förderung 
Friedrichs  des  Großen  hin  zur  Gründung  von  Sozietäten  (1749). 

Es  würde  zu  weit  führen,  die  Entwicklung  der  Sozietäten  in 
und  außer  Preußen  im  einzelnen  zu  verfolgen.  Einige  Zahlen 
mögen  den  zeitlichen  Abstand  der  Brandkassengründungen  in 
den  verschiedenen  Gebieten  Deutschlands  veranschaulichen.  Die 
preußischen  Sozietäten  stammen  fast  alle  aus  den  Jahren  1720 — 70, 
Württemberg  erhielt  1754  eine  Landesbrandkasse,  Bayern  1811, 
Kursachsen  1729,  Frankfurt  a.  M.  erst  1817  2).  Die  vielen  ver- 
schlungenen Fäden  historischen  Zusammenhanges,  die  eine  zeit- 
liche Verschiedenheit  des  Aufkommens  der  Feuerversicherung  in 
den   deutschen    Einzelstaaten  bedingen,    sind    hier   nicht  weiter  zu 


gefiihret,  und,  wie  es  am  bequemsten  eingerichtet  werden  könne,  unterthänigst 
eingeschicket  und  wir  dasselbe  wol  und  practicabel,  Auch  Unseren  Residenz-Städten 
und  dem  gantzen  Lande  höchst  nützlich  zu  sein  erachten,  indem,  wan  mehrer  Credit 
und  Gelt  umgehet,  auch  mehrere  Nahrung,  handel  und  Wandel  geschafft  und  ge- 
trieben weiden  kan,"  (O.  Simon,  Die  Entwickelung  des  Immobiliarfeuerversicherungs- 
wesens  usw.,  Berlin  1888,  S.  67). 

1)  , .Berlin  sei  zu  arm,  um  solche  Last  zu  tragen;  denn  nur  als  Last  betrach- 
tete man  die  Assekuranzumlage."     (Ehrenberg  a.  a.  O.  S.  37.) 

2)  H.  und  K.  Brämer  (Das  Versicherungswesen,  Leipzig  1894)  teilen  S.  236/37 
die  Gründungsjahre  aller  Sozietäten  mit.  Ebenso  auch  O.  Simon  (a.  a.  O.  S.  73ff.), 
der  außerdem  noch  alle  einzelnen  später  erfolgten  Änderungen  der  Reglements  ge- 
wissenhaft registriert. 
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erforschen.  \'ielmehr  ist  an  dieser  Stelle  der  bedeutsamen  Unter- 
schiede der  neuen  Feuerversicherungsso/.ietäten  gegenüber  den 
alten  Gilden  und  Feuerversicherungsvereinen  zu  gedenken. 

Mit  wenigen  Ausnahmen  (Hamburg,  Schleswig-Holstein)  handelt 
es  sich  bei  den  Feuersozietäten  nicht,  wie  vielfach  angenommen 
wird,  um  Institute,  die  das  von  den  Gilden  begonnene  Werk  in 
einer  zeitgemäßeren  Form  fortsetzen,  sondern  sie  sind  in  der 
Mehrzahl  neue  Schöpfungen  des  Staates,  die  er  seinen  Zwecken 
entsprechend,  ohne  sich  an  das  Vorbild  der  Gilden  zu  halten,  ge- 
staltete nach  der  bekannten  Formel  des  Absolutismus :  „Es  geschieht 
alles  für  das  Volk,  aber  nichts  durch  das  Volk".  Dementsprechend 
fiel  auch  die  Organisation  der  Sozietäten  aus.  Der  freiwillige 
Beitritt  hatte,  wie  das  Beispiel  der  Gilden  lehrte,  geringe  Betei- 
ligung im  Gefolge  gehabt  und  nicht  zum  Ziele  geführt.  Deshalb 
sorgte  der  Staat  mittels  Zwanges  für  die  zur  gedeihlichen  Durch- 
führung der  Versicherung  notwendige  Teilnahme  weiterer  Kreise 
des  Volkes.  Dafür  stand  dem  Versicherten  nunmehr  ein  Anspruch 
zu  sowohl  auf  Annahme  seiner  Gebäude  zur  Versicherung,  als 
auch  gegebenenfalls  auf  Erstattung  eines  Brandschadens,  und  er 
blieb  nicht  wie  ehedem  auf  die  Gutwilligkeit  seiner  Genossen  an- 
gewiesen. Freilich  übernahm  der  Staat  keine  unbedingte  Garantie, 
so  daß  der  rechtlich  zu  fordernden  Schadensvergütung  immer  noch 
eine  Grenze  gezogen  werden  konnte  durch  die  tatsächlich  mögliche. 
Der  Staat  war  bemüht,  soweit  es  in  seinen  Kräften  stand,  die  von 
ihm  geschaffene  Einrichtung  vor  mißbräuchlicher  Benutzung 
zu  schützen.  „Weil  leyder  die  Erfahrung  lehret,  daß  mancher 
Gottloser  Mensch,  daher  Anlaß  nehme  sein  entweder  schlechtes 
oder  mit  Schulden  behaftetes  Haus,  nur  deswegen  in  viele  einträg- 
liche Gilden  zu  setzen,  damit,  wenn  es  abbrennete,  er  das  benötigte 
Geld  zur  Wiederaufbauung  eines  neuen  Hauses  und  zur  Bezahlung 
der  Schulden,  erhalten  möge,  auch  wenn  es  zu  lange  währete 
durch  vorsetzliche  Verwarlosung  des  Feuers  oder  Lichtes,  solches 
wohl  in  die  Wege  zu  richten  suchet  oder  wohl  gar  seine  Gebäude 
selber  in  Brand  stecket"  ^),  wurden  Doppelversicherung  und  Brand- 
stiftung mit  harten  Strafen  belegt.  Aus  demselben  Grunde  lag  es 
nahe,  die  von  vornherein  fixierte  Entschädigungssumme  der 
Gilden  aufzugeben  und  statt  dessen  nur  den  gemeinen  Wert  zur 
Zeit  des  Brandes  als  Entschädigungsverpflichtung  der  Sozietäten 
zu  normieren.      Den  Absiebrannten    wurde    der  Wiederaufbau    zur 


1)  Dursthoff  a.  a.  O.  S.  9. 
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Pflicht  gemacht,  um  dadurch  der  Gefahr  zu  begegnen,  daß  die 
Feuerversicherung  zur  ReaUsierung  schwer  verkäufHcher  Gebäude 
mißbraucht  wurde,  oder  daß  das  Geld  den  Grundsätzen  merkan- 
tilistischer  Wirtschaftspolitik  zuwider  ins  i\usland  wanderte.  Natür- 
lich konnte  der  Staat  keine  abfällige  Kritik  seiner  Sozietäten,  zu 
der  besonders  in  der  ersten  Zeit  ihres  Bestehens  Neigung  bestand, 
dulden  und  verbot  deshalb,  dagegen  zu  sprechen^).  Krügelstein 
schlägt  sogar  vor,  das  „Räsonnieren  über  die  Feuerversicherungs- 
anstalten" ebenso  streng  zu  ahnden  wie  den  Ungehorsam  beim 
Militär,  und  meint  im  übrigen :  „Ist  es  überhaupt  Schuldigkeit 
eines  jeden  Unterthans  und  Untergeordneten,  mit  gehöriger  Achtung 
und  Mäßigung  von  seiner  Obrigkeit  zu  reden,  auch  dann,  wenn 
sie  seiner  Meynung   nach,    die    doch  oft  irrig  seyn  kann,  fehlt"  2). 

Die  Versicherungskosten  wurden  halbjährlich  —  bei  den 
Gilden  war  es  meist  nach  jedem  einzelnen  Brandfalle  geschehen  — 
im  Verhältnis  zur  Höhe  der  Gebäudetaxe  auf  die  Hauseigentümer 
repartiert  und  mit  den  Steuern  eingezogen.  Diese  Zahlungsweise 
war  vielleicht  praktisch,  aber  nicht  glücklich  gewählt;  denn  sie 
erweckte  beim  Volke  die  Ansicht,  es  handle  sich  bei  den  Ver- 
sicherungsbeiträgen um  eine  bisher  nicht  übliche  Steuer,  die 
„ Brandsteuer ",  und  reizte  zum  Widerstände. 

Die  Gegenüberstellung  der  wichtigsten  Abweichungen  in  der 
Geschäftspraxis  der  Gilden  und  der  Sozietäten  läßt  erkennen,  daß 
die  Fürsorgepolitik  des  Staates  unter  Berücksichtigung  der  Er- 
fahrungen älterer  Versicherungsvereine  bemüht  war,  der  Feuer- 
versicherung möglichst  gesunde  Lebensbedingungen  zu  schaffen 
und  die  Beteiligung  weiterer  Kreise  zu  gewinnen.  Wenn  jedoch 
das  Volk  nach  anfänglicher  Opposition  schließlich  auf  die  Ab- 
sichten des  Staates  einging,  so  darf  daraus  aber  noch  nicht  ge- 
folgert werden,  daß  nächst  dem  keine  Wahl  gestattenden  Ver- 
sicherungszwang die  Überzeugung  von  der  Vortrefflichkeit  der 
neuen  Sozietäten  hier  bahnbrechend  gewesen  sei.  Das  wäre  ein 
ganz  verfehlter  Schluß.  Die  treibenden  Kräfte,  die  zu  einem  Auf- 
schwung im  Feuerversicherungswesen  führten,  sind  vielmehr  in 
einer  lebhaften  Nachfrage  nach  Versicherungsgelegenheit  zu  suchen, 
in  einem  immer  dringender  werdenden  Versicherungsbedürfnis,  das 
sich  als  eine  Folge  grundstürzender  Veränderungen  in  den  Eigen- 
tumsverhältnissen einstellte,  deren  Einzelheiten  hier  nicht  dargestellt 
werden  können.     Es  sei  nur  daran  erinnert,    daß  besonders  durch 

1)  V.  Hülsen  a.  a.  O.  S.  324. 

2)  Krügelstein  a.  a.  O.  Bd.  I,  S.  18. 
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den  j^ewaltigcn  Aufschwunsj  von  Handel  und  Gewerbe  allcnlhalben 
neue  Ervverbsniöglichkeit  geschaffen  und  die  Reichtumsbildung  in 
hohem  Maße  begünstigt  war. 

Diese  und  noch  manche  andere  Umstände  beschleunigten 
und  unterstützten  die  Erholung  von  den  schweren  Schädigungen 
des  30jährigen  Krieges,  von  denen  nächst  den  Bauern,  besonders 
die  Bürger^)  hart  mitgenommen  waren.  Nach  eingetretener 
Besserung  der  Verhältnisse  stellten  die  gutsituierten  oder  doch 
wenigstens  bemittelten  Bürger  das  I  lauptkontingent  der  Ver- 
sicherungslustigen. Wir  hatten  schon  oben  gesehen  und  werden 
in  anderem  Zusammenhang  noch  öfter  hervorheben,  da(.5  die  In- 
haber ganz  großer  Vermögen  früher  wie  heute  kein  großes  Interesse 
für  Versicherungsanstalten  zeigen,  weil  es  ihnen  häufig  zweckmäßiger 
erscheint,  die  Brandschadengefahr  selbst  zu  tragen  und  auf  eine 
Versicherungsgemeinschaft  mit  anderen,  die  ihnen  nicht  selten  ein 
beträchtliches  Kreditrisiko  aufbürdet,  zu  verzichten.  Der  Mäßig- 
begüterte hat  dagegen  im  Bewußtsein  mangelnder  Widerstandsfähig- 
keit gegenüber  einer  Vermögenseinbuße  durch  Schadenfeuer  das 
Bestreben,  seine  bescheidene  Habe  nach  Möglichkeit  gegen  der- 
artige Fährlichkeiten  zu  schützen,  und  er  trifft  sich  in  diesem 
Wunsche  mit  vielen  Gleichgesinnten.  Deshalb  kann  es  nicht  be- 
fremden, daß  Zeiten,  die  einer  Vermögensbildung  in  weiten  Kreisen 
des  Volkes  günstig  sind,  mit  Aufschwungsperioden  der  Feuerver- 
sicherungsbetriebe zusammenfallen.  Und  zwar  setzt  die  lebhafte 
Nachfrage  nach  Versicherungsschutz  meist  erst  ein,  nachdem  die 
allgemeine  Aufwärtsbewegung  bereits  ihren  Höhepunkt  nahezu 
erreicht  oder  überschritten  hat  und  dem  Verlangen  nach  Gewinn 
die  Sorge  um  Erhaltung  des  Erworbenen  folgt,  oder  wenn  die 
eilige  Abwickelung  verwegener  Spekulationen  Schwierigkeiten 
macht  und  zur  Lombardierung  der  überkauften  Warenbestände 
zwingt,  bei  welcher  Gelegenheit  dann  die  vorsichtigen  Kreditgeber 
auf  Nachholung  der  Versicherungen  halten,  die  vielleicht  im  Taumel 
der  Hausse  hinausgeschoben  wurden. 

Zieht  man  außer  den  besprochenen  Momenten  der  reichlichen 
Gelegenheit  zum  Erwerb  von  Einkommen  und  Vermögen  in 
Betracht,  daß  die  Bevölkerung  des  absoluten  Staates  die  vielen 
Wohltaten  der  Obrigkeit  nach  gehöriger  Erziehung  im  allgemeinen 
mit  Verständnis    und    Dankbarkeit    hinnahm    (die   oben   erwähnten 


1)  August  Oncken    (Geschichte  der  Nationalökonomie)    sieht    in    der  Ver- 
nichtung eines  kräftigen  Bürgerstandes  den  größten  Schaden  des  30  jährigen  Krieges. 
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einzelnen  Auflehnungen  gegen  die  zwangsweise  Einführung  der 
Feuerversicherung  sprechen  noch  nicht  dagegen),  so  wird  man  zu 
dem  Ergebnis  kommen,  daß  die  Begründung  der  öffentlichen 
Feuerversicherungsanstalten  in  eine  günstige  Epoche  fiel. 

Dadurch  findet  denn  auch  zum  guten  Teil  der  Erfolg,  den  die 
neuen  Sozietäten  trotz  mancher  Unvollkommenheiten  in  ihrer  Ver- 
fassung und  Geschäftspraxis  aufzuweisen  hatten,  seine  Erklärung; 
denn  der  Zwang  allein  hätte  den  Sozietäten  nicht  zu  dauerndem 
Bestände  verhelfen  können.  Man  kann  ihnen  aus  der  zwangs- 
weisen Heranziehung  ihrer  Mitglieder  aber  auch  keinen  Vorwurf 
machen;  denn  nur  auf  diese  Weise  konnte  es  ihnen  gelingen,  das 
Vorurteil  vieler  zu  besiegen  und  sie  für  die  Versicherung  zu  ge- 
winnen. 

Bei  aller  Anerkennung  der  Verdienste  der  öffentlichen  An- 
stalten um  die  Ausbreitung  der  Feuerversicherung  dürfen  wir  in- 
dessen nicht  übersehen,  daß  sie  dem  Versicherungsbedürfnis  ihrer 
Zeit  doch  nur  zur  Hälfte  genügen  konnten,  weil  sie  nur  die  Immo- 
biliarversicherung in  ihren  Geschäftsplan  aufnahmen,  während  die 
Mobiliarversicherung  trotz  vielfacher  Wünsche  ausgeschlossen  blieb, 
teils  wegen  ihres  geringeren  fiskalischen  Interesses,  teils  infolge 
zu  weit  gehender  Ängstlichkeit  vor  Versicherungsbetrug  1).  Handel 
und  Gewerbe  empfanden  den  Mangel  am  drückendsten,  weil  in 
ihren  Betrieben  der  Wert  der  Gebäude  oft  eine  unbedeutende 
Rolle  spielte  im  Vergleich  zu  dem  der  Gütervorräte  oder  Arbeits- 
hilfsmittel, die  sie  beherbergten.  Abgesehen  von  dem  hohen 
Werte  dieser  beiden  Mobiliarkategorien  schien  ihre  Versicherung 
deshalb  noch  besonders  ratsam,  weil  das  in  ihnen  angelegte 
Kapital  nicht  brach  lag  wie  beim  Hausrat,  sondern  Erträge  ab- 
warf, deren  Sicherung  man  sich  schon  eher  etwas  kosten  ließ, 
zumal  Handel-  und  Gewerbetreibende  hoffen  durften,  die  veraus- 
gabten Prämien  durch  angemessenen  Preisaufschlag  von  den  Kon- 
sumenten wieder  einzubringen. 


1)  Die  einseitige  Beschränkung  der  Sozietäten  auf  die  Gebäudebrandversicherungen 
wird  auch  von  den  Freunden  der  Sozietäten  nicht  gebiUigt,  und  v.  Hülsen  muß  den 
Aktiengesellschaften,  obgleich  er  bei  ihnen  die  „sittlich  reinen  Ziele"  der  öffentlichen 
Anstalten  vermißt,  doch  das  Zeugnis  ausstellen :  Sie  haben  den  Aufschwung  um 
die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  „gefördert,  zum  Teil  überhaupt  erst  möglich  gemacht 
und  damit  unstreitig  Gemeinnütziges  geleistet.  Die  ganze  Entwickelung  unserer 
Industrie  sah  sich  durch  das  öffentliche  Versicherungswesen  ungeschützt;  sie  mußte 
sich  helfen  und  hat  sich  durch  Stiftung  ihrer  Aktionärgeseilschaften  geholfen" 
(a.  a,  O.  S.  345). 
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Vorübergehend  hatte  sich  zwar  schon  früher  Gelegenheit  zur 
Versicherung  des  MohiHars  geljoten.  Ich  erinnere  nur  an  die 
1765  in  Berlin  gegründete  See-  und  Assekuranz-Compagnie,  die 
jedoch  nach  25jährigeni  Bestehen  an  Geschäftsflauheit  zugrunde 
ging,  obgleich  ihr  Friedrich  der  Große  durch  ein  Privilegium 
auf  30  Jahre  aufzuhelfen  versucht  und  sich  viele  Mühe  um  ihr 
Gedeihen  gegeben  hatte ^).  Zu  Gründungen  von  nennenswerter 
Bedeutung  und  dauerndem  Bestand  kam  es  indessen  noch  nicht, 
wiewohl  die  mit  steigender  Intensität  stetig  wachsenden  unver- 
meidlichen Betriebsgefahren  der  Industrie,  wie  auch  die  vom  Groß- 
handel in  Speichern  bereitzuhaltenden,  beträchtlichen  und  wert- 
vollen Warenmengen  immer  mehr  nach  passender  Versicherungs- 
gelegenheit drängten. 

Diesmal  waren  es  nicht  die  Regierungen,  die,  die  Notlage  er- 
kennend, Hilfe  brachten,  sondern  englische  Kapitalgesellschaften^), 
die  anfangs  nur  in  Hamburg,  später  auch  im  Binnenlande  Agen- 
turen einrichteten  und  die  von  den  Sozietäten  nicht  akzeptierten 
Objekte  in  Deckung  nahmen.  Nach  Überwindung  mancher 
Schwierigkeiten  der  Regierungen  3),  die  die  neuen  Gesellschaften 
mit  unverhohlenem  Mißtrauen  überwachten,  gewann  ihr  Geschäft 
bald  an  Ausdehnung  und  erstreckte  sich  ungeachtet  des  Ver- 
sicherungszwanges in  weitem  Umfange  auch  auf  Immobilien,  soweit 
diese  wegen  ihrer  besonderen  Gefährlichkeit  von  den  Sozietäten 
ganz  oder  zum  Teil  abgelehnt  waren. 

Allein  es  tat  der  Beliebtheit  der  englischen  Gesellschaften 
großen  Abbruch,  daß  sie  recht  hohe  Prämien  forderten  und  sich 
zu  wenig  liberalen  Geschäftsgrundsätzen  bekannten.  Sie  zwangen 
den  Versicherten  „dornige  Versicherungsbedingungen"  auf,  muteten 
ihnen  vor  jedem  Versicherungsabschluß  die  Beantwortung  einer 
Unzahl  Fragen  zu  und  verweigerten  dann  häufig  im  Schadenfalle 
die  Zahlung  wegen  angeblich  ungenauer  Angaben  im  Fragebogen, 


1)  Die  Literatur  gibt,  soweit  ich  sehe,  keine  näheren  Gründe  für  den  Miß- 
erfolg an. 

2)  Die  für  Deutschland  bedeutsamste  Gesellschaft  , Phönix"  eröffnete  ITSfi, 
vier  Jahre  nach  ihrer  Begründung,  in  Hamburg  eine  Filiale ;  späterhin  unterhielt  sie 
in  den  meisten  deutschen  Städten  Agenturen, 

3)  Besonders  die  zur  Regelung  der  rechtlichen  Verhältnisse  der  privaten  Ver- 
sicherungsunternehmungen erlassenen  Landesgesetze  waren  in  den  meisten  Fällen 
mehr  ein  Hemmschuh  als  eine  Stütze  für  den  Versicherungsbetrieb.  „Die  gedeih- 
lichste Entvvickelung  fand  dort  statt,  wo  der  Staat,  wie  in  den  Hansastädten,  sich 
möglichst  wenig  mit  der  Materie  beschäftigte"  (Domizlaff,  Überblick  usw.,  Berlin 
1907,  S.  5). 
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dessen  befriedigende  Ausfertigung  weniger  Geschäftsgewandten 
überhaupt  nicht  mögh'ch  war.  Die  Unzufriedenheit  mit  den  eng- 
lischen Gesellschaften  bemächtigte  sich  auch  der  Handelskrei^e 
und  führte  schließlich  zu  dem  Ergebnis,  daß  man  den  bereits  vor 
200  Jahren  aufgetauchten  Gedanken,  die  Feuerversicherung  als 
Erwerbsgeschäft  zu  betreiben,  der  damals,  wie  wir  sahen,  beim 
Grafen  Anton  Günther  von  Oldenburg  stecken  geblieben  war, 
wieder  aufnahm  und  deutsche  Feuerversicherungsaktiengesell- 
schaften gründete. 

Die  wirtschaftspolitischen  Strömungen  der  Zeit  erleichterten  die 
Ausführung.  Die  Grundlagen  des  „wohl  regierten  und  polizierten"  ^) 
Staates  waren  ins  Wanken  geraten,  seit  die  jenseits  der  Vogesen 
verkündete  Forderung  des  Gehen-  und  Geschehenlassens  die 
deutschen  Grenzen  überschritten  hatte.  Als  dann  bald  darauf 
auch  die  Lehren  Adam  Smith's,  die  das  Wohl  des  einzelnen 
gegenüber  dem  des  Staates  nachdrücklich  betonten  und  die  Be- 
seitigung aller  die  freie  Entfaltung  der  wirtschaftlichen  Kräfte 
hemmenden  Vorschriften  verlangten,  in  Deutschland  eingedrungen 
waren,  ging  es  mit  der  weitgehenden  Bevormundung  merkantili- 
stischer  Wirtschaftspolitik  schnell  zu  Ende. 

Als  erste  der  heute  noch  bestehenden  Aktiengesellschaften 
begann  1812  die  Berlinische  Feuerversicherungsanstalt  ihren  Ge- 
schäftsbetrieb, und  zwar  erhielt  sie  ein  Privilegium  auf  15  Jahre 
zu  dem  Zweck,  die  Versicherten  der  "jungen  noch  nicht  wider- 
standsfähigen Gesellschaft  vor  Verlusten  durch  ungesunde  Kon- 
kurrenz zu  schützen.  Deshalb  blieben  die  1823  bez.  1825  ent- 
standenen Gesellschaften,  die  Vaterländische  Feuerversicherungs- 
gesellschaft in  Elberfeld  und  die  Aachener  (später  Aachen- 
Münchener)  Feuerversicherungsgesellschaft,  bis  1827  von  dem 
Geschäftsbereich  der  Berlinischen  Feuerversicherungsanstalt  aus- 
geschlossen. Mittlerweile  wurde  auch  außerhalb  Preußens  die 
Gründung  von  privaten  Feuerversicherungsanstalten  betrieben,  als 
deren  erste  1819  die  Leipziger  Feuerversicherungsanstalt  nach  dem 
Plane  des  Flamburger  Kaufmanns  E.  Weiße  zustande  kam,  die 
ebenfalls  mit  einem  Privilegium  (sogar  für  20  Jahre)  ausgestattet 
wurde  und  zudem  das  Geschäft  der  sich  auflösenden  Landes- 
mobiliarbrandkasse  weiterführen   konnte. 

In  den  nun  folgenden  Jahrzehnten  —  „die  stille  Zeit"  heißt 
sieSombart^)  — ,  die  mit  ihrem  Geldmangel  und  ihrem  lebhaften 

1)  Busch,  a.  a.  O.  S.  11. 

2)  Sombart,  Die  deutsche   Volkswirtschaft  im    19.  Jahrhundert,  S.   S9. 
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Kreditbedürfnis  einen  günstigen  Boden  für  die  Weiterentwicklung 
des  Feuerversicherungswesens  vorbereiteten,  kamen  nocli  eine 
ganze  Anzahl  neuer  Gesellschaften  zur  Entstehung,  deren  Einzel- 
licitcn  aber  kein  Interesse  für  uns  haben.  Bemerkenswert  ist  da- 
gegen die  Begründung  der  Feuerversicherungsbank  in  Gotha  durch 
den  Kaufmann  und  Rat  Ernst  Wilhelm  Arnoldi.  Sie  war 
zunächst  als  eine  gegenseitige  Feuerversicherungsvereinigung  unter 
Kaufleuten  gedacht,  ließ  aber  nach  einigen  Jahren  auch  X'ersicherte 
anderer  Stände  zu.  Man  hoffte  bei  der  genossenschaftlichen  Or- 
ganisation wegen  des  Fortfalls  der  nicht  unbeträchtlichen  Aktionär- 
dividenden wesentliche  Ersparnisse  an  den  Prämien  zu  machen 
und  die  Gefahr  eventueller  Nachschüsse  durch  möglichste  Aus- 
weitung des  Geschäftsgebietes  1)  hintanzuhalten.  Ferner  sollten 
die  Versicherten  durch  einen  Ausschuß  an  der  Verwaltung  teil- 
nehmen und  damit  den  Bedürfnissen  der  Praxis  weiter  entgegen- 
gekommen und  liberale  Versicherungsbedingungen  gewährleistet 
werden.  Der  bedeutsame  Erfolg  der  Feuerversicherungsbank  in 
Gotha,  der  sie  —  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen  —  in  die  Lage 
setzte,  die  versprochene  Verbilligung  der  Prämie  von  nicht  weniger 
als  60  Proz.  eintreten  zu  lassen  2),  und  der  sie  zur  angesehensten 
Feuerversicherungsgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit  machte,  ist  in- 
dessen nicht  zum  wenigsten  dem  hervorragenden  Organisations- 
talent ihres  uneigennützigen  Schöpfers  zu  danken.  Von  den  vielen 
anderen  gegenseitigen  Feuer  versicher  ungs  vereinen,  die  sich  nach 
dem  Vorbilde  der  Feuerversicherungsbank  für  Deutschland  konsti- 
tuierten, haben  manche  in  späterer  Zeit  ein  schlimmes  Ende  für 
die  Versicherten  genommen,  andere  haben  es  nur  zu  bescheidenen 
Resultaten  zu  bringen  oder  sich  nur  mit  Hilfe  einer  nicht  immer 
einwandfreien  Werbetätigkeit   durchzusetzen  vermocht^;. 


1)  Wie  erfolgreich  die  Bank  selbst  in  kleineren  Orten  gleich  im  Anfang  war, 
beweist  u.  a.  die  Tatsache,  daß  in  Tübingen  1827,  d.  h.  erst  ein  Jahr  nachdem  die 
Bank  allen  Ständen  geöffnet  war,  bereits  5  Versicherungen  liefen,  davon  3  bei  Nicht- 
kaufleuten.    Vgl.  Schmidt  a.  a.  O.,  S.  4". 

2)  Die  volle  Differenz  kam  allerdings  nicht  ziffernmäßig  zum  Ausdruck 
wegen  der  inzwischen  seitens  der  Aktiengesellschaften  vorgenommenen  Prämien- 
ermäßigung. 

3)  Schmidt  (a.  a.  O.,  S.  48),  dem  ich  die  Verantwortung  für  seine  Anklagen 
überlassen  muß,  macht  der  Württembergischen  Privatfeuerversicherungsgesellschaft 
a.  G.  in  Stuttgart  (gegründet  182S)  zum  Vorwurf,  „daß  nach  einem  lirande, 
(namentlich  in  den  Dörfern)  Ab^'eordnete  erschienen,  die  die  Einwohner  auf  dem 
Rathause  versammelten,  zur  Versicherung'  aufforderten,  und  sogleich  die  Anträge 
ausfüllten;  so  bekam  die  Sache  einen  amtlichen  Anstrich;  die  Bauern  befürchteten, 
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Vergleichen  wir  die  wesentlichen  Merkmale  der  jungen  privaten 
Gesellschaften  mit  denen  der  älteren  Sozietäten,  so  wird  man 
sagen  können,  daß  die  Gegensätze  beider  notwendige  Konsequenzgn 
zweier  verschiedener  Organisationsprinzipien  sind,  von  denen  das 
gemeinnützige  durch  die  Sozietäten,  das  erwerbswirtschaftliche 
durch  die  Aktiengesellschaften  und  Gegenseitigkeitsvereine  1)  ver- 
treten wird.  Der  gemeinnützige  Charakter  der  Sozietäten  bringt 
es  mit  sich,  daß  die  Lasten  der  Feuerversicherung  in  ihrer  Ge- 
samtheit von  den  Versicherten  aufgebracht  werden  müssen,  sei  es 
als  ordentliche  oder  nötigenfalls  zu  deren  Ergänzung  als  außer- 
ordentliche Beiträge  (Nachschüsse),  nach  Maßgabe  der  Höhe  der 
Versicherungssumme,  aber  ohne  Rücksicht  auf  den  ungleichen  Ge- 
fahrengrad im  einzelnen  Falle.  Der  Privatbetrieb  stellt  das  Prinzip 
der  Gleichheit  von  Leistung  und  Gegenleistung  an  die  Spitze 
seiner  Geschäftsgrundsätze  und  stuft  die  Beiträge  der  Versicherten 
ab  nach  der  vermuteten  Feuergefährlichkeit  der  Objekte,  wobei 
dann  in  der  Regel  die  Wohlhabenden  als  die  Besitzer  meist  solide 
gebauter  Häuser  besonders  billig  fortkommen,  den  Armen  dagegen 
die  Versicherung  ihres  baufälligen  Hauses  häufig  unmöglich  wird. 
Aber  der  Privatbetrieb  beabsichtigte  ja  auch  gar  nicht,  allen  zum 
Besten  zu  dienen.  Er  erstrebt,  soweit  er  in  der  Form  der  Aktien- 
gesellschaft auftritt,  als  Endzweck  lediglich  eine  möglichst  reich- 
liche Verzinsung  des  ihm  anvertrauten  Kapitals  der  Aktionäre,  die 
durch  einen  über  das  gewöhnliche  Maß  hinausgehenden  Zinsertrag 
entschädigt  werden  wollen  für  das  Risiko,  im  Falle  eines  unbefrie- 
digenden Geschäftsverlaufes  mit  ihrem  Gelde  einspringen  zu 
müssen.  Die  Möglichkeit  des  Rückgriffs  auf  das  Aktienkapital  ge- 
stattet den  Gesellschaften,  ihren  Interessenten  feste  Prämien  anzu- 
bieten   und    ihnen    die  Befreiunsr    von    allen    Nachschüssen    zuzu- 


sich  beim  Schultheißen  mißliebig  zu  machen,  wenn  sie  nicht  bei  der  „Württem- 
bergischen" versicherten,  der  SchultheiLi  fürchtete  den  Oberamtmann,  und  wenn 
auch  nirgends  offiziell  von  einer  Zwangsanstalt  die  Rede  war,  so  wurde  auch  nirgends 
das  Gegenteil  ausgesprochen,  und  so  genoC  bis  vor  wenigen  Jahren  die  Privat- 
Feuerversicherungs-Gesellschaft  gegenüber  auswärtigen  Anstalten  ein  förmliches 
Privilegium." 

1)  Die  Gegenseitigkeitsvereine  gehen  zwar  nicht  eigentlich  auf  Erwerb  aus; 
aber  sie  sind  doch  nicht,  wie  die  öffentlichen  Anstalten,  in  erster  Linie  darauf  be- 
dacht, allen  Versicherungsschutz  zu  gewähren,  sondern  sie  halten  wie  die  Aktien- 
gesellschaften eine  Auslese  unter  den  zur  Versicherung  Geneigten  und  weisen  die- 
jenigen zurück,  die  nicht  dem  Gefahrgrade  ihrer  Objekte  entsprechende  Beiträge 
zahlen  können.  Deshalb  können  sie  nicht  unter  die  gemeinnützigen  Anstalten  ein- 
gereiht werden. 
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sichern.  Bei  besonders  schätzenswerten  Kunden  ist  unter  Um- 
ständen noch  ein  weiteres  Entgegenkommen  seitens  der  Gesell- 
schaften angezeigt  durch  Zubilligung  vorteilhafter  Ausnahme- 
bedingungen, die  sich  den  besonderen  Verhältnissen  des  Einzel- 
falles gänzlich  anpassen.  Das  gebietet  die  Kulanz  und  der  gegen- 
seitige Wettbewerb,  beides  wieder  Erscheinungen,  die  dem  gemein- 
nützigen Betriebssystem  fremd  sind  und  sein  müssen. 

Die    Besonderheiten    der    privaten  Feuerversicherungsanstalten 
gegenüber    den    öffentlichen,    deren     kurze    Charakteristik    soeben 
versucht  wurde,    hatten  auf  das  Verhältnis  beider  Unternehmungs- 
formen zueinander  noch  keinen  Einfluß,    solange  die  neuen  Gesell- 
schaften    sich    vorwiegend    der    Mobiliarversicherung     zuwandten, 
während  die  öffentlichen  Anstalten,  gestützt  auf  den  Versicherungs- 
zwang,   die  Gebäudeversicherung    behielten.      Seit    geraumer    Zeit 
war  jedoch  eine  lebhafte  Agitation  gegen  den  Versicherungszwang 
eingeleitet.     Die    städtischen  Hausbesitzer    fühlten    sich    durch    das 
bei    den  Sozietäten    übliche  Unterstützungsprinzip    gegenüber    den 
ländlichen   Versicherten     benachteiligt    und    strebten    deshalb    eine 
Klassifikation  der  Risiken  an.     Sie  fanden  Bundesgenossen  in  den 
privaten  Versicherungsanstalten,    für    die    die    Aufnahme    des    Be- 
triebes   der  Immobiliarversicherung    in  den  meisten  Bundesstaaten 
von    der   Abschaffung    des  Versicherungszwanges   abhing.     Beider 
Wünsche  gingen  teilweise   in  Erfüllung,    als   in  Preußen  1837   der 
Versicherungszwang  beseitigt  wurdel).     Jetzt  erst  traten  die  beiden 
Versicherungssysteme    miteinander    in   Konkurrenz.      Der  Ausgang 
des    nunmehr    beginnenden  Wettbewerbes    läßt  sich  leicht  voraus- 
sehen.    Obgleich   die  Sozietäten   durch   wiederholte  Reformen  sich 
den    neugeschaffenen    Verhältnissen    anzupassen    bemühten,     zum 
Teil    sogar   ihre   gemeinnützigen  Prinzipien   opferten    und   sich  die 
Maximen    der   Privatgesellschaften    in   manchen   Stücken   zu    eigen 
machten 2),    waren    sie   nicht   in  der  Lage,    ihren  bisherigen  Stand 
zu  behaupten,    sondern    sie  kamen  durch  die  fortgesetzten  Abwan- 
derungen guter  Risiken  in  die  Gefahr,  trotz  aller  Verschmelzungen 
und  Gebietserweiterungen  den  nötigen  Ausgleich  für  die  bei  ihnen 
verbliebenen    gefährlichen  Risiken   der   kleinen  Leute  zu  verlieren. 
Die  Erfahrungen    des   Publikums    bei  Gelegenheit    des  Hamburger 
Brandes    (1842)    gestalteten    ihre    ohnehin    schwierige    Lage    noch 
kritischer.     Während  ehedem  der  Londoner  Brand  (1666)  und  die 

1)  Einige  Gebietsteile  blieben  ausgenommen. 

2)  So  mußten  sie  größtenteils  das  bisher  bei  den  Beitragsfestsetzungen  befolgte 
Unterstützungsprinzip  fallen  lassen. 
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durch  ihn  lebendig  gewordene  Furcht  vor  Feuerschaden  den 
Sozietäten  die  Erziehung  der  Bevölkerung  zur  Feuerversicherung 
erleichtern  half,  wurde  ihnen  jetzt  der  Hamburger  Brand  zum 
Verhängnis.  Die  Hamburger  Generalfeuerkasse  war,  obwohl  sie 
infolge  der  Beibehaltung  des  Versicherungszwanges  ihren  Ver- 
sicherungsbestand auf  der  bisherigen  Höhe  hatte  erhalten  können 
durch  den  Brand  so  hart  mitgenommen,  daß  selbst  beträchtliche 
Nachschüsse  die  Fehlbeträge  nicht  deckten,  weshalb  man  zu  einer 
Feuerkassenanleihe  seine  Zuflucht  nehmen  mußte,  deren  Amortisa- 
tion die  Versicherten  auf  Jahre  hinaus  mit  Extrabeiträgen  be- 
lastete 1).  Noch  schlimmer  erging  es  den  lokalen  gegenseitigen 
Vereinen  (Biebersche  Association),  die  zumeist  die  Hoffnungen  der 
Versicherten  betrogen  und  gänzlich  zusammenbrachen.  Die  Gothaer 
Bank  sah  sich  zur  Einforderung  von  Zuschüssen  gezwungen,  die 
zwar  infolge  vorsichtiger  Geschäftsabwicklung  zum  Teil  wieder  zurück- 
erstattet werden  konnten,  die  aber  trotzdem  sie  selbst  wie  auch 
die  privaten  Feuerversicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  über- 
haupt nicht  wenig  im  Ansehen  des  Publikums  schädigten.  Auch 
die  Aktiengesellschaften  waren  zum  Teil  stark  in  Mitleidenschaft 
gezogen,  und  mehrere  mußten  liquidieren.  Immerhin  konnten  sie 
aber  im  allgemeinen  ihren  Verpflichtungen  nahezu  voll  genügen, 
was  nicht  unwesentlich  zu  ihrer  Geschäftsentfaltung  in  den  kom- 
menden Jahren  beitrug.  Gleich  in  die  folgenden  zwei  Jahre  fallen 
die  Gründungen  von  vier  Gesellschaften,  unter  denen  sich  auch 
die  erste  nur  Feuerrückversicherung 2)  betreibende  Gesellschaft 
befand  (Cölnische  Rückversicherungsgesellschaft  in  Cöln  1846), 
Den  Einfluß  der  Erfahrungen  beim  Hamburger  Brande  auf 
den  Ausbau  der  Technik  des  Feuerversicherungsbetriebes  zu  be- 
handeln, würde  außerhalb  der  Aufgabe  dieser  Arbeit  liegen.  Für 
uns  kommen  die  Folgen  des  Hamburger  Brandes  nur  insoweit  in 
Betracht,  als  sie  von  Bedeutung  sind  für  die  Gestaltung  der 
Betriebsweise  der  Feuerversicherung.  Wie  wir  sahen,  vollzog  sich 
eine  Verschiebung  des  Versicherungsbestandes  von  den  öffentlichen 
Anstalten  und  den  privaten  gegenseitigen  Vereinen  nach  den 
Aktiengesellschaften  hin,  die  aus  der  aufs  neue  ermunterten  Nach- 


1)  Nach  einigen  Jahren  wurde  die  Tilgung  des  noch  recht  ansehnlichen  Rest- 
betrages vom  Staate  übernommen. 

2)  Ursprünglich  war  weni;;stens  die  ausschließliche  Alimentation  der  Feuer- 
versicherung ins  Auge  gefaßt.  Die  Eröffnung  des  Geschäftsbetriebes  zog  sich  dann 
aber  in  die  Länge.  1853  kam  das  Unternehmen  endlich  als  allgemeine  Rückver- 
sicherungsgesellschaft zustande. 
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frage  den  größten  Vorteil  zogen.     Die  bestehenden  und  noch  hin- 
zutretenden Feuerversicherungsvereine    auf  Gegenseitigkeit  nahmen 
größtenteils  den  Charakter  von  Lokal-  und  Berufsvereinigungen  an 
und    blieben    hinfort    mit    einigen   Ausnahmen  auf    oft  recht  unbe- 
deutende     Versicherungsbestände     beschränkt,      zumal    es      ihnen 
zum    Großbetriebe    noch     bis    vor    kurzem     an    einer    gesicherten 
Rechtsgrundlage  fehlte.     Für  die  preußischen  Sozietäten,  die  durch 
die  Beseitigung    des  Versicherungszvvanges    und    die    aus    den  Er- 
fahrungen   des    Hamburger    Brandes    resultierende  Antipathie    des 
Publikums  ihre  Existenz  bedroht  sahen,  galt  es  zunächst  schlimme 
lahre    zu    überwinden.      In   ihrer   Not   modernisierten  sie  in  erster 
Linie    ihren  Verwaltungsapparat    und    revidierten  veraltete  Bestim- 
mungen!),  suchten   aber  mitunter  auch,    was  weniger  zu  begrüßen 
ist,  durch  mißbräuchliche  Handhabung  ihrer  teilweise  weitgehenden 
Aiifsichtsliefugnisse    über    den   Privatbetrieb   die  Konkurrenten    zu 
benachteiligen,  ohne  selbst  viel  dabei  zu  gewinnen.     Im  Laufe  der 
60  er  Jahre    nahmen    einige  Sozietäten    zur   Entschädigung   für  die 
Einbußen    der    Immobiliarversicherung    den    Betrieb    der    Mobiliar- 
versicherung auf,  auf  den  aber  ihre  alten  Vorrechte 2)  als  Gebäude- 
versicherungsanstalten   nicht   ausgedehnt   wurden.     Trotzdem    ver- 
suchten  sie   in   der  Praxis  wiederholt  davon  Gebrauch  zu  machen, 
indem  sie  z.  B.  die  Dienste  der  öffentlichen  Beamten  auch  für  die 
Mobiliarversicherung  unentgeltlich 3j  in  Anspruch  nahmen,  was  den 
Privatgesellschaften   des   öfteren  zur  Einreichung  von  Beschwerden 
Anlaß    gab    und    dazu    beitrug,    dem  Konkurrenzkampf    allmählich 
auf   beiden  Seiten  gehässige  Formen    zu   geben.     Nach    und  nach 
gelang  es  den  Sozietäten  endlich,  besonders  infolge  von  Sympathien 
in    landwirtschaftlichen    Kreisen,     die    sich    durch    die    Privatver- 
sicherungsgesellschaften   vernachlässigt    glaubten,    sowie   mit  Hilfe 
einer  Verbandsgründung   zur   wirksameren  Wahrnehmung   gemein- 
samer Interessen,  eine  Konsolidierung  und  stetige  Zunahme  ihres  Ver- 

1)  Die  Reglements  der  Sozietäten  wurden  von  Anfang  an  lebhaft  kritisiert 
wegen  ihrer  zahlreichen  ..rnvollständigkeiten,  Zweckwidrigkeiten,  Widersprüche 
und  (mitunter)  Albernheiten.'-  (v.  Knebel-Döberitz,  Das  Feuerversicherungswesen 
in  PreuCen,  l'.erlin  1903,  S.  3).  Da  galt  es  energisch  die  bessernde  Hand  anzulegen. 
1^67-11103  wurden  nach  Man  es  (Versicherungswesen  S.  34)  260  neue  Gesetze, 
Redements  usw.  für  die  öffentliche  Feuerversicherung  in  Deutschland  erlassen. 

•>)  Stempel-,  Porto-  und  Sportelfre.heit,  Recht  auf  exekutive  Einziehung  der 
Beiträge,  Vorzugsrecht  im  Konkursverfahren,  unentgeltliche  Beschäftigung  von 
Staats-  oder  Kommunalbeamten  im  Nebenamte. 

3)  Gegen  Entgelt  ist  den  Sozietäten  die  Verwendung  öffentlicher  Beamten  auch 
für  den  Betrieb  der  Mobiliarversicherung  gestattet,  soweit  dadurch  eine  Kollision  mit 
den  Berufsgeschäften  nicht  herbeigeführt  wird.  Vgl.  v.  Khebel -Döberitz a.  a.  O.  S.20. 
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Sicherungsbestandes  herbeizuführen,  so  daß  ihnen  die  Verfolgung 
ihrer  gemeinnützigen  Ziele  im  alten  Umfange  wieder  möglich  wurde  1). 

Unterdessen  hatte  sich  der  Gegensatz  zwischen  den  öffentlichen 
Anstalten  und  den  Privatgesellschaften  weiter  verschärft  und  war 
zum  erbitterten  Kampf  geworden.  Die  Aktiengesellschaften  hatten 
sich  gleichfalls  in  einem  Verbände  zusammengefunden  und  benutzten 
nunmehr  wie  die  öffentliche  Anstalten  ihr  Verbandsorgan  dazu,  die 
Gegner  anzufeinden  und  herabzuwürdigen  bez.  sich  selbst  wegen  der 
laut  gewordenen  Anschuldigungen  zu  rechtfertigen.  Es  liegt  mir 
fern,  hier  des  näheren  einzugehen  auf  das  im  Laufe  der  Kontro- 
verse vorgebrachte  Beweismaterial  für  die  Nützlichkeit  oder  Schäd- 
lichkeit der  einen  oder  andern  Betriebsart,  das  nicht  immer  als 
sachlich  zu  bezeichnen  ist  und  sich  bei  näherer  Betrachtung  häufig 
als  unzureichend  oder  in  seiner  Bedeutung  überschätzt  herausstellt. 
Was  an  wissenschaftlich  beachtenswerten  Argumenten  für  oder 
wider  die  einzelnen  Betriebssysteme  darin  enthalten  ist,  wird  später 
bei  der  Besprechung  der  Vorzüge  und  Nachteile  der  verschiedenen 
Unternehmungsformen  und  bei  Erörterung  der  Verstaatlichungs- 
frage Berücksichtigung  finden. 

Gegen  Ende  des  Jahrhunderts  legte  sich  der  Kampf  zwischen 
öffentlichen  Anstalten  und  Privatgesellschaften,  und  wenn  es  auch 
zu  keinem  ausdrücklichen  Friedensschluß  etwa  —  in  Gestalt  einheit- 
licher Vertretung  gemeinsamer  Interessen  —  kam,  so  wurde  doch 
wenigstens  die  Streitaxt  begraben.  Die' Privatgesellschaften  waren 
einer  gründlichen  Beaufsichtigung  durch  das  neugeschaffene  Kaiser- 
liche Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  unterstellt,  die  die  Sozietäten 
der  Notwendigkeit  überhob,  die  Versicherten  der  Privatgesellschaften 
auf  übervorteilende  Bestimmungen  und  unlautere  Geschäftspraktiken 
aufmerksam  zu  machen.  Die  Sozietäten  hatten,  obwohl  ihrem 
Wunsche  nach  Wiedereinführung  des  Versicherungszwanges  nicht 
entsprochen  wurde,  eine  ansehnliche  Zunahme  ihres  Versicherungs- 
bestandes zu  verzeichnen,  durch  die  sie  die  Behauptungen  ihrer 
Gegner,  sie  seien  morsch  gewordene  Institute  ohne  Existenz- 
berechtigung, widerlegen  konnten. 

Für  beide  Parteien  hat  der  Streit  eine  erfreuliche  Wirkung 
gehabt.  Die  Sozietäten  bekamen  moderne  Verfassungen  und  zeit- 
gemäße Reglements,  die   Privatgesellschaften   erwarben   sich    durch 


1)  Die  Verfassungen  und  Reglements  der  außerpreuOischen  öffentlichen  Feuer- 
versicherungsanstalten sind  durch  die  Reformtätigkeit  weniger,  zum  Teil  überhaupt 
nicht  verändert  worden.  So  hat  z.  B.  die  Großherzl.  Badische  Gebäudeversicherungs- 
anstalt sogar  das  Unterstützungsprinzip  beibehalten. 

Zeitschrift  für  die  gcs.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  38.  5 
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die  Bildung  von  Gefahrengemeinschaften  für  notleidende  Risiken 
und  manche  anderen  Einrichtungen  zum  Wohle  der  Gesamtheit 
allgemeine  Anerkennung.  Während  die  Sozietäten  sich  durch 
Aufnahme  der  Mobiliarversicherung  für  die  verlorenen  Posten  der 
Gebäudeversicherung  schadlos  zu  halten  suchten,  waren  die  Privat- 
gesellschaften bestrebt,  durch  weiteren  Ausbau  des  Auslands- 
geschäftes ihr  Versicherungsgebiet  auszudehnen,  da  hierfür  inner- 
halb Deutschlands  wegen  des  Fortbestehens  des  Gebäude-Ver- 
sicherungszwanges in  den  meisten  Bundesstaaten  keine  Aussicht 
vorhanden  war.  Bescheidene  Ansätze  zu  einem  ausländischen 
Versicherungsbetriebe  deutscher  Gesellschaften  finden  sich  zwar 
bereits  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts.  Die  Gesellschaften 
gingen  aber  nicht  sogleich  mit  der  Errichtung  von  Auslands- 
filialen vor,  sondern  sie  begnügten  sich  anfangs  damit,  auslän- 
dische Niederlassungen  deutscher  Firmen,  für  deren  inländische 
Stammhäuser  sie  die  Versicherung  besorgten,  in  Deckung  zu  nehmen 
(z.  B.  Vaterländische  Feuerversicherungsgesellschaft  und  Rheinisch- 
Westindische  Compagnie  in  Elberfeld).  Erst  Ende  der  70er  Jahre 
gingen  sie  nach  nicht  sehr  reichlicher  Erfahrung  im  indirekten 
Auslandsgeschäft  zum  direkten  Betriebe  in  außerdeutschen  und 
-europäischen  Ländern  über,  auf  dessen  Pflege  sie  dann  durch  die 
Entwicklung  der  Verhältnisse  in  der  Heimat  immer  mehr  hinge- 
wiesen wurden.  Um  die  Erträge  des  ihnen  anvertrauten  Kapitals 
durch  bessere  Ausnutzung  des  vorhandenen  Agentennetzes  zu 
steigern  und  die  Belastung  der  Versicherten  durch  die  auszu- 
schüttenden Dividenden  möglichst  zu  vermindern,  nahmen  die  meisten 
Aktiengesellschaften  (bis  auf  5)  neben  der  Feuerversicherung  die 
Kultivierung  anderer  Versicherungszweige  in  Angriff. 

Das  praktisch  wichtigste  Ergebnis  des  erwähnten  Streites  ist 
aber  jedenfalls  darin  zu  erblicken,  daß  keine  der  sich  bekämpfenden 
Betriebsarten  dabei  zugrunde  gegangen  ist,  sondern  daß  eine  Ver- 
teilung der  Macht  zwischen  den  verschiedenen  Unternehmungs- 
formen herbeigeführt  wurde,  die  dafür  bürgt,  daß  weder  der 
Erwerbssinn,  noch  der  Gemeinsinn  sich  als  alleinherrschendes  Prinzip 
im  Betriebe  der  Feuerversicherung  durchsetzen  wird.  Erwerbssinn 
und  Gemeinsinn  finden  beide  ihre  praktische  Vertretung ;  aber  die 
Konkurrenz  wacht  darüber,  daß  keiner  von  ihnen  übermächtig  wird 
und  die  gleichmäßige  Entwicklung  der  Feuerversicherung  gefährdet. 
Im  Interesse  einer  ersprießlichen  Tätigkeit  der  Feuerversicherungs- 
unternehmungen ist  zu  hoffen,  daß  dieser  aus  dem  geschichdichen 
Werdegang  sich  ergebende  Zustand  fortdauert. 


Viertes  Kapitel. 

Innere  Organisation  und  Betriebsverhältnisse  der  einzelnen  Unter- 

nehmungsformen. 


Gemeinsinn  und  Erwerbssinn,  deren  Einfluß  auf  die  geschicht- 
liche Entwickelung  des  Feuerversicherungswesens  wir  im  vorher- 
gehenden Kapitel  kennen  lernten,  haben  sich  in  der  Praxis  bei  den 
öffendichen  Anstalten  bez.  den  Aktiengesellschaften  als  herrschende 
Organisationsprinzipien  durchgesetzt.  Deshalb  ist  der  Versicherungs- 
betrieb bei  beiden  Unternehmungsformen  auch  nur  Mittel  zum  Zweck. 
Die  Aufgabe  der  öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten  besteht 
nicht  in  erster  Linie  in  der  Vermittlung  von  Versicherungs- 
gelegenheit, sondern  in  der  Mitarbeit  an  der  Erfüllung  staatlicher 
Wohlfahrtszwecke.  Das  Verlangen  nach  gleichmäßigen  Einnahmen 
aus  den  Grundsteuern  rief  die  öffentlichen  Anstalten  ins  Leben,  und 
wenn  auch  heute  der  Versicherungszwang  zum  Teil  aufgehoben 
und  das  Unterstützungsprinzip  bisweilen  verlassen  ist,  so  zeigen 
doch  die  namhaften  Ausgaben  für  gemeinnützige  Zwecke,  zu  denen 
der  Staat  üie  öffentlichen  Anstalten  verpflichtet,  recht  deutlich,  daß 
diese  nach  wie  vor  in  erster  Linie  den  gemeinnützigen  Veranstaltungen 
des  Staates  zu  dienen  berufen  sind. 

In  ähnlicher  Weise  ist  bei  den  Aktiengesellschaften  der  Ver- 
sicherungszweck dem  Erwerbszweck  untergeordnet.  Hier  gilt  es  vor 
allem  für  das  von  den  Aktionären  überlassene  Garantiekapital  eine 
günstige  Verzinsung  herauszuwirtschaften.  Daraus  folgt,  daß  die 
Interessen  der  Versicherten  grundsätzlich  denen  der  Aktionäre  unter- 
geordnet werden. 

Wesentlich  anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  der  dritten  Unter- 
nehmungsform, die  uns  im  Feuerversicherungswesen  begegnet,  bei 
den  Gegenseitigkeitsvereinen.  Diese  betreiben  die  Versicherung 
als  Selbstzweck,  und  die  Tätigkeit  ihrer  Verwaltungen  wird  aus- 
schheßlich  von  dem  Bestreben  geleitet,  ihren  Mitgliedern  die  Brand- 
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scliadensversicIuTung  zu  wohlfiilcn  und  gerechten  Bedinj^ungen  zu 
ermöglichen. 

Die  Verschiedenheit  der  Organisationsprinzipien  kommt  hei 
den  einzelnen  Unternehmungsformen  in  der  Verfassung  und  in  der 
rechtlichen  Stellung  der  Versicherten  deutlich  zum  Ausdruck. 

Die  Begründung  der  Sozietäten  vollzieht  sich  im  Wege  der 
Gesetzgebung.  Die  gemeinnützigen  Ziele,  die  die  öffentlichen  Feuer- 
versicherungsanstalten verfolgen  sollen,  schließen  in  der  Regel  eine 
Mitwirkung  der  Versicherungsnehmer  an  der  Feststellung  der  Ver- 
waltungsgrundsätze aus.  Ebenso  verbieten  sie,  den  Versicherten 
Gelegenheit  zur  Vertretung  und  Durchsetzung  ihrer  Sonderinteressen 
zu  geben,  weil  die  Versicherten  dadurch  leicht  in  die  Lage  kommen 
könnten,  dem  auf  ihre  Kosten  geübten  gemeinnützigen  Wirken  der 
öffentlichen  Anstalten  eine  Schranke  zu  ziehen.  In  der  Regel 
werden  die  Versicherten,  damit  sie  sich  den  Belastungen  für  die 
außerhalb  der  Ziele  des  Versicherungsbetriebes  liegenden  Veran- 
staltungen nicht  entziehen  können,  durch  gesetzlichen  Zwang  zur 
Teilnahme  an  der  Versicherung  angehalten.  Die  Ausdehnung 
des  Versicherungszwanges  auf  Minderbemittelte  setzt  voraus,  dai3 
die  Beiträge  weniger  nach  dem  Gefahrgrade  der  versicherten  Ob- 
jekte, als  vielmehr  unter  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  des  einzelnen  erhoben  werden. 

Die  Aktien-  und  Gegenseitigkeitsgesellschaften  kommen  durch 
Vereinbarung  zwischen  den  künftigen  Aktionären  bez.  den  Ver- 
einsmitgliedern zustande,  die  auch  die  allgemeinen  Versicherungs- 
bedingungen festsetzen  und  über  ihre  spätere  Abänderung  entscheiden. 
Für  die  Bemessung  des  Versicherungspreises  ist  bei  beiden  Betriebs- 
arten die  den  einzelnen  Objekten  innewohnende  Gefahr  ausschlag- 
gebend. Die  Erwerbsgesellschaften  erheben  feste  Prämien,  deren 
Überschüsse  nach  Abzug  der  Betriebsunkosten  unter  die  Aktionäre 
verteilt  werden.  Reichen  Prämieneinnahmen  und  Reserven  zur 
Deckung  der  Ausgaben  nicht  aus,  so  muf3  das  Aktienkapital  für 
den  Fehlbetrag  aufkommen.  Die  Versicherungsbeiträge  der  Gegen- 
seitigkeitsvereine behaupten  zwar  im  allgemeinen  ebenfalls  eine  gleich- 
mäßige Höhe.  Sie  können  jedoch  durch  einen  günstigen  oder  un- 
günstigen Geschäftsverlauf  ermäßigt  oder  erhöht  werden.  Das 
Betriebsrisiko  lastet  demnach  wie  bei  den  öffentlichen  Anstalten  auf 
den  Versicherten,  während  es  bei  den  Erwerbsgesellschaften  von 
den  Aktionären  übernommen  ist. 

Auf  die  zahlreichen  Besonderheiten,  die  die  verschiedenen 
Unternehmungen  in  rechtlicher  Beziehung  aufweisen,  kann  hier  im 
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einzelnen  natürlich  nicht  eingegangen  werden.  Ebenso  ist  eine  ein- 
gehende Stelluni^nahme  zu  den  mannigfachen  Abweichungen  der 
Versicherungsbedingungen  wegen  der  Reichhaltigkeit  des  Materials.  1) 
nicht  angängig.  Einige  kurze  Bemerkungen  müssen  in  beiden  Fällen 
genügen. 

Der  Feuerversicherungsbetrieb  befindet  sich  im  Deutschen  Reich 
vorwiegend  in  den  Händen  von  rund  50  öffentlichen  Anstalten, 
30  Aktiengesellschaften  und  20  Gegenseitigkeitsvereinen.  Daneben 
sind  noch  einige  ausländische  Gesellschaften  und  eine  große  Anzahl 
kleiner  und  kleinster  Vereine  für  die  Ausbreitung  der  Feuer- 
versicherung tätig,  ohne  daf3  ihnen  ein  nennenswerter  Anteil  an 
dem  Gesamtversicherungsbestande  der  Bevölkerung  zufiele.  Von 
den  öffentlichen  Anstalten  entfallen  21  auf  außerpreußische  Gebiete. 
Sie  sind  mit  Ausnahme  der  für  die  mecklenburgischen  Städte  be- 
stehenden Einrichtungen  sämtlich  Staatsinstitute.  Die  übrigen 
preußischen  Sozietäten  sind  vorwiegend  Provinzial-,  zum  Teil  auch 
städtische  und  landschaftliche  Institute,  und  nur  eine  Anstalt,  die 
Hohenzollernsche  Iinmobiliarfeuerversicherungs  -  Sozietät  in  Sig- 
maringen, ist  den  Staatsbehörden  angegliedert.  In  Schaumburg-Lippe, 
Reuß  ä.  L.,  Bremen  und  Elsaß-Lothringen  bestehen  keine  öffent- 
lichen Brandkassen. 

Bei  sämtlichen  Sozietäten  ist  das  Versicherungsgebiet  auf  das 
Territorium  eines  Bundestaates  oder  bestimmte  Teile  desselben  be- 
schränkt. Alle  darauf  befindlichen  Immobilien  sind  in  den  meisten 
Bundesstaaten  infolge  direkten  oder  indirekten  Versicherungssw^anges 
bei  öffentlichen  Anstalten  zu  versichern.  Nur  in  Sachsen-Koburg- 
Gotha,  Lübeck  und  zum  größten  Teile  auch  in  Preußen  2)  ist  die 
Beteiligung  an  der  öffentlichen  Feuerversicherung  in  das  Belieben 
des  einzelnen  gestellt.  In  der  Regel  beschränken  sich  die  öffent- 
lichen Anstalten  auf  den  Betrieb  der  Gebäudebrand  Versicherung  3), 
für  den  ihnen  mancherlei  früher  bereits  genannte  Vorrechte  zustehen ■!). 
Dafür  ist  ihnen  auf  der  anderen  Seite  eine  weitgehende  materielle 
Förderung  verschiedener  gemeinnützigen  Veranstaltungen,  so  vor 
allem  des  Feuerlöschwesens,  der   Hinterbliebenen-Fürsorge  für  ver- 

1)  Nach  Schätzungen  Domizlaffs  (a.  a.  O.  S,  6)  würde  z.  B.  eine  Zu- 
sammenstellung der  bei  den  öffentlichen  Feueiversicherungsanstalten  geltenden  Be- 
stimmungen einen  Hand  von  ca.   1100  Druckseiten  ausfüllen. 

2)  Der  Versicherungszwang  besteht  noch  in  Alt-Berlin,  Stettin  (innerhalb  des 
ehemaligen  Festungsrayons),  Ostfriesland,  Kassel  und  Hohenzollern. 

3)  19  Anstalten  —  16  preußische  und  3  außerpreußische —  befassen  sich  auch 
mit  der  Mobiliarversicherung. 

4)  S.  o.  S.  64. 
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unulücktc  Feucruchrlcute  u.  a.  ni.,  zur  Pflicht  fjeniacht.  Ihre  Geschäfts- 
fülirung  unterlic.i,^t  der  Beaufsichtigung  der  Staats-  bez.  der  Selbst- 
vcrwaltungsbchördcn,  denen  sie  angegUedert  sind. 

Die  Aktiengesellschaft  ist  nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes  die 
einzige  Rechtsform,  in  der  die  Feuerversicherung  als  Gewerbe  be- 
trieben werden  darf.  Anscheinend  ist  die  Feuerversicherung  auch 
vor  der  ausdrücklichen  gesetzlichen  Anordnung  nur  in  dieser  Form 
als  Erwerbsgeschäft  ausgebeutet  worden.  Wenigstens  liegen  keinerlei 
Nachrichten  über  andersartig  organisierte  Krwerbsunternchmungen 
vor.  Die  Gründe  für  die  Bevorzugung  der  Aktiengesellschaft  liegen 
auf  der  Hand.  Die  Bürgschaft  für  ein  dauerndes  Bestehen,  unab- 
hängig von  dem  Schicksal  und  den  Entschlüssen  wechselnder 
Prinzipale,  und  die  Fähigkeit,  im  Notfalle  leicht  weitere  Mittel  flüssig 
zu  machen,  lassen  die  Aktiengesellschaft  für  den  gefahrvollen  Feuer- 
versicherungsbetrieb  besonders  geeignet  erscheinen. 

Um  das  Risiko  nach  Kräften  zu  verringern,  nehmen  die  Aktien- 
gesellschaften darauf  Bedacht,  ihrem  Geschäftsgebiet  eine  möglichst 
bedeutende  Ausdehnung  zu  geben.  Neben  den  einheimischen  und 
außerdeutschen  nehmen  sie  größtenteils  auch  transatlantische  Ver- 
sicherungen entgegen.  Auch  beschränken  sie  sich  zumeist  nicht 
auf  das  direkte  Mobiliar-  und  Immobiliarfeuerversicherungsgeschäft, 
sondern  betreiben  außer  der  Rückversicherung  noch  verschiedene 
Nebenzweige,  insbesondere  die  Versicherung  gegen  Einbruchsdieb- 
stahl und  Wasserleitungsschäden. 

Seit  Ablauf  der  früher  in  einigen  Fällen  verliehenen  Monopole 
steht  es  dem  einzelnen  frei,  bei  welcher  Gesellschaft  er  Versicherung 
nehmen  will.  Durch  Unterhaltung  eines  ausgedehnten  Agenten- 
netzes sind  die  Gesellschaften  bestrebt,  den  Geschäftsverkehr  mit 
den  Versicherten  möglichst  zu  vereinfachen  und  die  noch  nicht 
Versicherten  zur  Beteiligung  anzuregen.  Um  das  versicherte 
Publikum  vor  nachteiligen  Folgen  unsolider  Betriebsweise  zu  schützen, 
ist  die  Geschäftstätigkeit  der  Aktiengesellschaften  der  Beaufsichtigung 
des  Kaiserlichen  Aufsichtsamts  für  Privatversicherung  unterstellt. 
Die  Befugnisse  des  Aufsichtsamtes  erstrecken  sich  nicht  nur  auf 
eine  Beobachtung  der  formellen  Betriebsgrundsätze,  sondern  sie 
gestatten  außerdem  auch  eine  Nachprüfung  sämtlicher  Geschäfts- 
vorgänge. 

Die  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit  zerfallen  nach 
den  am  Anfang  dieses  Kapitels  vorausgeschickten  Bemerkungen 
in  sogen,  große  und  kleine  Vereine.  Von  den  kleinen  Vereinen 
verlangt    das  Gesetz,    daß    sie    bestimmungsgemäß    einen  sachlich. 
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örtlich  oder  hinsichtlich  der  Personen  eng  begrenzten  Wirkungs- 
kreis nicht  überschreiten.  Diese  Begriffsmerkmale  reichen  jedoch 
in  der  Praxis  nicht  immer  aus,  um  die  Zugehörigkeit  eines  Vereines 
zu  der  einen  oder  andern  Kategorie  zweifelsfrei  zu  entscheiden, 
und  es  ist  deshalb  in  Vorschlag  gebracht,  alle  diejenigen  Ver- 
sicherungsvereine, die  „nach  Art  und  Umfang  einen  in  kaufmännischer 
Weise  eingerichteten  Geschäftsbetrieb"  l)  erfordern,  als  große 
Vereine  zu  betrachten.  Es  erübrigt  sich  indessen,  hier  näher  auf 
die  Frage  der  Unterscheidungsmerkmale  einzugehen,  da  ich  nur 
diejenigen  Versicherungsvereine  in  den  Kreis  meiner  Betrachtungen 
einbeziehen  werde,  die  der  Aufsicht  der  Reichsbehörde  unterstellt 
sind,  während  ich  die  übrigen  Versicherungskassen,  insbesondere 
die  zahlreichen  kleinen  Berufs-  und  Lokalvereinigungen  aus  Mangel 
an  geeignetem  Material  unberücksichtigt  lassen  muß. 

Der  Versicherungsbetrieb  der  Gegenseitigkeitsvereine  beschränkt 
sich  räumlich  zumeist  auf  das  Reichsgebiet,  sachlich  in  der  Regel 
auf  die  Mobiliarfeuerversicherung  unter  Ausschluß  der  Rückver- 
sicherung und  hinsichtlich  der  als  Versicherte  in  Frage  kommenden 
Personen  nur  ausnahmsweise  auf  die  Angehörigen  bestimmter 
Berufsklassen.  Er  unterliegt  gleich  dem  der  Erwerbsgesellschaften 
der  Kontrolle  des  Aufsichtsamtes.  Die  Versicherten  werden  ge- 
wöhnlich wie  bei  den  Aktiengesellschaften  durch  Berufsvermittler, 
zuweilen   auch    durch    ehrenamtliche  Vertrauensmänner    gewonnen. 

Nachdem  ich  in  dem  voraufgegangenen  knappen  Überblick  die 
wichtigsten  Unterschiede  im  rechtlichen  Gefüge  der  Feuerver- 
sicherungsinstitute gestreift  und  das  Verhältnis  zwischen  den  Unter- 
nehmungen und  ihren  Versicherten  kurz  berührt  habe,  wird  es  im 
weiteren  \^erlauf  dieses  Kapitels  meine  Aufgabe  sein,  die  Tätigkeit 
der  verschiedenen  Unternehmungsformen  und  ihre  Resultate  an 
der  Hand  der  Statistik  einer  etwas  ausführlicheren  Betrachtung  zu 
unterziehen. 

Für  die  Privatgesellschaften  diente  mir  als  statistische  Unter- 
lage die  vom  Kaiserlichen  Aufsichtsamte  herausgegebene  Ver- 
sicherungsstatistik über  die  unter  Reichsaufsicht  stehenden  Unter- 
nehmungen. In  einigen  Fällen  sah  ich  mich  veranlaßt,  sie  durch 
einzelne  Zahlen  aus  den  Veröffentlichungen  des  Aufsichtsamtes  und 
aus  dem  von  derselben  Behörde  herausgegebenen  Tabellenwerke 
„Die  Entwicklung  des  privaten  Versicherungswesens  unter  Reichs- 

1)  Vgl.  Friedr.  Rolffs,  Der  Begriff  der  sogen,  kleinen  Vereine  nach  dem 
Reichsgesetze  über  die  privaten  Versicherungsunternehmungen  vom  12.  V.  01. 
Göttinger  Dissertation  1902,  S.  20. 
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aufsieht  in  dem  Jahrfünft  1902  06"  zu  vcrvollständiuifn.  Hezüj^lich 
der  Betriebsverhältnisse  der  (öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten 
war  ich  ausschließlich  auf  die  in  den  „Mitteilungen  für  öffentliche 
Feuerversicherungsanstalten"  publizierten  \'er\\  altungsergebnisse  an- 
gewiesen. 

Den  statistischen  Übersichten  dieses  Kapitels  ist  vorauszuschicken, 
daß  sie  nicht  den  Zweck  verfolgen,  auf  der  Grundlage  einer  aus- 
gedehnten Beobachtungszeit  etwa  die  Schwankungen  der  einzelnen 
Jahre  für  die  verschiedenen  Unternehinungsformen  bis  ins  Detail 
zu  verfolgen  und  aus  ihren  Ursachen  zu  erklären.  Darauf  muß 
füglich  verzichtet  werden,  wenn  anders  dieses  Kapitel  nicht  zu 
einer  umfassenden  Chronik  aller  für  das  Feuerversicherungswesen 
bedeutsamen  Begebenheiten  der  letzten  Vergangenheit  anschwellen 
soll.  Auch  verbietet  sich  ein  derartiges  Vorgehen  von  selbst,  weil 
das  für  eine  eingehende  Betrachtung  in  Frage  kommende  Material 
noch  nicht  genügend  lange  gesammelt  ist.  -  Denn  wenn  es  auch 
bisher  an  statistischen  Beobachtungen  der  privaten  Feuerver- 
sicherungsunternehmungen nicht  völlig  gefehlt  hat,  so  ist  doch 
eine  eingehende  Zergliederung  der  Ergebnisse  in  die  wichtigsten 
Posten  noch  ziemlich  neuen  Datums  und  erst  durch  die  bis  1902 
zurückreichenden  Veröffentlichungen  des  Kaiserlichen  Aufsichtsamts 
für  Privatversicherung  eingeleitet.  Will  man  deren  Zahlen  für  die 
Zeit  vor  1902  aus  anderen  Statistiken  ergänzen,  so  wird  es  in  den 
meisten  Fällen  an  den  zerlegten  Ziffern  fehlen.  Aber  selbst  wenn 
sie  sich  zum  Teil  ermitteln  ließen,  stände  einem  Zusammenwerfen 
mit  den  vom  Aufsichtsamte  festgestellten  Zahlen  doch  das  Be- 
denken entgegen,  daß  beide  nicht  nach  den  gleichen  Gesichtspunkten 
gewonnen  wurden.  Aus  diesen  Gründen  lasse  ich  es  bei  einer 
Betrachtung  der  letzten  5  Jahre,  für  die  die  Betriebsergebnisse  vor- 
liegen ij,  bewenden.  An  sich  würde  für  die  Zwecke,  die  ich  mit 
den  nachstehenden  statistischen  Übersichten  verfolge  —  zu  zeigen, 
einmal,  wieviel  von  dem  gesamten  deutschen  Feuerversicherungs- 
geschäft auf  die  einzelnen  Gruppen  von  Unternehmungen  entfällt, 
zum  andern,  wie  sich  das  Gesamtgeschäft  der  einzelnen  Kategorien 
von  Feuerversicherungsbetrieben  nach  Umfang,  Verlauf  und  Erfolg 
zueinander  verhält  —  die  Anführung  der  Resultate  eines  Jahres 
ausreichend  sein.  Trotzdem  habe  ich  es  vorgezogen,  eine  fünf- 
jährige Übersicht    über    die  Periode  1903 — 1907    zu    geben,    damit 


1)  D.  i.  1903 — 1907.     Für  190S  lagen  beim  Abschluß  dieser  Arbeit  noch  keine 
genaueren  Veröffenthchungen  vor. 
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nicht    außergewöhnliche  Verhältnisse   eines    einzelnen    Jahres    von 
der  einen  oder  andern  Betriebsklasse  ein  schiefes  Bild  geben. 

Der  Geschäftsumfang  der  verschiedenen  Unternehmungsformen 
kommt  in  dem  Betrage  und  in  der  Anzahl  der  bei  ihnen  laufenden 
Versicherungen  zum  Ausdruck.  Der  Gesamtbetrag  der  bei  den 
deutschen  Versicherungsanstalten  gegen  Brandschaden  versicherten 
Werte  belief  sich  Ende  1907  auf  rund  182  Milliarden  Mark.  In 
dieser  Zahl  sind  die  Versicherungsbestände  der  kleinen  nicht  unter 
Reichsauf  sieht  stehenden  Versicherungsinstitute  l)  nicht  enthalten. 
Alle  diejenigen  Versicherungen  dagegen,  von  denen  ein  Teil  bei 
anderen  direkt  arbeitenden  Gesellschaften  in  Rückversicherung 
gegeben  wurde,  sind  mehrfach  gezählt,  so  daß  die  Gesamtsumme 
um  diesen  Betrag  zu  hoch  gegriffen  ist.  Von  den  182  Milliarden 
entfallen  auf  die  öffentlichen  Anstalten  66  oder  36V2Proz.,  auf  die 
privaten  Gegenseitigkeits vereine  14  oder  7V2  Proz.  und  auf  die 
Aktiengesellschaften  102  oder  56  Proz.  Über  die  bei  den  einzelnen 
Unternehmungsgruppen  am  Jahresende  vorhandenen  Versicherungs- 
bestände gibt  Tabelle  I  nähere  Aufschlüsse. 

Tab.  I.     Gesamtbestände  der  deutschen  Unternehmungen  in  Mill.  M. 


Unternehmung 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

Zu- 
sammen 

Ö.  Anst. 

55892 

58323 

60  766 

63480 

66449 

304  910 

G.-V. 

108S3 

11266 

12391 

13  023 

13721 

61284 

A.-G. 

87  001 

90588 

94714 

99  598 

102  032 

473  933 

153776 

160177 

167  871 

176101 

182  202 

840 127 

Bei  dieser  Tabelle,  wie  auch  bei  den  folgenden  Zusammen- 
stellungen des  Versicherungsbestandes  und  später  der  Prämien- 
einnahmen ist  zu  beachten,  daß  die  Spannung  zwischen  den  Summen 
zweier  aufeinanderfolgenden  Jahre  besonders  bei  den  Aktiengesell- 
schaften nicht  immer  mit  dem  reinen  Zugang  gleichbedeutend  ist. 
Das  liegt  daran,  daß  bei  der  Übertragung  noch  in  Kraft  befind- 
licher Versicherungen  —  etwa  im  Falle  einer  Liquidation  —  von 
einer  auf  eine  andere  Gesellschaft  die  entsprechenden  Beträge   bei 


1)  Von  den  zahlreichen  sogen,  kleinen  Vereinen  stehen  11  unter  Reichsauf- 
sicht. Ihr  Versicherungsbestand  belief  sich  für  1907  auf  4545"  Policen  über  411, SS 
Millionen  Mark,  die  240  806  Mark  an  Prämien  und  Gebühren  einbrachten  und 
210295  Mark  bez.  40  170  Mark  für  Schäden  und  Verwaltungskosten  erforderten. 
Das  Kaiserliche  Aufsichtsamt  hat  diese  Zahlen  in  seine  Tabellen  nicht  mit  einbezogen. 
Sie  werden  daher  auch  von  mir  für  die  Folge  nicht  beachtet. 
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der  empfangenden  Gesellschaft  und  weiterhin  auch  bei  der  Gesamt- 
heit als  Zugang,  bei  der  abgebenden  Gesellschaft  dagegen  nicht 
als  Abgang,  sondern  als  in  Rückdeckung  gegeben  erscheinen.  Aus 
diesem  Grunde  können  die  Jahreszugänge  bei  den  verschiedenen 
Unternehmungsformen  nicht  gegeneinander  abgewogen  werden. 

Zur  Ermittlung  des  insgesamt  in  Deutschland  versicherten 
Wertbetrages  ist  es  notwendig,  den  Versicherungsbestand  der 
Privatgesellschaften  weiter  zu  zerlegen  und  außer  der  inländischen 
Rückversicherung  auch  das  ausländische  direkte  und  indirekte 
Geschäft  auszuscheiden.  Bei  den  Sozietäten  erübrigt  sich  diese 
Unterteilung,  da  sie  weder  indirekte  noch  ausländische  Versicherungen 
annehmen.  Die  Privatgesellschaften^)  waren  in  dem  Jahrfünft 
1903/07  im  Auslande  engagiert: 


Im  direkten  Geschäft  mit  Millionen  Mark 

Zusammen 

5  296 
indirekt      S715 

5  457 
S965 

5  686 
9  066 

5  975 
9  662 

6  090 
9  702 

2S504 
46  110 

14  Uli 

14  422 

14  752 

15  6^7 

15  792 

74  614 

Bringt  man  außer  den  ausländischen  Geschäften  noch  die  in 
Deutschland  angenommenen  Rückversicherungen  in  Abzug,  so  ergibt 
sich  als  Differenz  die  in  Tabelle  II  mitgeteilte  Summe  der  in 
Deutschland  in  Kraft  befindlichen  selbstabgeschlossenen  Ver- 
sicherungen. 

Um  nunmehr  auf  den  Versicherungsbedarf  der  deutschen  Be- 
völkerung zu  kommen,  sind  den  gefundenen  Zahlen  außer  den  oben 
ausgewiesenen  Versicherungen  der  Sozietäten  noch  die  selbstabge- 
schlossenen 2)  Versicherungen  der  in  Deutschland  arbeitenden  aus- 
ländischen Gesellschaften  hinzuzufügen  (Tab.  III). 


1)  Die  Zahlen  für  die  Aktien-  und  Gegenseitigkeitsgesellschaften  sind  hierbei 
zusammengezogen,  weil  die  letzteren  nur  einen  ganz  geringen  Betrag  selbst  abge- 
schlossener Versicherungen  im  Auslande  laufen  haben,  dessen  getrennte  Aufführung 
in    der  Tabelle    nicht  lohnend    erschien    (1903/07  39,  41,  43,  46  und  47  Millionen). 

2)  Die  "Versicherungssummen  der  ausländischen  Gesellschaften  enthalten  auch 
das  indirekte  Geschäft,  dessen  Höhe  leider  nicht  zu  ermitteln  war,  was  bei  den 
Endsummen  in  Betracht  zu  ziehen  ist.  Auch  fehlen  natürlich  die  Zahlen  für  die 
kleinen  unter  Landesaufsicht  stehenden   Versicherungsvereine. 
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Tab.  II.     Deutsches  Geschäft  der  Privatgesellschaften  in  Mill.  Mk. 


1903 


1904 


1905 


1906 


1907 


Gesamtgesch.  d.  Priv.  Ges.  -j- 

97  S84 

101854 

107  105 

112  621 

115753 

Ausländ.  Geschäft  — 

14011 

14422 

14  752 

15637 

15792 

Deutsche  Rückv.  d,  A.-G.  — 

1241 

1372 

1357 

1702 

806 

,   d.  G.-V.  — 

— 

22 

44 

55 

108 

82  632 

86  038 

90952 

95227 

99047 

Tab.  III.     Bestand  der  direkten  deutsch.  Versicherungen  in  Mill.  M. 


Unternehmung 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

Zu- 
sammen 

A.-G. 

71788 

74837 

78648 

82306 

85482 

393061 

G.-V. 

10844 

11201 

12304 

12  921 

13  565 

60835 

Ausländ.  Ges. 

9914 

10456 

10  909 

11359 

13576 

56214 

Sa.  Priv.  Ges. 

92  546 

96494 

101861 

106  586 

112623 

510110 

O.  Anst. 

55892 

58  323 

60766 

63480 

66449 

304910 

148438 

154817 

162  627 

170066 

179072 

815020 

Tab.  IV.     In  Rückdeckung  gegeben  in  Millionen  M. 


Jahr 

Ö.  Anst. 

G.-V. 

A.-G. 

Zusammen 

1903 

3085 

334 

32996 

36415 

1904 

3290 

155 
1112 

^   34279 

37  724 

1905 

2961 

34  572 

3S  645 

1906 

3400 

1277 

36151 

40828 

1907 

5591 

1297 

38080 

44  968 

.  18327 

4175 

176  078 

198  580 

Tab.  V.     Anzahl  der  Versicherungen. 

a)  A.-G.  inl.  u.  ausl.  Geschäft. 


1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

7081311 
4101066 

7  552  363 

4108813 

7974789 
4181129 

8349  976 
4603611 

8613257 
3827  373 

11182377 

11661176 

12  155918 

12953  587 

12440630 

b)  G.-V.  inl.  u.  ausl.  Geschäft. 


1042  877 
1262 

1077493 
1298 

1  3U7  968 
1571 

1360998 
1532 

1418861 
1596 

1044139 

1078791 

1309539 

1362  530 

1420457 

12  226  516 


A.-G.  u.  G.-V.  zusammen: 
12739967     |    13465457     |    14316117 


13861087 
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Die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallende  Versicherungs- 
summe beträgt  demzufolge  nach  den  Berechnungen  des  Kaiserlichen 
Aufsichtsamtes  ^)  im  Durchschnitt  der  Jahre  1902  06  ungefähr 
2607  Mark. 

Wir  kehren  zur  Betrachtung  des  Gesamtgeschäftes  der  deutschen 
Versicherungsinstitute  zurück,  um  festzustellen,  wieviel  von  dem 
Bestände  im  Wege  der  Rückversicherung  an  andere  Unternehmungen 
weitergegeben  wurde.  Bei  den  später  zu  behandelnden  Ausgaben 
für  Rückversicherung  werden  uns  diese  Ziffern,  die  in  Tab.  4 
zusammengestellt  sind,  als  Maßstab  nützlich  sein. 

Den  bisherigen  Zahlenübersichten,  die  den  Betrag  aller  Ver- 
sicherungen und  seine  Zusammensetzung  ersichtlich  machten,  soll 
in  der  folgenden  Tabelle  (V)  die  Anzahl  der  Versicherungen 
gegenübergestellt  werden,  wobei  allerdings  die  öffentlichen  An- 
stalten, die  hierüber  nichts  veröffentlichen,  beiseite  gelassen  werden 
müssen. 

Es  wäre  eine  reizvolle  Aufgabe,  die  Anzahl  der  Versicherungen 
zur  Bevölkerungsziffer  in  Beziehung  zu  setzen,  um  aus  dem  Ver- 
hältnis zu  ersehen,  auf  wieviel  Köpfe  der  Bevölkerung  eine  Ver 
Sicherung  entfällt.  Das  Resultat  würde  uns  auf  die  Frage,  in 
welchem  Umfange  in  Deutschland  von  der  Gelegenheit  zur 
Versicherung  gegen  Brandschaden  Gebrauch  gemacht  wird,  eine 
viel  zutreffendere  Antwort  geben  können,  als  der  vorhin  erwähnte 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  repartierte  Versicherungsbetrag. 
Eine  unbedeutende  Fehlerquelle  würde  allerdings  auch  hier  die 
reine  Erkenntnis  trüben,  nämlich  die  nicht  immer  richtige  Präsum- 
tion, daß  auf  jeden  Versicherten  nur  eine  Police  entfällt,  bez.  auf 
jede  Police  nur  ein  Versicherter.  Das  Ergebnis  könnte  aber 
dennoch  eine  wertvollere  Grundlage  für  Schlußfolgerungen  hin- 
sichtlich der  Teilnahme  weiterer  Kreise  an  der  Versicherung  bilden 
als  die  Ermittlung  des  entsprechenden  Versicherungsbetrages.  Denn 
wenn  man  sich  auf  den  Betrag  der  Versicherungen  stützt,  scheint 
nach  meinem  Dafürhalten  die  Gefahr  eines  Trugschlusses  noch 
erheblich  größer  zu  sein.  Der  durchschnittliche  Versicherungsbetrag 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  kann  beispielsweise  sinken,  obgleich  die 
Masse  der  Bevölkerung  sich  der  Versicherung  zuwendet,  weil  große 
Fabriketablissements  zur  sog.  Selbstversicherung  übergegangen  sind. 
Andererseits  kann  bei  umgekehrtem  Verhalten  der  Industriellen  der 
Durchschnittsbetrag  steigen,  wiewohl  weite  Kreise  des  Volkes   sich 


1)  Die  Entvvickelung  des  privaten  Versicherungswesens  usw.,  S.  20. 
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von  der  Versicherung  zurückgezogen  haben.  Sobald  man  dagegen 
die  Versicherungsanzahl  zugrunde  legt,  dürften  Irrtümer  in  gleichem 
Umfange  jedenfalls  ausgeschlossen  sein.  Leider  muß  ich  mir  aber 
die  interessante  Zahlenermittlung  versagen,  weil  die  Sozietäten 
keine  Angaben  über  die  Versicherungsanzahl  veröffentlichen.  Die 
entsprechenden  Ziffern  für  die  vielen  kleinen  Vereine,  die  in  diesem 
Zusammenhange  nicht  fehlen  dürften,  weil  bei  ihnen  die  Anzahl 
der  Versicherungen  im  Vergleich  zu  ihrem  Betrage  ziemlich  be- 
trächtlich ist,  werden  ebenfalls  nur  sehr  schwer  zu  beschaffen  sein. 
Da  es  bei  beiden  auch  an  geeigneten  Anhaltspunkten  für  vor- 
sichtige Schätzungen  fehlt  und  bei  ihrer  gänzlichen  Außerachtlassung 
nur  ein  Zerrbild  der  Wirklichkeit  zu  gewinnen  wäre,  wird  es  besser 
sein,  auf  die  Berechnung  zu  verzichten,  obschon  sie  gerade  im 
Rahmen  dieser  Arbeit  insofern  noch  von  besonderem  Werte  gewesen 
wäre,  als  sie  uns  manche  Aufschlüsse  hätte  geben  können  über 
die  Beliebtheit,  deren  sich  die  verschiedenen  Unternehmungsformen 
beim  Publikum  erfreuen. 

•  Nächst  dem  Geschäftsumfang  gibt  der  Geschäftsverlauf  einen 
wichtigen  Maßstab  zum  Vergleich  der  drei  Gruppen  von  Betrieben 
an  die  Hand.  Unter  den  Einnahmen  verdienen  die  von  den  Ver- 
sicherten geleisteten  Versicherungsbeiträge  die  größte  Beachtung. 
Daneben  sind  höchstens  noch  die  Zinseinkünfte  in  Betracht  zu 
ziehen,  weil  ihre  Höhe  verglichen  mit  der  Summe  der  Kapital- 
anlagen einen  Rückschluß  auf  die  Erfolge  bei  der  Verwaltung  und 
Verwertung  freiwerdender  Betriebsmittel  zulassen  könnte.  Von  den 
Ausgaben  stehen  im  Vordergrunde  des  Interesses  die  an  die  Ver- 
sicherten ausgezahlten  Schadenbeträge  und  die  Kosten  der  Ver- 
waltung im  weiteren  Sinne. 

In  dem  Jahrfünft  1903  07  beliefen  sich  die  Leistungen  der 
Versicherten  —  Versicherungsbeiträge  und  Nebengebühren  —  zu- 
sammen auf  rund  IV2  Milliarden  Mark.  Zu  den  in  Tabelle  VI  auf- 
geführten Zahlen  ist  erläuternd  zu  bemerken,  daß  sie  nicht  die 
Gesamtsumme  der  jeweils  im  einzelnen  Jahre  vereinnahmten 
Prämien  angeben,  sondern  die  für  das  laufende  Jahr  zu  ver- 
rechnenden Beiträge  der  Versicherten  darstellen.  Demgemäß 
sind  von  der  Jahreseinnahme  die  für  spätere  Jahre  vorausbezahlten 
Beträge  in  Abzug  gebracht,  dagegen  die  schon  früher  erlegten 
Beiträge  zu  der  verbleibenden  Differenz  hinzugenommen,  soweit  sie 
in  den  einzelnen  Rechnungsperioden  fällig  wurden.  Mit  den 
eigentlichen  Prämien  sind  die  Nebenleistungen  für  Provisionen, 
Portoauslagen,  Umschreibungen  u.  a.  m.  vereinigt,  so  daß   in    den 


aufgeführten   Ziffern 
Ausdruck   kommt. 
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die    Gesaintbelastuns:,'    der    Versicherten    zum 


Tab.  VI.     Prämieneinnahmen  und  Nebengebühren  in  1000  M. 


Jahr 

Ö,  Anst. 

G.-V. 

A.G. 

Zusammen 

1903 

71023 

29987 

176817 

277827 

1904 

SO  594 

30845 

1S0H61 

291  800 

1 905 

76447 

32174 

181055 

289676 

HlOß 

85  958 

33462 

199  diu 

.Hl  9  033 

1907 

83  675 

36115 

192965 

312755 

397  697 

162  583 

930811 

1491091 

Tab.  VII.     Für  eigene  Rechnung  behaltene  Prämien  in  1000  M. 


Jahr 

Ö.  Anst, 

G.-V. 

A.-G. 

Zusammen 

1903 

65797 

28222 

100719 

194738 

1904 

74629 

29264 

97446 

201 339 

1905 

70  785 

30  088 

9s  304 

199177 

1906 

79566 

31200 

113941 

224707 

1907 

74532 

33347 

104  969 

212  848 

365309 

152121 

515379 

1032809 

Tab.  \'III.     Erträge   und   Gewinne   aus  Kapitalanlagen   abzügl.  der 
Verluste  (in  1000  M.). 


Jahr 


O.  Anst. 


G.-V. 


A.-G. 


1903 

5535 

2083 

8390 

1600S 

1904 

5814 

2083    1 

8486 

16383 

1905 

5991 

2218    1 

7382 

15591 

1906 

6524 

2437 

7917 

16S78 

1907 

7099 

2517 

7073 

16  689 

30  963 

11338 

39248 

81549 

Zusammen 


Die  scheinbar  sprunp^hafte  Steigerung  der  Prämieneinnahmen 
der  Aktiengesellschaften  für  1906  rührt  daher,  daß  einige  bei  der 
Katastrophe  in  San  Francisco  stark  in  Mitleidenschaft  gezogene 
Unternehmungen  liquidierten  und  die  noch  laufenden  Versicherungen 
auf  andere  Gesellschaften  übertrugen,  bei  denen  sie  nunmehr  als 
Zugang  an  neuen  Versicherungen  auftraten.  Es  ist  bereits  bei 
früherer  Gelegenheit  darauf  hingewiesen,  daß  Unrichtigkeiten  dieser 
Art  sich  nicht  vermeiden  lassen. 
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Den  Versicherten  der  Vereine  auf  Gegenseitigkeit  ist  ein  Teil 
der  gezahlten  Beiträge,  über  den  weiter  unten  bei  der  Gewinn- 
verteilung berichtet  wird,  am  Schluß  des  Jahres  wieder  ^ut- 
gebracht,  allerdings  mit  Ausschluß  der  bis  dahin  aufgelaufenen  Zinsen. 
Diese  sind  den  Vereinen  als  Zinseinkünfte  zugeflossen,  wiewohl  sie 
streng  genommen  in  die  Rubrik  der  Prämieneinnahmen  gehörten. 
Die  kleine  Ungenauigkeit  dürfte  aber  mit  Rücksicht  auf  die  nicht 
sehr  erheblichen  Summen,  um  die  es  sich  dabei  handelt,  kaum  von 
Belang  sein. 

Die  Betrachtung  der  Prämieneinnahmen  legt  den  Gedanken  nahe, 
mit  Hilfe  der  uns  schon  bekannten  Zahlen  des  Versicherungsbestandes 
die  von  den  einzelnen  Unternehmungsformen  erhobenen  durch- 
schnittlichen Prämien  zu  ermitteln.  Infolge  der  ungenauen  Angaben 
über  die  Höhe  des  Versicherungsbestandes,  die  außerdem  auch  nur 
die  am  Jahresschluß  noch  laufenden  Versicherungen  umfassen,  da- 
gegen alle  Versicherungen,  die  innerhalb  ein  und  desselben  Jahres 
zustande  kommen  und  ablaufen,  unbeachtet  lassen,  sind  indessen  keine 
zuverlässigen  Resultate  zu  erhoffen.  Deswegen  sehe  ich  von  der 
Berechnung,  der  wegen  der  Verschiedenheit  der  Risiken  überhaupt 
nur  eine  geringe  Beweiskraft  zuerkannt  werden  könnte,  gänzlich  ab. 

Entsprechend  den  ansehnlichen  Summen  ihres  Versicherungs- 
bestandes, die  die  Versicherungsanstalten  in  Rückversicherung  gaben 
(s.  o.  Tab.  IV),  nahmen  auch  die  Rückversicherer  indirekt  in  er- 
heblichem Maße  an  den  Leistungen  der  Versicherten  teil.  Subtra- 
hiert man  den  ihnen  zugeflossenen  Teil  der  Prämieneinnahmen,  dem 
wir  später  bei  der  Betrachtung  der  Ausgaben  unsere  Aufmerksamkeit 
zu  schenken  haben,  so  verblieben  den  Versicherungsinstituten  für 
die  für  eigene  Rechnung  behaltenen  Versicherungen  noch  die  in 
Tabelle  VII  zusammengestellten  Beträge. 

Gegenüber  den  Prämieneinnahmen  trugen  die  Erträge  aus 
Kapitalanlagen  (Tab.  VIII)  nur  ein  Geringes  zu  den  Kosten  des  Ver- 
sicherungsbetriebes bei.  Sie  setzen  sich  zusammen  aus  den  Zinsen 
der  angelegten  Garantiemittel  und  Reserven  und  dem  etwa  sich 
ergebenden  Wertzuwachs  abzüglich  der  Wertverminderung.  Letztere 
hat  im  Laufe  der  Jahre  in  Gestalt  von  Kursverlusten  an  Umfang 
stets  zugenommen  und  1907  eine  Höhe  wie  nie  zuvor  erreicht. 
Der  augenfällige  Rückgang  der  Zinseinkünfte  der  Aktiengesell- 
schaften findet  dadurch  seine  Erklärung.  Dagegen  sind  die  Kurs- 
gewinne stets  nur  sehr  bescheiden  ausgefallen.  Bezüglich  der  für 
die  Aktiengesellschaften  mitgeteilten  Ziffern  ist  zu  bemerken,  daß 
der   auf   die  Feuerversicherung    allein  entfallende  Betrag  in  allen 
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den  Fällen  nicht  festgestellt  werden  konnte,  in  denen  von  den  Unter- 
nehmungen nebenher  noch  andere  Versicherungszweige  betrieben 
wurden.  Wie  sich  die  Kapitalerträge  zu  dem  \'ermögen  der  Unter- 
nehmungen verhalten,  wird  später  zu  untersuchen  sein. 

Von  den  Ausgabeposten  der  Feuerversicherungsunternehmungen 
werden  vor  allem  die  Schadenvergütungen  unsere  Aufmerksamkeit 
in  Anspruch  nehmen,  weil  sie  uns  die  Frage  beantworten  sollen, 
wie  viel  von  den  Finkünften  der  Versicherungsanstalten  wieder  in 
die  Hände  der  Versicherten  gelangt  ist,  wieviel  für  andere  Zwecke 
aufgewendet  wurde,  bez.  in  den  Kassen  der  Unternehmungen 
hängen  blieb. 

An  Schadenvergütungen  empfingen  die  Versicherten  während 
des  betrachteten  Jahrfünfts  im  .ganzen  rund  950  Millionen  Mark, 
d.  h.  63  Proz.  der  von  ihnen  geleisteten  Beiträge.  Für  die  ein- 
zelnen Gruppen  von  Unternehmungen  teilen  die  Statistiken  die  in 
Tabelle  IX  angeführten  Zahlen  mit.  Die  Versicherten  erhielten  dem- 
nach auf  je  100  Mark  Prämie  im  Durchschnitt  an  Schadenvergütungen 
bei  den  öffentlichen  Anstalten,  Gegenseitigkeitsvereinen  und  Aktien- 
gesellschaften 73,80  Mark,  31,60  Mark  und  64,90  Mark.  Der  niedrige 
Satz  der  genossenschaftlichen  Versicherungsinstitute  erfährt  durch 
die  später  zu  erwähnenden  Prämienrückvergütungen  noch  eine  er- 
hebliche Aufbesserung. 

Bedauerlicherweise  läßt  sich  eine  Zerlegung  der  Schadensumme 
nach  den  einzelnen  Risikogattungen  statistisch  nur  mit  großen 
Schwierigkeiten  durchführen,  weshalb  die  amtlichen  Veröffent- 
lichungen sich  bisher  noch  nicht  damit  befaßt  haben.  Neben  den 
einzelnen  Feuerversicherungsgesellschaften,  für  die  die  eingehende 
Zergliederung  der  Schadensstatistik  nach  Gefahrenklassen  ein  un- 
entbehrliches Hilfsmittel  zur  gewissenhaften  Berechnung  der  Prämien 
bedeutet,  stellen  nur  noch  einige  Verbände  besondere  Statistiken 
hierüber  auf,  die  aber  nicht  allgemein  zugänglich  sind.  Auch  um- 
fassen sie  natürlich  nur  die  Versicherungsbestände  der  Verbands- 
gesellschaften, deren  Verhältnisse  nicht  ohne  weiteres  für  das 
Gesamtgeschäft  verallgemeinert  werden  dürfen.  Ich  sehe  daher 
von  dem  Versuch  einer  Verteilung  der  Schäden  auf  die  verschiedenen 
Risikogattungen  oder  auf  die  bürgerliche,  gewerbliche  und  landwirt- 
schaftliche Feuerversicherung  ab,  und  begnüge  mich  mit  dem  Ausweis 
der  auf  das  inländische  und  ausländische  direkte  und  indirekte  Geschäft 
der    Aktien-Gesellschaften  1)    entfallenden  Schadenanteile    (Tab.  X). 

1)  Die  Gegenseitigkeitsvereipe  unterhalten  in  der  Hauptsache  nur  inländische 
und  direkte  Versicherungsbeziebungen. 
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Tab.  IX.     Schäden  einschl.  d.  Anteile  der  Rückversicherer,    ohne 
Schadenerhebunffskosten  i.   1000  M. 


Jahr 

Ö.  Anst. 

G.-V. 

A.-G. 

Zusammen  -" 

1903 

58  09S 

8768 

99469 

166  335 

1904 

643R9 

11028 

111393 

186790 

1905 

52733 

977S 

102  903 

165414 

1906 

()0  286 

10  094 

177  232 

247612 

1907 

58  043 

11792 

113  745 

183  580 

293  529 

51460 

604  742 

949  731 

Tab.  X.     Inl.  u.  ausl.  Schäden  der  A.-G.  i.  1000  M. 


Jahr 

Inländisches  Geschäft 
direkt       indirekt 

Ausländisch 
direkt 

es  Geschäft 
indirekt 

1903 

60924 

2013 

18117 

18413 

1904 

70460 

2125 

17  999 

20  807 

1905 

64  335 

2204 

15344 

21018 

1906 

67911 

2179 

64011 

43129 

1907 

73637 

2206 

16245 

21655 

337  267 

10727 

131716 

125022 

Mit  Bezug  auf  das  ausländische  Geschäft  ist  des  öfteren  — 
neuerdings  besonders  wieder  aus  Anlaß  der  Erdbebenkatastrophe 
in  San  Francisco  —  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die  Schäden 
zwar  mitunter  sehr  hoch  seien,  daß  aber  trotzdem  keine  Beein- 
trächtigung der  Interessen  der  inländischen  Versicherten  durch  sie 
zu  befürchten  stände,  weil  die  Prämieneinnahmen  im  Auslandsgeschäft 
durchweg  sehr  reichlich  ausfielen,  so  daß  aus  ihnen  schon  häufig 
Fehlbeträge  im  inländischen  Versicherungsbetriebe  hätten  gedeckt 
werden  können.  Zur  Nachprüfung  dieser  Behauptung  führe  ich  in 
Tabelle  XI  die  entsprechend  zerlegten  Prämieneinnahmen  auf,  wobei 
allerdings  zu  bemerken  ist,  daß  der  Gegenüberstellung  nur  ein 
bedingter  Wert  zukommt,  weil  mir  leider  nur  die  Prämieneinnahmen, 
nicht  aber  die  Ziffern  für  die  jeweils  verrechneten  Prämien  zur 
Verfügung  stehen.  Soweit  diese  Zahlen  überhaupt  eine  Schluß- 
folgerung zulassen,  ist  festzustellen,  daß  in  dem  Jahrfünft  1903/07 
das  ausländische  Geschäft  vom  inländischen  ausgiebig  gestützt 
werden  mußte,  was  im  Hinblick  auf  den  Schaden  von  San  Francisco 
auch  nicht  wunder  nimmt.  Indessen  würden  die  Überschüsse  im 
Auslandsgeschäft  auch  bei  einem  normalen  Verlauf  des  Jahres  1906 
prozentuell  nicht  höher  gewesen  sein,  als  die  im  inländischen 
Verkehr. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  38.  6 
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lab.  XI.     Prämieneinnahmen  d.  A.-G.  i.  1000  M. 


Jaln- 

Inländisches 
direkt        | 

Geschäft 
indirekt 

Ausländisches  Geschäft 
direkt               indirekt 

I90.S 

112329      ' 

3245 

32271 

28022 

1(104 

117775 

3049 

30  910 

29  916 

l'.l()5 

122  934 

3392 

3067b 

29860 

1 !•()(; 

127  775       1 

3348 

30  525 

33474 

1907 

131632       1 

3088 

30  746 

31808 

612445       1 

16122 

!       155130 

153075 

Schäden 

337  267       1 

10727 

1       131716 

125  022 

Überschuß 

275178       1 

5395 

23414 

28053 

Proz.  45      ' 

Proz.  34 

Proz.  15 

Proz.    18 

Es  ist  vielleicht  nicht  uninteressant,  neben  den  Schadenwerten, 
die  von  den  Feuerversicherung.sanstalten  zu  ersetzen  waren,  auch  den 
Schadenursachen  einige  Beachtung  zu  schenken  und  einen  Blick  in 
die  preußische  Brandstatistik  1)  zu  werfen  —  für  das  Reich  existiert 
m.  W.  keine  entsprechende  Materialsammlung-  — ,  da  ihre  Ergebnisse 
mir  geeignet  zu  sein  scheinen  zur  Erläuterung  mancher  besonderen 
Verhältnisse  im  Betriebe  der  Feuerversicherung.  Nach  der  ge- 
nannten Statistik,  die  alle  Schadenfeuer  aufführt,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  sie  versicherte  oder  unversicherte  Objekte  zerstörten,  ist 
die  Zahl  der  Brandfälle  von  1898—1907  von  36  902  auf  90  377 
d.  h.  um  145  Proz.  gestiegen.  Durch  sie  wurden  1898  Werte  im 
Betrag  von  76,23  Millionen  Mark,  1907  von  100,  50  Millionen  Mark, 
d.  h.  32  Proz.  mehr  vernichtet.  Schadenzahl  und  Schadenbetrag  sind 
also  beide  erheblich  gestiegen,  aber  doch  nicht  im  selben  Verhältnis. 
Man  geht  wohl  nicht  fehl,  wenn  man  das  verschiedene  Wachstum 
beider  als  eine  Folge  der  inzwischen  ausgebauten  Schadenmeidung 
und  -Unterdrückung  ansieht.  Vorbeugende  Sicherheitsmaßregeln, 
seien  sie  auf  eigene  Initiative  der  Versicherten,  seien  sie  auf  Be- 
treiben der  Versicherungsinstitute  oder  Anordnung  des  Staates 
zurückzuführen,  haben  sicher  in  vielen  Fällen  den  Ausbruch  eines 
Feuers  gänzlich  verhütet.  Denn  bei  der  allerdings  recht  ansehn- 
lichen Steigerung  der  Schadenfälle  darf  nicht  außer  acht  gelassen 
werden,  daß  Hand  in  Hand  mit  den  Fortschritten  der  Technik  ganz 
neue  Gefahren  auftreten,  die  zuweilen  erst  nach  Anrichtung  großen 
Unheiles  den  Betroffenen  zum  Bewußtsein  kommen,  und  bei  denen 


1)  Ich  entnehme  die  nachfolgenden  Zahlenangaben  (Tab.  XII)  den  Mitteilungen 
für  öff.  Feuerversicherungsanst.,  Jahrg.   1907,  S.  108  bez.  S.  196—197. 
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deshalb  eine  Verhütung  von  vornherein  nicht  angängig  ist.  In 
vielen  Fällen  mögen  auch  wohl  die  Präventivmaßregeln  ihren  Zweck 
nicht  ganz  erfüllt,  sondern  im  Verein  mit  einer  leistungsfäiiigen 
Feuerwehr  den  ausgebrochenen  Brand  nur  auf  seinen  Herd  beschränkt 
haben.  Ihr  Erfolg  im  ganzen  liegt  aber  jedenfalls  klar  vor  Augen 
und  wird  recht  deutlich,  wenn  man  bedenkt  daß  die  Schadensumme 
für  1907  um  86  Millionen  größer  sein  würde,  wenn  das  Verhältnis 
zwischen  Anzahl  und  Betrag  der  Schäden  konstant  geblieben  wäre. 
Ob  indessen  dieser  Betrag  vielleicht  noch  zurückbleibt  hinter  den 
für  Meidung  und  Unterdrückung  geopferten  Summen,  an  denen 
beispielsweise  allein  die  preußischen  Sozietäten  mit  rund  19  Millionen 
Mark  für  Feuerlöschzwecke  beteiligt  sind,  entzieht  sich  einer  exakten 
Berechnung. 


Tab.  XII.     Auszug  aus  der  preußischen  Brandstatistik. 


Jahr 

Schadenzahl 

Schadenbetrag 
in  Millionen  M. 

Durchschn. 
Einzelschaden 

1903 
1904 
1905 
1906 
1907 

60215 
68  030 
74  986 
82  592 
90377 

90,14 

105,06 

91,98 

98,84 

100,50 

1497 
1544 
1227 
1197 
1112 

376200 

486,52 

Für  den  von  uns  betrachteten  Zeitraum  1903/07  finden  sich  in 
der  preußischen  Brandstatistik  bezüglich  der  Anzahl  und  des  Be- 
trages der  Schäden  die  in  Tabelle  XII  nachgewiesenen  Angaben. 
Stellen  wir  ihnen'  die  entsprechenden  statistischen  Ermittelungen  für 
das  direkte-  Inlandsgeschäft  der  privaten Ij  Versicherungsunter- 
nehmungen (Tab.  XIII)  gegenüber,  so  zeigt  sich,  daß  bei  ihnen  die 
Zahl  der  Schäden  im  Vergleich  zu  den  vernichteten  Werten  noch 
erheblich  größer  ist,  so  daß  der  durchschnittliche  Einzelschaden, 
der  sich  nach  der  erstgenannten  Statistik  auf  1293  Mark  beläuft, 
hier  nur  465  Mark  beträgt.  Man  kann  im  Zweifel  darüber  sein,  ob 
die  hohe  Schadenzahl  oder  der  niedrige  Schadenbetrag  merkwürdiger 
ist.  Man  würde  sich  aber  einer  übereilten  Schlußfolgerung  schuldig 
machen,  wenn  man  an  die  hohe  Schadenziffer  der  Versicherungs- 
unternehmungen ohne  weiteres  die  Vermutung  knüpfen  wollte,  daß 
die  Schadenhäufigkeit  bei  versicherten  Objekten   größer  ist  als  bei 


1)  Die  Statistik  der  öffentlichen  Anstalten  enthält,  wie  gesagt,  leider  keine  An- 
gaben über  die  Schadenzahl. 

6* 
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unversicherten,  und  wenn  man  daraus  den  allgemeinen  Vorwurf 
ableiten  würde,  die  Versicherung  trüge  wegen  ihres  Anreizes  zu 
Spekulationsbränden  unfreiwillig  zu  einer  Mehrung  der  Schäden 
bei.  Ebenso  kann  auch  der  im  Vergleich  mit  den  Zahlen  der 
preußischen  Brandstatistik  niedrige  Schadenbetrag  der  Privatanstalten 
noch  nicht  etwa  als  Beweis  dienen  für  die  häufig  ausgesprochene 
Behauptung,  der  Privatbetrieb  suche  die  berechtigten  Schaden- 
ansprüche der  Versicherten  nach  Kräften  hcrabzudrücken. 


Tab.  Xni.     Schadenzahl  u.  -betrag  der  Privatgesellschaften. 


Gegenseitigkeits- Vereine 

Aktien-Gesellschaften 

Jahr 

Schaden- 

Schaden 

Zahl 

Betrag 
(Mill.  M.) 

Zahl 

Betrag 
(Mill.  M.) 

1903 

17  564 

8,767 

117117 

60,924 

1904 

20240 

11,027 

133  233 

70,460 

1905 

21128 

9,774 

144258 

64,335 

1906 

22  836 

10,088 

157  660 

67,911 

1907 

25  689 

11,639 

174571 

73,637 

107457               51,295 

726839 

337,267 

107457 

51,295 

834  296 

388,562 

Die  mitgeteilten  Zahlen  über  die  Brandschäden  in  Preußen  sollen 
weiterhin  wenigstens  für  1907  bezüglich  ihrer  Ursachen  angesehen 
werden.  Aus  dem  umfassenden  Material  der  Statistik  sind  vier 
Positionen  herausgegriffen  (Tab.  XIV),  die  zeigen  sollen,  welcher 
Anteil  an  den  Schadensursachen  mutwilliger  und  nachlässiger 
Handlungsweise  der  Menschen  bis  auf  unsere  Zeit  zuzumessen  ist. 
Zum  Vergleich  ist  noch  als  fünfte  Position  von  den  übrigen  Ur- 
sachen die  am  häufigsten  vorkommende  herangezogen.  Die  in  der 
Statistik  getrennt  verzeichneten  Schäden  an  :Mobiliar  und  Immo- 
biüar  sind,  da  die  Teilung  hier  nicht  weiter  interessiert,  der  Ein- 
fachheit halber  zusammengezogen  und  auf    1000  Mark  abgerundet. 

Lassen  wir  die  Fälle  gänzlich  beiseite,  in  denen  die  ange- 
nommene Ursache  nicht  festgestellt  werden  konnte,  was  natur- 
gemäß bei  Feuersbrünsten  nur  allzuleicht  der  Fall  ist,  und  halten 
wir  uns  nur  an  diejenigen,  bei  denen  die  Ursachen  nachzuweisen 
waren,  so  finden  wir,  daß  vorsätzlichen  Brandstiftungen  pro  Jahr 
in  Preußen  für  ca.  2'/2  Millionen  Werte  zum  Opfer  fallen.  Eben- 
soviel verbrennen  infolge  leichtfertigen  Umganges  mit  Streich- 
hölzern,   sodaß    im    ganzen    '/to    des    Gesamtschadens    erwiesener- 
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maßen  auf  das  Konto  vorsätzlicher  oder  fahrlässiger  Brandstiftung 
zu  setzen  ist.  In  Preußen  liegt  durchschnittlich  jeder  zweiten 
Feuersbrunst  eine  Brandstiftung  oder  Nachlässigkeit  zugcunde. 
Das  Verhältnis  wird  noch  weit  ungünstiger,  wenn  man  in  Betracht 
zieht,  daß  die  als  mutmaßlich  bezeichneten  Ursachen  sich  wenigstens 
zum  Teil  mit  den  tatsächlichen  decken  dürften,  und  daß  auch  von 
den  unermittelt  gebliebenen  Ursachen  noch  manche  in  die  Kate- 
gorie der  Brandstiftungen  gehören  mag. 

Nun  kann  man  zwar  einwenden,  daß  die  Feststellungen  sich 
nur  auf  Preußen  beziehen  und  auf  das  Reichsgebiet  nicht  ohne 
weiteres  zu  übertragen  sind.  Ich  nehme  aber  an,  daß  die  Ver- 
hältnisse hier  ähnlich  liegen,  und  finde  diese  Annahme  z.  B.  auch 
bestätigt  durch  die  Ergebnisse  der  Brandursachenstatistik  des  Ver- 
bandes deutscher  Privatfeuerversicherungsgesellschaften  l).  Sie  be- 
schäftigt sich  freilich  nur  mit  der  Schadenzahl,  nicht  auch  mit 
dem  Schadenwert,  und  begnügt  sich  hinsichtlich  der  Beobachtungs- 
zeit mit  den  Jahren  1890 — 95,  umfaßt  aber  dafür  das  ganze  Gebiet 
des  Deutschen  Reiches.  Die  Zahl  aller  bei  den  Verbandsgesell- 
schaften vorgekommenen  Brandereignisse  schwankte  zwischen 
28071  und  47217  und  betrug  im  Mittel  36887.  Der  prozentuelle 
Anteil  vorsätzlicher  und  fahrlässiger  Brandstiftung  bewegte  sich 
zwischen  45  Proz.  und  53  Proz.  und  belief  sich  im  Durchschnitt 
auf  47,08  Proz.  oder  17  595  Fälle.  Die  Resultate  weichen  also 
von  denen  der  preußischen  Brandstatistik  nicht  erheblich  ab. 

Ziehen  wir  zur  Kontrolle  noch  die  Statistik  der  deutschen 
öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten  2j  über  die  Brandent- 
stehungsursachen der  Schadenfeuer,  die  ihren  Versicherungs- 
bestand heimsuchten,  heran,  so  stoßen  wir  wiederum  auf  ähnliche 
Verhältniszahlen.  Im  letzten  Beobachtungsjahre  der  Statistik  (1905) 
waren  von  insgesamt  24  865  Brandfällen  11897  oder  47,85  Proz. 
infolge  vorsätzlicher  und  fahrlässiger  Brandstiftung  bez.  unvor- 
sichtigen Umgehens  mit  Streichhölzern,  Feuer  oder  Licht  zum 
Ausbruch  gekommen.  Hält  man  die  Ziffern  für  die  vorhergehenden 
Jahre  daneben,  so  nimmt  man  wahr,  daß  der  prozentuelle  Anteil 
der  vorsätzlichen  Brandstiftungen  nicht  unerheblich  zurückgegangen 
ist    (von    17,71    Proz.  i.  J.   1895    auf   11,28   Proz.  i.  J.  1905,    und 


1)  Denkschrift  zum  25  jährigen  Bestehen  des  Verbandes  deutscher  Privatfeuer- 
versicherungsgesellschaften.    Berlin  1897.     (Anlage.) 

2)  Mitgeteilt  im  Jahrbuch  für  die  öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten  in 
Deutschland  (herausgeg.  vom  Bureau  des  Verbandes  öffentl.  Feuerv.-Anst.)  3.  Jahrg. 
1909.     Merseburg  1908.     S.  231—49  nebst  Anlage. 
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zwar  in  der  Stack  von  10  Pro/,  aul  4,913  IVoz.,  auf  dem  Lande 
von  21,59  Proz.  auf  16,60  Pro/,i.  Dalür  sind  aber  die  Quoten  der 
fahrlässigen  Brandstiftung  und  Nachlässigkeit  im  gleichen  Schritt 
gestiegen  (1895:  26,10  Proz.,  1905  36,57  Proz.  Stadt:  von  36,53 
Proz.  auf  46,40  Proz.  Land:   von  20,85  Proz.   auf  28,31    Proz.). 


Tab.  XrV.     Brandursachen  der  Schadenfeuer  in  Preußen  i.  J.  1907. 


Ursachen 

Mutmaßlich       | 

Erwiesen 

Zusammen 

1  Anzahl 

Betrag 
in       ' 
1000  M.i 

Anzahl 

Betrag 

in 
1000  M. 

Anzahl 

Betrag 

in 
1000  M. 

Brandstiftung,  Fahrlässigkeit 
i.  Umgang  mit  Streichhölzern 

durch  Erwachsene,  desgl. 

durch   Kinder.     Sonstige 
Falirläsfigkeit. 

2  397 

2  528 

T74 

4  929 

17  098 
1  014 
1571 
4  228 

467 

5  354 

1606 

36  345 

2  440 

728 
1990 
4  766 

2  864  1  19  538 

7  882  1     2  904 

2  380        3  561 

41  274  1     8  994 

Zusammen: 

Von  den   anderen  Ursachen 
die    häufigste:     Explosionen 
von  Beleuchtungsgegen- 
ständen. 

10  628 
923 

23  911 
1432 

43  97-2 
13  157 

9  924 
1829 

54  400 

14  080 

34  997 

3  261 

Tab.  . 

XV 

'.     Rück  Versicherungskosten  in 

1000  Mark. 

Jahr 

Ö. 

Anst. 

G.-V. 

A.-G. 

Zu- 
sammen 

1908 

5  226 

1  765 

76  098 

83  089 

1904 

5  965 

j        1  581 

82  915 

90  461 

1905 

5  662 

2  086 

S2  751 

90  499 

1906 

6  392 

2  2G2 

85  672 

94  326 

1907 

9  143 

2  768 

1 

87  996 

99  907 

32  388 


10  462       415  4.32  j    458  282 


Wäre  es  auf  Grund  der  übereinstimmenden  Ergebnisse  beider 
Verbandsstatistiken  mit  denen  der  preußischen  Brandstatistik  hin- 
sichtlich der  Brandursachen  zulässig,  auch  die  Verhältnisziffern  der 
Schadenwerte,  wie  sie  die  preußische  Brandstatistik  mitteilt,  auf 
das  Reichsgebiet  zu  übertragen  und  auf  die  Gesamtheit  der  von 
den  deutschen  Feuerversicherungsunternehmungen  regulierten 
Schäden  anzuwenden,  so  befänden  sich  unter  ihnen  durchschnitt- 
lich pro  Jahr  19  Millionen  Mark,  die  auf  vorsätzliche  oder  fahr- 
lässige Brandstiftung  zurückzuführen  sind.  Ob  diese  Zahl  in 
Wirklichkeit  etwas  höher  oder  niedriger  anzusetzen  ist,  kann  dahin- 
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gestellt  bleiben.  Auf  alle  Fälle  zeigt  sie  deutlich,  daß  für  die 
Feuerversicherungsanstalten  die  Notwendigkeit  besteht,  sich  durch 
vorbeugende  Vertragsbestimmungen  gegen  Ausbeutungsversuche 
oder  leichtsinnige  Handlungsweise  der  Versicherten  zu  schützen,  und 
den  häufig  kritisierten  Klauseln  der  Versicherungsverträge  ist,  soweit 
sie  nur  diesem  Zwecke  dienen,  eine  Berechtigung  nicht  abzusprechen. 
Außer  den  unmittelbar  an  die  Versicherten  als  Schadenver- 
gütungen zur  Auszahlung  gelangten  Beträgen,  die  mir  Veran- 
lassung zu  der  abschweifenden  Betrachtung  der  Schadenursachen 
gaben,  sind  noch  mittelbar  die  für  Rückversicherung  veraus- 
gabten Summen  zum  Besten  der  Versicherungsnehmer  aufgewandt 
(Tab.  XV).  Indessen  sei  schon  hier  darauf  hingewiesen,  daß  reich- 
liche Ausgaben  für  Rückversicherung  nicht  unter  allen  Umständen 
dem  Interesse  des  versicherten  Publikums  dienen.  Es  kann  darin 
auch  zu  weit  gegangen  werden,  wie  schon  früher  angedeutet 
wurde  und  später  noch  des  näheren  zu  zeigen  sein  wird,  sei  es 
aus  Mangel  an  Vertrauen  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  eigenen 
Unternehmens,  sei  es  um  des  Gewinnes  aus  Prämiendifferenz- 
geschäften    oder   um  anderer  Vorteile  für  den  Unternehmer  willen. 


Tab.  XVI.  a)  Eigene  Schäden  der  Versicherungs- 
anstalten ohne  Regulierungskosten  in  1000  M. 


Jahr 


O.  Anst. 


1903 
1904 
1905 
1906 
1907 


52  921 
57  980 
47  979 
54  758 
49  693 


Zu- 


115  765 
127  348 
111736 
156  902 

116  798 


263  331         43  973  1    321245       628  549 
b)  Schadenanteile  der  Rückversicherer  in   1000  Mark. 


Jahr 

Ö.  Anst. 

G.-V. 

A.-G. 

Zu- 
sammen 

1903 

5  177 

1409 

43  984 

50  570 

1904 

6  398 

1250 

51  803 

59  442 

1905 

4  754 

l  136 

47  788 

53  678 

1906 

5  528 

1175 

84  007 

90  710 

1907 

8  530 

2517 

55  915 

66  782 

30  198 

7  487 

283  497 

321  182 

Unter  den  für  die  Risikoheteilis^ung  anderer  Unternehmungen 
ausgegebenen  Summen  sind  die  beträchtlichen  Kosten,  die  den 
Aktiengesellschaften  durch  die  Ri^ickversicherun/^  erwuchsen,  be- 
sonders auffäihg.  Und  zwar  sind  sie  nicht  nur  im  Vergleich  zu 
den  entsprechenden  Auslagen  der  übrigen  Unternehmungen  er- 
staunlich hoch  zu  nennen,  sondern  sie  verdienen  auch  bezüglich 
ihres  Verhältnisses  zu  den  Prämieneinnahmen  und  Schadenaus- 
gaben der  Aktiengesellschaften  näher  angesehen  zu  werden.  Bei- 
spielsweise entfielen  im  Betriebe  der  Aktiengesellschaften  1907  auf 
100  Mark  Prämien  29,73  Mark  Vergütungen  für  eigene  Schäden 
(inkl.  Regulierungskosten),  dagegen  44,58  Mark  für  Rückver- 
sicherungskosten, d.  h.  14,85  Mark  oder  50  Proz.  mehr,  als  für 
Schäden  in  Ansatz  kam.  Bei  den  öffentlichen  Anstalten  und  den 
Gegenseitigkeitsvereinen  beliefen  sich  die  entsprechenden  Aufwen- 
dungen auf  60,26  Mark  bez.  27,40  Mark  für  Schäden,  10,93  Mark  bez. 
6,43  Mark  für  Rückversicherungsprämien,  d.  h.  die  Entschädigungs- 
kosten machten  das  5'/2-  bez.  4  V2  fache  der  Rückdeckungskosten 
aus.  Zieht  man  nun  auch  in  Betracht,  daß  die  Aktiengesell- 
schaften in  viel  größerem  Umfange  als  die  übrigen  Anstalten  als 
Versicherer  von  Riesenobjekten  auftreten,  die  eine  sehr  weitgehende 
Beteiligung  anderer  Gesellschaften  als  Rückversicherer  erheischen, 
so  wird  dennoch  ein  augenfälliges  Mißverhältnis  zwischen  den 
besprochenen  Ausgabeposten  bestehen  bleiben. 

Aus  diesem  Grunde  halte  ich  es  für  sehr  lehrreich,  zu  unter- 
suchen, in  welchem  Maße  sich  die  Ausgaben  für  Rückversicherung 
bei  den  verschiedenen  Unternehmungen  bezahlt  gemacht  haben. 
Für  die  Privatgesellschaften  wird  die  Berechnung  allerdings  nicht 
mit  der  Genauigkeit  ausgeführt  werden  können,  deren  ich  mich 
hierbei  gern  befleißigt  hätte,  weil  die  in  Frage  kommenden  stati- 
stischen Veröffentlichungen  mehrere  nicht  zusammengehörige  Posten 
derart  untereinander  verrechnen,  daß  eine  getrennte  Bezifferung 
der  Einzelposten  nahezu  unmöglich  ist.  Nach  altem  Herkommen 
werden  nämlich  in  den  Statistiken  der  privaten  Feuerversicherungs- 
gesellschaften die  Schadenvergütungen  für  eigene  Rechnung,  die 
Zuschüsse  zu  den  Schäden  von  seiten  der  Rückversicherer  und 
die  bei  der  Abwicklung  entstandenen  Regulierungskosten  nicht  in 
getrennten  Posten  aufgeführt,  wie  es  bei  den  Lebensversicherungs- 
gesellschaften oder  den  öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten 
Brauch  ist,  sondern  sie  werden  saldiert.  Auf  diese  Weise  gehen 
die  Regulierungsspesen,  die  eigentlich  den  Verwaltungskosten  zu- 
zuschlagen wären,  in  den  Betrag  der  Schäden  über,  und  es  lassen 
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sich  weder  die  Regulierungskosten  noch  die  von  den  Gesell- 
schaften aus  eigenen  Mitteln  beglichenen  Schäden  festlegen.  Den 
einzigen  Ausweg  aus  dieser  Verlegenheit  sehe  ich  in  dem  Versuch, 
durch  Übertragung  der  für  die  öffentlichen  Feuerversicherungs- 
anstalten bekannten  Verhältnisziffern  auf  die  Privatgesellschaften 
zu  annähernd  richtigen  Ziffern  zu  gelangen.  Faktisch  dürften  die 
Regulierungskosten  etwas  höher  und  die  Schadenanteile  der  Unter- 
nehmungen ensprechend  niedriger  zu  bewerten  sein,  weil  die 
öffentlichen  Anstalten  infolge  der  ihnen  zustehenden  Vorrechte 
manche  Ersparnisse  machen  können,  die  dem  Privatbetrieb  nicht 
möglich  sind,  und  weil  den  Privatgesellschaften  gerade  bei  der 
Schadenabwicklung  infolge  der  hohen  Provisionen  ganz  besondere 
Unkosten  erwachsen.  Mit  diesem  Vorbehalt  sind  in  Tab.  XVI  die 
Anteile  der  Versicherungsanstalten  (a)  und  ihrer  Rückversicherer 
(b)  an  den  Schäden  berechnet. 

Die  mitgeteilten  Zahlen  lassen  indessen  erst  bestimmte  Schluß- 
folgerungen zu,  wenn  sie  in  Verbindung  gebracht  werden  mit  den 
früher  mitgeteilten  Prämienzahlungen  der  Versicherten.  Es  kamen 
von  1903 — 07  bei  allen  Unternehmungen  zusammen  1491  Millionen 
Mark  Versicherungsbeiträge  zur  Verrechnung.  Davon  behielten 
die  Versicherungsanstalten  1032  Millionen  Mark  für  sich,  458  Milli- 
onen Mark  gaben  sie  an  die  Rückversicherungsinstitute  weiter. 
Den  Versicherten  kamen  7151)  bez.  321  Millionen  Mark  als 
Schadenvergütungen  wieder  zugute,  mithin  behielten  die  Ver- 
sicherungsgesellschaften 317  Millionen  oder  31  Proz.,  die  Rück- 
versicherer 137  Millionen  oder  30  Proz.,  beide  zusammen  454 
Millionen  oder  30  Proz.  von  den  Prämien  zurück,  die  sich  in- 
dessen auf  die  verschiedenen  Betriebsformen  sehr  ungleich  ver- 
teilen. Das  Verhältnis  der  Prämien  zu  den  Schäden  und  Rest- 
beträgen bei  den  einzelnen  Unternehmungen  und  ihren  Rückver- 
sicherern mag  in  Gesamtsummen  für  die  Jahre  1903 — 07  durch 
die  in  Tabelle  XVII  gegebene  Übersicht  erläutert  werden. 

Besondere  Aufmerksamkeit  scheint  mir  die  recht  erhebliche 
Abweichung  des  prozentuellen  Überschusses  der  Rückversicherungs- 
prämien über  die  Schäden  zu  verdienen,  aus  der  hervorgeht,  daß 
die  Rückversicherung  für  die  Aktiengesellschaften  bedeutend 
weniger  vorteilhaft  gewesen  ist  als   für   die   öffentlichen  Anstalten. 


1)  62S  Millionen  als  Schadenvergütungen  und  87  Millionen  als  Prämienrück- 
Vergütungen  an  die  Versicherten,  die  erst  weiter  unten  bei  der  Überschußverteilung 
besprochen  werden. 
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Allcrdiiiü^s  ist  im  Auge  zu  l^clialtcn,  daß  der  Schadenanteil  der 
Rückversicherer  bei  den  Privatgesellschaften  infolge  der  zu  niedrig 
eingeschätzten  Regulierungskosten  wahrscheinlich  nicht  hoch  genug 
angesetzt  ist,  und  daß  die  Rückversicherer  in  Wirklichkeit  wohl 
etwas  mehr  zu  den  Schäden  beigesteuert  haben  dürften.  Trotzdem 
scheint  mir  aber  auf  Grund  der  Ergebnisse  meiner  Berechnung  die 
Annahme  gerechtfertigt,  daß  die  Form  der  Rückversicherung,  deren 
sich  die  Privatgesellschaften  gegenwärtig  bedienen,  für  die  Ver- 
sicherten sehr  viel  kostspieliger  ist  als  die  der  öffentlichen  An- 
stalten, und  daß  es  in  diesem  Punkte  noch  manches  zu  bessern 
gibt.  Auf  welche  Art  sich  hier  möglicherweise  Verbesserungen 
erreichen  ließen,  ist  später  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Alle  außer  den  Schadenvergütungen  und  den  Rückversicherungs- 
spesen noch  zu  erwähnenden  Betriebsausgaben  lassen  sich  als 
Verwaltungskosten  im  weiteren  Sinne  zusammenfassen.  Eine  Be- 
schäftigung mit  den  einzelnen  Positionen  bietet  für  die  Zwecke 
dieser  Arbeit  kein  Interesse.  Nur  die  bei  den  Aktiengesellschaften 
und  Gegenseitigkeitsvereinen  für  Provisionen  verausgabten  Summen 
verdienen  im  Hinblick  auf  die  daran  geknüpften  Vorwürfe  der 
Kostspieligkeit  dieser  Betriebsformen  aus  den  Verwaltungskosten 
herausgehoben  zu  werden.  Ebenso  empfiehlt  sich  mit  Rücksicht 
auf  die  sehr  ungleiche  Höhe  bei  den  verschiedenen  Versicherungs- 
instituten eine  getrennte  Aufführung  der  Ausgaben  für  gemein- 
nützige Zwecke. 

Wie  bei  früheren  Gelegenheiten,  so  müssen  auch  hier  wieder 
einige  Einschränkungen  bezüglich  der  Vergleichbarkeit  und  Voll- 
ständigkeit der  für  die  drei  Unternehmungsgruppen  ausgewiesenen 
Zahlen  gemacht  werden.  Vor  allem  ist  in  diesem  Zusammenhang 
daran  zu  erinnern,  daß  den  öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten 
von  den  Zeiten  ihrer  Gründung  her  noch  mannigfache  Vorrechte 
zustehen  so  die  unentgeltliche  Beschäftigung  von  öffentlichen 
Beamten  im  Dienste  der  Immobiliarversicherung,  die  Stempel-, 
Porto-  und  Sportelfreiheit,  durch  die  die  niedrigen  Verwaltungs- 
kosten dieser  Institute  zum  guten  Teil  ihre  Erklärung  finden. 
Weiterhin  ist  im  Auge  zu  behalten,  daß  die  Schadenregulierungs- 
kosten 1)    bei     sämtlichen    Unternehmungen     fortgelassen     werden 


1)  Zur  Ermittelung  der  Vervvaltungskosten  ist  es  natürlich  nicht  angängig,  die 
oben  bei  den  Rückversicherungskosten  verwendeten  Schätzungen  zu  benutzen,  weil 
sie  auf  der  Annahme  beruhen,  daß  die  Regulierungskosten  bei  allen  drei  Betriebs- 
formen im  Verhältnis  übereinstimmen.     Für  die  Berechnung  des  Schadenanteils  der 
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mußten,  da  die  Statistiken  der  privaten  Versicherungsgesellschaften 
hierüber  keine  Aufschlüsse  geben. 

In  den  Jahren  1903 — 07  sind  von  den  deutschen  Versicherungs- 
unternehmungen 124  Millionen  für  Verwaltungskosten,  104  Mill. 
für  Provisionen  verausgabt,  deren  Verteilung  auf  die  einzelnen 
Betriebsformen  aus  Tab.  XVIII  zu  entnehmen  ist. 

Sehen  wir  uns  die  Endsummen  auf  ihr  Verhältnis  zu  den 
Prämieneinnahmen  näher  an,  so  zeigt  sich,  daß  bei  den  öffentlichen 
Anstalten  Vs,  bei  den  Gegenseitigkeitsvereinen  ^  20  und  bei  den 
Aktiengesellschaften  Vl5  der  Prämieneinnahmen  durch  die  Ver- 
waltungskosten absorbiert  wird.  Die  Privatgesellschaften  schneiden 
bei  diesem  Vergleich  verhältnismäßig  günstig  ab,  weil  viele 
Beamten  und  Vermittler  kein  Gehalt,  sondern  nur  Provisionen  be- 
ziehen, die  bei  den  Gegenseitigkeitsvereinen  Vll,  bei  den  Erwerbs- 
gesellschaften VlO  der  vereinnahmten  Versicherungsbeiträge  bean- 
spruchen. Durch  die  gesamten  Betriebsunkosten  werden  bei  den 
drei  Untemehmungsgruppen  1/8  bez.  V?!)  und  Ve  aller  Prämien- 
einnahmen aufgezehrt.  Die  öffentlichen  Anstalten  arbeiten  also 
trotz  ihrer  weitgehenden  Vorrechte  nur  um  4  Proz.  billiger  als  die 
Erwerbssresellschaften. 


Tab.  XVII.     a)  Prämien-    und   Schadenanteile    der  Rückversicherer 
in  1000  M.     1903—1907. 


O.  Anst. 


G.-V. 


A.-G. 


Prämien 
Schäden 


32  388 
30198 


10462 

7487 


415432 
283497 


Überschuß  d:  Präm.  2190        ■  2975       i       131935 

in  Proz.  |  6  "A         \  28  Vi       '  81 3/', 

b)  Prämien-  und  Schadenanteile   der  Unternehmungen    in    1000  M. 

1903—1907. 

Prämien  [       365309  152121  515379 

Schäden  1       263331  131007  -)  321245 


Überschuß  d.Präm. 
in  Proz. 


10197S 
28  Proz. 


21114 
14  Proz. 


194134 
37  Va  Proz. 


Rückversicherer  hatten  kleine  Irrtümer  in  der  Abschätzung  der  Regulierungskosten, 
wie  wir  sahen,  nur  geringe  Bedeutung,  da  der  Abstand  zwischen  den  verschiedenen 
Zahlen  sehr  beträchtlich  war.  Dagegen  würden  derartige  Unrichtigkeiten  bei  der  Fest- 
stellung der  Verwaltungskosten  das  Bild  sehr  zu  Ungunsten  der  öffentlichen  An- 
stalten verändern.       Deshalb  sind  die  Regulierungskosten  hier  unbeachtet  geblieben. 

1)  Einschließlich  der  Prämienrückgewährung  der  Gegenseitigkeitsvereiue. 

2)  D.  h.    V/t   der  Prämieneinnahmeu  abzüglich  der  Rückvergütungen. 
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c)  Abgabe  vom  Gesamtversicherungsbestand  und  von  den  Prämien- 
einnahmen in  Proz. 
Bestand  1      6,0  Proz.  6,8  Proz.     |    37,2  Proz. 

Prämien  |     b,l   Proz.  6,4  Proz.      '    44,6  Proz. 


Tab.  XVIII.     Verwaltungskosten   und  Provisionen  in   1000  M. 


Jahr 

Ö,  Anst. 
Verw.-K. 

G.- 
Verw.-K. 

V. 

Prov, 

A..G 
Verw.-K. 

Prov. 

Zusammen 

1903 

9391 

1481 

2732 

12S52 

17917 

44  373 

1904 

9953 

1520 

2841 

Ulli 

16990 

42415 

1905 

10038 

1560 

2893 

11544  i 

17  625 

43  660 

1906 

10685 

1629 

3054 

12715  , 

18761 

46  844 

1907 

11291 

1775 

.32  59 

16282  1 

18329 

50936 

5135S 


64  504    89622 
T54T26 


228228 


Manche  statistischen  Veröffentlichungen  teilen  außer  den  Ver- 
hältniszahlen zwischen  Prämieneinnahmen  und  Verwaltungskosten 
auch  noch  mit,  wieviel  Verwaltungskosten  auf  je  1000  Mark  Ver- 
sicherungssumme entfallen.  Da  hierbei  aber  nicht  der  Betrag  der 
im  Laufe  eines  Jahres  abgeschlossenen  Versicherungen  zugrunde 
gelegt  w^rd,  sondern  der  am  Jahresschluß  noch  in  Kraft  befindliche 
Bestand,  kann  dem  Ergebnis  kein  praktischer  Wert  zuerkannt 
werden.  Überhaupt  scheint  mir  die  vergleichsweise  Heranziehung 
der  Versicherungssumme  ein  unglücklicher  Gedanke  zu  sein,  weil 
die  Arbeit  und  damit  auch  die  Verwaltungskosten,  die  eine  Ver- 
sicherung verursacht,  nicht  in  demselben  Maße  steigen,  wie  die 
Versicherungssumme.  Eine  Versicherung  im  Betrage  von  100000 
Mark  erfordert  nicht  hundertmal  so  viel  Arbeit  wie  eine  Ver- 
sicherung über  1000  Mark.  Die  aufzuwendende  Arbeit  ist  allerdings 
auch  nicht  gleich.  Deshalb  bietet  auch  die  Anzahl  der  Versicherungen 
keinen  verläßlichen  Gradmesser  für  die  Verwaltungskosten. 

Zur  Vervollständigung  der  Betriebsunkosten  sind  zu  den  eben 
besprochenen  Verwaltungskosten  und  Provisionen  noch  die  für 
gemeinnützige  Zwecke  verausgabten  Beträge  ij  hinzuzunehmen.  Sie 
wurden  mit  den  Verwaltungskosten  nicht  vereinigt,  weil  alsdann 
ihre  sehr  ungleiche  Höhe  bei    den   verschiedenen  Unternehmungen 


1)  Auf  eine  Trennung  der  gesetzlich  verlangten  von  den  freiwilligen  Aufwen- 
dungen für  gemeinnützige  Zwecke  ist  mit  Rücksicht  auf  die  unbedeutenden  Beträge 
der  letztgenannten  Art  verzichtet. 
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nicht  zum  Ausdruck  gekommen  und  das  Gesamtbild  zum  Nacliteil 
der  öffentlichen  Anstalten  verändert  wäre.  Von  den  36  Millionen, 
die  die  Feuerversicherungsunternehmungen  zwischen  1903  und  ^,907 


Tab.  XIX.    Aufwendungen  für  gemeinnützige 
Zwecke  (in   1000  Mark). 


Jahr 

Ö.  Anst. 

G.-V. 

A.G. 

Zu- 
sammen 

1903 

4  422 

137 

1477 

6  036 

1904 

5  049 

149 

1520 

6  718 

1905 

5  440 

161 

1680 

7  281 

1906 

5  889 

169 

1705 

7  763 

1907 

6  112 

179 

1579 

7  87U 

26  912 

795 

7  961 

35  668 

Tab.  XX.     Jahresüberschüsse  in  Mill.  Mark. 


Jahr 

Ö.  Anst. 

G.-V. 

A.-G. 

1903 

4,5 

17,69 

19,03 

1904 

6,5 

16,77 

17,66 

1905 

12,0 

18,70 

19,80 

1906 

13,2 

19,89  ' 

15,48 

1907 

12,7 

20,62 

21,02 

48,9 

93,67 

92,99 

Tab.  XXI.     Rücklagen  in   1000  Mark  und  in  Proz.  des 
Gesamtüberschusses. 


G.-V. 

A 

.-G. 

Jahr 

Kapital- 
Reserven 

Sonstige 
Reserven 

Kapital- 
Reserven 

Sonstige 

Reserven 

1903 

555 

3,2 

196 

1,1 

715 

3,8 

3  442 

18,1 

1904 

494 

3,0 

138 

0,8 

508 

2,9 

2  545 

14,4 

1905 

631 

3,4 

340 

1.8 

674 

3,4 

4  257 

21,5 

1906 

557 

2,8 

535 

2,7 

365 

2,4 

2  689 

17,4 

1907 

694 

3,4 

966 

4,7 

1134 

5,4 

3  75Ü 

17,8 

2931 

2175 

3396 

16  683 

5106 

20  079 
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zum  Besten  gemein nützij^cr  Zwecke  aus  ihren  Einnahmen  abführten 
(Tab.  XIX),  entfallen  nämlich  ^4  auf  die  öffentlichen,  dagegen  nur 
1,4  auf  die  privaten  Versieherungsbetricbe,  und  zwar  ^/il  auf  die 
Gegenseitigkeitsvereine,  der  Rest  auf  die  Aktiengesellschaften. 
Stellt  man  den  Endbeträgen  der  Taljelle  die  Prämieneinnahmen 
gegenüber,  so  zeigt  sich,  daß  davon  bei  den  öffentlichen  An-taltcn, 
Gegenseitigkeitsvereinen  und  Aktiengesellschaften  6,7,  0,4  und 
0,8  Proz.  für  gemeinnützige  Zwecke  verausgabt  wurden.  Die 
bedeutenden  Summen,  die  die  öffentlichen  xXnstalten  für  das  Feuer- 
löschwesen und  andere  der  Gesamtheit  zugute  kommenden  Ver- 
anstaltungen als  Gegenleistung  für  die  ihnen  zustehenden  Privilegien 
aufwenden  müssen,  haben  zur  Folge,  daß  die  gesamten  Betriebs- 
kosten prozentuell  die  der  übrigen  Unternehmungsformen  übersteigen. 
Sie  betragen  in  Prozenten  der  Prämieneinnahmen  bei  den  öffent- 
lichen Anstalten,  Gegenseitigkeitsvereinen  und  Aktiengesellschaften 
19,6,  14,4  und  17,4  Proz. 

Soweit  die  Einnahmen  aus  Prämien  und  Zinsen,  mit  deren 
Zusammenstellung  ich  die  Betrachtung  des  Geschäftsverlaufes  bei 
den  einzelnen  Unternehmungen  der  Feuerversicherung  begann,  im 
Laufe  der  Geschäftsabwicklung  nicht  für  Schadenvergütungen, 
Rückversicherungs-  oder  Betriebskosten  verbraucht  wurden,  sind 
sie  als  Überschüsse  teils  den  Sicherheitsfonds  der  einzelnen  An- 
stalten zugewiesen,  teils  an  die  Versicherten,  Aktionäre  oder  ander- 
weitig verteilt.  Da  sowohl  die  Höhe  der  Überschüsse,  wie  auch 
die  Art  ihrer  Verteilung  für  die  Beurteilung  der  Zweckmäßigkeit 
der  verschiedenen  Organisationsformen  in  der  Feuerversicherung 
von  großer  AYichtigkeit  sind,  werde  ich  mich  etwas  eingehender 
damit  beschäftigen  müssen. 

Im  ganzen  beziffert  sich  der  Gesamtüberschuß  der  deutschen 
Feuerversicherungsinstitute  von  1903,07  auf  235  Millionen  Markl). 
In  welchem  Maße  die  verschiedenen  Betriebe  daran  beteiligt  sind, 
ist  in  Tabelle  XX  angegeben. 

Über  die  Verteilung  des  Gewinnes  sind  Einzelheiten  nur  für 
die  Privatgesellschaften  aus  den  statistischen  Veröffentlichungen 
des  Aufsichtsamtes  zu  erfahren.  Die  öffentlichen  Anstalten  ver- 
wenden ihre  Überschüsse,  die  ebenso  wie  die  der  Gegenseitigkeits- 


1 )  Die  für  das  einzelne  Jahr  angegebenen  Überschußziffern  sind  insofern  nicht 
ganz  zutreffend,  als  sie  den  als  Vortrag  auf  neue  Rechnung  übernommenen  Teil 
des  vorjährigen  Gewinns  nicht  in  Abzug  bringen,  sondern  als  neuen  Vermögens- 
zuwachs behandeln.  In  den  Gesamtsummen  ist  dann  diese  Ungenauigkeit  ver- 
vielfältigt. 
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vereine  nicht  als  Gewinne,  sondern  als  zuviel  erhobene  Prämien 
anzusehen  sind,  in  der  Regel  zur  Dotierung  der  Reser\'efonds,  zum 
Teil  werden  sie  auch  den  Versicherten  zurückvergütet  oder  für 
gemeinnützige  Zwecke  ausgegeben.  Zusammenfassende  Angaben 
über  die  Gesamtbeträge  der  einzelnen  Positionen  werden  jedoch 
von  der  Statistik  der  öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten  nicht 
gemacht.  Von  den  Privatanstalten  wurden  für  Reservierungen  die 
in  Tabelle  XXI  registrierten  Beträge  angesetzt. 

Die  aus  den  Präniieneinnahmen  gebildeten  Reserven  sind  in 
der  Hauptsache  dazu  bestimmt,  den  Versicherten  Garantien  zu 
bieten  für  den  Fall,  daß  die  Prämieneinnahmen  zur  Begleichung 
der  Schäden  nicht  ausreichen.  Daneben  kommen  sie  bei  den 
Erwerbsgesellschaften  auch  den  Aktionären  zustatten,  denen  sie 
wenigstens  bei  kleineren  Fehlbeträgen  Nachzahlungen  auf  den  in 
Wechseln  hinterlegten  Teil  des  ^Aktienkapitals  ersparen.  Je  un- 
wahrscheinlicher mit  zunehmender  Höhe  der  Rücklagen  die  Ein- 
forderung des  noch  nicht  einbezahlten  Kapitales  wird,  desto 
größerer  Beliebtheit  werden  sich  die  Aktien  beim  anlagesuchenden 
Publikum  erfreuen.  Diese  wird  sich  für  die  Aktionäre  gegebenen- 
falls in  einer  entsprechenden  Steigerung  der  Kurse  angenehm 
bemerkbar  machen.  Reichliche  Rücklagen  verschaffen  demnach 
den  Aktionären  nicht  nur,  wie  den  Versicherten,  ein  Gefühl  der 
Sicherheit,  sondern  sie  bringen  ihnen  bei  eventueller  Veräußerung 
ihres  Aktienbesitzes  auch  noch  mehr'  oder  weniger  ansehnliche 
Kursgewinne  ein.  Es  wäre  deshalb  m.  E.  darauf  hinzuwirken,  daß 
neben  den  Versicherten  auch  die  Aktionäre  —  zumal  beim  Bezug 
gleichmäßiger  und  hoher  Dividenden  —  in  angemessener  Weise  für 
die  Aufbesserung  der  Reservemittel  in  Anspruch  genommen  werden. 

Die  zum  Ausgleich  größerer  Schwankungen  in  den  Betriebs- 
ergebnissen der  Feuerversicherungsunternehmungen  bestimmten 
Sicherheitsfonds  werden  ergänzt  durch  den  Vortrag  auf  neue 
Rechnung.  Soweit  der  bilanzmäßige  Gesamtgewinn  eines  Jahres 
nicht  bestimmten  Fonds  zugewiesen  oder  anderweitig  verteilt  wird, 
dient  er  zur  Bildung  des  Gewinnvortrages  für  das  nächste  Ge- 
schäftsjahr. Dieser  hat  die  Aufgabe,  kleine  Abweichungen  in  den 
Geschäftserfolgen,  die  eine  Inanspruchnahme  der  Reserven  noch 
nicht  geboten  erscheinen  lassen,  zu  kompensieren,  und  besonders 
hohe  Erträgnisse  eines  Jahres  auf  längere  Zeit  zweckmäßig  zu 
verteilen.  Über  die  von  den  privaten  Versicherungsunternehmungen 
zwischen  1903  und  1907  auf  neue  Rechnung  vorgetragenen  Summen 
orientiert  Tabelle  XXII. 


—     96     — 

Wie  schon  bemerkt,  ist  von  dem  Geschäftsergebnis  jedesmal 
der  Gewinnvortrag  des  letzten  Jahres  abzuziehen,  wenn  man  den 
reinen  Jahresülierschuß  erhalten  will.  Der  weiter  oben  ausge- 
wiesene Gesaintüberschuß  sämtlicher  Feuerversicherungsanstalten 
für  die  Jahre  1903 — 07  im  Betrage  von  235  Millionen  Mark  dürfte 
demnach  um  ungefähr  4  Millionen  zu  hoch  angesetzt  sein. 

Tab.  XXII,      Vortrag  auf  neue  Rechnung  in   1000  Mark 
und  in  Proz.  des  Überschusses. 


G.-V. 


A.-G. 


1903 

90 

•0,5 

767 

4,0 

1904 

98 

0,6 

757 

4,3 

1905 

72 

0,4 

579 

2,9 

1906 

149 

0,8 

736. 

4.7 

1907 

112 

0,6 

1072 

5,1 

521 

3911 

Tab.  XXIII.     Die  für  Beamtenfonds,  Tantiemen  und  Verschiedenes 
verwendeten  Überschüsse  in  Mark  und  in  Proz.  des  Gesamt- 
überschusses. 


1 
a)  A.G. 

Beamtenfc 

nds 

Tantiemen 

j      Sonstiges 

1903 

669  891 

3,5 

1470  312 

7.7 

833  211 

4.4 

1904 

378  403 

2,1 

1  363  254 

7.7 

1073  721 

6,1 

1905 

539  564 

2,7 

1552  014   1 

8,7 

'    S84  695 

4,5 

1906 

336  524 

2,2 

1  225  954   ' 

7,9 

590  463 

3,S 

1907   1 

374  337 

1,8 

1  648  802 

7,9 

1  624  425 

7,7 

2  298  719 


7  260  336 


5  006  515 


b)  G.-V. 

Beamtenfonds 

Tantiemen 

Sonstiges 

i 

1903 

220  000 

1,2 

32  455 

0,2 

2  758 

0,02 

1904 

S9  400 

0,5 

7  505 

0,04 

— 

— 

1905 

104  279 

0,6 

7  888 

0,04 

4  000 

0,02 

1906 

298  895 

1,5 

7  645    1 

0,03 

8  000 

0,04 

1907 

105  074 

0,5 

6  577    : 

~ 

130  774 

1 

0,6 

817  648 

62  070    1 

- 

,  145  532 

97 


Mehr  der  Vollständigkeit  halber,  als  aus  besonderem  Interesse 
für  die  Zwecke  dieser  Arbeit,  sind  in  Tabelle  XXIII  die  auf  Beamten- 
fonds, Tantiemen  und  verschiedene  kleine  Positionen  entfaUenden 
Anteile  am  Gesamtgewinn  dargestellt.  Hervorzuheben  ist  viel- 
leicht, daß  die  von  den  Aktiengesellschaften  als  Tantiemen  ver- 
teilten Summen  den  oben  mitgeteilten  Ausgaben  für  gemein- 
nützige Zwecke  ungefähr  die  Wage  halten  und  0,75  Proz.  der 
Prämieneinnahmen  beanspruchen. 

Der  noch  verbleibende  Rest  des  Überschusses  wurde  bei  den 
Gegenseitigkeitsvereinen  an  die  Versicherten,  bei  den  Aktiengesell- 
schaften als  Dividende  an  die  Aktionäre  verteilt  (Tab.  XXIV).  Aus- 
gedrückt in  Prozenten  der  Prämieneinnahmen  beliefen  sich  die 
Rückgewährungen  an  die  Versicherten  auf  53,5  Proz.,  die  Divi- 
denden an  die  Aktionäre  auf  5,8  Proz. 

Tab.  XXIV.     Dividenden  u.  Prämienrückvergütungen 
in  1000  Mark  und  in  Proz.  des  Gesamtüberschusses. 


A.-G. 

G.-Y. 

1903 

1 

1   11  135 

58,5 

16  594 

93,8 

1904 

11042 

62,5 

15  942 

95,1 

1905 

11320 

57,2 

17  546 

93,8 

1906 

9  542 

61,6 

,  18  341 

92,2 

1907 

11424 

54,3 

18611 

90,2 

54  463 

87  034 

Es  wurde  schon  früher  darauf  hingewiesen,  daß  die  Über- 
schüsse der  Gegenseitigkeitsvereine  nicht  als  Gewinn,  sondern  als 
zu  viel  erhobene  Prämie  zu  betrachten  sind.  Trotzdem  hat  sich 
in  der  Praxis  die  Bezeichnung  als  Gewinn  fast  allgemein  einge- 
bürgert, und  die  Prämienrückgewährungen  werden  dementsprechend 
auch  vielfach  Dividenden  genannt.  Ihre  durchweg  ziemlich  beträcht- 
liche Höhe  erklärt  sich  aus  der  vorsichtigen  Prämienpolitik  der 
Verwaltungen,  die  die  Beiträge  zur  Vermeidung  von  Nachschuß- 
forderungen  von  vornherein  reichlicher  bemessen,  als  es  nach  den 
Erfahrungen  früherer  Jahre  notwendig  wäre.  Auf  diese  Weise  ist 
es  den  Gegenseitigkeitsvereinen  möglich  gewesen,  seit  dem  Über- 
gange vom  Umlage-  zum  Vorprämienverfahren  fast  völlig  ohne 
Nachschüsse  auszukommen  und  dem  Publikum  ebenso  gleich- 
mäßige Prämien  zu  bieten  wie  die  Erwerbsgesellschaften.     Dagegen 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  38.  7 
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blichen  die  FrämiemückvcriiiUuns^'en  weniger  konstant  und  von 
dem  Wrlauf  der  einzelnen  Geschäftsjahre  abliängig.  Um  auch  bei 
ilinen  allzu  große  Schwankungen  zu  vermeiden,  ist  man  bei  vielen 
\'ereinen  dazu  übergegangen,  die  Überschüsse  der  einzelnen  Jahre 
nicht  unmittelbar  an  die  Versicherten  auszukehren,  sondern  sie 
einem  besonderen  Fonds  —  Dividendenfonds  oder  Dividendenreserve 
genannt  —  zuzuweisen,  aus  dem  dann  möglichst  unveränderliche 
Dividenden  zur  Auszahlung  kommen.  Dadurch  wird  verhütet, 
daß  die  Versicherten  nach  ungünstigen  Jahren  um  geringer  Divi- 
denden willen  zu  anderen  Unternehmungen  übergehen.  Ferner 
wird  auf  diese  Weise  einer  kurzsichtigen  Dividendenpolitik  der 
über  die  Gewinnverteilung  beschließenden  Mitgliederversammlung 
vorgebeugt.  Denn  die  Entscheidung  über  Entnahmen  aus  dem 
Dividendenfonds  bleibt  in  der  Regel  dem  Vorstand  und  Aufsichts- 
rat vorbehalten  ^j. 

Durch  die  umfangreiche  Dividendenverteilung  stellt  sich  das 
Verhältnis  zwischen  den  Prämieneinnahmen  und  den  an  die  Ver- 
sicherten zur  Auszahlung  gelangten  Summen  für  die  Gegenseitig- 
keitsvereine bedeutend  günstiger,  als  es  weiter  oben  bei  den 
Schadenvergütungen  den  Anschein  hatte.  Während  nämlich  die 
Schadenbeträge  nur  31,6  Proz.  der  eingezahlten  Prämien  repräsen- 
tieren, erhöht  sich  dieser  Betrag  durch  die  Prämienrückgew^äh- 
rungen  auf  85,1  Proz.  Die  Mitglieder  der  Versicherungsvereine 
auf  Gegenseitigkeit  erhalten  demnach  im  Vergleich  zu  den  Ver- 
sicherten der  anderen  Betriebsformen  den  höchsten  Prozentsatz  der 
eingezahlten  Beiträge  zurück.  Zwar  lassen  auch  einige  öffentliche 
Anstalten  ihre  Versicherten  an  Bruchteilen  des  Überschusses,  die 
aber  in  Gesamtsummen  ziffernmäßig  nicht  bekannt  sind,  partizi- 
pieren; doch  geht  schon  aus  ihren  wesentlich  geringeren  Über- 
schüssen, die  obendrein  noch  in  der  Hauptsache  für  die  Auf- 
besserung der  Reserven  Verwendung  finden,  hervor,  daß  die  rück- 
gewährten Beträge  hinter  denen  der  Gegenseitigkeitsvereine  er- 
heblich zurückgeblieben  sein  müssen. 

An  die  Aktionäre  der  Erwerbsgesellschaften  wurden  nach 
Tabelle  XXIV  durchschnittlich  '^Ib  des  Gesamtüberschusses  oder  5,8 
Proz.  der  Prämieneinnahmen  als  Dividende  abgeführt.  Ihre  Höhe 
im  ganzen  wie  auch  besonders  in  einzelnen  Fällen  hat  zu  mannig- 
fachen   Angriffen    auf    die  Verwaltungen    der    Aktiengesellschaften 


1)  Vgl.  Domizlaff,  Die  Gewinnbeteiligung  der  Mitglieder  größerer  deutscher 
Feuerversicherungfsvereine  a.  G.     Berlin   190T. 
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Veranlassung  gegeben.  Es  ist  ihnen  zum  Vorwurf  gemacht,  daß 
sie  den  Aktionären  zum  Teil  unverhältnismäßig  hohe  Gewinne  in 
die  Hände  spielen  und  dadurch  die  Versicherung  ungebührlich 
verteuern.  Um  zu  prüfen,  ob  und  gegebenenfalls  in  welchem  Um- 
fange diese  Vorhaltungen  gegenüber  der  Gesamtheit  der  Erwerbs- 
unternehmungen berechtigt  sind,  gilt  es  zunächst  die  Verzinsung 
des  eingezahlten  Aktienkapitales  zu  ermitteln.  Sein  Gesamtbetrag 
beziffert  sich  für  den  Durchschnitt  des  Jahrfünftes  auf  43,3  Milli- 
often,  worauf  10,8  Millionen  Dividenden  entfallen,  so  daß  sich  ein 
Zinssatz  von  25  Proz.  ergibt.  Es  fragt  sich  nun,  ob  dieser  Prozent- 
satz als  eine  angemessene  Entschädigung  angesehen  werden 
kann  für  die  Gefahr  eventueller  Nachschüsse,  der  die  Aktionäre 
infolge  der  teilweisen  Einzahlung  des  Aktienkapitales  ausgesetzt 
sind.  Die  mannigfachen  Verpflichtungen,  die  sich  aus  der  Be- 
teiligung an  einer  Versicherungsaktiengesellschaft  ergeben,  so  bei- 
spielweise die  Erfüllung  besonderer  Formalitäten  bei  Erwerb  und 
Veräußerung  der  Aktien,  Bereithaltung  kurzfristig  ausgeliehener 
Gelder  u.  a.  m.,  vermögen  gewiß  das  Verlangen  nach  einer  be- 
sonderen Vergütung  zu  begründen.  Aber  über  die  Höhe,  die 
diese  Extravergütung  anzunehmen  hat,  läßt  sich  natürlich  streiten. 
Auf  der  einen  Seite  kann  geltend  gemacht  werden,  daß  die  Wahr- 
scheinlichkeit einer  Präsentation  der  Solawechsel  im  allgemeinen 
wegen  der  ansehnlichen  Reserven,  die  die  Gesellschaften  im 
Laufe  der  Zeit  aus  ihren  Prämieneinnahmen  anhäuften,  nur  äußerst 
gering  ist  und  deshalb  die  Forderung  einer  besonders  hohen 
Zinsrate  als  Risikoprämie  nicht  begründen  kann.  Dem  lassen 
sich  dann  auf  der  anderen  Seite  auch  wieder  Beispiele  aus  der 
Geschichte  und  aus  der  jüngsten  Vergangenheit  entgegenhalten^ 
aus  denen  das  Gegenteil  hervorgeht.  Eine  billige  Abschätzung 
aller  in  Frage  kommenden  Momente  bietet  demnach  keine  Aus- 
sicht auf  eine  befriedigende  Lösung.  Man  wird  vielmehr  in 
Betracht  ziehen  müssen,  wie  hoch  die  ihnen  zugemutete  Bürgschaft 
für  eventuelle  Ausfälle  von  den  Aktionären  selbst  bewertet  wird. 
Die  Kurs-  und  Preisnotizen  der  Versicherungsaktien  bieten  dafür 
willkommene  Anhaltspunkte.  Aus  dem  Verhältnis  zwischen  Kurs 
und  Dividende  ergibt  sich  die  effektive  Verzinsung  des  in  Ver- 
sicherungsaktien angelegten  Kapitales.  Der  über  die  gewöhnliche 
Kapitalrente  und  den  Unternehmergewinn  hinausgehende  Mehr- 
ertrag ist  dann  als  Sondervergütung  für  die  Nachschußpflicht  der 
Aktionäre  anzusehen.  Da  seine  Höhe  abhängig  ist  von  der  Ge- 
staltung der  Kurse,  sind    die  Interessenten  für  Versicherungsaktien 
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in  der  Lage,  durch  entsprechende  Preisgebote  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  welchen  Betrag  sie  als  Extraprofit  für  angemessen  halten. 
Zu  seiner  Berechnung  habe  ich  in  Tabelle  XXV  die  einzelnen 
Kurse,  soweit  sie  mir  erreichbar  waren,  zusammengestellt.  Ihre 
Ermittelung  war  in  einigen  Fällen  wegen  des  äußerst  geringen 
Umsatzes  in  Versicherungsaktien,  der  zum  guten  Teil  eine  Folge 
der  besonderen  Anforderungen  seitens  der  Gesellschaften  an  die 
Kreditwürdigkeit  der  Käufer  ist,  nicht  ganz  leicht  und  für  ^  5  der 
Gesellschaften  überhaupt  nicht  möglich^).  Daher  teile  ich  auch 
nur  die  Zahlen  für  das  Jahr  1907  und,  weil  dessen  Verhältnisse 
in  mancher  Beziehung  noch  unter  dem  Einflüsse  der  Katastrophe 
in  San  Francisco  stehen,  zum  Vergleich  noch  die  für  1905  mit. 
Aus  den  Endsummen  der  Tabelle  für  die  ersten  20  Gesellschaften 
ist  zu  entnehmen,  daß  die  Erträge  des  eingezahlten  Aktienkapitales 
sich  in  beiden  Jahren  auf  33,2  Proz.  bezifferten  und  somit  die  oben 
berechnete  Durchschnittsrate  des  Jahrfünftes  um  ca.  8  Proz.  über- 
trafen. Der  Kurswert  betrug  insgesamt  1905  218,9  Millionen,  1907 
193,3  Millionen,  d.  h.  für  eine  Versicherungsaktie  mit  1000  Mark 
Bareinzahlung,  6800  Mark  und  5900  Mark.  Es  ist  also  ein  Rückgang 
von  ca.  13  Proz.  zu  verzeichnen,  dessen  Ursache  in  den  Nach- 
wirkungen der  Ereignisse  des  Jahres  1906  zu  suchen  ist.  Infolge 
dieses  Kursrückganges  verzinste  sich  das  durch  die  Versicherungs- 
aktien repräsentierte  Effektivkapital,  da  ihm  in  beiden  Fällen  ein 
verhältnismäßig  gleicher  Dividendenbetrag  gegenüberstand,  1907 
mit  5,6  Proz.  etwas  höher  als  1905  (4,9  Proz.).  Nimmt  man  die 
4  weiteren  Gesellschaften  der  Tabelle  hinzu,  deren  Zahlen  sich  nur 
für  1907  bestimmen  ließen,  so  stehen  einem  effektiven  Kapitalwerte 
von  206,7  Millionen  11,5  Millionen  Dividenden  gegenüber,  was 
einer  Zinseinnahme  von  5,5  Proz.  gleichkommt.  Der  Enderfolg 
stimmt  also  mit  dem  der  ersten  20  Gesellschaften  nahezu  überein. 


1)  Die  Angaben  über  den  Nominalbetrag  der  Aktienkapitalien  sind  der  Statistik 

des  Aufsichtsamtes  entnommen.     Die  Berechnung  der  übrigen  Zahlen  stützt  sich  auf 

folgende  Unterlagen: 

Nr.   1 — 18.    Zeitschrift    für  Versicherungswesen,    herausg.    von  Dr.  C.  Neumann, 
Berlin   1905,  S.  619,  19Ü7  S.  596  und   1909  S.  603. 

Nr.  19  u.  20.  Auskünfte  der  betreffenden  Gesellschaften. 

Nr.  21—24.    Salings    Börsen-Jahrbuch    für  1909/10,  III.  Teil.      Jahrb.  der  Ham- 
burger Börse  1908  09. 

Außerdem  hatte  ich  mich  der  Unterstützung  der  Herren  Lüder, 
Bankbeamter  und  Todtenhaupt,  Assekuranzmaklet  in  Hamburg 
zu  erfreuen.  Über  die  fortgelassenen  Gesellschaften  war  trotz  lebhafter 
Bemühungen  nichts  in  Erfahrung  zu  bringen. 
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und  CS  ist  an/uncliiiuii,  daß  er  durcli  das  Hinzutreten  der  leider 
unerinittelt  gcblieloenen  Zahlen  für  die  noch  fehlenden  6  Gesell- 
schaften nicht  wesentlich  verändert  würde. 

Vergegenwärtigt  man  sich  nun  die  allgemeinen  Diskontver- 
hältnisse der  Jahre  1905  und  1907,  so  wird  die  oben  aufgeworfene 
Frage,  wie  hoch  die  Nachschußverpflichtung  der  Aktionäre  in 
Kapitalistenkreisen  bewertet  wird,  dahin  zu  beantworten  sein,  daß 
sich  die  Kurse  trotz  dieser  Auflage  größtenteils  zu  einer  Höhe  auf- 
schwingen konnten,  die  bei  den  derzeitigen  Dividenden  keinen 
außergewöhnlichen  Zinsgenuß  mehr  zuließ.  Ohne  Zweifel  würde 
der  Kursstand  noch  höher  und  damit  die  Verzinsung  noch  niedriger 
gewesen  sein,  wenn  die  Versichcrungsaktien  nicht  infolge  der  vom 
Käufer  verlangten  besonderen  Qualifikation  der  eigentlichen  Börsen- 
spekulation entzogen  wären.  Es  braucht  kaum  ausdrücklich  erwähnt 
zu  werden,  daß  diese  gewaltige  Anziehungskraft  der  Versicherungs- 
aktien natürlich  nicht  auf  ihren  Zinsertrag  von  4 — 5  Proz.  im 
Jahre  zurückzuführen  ist,  sondern  auf  die  beispiellosen  Kurs- 
steigerungen, die  sie  im  Laufe  der  Jahre  erlebten,  und  die  beispiels- 
weise 1907  in  einer  Differenz  von  170  Millionen  zwischen  Nenn- 
wert und  Marktwert  in  die  Erscheinung  traten.  Kleine  Bruchteile 
dieses  Betrages  mögen  bei  der  Ausgabe  neuer  Aktien  als  Agio 
den  Reserven  zugeflossen  sein.  In  der  Hauptsache  dürfte  er  aber 
als  Vermögenszuwachs  die  glücklichen  Inhaber  der  Aktien  bereichert 
haben.  Obschon  diese  Gewinne  nicht  unmittelbar  auf  Kosten  der 
Versicherten  gemacht  wurden,  sind  ihnen  daraus  doch  mancherlei 
Nachteile  entstanden,  die  jedoch  an  anderer  Stelle  zu  erörtern  sind. 

Am  Schlüsse  meiner  Ausführungen  über  den  Geschäftserfolg 
ist  noch  in  Kürze  auf  das  Vermögen  der  Feuerversicherungsinstitute 
einzugehen,  das  den  Versicherten  für  die  von  den  Unternehmungen 
nicht  in  Rückdeckung  gegebenen  Teile  des  Versicherungsbestandes 
als  Garantie  dient.  In  den  Schwankungen  seines  Betrages  kommen 
die  wechselnden  Betriebsergebnisse  der  einzelnen  Jahre  in  letzter 
Linie  zum  Ausdruck.  Wie  es  die  Überschüsse  aufnimmt,  so  sind 
aus  ihm  auch  etwaige  Fehllieträge  zu  decken.  Es  setzt  sich  zu- 
sammen aus  den  Reserven  und  dem  Gewinnvortrag,  zu  denen  bei 
den  Privatgesellschaften  noch  das  Aktien-  bez.  Garantiekapital 
hinzutritt.  In  seiner  Gesamtheit  bezifferte  es  sich  1907  nach 
Tab.  XXVI  auf  rund  1/2  Milliarde.  Als  Durchschnittsbeträge  ergeben 
sich  für  die  öffentlichen  Anstalten,  Gegenseitigkeitsvereine  und 
Aktiengesellschaften  177,5,  26,4  und  239,6  Millionen.  Da  sich  der 
nach   den    früheren  Tabellen    I    und  I\'    (s.    o.    S.    73    u.    75)    zu 


—     103     — 

berechnende  Bestand  an  eigenen  Versicherungen  —  für  die  in 
Rückdeckung  gegebene  Versicherungssumme  haben  natürlich  die 
Rückversicherer  die  nötigen  Garantiemittel  zu  stellen  —  bei  den 
öffentlichen  Anstalten,  Gegenscitigkeits-  und  Aktiengesellschaften 
auf  57316,  11421  und  59571  Millionen  beläuft,  kommt  auf  je 
1  000  Mark  Versicherungssumme  ein  Sicherheitskapital  von  3,96  Mark, 
2,31  Mark  und  4,02  Mark.  Selbstverständlich  lassen  diese  Zahlen 
für  sich  betrachtet  noch  keine  richtige  Beurteilung  der  Kredit- 
würdigkeit einzelner  Unternehmungsformen  zu,  sondern  sie  können 
als  Mittel  zum  Vergleich  nur  einen  relativen  Wert  beanspruchen, 
weil  außer  der  Höhe  des  Versicherungsbestandes  noch  dessen 
Zusammensetzung  aus  mehr  oder  weniger  gefährlichen  Risiken 
stark  ins  Gewicht  fällt. 


Tab.  XXVI.      Sicherheitsmittel  für  die   Versicherten  in   1000  Mark 


1.  A.-G 

gezahlt)  . 
Wechseln) 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

Aktienkapital  (ein 

(in 
Reserven .  .  . 

41258 

132  700 

57  150 

767 

42  013 

134  945 

61454 

757 

42  213 

135  245 

63  289 

579 

48  539 

130419 

65  535 

736 

42  827 

130  082 

66  525 

Gewinnvortrag  .  .  .  .  . 

1  072 

äingezahlt) 
Wechsln) 

231  875 

239  169 

241  326 

245  229 

240  506 

2.  G.-T 

Garantiekapital  ( 
(i. 
Reserven .  . 

352 

1  863 

22  510 

90 

352 

1855 

23  324 

98 

420 
1746 

28  778 
72 

419 
1738 

24  888 
149 

1  399 

1728 

26  134 

Gewinnvortrag 

.  .  .  . 

112 

24  815 

25  629 

26  016 

27  194 

29  373 

3.  O.-A 

Vermögen  .  . 

157  870 

163  917 

175  857 

188  789 

201491 

Endsumme  1-8 

414  560 

428  715 

443  199 

461  212 

471370 

Das  Vermögen  der  Feuerversicherungsanstalten  wurde  zu- 
sammen mit  anderen  vorübergehend  entbehrlichen  Betriebsmitteln 
vorwiegend  in  Grundbesitz,  Hypotheken  und  Grundschulden,  in 
geringerem  Umfange  auch  in  Wertpapieren  zinstragend  angelegt 
oder  als  Darlehen  auf  Wechsel,  W^ertpapiere  oder  an  öffentliche 
Körperschaften  ausgeliehen.  Die  Gesamtsumme  der  Kapitalanlagen, 
deren  zahlenmäßige  Zusammensetzung  aus  den  verschiedenen 
Arten  hier  übergangen  werden  kann,  belief  sich   1903 — 07  bei  den 
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öffentlichen  Anstalten,  Gegenseitigkeits-  und  Aktiengesellschaften 
durchschnittlich  auf  177,5,  57,3  und  232,9  Millionen.  Da  die 
Unternehmungen  nach  Tab.  VIII  (s.  o.  S.  78)  iniolgc  der  schon  er- 
wähnten namhaften  Kursverluste  nur  6,1,  2,2  und  7,8  Millionen 
als  Erträge  aus  Kapitalanlagen  einnehmen  konnten,  ergab  sich  für 
sie  ein  Zinsgenuß  von  3,4  Proz.,  4,0  Proz.  und  3,3  Proz.  Der  Erfolg 
der  Vermögensverwaltung  ließ  demnach,  abgesehen  von  den  Gegen- 
seitigkeitsvereinen, denen  die  eigentlich  als  Prämiencinnahinen  zu 
betrachtenden  Zinsen  der  Prämienrückvergütungen  die  Erzielung  eines 
etwas  besseren  Resultates  ermöglichten,  manches  zu  wünschen  übrig. 


Tab.  XXVII.     Zusammenfassende  Darstellung  d.  Geschäftsverlaufes 
in  Durchschnittsziffern  für  die  Jahre  1903/07  in  Mill.  Mark. 


Vgl. 
Tabelle 

Ö.-A. 

G.-V. 

A.-G. 

Piämieneinnahmen      .     .     . 

VI 

79,5 

32,5 

1S6.1 

Davon  ausgezahltan  die 

Versicherten  al.s 

1.  Schäden  (eigene)     .     . 

XVI  a 

52,6 

8,7 

64,2 

^            (Beitrag    der 

Rückversicherer)     . 

XVI  b 

6,0 

1,4 

56,6 

2.  Rückvergütungen    . 

!    XXIV 

? 

17,4 

— 

Zusammen  : 

58,6 

27,5 

120,0 

in  Prozenten  der  Prämien 

73,7 

84,6 

64,8 

Reserviert     auf   neue 

1 

Rechnung  vorgetragen     . 

XXI/XXII 

9,7 

1,1 

4.7 

in  Prozenten   derPrämien    . 

12,2 

3,3 

2,5 

Verbraucht  für 

1.  Vervvaltungskosten 

XVIII 

10,2 

1.5 

12,9 

2.  Provisionen    .... 

XVIII 

— 

2,9 

17,9 

3.  Regulierungskosten 

0,6 

0,1 

0,8 

4.  Dividenden    .... 

XXIV 

— 

— 

10,8 

5.  Gewinne  der  Rückver- 

26,3 

sicherer    

XVII  a 

0,4 

0,5 

6.  Gemeinnützige  Zwecke 

XIX 

5,3 

0,1 

1,5 

7.  Sonstige  Zwecke     . 

XXI-XXIIl 

0,2 

2,9 

16,5 

5,3 

73,1 

in  Prozenten   der  Prämien 

20,7 

16,3 

39,3 

Damit  bin  ich  am  Ende  meiner  Betrachtung  der  Betriebsver- 
hältnisse in  der  Feuerversicherung  angelangt.  Obgleich  ich  mich 
bei  der  vorangegangenen  statistischen  Übersicht  stets  einer  möglichst 
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knappen  Darstellung  zu  befleißigen  gesucht  habe  und  mir  deshalb 
manche  Hinweise  auf  bemerkenswerte  Einzelheiten  versagen  mußte, 
sind  einige  Posten  der  Betriebsrechnung  doch  derartig  w«it  von 
einander  getrennt  worden,  daß  ich  es  im  Interesse  eines  einheit- 
lichen Gesamteindruckes  für  angebracht  halte,  die  wichtigsten  von 
ihnen  in  abgekürzten  Durchschnittszahlen  noch  einmal  in  Tab.  XXVII 
zu  vereinigen.  Auf  diese  Weise  bietet  sich  mir  Gelegenheit,  das 
Verhältnis  zwischen  den  an  die  Versicherten  zurückerstatteten 
Summen  und  den  Betriebsunkosten  nochmals  vor  Augen  zu  führen. 
Sämtliche  Unternehmungen  vereinnahmten  pro  Jahr  durchschnittlich 
298  Millionen  Mark  Prämien.  Davon  gelangten  rund  2,  3  wieder  in 
die  Hände  der  Versicherten,  während  V3  für  Verwaltungszwecke 
geopfert  wurde.  Am  günstigsten  für  die  Versicherten  gestaltete 
sich  der  Geschäftsverlauf  bei  den  Gegenseitigkeitsvereinen.  Sie 
konnten,  da  sie  die  Versicherung  als  Selbstzweck  betreiben,  ^/l 
der  Beiträge  zur  Auszahlung  an  ihre  Mitglieder  erübrigen.  Dann 
folgen  die  öffentlichen  Anstalten,  deren  Betrieb  infolge  ihrer  weit- 
gehenden Inanspruchnahme  für  staatliche  Wohlfahrtszwecke  schon 
Vs  der  erhobenen  Beiträge  absorbierte.  Bei  den  Aktiengesellschaften 
endlich  hatten  die  Erwerbsabsichten  der  Unternehmungen  und 
der  Rückversicherer,  sowie  die  etwas  höheren  Ausgaben  für  Ver- 
waltungskosten und  Provisionen,  die  zum  Teil  durch  den  Charakter 
des  vorwiegend  aus  komplizierten  Risiken  bestehenden  Ver- 
sicherungsbestandes bedingt  sind,  zur  Folge,  daß  die  Betriebs- 
kosten 2  5  der  Leistungen  der  Versicherten  in  Anspruch  nahmen. 
Im  folgenden  Kapitel  wird  sich  bei  der  Besprechung  der  Vorzüge 
und  Nachteile  der  einzelnen  Unternehmungsformen  Gelegenheit 
bieten,  aut  diese  Ergebnisziffern  zurückzukommen. 


Fünftes  Kapitel. 

Vorzüge  und  Nachteile  der  verschiedenen  Unter- 
nehmungsformen. 


Innere  Organisation  und  Betriebsverhältnisse  der  verschie- 
denen Unternehmungsforiiien  weisen  nach  dem  im  letzten  Kapitel 
gegebenen  allgemeinen  Überblick  manche  bemerkenswerte  Ver- 
schiedenheiten auf,  die  eine  vergleichende  Gegenüberstellung  der 
Vorzüge  und  Nachteile  der  einzelnen  Betriebsformen  nahelegen. 
Es  kann  selbstverständlich  nicht  beabsichtigt  werden,  auf  hervor- 
ragende oder  unerfreuliche  Ergebnisse  einzelner  Versicherungs- 
institute Rücksicht  zu  nehmen,  an  denen  der  Einfluß  der  jeweiligen 
Betriebsleiter  oft  einen  größeren  Anteil  hat,  als  die  Form  der  Or- 
ganisation 1).  Ich  werde  mich  vielmehr  damit  begnügen  müssen, 
unter  Berücksichtigung  der  früher  besprochenen  Aufgaben  des 
Feuerversicherungsbetriebes  auf  Grund  des  Gesamteindruckes  der 
drei  Unternehmungsformen  in  bezug  auf  Verfassungs-  und  Betriebs- 
verhältnisse zu  prüfen,  warum  und  inwieweit  einzelne  Organi- 
sationsformen die  andern  an  Leistungsfähigkeit  überragen  oder 
hinter  ihnen  zurückbleiben. 

Die  mannigfachen  Vorzüge  der  öffentlichen  Betriebsweise  sind 
in  letzter  Linie  stets  aus  dem  Fehlen  jeglicher  Konkurrenz  herzu- 
leiten. Wie  wir  gesehen  haben,  ist  das  Versicherungsgebiet  sämt- 
licher Sozietäten  genau  umgrenzt.  Ein  gegenseitiger  Wettbewerb 
der  öffentlichen  Anstalten  untereinander  ist  demnach  ausgeschlossen. 
Die  Aufteilung  des  zu  bearbeitenden  Versicherungsgebietes  in  eine 
Anzahl  scharf  gegeneinander  abgegrenzter  Interessensphären  hat 
zur  Folge,  daß  die  öffentlichen  Anstalten  mit  weniger  Beamten 
auszukommen    in    der  Lage  sind  und  demgemäß    —  wie  wir  oben 


1)  Vgl.  Moldenhauer  a.  a.  O.,  S.  59.  „Ob  die  Versicherten  bei  einer  Ver- 
sicherungsgesellschaft gut  oder  schlecht  fahren,  das  wird  viel  weniger  von  dem 
System  abhängen,  als  von  dem  Charakter  des  Leiters,  der  ja  doch  den  Stempel 
seines  "Wesens  dem  ganzen  Unternehmen  aufdrückt." 


—      107     — 

feststellen  konnten  — -  die  \^ersicherten  auch  nur  mit  geringeren 
Verwaltungskosten  zu  belasten  brauchen.  Ferner  ist  durch  den 
Fortfall  aller  aus  der  Konkurrenz  entspringenden  Gegensatze  die 
Bildung  von  Rückversicherungs verbänden  auf  genossenschaftlicher 
Grundlage  erleichtert,  durch  die  nicht  allein  eine  Ersparung  an 
Rückversicherungskosten  ermöglicht,  sondern  auch  eine  Verein- 
heitlichung der  Reservenbildung  angebahnt  wird. 

Im  Bereiche  der  Iinmobiliarfeuerversicherung  ist  ferner  infolge 
des  mit  geringen  Ausnahmen  bestehenden  V'^ersicherungszwanges 
auch  eine  Konkurrenz  von  seiten  privater  Versicherungsinstitute 
völlig  ausgeschaltet.  Sofern  nun  der  Versicherungszwang  nicht 
nur  indirekt  in  Gestalt  eines  Monopoles  zum  Ausdruck  kommt, 
sondern  direkt  als  Beitrittszwang  auf  die  Inhaber  versicherungs- 
fähiger Objekte  einwirkt,  ist  dadurch  eine  intensive  Heranziehung 
aller  Interessenten  ohne  groi3e  Opfer  an  Anvverbungskosten  gewähr- 
leistet. Die  Beseitigung  der  Anwerbungskosten  hat  außer  einer 
erheblichen  Betriebsverbilligung  noch  den  Vorzug,  daß  die  Be- 
amten nur  feste  Bezüge,  aber  keinerlei  nach  der  Versicherungs- 
summe berechnete  Sondervergütungen  empfangen,  die  sie  ver- 
leiten könnten,  aus  einer  Verführung  der  Versicherungsnehmer 
zur  Überversicherung  irgendwelchen  Nutzen  zu  ziehen  l). 

Als  weiterer  Vorteil  des  Versicherungszwanges  verdient  noch 
hervorgehoben  zu  werden,  daß  die -öffentlichen  Anstalten  nicht 
darauf  angewiesen  sind,  mittels  einer  unangebrachten  Kulanz  bei 
Schadenregulierungen,  durch  die  der  Anspruchsvolle  auf  Kosten 
des  Bescheidenen  bereichert  wird,  für  die  Teilnahme  an  der  Ver- 
sicherung im  Publikum  zu  werben. 

Neben  diesen  Vorzügen  fehlt  es  indessen  auch  nicht  an  un- 
erwünschten Folgen  des  Ausschlusses  der  Konkurrenz  für  die 
Betriebsverhältnisse  der  öffentlichen  Anstalten.  Die  enge  räum- 
liche Begrenzung  des  Wirkungskreises  der  Sozietäten  läßt  einen 
befriedigenden  Gefahrenausgleich  nicht  immer  zu  und  setzt  die 
Versicherten,    auf  deren  Schultern  in  Ermangelung  eines  Garantie- 


1)  Leider  sind  aber  damit  die  Überversicherungen  noch  nicht  gänzlich  aus  der 
Welt  geschafft,  wie  zuweilen  irrtümlich  angenommen  wird.  Denn  ein  Interesse  an 
zu  hohen  Versicherungssummen  darf  nicht  nur  provisionssüchtigen  Agenten  zuge- 
traut werden,  auch  die  Versicherten  sind  unter  Umständen  geneigt,  gegen  Wissen 
und  Willen  öffentlicher  wie  privater  Versicherungsanstalten  Überversicherungen  ein 
zugehen.  So  ist  beispielsweise  beobachtet,  daß  Hauseigentümer  zur  Verdeckung 
hypothekarischer  Überschuldung  ihres  Besitzes  sich  überschätzter  Brandkassentaxen 
bedient  haben  (vgl.  Kummer  a.  a.  O.,  S.  50). 
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kapitales  von  dritter  Seite  das  Betrichsrisiko  lastet,  bei  Orts- 
bräiulcn  oder  in  Zeiten  größerer  Schadenhäufigkeit  der  Gefahr 
aus,  um  alle  Sicherheit  für  ihre  Ansprüche  gebracht  zu  werden. 
Auch  der  Ausschi  ul3  konkurrierender  Privatbetriebe  durch  das 
Fortbestehen  des  Versicherungszvvanges  hat  manche  Schattenseiten. 
Da  das  Publikum  von  vornherein  gezwungen  ist,  bei  bestimmten 
Anstalten  Versicherung  zu  nehmen,  sind  die  Verwaltungen  nicht 
immer  genügend  darauf  bedacht,  unzeitgemäße  Geschäftsgrundsätze 
aufzugeben  und  den  Versicherten  durch  sorgfältige  Anpassung  an 
bestehende  oder  neu  hinzutretende  Bedürfnisse  entgegenzukommen *). 
Ihre  Schwerfälligkeit  hindert  sie  oft  daran,  raschen  Entwicklungen 
mit  genügender  Schnelligkeit  zu  folgen  und  dadurch  einen  Ver- 
sicherungsnotstand zu  verhindern. 

Ein  weiterer  Nachteil  des  Versicherungszwanges  ist  darin  zu 
erblicken,  daß  er  den  öffentlichen  Anstalten  eine  willkürliche  Be- 
messung der  Versicherungsbeiträge  möglich  macht.  Um  den  Ver- 
sicherungszwang auch  auf  Minderbemittelte  anwenden  zu  können, 
muß  deren  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  in  Betracht  gezogen 
und  auf  eine  genaue  Berücksichtigung  des  Gefahrengrades  häufig 
Verzicht  geleistet  werden.  Auf  diese  Weise  entstehen  namhafte 
Ausfälle  an  Versicherungsbeiträgen,  die  durch  Mehrbelastung  der 
übrigen  Versicherten  wieder  einzubringen  sind.  Da  nun  aber  die 
generelle  Annahme,  daß  hochgefährliche  Versicherungsobjekte, 
z.  B.  weichgedeckte  Häuser,  sich  stets  in  den  Händen  der  Armen 
befinden,  durchaus  nicht  immer  zutreffend  ist^),  läuft  die  völlige 
Beseitigung  bez.  die  unvollkommene  Durchführung  der  Klassifi- 
kation nicht  selten  auf  eine  Besteuerung  aller  derer  hinaus,  die 
sich  Verbesserungen  der  Feuersicherheit  durch  zweckmäßigere 
Bauart   angelegen  sein   lassen.     Eine  andere  ungerechte  Steuerlast 


1)  Neuerdings  hat  sich  in  dieser  Beziehung  zwar  manches  gebessert.  So  hat 
beispielsweise  der  Verband  öffentlicher  Feuerversicherungsanstalten  gleich  nach  dem 
Erscheinen  des  neuen  Versicherungsgesetzes  eine  Umarbeitung  der  grundlegenden 
Reglementsbestimmungen  der  öffentlichen  Anstalten  angeregt,  damit  die  den  Ver- 
sicherten der  Privatgesellschaften  günstigen  Vorschriften  sofort  darin  Aufnahme 
fänden.  Es  darf  aber  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  diese  Maßnahmen 
hauptsächlich  auf  die  Initiative  der  preußischen  Sozietäten,  die  in  der  schärfsten 
Zugluft  privater  Konkurrenz  stehen,  zurückzuführen  sind. 

2)  Mit  Vorliebe  führen  die  öffentlichen  Anstalten  als  einen  Beweis  ihres  ge- 
meinnützigen Wirkens  zum  Besten  der  Armen  ihren  Bestand  an  weicbgedeckten 
Risiken  an.  Dazu  ist  aber  ergänzend  zu  bemerken,  daß  wahrscheinlich  die  Mehr- 
zahl dieser  Strohdachhäuser  nicht  den  Armen,  sondern  wohlhabenden  Hauern  und 
Gutsbesitzern  gehört. 
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wird  den  Versicherten  der  Sozietäten  mit  Hilfe  des  Versicherungs- 
zwanges aufgebürdet  im  Interesse  verschiedener  außerhalb  der 
Ziele  des  Versicherungsbetriebes  liegenden  gemeinnützigen  «Zwecke, 
deren  Erfüllung  den  öffentlichen  Anstalten  seit  den  Zeiten  des  ab- 
soluten Staates  obliegt.  Auf  die  Härten,  die  dieses  Verfahren  in 
manchen  Fällen  für  die  Versicherten  mit  sich  bringt,  ist  schon  an 
früherer  Stelle  hingewiesen.  Sie  werden  zwar  durch  einige  Vor- 
rechte, die  den  öffentlichen  Anstalten  auf  Kosten  der  Gesamtheit 
zustehen,  etwas  gemildert.  Trotz  alledem  kann  aber  kein  Zweifel 
darüber  obwalten,  daß  eine  gerechtere  Verteilung  der  Feuerlösch- 
kosten auf  die  Allgemeinheit  gegen  Ablösung  aller  Privilegien  den 
Sozietäten  und  ihren  Versicherten  nur  zum  besten  dienen  würde. 
Im  Gegensatz  zu  den  öffentlichen  Anstalten  sind  die  Privat- 
gesellschaften --  von  wenigen  Gegenseitigkeitsvereinen  abgesehen  — 
in  ihrer  Geschäftstätigkeit  an  kein  bestimmtes,  engbegrenztes 
Gebiet  gebunden.  Sie  sind  deshalb  in  der  Lage,  ihr  Obligo  auch 
ohne  Rückversicherung  derartig  zu  verteilen,  daß  eine  Schaden- 
häufung an  einzelnen  Orten  und  eine  Gefahr  plötzlicher  Auf- 
zehrung der  Reservemittel  tunlichst  vermieden  wird.  Ein  inten- 
siver Wettbevv^erb  verschiedener  Gesellschaften  und  Unternehmungs- 
formen gebietet  eine  sorgfältige  und  schnelle  Anpassung  an  vor- 
handene oder  neu  aufkommende  Bedürfnisse  der  Versicherten. 
Denn  beide  Organisationsformen  des  Privatbetriebes  wetteifern, 
sofern  dem  nicht  konkurrenzbehindenide  Vereinbarungen  entgegen- 
stehen, in  der  Vermittelung  einer  wohlfeilen  und  allseitig  befrie- 
digenden Versicherungsgelegenheit.  Um  die  Vereinsmitglieder 
durch  Betriebsunkosten  nicht  zu  sehr  zu  belasten,  bez.  den  Aktio- 
nären ihre  Dividenden  nicht  unnötig  zu  verkürzen,  sind  die  Privat- 
gesellschaften auf  möglichst  ökonomische  Einrichtung  ihrer  Ver- 
waltung bedacht,  deren  Mustergültigkeit  bei  den  Aktiengesell- 
schaften auch  von  Gegnern  der  nichtöffentlichen  Betriebsweise 
ausdrücklich  anerkannt  wirdl).  Überdies  sorgen  die  Aktiengesell- 
schaften noch  durch  Nebenbetrieb  anderer  Versicherungszweige  für 
eine  bessere  Ausnutzung  ihres  Agentenstabes,  während  den  Gegen- 
seitigkeitsvereinen zuweilen  durch  unentgeltliche  Agitation  in  Be- 
kanntenkreisen Gelegenheit  zu  namhaften  Ersparnissen  an  Provi- 
sionen gegeben  wird. 

Für  das  Betriebsrisiko  kommen    bei  den  Erwerbsgesellschaften 
die  Aktionäre  auf,    bei    den  Versicherungsvereinen    nur  ausnahms- 

1)  Vgl.  Ad.  Wagner,   Der  Staat   usw.,  S.    122. 
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weise  Garanten,  in  der  Regel  aber  die  Ver>ich(  rtcn.  V(.rm<')ge 
ihres  Garantickapitales  ist  es  den  Aktiengesellschaften  ni(iglich, 
ihren  Versicherten  feste  Prämien  einzuräiinien,  die  weder  durch 
Nachforderiingen,  nocli  durch  Rückzahlungen  eine  nachträgliche 
Veränderung  erfahren.  Dagegen  sind  die  Versicherungsbei- 
träge der  Gegenseitigkeitsvereine  lediglich  als  reichlich  be- 
messene Kostenvoranschläge  anzusehen,  die  in  Ausnahmefällen 
durch  Zuschüsse  zu  ergänzen  sind,  meistens  jedoch,  wie  die  Er- 
fahrung lehrt,  um  ansehnliche  Prämiendividenden  reduziert  werden 
können.  Alle  Überschüsse  der  Gegenseitigkeitsvereine  kommen 
somit  zuletzt  stets  den  Versicherten  wieder  zugute.  Deshalb  liegt 
für  die  Verwaltungen  auch  kein  Grund  vor,  die  Prämien  zum 
Besten  von  Wohlfahrtseinrichtungen,  die  mit  dem  Versicherungs- 
betrieb nichts  gemein  haben,  oder  aus  Erwerbsabsichten  besonders 
hoch  zu  normieren  und  die  Interessen  der  Versicherten  anderen 
Zwecken  unterzuordnen. 

Unter  den  Nachteilen,  die  den  privaten  Versicherungsinstituten 
infolge  ihrer  konkurrierenden  Betriebsweise  anhaften,  treten  be- 
sonders die  hohen  Verwaltungskosten  und  Provisionen  hervor. 
Bezüglich  der  Verwaltungskosten  ist  zwar  im  Auge  zu  behalten, 
daß  insbesondere  der  Versicherungsbestand  der  Aktiengesellschaften 
eine  häufige  Kontrolle  der  Sicherheitsvorrichtungen  und  in  Brand- 
fällen eingehende  Nachforschungen  nach  den  Brandursachen  er- 
fordert, die  bei  beweglichen  Versicherungsobjekten  aus  nahe- 
liegenden Gründen  umständlicher  und  kostspieliger  sind  als  bei 
Gebäuden.  Indessen  entschuldigt  diese  Verschiedenheit  im  Cha- 
rakter der  Versicherungsbestände  von  öffentlichen  und  privaten 
Versicherungsinstituten  doch  nur  einen  Teil  der  höheren  Unkosten 
des  Privatbetriebes.  Denn  wenn  auch  zuzugeben  ist,  daß  die 
komplizierten  Gefahrenverhältnisse  der  Mobiliarversicherung  und 
insbesondere  der  industriellen  Risiken  bessergeschulte  und  darum 
auch  höher  zu  besoldende  Beamten  erheischen,  als  sie  die  Immo- 
biliarversicherung beansprucht,  so  leuchtet  doch  ohne  weiteres  ein, 
daß  die  Zahl  dieser  Beamten  bei  dezentralisiertem  Konkurrenz- 
betrieb erheblich  größer  sein  muß,  als  es  die  Umstände  erfordern. 
Das  Nebeneinanderarbeiten  vieler  Privatgesellschaften  auf  ein  und 
demselben  Versicherungsgebiet  bringt  es  mit  sich,  daß  von  den 
einzelnen  Unternehmungen  keine  noch  so  hohen  Ausgaben  für 
Reklame  und  Anwerbungsprovisionen  gescheut  werden,  weil  alles 
darauf  angelegt  ist,  das  Publikum  nicht  nur  —  wie  es  bei  einer 
Monopolanstalt  genügt  —  zur  Versicherung  überhaupt  zu  bewegen, 
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sondern  es  unter  allen  Umständen  zum  Versicherungsabschluß  mit 
einer  bestimmten  Unternehmung  zu  veranlassen.  Von  dem  Takt- 
gefühl der  Vermittlungspersonen,  der  Heftigkeit  der  Konkurrenz 
und  nicht  zuletzt  der  Entschlußfähigkeit  der  zur  Versicherung  auf- 
geforderten Personen  hängt  es  ab,  ob  die  Werbetätigkeit  der 
Unternehmungen  die  Form  einer  höflichen  Offerte  oder  einer 
peinlichen  Belästigung  annimmt. 

Als  ein  spezieller  Nachteil  der  Aktiengesellschaften  ist  der 
aus  ihren  Erwerbsabsichten  sich  ergebende  Interessengegensatz 
zwischen  Aktionären  und  Versicherten  anzuführen.  Das  Streben 
nach  hohen  Dividenden  hat  zur  Folge,  daß  die  Erwerbsgesell- 
schaften den  Versicherten  —  nötigenfalls  mittels  Ausschlusses  der 
Konkurrenz  —  hohe  Prämien  abzunehmen  trachten.  In  Schaden- 
fällen werden  sie  dann  nicht  selten  den  Versuch  machen,  mit 
„Bieten  und  Handeln"  so  wenig  wie  möglich  an  die  Kalamitosen 
zurückzuerstatten.  Glückliche  Geschäftsjahre  und  namhafte  Kurs- 
steigerungen haben  den  Wunsch  nach  immer  höheren  Gewinnen  und 
stärkerem  Anziehen  der  Dividendenschraube  noch  besonders  mächtig 
werden  lassen.  Diese  einseitige  Betonung  des  Erwerbszweckes, 
die  sich  vor  allem  in  der  Preispolitik  des  Karteiles  der  deutschen 
Feuerversicherungsaktiengesellschaften  bemerkbar  zu  machen 
scheint,  ist  deshalb  ganz  besonders  zu  bedauern,  weil  sie  als  eine 
erneute  schroffe  Ablehnung  verschiedener  alter  Forderungen  der 
Versicherten  —  ich  nenne  nur  die  Festsetzung  eines  Dividenden- 
maximums und  eine  angemessene  Gewinnbeteiligung  der  Ver- 
sicherungsnehmer, wie  sie  bei  ausländischen  Gesellschaften  längst 
besteht  und  von  einsichtigen  Praktikern  auch  als  völlig  gerecht- 
fertigt anerkannt  ist  —  aufgefaßt  werden  muß. 

Nicht  unbedenklich  für  das  Wohl  der  Versicherten  ist  schließ- 
lich auch  die  Einbeziehung  transatlantischer  Gebiete  mit  beson- 
derer Katastrophengefahr  in  den  Geschäftsbereich  der  einhei- 
mischen Aktiengesellschaften.  Ob  die  Gesellschaften  ihren  Ge- 
schäftsbetrieb in  diesen  Gegenden  zum  Zwecke  internationalen 
Gefahrenausgleiches,  zu  dem  sie  häufig  nicht  gerade  geeignet 
scheinen,  oder  auf  die  verlockenden  Prämieneinnahmen  hin  eröffnet 
haben,  soll  hier  nicht  weiter  untersucht  werden. 

Wir  haben  bei  früherer  Gelegenheit  gesehen,  daß  die  Ergeb- 
nisse des  Auslandsgeschäfts  in  den  Jahren  1903 — 07  trotz  hoher 
Prämieneinnahmen  doch  erhebliche  Verluste  aufweisen.  Es  wäre 
deshalb  zur  Vermeidung  einer  Beunruhigung  und  Interessen- 
gefährdung der  einheimischen  Versicherten   zu  wünschen,    daß  die 


-      112     — 

im  Ausland  tätiy:en  Gesellschaften  —  wie  es  in  einzelnen  Fällen 
auch  bereits  geschehen  ist  —  sich  aus  solchen  Gebieten,  die  er- 
fahrungsgemäß häufig  von  Massenbränden  heimgesucht  werden  *), 
gänzlich  zurückziehen. 

Verglichen  mit  den  vorgenannten  Schattenseiten  der  Erwerbs- 
gesellschaften sind  die  besonders  hervortretenden  Nachteile  der 
zweiten  Organisationsform  des  Privatversicherungsbetriebes,  der 
Gegenseitigkeitsvereine,  nicht  nur  an  Zahl  geringer,  sondern  auch 
für  die  Versicherten  durchweg  weniger  empfindlich.  Die  Geschäfts- 
beziehungen zu  außerdeutschen  Versicherten  geben  wegen  ihres 
bescheidenen  Umfanges  zu  keinen  Bedenken  Anlaß.  Auch  die 
Ausgaben  für  Verwaltungskosten  und  Provisionen  können,  wenn 
man  einige  größere  Gegenseitigkeitsgesellschaften  mit  ähnlichen 
Verhältnissen,  wie  sie  bei  den  Aktiengesellschaften  anzutreffen 
sind,  ausnimmt,  nicht  als  zu  hoch  bezeichnet  werden.  Eine  ganze 
Anzahl  kleinerer  Vereine  mit  Versicherungsbeständen  von  ein- 
fachen Gefahrenverhältnissen  zeichnet  sich  im  Gegenteile  dank 
der  ehrenamtlichen  Geschäftsführung  ihrer  Mitglieder  durch  ganz 
besonders  niedrige  Betriebsunkosten  aus,  ohne  daß  etwa  Klagen 
über  „Gevatterregulierungen"  oder  andere  Mißstände  bekannt  ge- 
worden wären.  Auch  die  aus  der  genossenschafdichen  Ver- 
fassung der  Gegenseitigkeitsvereine  sich  ergebende  Notwendigkeit, 
in  brandreichen  Jahren  Nachschüsse  einzufordern  —  ein  Nach- 
teil, den  die  Gegenseitigkeitsvereine  mit  den  öffentlichen  Anstalten 
gemein  haben  —  wird  praktisch  nach  den  Resultaten  langjähriger 
Erfahrungen  nur  in  seltenen  Fällen  den  Versicherten  zum  Bewußt- 
sein gebracht.  Trotzdem  würde  es  sich  aber  namentlich  für 
jüngere,  finanziell  noch  nicht  genügend  erstarkte  Vereine  empfehlen, 
zum  Schutz  ihrer  Versicherten  vor  unangenehmen  Überraschungen 
einen  ausgiebigeren  Gebrauch  von  der  Rückversicherung  bez.  der 
Versicherung  gegen  Nachschußpflicht  zu  machen. 

Die  bunte  Mannigfaltigkeit   der  Vorzüge  und  Nachteile  der  im 
Feuerversicherungswesen  tätigen  Unternehmungsformen,  von  denen 


1)  "Während  in  Deutschland  große  Ortsbrände  immer  seltener  werden  und 
auch  im  19.  Jahrhundert  vereinzelte  Erscheinungen  blieben,  scheint  ihre  Zahl  und 
Ausdehnung  in  Amerika  im  Steigen  begriffen  zu  sein.  In  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  belief  sich  nach  einer  Zusammenstellung  P  ran  gas  (Über  Feuer- 
versicherungsstatistik im  Ass.  Jahrb.  Bd.  21,  II.  Teil,  S.  180)  der  Gesamtschaden 
der  amerikanischen  Ortsbrände  auf  rund  60  Millionen  Mark,  1871—1904  zählte 
Ziegler  (a.  a.  O.,  S.  14)  215  Riesenbrände  mit  einem  Einzelschaden  von  min- 
destens 2  Millionen  und  einer  Gesamtschadenssumme  von  2'/2  Milliarden. 
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im  Laufe  dieses  Kapitels  nur  eine  geringe  Anzahl  berührt  werden 
konnte,  macht  es  begreiflich,  daß  es  bisher  keiner  einzigen  Be- 
triebsart gelungen  ist,  sich  aus  eigener  Kraft  als  ausschljeßHche 
Unternehmungsform  in  der  Feuerversicherung  durchzusetzen.  In 
keinem  Falle  sind  die  Vorzüge  einer  Betriebsform  so  bedeutend, 
daß  sie  die  völlige  Beseitigung  der  Konkurrenzanstalten  zu  recht- 
fertigen vermöchten.  Die  Aufrechterhaltung  des  jetzigen  Zustandes 
bietet  im  allgemeinen  auch  mehr  Aussicht  auf  eine  vollkommenere 
Befriedigung  des  Versicherungsbedürfnisses,  weil  zu  erwarten  ist, 
daß  die  gemeinsame  Arbeit  verschiedener  Unternehmungsformen 
eine  Verallgemeinerung  der  Vorzüge  einzelner  mit  sich  bringt  1). 
Eine  wesentliche  Erleichterung  für  die  allgemeine  Einführung 
derartiger  Reformen  können  die  Unternehmerverbände  bilden, 
zu  denen  die  Feuerversicherungsgesellschaften  sich  vereinigt  haben, 
sofern  sie  ihre  Macht  zum  Besten  zeitgemäßer  Betriebsverbesse- 
rungen gebrauchen  und  sich  nicht  etwa  bereit  finden  lassen,  einer 
harmonischen  Entwicklung  des  Feuerversicherungswesens  hindernd 
in  den  Weg  zu  treten.  Die  Aufgabe  des  folgenden  Kapitels  wird 
darin  bestehen,  über  die  Entstehungsgründe  der  Unternehmer- 
verbände in  der  Feuerversicherung  und  über  den  Einfluß  ihrer 
Tätigkeit  auf  die  Betriebsverhältnisse  Auskunft  zu  geben. 

1)  Ob  sich  die  Prophezeiung  Man  es':  „Die  jeweils  wirlsUch  beste  Form 
wird  dabei  schließlich  zum  Siege  gelangen"  (Wbch.  der  Volkswirtschaft,  Art.  „Ver- 
sicherungswesen") erfüllen  wird,  scheint  mir  allerdings  zweifelhaft.  Wenn  aber 
am  Ende  wirklich  nur  eine  Betriebsform  den. Konkurrenzkampf  überstehen  sollte,  so  ist 
immer  noch  fraglich^  ob  der  Erfolg  ihren  besonderen  Vorzügen  oder  ihrer  Macht 
zuzuschreiben  ist. 


Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  HS. 


Sechstes  Kapitel. 

Entstehung,  Charakter  und  Tätigkeit  der  Unternehmer- 
verbände in  der  Feuerversicherung. 


Der  Gedanke  an  eine  gemeinsame  Tätigkeit  der  deutschen 
Versicherungsanstalten  im  Interesse  einer  besseren  Gestaltung  des 
Versicherungsbetriebcs  wurde  —  wenn  wir  von  der  Minimaltarif- 
vereinigung zwischen  der  X'aterländischen  und  der  Aachen- 
Münchener  Feuerversicherungsgesellschaft  für  die  Distrikte  Hannover 
und  Westfalen  vom  Jahre  18351)  und  ähnlichen  Abmachungen 
zwischen  einzelnen  Gesellschaften  absehen  —  erstmals  angeregt 
durch  eine  Broschüre ^j,  die  die  Magdeburger  Feuerversicherungs- 
gesellschaft von  einem  ihrer  Beamten  verfassen  ließ.  Sie  forderte 
darin  alle  deutschen  Versicherungsgesellschaften  ohne  Rücksicht 
auf  die  Versicherungszweige,  die  sie  kultivierten,  und  die  Form 
ihrer  Organisation  zum  Zusammengehen  auf.  Veranlassung  dazu 
gaben  ihr  in  erster  Linie  die  unlauteren  Konkurrenzmanöver  und 
der  irrationelle  Geschäftsbetrieb  einiger  Gesellschaften,  wodurch 
nach  Ansicht  des  Verfassers  manche  angesehenen  deutschen  Ver- 
sicherungsgesellschaften bis  an  den  Rand  des  Verderbens  gebracht 
waren.  „Wer  den  grundsatzlosen,  mit  der  Erfahrung  im  Wider- 
streit stehenden  Geschäftsbetrieb  einiger  deutschen  Versicherungs- 
gesellschaften mit  sachkundigen  Augen  betrachtet  hat,  wer  die 
trügerischen  Formen  richtig  erkannte,  mittels  welcher  der  eine  oder 
der  andere  unter  dem  Deckmantel  der  Wohltätigkeit  und  der 
Religiosität  um  so  ausschließlicher  dem  Gewinne  nachjagte,  wer 
dieses    oder  jenes  Institut   sich   bücken  sah,  um  aus  dem  Schmutz 

1)  Vgl.  Manes,  Versicherungswesen,  S.  83. 

2)  Hugo  Meyer,  Der  Versicherungsverein.  Ein  "Wort  zur  Beherzigung  für 
alle  deutschen   Feuerversicherungsgesellschaften.     Magdeburg   1S52. 

Die  Broschüre  war  mir  im  Original  nicht  zugänglich.  Ich  mußte  deshalb  eine 
Abschrift  benutzen,  die  mir  vom  Deutschen  Verein  für  Versicherungswissenschaft 
freundlichst  überlassen  wurde. 


—     115     — 

der  Straße  sich  eine  Angriffswaffe  zu  gestalten,  wer  in  den  wissen- 
schaftlichen Bestrebungen  so  vermögender  Anstalten  nur  ein  großes 
Nichts,  oder  gar  einen  traurig  aussehenden  Kehrichtkasteji  vorfand, 
in  welchem  man  eine  Sammlung  schmutziger  Pamphlete  den  An- 
gestellten der  Gesellschaft  als  ein  nährendes  Mahl  anzubieten  sich 
erdreistete  — ,  wer  dies  alles  mit  bekümmerter  Seele  wahrnehmen 
mußte,  der  wird  seine  Hoffnungen  für  die  entsprechendere  Ge- 
staltung so  großartiger  Unternehmungen  nur  auf  die  Erwartung 
bauen  können,  daß  eine  bessere  Erkenntnis  diese  Wurzel  der 
Übel  endlich  in  nachhaltiger  Weise  vernichte.  Es  ist  wahrlich  an 
der  Zeit,  daß  die  ehrbaren  deutschen  Versicherungsgesellschaften 
diesem  Unwesen  ein  Ziel  setzen,  daß  sie,  statt  sich  wechselseitig 
zu  zerfleischen,  lieber  Hand  in  Hand  und  gemeinschaftlich  ihre 
materiellen  Interessen  verfolgen  und  ihrem  größeren  sittlichen 
Zwecke  zu  entsprechen  bemüht  sind"  l).  Zu  diesem  Ende  schien 
dem  Verfasser  jener  Broschüre  die  Gründung  eines  Versicherungs- 
vereines, in  dem  sich  alle  deutschen  Versicherungsanstalten  zu- 
sammenfinden sollten,  das  geeignete  Mittel  zu  sein.  Man  hoffte  auf 
diesem  Wege  freundschaftliche  Beziehungen  zwischen  den  Unter- 
nehmungen und  den  Angestellten  herzustellen  und  den  gegen- 
seitigen Angriffen  und  dem  Abspenstigmachen  tüchtiger  Beamten 
ein  Ziel  zu  setzen.  Ferner  sollte  durch  Herausgabe  eines  Vereins- 
blattes vorgefaßten  Meinungen  und  irrtümlichen  Auffassungen  vom 
Versicherungswesen  entgegengetreten,  die  Aufklärung  des  Publikums 
über  den  Nutzen  der  Versicherung  gefördert,  Erfahrungen  ausge- 
tauscht und  für  eine  einheitliche  Gesetzgebung  Sorge  getragen 
werden.  Zum  Schutz  der  Gesellschaften  gegen  Versicherungsbetrug 
war  außerdem  die  Einrichtung  einer  Liste  subjektiv  unwürdiger 
Risiken  in  Aussicht  genommen. 

Der  Verfasser  der  genannten  Broschüre  hatte  sich  zuvor  der 
Sympathien  einer  Anzahl  angesehener  Gesellschaften  versichert 
und  glaubte,  auf  eine  zufriedenstellende  Beteiligung  rechnen  zu 
können.  Er  hatte  jedoch,  wie  sich  bald  zeigte,  die  Wirkung  seines 
Aufrufes  überschätzt.  Nur  wenige  Versicherungsanstalten  und  zwar 
ausschließlich  Feuerversicherungsgesellschaften  erklärten  sich  zum 
Beitritt  bereit.  Aber  bevor  es  der  Verein  zu  irgend  welcher  Be- 
deutung bringen  konnte,  traten  die  meisten  Mitglieder  wieder  aus, 
so  daß  ihm  schließlich  nur  noch  fünf  Gesellschaften  angehörten^ 
die  ihn  bereits  1857  wieder  auflösten. 


1)  Meyer  a.   a.   O.,  S.  2—3. 

8* 
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Unterdessen  hatte  eine  andere  große  Unternehmung,  die 
Aachen-Münchener  Feuerversicherungsgesellschaft,  im  \'erein  mit 
der  Colonia  für  das  Zustandekommen  eines  Verbandes  gewirkt  und 
ra.  10  Gesellschaften,  zu  denen  sich  später  auch  die  Magdeburger 
gesellte,  als  Mitglieder  gewonnen.  Die  Vereinigung  begann  1857 
ihre  Tätigkeit,  die  sich  im  Gegensatz  zu  der  des  vorgenannten 
Vereines  hauptsächlich  praktischen  Zielen  zuwandte  und  die  Ver- 
besserung der  Geschäftsergebnisse  der  deutschen  Feuerversicherungs- 
gesellschaften anstrebte.  Vor  allem  galt  es,  der  infolge  der  unge- 
sunden Konkurrenzverhältnisse  eingerissenen  Prämienschlcuderei 
ein  Ende  zu  machen  und  den  Auswüchsen  in  der  Anwerbungs- 
praxis mancher  Gesellschaften,  die  einen  soliden  Geschäftsbetrieb 
zu  unterbinden  drohten,  entgegenzutreten.  Bei  der  Ausführung 
dieses  Programmes  zeigten  sich  jedoch  mancherlei  Meinungsver- 
schiedenheiten unter  den  Mitgliedern,  die  sehr  bald  dazu  führten, 
daß  die  erst  kurz  zuvor  beigetretene  Magdeburger  sich  wieder  vom 
Verbände  lossagte  l).  Die  Vereinigung  bestand  zwar  fort,  konnte 
aber  den  vereinbarten  Maßnahmen  infolge  ihrer  geringen  Mitglieder- 
zahl keine  rechte  Geltung  verschaffen  und  blieb  ohne  bemerkens- 
werten Einfluß  auf  die  Gestaltung  des  Versicherungsgeschäftes. 

Die  Bemühungen  um  das  Zustandekommen  eines  Verbandes 
der  privaten  Versicherungsgesellschaften  waren  also  einstweilen  als 
gescheitert  anzusehen.  Der  Ausgang  kann  befremden,  wenn  man 
bedenkt,  daß  gerade  der  Betrieb  der  Feuerversicherung  wegen  der 
oft  notwendigen  Aufteilung  großer  Versicherungsobjekte  unter 
mehrere  Unternehmungen  ein  häufiges  Zusammenarbeiten  der  Gesell- 
schaften mit  sich  bringt.  Man  sollte  annehmen,  daß  diese  Ver- 
ständigungen über  Preise  und  Bedingungen  zwischen  einzelnen 
Unternehmungen  eine  dauernde  Vereinigung  vieler  Unternehmungen 
mit  allgemeingültigen  Abmachungen  erleichtern  müßten.  Indessen 
fehlt  es  auf  der  andern  Seite  auch  nicht  an  Hindernissen,  die  eine 
enge  Verbindung  konkurrierender  Gesellschaften  leicht  vereiteln 
können.  So  läßt  sich  z.  B.  die  Eigenart  des  Feuerversicherungs- 
betriebes, jedem  bedeutenderen  Versicherungsobjekt  eine  individuelle 
Behandlung  zuteil  werden  zu  lassen,  sowohl  hinsichtlich  des  Preises, 
wie  auch  der  speziellen  Sicherheitsvorschriften,  mit  der  im  Interesse 


1)  Vgl.  über  die  Gegensätze  zwischen  den  Leitern  der  Aachen-Münchener  und 
und  der  Magdeburger  Feuerversicherungsgesellschaft  und  ihren  Einfluß  auf  die  Ver- 
bandsbildung die  diesbezüglichen  Ausführungen  bei  Bern  dt  in  der  Magdeburger 
Jubiläumsschrift. 
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der  Gesamtheit  der  verbündeten  Unternehmungen  erforderlichen 
Beschränkung  der  freien  Entschließung  nicht  ohne  Schwierigkeiten 
in  Einklang  bringen.  Auch  mag  es  den  Gesellschaften-  mit  Rück- 
sicht auf  die  bisherige  Geheimniskrämerei  hart  angekommen  sein, 
den  Konkurrenten  künftig  in  manche  Teile  des  Geschäftes  Einblick 
zu  gewähren.  Sollten  alle  diese  Bedenken  gegen  eine  Vereinigung 
fallen  gelassen  werden,  so  bedurfte  es  eines  stärkeren  Antriebes, 
als  ihn  ein  paar  ungünstige  Geschäftsjahre  zu  geben  vermögen. 
Daher  ist  es  erklärlich,  daß  trotz  des  Fortbestehens  der  durch  die 
maßlose  Konkurrenz  geschaffenen  unerfreulichen  Zustände  erst  die 
Anfang  der  70  er  Jahre  im  Anschluß  an  die  einheitliche  Regelung 
des  Handelsrechts  in  Aussicht  genommene  Neuordnung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen ,  die  die  Verhältnisse  der  privaten  Ver- 
sicherungsunternehmungen regelten,  Veranlassung  gab,  sich  wieder 
mit  dem  Plane  einer  Verbandsgründung  zu  befassen. 

Der  Ausbau  des  Versicherungsrechtes  war  bis  dahin  vom 
Gesetzgeber  sehr  vernachlässigt  worden.  Zum  Teil  fehlte  es  dem 
Versicherungsbetrieb  überhaupt  an  den  notwendigen  rechtlichen 
Grundlagen.  Wo  aber  Rechtssätze  bestanden,  zeigten  sie  eine 
große  Mannigfaltigkeit  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten,  die  das 
Versicherungsgeschäft  ungemein  erschwerte.  Auch  waren  sie 
größtenteils  der  sprunghaften  Entwicklung  des  Versicherungswesens 
nicht  gefolgt,  so  daß  sie  in  der  Regel  eher  eine  Belästigung  als 
eine  Stütze  für  den  Versicherungsbetrieb  bedeuteten.  Infolgedessen 
schien  es  jetzt  sehr  ratsam,  den  Gesetzgeber  durch  gemeinsames 
Vorgehen  auf  die  Bedürfnisse  der  Praxis  hinzuweisen  und  in 
technischen  Fragen  zu  beraten. 

Dazu  kam  noch,  daß  die  Sozietäten  nach  Aufhebung  des 
Versicherungszwanges  in  Preußen  sich  mächtig  zu  regen  und  eine 
gefährliche  Konkurrenz  zu  werden  begannen.  Besonders  ließ  die 
Wirksamkeit  der  Vereinigung  öffentlicher  Feuerversicherungsan- 
stalten in  Deutschland,  zu  der  sich  die  Sozietäten  mittlerweile  ver- 
bunden hatten,  eine  Zurücksetzung  des  Privatbetriebes  gegenüber 
dem  öffentlichen  Betriebe  von  Seiten  der  Staatsbehörden  befürchten. 
Die  Vereinigung  der  Sozietäten  gab  nämlich  eine  Zeitschrift  heraus, 
die  „Mitteilungen  für  die  öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten  in 
Deutschland",  die  den  Behörden  kostenlos  zugestellt  wurde,  und 
die  eine  einseitige  Information  des  Staatsbeamtentumes  über  das 
Feuerversicherungswesen  herbeiführte.  Deshalb  erschien  es  ange- 
bracht, die  Staatsbehörden  auch  mit  den  Leistungen  und  Wünschen 
des    Privatbetriebes    bekannt    zu    machen    und    dadurch    einer  Be- 
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trünstigunüf  der  öffentlichen  Anstalten  auf  Kosten  der  Privatgesell- 
schaften vorzubeugen. 

Außerdem  waren  natürlich  auch  alle  jene  Umstände,  die  bei 
früheren  Gelegenheiten  Ansätze  zur  Verbandsbildung  gezeitigt 
hatten,  noch  wirksam,  so  beispielsweise  das  Bedürfnis  nach  ein- 
heitlicher Risikenwürdigung,  Beseitigung  der  einer  anständigen 
Geschäftsführung  unwürdigen  Konkurrenzauswüchse,  vereinte  Abwehr 
von  Ausbeutungsversuchen  der  Versicherungsnehmer  usf.  Diese 
gemeinsamen  Geschäftsinteressen  und  die  Überzeugung  von  der 
Notwendigkeit  vereinter  Mitarbeit  an  dem  Ausbau  der  Ver- 
sicherungsgesetzgebung führten  die  deutschen  Feuerversicherungs- 
gesellschaften wieder  zusammen.  Ende  1871  kam  zwischen  den 
Leitern  der  1 1  größten  Aktiengesellschaften  der  Verband  deutscher 
Privatfeuerversicherungsgesellschaften  zustande. 

Entsprechend  den  Beweggründen,  die  zur  Errichtung  des 
Verbandes  Anlaß  gaben,  betrachtete  er  es  als  seine  vornehmste 
Aufgabe,  nicht  etwa  als  Kartell  auf  die  Gestaltung  des  Geschäftes 
irgend  welchen  Einfluß  auszuüben,  sondern  die  Interessen  der 
Erwerbsgesellschaften  in  der  Öffentlichkeit  zu  vertreten.  Sein  Be- 
tätigungsfeld wird  in  §  2  des  Statutes  genauer  bezeichnet,  wo  es 
heißt:  „Der  Beruf  des  Verbandes  besteht  satzungsgemäß  in  der 
Vertretung  der  Interessen  des  gesamten  Privatfeuerversicherungs- 
wesens und  der  Verfolgung  der  wissenschaftlichen  Zwecke  desselben, 
insbesondere  der  Herstellung  und  Benutzung  einer  Feuerver- 
sicherungsstatistik" 1),  Weiterhin  war  vor  allem  die  Herausgabe  eines 
Fachblattes  ins  Auge  gefaßt,  das  alle  mit  dem  privaten  Feuer- 
versicherungswesen im  Zusammenhang  stehenden  Angelegenheiten 
behandeln  sollte  und  gleichzeitig  die  von  dem  Sozietätsorgan 
erhobenen  Angriffe  abzuwehren  berufen  war. 

Die  öffentlichen  Anstalten  waren,  wie  weiter  oben  bereits  an- 
gedeutet wurde,  schon  einige  Jahre  zuvor  zu  einem  Verbände 
zusammengetreten,  und  zwar  hauptsächlich  auf  Betreiben  der 
preußischen  Sozietäten,  die  nach  Aufhebung  des  Versicherungs- 
zwanges neben  internen  Betriebsverbesserungen  eine  Verstärkung 
ihrer  Position  durch  engeren  Anschluß  an  die  Brandkassen  der 
übrigen  Bundesstaaten  anstrebten.  Um  sie  zur  Mitarbeit  an  der 
gemeinsamen  Sache  heranzuziehen,  wurde  1868  die  Vereinigung 
öffentlicher  Feuerversicherungsanstalten  in  Deutschland  gegründet, 
als    deren  Aufgaben    das  Statut  vom  1.  Oktober  1868   „den   Aus- 


1)  Ziegler,  Feuerversicherungsvereinigungen,  S.  23. 
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tausch  von  Erfahrungen  und  Ergebnissen,  Belebung  des  Eifers  für 
gemeinsame  Ziele  und  gemeinsame  Förderung  und  Vertretung  von 
Interessen"  vorschrieb.  Wie  bei  den  Privatgesellschaften  waren 
auch  hier  für  den  Anfang  zur  Vermeidung  von  Differenzen  jegliche 
in  den  Geschäftsbetrieb  sich  einmischenden  Vereinbarungen  beiseite 
gelassen.  In  beiden  Fällen  galt  es,  die  Versicherungsanstalten 
zunächst  an  eine  gemeinsame  Bearbeitung  außerhalb  des  Geschäfts- 
bereiches liegender  Fragen  zu  gewöhnen  und  dadurch  den  Über- 
gang zu  einer  weitergehenden  Verbindung  vorzubereiten,  die  im 
Kreise  der  Sozietäten  sehr  bald  angeregt  und  1872  mit  der  Be- 
gründung des  Verbandes  öffendicher  Feuerversicherungsanstalten 
ausgeführt  wurde.  Als  Wirkungskreis  des  Verbandes  bestimmt 
das  Verbandsreglement: 

1.  „Das  öffentliche  Versicherungswesen  überhaupt  zu  beleben, 
weiter  zu  entwickeln  und  zu  vertreten,  namentlich  durch  Sammlung 
und  Verwertung  der  Erfahrungen  und  Ergebnisse  der  einzelnen 
Anstalten,  durch  Vorschläge  zur  Verbesserung  der  bestehenden 
Einrichtungen,  durch  Errichtung  besonderer  Vereine,  durch  Ver- 
mittlung von  Beihilfen  für  vorübergehende  Verlegenheiten  einzelner 
Anstalten,  sowie  durch  sonst  geeignete  Mittel. 

2.  In  seinen  Abteilungen  gewisse  Geschäftszweige,  wie  nament- 
lich Kriegsschädenversicherung,  Rückversicherung,  Vorschuß- 
gewährung und  dergleichen,  ins  Leben  zu  rufen  und  durch  seine 
Organe  zu  verwalten"  l). 

Der  Zweck  des  Verbandes  geht  demnach  über  den  gegen- 
seitigen Austausch  von  Erfahrungen  weit  hinaus.  Neben  der 
praktisch  weniger  bedeutsamen  Unterstützung  einzelner  Anstalten 
bei  vorübergehenden  Verlegenheiten  besteht  er  namentlich  in  dem 
selbständigen  Betrieb  der  Rückversicherung.  Vielleicht  ging  die 
Absicht  der  preußischen  Sozietäten  ursprünglich  sogar  dahin,  nach 
dem  Vorbilde  des  Feuerversicherungsverbandes  in  Mitteldeutschland^ 
der  allerdings  bei  seiner  kurz  zuvor  (1871)  erfolgten  Konstituierung 
einstweilen  nur  zwei  Mitglieder  zählte,  alle  Sozietäten,  deren  Ge- 
schäftsgebiet mangels  genügender  Ausdehnung  den  für  einen 
rationellen  Versicherungsbetrieb  erforderlichen  Risikoausgleich  ver- 
missen ließ,  „in  größere  Versicherungsverbände  mit  gemeinschaft- 
licher Schadenübertragung  ohne  Aufgabe  ihrer  historisch  begründeten 
Selbständigkeit    zusammenzuschließen"  2).     Ihre    Ausführung    dürfte 


1)  §§   1 — 3  des  Verbandsreglements, 

2)  Jahrb.  f.  d.  öff.  Feuervers.-Anst.   1908,  S.  16. 
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indessen  durch  den  Widerstand  vieler  Versicheruni^snelinier,  die 
bei  einer  so  weitgehenden  Versichcrungsgeineinschaft  Besorgnis 
hatten,  für  andere,  schadenreiche  Distrikte  herangezogen  zu  werden, 
nicht  durchführbar  gewesen  sein.  Infolgedessen  begnügten  sich 
die  öffentlichen  Anstalten  mit  der  Hinrichtung  einer  Rückver- 
sicherungsabteilung, durch  die  sie  von  den  Privatgesellschaften, 
bei  denen  sie  bis  dahin  zum  Teil  Rückdeckung  genommen  hatten, 
unabhängig  wurden. 

In  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Sozietäten,  wenn  auch  erheblich 
langsamer,  entwickelte  sich  bei  den  Privatgesellschaften  aus  einer 
allgemeinen  Interessenvertretung  ein  den  Geschäftsbetrieb  regelndes 
Kartell.  Wie  bei  den  meisten  Kartellgründungen  gab  auch  hier 
das  bedrohliche  Mißverhältnis  zwischen  Kapitalrisiko  und  Gewinn, 
das  sich  infolge  übermäßigen  Wettbewerbes  bei  der  Mehrzahl  der 
Versicherungsgesellschaften  eingestellt  hatte,  den  ersten  Anstoß. 
Namentlich  das  industrielle  Feuerversicherungsgeschäft  brachte  bei 
zunehmender  Gefährlichkeit  und  sinkenden  Prämien  fortgesetzt 
Verluste,  durch  die  außer  den  direkt  arbeitenden  Versicherungs- 
gesellschaften auch  noch  die  Rückversicherungsgesellschaften  be- 
sonders hart  getroffen  wurden.  Eine  ganze  Reihe  von  ihnen  hatte 
sich  denn  auch  zur  Liquidation  genötigt  gesehen,  und  es  war  zu 
befürchten,  daß  die  Rückversicherungsgesellschaften  künftig  in  der 
Annahme  von  Industrierisiken  zurückhaltender  sein  würden  und 
den  Gesellschaften  bei  der  Unterbringung  der  ihre  Maxima  über- 
steigenden Risikenpartien  Schwierigkeiten  bereiten  möchten.  Da 
die  Gesellschaften  nicht  gewillt  oder  vielleicht  auch  nicht  in  der 
Lage  waren,  durch  Beschränkung  ihrer  Überschüsse  zu  auskömm- 
licheren Prämien  für  die  rückversichernden  Unternehmungen  zu 
gelangen,  hielt  die  Direktorenkonferenz  —  ein  Ausschuß  des 
Verbandes  —  die  Zeit  für  gekommen,  sich  für  eine  allmähliche 
Steigerung  der  Prämien  und  deren  Durchführung  zu  interessieren. 
Zu  diesem  Zwecke  galt  es,  zunächst  das  gegenseitige  Unterbieten 
der  Gesellschaften  bei  Prämienangeboten  mit  Hilfe  entsprechender 
Abmachungen  unmöglich  zu  machen,  um  dann  weiterhin  durch 
Erlaß  verbindlicher  Minimaltarife,  die  an  der  Hand  der  vom  Ver- 
bände geführten  eingehenden  Statistik  aufzustellen  sein  würden,  zu 
einer  planmäßigen  Aufbesserung  der  Prämien  übergehen  zu  können. 

Für  kleinere  Gebiete  und  einzelne  Risikenkategorien,  die  sich 
als  ungewöhnlich  verlustreich  erwiesen  hatten,  waren  derartige 
Verabredungen  schon  in  früheren  Zeiten  zustande  gekommen.  Als 
eine    der    ersten  Vereinigungen    dieser  Art  bildete   sich    1891    das 
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Syndikat  der  in  Elsaß-Lothringen  operierenden  Feuerv^ersicherungs- 
gesellschaften.  Schon  8  Jahre  zuvor,  als  nach  Ausweisung  der 
französischen  Gesellschaften  deren  in  schlimmem  Zustande  befind- 
liches Erbe  angetreten  werden  mußte,  hatten  sich  die  in  Elsaß- 
Lothringen  tätigen  Gesellschaften  zusammengetan.  Das  Sj^ndikat 
geriet  aber  damals  nach  eingetretener  Besserung  der  Verhältnisse 
wieder  in  Verfall  und  wurde  1890  aufgehoben.  Sofort  lebten  die 
alten  Mißstände  wieder  auf,  so  daß  es  bereits  im  folgenden  Jahre 
zur  Neugründung  des  jetzt  noch  bestehenden  Syndikates  kam. 
„Als  Aufgabe  stellt  sich  das  Syndikat,  die  Interessen  der  Feuer- 
versicherungsgesellschaften in  Elsaß-Lothringen  und  das  dabei  in 
Betracht  kommende  öffentliche  Interesse  wahrzunehmen"  1).  In  der 
Praxis  tritt  allerdings  die  Wahrnehmung  öffentlicher  Interessen 
gegenüber  der  zugunsten  einer  einheitlichen  Preisbemessung  ent- 
falteten Tätigkeit  ziemlich  in  den  Hintergrund.  Die  Mitglieder  sind 
für  alle  Arten  von  Versicherungen  an  feste  Preisabreden  und  Ver- 
sicherungsbedingungen gebunden,  die  von  einer  besonderen 
Kommission  ausgearbeitet  und  durch  eine  geschäftsführende  Gesell- 
schaft kontrolliert  werden.  Sie  sind  so  abgefaßt,  daß  eine  gegen- 
seitige Konkurrenz  nahezu  ausgeschlossen  erscheint.  Dem  Ver- 
nehmen nach  hat  die  Politik  des  Syndikates  auf  die  Entwicklung 
des  elsaß-lothringischen  Feuerversicherungswesens  einen  günstigen 
Einfluß  ausgeübt  und  zu  berechtigten  Klagen  über  Mißbräuche 
keinen  Anlaß  geben. 

Ein  anderer  Spezialverband  kam  1894  als  Tarifvereinigung  für 
die  Hansastädte  und  deren  Nachbarorte  zwischen  den  70  in 
Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  konkurrierenden  in-  und  auslän- 
dischen Gesellschaften  zustande.  Die  Tarifbestimmungen  binden 
die  freie  Entschließung  der  Verbandsmitglieder  nicht  in  dem  Maße 
wie  die  des  vorgenannten  Verbandes  und  verfolgen  im  allgemeinen 
das  Ziel,  die  Versicherungsnehmer  durch  gemeinsames  Vorgehen 
bei  der  Anlage  von  Speichern  und  bei  der  Einlagerung  von  Waren 
zu  mehr  Rücksichtnahme  auf  die  Feuersicherheit  zu  zwingen. 
Mehrere  Speicherbrände ,  bei  denen  in  einem  Block  oft  Mil- 
lionen auf  dem  Spiele  standen,  hatten  verschiedenen  Gesell- 
schaften empfindliche  Verluste  gebracht.  Eine  Fortdauer  dieser 
Zustände  würde  leicht  einen  Versicherungsnotstand  hervorgerufen 
und    dadurch    Handel     und    Verkehr     unberechenbaren     Schaden 


1)   Vgl.    die  Ausführungen    Zieglers    (a.    a.    O.,    S.    27  ff.),    denen    die    nacli 
folgenden  Mitteilungen  über  die  Sondertarifvereinigungen  entnommen   sind. 
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zuijcfOgt  haben.  Aus  diesem  Grunde  fand  sich  die  1  iamburi^er 
Kaufmannschaft  nach  anfänglichen  Protesten  auch  bald  mit  den 
Främienerhöhungen  ab,  zumal  es  ihr  nicht  entging,  daß  das 
Speichergeschäft  auch  bei  den  aufgebesserten  Prämien  den  Ver- 
sicherern keinen  außergewöhnlichen  Gewinn  abwerfen  konnte. 
Späterhin  ist  dann  auch  die  \'ersicherung  von  Warengeschäften  in 
Abmachungen  der  vereinigten  Gesellschaften  einbezogen  worden.  Für 
die  Versicherung  industrieller  Anlagen  zogen  die  70  Gesellschaften 
es  vor,  einen  besonderen  Verband  unter  dem  Namen  „Hansa- 
Industrie-Tarifvereinigung"  zu  begründen  (1900j,  dem  „die  Schaffung 
eines  verbindlichen  Minimalprämientarifs  und  ferner  die  Festlegung 
von  Maximalvergünstigungen  und  -vermittlergebühren,  sowie  gemein- 
samer Klauseln  für  die  Übernahme  von  Feuerversicherungen  auf 
industrielle  Anlagen,  soweit  dieselben  im  Gebiete  der  Hansaver- 
einigung belegen  sind"  1),  obliegt.  Die  Bestimmungen  der  Hansa- 
industrievereinigung fixieren  also  nicht  nur  Minimalprämien  und 
Normalbedingungen,  sondern  sie  suchen  über  die  preisgestaltenden 
Verabredungen  hinausgehend  auch  eine  Ermäßigung  der  Ver- 
waltungskosten durch  Übereinkommen  über  die  Höhe  der  Provisionen 
herbeizuführen.  Nach  dem  Vorbilde  der  hanseatischen  Speicher- 
tarifvereinigung traten  die  am  Speichergeschäft  in  Ludwigshafen 
und  Mannheim  beteiligten  Feuerversicherungsgesellschaften  zur 
Tarifvereinigung  für  oberrheinische  und  Mainhafengebiete  zusammen 
(1894).  Unter  ähnlichen  Verhältnissen  entstand  für  die  Flachs-, 
Hanf-,  Getreide-  und  Holzlager  an  der  Ostsee  die  Tarifvereinigung 
für  die  Ostseeplätze  (1895),  deren  Abmachungen  1898  auch  auf 
Berliner  Speicher  ausgedehnt  wurden. 

Außerhalb  der  genannten  meist  wenig  umfangreichen  Bezirke, 
in  denen  Sondertarifvereinigungen  die  Konkurrenz-  und  Preisver- 
hältnisse für  einzelne  Risikenkategorien  regelten,  herrschte  im  ganzen 
Reichsgebiet  freier  Wettbewerb,  den  die  Gesellschaften  und  ihre 
Rückversicherer  für  die  oben  erwähnte  Notlage  verantwortlich 
machen  zu  müssen  glaubten.  Die  Direktorenkonferenz  entfaltete 
deshalb  eine  rege  Tätigkeit,  um  auch  für  dieses  Gebiet  feste  Grund- 
lagen für  das  private  Feuerversicherungsgeschäft  zu  schaffen  und 
die  in  manchen  Fällen  als  unzureichend  angesehenen  Prämien  für 
Industrierisiken  zu  verbessern.  In  einer  Reihe  von  zwanglosen 
Konferenzen  gelang  es  den  Leitern  der  bedeutendsten  Feuerver- 
sicherungsgesellschaften, eineVerständigung  über  verschiedene  Punkte 


1)  Zi  egler  a.  a.  O..  S.  30. 
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herbeizuführen,  so  beispielsweise  bezüglich  der  Begünstigungsver- 
träge mit  Berufsvereinigungen  und  der  Rabattgewährung  auf  mehr- 
jährige Versicherungen,  die  manche  Unternehmungen  JdIs  dahin  zu 
maßlosen  Unterbietungen  verleitet  hatten.  Ferner  verpflichteten 
sich  die  Gesellschaften,  bei  allen  industriellen  Risiken  im  Werte 
von  über  100  000  Mark  die  Durchsetzung  mäßiger  Prämienerhöhungen 
durch  billigere  Offerten  nicht  zu  vereiteln.  Damit  waren  auch  dem 
bald  darauf  in  Kraft  tretenden  ersten  Minimaltarif  für  Speicher 
und  Warenhäuser  die  Wege  geebnet  und  der  vielbeklagten  Prämien- 
schleuderei  der  Boden  entzogen. 

Die  weitere  Ausgestaltung  des  Tarifwesens,  für  die  jetzt  die 
nötigen  Grundlagen  vorhanden  waren,  würden  jedoch  die  Tätigkeit 
der  Direktorenkonferenz  allmählich  auf  ein  Gebiet  gelenkt  haben, 
dessen  Bearbeitung  dem  Verbände  statutengemäß  eigentlich  fern  lag. 
Auf  der  einen  Seite  wären  dadurch  die  Kräfte  des  Verbandes  von 
seinem  engeren  Aufgabenkreis  abgezogen  worden,  während  sie  auf 
der  andern  Seite  doch  wieder  nicht  ausgereicht  hätten,  um  die 
umfangreichen  Vorarbeiten  zu  den  Entwürfen  weiterer  Minimaltarife 
und  allgemeiner  Versicherungsbedingungen  zu  bewältigen.  Infolge- 
dessen hielt  es  die  Direktorenkonferenz  für  angezeigt,  die  Gründung 
einer  besonderen  Vereinigung  vorzubereiten,  der  künftig  die  Rege- 
lung der  Preis-  und  Konkurrenzverhältnisse  überlassen  bleiben 
sollte.  Ihren  Bemühungen  gelang  es  in  kurzer  Zeit,  40  in  Deutsch- 
land arbeitende  Gesellschaften  für  eine  Verbindung  zu  dem  ge- 
dachten Zwecke  zu  interessieren  und  zwischen  ihnen  1900  die 
Vereinigung  der  in  Deutschland  arbeitenden  Privatfeuerversicherungs- 
gesellschaften zustande  zu  bringen.  Außer  nahezu  sämtlichen 
deutschen  Aktiengesellschaften  (26)  zählte  sie  als  Mitglieder  noch 
6  einheimische  Gegenseitigkeitsvereine  und  8  ausländische  Erwerbs- 
gesellschaften. Über  die  Aufgabe  der  Vereinigung  gibt  §  2  der 
Satzungen  Auskunft,  wo  es  heißt:  „Die  Vereinigung  bezweckt  die 
Wahrung  und  Förderung  der  privaten  Feuerversicherung  in  Deutsch- 
land. Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  hat  die  Vereinigung  insbe- 
sondere für  eine  gesunde  Gestaltung  der  Grundlagen  des  privaten 
Feuerversicherungsgeschäfts  zu  sorgen  und  im  Hinblick  hierauf 
regelnd  in  den  Wettbewerb  der  Gesellschaften  untereinander  einzu- 
greifen". Die  Praxis  des  neuen  Verbandes  beschränkte  sich  von 
vornherein  auf  die  Fortsetzung  der  von  der  Direktorenkonferenz 
in  die  Wege  geleiteten  Tarif-  und  Konkurrenzvereinbarungen,  für 
deren  allseitige  Anerkennung  und  Einhaltung  die  hohe  Teilnehmer- 
zahl des  Kartells  die  beste  Gewähr  leistete.     Ein    bemerkenswerter 
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Erfolg-  war  es,  daß  es  der  Direktorenkonfcrcnz  gelang,  auch  eine 
Anzahl  Gegen^^eitigkeitsvercine  für  die  Vereinigung  einzunehmen. 
Die  Gegenseitigkeitsvereine  hatten  sich  mittlerweile^)  schon  in  einem 
eigenen  Verbände  zusammengefunden,  der  sich  aber  nur  mit  der 
Vertretung  der  Sonderinteressen  der  Gegenseitigkeitsvereine  — 
hauptsächUch  bei  den  im  Entstehen  begriffenen  neuen  Gesetzen  — 
befal3te,  weshalb  die  an  einer  Fortführung  der  Tarifierung  indu- 
strieller Risiken  interessierten  Vereine  sich  veranlaßt  sahen,  außer- 
dem noch  dem  Kartell  beizutreten.  Von  den  wenigen  außerhalb 
des  Kartells  gebliebenen  Aktiengesellschaften  wie  auch  von  den 
Gegenseitigkeitsvereinen  und  öffentlichen  Anstalten  war  bezüglich 
der  für  die  Tarifierung  in  Aussicht  genommenen  Versicherungen 
kein  nennenswerter  Wettbewerb  zu  befürchten,  so  daß  das  Kartell 
sich  den  Versicherten  gegenüber  von  Anfang  an  in  einer  über- 
legenen Position  befand. 

Mit  der  Begründung  der  „Vereinigung"  hat  die  Verbands- 
bildung unter  den  in  Deutschland  arbeitenden  Feuerversichcrungs- 
unternehmungen  vorläufig  ihren  Abschluß  erreicht.  Nach  der  vor- 
ausgegangenen Übersicht  über  die  Entstehungsursachen  und  die 
Zw'ecke  der  verschiedenen  Verbände  bestehen  im  ganzen  6  bedeu- 
tendere Unternehmerorganisationen.  Davon  entfallen  je  drei  auf 
die  öffentlichen  Anstalten  2)  und  auf  die  Privatinstitute 3).  Eine 
Verbindung  zwischen  öffentlichen  und  privaten  Versicherungs- 
unternehmungen ist  bis  jetzt  nicht  zustande  gekommen.  Für  jede 
Betriebsform  besorgt  ein  Verband  die  Wahrnehmung  der  Sonder- 
interessen. Die  zu  diesem  Zwecke  entfaltete  Tätigkeit  erschöpft 
sich  im  allgemeinen  in  der  Ausarbeitung  von  Denkschriften,  Ein- 
gaben, Gesuchen,  gutachtlichen  Äußerungen  usw.  Darauf  ist  hier 
nicht  näher  einzugehen.  Die  übrigen  Verbände  stellen  sich  aus- 
schließlich  oder   vorwiegend    in    den  Dienst  geschäftlicher  Zwecke. 


1)  1S96,  formelle  Gründung  bei  einer  Beteiligung  von  fünfzehn  Gesell- 
schaften  1901. 

2)  Die  Vereinigung  und  der  Verband  öffentlicher  Feuerversicherungsanstaiten 
in  Deutschland,  sowie  der  Feuerversicherungsverband   für  Mitteldeutschland. 

3)  1.  Der  Verband  deutscher  Privatfeuerversicherungsanstalten,  2.  Die  Ver- 
einigung der  in  Deutschland  arbeitenden  Feuerversicherungsgesellschaften,  3.  Der 
Verband  deutscher  Feuerversicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit.  Der  letzt- 
genannte Verband  beabsichtigt  allerdings,  wie  mir  von  seinem  Ausschußvorsitzenden, 
Herrn  Direktor  Ch.  Kahle  in  Lübeck,  freundlichst  mitgeteilt  wurde,  mit  der  Zeit 
über  den  Rahmen  eines  bloUen  Mitteilungsverbandes  hinauszugehen  und  u.  a.  den  selb- 
ständigen Betrieb  der  Rückversicherung  für  seine  Mitglieder  in  die  Hand  zu 
nehmen. 
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Ihre  Leistungen  sind  daher  hinsichthcli  ihres  Einflusses  auf  die 
Betriebsverhältnisse  an  dieser  Stelle   kurz  zu  behandeln. 

Der  Verband  der  öffentlichen  Anstalten  ist  durck  den  Wort- 
laut seiner  Satzung  angewiesen,  für  gewisse  Geschäftszweige  — 
vornehmlich  Kriegsschädenversicherung,  Rückversicherung  und 
Vorschußgewährung  an  seine  Mitglieder  —  besondere  Abteilungen 
einzurichten.  Für  die  Kriegsschädenversicherung  ist  bislang  noch 
nichts  geschehen.  Dagegen  ist  für  die  beiden  anderen  Geschäfts- 
gebiete seit  1876  eine  Rückversicherungsabteilung  mit  zwei  Unter- 
abteilungen, der  engeren  Gemeinschaft  für  die  Rückversicherung 
und  der  weiteren  Gemeinschaft  für  die  Vorschußgewährung,  tätig. 
Die  letztgenannte  Abteilung  ist  dann  im  Laufe  der  Zeit  infolge 
gebesserter  Kreditverhältnisse  überflüssig  geworden  l),  so  daß  heute 
von  dem  Verbände  nur  noch  die  Rückversicherung  betrieben  wird. 

Ursprünglich  konnten  die  öffentlichen  Anstalten  sowohl  der 
Rückversicherungsabteilung,  wie  auch  dem  Feuerversicherungs- 
verbande für  Mitteldeutschland  nur  mit  ihrem  gesamten  Ver- 
sicherungsbestande beitreten.  Der  Feuerversicherungsverband  für 
Mitteldeutschland,  dem  zurzeit  5  kleinere  Anstalten  angehören, 
behielt  diese  Form  bis  zur  Gegenwart  bei,  während  die  Rückver- 
sicherungsabteilung sie  1880  aufgab  und  statt  deren  eine  Gemein- 
schaft für  Einzelrückversicherung  schuf,  die  den  öffentlichen  An- 
stalten von  einzelnen  größeren  Objekten  bis  zu  *^/io  des  Wertes 
abnehmen  und  dadurch  die  Versicherung  größerer  gewerblicher 
Anlagen,  für  die  kurz  zuvor  (1878)  auch  ein  Minimaltarif  ausge- 
arbeitet war,  erleichtern  sollte.  Trotz  dieser  Änderung  wollten 
aber  die  Verbandsmitglieder  noch  immer  nicht  den  erwünschten 
Gebrauch  von  der  Gelegenheit  zur  Rückversicherung  machen. 
Deshalb  entschloß  man  sich  1906,  neben  der  Rückversicherung 
von  Einzelobjekten  auch  die  Abgabe  bestimmter  Quoten  des  Gesamt- 
versicherungsbestandes zuzulassen.  Die  beträchtliche  Zunahme  des 
Rückversicherungsbestandes  am  Ende  des  folgenden  Jahres  2)  beweist, 
daß  man  damit  einem  lebhaften  Bedürfnis  nachgekommen  war. 

Gegenwärtig  gehören  der  Rückversicherungsabteilung  ein 
Viertel  sämtlicher  öffentlichen  Anstalten  an,  deren  Rückver- 
sicherungssumme •^/s  des  von  den  Sozietäten  im  ganzen  rückge- 
deckten Versicherungsbestandes  ausmacht.  Aus  der  an  früherer 
Stelle 3)    gegebenen    vergleichenden   Übersicht    ist    zu    entnehmen, 

1)  1889.  Vgl.  H.  Braune,  Die  Rückversicherungsabteilung  des  Verbandes 
Hsw.,  S.  16,  für  die  Folge  auch  S.    14/15  und  17. 

2)  S.  o.  S.  75,  Tab.  4.  3)  S.  o.  S.  91,  Tab.  17. 
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daß  das  Verliältnis  zwischen  Prämien-  und  Schadenantcilon  der 
Rückversicherung  infolge  der  genossenschaftlichen  Verfassung  und 
der  äußerst  geringen  Verwaltungskosten  der  Rückversicherungs- 
abteilung  für  die  öffentlichen  Anstalten  und  weiterhin  auch  für 
das  bei  ihnen  versicherte  Publikum  sehr  vorteilhaft  ist,  und  daß 
es  ihnen  mit  Hilfe  der  gegenseitigen  Rückversicherung  möglich 
gewesen  ist,  sich  ohne  großen  Kostenaufwand  einen  wirksamen 
Ausgleich  für  die  aus  dem  lokalen  Charakter  ihres  Versicherungs- 
gebietes entspringenden  Betriebsgefahren  zu  schaffen  und  eine 
Konzentration  der  bis  dahin  zerplitterten  Rücklagenansammlung 
anzubahnen. 

Im  Gegensatz  zu  der  Tätigkeit  des  vorgenannten  Verbandes 
hat  die  „Vereinigung"  bisher  mehr  im  Interesse  der  Aktionäre  als 
der  W'rsicherten  gewirkt.  Vereinzelt  ist  sie  zwar  auch  für  das 
Wohl  der  \^ersicherten  tätig  geworden.  So  hat  sie  beispielsweise 
die  vom  \'erbande  deutscher  Privatfeuerversicherungsgesellschaften 
begonnene  Bildung  von  Gefahrengemeinschaften  1)  für  notleidende 
Risiken  in  Preußen,  Bayern,  Sachsen  und  anderen  Bundesstaaten 
unterstützt  und  sich  mit  der  Beseitigung  mancher  Mängel  des  Ver- 
sicherungsbetriebes  befaßt,  die  in  dem  zugunsten  der  Verstaat- 
lichung der  Mobiliarversicherung  gesammelten  Material  aufgedeckt 
wurden.  Des  weiteren  hat  sie  sich  auf  Einladung  des  Verbandes 
der  öffentlichen  Anstalten 2)  bereit  erklärt,  darauf  hinzuwirken,  daß 
eine  allzu  freigebige  Vergütung  von  sogenannten  Bagatellschäden 
zu  Reklamezwecken  oder  aus  unangebrachter  Kulanz,  die  mit  der 
Zeit  zu  einer  ernsten  Gefahr  für  den  Versicherungsbetrieb  geworden 
ist,  künftig  durch  die  Vercinigungsgesellschaften  nicht  mehr  statt- 
findet. In  der  Hauptsache  ist  sie  aber  doch  darum  bemüht  ge- 
wesen, durch  Konkurrenzbehinderung  und  Tarifvereinbarung  zum 
Teil  recht  beträchtliche  Prämienerhöhungen  durchzusetzen  und 
dadurch  die  Versicherung  zu  verteuern.  Ob  diese  Steigerung  der 
Prämien  allein  der  unbefriedigenden  Betriebsergebnisse  wegen 
nötig  geworden  oder  zum  guten  Teil  auch  dem  Streben  nach 
höheren  Gewinnen  entsprungen  ist,  läßt  sich  vorläufig  noch  nicht 
sicher  übersehen.     Doch  wird  die  in  einigen  Jahren  zu  erwartende 


1)  Es  ist  bemerkenswert,  daß  die  öffentlichen  Anstalten  und  ihre  Verbände  trotz 
ihrer  gemeinnützigen  Ziele  der  Versicherung  notleidender  Risiken  bis  jetzt  keinerlei 
Aufmerksamkeit  geschenkt  haben  (s.  auch  Domizlaf  f,  Überblick  usw.,  S.  98). 

2)  Angeregt  durch  einen  Vortrag  des  Geheimen  Regierungsrats  Vorster  auf  der 
71.  Hauptversammlung  der  Vereinigung  der  öffentlichen  Anstalten  in  Konstanz  (1909). 
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Veröffentlichung  der  Tarifstatistik  der  Vereinigung  über  diese 
Fragen  jedenfalls  erschöpfende  Auskunft  erteilen. 

Bisher  sind  die  seitens  der  Vereinigung  für  angezeigt  ge- 
haltenen Prämienerhöhungen  auf  die  Versicherungen  von  Fabrik- 
etablissements der  Großindustrie  beschränkt  geblieben.  Außer  den 
schon  früher  vom  Verbände  deutscher  Privatfeuerversicherungsgesell- 
schaften für  tarifpflichtig  erklärten  Versicherungen  von  Magazinen 
des  Großhandels  hat  die  Vereinigung  in  den  ersten  beiden  Jahren 
ihres  Bestehens  die  Textil-,  Briket-,  Papier-,  Tabak-,  Leder-,  Ton- 
vvaren-  und  Zementfabriken,  sowie  Elektrizitätswerke  und  elektrische 
Bahnen  besonderen  Minimaltarifen  unterstellt.  Die  Einhaltung  der 
Minimaltarife  und  der  sonstigen  konkurrenzbeschränkenden  Ver- 
sicherungen wird  von  einer  in  Cassel  eingerichteten  Zentralstelle 
aus  streng  überwacht. 

In  welchem  Maße  der  freie  Wettbewerb  durch  das  Kartell 
eingeengt  wird,  läßt  sich  im  allgemeinen  nicht  näher  bestimmen, 
weil  über  den  Inhalt  der  Verabredungen  der  verbündeten  Gesell- 
schaften nur  wenig  bekannt  geworden  ist.  Bezüglich  der  indu- 
striellen Risiken  kann  aber  wohl  kein  Zweifel  darüber  bestehen, 
daß  eine  nennenswerte  Konkurrenz  hier  nicht  mehr  möglich  ist. 
Dadurch  erklärt  sich  denn  auch  die  überlegene  Macht  des  Karteils 
gegenüber  der  Industrie,  der  es  die  neuen  Prämien  ohne  Schwierig- 
keiten aufzwingen  konnte.  Es  hat  zwar  im  Kreise  der  von  den 
Prämienerhöhungen  getroffenen  Versicherten  nicht  an  Versuchen 
gefehlt,  sich  im  Wege  der  Selbsthilfe  gegen  das  Vorgehen  des 
Kartells  zu  schützen  und  mittels  Gründung  von  Berufsvereinigungen 
wohlfeilere  Versicherungsgelegenheit  zu  schaffen.  Von  einigen 
Ausnahmen  abgesehen,  sind  diese  Pläne  aber  in  der  Regel  wegen 
der  Schwierigkeiten  der  Finanzierung  nicht  zur  Ausführung  ge- 
kommen. Auch  mögen  die  schlimmen  Erfahrungen,  die  einige  In- 
dustrien in  früherer  Zeit  mit  Versicherungsvereinen  dieser  Art 
machen    mußten,    häufig    abschreckend    gewirkt    habend).     Es    ist 


1)  S.  darüber  „Bemerkungen  zur  ,  Begründung"  eines  Feuerversicherungs- 
verbandes deutscher  Fabriken,  hg.  vom  Verbände  deutscher  Privatfeuerversicherungs- 
gesellschaften. Berlin,  1880."  Ferner  auch  Ziegler,  a.  a.  O.,  S.  64ff.  Ich 
möchte  es  aber  doch  für  eine  übereilte  Schlußfolgerung  halten,  wenn  Ziegler  auf 
Grund  dieser  immerhin  vereinzelten  Mißerfolge,  die  zum  Teil  auf  verbesserungs- 
fähige Organisationsfehler  zurückzuführen  sind,  Versicherungsvereinen  von  In- 
dustriellen ein  für  allemal  die  Lebensfähigkeit  absprechen  zu  können  glaubt.  Es 
sollte  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  es  auch  bei  der  Entwickelung  der 
Aktiengesellschaften  zur  wichtigsten  Betriebsform  der  Feuerversicherung  keineswegs 
ohne  ungezählte  Konkurse  und  Liquidationen  abgegangen  ist. 
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deshalb  begreiflich,  daß  die  \'crsicherten  in  vielen  Fällen  die  Er- 
richtung von  Konkiirrenzanstalten  auf  genossenschaftlicher  Grund- 
lage nicht  gewagt  und  sich  statt  dessen  nur  bemüht  haben,  das 
Kartell  durch  Vereinigung  in  Schutzverbänden  zur  Rücksicht- 
nahme auf  ihre  Interessen  zu  veranlassen.  Ob  Schutzverbände  in 
der  Lage  sein  werden,  bemerkenswerten  Einfluß  auf  die  Gestaltung 
des  Feuerversicherungsgeschäftes  zu  gewinnen,  ist  nach  den  bis- 
herigen Resultaten  ihrer  Tätigkeit  noch  zu  bezweifeln.  Da  sie 
sich  entweder  in  der  Beschränkung  auf  schiedsrichterliche  Ent- 
scheidung von  Differenzen  zwischen  Unternehmungen  und  Ver- 
sicherten eine  zu  große  Zurückhaltung  auferlegen,  oder  aber  durch 
einseitige  abfällige  Kritik  der  bestehenden  Zustände  die  Feind- 
schaft aller  Unternehmungen  zuziehen,  scheinen  die  Aussichten  für 
eine  Verwirklichung  ihrer  Reformen  trotz  vereinzelter  Erfolge  nur 
sehr  gering  zu  sein.  Aus  diesem  Grunde  hat  sich  neuerdings  der 
deutsche  Feuerversicherungsschutzverband  in  Berlin,  der  durch 
seine  Konflikte  mit  der  von  ihm  als  „Syndikat"  bekämpften 
„Vereinigung"  besonders  bekannt  geworden  ist,  zu  tatkräftiger 
Opposition  durch  Begründung  der  deutschen  Reformversicherten- 
bank A.-G.  entschlossen,  deren  Finanzierung  nach  manchen 
Schwierigkeiten  und  nach  Abänderung  der  Bestimmungen  über 
die  Maximaldividende  (statt  auf  6  Proz.  jetzt  auf  25  Proz.  beschränkt) 
nunmehr  sichergestellt  zu  sein  scheint.  Ferner  wird,  wie  gerücht- 
weise verlautet,  von  interessierter  Seite  die  Gründung  einer  Reihe 
von  Erwerbsgesellschaften  mit  ausgesprochener  Tendenz  gegen 
das  Kartell  geplant.  Vorderhand  ist  natürlich  noch  nicht  abzu- 
sehen, welcher  Erfolg  diesen  Bestrebungen  beschieden  sein  wird. 
Es  liegt  aber  auf  der  Hand,  daß  die  Gegner  des  Kartells  auch  bei 
einem  glücklichen  Gedeihen  ihrer  Neugründungen  ohne  Einfluß 
auf  die  Preispolitik  des  „Ringes"  der  alten  Gesellschaften  bleiben 
müssen,  wenn  es  ihnen  nicht  gelingt,  das  feste  Gefüge  der  aus 
45  Unternehmungen  zusammengeschweißten  „Vereinigung"  ins 
Wanken  zu  bringen.  Bis  dahin  werden  Industrie  und  Handel,  so- 
weit sie  wegen  der  Größe  der  Versicherungsobjekte  auf  den  Ver- 
kehr mit  Aktiengesellschaften  angewiesen  sind,  den  Preisfest- 
setzungen des  Kartells  ziemlich  machtlos  gegenüberstehen. 

Auf  die  Prämienhöhe  der  großen  Masse  von  Versicherungen 
mit  normalen  Gefahrenverhältnissen  und  geringen  Einzelbeträgen 
bestimmenden  Einfluß  zu  gewinnen,  ist  dem  Kartell  bis  jetzt  nicht 
möglich  gewesen.  Eine  Prämienverteuerung  für  diese  Versiche- 
rungen ließe  sich  wegen  der  Konkurrenz  der  öffentlichen  Anstalten 
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und  der  dem  Kartell  noch  ferngebliebenen  Gegenseitigkeits vereine 
auch  nur  in  Verbindung  mit  diesen  Instituten,  für  deren  Zustande- 
kommen aber  vorläufig  keinerlei  Anzeichen  vorhanden  sind,  durch- 
setzen. Für  Prämienermäßigungen,  etwa  auf  Grund  von  Verstän- 
digungen über  Provisionen  und  Nebengebühren,  tätig  zu  werden, 
hat  sich  die  Vereinigung  seither  noch  nicht  bemüht,  da  eine  Ver- 
billigung  der  Versicherung  ihren  Aufgaben  durchaus  fernliegt. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  zum  Schluß  noch  einmal  kurz  die 
Bedeutung,  die  die  Verbände  für  die  Gestaltung  der  Betriebsver- 
hältnisse in  der  Feuerversicherung  gewonnen  haben,  so  kommen 
wir  in  bezug  auf  die  öffentlichen  Anstalten  zu  dem  Ergebnis,  daß 
es  der  Tätigkeit  ihrer  Verbände  erfreulicherweise  gelungen  ist, 
durch  Einrichtung  einer  genossenschaftlichen  Rückversicherung  die 
aus  der  örtlichen  Konzentration  erwachsenden  Gefahren  zu  neu- 
tralisieren und  bei  der  gemeinsamen  Arbeit  von  Anstalten  mit 
und  ohne  Versicherungszwang  für  beide  eine  schnelle  Anpassung 
an  neugeschaffene  Verhältnisse  zuwege  zu  bringen.  Dem  Ver- 
bände der  Gegenseitigkeitsvereine  ist  es  infolge  seiner  regen  Mit- 
arbeit an  der  Neugestaltung  des  Versicherungsrechtes  und  der  all- 
gemeinen Versicherungsbedingungen  vorläufig  noch  nicht  möglich 
gewesen,  an  die  Lösung  anderer  in  seinem  Programm  vorge- 
sehener Aufgaben  (Rückversicherungsabteilung,  gemeinsame  Sta- 
tistik usw.)  heranzugehen.  Von  den  Leistungen  der  Verbände  der 
Erwerbsgesellschaften  verdienen  insbesondere  die  Einrichtung  der 
Gefahrengemeinschaften  für  notleidende  Risiken  und  die  Ver- 
besserung der  Feuerversicherungsstatistik  mit  Anerkennung  erwähnt 
zu  werden.  Dagegen  kann  die  Wirksamkeit  der  „Vereinigung" 
nicht  in  allen  Punkten  gutgeheißen  werden,  weil  ihre  Preispolitik 
unter  Mißachtung  berechtigter  Wünsche  der  Versicherten  auf 
manchen  Gebieten  Zustände  geschaffen  hat,  die  eine  stetige  Ent- 
wicklung des  Feuerversicherungswesens  zu  bedrohen  scheinen  und 
ganz  danach  angetan  sind,  unter  Umständen  hartnäckige  Preis- 
kämpfe heraufzubeschwören.  Ob  die  Vereinigung  imstande  sein 
wird,  auf  die  Dauer  für  die  Mehrzahl  der  industriellen  Versiche- 
rungen die  freie  Konkurrenz  auszuschließen,  bleibt  abzuwarten. 
Die  nachdrückliche  Betonung  der  Wichtigkeit  freien  Wettbewerbes 
für  gesunde  Betriebsverhältnisse  in  der  Feuerversicherung,  mit  der 
die  Vertreter  des  Privatbetriebes  aus  innerster  Überzeugung  von 
jeher  allen  Monopolbestrebungen  entgegen  getreten  sind,  läßt  das 
Fortbestehen  der  jetzigen  Zustände  zweifelhaft  erscheinen. 


Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ero;änzun^sheft  38. 


Siebentes  Kapitel. 
Die  Verstaatlichungsfrage. 


Die  Ausführungen  des  letzten  Kapitels  über  die  Tätigkeit  der 
Unternehmerverbände  m  der  Feuerversicherung  kamen  zu  dem 
Ergebnis,  daß  die  Verbände  trotz  anerkennenswerter  Leistungen 
in  vielen  Fällen  doch  nicht  gewillt  oder  nicht  in  der  Lage  sind, 
manches  Unbefriedigende  an  der  bisherigen  Organisation  des 
Feuerversicherungsbetriebes  zu  bessern  und  eine  engere  Verbindung 
zwischen  Versicherungsanstalten  mit  verschiedenen  Verfassungs- 
formen durchzusetzen.  Da  eine  Umgestaltung  der  Verhältnisse 
auch  durch  selbständiges  Vorgehen  der  Unternehmungen  oder  der 
Versicherten  nicht  erwartet  wird,  ist  wiederholt  die  Forderung  laut 
geworden,  den  Feuerversicherungsbetrieb  gänzlich  aus  den  Händen 
privater  Unternehmungen  zu  nehmen,  die  seitherige  dezentralisierte 
Betriebsweise  zu  beseitigen  und  ihn  der  Verwaltung  des  Staates 
einzuverleiben. 

Wie  Ad.  Wagner  berichtet^),  ist  der  Gedanke  zum  ersten 
Male  1877  durch  den  sozialdemokratischen  Reichstagsabgeordneten 
Rittinghausen  in  einer  Volksversammlung  in  Cöln  geäußert 
worden,  in  der  die  Übernahme  der  Feuerversicherung  durch  das 
Reich  als  wünschenswert  bezeichnet  und  zu  einer  Petition  an  den 
Reichstag  aufgefordert  wurde.  Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich  dann 
eine  umfangreiche  Literatur  über  diese  Frage  gebildet,  die  aber 
nur  zum  geringen  Teile  wissenschaftlichen  Charakter  trägt.  Es 
kann  nicht  meine  Aufgabe  sein,  mich  im  Rahmen  dieses  Kapitels 
eingehend  über  die  für  und  wider  die  Verstaathchung  der  Feuer- 
versicherung vorgebrachten  Argumente  zu  verbreiten.  Ich  muß 
mich  vielmehr  darauf  beschränken,  aus  der  Fülle  des  Materials 
einige  Gesichtspunkte,  die  mir  einer  besonderen  Beachtung  wert 
erscheinen,  herauszuheben. 


1)    Ad.  Wagner,  Der  Staat  uud  das   Versicherungswesen,  S    103,  Anm.   3. 
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In  erster  Linie  handelt  es  sich  darum,  festzustellen,  weshalb 
denn  die  Verstaatlichung  zu  empfehlen,  bez.  davon  abzuraten  ist^). 
Selbstverständlich  müssen  die  zugunsten  der  Verstaatlichung  anzu- 
führenden Gründe  derartig  beschaffen  sein,  daß  der  Übergang 
zum  Staatsbetrieb  nicht  einen,  sondern  den  einzigen  Weg  zu 
besseren  Verhältnissen  darstellt.  Aus  den  Beweggründen  werden 
sich  dann  die  nötigen  Anhaltspunkte  ergeben  für  die  Beant- 
wortung der  weiteren  Frage,  in  welcher  Form  die  Verstaatlichung 
gegebenenfalls  durchzuführen  wäre. 

Als  Objekt  für  die  Verstaatlichungspläne  kommt  in  Deutsch- 
land nur  die  Mobiliarfeuerversicherung  ernstlich  in  Betracht.  Die 
Gebäudebrandversicherung  hat  sich,  wie  wir  oben  gesehen  haben, 
zum  größten  Teil  seit  alters  in  den  Händen  der  öffentlichen 
Anstalten  befunden  und  ist  in  den  meisten  Bundesstaaten  bis 
heute  für  den  Privatbetrieb  völlig  unzugänglich  geblieben.  Da- 
gegen haben  sich  auf  dem  Gebiet  der  Mobiliarversicherung  bisher 
nur  wenige  Sozietäten  in  freier  Konkurrenz  mit  den  Privatgesell- 
schaften betätigt.  Es  handelt  sich  demnach  genau  genommen 
um  die  Frage,  ob  auch  in  der  Mobiliarfeuerversicherung  die  freie 
Konkurrenz  ausgeschlossen  und  die  öffentliche  Betriebsform  ein- 
geführt werden  soll.  Sie  wird  in  bejahendem  Sinne  zu  beant- 
worten versucht  auf  Grund  einer  Reihe  von  Erwägungen,  die  in 
der  Hauptsache  entweder  von  dem  Wesen  der  Versicherung  oder 
von  gewissen  Unzulänglichkeiten  der  bisherigen  Betriebsweise 
ausgehen. 

Aus  dem  Wesen  der  Versicherung  ist  die  Forderung  der  Ver- 
staatlichung zuerst  von  Ad.  Wagner  abgeleitet  worden.  Nach 
seiner  Auffassung  ist  das  Versicherungswesen  „kein  Geschäft", 
sondern  „eine  öffentliche  Einrichtung",  „ein  Gemein  bedürfnis". 
Unter  Gemeinbedürfnissen  versteht  Wagner  solche,  die  „über- 
haupt so  erst  in  dem  Gemeinschaftsleben  hervortreten,  selbst  erst 
durch  dasselbe  geschaffen  werden  oder  doch  wesentlich  anderen 
Charakter  annehmen.  Das  individuelle  Moment  in  ihnen  tritt 
zurück,  das  soziale  hervor" 2).  Wagners  Begriffsbestimmung  des 
Gemeinbedürfnisses  ist  vielfach  kritisiert  und  mit  dem  Hinweis, 
daß   bei  einer   so   weitgehenden  Fassung  nahezu  sämtliche  Bedürf- 


1)  Rustmann  (Zur  Frage  der  Mobiliarversicherung  im  Königreich  Bayern, 
Leipzig  1901,  S.  53)  schlägt  einen  m.  E.  unrichtigen  Weg  ein,  wenn  er  glaubt,  „sich 
zunächst  über  das  „Wie"  klar  werden"  zu  müssen  und  erst  danach  das  „Warum" 
prüfen  zu  sollen. 

2)  Wagner  a,  a.   O.,  S.    109. 

9* 
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nisse  als  Genieinbedürfnissc  anzusprechen  seien,  abj^elehnt  worden. 
Auch  ist  ihm  entgegenzuhalten,  daß  nicht  das  Bedürfnis,  sondern 
die  Art  seiner  Befriedigung  einen  sozialen  Charakter  annimmt. 
Es  ist  mir  natürlich  nicht  möglich,  mich  an  dieser  Stelle  mit  den 
einzelnen  Ansichten  über  die  wesentlichen  Begriffsmerkmale  des 
Gemeinbedürfnisses  des  näheren  auseinanderzusetzen,  und  ich 
muß  mich  mit  einigen  kurzen  Bemerkungen  begnügen. 

Als  Voraussetzung  für  das  Aufkommen  eines  Gemeinbedürf- 
nisses ist  m.  E.  erforderlich,  daß  ein  Bedürfnis,  welches  der  ein- 
zelne empfinden  sollte,  von  diesem  nicht  empfunden  wird  oder 
doch  wenigstens  nicht  befriedigt  werden  kann,  und  daß  dieses 
Unbefriedigtbleiben  von  der  Gesamtheit  als  ein  Mangel  aufgefaßt 
wird.  Zur  Erläuterung  mag  eines  der  von  Wagner  vergleichs- 
weise angeführten  Gemeinbedürfnisse,  die  Schule,  herangezogen 
werden.  Manche  Eltern  würden  ohne  Zweifel  auch  heute  noch 
nicht  einsichtig  genug  sein,  ihre  Kinder  in  die  Schule  zu  schicken. 
Die  Gesamtheit  hat  jedoch  aus  verschiedenen  Gründen  ein  Inter- 
esse am  geregelten  Schulbesuch  der  heranwachsenden  Jugend,  und 
sie  muß  deshalb  durch  Zwangsmittel  für  eine  allseitige  Befrie- 
digung dieses  Bedürfnisses  Sorge  tragen.  Solange  also  der  ein- 
zelne nicht  in  genügender  Weise  darauf  bedacht  ist,  seinen 
Kindern  die  Segnungen  des  Schulunterrichtes  zuteil  werden  zu 
lassen,  bleibt  deren  Schulbesuch  ein  Gemeinbedürfnis. 

Es  ist  nun  zu  prüfen,  ob  auch  der  Feuerversicherung  der 
Charakter  eines  Gemeinbedürfnisses  in  dem  erwähnten  Sinne  zu- 
kommt. In  den  Zeiten  ihrer  Entstehung  zu  Beginn  des  18.  Jahr- 
hunderts ist  das  ohne  Zweifel  der  Fall  gewesen.  Damals  trat  in 
der  Tat  das  Bedürfnis  des  einzelnen  nach  Versicherung  seines 
Hauses,  sofern  es  sich  überhaupt  bemerkbar  machte,  gänzlich 
zurück  hinter  dem  Interesse  des  absoluten  Staates  oder  richtiger 
gesagt  seines  Repräsentanten,  des  Landeshern,  an  der  Konsoli- 
dierung der  Steuereinnahmen  durch  die  Gebäudebrandversicherung. 
Man  ging  zwar  trotzdem  nicht  sogleich  mit  Zwangsmitteln  vor, 
sondern  machte  zunächst  den  Versuch,  die  Feuerversicherung  als 
ein  Individualbedürfnis  in  der  Bevölkerung  zu  wecken.  Diese 
zeigte  sich  jedoch  noch  nicht  reif  für  eine  freiwillige  Beteiligung 
an  der  Versicherung,  weshalb  sie  erst  mit  Gewalt  dazu  erzogen 
werden  mußte.  Beim  Aufkommen  der  Mobiliarfeuerversicherung 
kamen  dann  die  Früchte  der  Erziehung  zur  Versicherung  zum 
Vorschein.  Sie  konnte  ohne  Zwang  gedeihen,  und  das  Individual- 
bedürfnis trat  bei  ihr  gänzlich    in  den  Vordergrund.     Auch  in  der 
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Immobiliarfeuerversicherung  gewann  das  individuelle  Moment  in- 
folge wachsender  Inanspruchnahme  des  Immobiliarkredites  und 
mancher  anderen  Umstände  allmählich  die  Oberhand.^  In  Preußen 
wurde  diesem  Umschwung  in  den  Verhältnissen  bekanntlich  Rech- 
nung getragen  durch  Aufhebung  des  Gebäudeversicherungs- 
zwanges. Die  Maßregel  hatte  kein  merkliches  Nachlassen  der  Ver- 
sicherungsnachfrage zur  Folge,  woraus  zu  entnehmen  ist,  daß  die 
Feuerversicherung  im  Laufe  ihrer  Entwicklung  den  Charakter  eines 
Gemeinbedürfnisses  eingebüßt  hat. 

Daraus  geht  hervor,  daß  sich  die  Frage,  ob  die  Feuerver- 
sicherung als  ein  Gemeinbedürfnis  zu  behandeln  ist,  nicht  a  priori, 
sondern  nur  auf  Grund  der  jeweiligen  Zustände  beantworten  läßt. 
Es  würde  also  für  die  Gegenwart  zu  prüfen  sein,  ob  die  Teil- 
nahme an  der  Feuerversicherung  derartig  beschaffen  ist,  daß  eine 
zwangsweise  Heranziehung  der  Unversicherten  im  Interesse  der 
Gesamtheit  notwendig  erscheint. 

Damit  kommen  wir  indessen  bereits  zu  denjenigen  Gründen 
der  Verstaatlichungsfreunde,  die  auf  angebliche  Unzulänglichkeiten 
der  bisherigen  Betriebweise  —  sei  es  in  sozialpolitischer,  sei  es  in 
ökonomischer  Hinsicht  —  zurückgehen.  An  der  bestehenden  Or- 
ganisation des  Feuerversicherungswesens  wird  bemängelt,  daß  es 
ihr  nicht  gelingt,  alle  Versicherungsbedürftigen,  insbesondere  die 
minderbemittelten  und  der  Gefahr  gänzlicher  Verarmung  im  Brand- 
falle um  so  eher  ausgesetzten  Personen,  für  die  Versicherung  zu 
gewinnen.  Ob  überhaupt  und  in  welchem  Umfange  diese  Be- 
hauptung zutrifft,  kann  vorderhand  noch  nicht  entschieden  werden, 
da  —  wie  ich  bei  früherer  Gelegenheit  mit  Bedauern  feststellen 
mußte  —  über  das  Verhältnis  zwischen  Bevölkerungsanzahl  und 
Policenanzahl  einstweilen  noch  keine  zuverlässigen  Angaben  zu 
machen  sind.  Aber  selbst  wenn  die  Berechnung  sich  ausführen 
ließe,  so  wäre  ihr  Resultat  in  diesem  Zusammenhange  doch  nur 
als  ein  Schlüssel  aufzufassen  zu  der  weiteren  Frage,  wie  sich  die 
Zahl  der  bürgerlichen  ^j  Feuerversicherungen  zur  Zahl  der  Haus- 
haltungen 2)  verhält.  Daß  die  Versicherung  im  Geschäftsleben,  ab- 
gesehen   von   jenen  Fällen,    in    denen    die    sogenannte    Selbstver- 


1)  Die  auf  Handel,  Gewerbe  und  Landwirtschaft  entfallenden  Versicherungen 
müßten  natürlich  außer  Betracht  bleiben,  da  sich  andernfalls  eine  der  Wirklichkeit 
nicht  entsprechende,  allzu  rege  Beteiligung  ergeben  würde. 

2)  Es  ist  zwar  nicht  einwandfrei,  sich  jeden  Versicherungsnehmer  als  Haus- 
haltungsvorstand vorzustellen;  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  dürfte  diese  Annahme 
jedoch  mit  den  Tatsachen  übereinstimmen. 
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Sicherung,'  sich  als  ökünomischer  erweist,  nur  äußerest  >selten  ver- 
säumt wird,  ist  kaum  zu  bezweifeln  und  wegen  der  Möglichkeit 
der  Prämienabwälzung  auf  die  Konsumenten  auch  leicht  zu  be- 
greifen. ■  Die  Mehrzahl  der  unversicherten  Objekte  dürfte  wohl 
unter  dem  Hausrat  der  ärmeren  Leute,  ein  geringer  Teil  vielleicht 
auch  unter  den  bescheidenen  Vorräten  der  kleineren  Bauern  und 
Gewerbetreibenden  zu  suchen  sein.  Auf  diese  Bevölkerungs- 
gruppen  hätten  .sich  Untersuchungen  über  die  Beteiligungsziffer  an 
der  Feuerversicherung  also  hauptsächlich  zu  erstrecken.  Obwohl 
ich  den  zahlenmäßigen  Beweis  schuldig  bleiben  muß,  möchte  ich 
doch  annehmen,  daß  ihre  Ergebnisse  eine  beängstigende  Vernach- 
lässigung der  Feuerversicherung  kaum  zutage  fördern  würden, 
weil  sich  diese  auch  schon  jetzt  an  verschiedenen  Erscheinungen 
erkennen  lassen  müßte.  Wenn  sich  die  Armen  wirklich  in  be- 
merkenswertem Umfange  von  der  Versicherung  fernhielten,  so 
könnte  auf  die  Dauer  eine  häufige  Unterstützungsbedürftigkeit  in- 
folge von  Brandschäden  nicht  ausbleiben.  In  der  Statistik  der 
Verarmungsursachen  müßten  alsdann  Feuersbrünste  eine  wichtige 
Rolle  spielen.  Die  Ergebnisse  der  preußischen  Armenstatistik  l) 
beweisen  indessen  das  Gegenteil.  Sie  zeigen,  daß  Brandschäden 
als  Ursachen  der  Unterstützungsbedürftigkeit  keine  allzu  große 
Bedeutung  beizumessen  ist.  Unter  den  namentlich  aufgeführten 
Ursachen  sind  sie  nicht  enthalten.  Sie  könnten  höchstens  in  die 
Summe  der  sonstigen  Ursachen  einbezogen  sein.  Wäre  das  tat- 
sächlich der  Fall,  so  ist  anzunehmen,  daß  sie  doch  nur  in  be- 
scheidenem Maße  die  Verarmung  der  preußischen  Bevölkerung 
befördert  haben,  weshalb  denn  auch  die  getrennte  Anführung 
ihres  prozentuellen  Anteiles  nicht  lohnend  erschien.  Seit  dem 
Berichtsjahre  der  Statistik  sind  allerdings  25  Jahre  verstrichen,  in 
denen  sich  manches  geändert  haben  könnte.  Ich  möchte  aber 
doch  annehmen,  daß  die  Beteiligungsverhältnisse  an  der  Feuer- 
versicherung dank  der  rastlosen  Pionierarbeit  unserer  privaten 
und  öffentlichen  Feuerversicherungsinstitute  sich  in  der  Zwischen- 
zeit auf  keinen  Fall  verschlechtert  haben,  wenn  auch  nach  Beob- 
achtungen bei  verschiedenen  Ortsbränden  in  neuerer  Zeit  die 
durch  keine  Versicherung  gedeckten  Schadenbeträge  leider  immer 
noch  eine  bemerkenswerte  Höhe  aufweisen. 

Infolgedessen  komme  ich  zu  dem  Ergebnis,    daß  heute  in  den 
Kreisen    der    wirtschaftlich  Schwachen   die  Anzahl  derjenigen  Per- 


1)  Annalen  des  Deutschen  Reichs   1S86,  S.  743, 
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sonen,  die  aus  Nachlässigkeit  oder  unangebrachter  Sparsamkeit 
der  Feuerversicherung  fern  bleiben,  im  allgemeinen  nicht  bedeutend 
genug  sein  dürfte,  um  das  Verlangen  nach  Verstaatlichung  der 
gesamten  Mobiliarversicherung  damit  ausreichend  motivieren  zu 
können. 

Außer  dem  guten  Willen  ist  für  die  Armen  auch  vielfach  die 
Möglichkeit  zur  Versicherung  ihres  dürftigen  Hausrats  in  Zweifel 
gezogen.  Die  Vermutung  wird  sich  in  früherer  Zeit  nicht  selten 
als  zutreffend  erwiesen  haben.  Heute  ist  ihr  jedoch  größtenteils 
der  Boden  entzogen  durch  die  auf  die  Initiative  des  Verbandes 
deutscher  Privatfeuerversicherungsgesellschaften  zurückzuführenden 
früher  bereits  erwähnten  Gefahrengemeinschaften  für  notleidende 
Risiken,  zu  deren  Bildung  sich  die  Gesellschaften  teilweise  wohl 
gerade  unter  dem  Drucke  der  Verstaatlichungsagitation  verstanden 
haben  1).  In  allen  Gebieten,  in  denen  es  zur  Einrichtung  von  Ge- 
fahrengemeinschaften kam,  sind  auch  die  Klagen  über  unversicher- 
bare  Risiken  verstummt,  woraus  hervorgeht,  daß  sich  ein  hier 
oder  da  auftretender  Versicherungsnotstand  noch  auf  andere  Weise, 
als  durch  allgemeine  Einführung  des  Staatsbetriebes  beseitigen 
läßt.  Ebenso  hat  auch  ein  anderes  Argument,  das  in  den  Agita- 
tionsschriften der  Gegner  des  Privatbetriebes  immer  wiederkehrt, 
nämlich  die  Klage  über  rigorose,  das  versicherte  Publikum  benach- 
teiligende Versicherungsbedingungen  heute,  wo  der  Schutz  der 
Versicherten  vor  Übervorteilungen  von  selten  der  Unternehmer 
durch  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  den  Versicherungs- 
vertrag und  die  überwachende  Tätigkeit  des  Aufsichtsamtes  sicher- 
gestellt ist,  seine  Beweiskraft  für  die  Unentbehrlichkeit  einer  staat- 
lichen Mobiliarversicherung  verloren. 

Schließlich  ist  an  dieser  Stelle  noch  der  Schlußfolgerungen 
zu  gedenken,  die  sich  für  die  Gestaltung  der  Organisation  des 
Versicherungsbetriebes  ergeben  sollen  aus  der  Schematisierung  wirt- 
schaftlicher Schutzmaßregeln  in  Meidung,  Unterdrückung  und  Ver- 
sicherung,  von    der   am  Ende  des  einleitenden  Kapitels  schon  ein- 

1)  Daß  die  Verstaatlichungspropaganda  die  Gesellschaften  nicht  nur  zu  gemein- 
nützigem Wirken,  sondern  unter  Umständen  auch  zu  bedenklichem  Entgegenkommen 
veranlaßt  hat,  beweist  die  allerdings  wohl  vereinzelte  Annahme  subjektiv  unannehm- 
barer Risiken  von  Seiten  der  bayrischen  Gefahrengemeinschaft  (vgl.  Ergebnisse  einer 
Enquete  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Oberbayem,  veröffentlicht  in  der 
Zeitschrift  für  Versicherungswesen,  1908,  S.  99).  Eine  Fortsetzung  dieser  Praxis 
würde  jedenfalls  nicht  im  Interesse  der  Gesamtheit  der  Versicherten  liegen,  aus  deren 
Prämien  doch  in  letzter  Linie  das  Defizit  der  Gefahrengemeinschaften  gedeckt 
werden  muß. 
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mal  die  Rede  war.  Mit  Rücksiclit  auf  die  dort  besprochenen 
Wechselbeziehungen  zwischen  den  drei  i\rten  von  Schutzmitteln 
ist  von  Ad.  Wagner  u.  a.  eine  „Verbindung  von  Baupolizei, 
Feuerlöschwesen  und  Wrsicherungswcj^en"  ^)  gefordert  worden. 
„Meidung  und  Unterdrückung",  bemerkt  Wagner^),  „müssen  .  .  . 
in  eine  enge  administrative  Beziehung  zu  den  Einrichtungen  des 
Versicherungswesens  selbst  treten".  Er  gibt  indessen  zu,  dafj  die 
Betriebsform  der  Versicherung  sich  nicht  lediglich  nach  diesem 
einen  Punkte  richten  kann,  und  führt  dann  weiter  aus,  daß  er 
nur  solche  Organisationen  vermieden  wissen  möchte,  „welche  in- 
direkt entweder  bewirken,  daß  Meidung  und  Unterdrückung  sich 
eher  in  der  Richtung  zum  „Minimum"  bewegen,  wo  dann  die  Ver- 
sicherungskosten für  die  Versicherten  steigen,  oder  aber,  daß  die 
Vorteile  aus  der  meist  ganz  oder  größtenteils  auf  öffentliche  Kosten 
oder  auf  Kosten  Dritter  hergestellten  Meidung  und  Unterdrückung 
nicht  in  entsprechend  mäßigeren  Prämien  den  Versicherten,  son- 
dern, wenigstens  teilweise,  wenn  nicht  ganz,  in  größeren  Gewinnen 
den  Versicherern  zugewendet  werden"^).  Wagner  glaubt  in 
dieser  Beziehung  Bedenken  gegen  die  gewerbliche  Betriebsform 
der  Versicherung  erheben  zu  müssen.  Dem  gegenüber  ist  jedoch 
darauf  hinzuweisen,  daß  die  Kosten  der  Meidung,  von  denen  der 
Aufwand  für  die  Unterhaltung  der  Baupolizei  nur  einen  ganz 
geringfügigen  Teil  bildet,  in  der  Regel  nicht  der  Allgemeinheit, 
sondern  fast  ausnahmslos  den  Versicherten  zur  Last  fallen,  die 
dann  schon  darauf  sehen,  daß  eine  angemessene  Ermäßigung  der 
Prämie  nicht  ausbleibt.  Auch  entfällt  von  den  Ausgaben  für  das 
Feuerlöschwesen,  deren  Höhe  erheblich  hinter  den  für  die  Ver- 
besserung der  Feuersicherheit  geopferten  Summen  zurückbleiben 
dürfte,  nach  meinen  früheren  Ausführungen  (s.  o.  S.  37  ff.)  auf  die 
Versicherten  ein  verhältnismäßig  viel  zu  hoher  Anteil.  Wenn  also 
den  Aktionären  mit  der  Vervollkommnung  des  Feuerlöschwesens 
und  Feuerschutzes  wirklich  nennenswerte  Vorteile  zufielen,  was 
aber  im  allgemeinen  durch  die  Konkurrenz  der  verschiedenen 
Betriebsarten  verhütet  wird,  so  könnte  sich  dadurch  niemals  die 
Gesamtheit,  sondern  allein  das  versicherte  Publikum  benachteiligt 
fühlen.  Ebenso  kann  m.  E.  auch  nicht  wohl  behauptet  werden, 
daß  Meidung  und  Unterdrückung  unter  der  Herrschaft  des  Privat- 
betriebes zu  einem  Minimum  geworden  wären.  Seit  Jahrzehnten 
sind     die    Privatgesellschaften    unablässig     darauf    bedacht,     neue 

1)  Art.   „Versicherungswesen"   a.  a.  O.,  S.  374. 

2)  Ebenda,  3)  Ebenda. 
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Sicherheitsvorschriften  zu  ersinnen  und  der  unvermeidUchen  stetigen 
Zunahme  der  Schadenfälle  dadurch  zu  begegnen,  daß  sie  den 
Umfang  der  einzelnen  Schäden  möglichst  einzuschränken  suchen. 
Es  scheint  mir  sehr  zweifelhaft,  ob  es  einem  Staatsbetriebe  mög- 
lich gewesen  wäre,  beispielweise  die  Feuersicherheit  gewerblicher 
Anlagen  bis  zu  dem  heutigen  Grade  der  Vollkommenheit  zu 
fördern. 

Da  man  dem  Privatversicherungsbetrieb  die  Fähigkeit  zum 
sorgsamen  Ausbau  der  Meidung  und  Unterdrückung  nicht  gut  ab- 
sprechen kann,  hat  man  seinen  guten  Willen  in  Zweifel  zu  ziehen 
gesucht,  weil  er  sich  unter  Umständen  zu  einem  Verzicht  auf  die 
Einrichtung  kostspieliger  Sicherheitsvorkehrungen  bereit  zeigt  und 
kein  Bedenken  trägt,  die  Versicherung  alsdann  zu  einer  ent- 
sprechend höheren  Prämie  in  Deckung  zu  nehmen  1).  Ich  glaube 
aber,  man  kann  es  nur  als  einen  Vorzug  des  Privatbetriebes  an- 
sehen, daß  er  nicht  stets,  wie  der  Staatsbetrieb,  an  die  Durch- 
führung eines  starren  Zwanges  gebunden  ist,  sondern  dem  Ver- 
sicherten gegebenenfalls  auch  Sicherheitseinrichtungen  erlassen  kann, 
wenn  ihre  Kosten  in  keinem  Verhältnisse  zu  ihrem  Nutzen  stehen. 

Aus  alledem  dürfte  hervorgehen,  daß  die  gegen  die  Betriebs- 
verhältnisse in  der  Feuerversicherung  erhobenen  sozialpolitischen 
Bedenken  in  manchen  Stücken  stark  übertrieben  sind  oder  doch 
wenigstens  in  der  Gegenwart  keinen  hinreichenden  Anlaß  zur  all- 
gemeinen Einführung  des  Staatsbetriebe's  mehr  bieten  können. 

Eine  stärkere  Beweiskraft  scheint  dagegen  auf  den  ersten 
Blick  hin  jenen  Ausführungen  zuzukommen,  die  die  Notwendigkeit 
ausschließlich  öffeptlicher  Betriebsweise  mit  der  ökonomischen  Un- 
zulänglichkeit der  jetzigen  Organisationsverhältnisse  begründen. 
Sieht  man  indessen  näher  zu,  so  nimmt  man  wahr,  daß  die  gegen 
den  Privatbetrieb  im  allgemeinen  erhobenen  Angriffe  größtenteils 
nur  in  bezug  auf  die  Aktiengesellschaften,  und  auch  hier  nur  mit 
mancherlei  Einschränkungen,  als  berechtigt  anerkannt  werden 
können.  Außerdem  ist  in  vielen  Fällen,  in  denen  den  Privat- 
gesellschaften hohe  Betriebskosten  nachgewiesen  werden  können, 
wenigstens  die  Möglichkeit  vorhanden,  auch  ohne  Einrichtung 
einer  staatlichen  Mobiliarfeuerversicherung  zu  besseren  Zuständen 
zu  gelangen,  wenn  auch  zugegeben  werden  soll,  daß  diese  Wen- 
dunsr    zum    besseren  vorderhand    noch  nicht  immer  wahrscheinlich 


1)  Wagner  sieht  darin  einen   „inhärenten  Fehler"   der  Erwerbsgesellschaften 
(Der  Staat  usw.,  S.  160). 
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ist.  Trotzdem  darf  man  aber  annehmen,  daß  die  immer  stärker 
werdende  Konkurrenz  der  Gegenseitigkeitsgesellschaftcn  und  öffent- 
lichen Anstalten  im  Laufe  der  Zeit  auch  bei  den  Aktiengesell- 
schaften auf  durchgreifende  Reformen  hinwirken  wird. 

Wie  schon  bei  früherer  Gelegenheit  liervorgehoben  wurde, 
bilden  die  Ausgaben  für  Verwaltungskosten  und  Provisionen  die 
Hauptangriffspunkte  auf  den  Privatbetrieb.  Sie  werden  nicht  nur 
im  ganzen  wegen  der  dezentralisierten  Betriebsweise,  sondern 
auch  im  einzelnen  besonders  bei  den  Aktiengesellschaften  infolge 
ihrer  Erwerbsabsichten  zu  hoch  befunden.  Es  kann  nicht  in  Ab- 
rede gestellt  werden,  daß  das  Nebeneinander-  und  Gegeneinander- 
arbeiten  der  vielen  Agenten  und  die  damit  verbundene  fortgesetzte 
Propaganda  den  Versicherten  recht  ansehnliche  Summen  kostet. 
„Diese  müssen  volkswirtschaftlich  zum  Teil  als  Verlustposten 
gelten,  weil  sie  nicht  unbedingt  notwendig,  sondern  bei  einer  an- 
deren Organisation  der  Versicherung  zu  vermeiden  wären:  näm- 
lich bei  der  einheitlichen  Leitung  und  Konzentration  in  großen 
öffentlichen  Anstalten"  l).  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  die  Pcr- 
sonalkosten  im  einzelnen  Falle  noch  dadurch  weiter  zu  ermäßigen 
wären,  daß  man  bei  einer  neu  zu  errichtenden  Staatsanstalt,  wie 
Wagner  es  vorschlägt,  die  bisher  von  den  Agenten  wahrgenom- 
menen Geschäfte  nebenher  von  Unterbeamten  unentgeltlich  be- 
sorgen ließe.  Es  möchten  sich  ja  vielleicht  genügend  Beamte 
finden,  die  dienstlich  nicht  so  sehr  in  Anspruch  genommen  sind, 
daß  ihnen  die  nötige  Zeit  zu  derartigen  Nebenbeschäftigungen 
fehlte.  Doch  ist  anzunehmen,  daß  bei  der  Unentgeltlichkeit  die 
Qualität  der  Leistung  kaum  gewinnen  könnte.  Auch  ist  es 
zweifelhaft,  ob  die  in  Vorschlag  gebrachten  Unterbeamten  immer 
über  die  nötige  Sachkenntnis  verfügen  würden.  Ein  Mangel  in 
dieser  Beziehung  würde  sich  deshalb  ganz  besonders  nachteilig 
bemerkbar  machen,  weil  damit  ein  Rückgang  in  der  Vervoll- 
kommnung der  Feuersicherheit  eintreten  müßte.  Denn  die  Kost- 
spieligkeit des  Verwaltungsapparates  der  Aktiengesellschaften  ist 
zum  größten  Teile  eine  Folge  der  mühevollen  Beobachtung  und 
Ermittlung  der  Brandursachen,  für  die  besonders  hinsichtlich  der 
industriellen  Versicherungsobjekte  vorzüglich  geschulte  Kräfte  in 
größerer  Anzahl  nicht  zu  entbehren  sind.  Auch  eine  staatliche 
Mobiliarfeuerversicherungsanstalt  könnte  in  dieser  Beziehung  keine 
Ersparnisse,    die    auf  Kosten    der  Feuersicherheit    gemacht  werden 


))   Wagner  (Der  Staat  usw.,  S.  123). 
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müßten,  beabsichtigen.  Die  Erfahrung  spricht  sogar  dafür,  daß 
sie  wahrscheinHch  mit  beträchtlich  höheren  Unkosten  als  der 
Privatbetrieb  zu  rechnen  hätte.  Diese  dürften  allerdings  reichlich 
wieder  ausgeglichen  werden  durch  den  geringeren  Aufwand  für 
Regulierungskosten  und  —  das  Bestehen  allgemeinen  Versiche- 
rungszwanges vorausgesetzt  —  durch  den  Fortfall  jeglicher  An- 
werbungsprovisionen. Trotz  der  nach  herrschender  Meinung  re- 
lativ notwendig  höheren  Verwaltungskosten  wäre  demnach  eine 
absolute  Betriebsverbilligung  kaum  zu  bezweifeln.  Sofern  der 
Staat  mit  dem  Versicherungsbetriebe  keine  Erwerbsabsichten  ver- 
folgen würde,  was  natürlich  nicht  unbedingt  ausgeschlossen  ist, 
könnte  infolge  dieser  Ersparnisse,  die  durch  den  Wegfall  der  bis- 
her an  die  Aktionäre  verteilten  Dividenden  noch  eine  Zunahme 
erführen,  eine  Ermäßigung  der  Versicherungsprämien  nicht  aus- 
bleiben. Ihre  voraussichtliche  Höhe  hinge  dann  in  der  Hauptsache 
ab  von  der  Organisationsform,  die  eine  staatliche  Mobiliarver- 
sicherungsanstalt annähme. 

Soll  in  der  Mobiliarversicherung  allgemein  an  Stelle  des  Privat- 
betriebes der  öffentliche  Betrieb  treten,  so  bedürfen  vor  allem 
zwei  Punkte  der  Aufklärung.  Einmal  ist  zu  prüfen,  welche  Aus- 
dehnung das  Versicherungsgebiet  einer  Staatsanstalt  anzunehmen 
hätte,  ob  es  nur  das  Gebiet  eines  Bundesstaates  oder  dessen  Teile, 
oder  das  ganze  Reichsgebiet  umfassen  soll.  Weiterhin  ist  dann 
in  Erwägung  zu  ziehen,  nach  welchem  Prinzip  der  Beitritt  der 
Versicherten  erfolgen  soll,  ob  die  Versicherungsnahme  besser 
dem  einzelnen  anheimzustellen  oder  zwecks  „Vereinfachung  und 
Verwohlfeilerung  der  Verwaltung"  l)  durch  gesetzlichen  Zwang  zu 
erwirken  wäre. 

Soweit  das  Versicherungsgebiet  in  Betracht  kommt,  dürfte  in 
ökonomischer  Hinsicht  eine  Reichsanstalt  vor  einzelstaatlichen 
Instituten  zweifellos  den  Vorzug  verdienen,  weil  sie  allein  eine 
einheitliche  Versicherungspraxis,  ungetrennte  Reservenbildung  und 
Beschränkung  allzu  weit  gehender  Rückversicherung,  die  vielfach 
nur  ein  Notbehelf  dezentralisierter  Betriebsweise  ist,  gewährleistet. 
Um  die  Betriebsunkosten  möglichst  niedrig  zu  halten,  müßte  sie 
sich  notwendig  auf  den  Beitrittszwang  stützen  können,  durch  den 
nicht  nur  die  Ersparung  bedeutender  Akquisitionsgebühren  ermög- 
licht, sondern  auch  eine  kräftige  Heranziehung  aller  derer,  die 
sich  bisher  der  Versicherung  fern  hielten,  verbürgt  wird. 


1)  Wagner,  Art.  Versicherungswesen,  S.  426 
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Ob  und  in  welchem  Umfange  die  Lruartungen,  die  man  an 
die  Verstaatlichung  der  Mobiliarversicherung  geknüpft  hat,  in  Er- 
füllung gehen  können,  sind  Fragen,  über  die  die  Ansichten  be- 
rufener Fachleute  sehr  auseinandergehen.  Sie  im  einzelnen  gegen- 
einander abzuwägen,  kann  hier  nicht  meine  Aufgabe  sein.  Aber 
einige  Bedenken,  die  gegen  die  Einführung  des  Versicherungs- 
zwanges, ohne  den  ein  erfolgreicher  öffentlicher  Betrieb  nicht  zu 
erhoffen  wäre,  wie  auch  gegen  den  Staatsbetrieb  überhaupt  geltend 
gemacht  sind,   möchte  ich  doch  nicht  unerwähnt  lassen. 

Der  E!rlaß  eines  allgemeinen  Versicherungszwanges  setzt  nach 
früheren  Darlegungen  voraus,  daf3  weniger  die  erwartungsmäßige 
Gegenleistung,  als  vielmehr  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit 
des  einzelnen  als  maßgebender  Faktor  über  die  Höhe  der  Ver- 
sicherungsbeiträge entscheidet.  Die  allgemeine  Anerkennung  des 
darin  zum  Ausdruck  kommenden  Unterstützungsprinzipes  ist  zwar 
verschiedentlich  als  durchaus  wünschenswert  bezeichnet  1).  Trotz 
vereinzelter  Vorteile  muß  aber  darin  doch  ein  gefährlicher  Hemm- 
schuh für  eine  befriedigende  Entwicklung  des  Feuerversicherungs- 
wesens gesehen  werden,  weil  mit  der  Aufgabe  der  nach  Gefahren- 
klassen abgestuften  Beiträge  auch  der  Antrieb  zur  Erhöhung  der 
Feuersicherheit  verloren  gehen  und  damit  eine  Zunahme  der 
Schäden  in  bezug  auf  Häufigkeit  und  Umfang  eintreten  würde. 
Demzufolge  kann  auch  der  allgemeinen  Einführung  des  Ver- 
sicherungszwanges, deren  mannigfache  Vorzüge  keineswegs  ver- 
kannt werden  sollen,  nicht  das  Wort  geredet  werden,  zumal  mit 
der  Entmündigung  des  einzelnen  im  Interesse  der  Gesamtheit  nach 
den  f^rfahrungen  in  anderen  Versicherungszweigen  das  Streben 
nach  arbeitslosen  Einkünften  wachgerufen  und  die  Selbsthilf- 
erziehung verkümmert  wird.  „Die  freie  Versicherungsanstalt  ohne 
Monopol  und  Zwang  dringt  viel  langsamer  vor,  hat  teure  Kon- 
kurrenzkosten, aber  ihre  Teilnehmer  sind  überzeugte  Anhänger, 
nicht  widerwillig  gezwungene ;  wer  bei  ihr  versichert,  ist  in  seinen 
Motiven,  ist  wirtschaftlich  ein  anderer  geworden"  2). 

Nicht  minder  ernst  zu  nehmende  Bedenken,  denen  gegenüber 
die  mäßige  Herabsetzung  der  Betriebskosten  wenig  ins  Gewicht 
fällt,  stehen  der  beabsichtigten  Einführung  der  öffentlichen  Betriebs- 


1)  Vgl.  Ad.  Wagner,  Der  Staat  und  das  Versicherungswesen.  Ebenso  Art. 
„Versicherungswesen'',  S,  409.  Gegen  das  Unterstützungsprinzip  spricht  sich  u.  a. 
auch  Bischoff  aus,  indem  er  an  die  Aufgaben  der  Versicherung  erinnert  („Sie 
hat  zu  verteilen,  nicht  zu  verschenken"    a.   a.   O.,  S.  41). 

2)  Schmoll  er,  Grundriß,  II.  Teil.  S.  346. 
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weise  überhaupt  entgegen.  Mit  Recht  ist  in  dieser  Beziehung  auf 
die  hohen  Summen  hingewiesen  i),  die  den  Privatgesellschaften 
für  ihre  Aktionäre  und  Beamten  als  Abfindung  zu  zaiilen  und  von 
den  Versicherten  künftig  zu  verzinsen  wären,  wodurch  dann  eine 
an  sich  mögliche  Verbilligung  der  Versicherung  wieder  illusorisch 
würde.  Des  weiteren  sind  begründete  Zweifel  an  der  Bereitwillig- 
keit und  Fähigkeit  des  öffentlichen  Feuerversicherungsbetriebes  zur 
Einführung  neuer  Versicherungsarten  laut  geworden 2).  Schließ- 
lich ist  noch  der  Einwand  erhoben,  daß  mit  dem  Aufhören  des 
ausländischen  Geschäftsbetriebes,  auf  den  sich  der  Staat  mit  Rück- 
sicht auf  die  Gefahr  politischer  Verwicklungen  nicht  einlassen  dürfte, 
auch  die  bisher  daraus  gezogenen  Gewinne  in  Wegfall  kämen,  und  die 
Gelegenheit  zu  internationaler  Rückversicherung  preisgegeben  würde. 
Im  Hinblick  auf  die  ohne  weiteres  einleuchtenden  zahlreichen 
Gegengründe  ist  es  verständlich,  daß  die  Verstaatlichungsfreunde 
trotz  wiederholter  Anträge,  denen  mitunter  auch  rein  partei- 
politische Gesichtspunkte  zugrunde  lagen ^),  bislang  bei  den  Staats- 
behörden keinerlei  Erfolge  aufzuweisen  hatten.  Die  Regierungen 
haben  den  von  den  Feinden  des  Privatbetriebes  angeführten  Ar- 
gumenten nach  eingehender  Prüfung  bisher  stets  ihre  Anerkennung 
versagen  müssen  und  auch  auf  erneute  Anträge  hin  ihren  ab- 
lehnenden Standpunkt  nicht  verlassen  können.  Man  darf  deshalb 
wohl  behaupten,  daß  ein  Bedürfnis  nach  Verstaatlichung  der 
Mobiliarfeuerversicherung  ungeachtet  aller  Mängel  der  seitherigen 
Betriebsweise  bislang  noch  nicht  festzustellen  war,  und  Emming- 
haus"^)  vorbehaltlos  zustimmen,  wenn  er  ausführt:  «Die  Ver- 
teidiger des  herrschenden  Zustandes  haben  mit  unwiderleglicher 
Beweisführung  dargetan,  daß  weder  hinsichtlich  der  Aufwände, 
noch  hinsichtlich  der  Qualität  der  Leistung  die  nur  durch  die 
Dienstpflicht  interessierte,  an  feste,  schwer  veränderliche  Normen 
gebundene,  der  Würdigung  der  unendlichen  Verschiedenheit  indi- 
vidueller Verhältnisse  nicht  gewachsene  Staatsversicherung  auch 
nur  annähernd  dem  Bedürfnisse  so  gut  entsprechen  könne,  wie 
die  Privattätigkeit " . 

1)  Vgl.  V.  Rasp  und  H.  Rehm,  Bemerkungen  zur  Verstaatlichung  usw., 
München  1906,  S.  60  und  88  ff. 

2)  Vgl.  Röscher,  Theorie  usw.,  S.  54:  »Für  .  .  ,  Vorausberücksichtigung 
latenter  Bedürfnisse  der  Käufer  wird  der  gewissenhafte  Staatsbeamte  meist  zu  ängst- 
lich sein,  der  nicht  gewissenhafte,  da  seine  Versuche  auf  Staatskosten  gemacht 
werden,  fast  immer  zu  leichtsinnig."  3)  Vgl.  Rustmann  a.  a.  O.,  S.  52. 

4)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bd.  IV,  3.  Aufl.  1909,  Art. 
„Feuerversicherung"   S.   96. 


Achtes  Kapitel. 

Schlußbetrachtungen  über  die  künftige  Gestaltung  des 
Feuerversicherungsbetriebes. 


Eine  sorgfältige  Abwägung  der  beachtenswerten  Fortschritte, 
die  von  einer  allgemeinen  Verstaatlichung  der  Feuerversicherung 
zu  erwarten  wären,  und  der  zahlreichen  gegön  diese  Umwandlung 
sprechenden  Bedenken  führte  am  Schluß  des  vorigen  Kapitels  zu 
dem  Resultat,  daß  für  den  Staat  zurzeit  noch  kein  hinreichender 
Anlaß  zu  einer  derartigen  gewaltsamen  Änderung  der  bisherigen 
Betriebsweise  vorliegt.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  der  Staat  die 
Anregung  zeitgemäßer  Reformen  der  jetzigen  Organisationsver- 
hältnisse, die  in  vielen  Punkten  durchaus  verbesserungsbedürftig 
sind,  den  einzelnen  Unternehmungen  und  ihren  Verbänden  über- 
lassen, oder  ob  er  auf  der  Grundlage  der  bestehenden  gemischten 
Betriebsweise  seinen  Einfluß  im  Sinne  berechtigter  Wünsche  der 
Versicherten  geltend  machen  soll.  Zieht  man  in  Betracht,  daß  die 
Verbände  in  vielen  Fällen  die  Interessen  der  Versicherten  nicht 
genügend  wahrnehmen  können  oder  wollen,  sie  vielmehr  in  der 
Regel  ihren  besonderen  Zwecken  zu  opfern  geneigt  sind,  so  wird 
man  nicht  weiter  darüber  im  Zweifel  sein  können,  daß  eine  Unter- 
stützung der  gegen  die  Übermacht  der  Verbände  oft  wehrlosen 
Versicherten  von  seiten  des  Staates  unter  Umständen  dringend 
notwendig  ist.  Insbesondere  fällt  dem  Staat  auch  die  Aufgabe 
zu,  die  mehr  auf  die  Vertretung  von  Sonderinteressen  einzelner 
Betriebsformen  bedachten  Unternehmerverbände  zu  gemeinsamer 
das  gesamte  Feuerversicherungswesen  fördernder  Tätigkeit  zu  ver- 
anlassen. 

In  welchen  Punkten  eine  weitere  Vervollkommnung  des  Feuer- 
versicherungsbetriebes anzustreben  ist,  wurde  schon  bei  früheren 
Gelegenheiten  wiederholt  angedeutet.  Einmal  handelt  es  sich  um 
eine  Beschränkung  des   den  Versicherten   zur  Last  fallenden  Auf- 
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wandes  für  außerhalb  des  Versicherungsbetriebes  liegende  Neben- 
zwecke, zum  anderen  um  eine  zweckmäßigere  und  ökonomischere 
Einrichtung  der  Verwaltung  durch  einheithchere  Zusammenfassung 
bestimmter  Teilfunktionen  im  Versicherungsgeschäft. 

Unter  die  erste  Gruppe  von  Maßnahmen  fallen  eine  gerechtere 
Verteilung  der  Feuerlöschkosten,  die  bis  jetzt  die  Versicherten  der 
öffentlichen  Anstalten  unbillig  belasten,  auf  die  Allgemeinheit,  und 
ferner  eine  angemessene  Gewinnbeteiligung  der  Versicherten  bei 
den  Aktiengesellschaften.  Die  Konservierung  polizeistaatlicher 
Traditionen,  wie  sie  bei  den  öffentlichen  Anstalten  in  der  über- 
mäßigen Heranziehung  der  Versicherten  zu  den  Feuerlöschkosten 
usw.  einerseits,  und  in  den  Privilegien  auf  Kosten  der  Gesamtheit 
andererseits  zum  Ausdruck  gelangt,  läßt  sich  nach  der  heutigen 
Lage  der  Verhältnisse  nicht  mehr  rechtfertigen.  Die  Privilegien 
galten  ursprünglich  als  Entschädigung  für  die  den  Sozietäten  auf- 
erlegte Verpflichtung,  keinem  Versicherungsinteressenten  die  Auf- 
nahme zu  verweigern.  Diese  Auflage  hat  dann  aber  im  Laufe  der 
Zeit  durch  weitgehende  Ablehnungsbefugnisse  sehr  an  Bedeutung 
verloren.  Auf  jeden  Fall  ist  die  Annahmepflicht  zur  Begründung 
von  weitgehenden  Vorrechten  des  öffentlichen  Betriebes  heute  schon 
deshalb  nicht  geeignet,  weil  der  Privatbetrieb  sich  durch  die 
Bildung  von  Versicherungsgemeinschaften  für  notleidende  Risiken 
ebenfalls  zur  Annahme  aller  versicherungsfähigen  Objekte  bereit 
erklärt  hat.  Die  Privilegien  sind  demnach  nur  noch  verständlich, 
wenn  man  sie  als  einen  Ausgleich  für  die  namhaften  Ausgaben 
der  Sozietäten  für  gemeinnützige  Zwecke  auffaßt.  Da  nun  aber 
auch  der  Privatbetrieb  durch  Löschsteuern  und  andere  Abgaben 
für  das  Wohl  der  Gesamtheit  —  allerdings  in  geringerem  Maße —  in 
Anspruch  genommen  wird,  ohne  daß  ihm  dafür  irgend  welche 
Vergünstigungen  eingeräumt  w'ürden,  während  die  öffentlichen  An- 
stalten für  ihre  etwas  höheren  gemeinnützigen  Leistungen  Vorteile 
genießen,  deren  materieller  Wert  völlig  im  Dunkeln  liegt,  wäre  es 
im  Interesse  einer  durchsichtigen  Finanzgebarung  als  ein  erfreu- 
licher Fortschritt  zu  begrüßen,  wenn  eine  entsprechende  Ermäßigung 
der  öffentlichen  Lasten  gegen  Ablösung  der  Privilegien  Platz 
griffe.  Denn  das  jetzige  Verfahren,  bei  dem  auf  der  einen  Seite 
bestimmte  Summen  für  öffentliche  Zwecke  aufgewendet  w^erden, 
wofür  aber  andererseits  dem  Staatssäckel  wieder  Beträge  von  un- 
bestimmter, nicht  zu  ermittelnder  Höhe  entzogen  werden,  erschwert 
einen  klaren  Einblick  in  die  Betriebsverhältnisse  der  öffentlichen 
Feuerversicherungsanstalten    und    läßt    den    Verdacht    aufkommen, 
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daß  die  ziijjestandeiicn  Vorrechte  und  die  ül)ernoninieiien  gemein- 
nützigen Lasten  in  einem  für  die  Allgemcinluit  nicht  besonders 
günstigen  Wertverhältnis  stehen. 

Der  gewerbliche  Feuerversicherungsbetrieb  wird,  sofern 
ihm  an  einer  stetigen  Entwicklung  seiner  ausgebreiteten  Ver- 
sicherungsbeziehungen gelegen  ist,  vor  allem  darauf  bedacht  sein 
müssen,  das  bisherige  unbedingte  Vorherrschen  des  Erwerbszvveckes 
etwas  einzudämmen  und  sich  nach  einer  geeigneten  Form  für  die 
Gewinnbeteiligung  seiner  Versicherten  umzusehen.  Daß  die  hierauf 
abzielenden  Wünsche  des  versicherten  Publikums  prinzipiell  völlig 
berechtigt  sind,  dürfte  ohne  weiteres  einleuchten.  Auch  die  Feuer- 
versicherungsaktiengesellschaft ist,  wie  früher  gezeigt  wurde,  im 
Grunde  genommen  ein  Gegenseitigkeitsverein,  bei  dem  den  Mit- 
gliedern ein  bestimmter  Teil  der  Nachschußpflicht  von  Kapitalisten 
abgenommen  wurde.  Aber  nur  einen  Teil  des  Betriebsrisikos  — 
in  der  Höhe  des  Aktienkapitals  —  haben  die  Aktionäre  auf  sich 
genommen.  Darüber  hinausgehende  Verluste  treffen  auch  bei  den 
Aktiengesellschaften  die  Versicherten.  Das  Risiko  der  Aktionäre 
ist  also  genau  limitiert,  ihr  Gewinn  dagegen  unbegrenzt.  Infolge- 
dessen nehmen  die  Versicherten  zwar  am  Verlustrisiko  von  einem 
bestimmten  Betrage  an  teil,  wohingegen  der  Risikogewinn  allein 
den  Aktionären  vorbehalten  ist. 

Indessen  wird  den  Versicherten  nicht  nur  der  ihnen  gebührende 
Anteil  am  Risikogewinn  vorenthalten,  auch  die  Zinserträgnisse  der 
aus  ihren  Prämien  angesammelten  Reserven,  in  deren  Schatten 
sich  die  Aktionäre  am  sicheren  Genuß  beispielloser  Kurssteige- 
rungen erfreuen,  finden  lediglich  zur  Aufbesserung  der  Dividenden 
Verwendung.  Obgleich  also  das  von  den  Versicherungsnehmern 
nach  und  nach  aufgebrachte  Reservegarantiekapital  in  höherem 
Grade  der  Gefahr  ev.  Verlustes  und  damit  notwendig  werdender 
Ergänzung  ausgesetzt  ist  als  das  Aktienkapital,  fließen  die  Zins- 
gewinne dennoch  ungeteilt  den  Aktionären  zu.  Berücksichtigt 
man,  daß  alle  diese  wenigstens  teilweise  den  Versicherten  unge- 
rechterweise entzogenen  Beträge  ohne  Abzug  an  die  Aktionäre 
zur  Verteilung  gelangen,  so  wird  man  sich  über  die  bei  vielen 
Feuerversicherungsaktiengesellschaften  zu  beobachtende  ungewöhn- 
liche Dividendenhöhe  nicht  mehr  wundern. 

Die  Versicherten  werden  durch  die  hohen  Dividenden  doppelt 
hart  betroffen.  Sie  haben  nicht  nur  auf  den  ihnen  gebührenden 
Gewinnanteil  verzichten,  sondern  obendrein  noch  eine  Verteuerung 
der  Prämien  durch  die  auf  sie  abgewälzten  Steuern  —  außer  Lösch- 
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beitragen  noch  eine  ganze  Anzahl  anderer  Steuerarten,  in  Baden 
sogar  Kirchensteuern  —  aushalten  müssen,  mittelst  deren  der  Staat 
einen  Teil  des  überreichen  Gewinnes  der  Aktionäre  in*seine  Kassen 
zu  leiten  versuchte.  Auf  diese  Weise  sind  die  zur  Förderung  und  Er- 
leichterung der  Teilnahme  an  der  Feuerversicherung  vom  Staate  ein- 
geräumten Steuervergünstigungen  größtenteils  wieder  ausgeglichen, 
und  eine  ausgiebige  Besteuerung  der  Versicherungsgesellschaften, 
die  nicht,  wie  beabsichtigt,  die  Aktionäre,  sondern  die  Versicherten 
trifft,  ist  an  ihre  Stelle  getreten.  Es  wäre  nur  zu  bedauern,  wenn 
der  Staat,  statt  nötigenfalls  durch  eine  Begünstigung  der  öffent- 
lichen und  privaten  Gegenseitigkeitsanstalten  auf  eine  Gewinnbe- 
schränkung bei  den  Aktiengesellschaften  hinzuwirken,  durch  neue 
Steuerlasten  eine  weitere  Verteuerung  der  Versicherung  veranlassen 
würde.  Denn  ein  Teil  des  versicherten  Publikums  ist  wegen  der 
Eigenart  seiner  Versicherungsobjekte  auch  bei  unverhältnismäßigen 
Prämienerhöhungen  nicht  in  der  Lage,  zu  anderen  Unternehmungs- 
formen überzugehen. 

Ob  sich  die  Aktiengesellschaften,  so  lange  sie  noch  dank  der 
Übermacht  ihres  Karteiles  für  eine  ganze  Anzahl  von  Versicherungen 
nach  Belieben  die  Prämien  diktieren  können,  auf  eine  Gewinnbe- 
teiligung einlassen  werden,  erscheint  fraglich.  Auf  die  Dauer 
dürften  sie  aber  dem  Verlust  zahlreicher  Versicherungen  von  zwar 
geringem  Einzelbetrag  aber  guter  Qualität  an  Versichertenvereine 
doch  nicht  gleichgültig  zusehen,  und  wenn  ihnen  erst  einmal  neu- 
gegründete Erwerbsgesellschaften  mit  Dividendenberechtigung  der 
Versicherten  ernste  Konkurrenz  machen,  wird  ihnen  garnichts  weiter 
übrig  bleiben,  als  sich  zu  dem  von  weitblickenden  Praktikern  längst 
angeratenen  Schritte  zu  entschließen. 

Nächst  der  Beschränkung  der  mittelst  des  Versicherungsbetriebes 
verfolgten  Nebenzwecke  halte  ich  eine  Vereinfachung  des  Verkehrs 
zwischen  Unternehmungen  und  Versicherten  für  ein  erstrebens- 
wertes Ziel  in  dei  künftigen  Entwicklung  des  Feuerversicherungs- 
wesens. Der  dezentralisierte  Konkurrenzbetrieb  bringt  es  mit  sich, 
daß  für  die  Anwerbung  und  Schadenabwicklung  ein  umfangreicher 
und  kostspieliger  Beamtenapparat  unterhalten  wird.  Durch  Über- 
gang zu  anderen  Arbeitsmethoden  lassen  sich  diese  Kosten  jedoch 
ohne  Beseitigung  der  gemischten  Betriebsweise  wesentlich  ermäßigen. 
Bei  der  jetzigen  Form  der  Anwerbung  wird  nach  meinem  Dafür- 
halten gänzlich  übersehen,  daß  es  heutzutage  im  allgemeinen  nicht 
mehr,  wie  in  den  Anfangsstadien  der  Privatversicherung,  besonderer 
Überredungskünste    reich     entlohnter    Agenten     bedarf,     um     das 

Zeitschrift  für  die  ges,  Staatswissensch.     Ergänzuagsheft  38,  10 
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Publikum  zur  Versicherung  zu  bewegen,  sondern  daß  sich  zahl- 
reiche Personen  aus  eigenem  Antrieb  dazu  entschlieüen.  Auch 
finden  die  namentlich  in  der  jüngsten  Vergangenheit  hervorge- 
tretenen, von  allen  Versicherungsunternehmungen  um  des  Ab- 
bröckeins kleiner  aber  guter  Risiken  willen  lebhaft  bedauerten 
Bemühungen  von  Berufs-  und  anderen  Vereinen,  den  Betrieb  der 
Feuerversicherung  für  ihre  Mitglieder  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen, 
anscheinend  keine  genügende  Beachtung.  Der  häufig  in  ihnen 
zum  Ausdruck  kommende  Wunsch  dieser  Vereine,  die  keine  besondere 
Sachkenntnis  erfordernden  Anmeldungsformalitäten  und  Prämien- 
einziehungen selbst  zu  besorgen,  verdiente  m.  E.  ein  größeres 
Entgegenkommen  der  Versicherungsanstalten.  Nicht  der  einzelne 
sollte  von  ihnen  aufgesucht  werden,  sondern  statt  dessen  Vereine 
verschiedenster  Art  durch  Begünstigungsverträge  als  werbende 
Kräfte  gewonnen  werden.  Bei  der  großen  Verbreitung  des  Vereins- 
wesens in  Deutschland  ist  zu  erwarten,  daß  die  Aufforderung  zur 
Versicherung  auch  auf  diesem  zweckmäßigeren  Wege  jene  Personen, 
bei  denen  sie  noch  notwendig  ist,  erreichen  wird. 

Für  die  Schadenabwicklung,  die  wegen  des  Interessenkonfliktes 
zwischen  Versicherten  und  Versicherungsunternehmung  den  Ver- 
einen oder  beteiligten  dritten  Personen  nicht  übertragen  werden 
kann,  empfiehlt  sich  aus  mehreren  Gründen  die  allgemeine  Ein- 
führung staatlicher  Regulierungsbeamten.  Ein  Ersatz  der  bis  jetzt 
mit  der  Schadensfeststellung  beschäftigten  unnötig  großen  Anzahl 
von  Privatangestellten  durch  eine  entsprechend  geringe  Zahl 
staatlicher,  von  allen  Versicherungsunternehmungen  unabhängiger 
Schätzer,  wie  sie  vereinzelt  bereits  in  früherer  Zeit  vorgekommen 
sind,  ließe  nicht  allein  eine  bedeutende  Ermäßigung  der  Betriebs- 
unkosten zu,  sondern  er  würde  insbesondere  auch  eine  einheit- 
liche, allen  billigen  Ansprüchen  gerecht  werdende  Regulierungs- 
praxis herbeiführen.  An  Sachkenntnis  und  Vertrautheit  mit  den 
örtlichen  Verhältnissen  brauchten  die  öffentlichen  Schätzer  den 
Privatbeamten  durchaus  nicht  nachzustehen,  wie  hin  und  wieder 
behauptet  wird.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  der  Staat  nicht 
ebenso  tüchtige  Beamten  finden  sollte  wie  die  Privatgesellschaften. 
Dagegen  würde  allerdings  auf  jene  von  manchen  Gesellschaften 
angeblich  hochgeschätzte  und  bezahlte  Gewandtheit,  das  Publikum 
auch  von  berechtigten  Schadenforderungen  abzubringen  und  zur 
Bescheidung  mit  einem  geringeren  Betrage  zu  bewegen,  ohne  daß 
es  verstimmt  zur  Konkurrenz  übergeht,  bei  unparteiischen  staat- 
lichen Regulierungsbeamten  kein  Wert  gelegt  werden,  weil  sie  die 
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Schadenabwicklung    nicht    zu    einer  Einnahmequelle    für    die   Ver- 
sicherungsgesellschaften zu  machen  hätten. 

Schließlich  wäre  vielleicht  noch  in  Erwägung  zu  iüehen,  ob  im 
Bereich  der  Rückversicherung  die  jetzige  Zersplitterung  beibehalten 
werden  soll,  oder  ob  sich  statt  dessen  eine  große  genossenschaft- 
liche Anstalt  errichten  ließe,  der  sämtliche  Feuerversicherungsinstitute 
mit  einem  bestimmten  Teile  ihres  Versicherungsbestandes  obliga- 
torisch anzugehören  hätten.  Aus  versicherungstechnischen  Gründen 
ist  vor  der  Selbstbeschränkung  der  Rückversicherung  auf  das 
Gebiet  eines  einzelnen  Staates  häufig  gewarnt  worden.  Ob  aber 
die  deutsche  Rückversicherung,  die  mit  einem  ausgedehnten  Gebiet 
und  günstigen  Gefahren  Verhältnissen  rechnen  kann,  unbedingt  mit 
dem  Auslande  arbeiten  müßte,  wenn  die  Risikokraft  der  ein- 
heimischen Unternehmungen  nicht  durch  dezentralisierte  Betriebs- 
weise in  hohem  Maße  geschwächt  wäre,  mag  dahingestellt  bleiben. 
In  wirtschaftlicher  Beziehung  hat  der  Gedanke  einer  Reichs- 
rückversicherungsbank mit  Beitrittszwang  für  sämtliche  Feuer- 
versicherungsinstitute jedenfalls  vieles  für  sich,  weil  die  Schaffung 
eines  derartigen  Zentralinstitutes  Gelegenheit  bieten  würde,  neben 
der  Rückversicherung  auch  die  Rücklagenansammlung  mehr  zu- 
sammenzulassen und  die  Reservenbildung  für  Brandschadenfälle  auf 
die  breiteste  Grundlage  zu  stellen. 
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Einleitung. 

I.  Geschichtliches. 

Die  moderne  Fabrik^esetzgebunt^  in  Rußland  beginnt  mit 
den  30er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts.  Zwar  hatte  Rußland 
auch  vor  dieser  Zeit  einige  Gesetze  zur  Regulierung  der  Fabrik- 
arbeit, doch  bezogen  sie  sich  nur  auf  die  Zwangsarbeit  in  staat- 
Hchen  und  privaten  Fabriken. 

Das  erste  Gesetz  zum  Schutze  bestimmter  Arbeiterkategorien 
ist  dasjenige  von  1835,  welches  eine  besondere  Buchführung  über 
die  Lohnabrechnungen  mit  den  Arbeitern  verlangt. 

Das  darauffolgende  Gesetz  von  1845  verbietet  die  Nachtar- 
beit von  Kindern  unter  12  Jahren. 

Doch  hatten  diese  gesetzgeberischen  Maßnahmen  keinerlei 
praktische  Bedeutung,  da  für  ihre  Uebertretung  keine  Strafen 
vorgesehen  waren,  ebenso  wenig  wie  eine  Behörde,  eine  Fabrik- 
inspektion, die  die  industriellen  Unternehmungen  zu  überwachen 
hatte.  Nichts  natürlicher  daher,  als  daß  die  beiden  Gesetze 
bald  gänzlich,  der  Vergessenheit  verfielen,  obwohl  sie  durch 
keinen  darauft'olgenden  gesetzgeberischen  Akt  abgeschafft  wurden^). 

In  den  liberalen  60er  Jahren  dagegen  wurde  eine  ganze 
Reihe  von  Kommissionen  mit  der  Bearbeitung  \erschiedener 
Fragen   der   Fabrikgesetzgebung  betraut. 

Vom  Jahre  1859  ab  wird  die  Frage  des  Verbots  der  Fabrik- 
arbeit für  Kinder  unter  10  Jahren  und  diejenige  der  Arbeitszeit- 
beschränkung für  Jugendliche  vielfach  in  Erwägung  gezogen. 
Fine  besondere,  vom  Petersburger  General-Gouverneur  im  Jahre 
1859  eingesetzte  Kommission  arbeitete  auf  Grund  von  Erkundi- 
gungen über  die  Arbeit  Jugendlicher  in  den  Fabriken  Petersburgs 
einen  -Entwurf  von  Vorschriften  für  die  Fabriken  in  Kreis  und 
Stadt  Petersburg <    aus. 


l)  5.    Tugan-Karanoivsky :   »Arbeiterschutzgeselzgebung«,   Seite   254. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  39.  I 
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Dieser  Entwurf  wurde  den  Arbeiten  einer  andern,  im  gleichen 
Jaiir  beim  Ministerium  des  Innern  unter  dem  Vorsitz  Stackei- 
bergs gebildeten  Kommission  zu  Grunde  gelegt.  Dieser  letzteren 
ward  eine  sehr  große  Aufgabe  gesetzt :  die  Umgestaltung  der 
gesamten  Arbeiterschutzgeselzgebung,  und  die  von  ihr  in  Vor- 
schlag gebrachten  Reformen  gingen  zum  Teil  so  weit,  daß  sie 
noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  ihrer  Verwirklichung  harren.  So 
z.  B.  hatte  die  Kommission  die  Schaffung  von  Gewerbegerichten 
vorgeschlagen,  deren  Beisitzer  zu  gleichen  Teilen  von  den  Ar- 
beitnehmern und  den  Arbeitgebern  gewählt  werden  sollten  ^). 

Die  Vorschläge  der  Kommission  gelangten,  wie  gesagt,  nicht 
zur  Ausführung,  da  eine  starke  Opposition  der  Unternehmer 
die  Regierung  zwang,  die  Arbeiten  der  Kommission  in  den 
Papierkorb  wandern   zu  lassen. 

Die  Geschichte  der  70er  Jahre  bietet  indessen  eine  ganze 
Reihe  von  Versuchen,  den  Gedanken  des  Fabrikarbeitsverbotes 
für  Kinder  unter  12  Jahren  zu  verwirklichen.  »Doch  —  so 
schreibt  Tjigan-Baranoivsky  —  scheiterten  alle  diese  Versuche 
am  Widerstand  der  Unternehmer.  Kommission  um  Kommission 
arbeitete  Gesetzentwürfe  über  den  Schutz  der  Kinderarbeit  aus, 
aber  sie  alle  ereilte  aus  geheimnisvollen  Gründen  das  gleiche 
Schicksal :  sie  passieren  glücklich  mehrere  Instanzen,  werden  von 
ihnen  günstig  begutachtet  und  —  bleiben  irgendwo  bewegungs- 
los stecken«  -).  Besonders  interessant  ist  das  Schicksal  der 
Kommission  unter  dem  Vorsitz  des  Grafen  Ignatiew  im  Jahre 
1870/71.  Sie  ist  unmittelbar  an  die  uns  besonders  interessierende 
Frage  des  persönlichen  Lohnvertrages  herangetreten  und  hat  da- 
bei folgenden  Standpunkt  eingenommen  :  der  persönliche  Lohn- 
vertrag ist  ein  freiwillig  eingegangener  Vertrag  von  Privatper- 
sonen. Sache  des  Gesetzes  ist  es  nur,  die  Grenzen  festzusetzen, 
die  im  Interesse  des  Staates  vom  persönlichen  Willen  nicht  über- 
schritten werden  dürfen.  Die  Kommission  war  bestrebt,  den 
Vertrag  möglichst  unverletzlich  zu  machen,  wobei  jedoch  Streitig- 
keiten aus  dem  Lohnvertrag  der  Kompetenz  der  Polizeigewalt 
zugewiesen  waren. 

Das  ^Ministerium  des  Innern  äußerte  über  die  Arbeiten  der 
Ignatiew'schen  Kommission,  daß  dieselbe  »sich  ausschließUch 
auf  juristischem  Boden  bewegt  habe,    während    ein    solches  Ver- 

1)  S.   Tugan-Baranoiusky,  Russische  Fabrik,  S.   370. 

2)  a.   a.  O.     .S.  370. 
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fahren  zur  Bearbeitung  von  Fragen  des  persönlichen  Lohnver- 
trags sich  kaum  eignen  dürfe  .  .  .  Die  Interessen  der  Unter- 
nehmer sind  ohnehin  vom  guten  Willen  der  Arbeiter  wesentlich 
abhängig,  und  es  wäre  daher  viel  eher  am  Platze,  dafür  zu  sorgen, 
die  anderen  vor  der  Willkür  der  letzteren  zu  schützen«  ^). 

Wie  weit  diese  Ansicht  gerechtfertigt  war,  wird  aus  der 
weiteren  Darlegung  ersichtlich  sein.  Wenden  wir  uns  zunächst 
den  vorgeschlagenen  Maßregeln  zu.  Um  die  Interessen  des  Ar- 
beitgebers zu  schützen,  >hielt  es  das  Ministerium  des  Innern  für 
zweckmäßig,  im  Falle  eines  Vertragsbruchs  seitens  des  Arbeiters 
denselben  zunächst  auf  dem  Wege  des  Strafgesetzes  zur  Ver- 
antwortung zu  ziehen  und  es  dem  Unternehmer  frei  zu  stellen, 
vor  Gericht  seinen  Schadenersatzanspruch  geltend  zu  machen«  ^). 
Zur  weiteren  Begutachtung  des  Entwurfs  wurde  vom  Ministerium 
eine  neue  Kommission  unter  dem  Vorsitz  des  Grafen  Walujew 
gebildet,  die  im  Jahre  1875  dem  Staatsrat  drei  Gesetzentwürfe 
zur  Beschlußfassung  vorlegte,  deren  eirier  den  Titel  trug:  »Be- 
stimmungen über  den  Lohnvertrag-. 

Der  Staatsrat  erachtete  jedoch  die  Zeit  zu  einer  systema- 
tischen gesetzlichen  Regelung  der  IMaterie  noch  nicht  für  ge- 
kommen und  schlug  vor,  nach  Maßgabe  des  vorliegenden  Be- 
dürfnisses einzelne  gesetzliche  Maßnahmen  zu  ergreifen.  Die 
zahlreichen,  nach  dem  Jahr  1875  eingesetzten  Kommissionen 
führten  zu  nichts,  die  von  ihnen  ausgearbeiteten  Gesetzentwürfe 
erlitten  ständig  Fiasko,  und  erst  am  i.  Juni  1882  erließ  das 
Ministerium  Bunge  ein  Gesetz,  die  Arbeit  von  Jugendlichen  be- 
treffend; gleichzeitig  wurde  zur  Sicherung  seiner  Befolgung  das 
Institut  der  Fabrikinspektoren  eingeführt  —  zunächst  nur  für  die 
drei  industriellen  Zentren,  später  aber  für  das  ganze  europäische 
Rußland. 

Dem  Gesetze  von  1882  folgt  eine  Reihe  anderer  Gesetze, 
unter  denen  besonders  dasjenige  vom  3.  Juni  1886  von  Wichtig- 
keit  ist. 

Diesem  schlössen  sich  an  »Bestimmungen  über  die  Auf- 
sicht über  die  Fabriken  und  über  die  Beziehungen  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeitern«.  Diese  Gesetze  iiaben  —  mit  ver- 
schwindenden Ausnahmen  —  bis  auf  den  heutigen  Tag  ihre 
Geltung    bewahrt,    und    wir    müssen    daher    in    unserer    weiteren 

1)  Litwino'u-Falinsky,   »Arbeiterschutzgesetzgebung«,   S.  9. 

2)  a.  a.  O.  S.  9. 

I  * 
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Darlegung  von  ihnen  ausgehen.  Docli  Inetet  die  l'abrikindustiie 
Rußlands,  die  sanitären  und  die  anderen  Lebensbedingungen 
des  russischen  Arbeiters  so  viel  des  ICigentiinilichen,  daß  es  im 
Interesse  einer  besseren  Orientierung  in  der  (Gesetzgebung  der 
8oer  Jahre  geboten  erscheint,  wenn  auch  nur  in  knappen  Zügen, 
auf  die  damaligen  Zustände  in  den  Fabrikunternehmungen,  auf 
die  wirklichen  Bedürfnisse  der  Arbeiter,  sowie  auf  ilnc  Arbeits- 
und Berufsverhältnisse  einzugehen. 


II.   Die  Lage  der  Arbeiterklasse  in  Rußland  in  den  8oer  Jahren. 

Mit  der  Einführung  des  Instituts  der  Fabrikinspektoren  ent- 
stand die  Möglichkeit,  von  einer,  wenn  auch  bescheidenen  Statistik 
im  europäischen  Sinne  zu  sprechen.  Bis  dahin  lagen  nur  einzelne 
Daten,  vereinzelte  und  zerstreute  Artikel,  in  Zeitschriften  u.  dgl. 
vor.  Mangels  eines  einheitlichen  Planes  bei  diesen  Publikationen 
waren  sie  völlig  ungeeignet,  die  Verhältnisse  in  den  Fabriken 
nach   allen   Seiten    zu  beleuchten. 

Aber  selbst  das,  was  sich  aus  den  systemlosen  Berichten 
und  Untersuchungen  der  F^abrikinspektoren  ergab,  genügte,  um 
die  Gesellschaft  vor  den  Zuständen  in  den  Fabriken  schaudern  zu 
machen. 

Die  Bauernbefreiung  der  6oer  Jahre  hatte  vollständig  neue 
Verhältnisse  auf  dem  großindustriellen  Arbeitsmarkte  geschaffen. 
Die  auf  der  Arbeit  leibeigener  Bauern  beruhenden  Unternehmungen 
mußten  notwendig  zusammenbrechen.  Die  freigewordenen  Bauern 
verließen  die  F'abriken  oder  forderten  bedeutend  höheren  Ar- 
beitslohn, wenn  sie  dort  blieben.  Alle  Untersuchungen  über  die 
Fabrikverhältnisse  jener  Zeit  behaupten  übereinstimmend,  daß 
der  Arbeitslohn  in  kürzester  Zeit  gestiegen  sei.  Die  Ursache 
dieser  Erscheinung  liegt  auf  der  Hand.  Die  Abwanderung  der 
Landbevölkerung  aus  den  Städten  hatte  das  Angebot  von  Ar- 
beitskräften gemindert  und  so  die  Lohnerhöhung  bewirkt. 

Aber  dieses  für  die  Arbeiter  günstige  Verhältnis  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  dauerte  nicht  lange  :  schon  nach  wenigen 
Jahren  begann  die  Landbevölkerung  sich  wieder,  und  zwar  in 
erhöhtem  Maße,  der  Fabrikarbeit  zuzuwenden,  was  eine  Ver- 
minderung des  Lohnes  begünstigte.  Doch  ist  die  Hauptursache 
seines  Sinkens  eine  andere,  nämlich  die  Einführung  von  Maschinen. 
Es  beginnt  ein  neues  Zeitalter  im  Leben  des  russischen  Fabrik- 
arbeiters.     In    wirtschaftlicher    Beziehung    kann    das    reformierte 


Rußland,  nach  der  Behauptung  Tugan-Baranozuskys,  mit  dem 
England  der  30er  und  40er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  ver- 
glichen werden.  »Die  Entwicklung  der  kapitalistischen  Produk- 
tion und  die  Verdrängung  der  Handarbeit  in  der  Hausindustrie 
durch  die  maschinelle  Fabrikarbeit  rief  in  Rußland  eine  ähnliche 
Krise  hervor,  wie  sie  seinerzeit  England  durchgemacht  hatte«  '). 
Die  Entwicklung  des  Kapitalismus  führte  zur  relativen  Ueber- 
völkerung.  Landarbeiter,  die  den  Ackerbau  aufgeben  mußten, 
kleine  Produzenten,  die  der  Konkurrenz  der  Großbetriebe  unter- 
legen, Arbeiter,  die  von  der  ^laschine  verdrängt  waren,  und  zahl- 
reiche Vertreter  anderer  Berufe  —  sie  alle,  die  ihre  früheren 
Erwerbsquellen  versiegen  sahen,  mußten  sich  notwendigerweise 
zugänglicheren  Industriezweigen  zuwenden:  der  Triumph  der 
Fabrik  über  die  Heiinarbeit  mußte  mit  Naturnotwendigkeit  zum 
Sinken  des  Lohnes  führen«  '-). 

Welche  Höhe  aber  erreiclite  damals  der  Arbeitslohn  ?  Der 
Arzt  Dr.  Dement jeio,  welcher  die  Fabrikunternehmungen  und  die 
Lage  der  Fabrikarbeiter  in  drei  Kreisen  des  Gouv.  Moskau  im 
Auftrage  des  Moskauer  Semstwo  untersucht  hatte,  schreibt  im 
Vorworte  zu  seinem  äußerst  gründlichen  Werk :  »Was  wir  in 
den  drei  Kreisen  gefunden  haben,  ist  nur  eine  logische  Konse- 
quenz der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  indu- 
striellen Gebiets  Zentralrußlands.  Somit  gelten  die  Schlußfolge- 
rungen, zu  denen  wir  kommen,  auch  für  die  anderen  Kreise  des 
Gouv.  Moskau  <  '■'').  Dr.  Dementjeiv  kommt  auf  Grund  des  ge- 
sammelten Materials  zu  dem  Schluß,  der  durchschnittliche 
Monatslohn  des  Arbeiters  sei  gleich  für: 

erwachsene       erwachsene      Jugendliche 
Arbeiter  Arbeiterin       beid.  Geschl. 

mit  eigener  Verpflegung 13  Rb.    18  K.         10.  47  5.    35 

mit  Kost  und  Wohnung  beim  Unternehmer     6  Rb.  98  K.  4.  00  2.  43 

Unterschied 6  Rb.  20  K.  6.  47  2.  92    *) 

In  Orjechowo-Suewo,  das  dem  Gebiet  Jaroslaw-VVladimir  an- 
gehört, betrug  der  Tagelohn  auf  der  7 — 8000  Arbeiter  beschäfti- 
genden Nikolskaja-Manufaktur  im  Jahre  18S1:  55.7  Kop.,  im  Jahre 
l882:44,4Kop.,  im  Jahre  1883  :49,5  Kop.,  im  Jahre  1884:  42  Kop.  •'^). 

1)  T.-ßantiioiusky,  Die   russ.    Fabrik,   S.   410. 

2)  a.  a.  O.  S.  411. 

3)  Deiiuiitje'tu,  Die  Fabrik  und  was  sie  der  Bevölkerung  gibt,  S.  VI. 

4)  a.  a.  O.,   Seile   122. 

5)  Prokopo'Mitsch.    Zur  Arbeiterfrage. 


in  Kost 

und 

Logis 

Arbeiter 

Art 

leiierinnen 

6.   50 

3-  25 

7-   - 

4.   — 

9-  — 

4-   — 

6.  50 

3-  75 

6.  50 

3.  80  •) 
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Folgende  vom  Fabrikinspektor  Stvjatlozi'sky  für  das  Gouv. 
Charkow  zusammengestellte  Tabelle  zeigt,  welchen  Schwankungen 
der  monatliche  Arbeitslohn  je  nach  den  verschiedenen  Kreisen 
unterworfen   war: 

mit  eigener  Verpflegung 
Arbeiter       Arbeiterinnen 

Kreis  Charkow      .      13  Ri).   50  K.  6.  50 

Kreis  Wailcy      .     .      10  Rb.     —  S.- 

Kreis Bogoduchow      II   Rb.  50  K.  5.   — 

Kreis  Sumy       .     .        9.  -  6.   — 

Kreis  Isjum       .     .        9.  —  5.   — 

Eine  interessante  Tabelle  hat  Szijatlo-Li'sky  auch  für  die 
Zuckerfabriken  Rufilands  zusammengestellt:  der  Arbeitslohn  für 
Männer  ist  (für  24  Tage  gerechnet,  bei  freier  Unterkunft)  7.68  Rb., 
für  Frauen  4.80  Rb.,  für  Jugendliche  5.60  Rb.  Der  Arbeits- 
lohn in  den  französischen  Zuckerfabriken  beträgt  das  vier- 
fache des  Lohnes  der  russischen  Arbeiter^). 

Der  Petersburger  Oberfabrikinspektor,  dem  8  Gouvernements 
unterstehen,  berichtet,  daß  der  Arbeitslohn  in  den  Fabriken 
zwischen  4  und  12  Rb.  im  Monat  schwankt;  in  den  Tabakfabriken 
zwischen  8  und  19  Rb.,  in  den  Baumwollspinnereien  zwischen 
8  und  20  Rb.  Der  Arbeitslohn  in  den  mechanischen  F'abriken 
steigt  bis  30  und  sogar  bis  40  Rb.  monatlich  ^). 

Aber  die  Geldsumme  des  Lohnes  an  und  für  sich  sagt  wenig, 
wenn  man  nicht  noch  andere,  zur  Beurteilung  seiner  wahren 
Bedeutung  sehr  wichtige  Umstände  in  Erwägung  zieht.  Hier 
kommt  zunächst  die  L  o  h  n  a  u  s  z  a  h  1  u  n  g  in  Betracht.  Alle  Be- 
richte der  Fabrikinspektoren  bekunden  übereinstimmend,  daß 
sowohl  ihr  Zeitpunkt,  als  auch  infolgedessen  die  Länge  des  Zeit- 
raumes zwischen  zwei  Lohnauszahlungen  überall,  mit  Ausnahme  des 
Königreichs  Polen,  höchst  unbestimmt  ist.  Diese  Unbestimmtheit 
der  Lohnzahlungszeit  ist  zweifellos  eine  der  nächsten  Ursachen 
der  ungünstigen  wirtschaftlichen  Lage  der  Arbeiter.  Alle  Autoren, 
die  zu  jener  Zeit  diese  Frage  behandelt  haben,  kommen  zu  sehr 
traurigen  Schlüssen.     Hier  einige  ihrer  Aussagen. 

Der  Fabrikinspektor  von  Moskau,  jetzt  Professor  an  der 
Universität  Moskau,  JanscJiul,  der  im  Jahre  1882/83  l8i  Fabriken 
mit  ca.    100 000  Arbeitern  besichtigt  hat,  schreibt:    »Die  Mehrzahl 


1)  Swjatlowsky,    Der  Fabrikarbeiter,  -S.  48. 

2)  a.  a.  O.,  S.  53. 

3)  Bericht  des  Petersburger  Fabrikinspektors  für   18S5,  Tab.  IV  b. 
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der  von  mir  revidierten  Fabriken  haben  keine  bestimmte  Lohnaus- 
zalilungsfrist«  ^).  Nur  71  Fabriken  hatten  mehr  oder  minder  fest 
bestimmte  Lohnauszahlungspvmkte  aufzuweisen,  62^  von  ihnen 
entlohnten  die  Arbeiter  etwa  einmal  monatlich,  »der  Zeitpunkt 
der  Lohnauszahlung  in  allen  übrigen  ist  durchaus  vom  guten 
Willen  und  der  Bequemlichkeit  des  Unternehmers  abhängig.  In 
29  Fabriken  wird  die  volle  Lohnauszahlung  nur  einmal  jährlich 
vorgenommen.  In  manchen  Fabriken  des  Kreises  Podolsk  be- 
kommen die  Arbeiter  überhaupt  kein  Geld  zu  sehen,  und  wenn 
es  von  ihnen  für  Steuerzahlungen  gebraucht  wird,  so  wird  die 
erforderliche  Summe  von  der  Verwaltung  direkt  an  die  Behörden 
abgeliefert«  ^). 

Der  Fabrikinspektor  Szvjatlozvsky,  dessen  Aufsicht  sich  auf 
über  2500  Fabriken  in  5  Gouvernements  erstreckte,  schrieb  : 
»Wer  gesehen  hat,  wie  der  Arbeiter,  abgerissen,  mit  der  Mütze 
in  der  Hand,  um  seinen  wohlverdienten  Lohn  bettelt,  der  ver- 
steht, wie  schlecht  er  bei  dieser  [unbestimmten]  Lohnauszahlung 
fährt,  die  alle  Berechnungen  ungemein  verwirrt«  ^). 

Ein  Kenner  der  Lage  der  Arbeiterklasse  Rußlands,  dessen 
Buch  auch  in  deutscher  Sprache  erschienen  ist,  Paschitnoiu,  führt 
folgende  Tatsachen  an:  »Bis  zur  endgültigen  Abrechnung  können 
die  Arbeiter  ihr  Geld  jederzeit  erhalten,  aber  nur  unter  Abzug 
von  loyo«*).  Die  Folgen  solch  unregelmäßiger  Lohnauszahlung 
sind  leicht  zu  denken  ;  da  der  Arbeiter  oft  das  ganze  Jahr  hin- 
durch kein  Geld  hat  oder  es  im  besten  Fall  nur  an  unbestimmten 
Zeitpunkten  erhält,  kann  er  es  nicht  nach  seinem  freien  Gut- 
dünken verwenden  und  ausgeben  und  muß  entweder  Schulden 
machen  oder  zum  Fabrikladen  Zuflucht  nehmen,  wo  ihm  in  der 
Höhe  seines  Lohnes  Kredit  gewährt  wird.  Hier  kommen  wir 
zu  einem  zweiten  wunden  Punkt  der  Fabrikverhältnisse. 

Gewöhnlich  war  der  Arbeiter  gezwungen,  in  den  vom  Unter- 
nehmer bezeichneten  Läden  einzukaufen  —  für  diesen  dem 
Ladeninhaber  erwiesenen  Dienst  erhielt  der  Unternehmer  10 — 15  '^/o 
»Kommissionsgelder«.  Die  Preise  in  diesen  Läden  waren  stets 
geradezu  ungeheuerlich.  »Die  Warenpreise  in  den  Fabrikläden 
sind    oft    um     20    bis    80    °/o     höher     als     die    üblichen     Markt- 

i)  Fabrikzustände,  S.  90. 

2)  a.  a.  O.,  S.  91. 

3)  Swjatlowsky,  S.  61. 

4)  Paschitno-u.    Lage  der  arb.  Klasse,  S.   37. 
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preiset  ').      Ein    interessantes   Beispiel    liefert    folgende    von    dem- 
selben Inspektor  zusammengestellte  Tabelle  : 

»Der  Arbeiter  zahlt  iiber  den  normalen  Preis: 
bei   Fleisch  =     8  "/o 

.,    Pökelfleisch     =    lo  "/o 

,,    Zucker  =    '7  "/o 

,,    Graupen  -—   21  "/„ 

„    Roogenmehl   =   33  7« 

,.    Roggenbrot     =  45  "/o 

„    Salz  =  60  7o«  -). 

Man  muß  hinzufügen,  daß  in  diesen  Fabrikläden  siinitlichc 
Konsumartikel  des  Arbeiters  verkauft  werden,  und  so  konmit  es, 
daß,  wenn  der  Unternehmer  den  Lohn  nicht  auszahlt,  der  Ar- 
beiter in  dem  einen  Laden  auf  Kredit  alles  Mögliche  kauft  und 
das  Gekaufte  an  einen  andern  Laden  um  einen  lächerlich  ge- 
ringen Preis  wieder  verkauft. 

Der  vor  uns  bereits  mehrfach  erwähnte  Inspektor  ^wjatloivsky 
führt  auch  einen  Fall  an,  wo  »der  Unternehmer  seinen  Arbeitern 
besondere  Marken  fürs  Wirtshaus  gibt,  welches  ihm  selbst  gehört«  ^). 
Kein  Wundet  daher,  daß  Swjatlo-cvsky  Klagen,  wie  die  folgende, 
zu  hören  bekam:  >Obwohl  ich  schon  drei  Jahre  auf  dieser  Fabrik 
arbeite,  habe  ich  noch  keinen  Lohn  in  den  Händen  gehabt<'*). 
Da  der  Arbeiter  im  Laufe  des  ganzen  Jahres  kein  Geld  er- 
hält, kommt  es  vor,  daß  er  nicht  nur  seinen  ganzen  Lohn  für 
die  im  Laden  entnommenen  Waren  bereits  ausgegeben  hat,  son- 
dern noch  Schulden  macht  und  sich  so  dem  Unternehmer  zur 
weiteren  Arbeit  verpflichtet,  während  dieser  bereits  alles,  was  er 
dem  Arbeiter  als  Lohn  hätte  auszahlen  sollen,  für  Waren  von 
ihm  zurückerhalten  hat,  und  zwar  nicht  ohne  einen  hübschen 
Extragewinn.  Hieraus  ist  zu  Genüge  ersichtlich,  von  welch 
großer  Bedeutung  eine  regelmäßige  Lohnauszahlung  ist. 

Eine  weitere  wesentliche  Seite  der  Fabrikzustände  der 
80er  Jahre  war  das   B  e  k  ö  s  t  i  g  u  n  g  s  w  e  s  e  n. 

Ein  sehr  reichhaltiges  einschlägiges  Material  ist  vom  Arzt 
Dr.  Peskoiu  in  den  Moskauer  Fabriken  gesammelt  worden.  Er 
stellt  fest,    daß  in   den  Moskauer  Fabriken  jener  Zeit   das  sogen. 

1)  yanschul.    Fabrikzustände,  S.    105. 

2)  a.  a.  O.,  S.   108. 

3)  S'ujatlowsky,    Fabrikarbeiter,   S.   67. 

4)  a.  a.  O.,   S.   67. 
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»Artel«system  der  Beköstigung  vorherrschte.  Die  >Artel«  besteht 
meist  aus  der  Gesamtheit  der  Arbeiter  der  Fabrik,  der  Werk- 
stätte oder  einer  Abteilung.  Aus  ihrer  Mitte  wird  ein  »Starosta«, 
d,  h.  ein  Aeltester,  gewählt,  dem  die  Beköstigung  der  Artel  und 
die  Rechnungsführung  darüber  obliegt;  als  Entgelt  dafür  erhält 
der  Starosta  etwa  i  —  5  Kopeken  pro  Woche  von  jedem  Mit- 
glied der  Artel ,  was  im  Monat  6 — 16  Rb.  ausmacht  ^).  Die 
Rechnungslegung  des  Starosta  besteht  darin,  daß  er  an  be- 
stimmten Zeitpunkten,  meist  am  Tag  der  Lohnauszahlung,  der 
Fabrikverwaltung  eine  Gesamtrechnung  für  die  ganze  Artel  vor- 
legt ;  der  auf  den  einzelnen  entfallende  Anteil  wird  dem  Be- 
treffenden einfach  vom  Lohn  abgezogen. 

Wie  wir  sehen,  spielen  die  Starosta  eine  bedeutende  Rolle 
in  den  Fabriken.  Dr.  Peskozv  berichtet,  daß  sie  oft  die  rechte 
Hand  des  Unternehmers  sind.  »Obwohl  die  Unternehmer  be- 
haupten, den  Arbeitern  völlig  freie  Hand  bei  der  Wahl  der 
Starosta  zu  lassen,  so  wird  doch  tatsächlich  nur  derjenige  zum 
Starosta  gewählt,  den  der  Arbeitgeber  als  solchen  haben  will«  -). 

Da  aber  in  den  meisten  Fabriken  der  Lohn  nur  etwa  4 — 5  mal 
jährlich  ausgezahlt  wird,  so  fühlt  der  Arbeiter  stets  einen  Mangel 
an  Geld  für  kleine  Ausgaben,  wie  für  Tee,  Zucker,  Tabak  usw. 
Da  erscheint  nun  der  Starosta  als  Retter  in  der  Not  und  erhält 
dafür,  nach  Dr.  Feskozv,  40  bis  loo  Jahresprozente  der  ausge- 
liehenen Summe. 

Diese  Schulden  werden  für  den  Starosta  auch  meist  dLirch 
die  Verwaltung  eingetrieben,  indem  sie  ebenfalls  vom  Lohn  ab- 
gezogen werden.  »So  sind  die  Arbeiter  in  Moskau  stets  von 
den  jeweiligen  Starostas  abhängig,  und  ihre  freie  Wahl  ist  eine 
bloße  Fiktion;-  ^). 

Wie  groß  der  Anteil,  den  die  Fabriken  durch  die  Vermitt- 
lung des  Starosta  an  diesen  Finanzoperationen  erhalten,  dafür 
nur  zwei  Beispiele.  >Bei  der  einen  Fabrik  zog  die  Verwaltung 
15  *'/o  des  Arbeitslohnes  ab,  doch  erhielt  der  Starosta  nur  4  "/o, 
das  übrige  kam  unmittelbar  der  Tasche  des  Unternehmers  zugute.« 
Eine  andere  Fabrik  .>zieht  den  Arbeitern  20  °/o  ab  und  gibt  dem 
Starosta  nur  12  °/o«.     Dies  ist  dadurch  erklärlich,  daß  der  Starosta 

1)  Pesko-w,  Der  sanitäre  Zustand  der  Fabriken,  zitiert  in  »Russkaja  Mysl«, 
18S5,  VI,  S.  20-34. 

2)  a.  a.  O. 

3)  a.  a.  O. 
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an  dieser  Fabrik  selbst  mit  Kapital  beteiligt  war.  —  Selbstredend 
können  wir  unmöglich  das  ganze  von  Dr,  Pcs/cozc  gesammelte 
Material  hier  wiedergeben,  wir  begnügen  uns  daher  mit  nur  noch 
einem  charakteristischen  Beispiele,  welches  Dr.  Peskozc  der  Buch- 
fuhrung  von  5  Arleln  einer  Fabrik  entnommen  hat  *j.  Die  Sta- 
rostas  haben  im  Laufe  von  3  Monaten  über  2400  Rubel  in 
kleinsten  Summen  an  die  Mitglieder  der  Artein  ausgeliehen,  was 
pro  Jahr  über  9000  Rub.  ausmachen  würde  ;  da  aber  auf  dieser 
Fabrik  die  geliehene  Summe  mit  20  ^/o  für  den  Zeitraum  zwischen 
zwei  Lohnzahlungen  verzinst  wird,  und  da  es  5  Lohnauszahlungen 
jährlich  gibt,  so  geben  die  Arbeiter  das  Doppelte  ihrer  Schuld 
an  die  Fabrik  zurück  !  Es  ist  unmöglich,  alle  von  Dr.  Peskoii.' 
angeführten  Schliche  und  Kniffe  zu  beschreiben,  deren  alleiniges 
Ziel  eine  Uebervorteilung  der  Arbeiter  ist.  Es  sei  uns  nur  noch 
gestattet,  eine  Aeußerung  yanschnrs  anzuführen,  die  folgender- 
maßen lautet:  »Eine  bedeutende  Einnahmequelle  entsteht  dem 
Starosta  aus  dem  Brauch  der  Fabrikläden,  nur  durch  seine  V^er- 
mittlung  Waren  an  die  Arbeiter  abzugeben ;  diese  Vermittlung 
schafft  aber  einen  neuen  Anlaß  zur  Ausbeutung'. ").  Wie  be- 
deutend die  Einnahmen  der  Starostas  sind,  erhellt  aus  folgendem 
Beispiel:  >Auf  der  F'abrik  N  48  erhält  der  Starosta  von  der  Artel 
4  Rubel  monatlich;  da  er  aber  weder  lesen  noch  schreiben  kann, 
hat  er  seine  Obliegenheiten  einem  andern  übertragen  und  bezahlt 
ihm  dafür    14  Rubel  jährlich«  ^j. 

Von  großer  Bedeutung  für  die  Arbeiter  ist  ferner  das 
Wohnungswesen  bei  den  Fabriken  und  die  hygienische  Beschaft'en- 
heit  der  Arbeitsstätten  selbst. 

Wie  Dr.  DemeJitJezv  sagt,  bieten  unsere  russischen  Fabriken 
in  Bezug  auf  das  Wohnungswesen  eine  höchst  eigentümliche  Er- 
scheinung, für  welche  in  West-Europa  keine  Analogie  zu  finden 
ist  ■*).  Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Fabriken  gewährt  ihren 
Arbeitern  freie  Unterkunft,  oft  in  besonderen  Baracken,  oft  aber 
auch  in  Räumen,  die  tagsüber  anderen  Zwecken  dienen.  Der 
Grund  dieser  Erscheinung  liegt  darin,  daß  die  Arbeiter  meist 
von  auswärts  kommen.  Dies  hat  wiederum  seine  tiefliegenden  Ur- 
sachen, deren  Erörterung  uns  aber  zu  weit  führen  würde ;    doch 

i)  a.  a.  O.,  2.  Teil,  S.  82. 

2)  Fabrikzustände,   S.  99. 

3)  a.  a.  O.,  S.  99. 

4)  Deinentje-iC,  a.  a.  O.  S.   39. 
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geben  wir  der  Anschauliclikeit  wegen  folgende  von  Dr.  Denieiitjeiv 
zusammengestellten  Zahlen  wieder:  »Von  den  befragten  14552 
Arbeitern  waren  9363  aus  dem  Moskauer  Gouvernement  gebürtig, 
von  diesen  wohnte  ein  bedeutender  Teil,  und  zwar  die  aus  ent- 
fernteren Kreisen  stammenden ,  in  der  Fabrik.  Die  übrigen 
4698  Arbeiter  stammen  aus  verschiedenen  andern  Gouverne- 
ments«^). Wie  wir  sehen,  wohnt  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  auf 
der  Fabrik  selbst. 

Betrachten  wir  die  Wohnräume  der  Arbeiter  näher.  Von 
den  174  von  Prof.  Janscliul  besichtigten  Fabriken  hatten  nach 
seiner  Angabe  nur  38  relativ  gute  Arbeiterwohnräume  aufzu- 
weisen ^).  Die  meisten  Fabriken  haben  keine  Trennung  der  Ge- 
schlechter in  den  Wohnräumen  durchgeführt.  Für  eine  ganze 
Reihe  von  Unternehmungen  sagt  der  Bericht:  »Auf  allen  diesen 
Fabriken,  widerhole  ich,  schlafen  Ledige  und  Verheiratete,  Kinder 
und  erwachsene  Mädchen,  durcheinander,  ohne  jeden  Zwischen- 
raum zwischen  den  Liegenden,  in  äußerst  engen  und  schmutzigen 
Räumen.«  »In  der  Regel  schlafen  die  Tischler  auf  den  Hobel- 
bänken, an  denen  sie  am  Tag  arbeiten,  und  von  ordentlichen 
Betten  kann  natürlich  dabei  keine  Rede  sein.«  Auf  den  Bastmatten- 
fabriken schlafen  die  Arbeiter  beiderlei  Geschlechts  und  jeden 
Alters  durcheinander  auf  demselben,  oft  noch  feuchten  Bast,  der 
ihnen  als  Arbeitsmaterial  dient,  und  decken  sich  mit  ebenfalls 
oft  feuchten  Matten  zu.  Nur  die  Kranken  erhalten  einen  Platz 
am  Ofen  zugewiesen,  der  in  der  Mitte  jeder  Werkstatt  steht«. 
»Auf  einer  Bleicherei  und  Färberei  schlafen  die  Arbeiter  in  allen 
Arbeitsräumen, '  selbst  im  Bleichraum  mit  seinen  giftigen  und 
schädlichen  Dämpfen.« 

Der  Bericht  des  Fabrikinspektors  für  Woronesch  entwirft 
ein  ähnlich  trübes  Bild.  »In  der  Mehrzahl  von  Fällen  wohnen 
alle  Arbeiter,  ohne  Unterschied  von  Geschlecht  und  Alter,  in 
demselben  Raum.  Hat  die  eine  Hälfte  ausgeschlafen  und  tritt 
ihre  Arbeit  an,  kommt  die  andere  Schicht,  die  ihre  Arbeit  eben 
beendet,  und  nimmt  die  eben  verlassenenen  Pritschen  ein«  ^). 

Der  Fabrikinspektor  für  Charkow  bestätigt  für  seinen  Tätig- 
keitsbereich die  allgemeine  Verbreitung  dieser  allen  Forderungen 
der    Hygiene    und     der  Sittlichkeit    hohnsprechenden    Zustände. 

i)  a.  a.  O.,  S.  41 — 42. 

2)  Fabrikzustände,  S.    116 — 122. 

3)  Bericht  für  Woronesch,    1884,   S.   60. 
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Hier  die  Beschreibung;  einer  Fabrik,  wie  er  sie  bei  seiner  Revision 
angetroffen  hatte:  »Alle  Arbeiter,  t:)hne  Untersciiied  von  Gesclilecht 
und  Alter,  schliefen  auf  dem  Hoden,  dicht  aneinander  «gepreßt 
(es  war  im  Winter).  Weder  Kissen,  noch  Decken,  noch  irgend 
eine  Unterlage  war  zu  sehen.  /Vlle  schliefen  angekleidet.  Die 
Arbeiter  waschen  sich  aus  einer  übelriechenden  Pfütze,  die  sich 
vor  dem  Fabriktor  befindet,  und  wohin  alle  Abwässer  der  Fab- 
rik, allerhand  Kehricht  und  Unrat  gclar.geii'«  ^).  In  einer  Zünd- 
holzfabrik ist  CS  das  zweistöckige  Trockenhaus,  das  als  Wohn- und 
Schlafrauni  dient  »Zu  diesem  viereckigen,  mit  Mannern  und 
Frauen,  Kindern  imd  erwachsenen  jNIädchen,  jungen  Burschen, 
Greisen  und  Säuglingen  vollgepfropften  Kasten  führt  nicht  einmal 
eine  ordentliche  Treppe,  sondern  nur  eine  Art  steiler  Bretter- 
brücke ohne  Geländer,  die  scheinbar  direkt  den  Zweck  hat,  den 
Leuten  zu  gebrochenen  Armen  und  Beinen  zu  verhelfen.«  »In 
der  Zündholzfabrik  von  Ossipow  (Gouvr.  Tschernigow)  ist  die 
Arbeiterbaracke  nichts  anderes  als  ein  langer  dunkler  Korridor 
ohne  Fenster.«  In  der  chemischen  Fabrik  in  Charkow  hat  der 
Schlafrauin  der  Arbeiter  ebenfalls  keine  Fenster  und  stößt  direkt 
an  den  Raum,  wo  Salzsäure  hergestellt  wird.  Nicht  viel  anders 
sieht  es  auch  in  den  Tuchfabriken  aus.  In  der  Fabrik  Gussew, 
z.  B.,  »haben  die  Arbeiter  überhaupt  keine  bestimmten  Schlaf- 
stellen, sondern  legen  sich  in  irgendeiner  Ecke  nieder.«  Die 
Schlafräume  sind  nicht  lüftbar.  »Die  Pritschen  sind  meist  aus 
Holz,  rissig  und  spaltig  und  wimmeln  von  Insekten.  Die  eigenen 
Kleider  dienen  als  Matratze.  Oft  schlafen  die  Arbeiter  ganz  an- 
gekleidet  und  in   Stiefeln.« 

Diese  Beschreibungen  ließen  sich  nocli  beliebig  vermehren, 
aber  das  Angeführte  genügt,  um  einen  Begriff  von  den  Wohn- 
und  Schlafräumen  der  Arbeiter  zu  geben.  Gehen  wir  nun  zu 
den  Arbeitstätten  jener  Zeit  über,  so  stoßen  wir  in  den  Inspek- 
tionsberichten auf  geradezu  haarsträubencJe  Beschreibungen.  Alle 
konstatieren  übereinstimmend  den  Mangel  an  Licht,  Luft  und 
Reinlichkeit. 

In  den  Gerbereien  des  Kreises  Charkow  sind  die  Rämne 
niedrig,  »für  den  Abfluß  von  Flüssigkeiten  ist  in  keiner  Weise 
gesorgt,  überall  ist  es  feucht  und  schmutzig. ;<  In  kleineren  Be- 
trieben wird  in    den    übelriechenden    Arbeitsräumen    sowohl    ge- 


I)   Swjatlowsky,   ?.   68  —  72. 
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gessen  als  auch  Geschlafen.  In  einer  großen  Handsclmhfabrik 
ist  die  Luft  um  niclits  besser,  als  in  einem  nie  desinfizierten 
öffentlichen  Pissoir,  denn  das  Leder  wird,  zur  Erlangung  der 
nötigen  Geschmeidigkeit,  in  halbverfaultem  Flarn  stundenlang  ge- 
weicht, ohne  daß  die  Bottiche  dabei  zugedeckt  werden.  Der 
nötige  Harn  wird  von  den  Arbeitern  selbst  geliefert,  zu  welchem 
Zweck  im  Arbeitsraum  besondere,  ebenfalls  offene  Eimer  stehen^). 
Der  Fabrikinspektor  für  Woronesch  berichtet  u.  a. ,  »in  einer 
Bastmattenfabrik  sei  der  Arbeitsraum  so  eng,  so  schmutzig  und 
die  Luft  sei  dort  so  schlecht,  daß  beim  Betreten  des  Raumes 
sich  Uebelkeit  einstellte«^).  In  andern  F'abriken  »sind  die  Räume 
klein,   dunkel,  schmutzig,   die   Luft  dumpf  und  stickig.« 

Der  Fabrikinspektor  JanscJiul  klagt  ebenfalls  über  den  ge- 
sundheitsschädlichen Zustand  der  ihm  unterstellten  Fabriken.  »In 
einer  von  mir  besichtigten  Fabrik«,  schreibt  er,  »befinden  sich 
die  Arbeitsräume  im  Keller,  in  den  Abflüsse  vom  Hofe  gelangen, 
der  mit  Exkrementen  und  übelriechenden  Abfällen  verunreinigt 
ist«  ^).  Weiter  berichtet  er:  »In  der  Tuchfabrik  von  S.,  sowie  in 
vielen  andern,  ist  der  Färberaum  so  mit  Dämpfen  erfüllt,  dass 
ich  bei  der  Revision  nichts  sehen  konnte  und  mich  wie  im 
Dunkeln,  oder  wie  mit  verbundenen  Augen,  vorsichtig  tappend, 
vorwärts  bewegte;  es  war  augenscheinlich  gar  keine  Ventilation 
vorhanden.  Dabei  stehen  die  Maschinen  sehr  eng  beieinander 
und  die  Treibriemen  erstrecken  sich  nach  allen  Richtungen.  Der 
freie  Durchgang  zwischen  den  Maschinen  ist  äußerst  erschwert, 
und  Unfälle  sind  daher  ohne  jegliche  Schuld  der  Arbeiter  leicht 
möglich.«  Diese  Fabrik  beschäftigte  etwa  800  Leute*).  Beson- 
ders gesundheitsschädliche  Zustände  herrschen  auf  den  Rotfär- 
bereien in  Sujewo.  »Hier  ist  stets  Feuchtigkeit  und  Schmutz, 
große  Gefahr  von  Verbrennungen  im  Färberaum,  wo  meist  Frauen 
arbeiten,  stetes  Hin-  und  Herlaufen  von  Jugendlichen  mit  eben 
gefärbten,  noch  nassen  und  heißen  Kattunstücken,  um  sie  in 
den  hohen,  dreistöckigen  Trockenraum  zu  hängen,  wo  die  Arbeiten- 
den dem  kalten  Zugwind  ausgesetzt  sind«.  Indem  Janschul  auf 
die  Unglücksfälle  in  den  Fabriken  zu  sprechen  kommt,  macht 
er  eine  sehr  richtige   und  scharfsinnige  Bemerkimg  :    »Unsere  Un- 

i)  Swjatloivsk)\  S.    116, 

2)  Bericht  der  Fabrikinspektion  in  Woronesch  für   1884,  S.   35^-48. 

3)  Fabrikzustände,  S.   123  —  129. 

4)  a.  a.  O.,  Tab.   I,  S.  2. 
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terneliiiier  haben  sicli  die  Verantwortungslosigkeit  so  angewöhnt 
und  die  Arbeiter  bekommen  dermaßen  nichts  anderes  zu  sehen, 
daß  die  erdrückende  Mehrheit  von  Unglücksfällen  nur  den  Verun- 
j^lückten  selbst  bekannt  ist.«  Besonders  sind  es  die  Zündholz- 
tabriken,  wo  die  Mißstände  einen  hohen  Grad  erreichen.  »In  einer 
Fabrik,  z.  B.,  findet  der  gefährlichste  Teil  des  Arbeitsprozesses  — 
das  Eintunken  —  unmittelbar  neben  dem  Raum  statt,  wo  die 
Zündhölzer  von  Frauen  verpackt  werden ;  beide  Räume  sind 
durch  ein  Fenster  verbunden,  durch  welches  die  mit  Phosphor 
getränkte  Luft  in  den  Packraum  gelangt  und  die  am  gefährlichen 
Teil  des  Arbeitsprozesses  nicht  teilnehmenden  Arbeiter  langsam 
vergiftet.  In  einer  andern  Zündholzfabrik  (in  Kolomnaj  war  die 
Luft  so  mit  Schwefel-  und  Phosphordämpfen  gesättigt,  daß  ich 
außer  Stande  war,  längere  Zeit  in  dieser  Fabrik  zu  verweilen. 
Bei  dem  Arbeiter,  der  das  Eintunken  der  Hölzer  besorgte,  er- 
wies sich  nach  ärztlicher  Feststellung  eine  völlige  Nekrose  der 
Oberkiefer  und  vollständiger  Mangel  an  Zähnen,  obwohl  er  nur 
32  Jahre  alt  und  kräftig  gebaut  war.« 

Es  wäre  vielleicht  angebracht,  in  Verbindung  mit  der  Be- 
sprechung dieser  Zustände  auf  die  P>age  der  medizinischen  Hilfe 
auf  den  Fabriken  einzugehen,  da  es  jedoch  notwendig  sein  wird 
noch  in  anderem  Zusammenhange  darauf  zurückzukommen,  so 
sehen  wir  jetzt  von  der  Behandlung  dieser  Frage  ab  und  gehen 
zur  Besprechung  des  Arbeitsvertrages  selbst  über.  Die  meisten 
P'abriken  haben  als  Grundlage  Lohnbücher  eingeführt.  Doch 
gibt  es  selbst  bedeutende  Unternehmen,  wo  es  weder  Lohn- 
bücher, noch  irgend  eine  andere  Form  des  schriftlichen  Vertrages, 
sondern  nur  einen  mündlichen  Vertrag  gibt.  In  den  Lohn- 
büchern sind  vor  allem  Hinweise  auf  schon  veraltete  Gesetze 
und  Zitate  aus  ihnen  wiedergegeben.  Diesem  »allgemeinen  Teil« 
folgen  »besondere  Vorschriften-,  die  in  einzelnen  Fabriken  stark 
von  einander  abweichen.  Um  das  Wesen  des  Verhältnisses  zwi- 
schen Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  verstehen,  ist  es  von 
Interesse,  die  Ansicht  des  Prof.  Jaiischul  kennen  zu  lernen:  »Der 
Arbeiter  hat  überhaupt  nur  ein  Recht  —  in  die  Fabrik  einzu- 
treten. Dagegen  stehen  dem  Unternehmer  drei  Rechte  zu: 
i)  den  Arbeiter  in  die  Fabrik  aufzunehmen,  2)  ihn  nach  seinem 
Gutdünken  zu  entlassen,  3)  ihm  Geldstrafen  aufzuerlegen.«  Der 
Charkower  Fabrikinspektor  SrivVz/A^TCjrXy' drückt  sich  noch  schärfer 
aus:   »Das  Wesen  dieses  Lohnvertrages  kann  in  wenigen  Worten 
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zusammengefaßt  werden:  der  Arbeitgeber  kann  den  Arbeiter 
ohne  weiteres  vor  die  Türe  setzen.  Verklagen  werden  ihn  die 
Arbeiter  doch  nicht  ^).  Aber  dies  genügt  den  Unternehmern 
bei  weitem  nicht :  sie  sind  bestrebt,  durch  alle  möglichen  Mittel 
den  Arbeiter  nach  allen  Richtungen  hin  in  Abhängigkeit  von 
sich  zu  bringen. 

Nach  dem  Gesetz  vom  24.  V.  1835  hatte  der  Arbeitgeber  das 
Recht,  den  Arbeiter  vor  Ablauf  der  vertraglich  festgesetzten 
Frist  bei  schlechtem  Betragen  zu  entlassen,  doch  war  er  ver- 
pflichtet, ihm  2  Wochen  vor  der  Entlassung  zu  kündigen.  Da- 
gegen hatte  der  Arbeiter  kein  Recht,  seine  Arbeitsstelle  vor 
Ablauf  des  Vertrages  zu  verlassen.  War  schon  das  Gesetz  selbst 
nichts  anderes  als  unverhohlene  Parteinahme  zu  Gunsten  des 
Unternehmers,  so  wurde  selbst  das  Wenige,  was  es  den  Arbeitern 
bot,  in  Wirklichkeit  nicht  befolgt,  was  in  den  Fabrikinspektions- 
berichten mehrfach  erwähnt  wird,  »Das  Gesetz  über  zweiwöch- 
entliche Kündigung  wird  bei  uns  nur  selten  befolgt«^).  Um  den 
Arbeiter  an  die  Fabrik  zu  fesseln,  verzögert  der  Unternehmer 
die  Lohnauszahlung  und  macht  dem  Arbeiter  bei  seinem  Abgange 
aus  der  Fabrik  Abzüge  in  der  Form  von  Geldstrafen.  Diese 
Abzüge  sind  sehr  mannigfaltig  und  äußerst  willkürlich.  Nach- 
stehend nur  wenige  Musterbeispiele. 

»Auf  vielen  Fabriken«  schreibt  der  Moskauer  Fabrikinspek- 
tor —  >wird  dem  Arbeiter  sein  doppelter  Wochenlohn  abge- 
zogen, wenn  er  vor  Ablauf  der  Vertragsfrist  die  Fabrik  verläßt. 
Andere  Fabriken  ziehen  einen  ganzen  Monatslohn  ab«  ^).  Dort, 
wo  keine  regelmäßigen  Lohnzahlungstermine  bestanden,  wo,  wie 
wir  gesehen,  die  Auszahlung  nur  alle  zwei  oder  drei  Monate 
stattfand,  nahmen  die  Kürzungen  die  Form  von  prozentualen 
Abzügen  an. 

'>Im  Inspektionsbezirk  Charkow«  —  schreibt  der  Inspektor 
Sivjatlozvsky  —  »beträgt  die  Strafe  für  Nichteinhaltung  der  Ver- 
tragsfrist seitens  des  Arbeiters  oft  bis  zu  loo  Rub.«  *).  Bei  den 
meisten  Zuckerfabriken  des  Kreises  Sumy  (Gouv.  Charkow)  ist 
es  eine  feste  Regel,  daß  der  vor  Ablauf  der  Vertragsfrist  die 
Fabrik  verlassende  Arbeiter  seinen  ganzen  Lohn  einbüßt.  Trotz- 
ig Swjatlowsky.    Der  Fabrikarbeiter,  S.   31 — 38. 

2)  Fabrikzustände,  S.  76. 

3)  a.  a.  O.,  S.  78. 

4)  Swjatlowsky.    Der  Fabrikarbeiter,  S.  32. 


—  lo- 
dern j^ibt  es  jahilicli  iiacli  dein  Zeugnis  S:ci/nt/o:i's/iy's  Dutxcnde 
und  Hundeile  von  Arbeitein,  die  auf  ihren  j^an/.en  Lolm  auf 
diese  Weise  verzichten,  da  sie  nicht  imstande  sind,  die  geforderten, 
ungeheuer  scluvierigen  Arbeiten  zu  ertragen,  —  >es  kotnmen 
Jahre  vor,  wo  solche  kontraktbrüchige  FUichthnge  12V0  der  Ge- 
samtzahl der  beschäftigten  Arbeiter  ausmachen    '). 

Auch  andere  Punkte  des  Lohnvertrags  sind  nicht  uninteres- 
sant, wie  ein  von  Insp.  S^vjat/owsky  als  Musterbeispiel  angeführter 
Vertrag  zeigt.  §  5  dieses  Vertrags  lautet:  »Wir  Arbeiter  ver- 
pflichten uns,  alle  in  den  uns  noch  einzuhändigenden  Lohnl)üchern 
enthaltenen  Vorschriften  zu  befolgen.-  Somit  sind  diese  Vor- 
schriften bei  Eingehung  des  Vertrags  den  Arbeitern  nicht  mit- 
geteilt worden.  §  6  ist  äußerst  charakteristisch  :  >  Für  den  Fall, 
daß  die  Fabrikverwaltung  zu  Korjukow  an  uns  Ansprüche  zu 
stellen  hat,  oder  dass  sonst  Streitigkeiten  entstehen,  unterwerfen 
wir  uns  der  Gerichtsbarkeit  des  Friedensgerichts  in  Korjukow-). 
Diese  Bestimmung  ist  speziell  auf  die  flüchtigen  Arbeiter  ge- 
münzt, die  nunmehr  mit  Polizeigewalt  in  Korjukow  und  nicht  in 
ihrem  eigenen  Heimatsort  vor  den  Richter  gestellt  werden.  Ein 
anderer  Paragraph  stellt  die  solidarische  Haftung  aller  Arbeiter 
für  den  dem  Einzelnen  gegebenen  Vorschuß  fest.  In  vielen 
Lohnbüchern  wird  ausdrücklich  erwähnt,  »dem  Arbeiter  stehe 
nicht  das  Recht  zu,  den  Arbeitgeber  zu  verklagen  und  ihm 
Uebles  nachzureden«. 

Viele  Unternehmer  wenden  recht  eigentümliche  Metlioden 
zur  Anwerbung  von  Arbeitern  für  ihre  Fabriken  an.  So  gibt  es 
z.  B.  im  Kreis  Kolomna  eine  Wolostj  (Dorfbezirk)  Lasinskaja, 
deren  P^inwohner  jahraus,  jahrein  auf  den  Bastmattenfabriken 
Kolomna's  arbeiten.  Im  Herbst  schicken  die  Bastmattenfabri- 
kanten in  diese  Wolostj  einen  Vermittler,  und  dieser  schließt 
mit  dem  Wolostnoje  Praw^enije,  d.  h.  mit  dem  Dorfbezirksanit, 
einen  vom  Amt  selbst  beglaubigten  Vertrag  über  Beschaffung 
einer  bestimmten  Anzahl  Arbeiter.  Das  Amt  verfährt  in  diesem 
Fall  durcliaus  willkürlich  und  schließt  eigenmächtig  im  Namen 
anderer  Verträge  ab ;  meist  aber  im  Namen  von  solchen  Dörf- 
lern, die  mit  ihren  Steuern  im  Rückstand  sind;  von  den  sofort 
ausgezahlten  Vorschüssen  werden  dann  die  Steuerrückstände 
für    die     Amtskasse     absrezotjen.       Der    Airent    erhält    für    seine 


i)  a.  a.  O.,  S.  34. 

2)   a.  a.  O.,   S.   34. 
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»Mühewaltung«  von  den  Arbeitern  etwa  das  Doppelte  als  vom 
Unternehnner.  Hier  folgt  ein  solcher  Vertrag:  »Der  Agent  ver- 
pflichtet sich  laut  Vertrag  mit  dem  Amt  der  Wolostj  Lasinskaja 
dem  Fabrikanten  d  ....  so  und  so  viel  Arbeiter  zu  stellen,  die 
bis  zu  dem  und  dem  Tage  arbeiten  müssen. <  Im  folgenden 
Paragraphen  wird  dem  Unternehmer  das  Recht  zugesichert,  jede 
fehlerhafte  oder  schlecht  geratene  Matte  nicht  anzurechnen. 
Alles,  was  die  Arbeiter  für  ihre  Beköstigung  brauchen,  müssen 
sie  unbedingt  beim  Unternehmer  kaufen,  der  das 
Recht  eines  is^oigen  Aufschlags  auf  den  üblichen  Marktpreis 
hat^).  So  wird  der  Arbeiter  eigentlich  nicht  einmal  gefragt, 
ob  er  in  die  Fabrik  gehen  will;  das  Amt  nimmt  wohl  an,  es 
wäre  allein  imstande,  für  die  Wohlfahrt  der  Dorfbewohner  zu 
sorgen.  Als  staatliche  Behörde  ist  es  am  richtigen  Eingang  der 
Steuern  interessiert,  sie  werden  aus  den  Vorschüssen  bestritten, 
und  wenn  der  Arbeiter  kein  Reisegeld  hat,  muß  er  noch  außer- 
dem Strafe  zahlen. 

Noch  empörender  ist  folgende  Art  der  Vertragschließung, 
von  der  Sivjatloivsky  berichtet:  »Besondere  Angestellte  von 
Zündholzfabrikanten  eines  Kreises  des  Gouvernements  Charkow 
fahren  in  Begleitung  von  Musikanten  von  Dorf  zu  Dorf,  veran- 
stalten dort  Tanzabende,  Trinkgelage  für  Erwachsene  und  Kinder. 
Im  Jahre  1886  sind  zwei  solche  saubere  Banden  in  einem  Dorf 
aufeinandergestoßen  und  haben  sich  dort  eine  wahre  Schlacht 
geliefert,  wobei  das  ganze  Dorf  sich  in  zwei  feindliche  Lager 
spaltete« ''^).  »Den  Eltern  junger  Burschen  und  Mädchen  werden 
oft  Schuldscheine  abgenommen,  die  auf  das  Dreifache  des  er- 
haltenen Vorschusses  lauten,  und  diese  Scheine  werden  zu  Quellen 
einer   jahrelang    auf    der    Familie    lastenden    Schuldknechtschaft. 

Es  bleibt  uns  nur  noch  die  auf  den  Fabriken  zu  leistende 
Arbeitsmenge  zu  erörtern,  doch  ziehn  wir  es  vor,  dies  im  Ka- 
pitel vom  Arbeitstag  zu  tun,  jetzt  wollen  wir  das  bisher  Gesagte 
kurz  zusammenfassen. 

I.  Der  an  sich  bereits  niedrige  Arbeitslohn  wird  durch  die 
willkürlich  vom  Unternehmer  auferlegten  Geldstrafen  und  -abzüge 
noch  mehr  herabgedrückt.  Die  Strafen  und  Abzüge  sind  zum 
System  erhoben  und  dienen  dem  Unternehmer  als  nicht  geringe 


i)  Fabrikzustände.    S.  86 — 87. 

2)  Der  Fabrikarbeiter,  S.   36. 

3)  a.  a.  O. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  39. 
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Einnahmequelle.  Die  Tätigkeit  der  Meister,  der  W'arensortierer, 
der  einzelnen  Abteilungsvorsteher  usw.  wird  nach  dem  Betrag 
der  den  Arbeitern  von  ihnen  auferlegten  Geldstrafen  gewertet. 
Die  Fabrikläden  und  die  Starosta's  ergänzen  dieses  System  der 
Aussaugung  der  letzten  Groschen  aus  dem  gedrückten  und  wehr- 
losen Arbeiter.  Die  Seltenheit  und  die  Unregelmäßigkeit  der 
Lohnauszahlung  bei  der  Mehrzahl  der  Fabriken  bringen  den  Ar- 
beiter in  völlige  Abhängigkeit  vom  Unternehmer,  bei  dem  er 
sich  seinen  wohlverdienten  Lohn  wie  ein  Gnadengeschenk  er- 
betteln muß.  Jedes  Stück  Brot,  das  der  Arbeiter  ißt,  jeden 
Gegenstand,  den  er  benötigt,  muß  er  in  dem  dem  Unternehmer 
gehörenden  Fabrikladen  oder  wenigstens  mit  dessen  Vermittelung 
kaufen  und  dabei  alles  weit  über,  den  Marktpreis  bezahlen.  Da- 
her die  elende  wirtschaftliche  Lage  des  Arbeiters. 

2.  Die  Wohn-  und  Schlafräume  der  Arbeiter  sowohl  wie  die 
Arbeitsräume  sind  unsauber,  sehr  eng  und  schlecht  beleuchtet; 
infolgedessen  sind  Unglücksfälle  sehr  häufig,  doch  fehlt  eine  ge- 
naue Statistik  darüber  vollständig.  Die  Beengtheit  und  Ueber- 
völkerung  der  Räume  führt  zu  epidemischen  Krankheiten.  Ein 
völliges  Durcheinander  der  Geschlechter  und  Altersstufen,  ein 
Mangel  jeglicher  Ventilation,  Schlafverhältnisse,  die  gegen  die 
bescheidensten  Anforderungen  verstoßen,  sind  in  den  meisten 
Fabriken   durchaus  an  der  Tagesordnung. 

3.  Die  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  zwischen  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  sind  ganz  durch  die  Willkür  des  ersteren 
bestimmt.  Die  Unmöglichkeit,  für  den  Arbeiter  vom  Arbeitsmarkt 
zurückzutreten,  Arbeitslosigkeit,  starke  Konkurrenz  und  die  Angst, 
erwerbslos  zu  bleiben,  zwingen  den  Arbeiter  in  die  Fabrik,  wo 
er  zu  einem  willenlosen  Werkzeug  wird,  mit  dem  der  Unter- 
nehmer nach  Belieben  schaltet  und  waltet  —  dies  ist  das  freud- 
lose Leben  der  Arbeiter  in  den  80er  Jahren,  so  wie  es  in  Fabrik- 
inspektionsberichten jener  Zeit  geschildert  wird.  Hieraus  ergab 
sich  für  den  Gesetzgeber  die  Notwendigkeit,  der  Willkür  der 
Unternehmer  eine  Schranke  zu  setzen  und  die  Beziehungen 
zwischen   Arbeitgeber  und  -nehmer  einer  Regelung  zu  unterziehen. 

Zur  Schilderung  dieser  gesetzgeberischen  Arbeit  gehen  wir 
nunmehr  über. 
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Erster    Teil. 
I.    Das  Verhältnis  zwischen   Unternehmer  und  Arbeiter. 

>Der  Vertrag  zwischen  Arbeiter  und 
Unternehmer  gestaltet  sich  zu  einem 
Untertanenverhältnis,  in  dem  die  eine 
Seite  die  Bedingungen  diktiert,  wäh- 
rend die  andere  sie  zu  befolgen  hat.« 
y.  Reichesberg.  Wesen  und  Ziele  der 
modernen  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung, S.  19. 

Fast  alle  Staaten  haben  es  stets  versucht  und  setzen  bis 
heute  diese  Versuche  fort,  das  große  Problem  aller  Zeiten  —  die 
Arbeiterfrage  —  zu  lösen.  Die  gesetzgeberische  Arbeit 
jedes  Staates  auf  diesem  Gebiet  nimmt  je  nach  den  gesellschaft- 
lichen Verhältnissen  verschiedene  Formen  an :  die  Kompliziertheit 
der  Aufgabe  führt  zu  verschiedener  Auffassung  der  Älittel  und 
Wege  zu  ihrer  Lösung. 

Eines  steht  gegenwärtig  jedoch  für  alle  fest :  die  Notwendig- 
keit der  staatlichen  Einmischung  in  das  Verhältnis  zwischen  Ka- 
pital und  Arbeit;  um  die  entstehenden  Reibungen  zu  verringern. 

Das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
brachte  es  mit  sich,  daß  besonders  die  F'rage  der  Beschränkung 
der  Willkür  des  wirtschaftlich  Stärkeren  gegenüber  dem  wirt- 
schaftlich Schwächeren  sich  in  den  Vordergrund  drängte.  —  Die 
russische  Gesetzgebung  beschritt  den  Weg  der  staatlichen  Ein- 
mischung, wie  wir  gesehen,  im  Jahre  1882  mit  dem  Erlaß  des 
Gesetzes  über  jugendliche  Arbeiter.  Im  Jahre  1886  wurde  das 
Verhältnis  zwischen  Kapital  und  Arbeit  einer  gewissen  Regelung 
unterzogen  und  zum  Zweck  ihrer  Durchführung  das  im  Jahre  1882 
eingeführte  Institut  der  Fabrikinspektion  ausgebaut  und  erweitert. 

Doch  ehe  wir  an  unsere  unmittelbare  Aufgabe  herantreten, 
möchten  wir  mit  wenigen  Worten  auf  den  allgemeinen  Begriff 
des  Arbeitsvertrags  eingehen.     Vorausschicken  möchten  wir  aber, 

2  * 
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daß  wir  uns  leider  gezwungen  sehen,  die  wesleuropäische  Litera- 
tur über  den  Arbeitsvertrag,  die  in  den  letzten  Jahren  eine  be- 
deutende Bereicherung  erfahren  hat '),  aus  unscrn  Betrachtungen 
auszuschh'eßen.  Wir  tun  dies,  weil  unsere  Arbeit  nur  die  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung Rußlands  und  nur  den  berufsmäßigen 
Fabrikarbeiter  im  Auge  hat  und  wir  uns  somit  im  Rahmen  dieses 
beschränkten  Themas  zu  halten  haben. 

»Als    Arbeitsvertrag    bezeichnen    wir    den    gegenseitigen    ob- 
ligatorischen   Vertrag,    in    welchem    die    Vertragschließenden   die 
Leistung  von  Arbeit  durch  den  lunen  und  die  Leistung  von  Ent- 
gelt   durch    den    Andern    vereinbaren«  ^).     Ein  Vertrag,  der  eine 
gewisse  Verpflichtung  feststellt,  setzt  selbstverständlich  eine  freie 
Vereinbarung  der  Vertragschließenden  voraus.     Der  Gesetzgeber 
aber,   der  den  Arbeitsvertrag   der  Fabrikarbeiter    einer   Regelung 
unterwirft,  ist  bestrebt,    diese    Freiheit    einzuschränken.     Der   Ar- 
beitsvertrag k'ann   nicht  immer  und  überall  einer  bis  ins  Kleinste 
gehenden   Regelung    unterworfen    werden;    denn   die   Arbeitsleis- 
tungen der  Arbeiter    in    den  Fabriken    sind    so    verschiedenartig, 
und  gehen  oft  unterso  mannigfaltig  gestalteten  Bedingungen  vor  sich, 
daß  sie  nicht  im  voraus  genau  bestimmt  werden  können,  und  die 
Arbeiter  sich  daher,  nach  Maßgabe  der  Bedürfnisse  des   Produk- 
tionsprozesses,   den  Anordnungen   des  Unternehmers  unterwerfen 
müssen.     Dadurch  wird  der  Arbeiter  vom  Unternehmer  abhängig, 
wird  seiner  Macht  unterworfen.     Aber  außer  dieser  persönlichen 
Abhängigkeit  sehen  wir  noch    eine    andere,    ihren    Konsequenzen 
nach  viel  bedeutsamere  Art  der  Abhängigkeit,   die  wirtschaft- 
liche.     Der    auf  seinen    Arbeitslohn,    als   einziges    Einkommen, 
angewiesene  Arbeiter  ist  gezwungen,    alle    vom  Arbeitgeber  dik- 
tierten Bedingungen  anzunehmen;    denn  die  Furcht,   arbeitslos  zu 
werden,  ist  ein  steter  Begleiter  des  über  den    morgigen    Tag    un- 
sicheren Arbeiters.     Diese  Sachlage    wird    selbstredend    von    den 
Unternehmern  in   ihrem  Interesse  ausgenutzt,    und   so  kommt  es, 
daß  die  rechtlich  freien   Lohnarbeiter    ungünstige   Arbeitsbeding- 
ungen der  Entlassung  oder   dem    Zurücktreten    vom    ungünstigen 
Vertrag  vorziehen. 

Der  Gesetzgeber  ist  daher  bestrebt,  dem  wirtschaftlich 
Schwachen  den  Schutz  des  Gesetzes  angedeihen  zu  lassen,  und 
regelt  den  Arbeitsvertrag,    indem    er    zugleich   seine  Freiheit  be- 

i)    Siehe  Prof.  Lotmar.     Der  Arbeitsvertrag.     2   Bde.     Leipzig,    1902  u.  1908. 
2)  Lotmar.     Der  Arbeitsvertrag,  B.  I,   S.   32. 
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schränkt.    Dieses  Ziel  hat  sich  auch  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1886 
gesteckt,  zu  dessen  juristischer  Betrachtung  wir  nunmehr  übergehen. 

Die  allgemeinen ,  den  Arbeitsvertrag  der  Fabrikarbeiter 
regelnden  Vorschriften  sind  in  den  §§  86 — 106  und  die  beson- 
deren Vorschriften  über  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  in  den  §§  127 — 156  der  Gewerbeordnung 
niedergelegt.  Bei  ihrer  Veröffentlichung  hatten  die  >allgemeinen 
Vorschriften«  sofort  Geltung  für  ganz  Rußland,  die  »besonderen« 
dagegen  zunächst  nur  für  bestimmte  industrielle  Zentren  und  wur- 
den erst  durch  das  Gesetz  vom  2.  JuH  1897  ^"f  <^as  ganze  Land 
ausgedehnt. 

Als  Moment  der  Vertragsschliefiung  gilt  die  Einhändigung 
des  Lohnbuches  durch  den  Unternehmer  an  den  Arbeiter.  Daß 
diese  Einhändigung  als  genügend  betrachtet  werden  muß,  ist 
daraus  ersichtlich,  daß  das  Gesetz  keinerlei  andere  Formalitäten 
vorsieht.  Andererseits  heißt  es  im  §  134:  »Das  Lohnbuch  darf 
dem  Arbeiter  nicht  später  als  sieben  Tage,  nachdem  er  zur 
Arbeit  auf  der  Fabrik  zugelassen  ist,  eingehändigt  werden«. 
Diese  Frist  ist  scheinbar  mit  Absicht  festgesetzt,  um  den  Vertrag- 
schließenden zu  ermöglichen,  alle  Vertragsbedingungen  eingehen- 
der zu  vereinbaren.  Auf  diese  Weise  erhalten  beide  Kontrahenten 
mit  dem  Augenblick  der  Einhändigung  des  Lohnbuches  bestimmte, 
auf  den  Vorschriften  über  den  Arbeitsvertrag  ruhende  Rechte 
und  Pflichten. 

Da  das  Gesetz  auch  die  Form  des  Lohnbuches  bestimmt, 
so  muß  man  annehmen,  daß  nur  die  in  ihm  enthaltenen  Be- 
dingungen für  beide  Vertragschließende  gültig  sind  ^).  Nach 
§  137  muß  das  Lohnbuch  enthalten:  i)  den  vollständigen  Namen 
des  Arbeiters;  2)  die  Bezeichnung  der  Vertragsfrist  und  die  Auf- 
enthaltsberechtigung; 3)  die  Höhe  des  vereinbarten  Lohnes,  die 
Art  seiner  Berechnung  und  seine  Auszahlungsfristen;  4)  die  Höhe 
der  vom  Arbeiter  für  Benutzung  der  Fabrikwohnungen,  -Bäder  usw. 
zu  entrichtenden  Beträge ;  5)  andere  Vertragsbedingungen,  sofern 
die  Vertragschließenden  es  für  nötig  erachten,  sie  ins  Lohnbuch 
einzutragen ;  6)  Vermerke  über  erfolgte  Lohnzahlungen,  auferlegte 
Geldstrafen  und  ihre  Ursachen;  7)  Auszug  aus  den  entsprechen- 
den Gesetzen  und  aus  der  Arbeitsordnung  der  Fabrik,  worin  die 
Rechte,  Pflichten  und  die  Verantwortung  der  Arbeiter  festgesetzt 
werden. 


l)   »Denkschrift  zum  Entwurf  des  Gesetzes«  von  Kobeljaizky. 
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Welclie  Gesetzesparagraphen  ins  Lohnbuch  eingetragen  wer- 
den müssen,  wird  von  den  staatUchen  l^'abrikaufsichtsbehörden 
bestimmt  ^), 

Der  Zweck  dieses  Lohnbuches  ist,  laut  der  Denkschrift  zum 
Gesetz:  i)  die  VertragschHeßenden  an  die  durch  den  Vertrag 
erworbenen  Rechte  und  auferlegten  Pflichten  zu  mahnen;  2)  den 
Behörden  eine  Reihe  von  13aten  zu  geben,  die  ihnen  die  Aufsicht 
über  die  Zustände  auf  der  Fabrik  erleichtern  -).  Die  Notwendig- 
keit dieser  Aufsicht  wird  von  der  Denkschrift  damit  begründet, 
daß  »aus  dem  Arbeitsvertrag  Verhältnisse  entspringen,  die  nicht 
nur  im  allgemein-bürgerlichen  Interesse  der  Privatrechte,  sondern 
auch  im  staatlichen  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der 
öfTentUchen  Ordnung  des  Schutzes  bedürfen«  ^).  Wir  haben  diese 
Motivierung  deshalb  angeführt,  weil  sie,  wie  wir  uns  überzeugen 
werden,  sich  wie  ein  roter  Faden  durch  die  ganze  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung zieht.  Wir  müssen  es  einstweilen  festhalten ,  daß 
die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  vmd  Arbeitnehmer  \oni 
Standpunkt  der  Aufrechterhaltung  der  staatlichen  Ordnung  ge- 
regelt werden. 

Der  Arbeiter  muß  seinerseits  nach  Aufforderung  seitens  der 
Fabrikverwaltung  seine  Papiere  vorlegen  (§  87).  Diese  Papiere 
werden   von    der   Verwaltung    in    Gewahrsam   genommen  (§  133). 

Vertragschließende  sind  der  Fabrikbesitzer  und  der  Arbeiter. 
Ersterer  kann  jedoch  vom  Verwalter  oder  sonst  einer  dazu  be- 
fugten Person  vertreten  werden  ,  was  durch  Anschlag  im  Bureau 
bekannt  gemacht  werden  muß  (§  132).  Auch  in  diesem  Falle  gilt 
der  Vertrag  als  vom  Fabrikbesitzer  selbst  geschlossen,  und  er 
haftet  für  die  Handlungen  seiner  Untergebenen. 

Der  wichtigste  Punkt  des  Arbeitsvertrages  ist  seine  Dauer. 
Die  russische  Gesetzgebung  sieht  drei  Möglichkeiten  vor:  l)  be- 
häbig bestimmbare  Dauer;  2)  unbestimmte  Dauer;  3)  Dauer 
einer  bestimmten  Arbeitsleistung,  mit  deren  Beendigung  der  Ver- 
trag erlischt  (§  94).  Dabei  ist  der  letztere  P^ali  als  »eine  Art 
von  Vertrag  mit  bestimmter  Dauer  zu  betrachten;  nur  wird  hier 
die  Dauer  nicht  in  Zeiteinheiten,  sondern  indirekt  in  Qualität  und 
Quantität  der  Arbeit  ausgedrückt«  ■*). 

Welches  sind  nun  die  aus  dem  Arbeitsvertrag  entspringenden 


i)  Denkschiift  S.   139.  2)  a.  a.  O.  S.   128.  3)  a.  a.  O.,  S.   128. 

4)  Rundschreiben  des  Min.   d.   Inn.  vom  5.  Juli  1896.     Kobeljatzky,  S.  80. 


—      23       - 

Pflichten  und  Rechte?  Wir  wollen  diese  Frage  zunächst  für  den 
Unternehmer  und  sodann  für  den  Arbeiter  beantworten. 

Die  Fabrikbesitzer  sind  verpflichtet,  in  ihren  J3etrieben  für 
Ordnung  zu  sorgen  (§  128).  Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Betriebs- 
leiter berechtigt,  aus  eigener  Machtvollkommenheit  den  Arbeitern 
Geldstrafen  aufzuerlegen,  und  zwar  1)  für  mangelhafte  Arbeits- 
leistung, 2)  für  Arbeitsversäumnis,  3)  für  Ordnungsstörungen 
(§  143).  Dabei  gilt  als  »mangelhafte  Arbeitsleistung  die  Her- 
stellung —  aus  Nachlässigkeit  —  schlechter  Arbeitsprodukte,  das 
Verderben  von  Arbeitsmaterialien,  Maschinen  u.  a.  Produktions- 
mitteln <;  (§  144).  Als  Arbeits  Versäumnis  gilt  »das  Ausbleiben 
von  der  Arbeit  während  mindestens  "^jo  Tag.  Die  Geldstrafe 
entspricht  der  versäumten  Zeit  und  dem  Arbeitslohn,  darf  aber 
die  Höhe  des  6-tägigen  Arbeitslohnes  nicht  übersteigen.  Außer- 
dem wird  der  Lohn  für  die  versäumte  Zeit  nicht  ausgezahlt« 
(§  145).  Eine  Anmerkung  zu  diesem  Paragraphen  besagt,  die 
Arbeitsversäumnis  bleibe  straffrei,  wenn  sie  »durch  Freiheits- 
beraubung, Unglücksfall,  Feuersbrunst,  eigene  Krankheit  oder 
schwere  Krankheit,  ev.  Tod,  von  Eltern,  Frau  oder  Kindern« 
bedingt  war.  Unter  Ordnungsstörungen  sind  zu  verstehen:  i.  Zu- 
spätkommen zur  Arbeit,  unzeitiges  Verlassen  derselben;  2.  Nicht- 
beachtung der  vorgeschriebenen  Vorsichtsmaßregeln  beim  Um- 
gang mit  Feuer  (laut  §  105  kann  der  Arbeiter  für  diese  Nicht- 
beachtung mit  Entlassung  bestraft  werden,  und  diese  ist  nur 
deshalb  angeführt,  damit  der  Betriebsleiter  freie  Hand  habe,  es 
ev.  bei  bloßer  Geldstrafe  bewenden  zu  lassen^);  3.  Unreinlichkeit ; 
4.  Ruhestörung  während  der  Arbeit  durch  Lärm,  Geschrei, 
Schimpfen,  Raufereien;  5.  Ungehorsam;  6.  Trunkenheit  bei  der 
Arbeit;  7.  verbotene  Geldspiele;  8.  Uebertretungen  der  Arbeits- 
und Fabrikordnung.  Die  einzelne  Strafe  darf  i  Rubel  nicht 
überschreiten  (§  146). 

Gesetzlich  festgelegt  ist  auch  die  Gesamthöhe  der  Strafen, 
die  vom  Betriebsleiter  nicht  überschritten  werden  darf  und  zwar 
»darf  die  Gesamtheit  der  Strafen  73  des  wirklich  verdienten 
Arbeitslohnes  während  des  Zahltermins  nicht  überschreiten«  (§  148). 
Sollte  aber  die  Summe  der  Strafen,  die  der  Arbeiter  während 
dieser  Zeit  verwirkt  hat,  dies  gesetzliche  Drittel  übersteigen, 
so  steht  dem  Betriebsleiter  das  Recht  zu ,  den  Vertrag  zu 
lösen  (§  T49). 

l)  Meinung  des  Staatsrats  anläßlich    des  Gesetzes  von  1886.    Koheljatzky,  106. 
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Der  Betriebsleiter  ist  verpflichtet,  sämtliche  auferlegte 
Strafen  in  ein  besonderes  Buch  einzutragen,  welches  auf  Ver- 
langen den  Beamten  der  Fabrikinspektion  vorzulegen  ist«  (ij  J  50). 
Aber  der  nächste  Paragraph  (§  151)  annulliert  die  Bedeutung 
dieser  Bestimmung:  »Gegen  die  vom  Betriebsleiter  auferlegten 
Strafen  gibt  es  keine  Berufung«.  Wohl  lautet  eine  Anmerkung 
zum  §  151:  »Wenn  bei  der  persönlichen  Revision  des 
Fabrikinspektors  auf  Einwendung  des  Arbeiters  die  Ungesetzlich- 
keit einer  Strafe  konstatiert  wird,  so  wird  der  Betriebsleiter  zur 
gesetzlichen  Verantwortung  gezogen«.  Doch  über  diese  Bestim- 
mung weiter   unten. 

Damit  ist  die  Liste  der  Rechte  und  Pflichten  der  Arbeitgeber 
aus  dem  Vertrag  erschöpft.  Gehen  wir  nunmehr  zu  den  Rechten 
und  Pflichten  der  Arbeitnehmer   über. 

Dem  Arbeiter  steht  das  Recht  zu ,  ein  Lohnbuch  nach  dem 
vom  Gouvernementsfabrikamt  festgelegten  Muster  unentgeltlich 
zu  verlangen  (§  136).  Der  Arbeiter  ist  verpflichtet,  die  durch 
Vertrag  übernommene  Arbeit  gewissenhaft  zu  leisten.  Er  erhält 
seinen  Arbeitslohn  mindestens  einmal  monatlich,  wenn  der  Vertrag 
länger  als  für  einen  Monat  geschlossen  ist,  und  mindestens  zwei- 
mal monatlich,  wenn  der  Vertrag  auf  unbestimmte  Zeit  gilt  (§  97). 
Lautet  der  Vertrag  auf  Leistung  einer  bestimmten  Arbeit,  so 
wird  der  Lohn  zu  den  im  Vertrag  selbst  bestimmten  Zeitpunkten 
ausgezahlt;  fehlt  eine  bezügliche  Bestimmung,  so  geschieht  die 
Lohnauszahlung    nach    Beendigung  der  Arbeit  (§  97), 

»Die  Bezahlung  der  Arbeiter,  statt  mit  Geld,  durch  Coupons, 
Bons,  Brot  u.  a.  Waren  ist  verboten  (§  99).  Ebenso  ist  es  ver- 
boten, Abzüge  zum  Zwecke  von  Schuldentilgungen  zu  machen. 
Als  Schuldentilgung  haben  nicht  zu  gelten:  alle  Berechnungen 
der  Verwaltung  für  ausgegebene  Vorschüsse,  für  Beköstigung  der 
Arbeiter,  für  Lieferung  von  Gebrauchsgegenständen  aus  den 
Fabrikläden.  Wird  der  Arbeiter  gepfändet,  so  kann  bei  jeder 
Lohnauszahlung  nicht  über  ein  Drittel  des  Lohnes  bei  ledigen 
und  nicht  über  ein  Viertel  desselben  bei  verheirateten  Arbeitern 
abgezogen  werden«.  Im  Jahre  1895  war  dieser  §  100  in  dem 
Sinne  ergänzt  worden,  daß  diese  Zurückbehaltung  auch  bei  Rück- 
ständen aus  Steuern,  verschiedenen  Abgaben  usw.  stattfinden 
kann. 

In  den  Verhandlungen  des  Staatsrates  finden  wir  darüber 
folgende  Bemerkung:   ■►Eine  Vorschrift,   die  den  Fabrikbesitzer  in 
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die  Lage  von  Steuereinnehmern  versetzte,  wäre  äußerst  bedenk- 
lich«. Der  Staatsrat  hat  sich  daher  damit  begnügt,  nur  »die 
Höhe  der  ev.  zum  Zwecke  der  Steuereinziehung  z^u  machenden 
Abzüge  festzusetzen«  ^). 

Der  Arbeiter  ist  verpflichtet,  die  Vorschriften  der  von  der 
Fabrikverwaltung  aufgestellten  Fabrikordnung  zu  befolgen. 

Dies  sind  die  unmittelbar  aus  dem  Vertrag  selbst  ent- 
springenden Rechte  und  Pflichten  der  Vertragsschließenden. 

Wie  wir  sehen,  hat  sich  das  Gesetz  vom  3.  Juni  das  Ziel 
gesetzt,  die  Bedingungen  des  Arbeitsvertrags  nach  der  Richtung 
der  Beschränkung  der  absoluten  Vertragsfreiheit  abzuändern. 

"Was  aber  bei  dem  Studium  des  Gesetzgebungsaktes  von  1886 
sofort  in  die  Augen  springt,  ist  die  mangelhafte  Sorge  des  Gesetz- 
gebers für  das  nötige  Gleichgewicht  der  Interessen  des  Arbeit- 
gebers und  Arbeitnehmers.  Des  weiteren  werden  wir  darauf 
noch  näher  einzugehen  haben,  hier  wollen  wir  nur  einige  charak- 
teristische Züge  hervorheben. 

Wir  wissen  schon,  daß  laut  §  151  den  Arbeitern  das  Recht 
versagt  ist,  gegen  die  vom  Fabrikbesitzer  oder  dessen  Vertreter 
verhängten  Strafen  Berufung  einzulegen.  Indessen  sind  die  An- 
lässe der  Strafen  sehr  zahlreich,  sehr  mannigfaltig  und  vor  allem 
äußerst  unbestimmten  Charakters.  Sie  werden  verhängt  nicht 
nur  für  das  Ausbleiben  von  der  Arbeit,  für  Verspätung  usw., 
sondern  auch  für  mangelhafte  Arbeitsleistung,  für  Unsauberkeit, 
für  Ruhestörung,  Ungehorsam  usw.  (Ueber  die  Zahl  der  ver- 
hängten Geldstrafen  kann  folgende  Zusammenstellung  orientieren.) 

Zahl  der  verhängten  Geldstrafen  {in  Rub) : 

1901  1902  1903  1904  1905 

2  372  283  2  S15  572  2  930  205  2  903  172  I  925  669 

Wer  bestimmt  aber,  was  in  jedem  einzelnen  Fall  eine  Ruhe- 
störung oder  Ungehorsam  ist.?*  Die  Einzigen,  die  die  Vergehen 
der  Arbeiter  feststellen  und  bezeichnen,  sind  die  Werkmeister 
und  an  ihrer  Spitze  der  Betriebsleiter.  Wenn  mit  dieser  Funktion 
die  an  den  ganzen  Vorgängen  direkt  interessierten  Personen 
betraut  werden ,  ohne  daß  der  andern  Seite  ein  Recht  zuge- 
standen wird,  gegen  ihre  Entscheidung  Klage  zu  erheben,  so  ist 
es  wahrlich  recht  schwer,  selbst  durch  strengste  Regelung  eine 
unparteiische    Handhabung    der    Strafgewalt    zu    sichern.      Sogar 


l)  Kobdjatzky,  S.   94. 
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die  offiziellen  Ouellen  reden  davon  iiiil  L,^enÜLjender  Klarheit. 
Nehmen  wir,  z.  B.,  den  Begriff  »mangelhafte  Arbeit< .  Nachdem 
Wortlaut  des  Gesetzes  darf  der  Fabrikbesitzer  die  Strafgelder 
nicht  zu  seinen  Gunsten  verwenden,  sondern  es  wird  aus  ihnen 
(§  152)  ein  besonderes  Kapital  gebildet,  das  von  der  Fabrik- 
leitung verwaltet  wird.  Doch  haben  es  die  Unternehmer,  unter 
Benutzung  des  vom  Gesetzgeber  offen  gelassenen  Hintertürchens, 
verstanden,  die  Strafgelder  in  ihre  eigene  Tasche  zu  leiten.  Sie 
setzen  niimUch  den  Arbeitslohn  je  nach  der  Art  der  Verarbeitung 
fest,  stellen  also  einige  »Sorten«  derselben  Arbeitsleistung  auf. 
Die  Güte  der  Produkte  wird  vom  Werkmeister  festgestellt  und 
dieser  stempelt  gewisse  Produkte  bei  ihrer  Ablieferung  seitens 
der  Arbeiter  zu  solchen  geringerer  Sorte,  während  sie  bei  anderen 
Gelegenheiten  in  eine  höhere  Klasse  hinaufrücken  ^).  Ueberhaupt 
verfahren  die  Meister  bei  der  Bewertung  der  Arbeitsstücke  äußerst 
rigoros  und  bezeichnen  sie  aus  jedem  geringsten  Anlaß  als  mangel- 
haft gearbeitet.  Wie  es  hier  um  die  Unparteilichkeit  bestellt  ist, 
darüber  zeugen  die  Berichte  der  Fabrikinspektoren.  »Auf  der 
Baumwollmanufaktur  Serpuchow  hat  eine  Besichtigung  durch 
Sachverständige  ergeben,  daß  ca.  40  ^o  des  als  untauglich  ver- 
worfenen Materials  sich  zu  weitei'er  Verarbeitung  eignet«  -). 
»Auf  einer  Metallfabrik  hat  es  sich  herausgestellt,  daß  die  Schmiede 
auch  dann  nicht  bezahlt  wurden,  wenn  die  von  ihnen  gelieferten 
Arbeitsstücke  bei  der  weiteren  Verarbeitung  durch  andere  Arbeiter 
untauglich  gemacht  worden  sind.«  Auch  direkte  Zuwiderhand- 
lungen gegen  das  Gesetz  werden  gemeldet:  »Auf  der  Manufaktur 
von  X.  wurden  die  verhängten  Strafen  überhaupt  nicht  ins  Buch 
eingetragen,  sondern  einfach  vom  Lohn  abgezogen.  Auf  der 
Fabrik  Bramley  wurden  die  Strafen  in  die  Rubrik  der  ausgezahlten 
Löhne  eingetragen«  ^).  Auf  manchen  P^abriken  wurde  ein  nied- 
riger Akkordlohn  gezahlt,  dafür  aber  gab  es  Prämien  für  gute 
Arbeit.  Es  gibt  auch  Fälle,  wo  für  die  Arbeiter  und  für  die 
Fabrikinspektion  zwei  verschiedene  Lohnbücher  geführt  werden. 
Diese  Verschleierungen  der  wahren  Sachlage  waren  so  verbreitet, 
daß  im  Jahre  1894  eine  besondere  Vorschrift  erlassen  wurde, 
wonach  bei  Revisionen  nur  solche  Lohnfestsetzungen  zu  berück- 


1)  Prof.  Oseroiv,  S.  60. 

2)  Bericht  des  Fabrikinsp.  vom    10.  X,  bei   Oseroiv,    S.  63. 

3)  Bericht    des    Polizeidepartements    v.    4.    II.    1897,    N.     122S,    bei    Oserow, 
Seite  62. 


sichtigen  sind,  die  auf  genau  bestimmbaren  objektiven  IMerkmalen 
beruhen.  »Obwohl«  —  so  lesen  wir  in  dem  betr.  Rundschrei- 
ben —  »die  Prämienbedingungen  zunächst  günstig  erscheinen, 
so  muß  sich  trotzdem  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  mit  dem  nied- 
rigen Akkordlohn  begnügen,  denn  nur  wenigen  gelingt  es, 
Prämien  zu  erhalten.  Die  Nichtauszahlung  von  Prämien  ist  im 
Grunde  genommen  eine  Strafe  für  mangelhafte  Arbeit.  Doch 
fließt  das  Geld  nicht,  wie  es  das  Gesetz  erfordert,  dem  beson- 
deren aus  Geldstrafen  gebildeten  Kapital  zu,  sondern  in  die 
Tasche  des  Unternehmers«. 

Wir  haben  nur  einige  wenige  Fälle  von  Mißbrauch  der 
Strafgewalt  angeführt,  um  zu  zeigen,  zu  welchen  Folgen  es  führt, 
wenn  der  Arbeiter  kein  Recht  hat,  gegen  die  Fabrikverwaltung 
Klage  zu  erheben. 

Wohl  erklärt  das  Gesetz  eine  Berufung  gegen  ungerechte 
Verhängung  von  Geldstrafen  für  zulässig,  doch  wird  dieses  Recht 
der  Arbeiter  durch  nähere  Bestimmungen  tatsächlich  illusorisch 
gemacht.  Eine  unerläßliche  Bedingung  dafür,  daß  der  Betriebs- 
leiter für  ungesetzliche  Strafverhängung  zur  Verantwortung  ge- 
zogen würd,  ist  nach  §  151  ihr  Bekanntwerden  aus  den  Erklärungen 
des  davon  betroftenen  Arbeiters  bei  persönlicher  Revision  des 
Betriebs  durch  den  Fabrikinspektor.  Im  besten  Fall  aber  wird 
der  Betrieb  einmal  jährlich  revidiert:  »Von  den  14 671  der  Auf- 
sicht der  Fabrikinspektion  unterstehenden  Betrieben  sind  im  Be- 
richtsjahre 10569  revidiert  worden«  •■),  d.  s.  nur  72''/o.  Wenn 
wir  die  durchschnittliche  Arbeiterzahl  pro  Betrieb  mit  121  2)  an- 
nehmen, so  wird  uns  sofort  klar,  wieviel  Tausende  von  Arbeitern 
jahrelang  den  Fabrikinspektor  nicht  zu  sehen  bekommen.  Aus 
dem  Gesamtbericht  für  1905  entnehmen  wir,  daß  im  Jahre 
1901  70^/0  der  Gesamtzahl  der  Betriebe  revidiert  worden  sind;  im 
Jahre  1902  71,7  °/o,  im  Jahre  1903  74,670,  im  Jahre  1904 
73,80/0,  im  Jahre  1905   70,10/0^). 

Und  wenn  einmal  die  Revision  stattfindet,  so  ist  damit  dem 
Arbeiter  nur  wenig  geholfen.  Dann  ist  meistens  seit  dem  ge- 
schehenen Unrecht  zu  lange  Zeit  verstrichen,  seine  Spuren  sind 
schon  verwischt,  und  es  ist  dem  Arbeiter  fast  unmöglich,  die 
Berechtigung  seiner  Klagen  nachzuweisen.    Selbst  in  den  offiziellen 


1)  a.  a.  O. 

2)  Gesamtbericht  d.  Fabrikinspektion  für   1905,  S.  VI,  Taf.    i. 

3)  a.   a.  O.  S.  XI. 
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l^eiichten .  die  man  kaum  einer  Parteinahme  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  zeihen  kann,  wird  dies  zubegeben.  So  schreibt  der 
Oberfabrikinspektor  von  liaku,  nachdem  er  die  Abnahme  von 
Anlässen  zu  Klagen  konstatiert  und  dies  mit  der  P3nt\vicklung 
der  Arbeiterbewegung  erklärt  hat:  >Und  doch  bleibt  eine  ganze 
Reihe  von  Gesetzesübertretungen  bestehen ;  die  Unmöglichkeit 
einer  häufigen  Revision  ein  und  desselben  Betriebs  bietet  dem 
Unternehmer  einen  günstigen  Boden  dafür«'  i).  Bedenken  wir 
auch,  welcher  Mut  seitens  des  Arbeiters  dazu  gehört,  im  Betrieb 
selbst  über  den  Unternehmer  Klage  zu  führen;  denn  dies  hat, 
wie  wir  sehen  werden,   eine  sichere  Entlassung  zur  Folge. 

Ist  es  aber  dem  Arbeiter  auch  gelungen,  eine  Gesetzesüber- 
tretung seitens  des  Arbeitgebers  nachzuweisen,  so  erhält  letzterer 
schlimmstenfalls  einen  Verweis.  Im  Moskauer  Inspektionsgebiet 
sind  im  Jahre  1905  im  Ganzen  2206  Verweise  erteilt  und  nur  in 
167  sind  Protokolle  aufgesetzt,  d.  h.  die  Unternehmer  wirklich 
zur  Verantwortung  gezogen  worden.  Im  Warschauer  Gebiet 
gab  es  1905  auf  2512  Verweise  nur  102  Protokolle,  im  Jahre 
1906  auf  2591  Verweise  nur  59  Protokolle.  Der  bereits  genannte 
Fabrikinspektor  schreibt:  »Die  Inspektion  begnügt  sich  gewöhn- 
lich mit  der  P2rteilung  von  Verweisen  und  mit  Mahnungen,  und 
nur  in  den  seltensten  Fällen  wird  der  Schuldige  zur  gesetzlichen 
Verantwortung  gezogen«  -). 

Die  Furcht  vor  der  gesetzlichen  Verantwortung  kann  aber 
auch  keinen  genügenden  Schutz  gegen  Mißbräuche  bieten,  be- 
sonders bei  großen  Unternehmungen,  denn  laut  J;  154  des  Gesetzes 
können  nur  Strafen  in  der  Höhe  von  25  bis  ico  Rubel  auferlegt 
werden.  Diese  oberste  Grenze  von  100  Rubel  bleibt  unbeweglich, 
selbst  wenn  bei  einer  Revision  eine  ganze  Reihe  Ungesetzlich- 
keiten entdeckt  werden.  Das  Mißverhältnis  zwischen  Schuld  und 
Strafe  springt  hier  in  die  Augen.  Sogar  ein  solcher  Apologet 
der  russischen  Gesetzgebung,  wie  Litivinow-Fali7isky ,  schreibt: 
>Die  Gesetzmäßigkeit  der  Handlungen  der  Fabrikverwaltungen 
wird  nur  in  geringem  ]\Iaße  durch  die  gesetzliche  Verantwortung 
gesichert,  denn  erstens  ist  diese  zu  milde,  und  zweitens  sind  die 
Anlässe  zur  Verhängung  von  Strafen  so  zahlreich  und  so  schwer 
zu  reglementieren,  daß  mit  der  Zunahme  dieser  Schwierigkeit 
sich  jede  Vorstellung  von  der  Gerechtigkeit  oder  Ungerechtigkeit 

i)  A.  a.  O.  für  das  Jahr   1906,   S.   XXI. 
2)  A.  a.  O.  S.  XXI. 
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der  Strafe  verliert«  \).  Doch  vergißt  \\\*tx  Litivinozv-Falinsky  auch 
die  Unwiderruflichkeit  der  Anordnungen  des  Fabrikleiters  zu  er- 
wähnen. Worin  findet  diese  Unwiderruflichkeit  ihi^e  Erklärung? 
Eine  Anwort  darauf  findet  sich  in  den  Aeußerungen  des  Staats- 
rates zum  Gesetz  von  1886.  Ursprünglich  war  im  Gesetzentwurf 
ein  Berufungsrecht  der  Arbeiter  gegen  unrechtmäßige  Strafver- 
hängungen der  Fabrikleitung  vorgesehen.  »Doch  hat  der  Staats- 
rat gefunden,  daß  solch  ein  Recht  zu  dem  Prinzip  der  Unwider- 
ruflichkeit der  Anordnungen  des  Betriebsleiters  in  Widerspruch 
stehen  würde.  Ließe  man  eine  Berufung  gegen  dieselben  zu,  so 
würde  es  zu  einer  ungeheuren  Anzahl  von  Klagen  seitens  der 
Arbeiter  kommen,  und  außerdem  würde  in  ihren  Augen  die  dem 
Betriebsleiter  von  Gesetzeswegen  aus  Gründen  der  Aufrechter- 
haltung der  Disziplin  verliehene  Bedeutung  abgeschwächt  werden. 
Auch  besteht  kein  Grund,  Mißbräuche  bei  der  Verhängung  von 
Strafen  seitens  der  Arbeitgeber  zu  befürchten«  2). 

Diese  Motivierung  bedarf  keines  weiteren  Kommentars,  es 
genügt,  ihr  die  angeführten  Mißbräuche  entgegenzuhalten. 

Den  zentralen  Punkt  in  dem  Gesetz  von  1886  bildet  zweifellos 
das  Recht  der  Lösung  des  Vertrags.  Darauf  ist  die  ganze  Kraft 
und  die  ganze  Aufmerksamkeit  des  Gesetzgebers  konzentriert. 
Und  dies  ist  nicht  zu  verwundern.  Die  Art  und  Weise,  wie  sich 
das  Gesetz  zur  Lösung  des  Arbeitsvertrags  unserer  Fabriken 
stellt,  ist  einer  der  wunden  Punkte  im  gewerblichen  Leben  unseres 
Landes.  Es  ist  daher  leicht  begreiflich,  daß  das  Finanzministerium 
in  seinem  Wunsche  nach  Verbesserung  des  Gesetzes  von  1886 
vor  allem  an  die  Umarbeitung  jenes  Teiles  zu  schreiten  gedachte, 
der  die  Lösung  des  Vertrags  behandelt.  »Die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  vorzeitige  Lösung  des  Lohnarbeitsvertrags«, 
so  schrieb  das  Ministerium,  »erfordern  eine  möglichst  rasche 
Umwandlung,  und  es  müßte  mit  jenen  Teilen  des  geltenden 
Gesetzes  begonnen  werden,  die  sich  auf  Arbeitseinstellungen, 
Streiks,  überhaupt  eigenmächtige  Lösungen  des  Vertrags  be- 
ziehen« ^).  Die  Unbestimmtheit,  Unklarheit,  das  Widerspruchs- 
volle und  Falsche  der  Grundlagen  des  Gesetzes  von   1886  hat  so 


1)  Litwinow-Falitisky,     Die  Fabrikgesetzgebung,  S.    166  — 167. 

2)  Kobeljatzky,  S.    164,   165. 

3)  Das  russische  Gesetz  und  der  Arbeiter.  Denkschrift  des  Finanzministeriums 
über  xdie  Revision  des  für  Streiks  und  eigenmächtige  Vertragslösungen  gehenden 
Strafgesetzes.«     Herausgegeben  von  der  Redaktion  des   »Osswoboschdenje«,   S.   17. 
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viele  Auslegungen  des  Gesetzes  ermöglicht,  daß  —  wie  wir  im 
nächsten  Kapitel  sehen  werden  —  verschiedene  Regierungsorgane 
die  gleichen  Fälle  ganz,  verschieden  behandelten,  dabei  aber  sich 
auf  ein  und  denselben  Gesetzesparagraphen   beriefen. 

Indem  wir  an  die  Darlegung  der  sich  auf  Lösung  des  Ver- 
trags beziehenden  Gesetze  gehen,  werden  wir  es  in  der  bereits 
angewendeten  Reihenfolge  tun,  indem  wir  nacheinander  das  Recht 
der  Vertragslösung    für    beide    Kontrahenten    betrachten    werden. 

Vom  Augenblick  der  Lösung  des  Vertrags  an  verlieren  alle 
durch  ihn  geschaffenen  Rechts-  und  Pflichtverhältnisse  ihre 
Gültigkeit.  Der  Vertrag  ist  gelöst:  i)  nach  gegenseitiger  Ueber- 
einkunft;  2)  nach  Ablauf  der  Vertragsfrist;  3)  nach  Beendigung 
jener  Arbeit,  an  die  die  Vertragsdauer  gebunden  war;  4)  nach 
Ablauf  von  zwei  Wochen  nach  der  Kündigung  des  einen  Kontra- 
henten, wenn  der  Vertrag  auf  unbestimmte  Dauer  lautet;  5)  auf 
Grund  der  Ausweisung  des  Arbeiters  durch  die  Behörden  aus 
dem  Ort  der  Ausführung  des  Vertrags  oder  auf  Grund  einer  die 
Einhaltung  des  Vertrags  unmöglich  machenden  Haftstrafe  des 
Arbeiters ;  6)  durch  Aushebung  des  Arbeiters  zum  Militär  oder 
seinen  obligatorischen  Eintritt  in  ein  öffentliches  Amt ;  7)  durch 
Weigerung  der  zuständigen  Behörde,  dem  Arbeiter  die  abge- 
laufene Aufenthaltsberechtigung  zu  erneuern;  8)  durch  eine  mehr 
als  siebentägige,  durch  Feuer,  Ueberschwemmung,  Kesselexplo- 
sion usw.   bedingte  Arbeitseinstellung  im  Betrieb  (§  104). 

Eine  einseitige  Lösung  des  Vertrags  durch  den  Betriebsleiter 
kann  erfolgen:  i)  bei  einer  Arbeitsversäumnis  seitens  des  Arbeiters 
von  mehr  als  drei  Tagen  hintereinander  oder  von  mehr  als  ins- 
gesamt sechs  Tagen  im  Lauf  des  Monats,  falls  diese  Arbeitsver- 
säumnis keine  triftigen  Gründe  hatte;  2)  bei  einem  Ausbleiben 
von  der  Arbeit  auch  aus  triftigen  Gründen,  wenn  es  die  Dauer 
von  zwei  Wochen  überschreitet;  3)  bei  dem  Eintritt  einer  gericht- 
lichen Untersuchung  oder  Verfolgung  des  Arbeiters  infolge  einer, 
mindestens  mit  Gefängnis  zu  bestrafenden  Straftat;  4)  bei  Frech- 
heit oder  schlechter  Führung  des  Arbeiters,  wenn  dieselbe  dem 
Eigentum  der  Fabrik  oder  der  persönlichen  Sicherheit  einer 
Person  aus  ihrer  Verwaltung  gefährlich  wird;  5)  wenn  es  sich 
herausstellt,  daß  der  Arbeiter  mit  einer  ansteckenden  Krank- 
heit behaftet  ist  (§  105).  Dieser  letztere  Punkt  läßt  die  Frage 
entstehen,  was  mit  dem  auf  der  F'abrik  selbst  erkrankten 
Arbeiter  zu  geschehen    hat,    ob    der   Arbeitgeber  verpflichtet  ist. 


ihn  ärzUich  behandeln  zu  lassen.  Eine  regierungsseitige  Erklärung 
besagt,  »es  fehle  jede  gesetzliche  Handhabe  dazu,  den  Arbeit- 
geber zu  verpflichten,  einen  mit  ansteckender  Krankheit  behafteten 
Arbeiter,  mit  dem  der  Vertrag  gelöst  ist,  auf  seine,  des  Arbeit- 
gebers Kosten,  behandeln  zu  lassen«  ^).  Unter  der  :>schlechten 
Führung«  im  Sinne  von  Punkt  4  des  §  105  sind  auch  zu  ver- 
stehen: unvorsichtiger  Umgang  mit  Feuer,  das  Rauchen,  sowie 
das  Mitbringen  von  Streichhölzern,  Pfeifen  und  Cigaretten  in  jene 
Fabrikräume,  wo  es  nach  den  vom  Gewerbeamt  herausgegebenen 
Vorschriften  untersagt  ist.     (Anm.   2  zu  §   105.) 

Wenn  die  nach  Zahl  der  Vergehen  des  Arbeiters  zu  ver- 
hängenden Geldstrafen  die  im  §  148  festgesetzte  Summe,  d.  i. 
Ys  des  Arbeitslohnes  übersteigen,  so  steht  dem  Betriebsleiter  das 
Recht  zu,  den  Vertrag  zu  lösen  (§  149).  Der  auf  Grund  dieses 
Paragraphen  entlassene  Arbeiter  ist  seinerseits  berechtigt,  sich 
über  die  Aufhebung  des  Vertrages  vor  Gericht  zu  beschweren, 
welches,  falls  sich  seine  Klage  als  berechtigt  herausstellt,  den 
Arbeitgeber  zum  Schadenersatz  an  den  Arbeiter  verurteilen  kann. 
(Anm.  zu§  149.)  In  der  dem  Gesetzentwurf  von  1886  hinzugefügten 
Denkschrift  finden  wir  eine  Erklärung  dafür,  warum  dem  Betriebs- 
leiter das  Entlassungsrecht  im  Fall  von  §  149  zugestanden  worden 
ist:  >Es  ist  kaum  zu  bezweifeln,  daß  eine  rechtzeitige  Entfernung 
der  schlechten  Arbeiter,  deren  schlechtes  Beispiel  die  übrigen 
anstecken  könnte,  viel  zur  Sicherung  "der  Ordnung  in  der  Fabrik- 
bevölkerung beitragen  kann«  ^). 

Im  Laufe  unserer  weiteren  Darlegung  werden  wir  noch  auf 
diesen  Paragraphen  zurückkommen.  Jetzt  gehen  wir  zur  rechtlichen 
Stellung  des  zweiten  Kontrahenten  über. 

Der  Arbeiter  hat  das  Recht,  im  Falle  ihm  ohne  seine  Schuld 
der  Arbeitslohn  über  den  gesetzlich  zulässigen  Zeitpunkt  hinaus 
vorenthalten  wird,  die  Lösung  des  Vertrags  von  Gerichtswegen 
zu  verlangen.  Ist  seine  Forderung  vom  Gericht  als  berechtigt 
anerkannt  worden,  so  wird  ihm  —  außer  dem  ihm  zukommenden 
Lohn  —  eine  besondere  vom  Fabrikanten  zu  zahlende  Entschä- 
digung zugesprochen,  deren  Summe  bei  Verträgen  mit  be- 
stimmter Zeitdauer  das  Doppelte  des^Monatslohns,  bei  Verträgen 
mit  unbestimmter  Zeitdauer  das  Doppelte  des  Wochenlohns 
nicht  übersteigen  darf  (§  98).  Auch  hier  muß  der  Arbeiter 
noch  vor  INIonatsfrist  das  Gericht  anrufen. 


i)  Kobeljatzky,  S.   106.  2)   a.  a.  O.,  S.    162. 
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Außerdem  kann  der  Arbeiter  die  Lcisung  des  Vertrags 
verlangen:  i.  wegen  Mißhandlungen,  schweren  Beleidigungen  und 
überhaupt  schlechter  Behandlung  seitens  des  Arbeitgebers  oder 
der  mit  Beaufsichtigung  der  Arbeiter  betrauten  Personen  ;  2.  wenn 
die  Vertragsbedingungen  über  Beköstigung  und  Beherber- 
gung des  Arbeiters  vom  Arbeitgeber  nicht  eingehalten  werden ; 
3.  wenn  die  verlangte  Arbeit  zerstörend  auf  die  Gesundheit  des 
Arbeiters  wirkt;  4.  im  Todesfall  von  Mann  oder  h'rau,  oder 
andern  Angehörigen,  falls  diese  die  Familie  ernährt  haben; 
5.  wenn  ein  Familienmitglied,  das  für  den  Unterhalt  der  Familie 
allein  sorgte,  zum  Militär  einberufen   wird. 

»Für  die  eigenmächtige  Einstellung  der  Arbeit  vor  Ablauf 
der  Vertragsfrist  oder,  bei  Verträgen  von  unbestimmter  Dauer, 
ohne  vorherige  zweiwöchentliche  Kündigung,  wird  der  schuldige 
Fabrikarbeiter  mit  Haft  bestraft«  §  (51,  4  des  Strafgesetzbuches). 
Die  Einleitung  der  gerichtlichen  Verfolgung  ist  in  diesem  Fall, 
laut  §  21  desselben  Gesetzes,  im  Verlaufe  von  6  Monaten,  vom 
begangenen  Vertragsbruch  an  gerechnet,  zulässig. 

Wir  müßten  nunmehr  zur  Analyse  der  angeführten  gesetz- 
lichen Bestimmungen  übergehen,  doch  halten  wir  es  für  ratsamer 
zunächst  in  knappen  Zügen  die  Funktionen  und  gewissermaßen 
auch  die  Personalia  der  Fabrikinspektion  zu  skizzieren,  da  wir 
von  diesem  Institut  bereits  viel  gesprochen  haben  und  auch  des 
weiteren  noch  viel  sprechen  werden. 

Vor  fünfundzwanzig  Jahren,  bei  der  Einführung  der  Fabrik- 
inspektion in  Rußland,  wurde  diese  von  der  gebildeten  öfTent- 
Hchen  Meinung  mit  dem  Glorienschein  einer  besonderen  Hoch- 
achtung umgeben.  Durch  die  vor  dem  Geschworenengericht 
abgeurteilten  Arbeiterunruhen,  sowie  aus  den  erschienenen  Mo- 
nographien über  die  Lage  der  Arbeiter,  hatte  die  Oefifenthchkeit 
die  Schattenseiten  der  Fabriken  kennen  gelernt  und  verlangte 
staatliche  Einmischung  in  das  gewerbliche  Leben  und  seine  Ver- 
hältnisse. Und  es  schien  zuerst,  als  ob  die  Regierung  bei  der 
Ernennung  ihrer  Agenten,  der  Fabrikinspektoren,  den  Wünschen 
und  Stimmungen  der  öffentlichen  Meinung  entgegenkäme.  Die 
Fabrikinspektion  war  dem  Finanzministerium  unterstellt,  und 
während  der  Amtstätigkeit  des  F"inan7.minister  Bunge  wurden  die 
Berichte  der  Fabrikinspektoren,  die  höchst  interessante  Tatsachen 
über  die  verschiedenartigsten  Seiten  des  Fabrikwesens,  über  die 
Wirkung  von  Arbeiterschutzgesetzen  usw.  enthielten,    ungescheut 
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veröffentlicht.  Manclie  Berichte  dieser  Periode,  besonders  die- 
jenigen von  Prof.  Janschul  und  Dr.  Peskoiv,  suid  nach  dem  Reich- 
tum des  tatsächlichen  Materials  und  nach  seiner  lichtvollen  Dar- 
stellung Werke  von  wissenschaftlichem  Werte. 

Aber  vom  Beginn  ihrer  Tätigkeit  an  hatten  die  ersten  Fabrik- 
inspektoren einen  heftigen  Kampf  nach  zwei  Seiten  hin  zu 
führen :  mit  den  Unternehmern  und  mit  der  reaktionären 
Presse. 

Das  Ministerium  des  Innern  war  ebenfalls  mit  der  Tätigkeit 
der  Fabrikinspektion  unzufrieden  und  verlangte  ihre  Unterord- 
nung unter  sein  Ressort.  Ebenso  das  Justizministerium.  Die 
Agitation  gegen  die  Arbeiterschutzgesetze  und  gegen  die  Per- 
sönlichkeiten mancher  fortschrittlichen  Fabrikinspektoren  führte 
schließlich  zur  Amtsniederlegung  des  Ministers  Bunge,  ihm  folgte 
die  Amtsniederlegung  von  Prof.  Janschul.  Während  der  Tätigkeit 
des  Ministers  Wyschnegradsky  machte  die  russische  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung einen  entschiedenen  Schritt  rückwärts.  Die  Berichte 
der  Fabrikinspektoren  wurden  nicht  mehr  veröffentlicht,  sondern 
als  Geheimdokumente  ins  Ministerium  eingesandt.  Seit  1901 
veröffentlicht  das  Ministerium  jährlich  eine  Zusammenfassung  der 
eingesandten  Berichte,  wobei  aber  das  Interessanteste  wegfällt 
und  nur  trockene  Zahlen,  oft  auch  in  durchaus  ungenügendem 
Maße  übrig  bleiben. 

Die  Pflichten  der  Fabrikinspektoren  sind  im  allgemeinen 
gesetzlich  festgelegt,  doch  sind  sie  des  näheren  in  geheimen 
Rundschreiben  bestimmt,  die  wir  z.  T.  im  Kapitel  über  die  Re- 
gierungspolitik in  der  Arbeiterfrage  kennen  lernen  werden. 

Das  Gesetz  von  1886  hat  besondere  lokale  Verwaltungsämter 
für  die  Oberaufsicht  über  die  Fabrikbetriebe  geschaffen.  Nach 
dem  Gesetz  vom  9.  Juli  1899  besteht  dieses  Amt  aus  vier  Ver- 
tretern von  Industriellen  und  von  Regierungsbeamten.  Außer- 
dem besteht  noch  ein  Ober-Fabrik-  und  Bergbauamt  als  höchste 
Instanz  unter  dem  Vorsitz  des  Finanzministers.  Außer  dem  Fi- 
nanzministerium sind  darin  auch  andere  Ministerien  vertreten, 
ferner  stellt  die  Industrie  hier  neun  Vertreter.  In  64  Gouverne- 
ments beträgt  jetzt  die  Zahl  der  Fabrikinspektoren  257'). 


i)  Für  den  die  Fabrikinspektion  betreffenden  Teil    unserer  Arbeit    haben  wir 
folg.  Quellen  benutzt :  Liiiuinow-Falinsky^   »Arbeiterschutzgesetzgebung    und  Fabrik- 
inspektion in  Rußland  ;«  »Arbeiterschutz«,  herausgegeben  von  lVodowoso7ua\  Alexan- 
drow,   »Die  Fabrikinspektion  in  Rußland«,  in  »Industrie  und  Gesundheit«,  1903.  Buch 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  39.  X 
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Nach  dieser  kleinen  Absclnveifun»^  nehmen  wir  unsern  Faden 
wieder  auf. 

Bei  aufmerksamer  BetrachlunL,^  der  von  der  Auflösung  des 
Vertrags  handelnden  Gesetzesparagraphen  stoßen  wir  auf  eine 
juridische  Ungereimtheit:  eine  und  dieselbe  Handlung  —  eigen- 
mächtige Lösung  des  Vertrags  —  führt  zu  ungleichartiger  Ver- 
antwortung vor  dem  Gesetz. 

Der  Arbeitgeber  hat,  laut  §§  105  und  149,  die  einseitige 
Lösung  des  Vertrags  auf  zivilrechtlichem  Wege  zu  ver- 
antworten und  zwar  in  der  Form  des  Schadenersatzes.  Anders 
der  Arbeitnehmer.  Laut  §  51,  4  wird  er  für  vorzeitige  Lösung 
des  Vertrags  mit  Haft  bestraft.  Der  zivilrechtlichen  Verantwor- 
tung des  Unternehmers  steht  die  strafrechtliche  Verant- 
wortung des  Arbeiters  gegenüber  —  die  Ungleichheit  der  Be- 
handlung der  beiden  Vertragschließenden  ist  augenfällig.  Woher 
stammt  diese  Ungleichheit,  die  dem  zivilrechtlichen  Charakter 
der  Vertragsbeziehungen  von  Grund  aus  widerspricht?  Eine 
Antwort  linden  wir  im  Bericht  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
14.  Mai  1885,  No.  1105:  »Obwohl  gegen  die  Festsetzung  einer 
solchen  Regel  Bedenken  vorliegen,  da  sie  in  grundsätzlichem 
Widerspruch  mit  dem  Charakter  des  vertraglichen  Verhältnisses 
steht,  welches  als  Akt  freiwilligen  Uebereinkommens  nur  zivil- 
rechtlich behandelt  werden  kann,  so  ist  doch  die  Notwendigkeit 
der  obengenannten  Maßnahme  durch  ganz  besondere  Umstände 
bedingt ;  denn  eine  ungenügende  Sicherung  der  Durchführung 
des  persönlichen  Lohnarbeitsvertrags  in  den  Fabriken  kann  bis- 
weilen der  öfTentlichen  Ordnung  und  Ruhe  bedrohlich  werden. 
Daher  ist  die  persönliche  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  des 
Arbeiters,  welcher  eigenmächtig  die  Arbeit  in  der  Fabrik  einstellt, 
eine  von  staatlichen  Erwägungen  diktierte  Maßregel«  ■').  Inwiefern 
solche  Strafmaßnahmen  wirklich  im  Staatsintercsse  notwendig 
sind,  darüber  sagt  das  Finanzministerium  an  einem  andern  Ort 
offiziell:  »Die  fünfzehnjährige  Praxis  hat  gezeigt,  daß  cl^r  55  51,4 
nur  der  Aufrechterhaltung  der  inneren  Disziplin  auf  einzelnen 
Fabriken  dient,  und  auch  das  in  nur  seltenen  Fällen;  dagegen 
hat  er  es  gar  nicht  vermocht,  die  öffentliche  Ordnung  zu  sichern, 


VIII ;  Schrwaiciu,   »Fabrikinspektion  und  Arbeiterfrage  in  Rußland«,    in   »Rundschau 
der  Fabrikgesetzgebung«,   1905,  N.  3. 
i)  Koöeljalzky,  S.  82. 
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um  derentwillen  er  eigentlich   entstanden  ist-');. 

Wenn  also  dieser  §51,4  wenig  genutzt  hat,  so  hat  er  um- 
somehr  Schaden  gestiftet.  Und  fürwahr;  warum  werden  die 
Nutznießer  der  durch  den  freien  Vertrag  gebundenen  Lohnarbeit 
für  den  Vertragsbruch  nur  zivilrechtlich  belangt,  während  der 
Fabrikarbeiter  für  dieselbe  Handlung  strafrechtlich  verfolgt  wird? 
Hier  tritt  der  Moloch  in  Aktion,  dem  schon  so  unzählige  Opfer 
gebracht  worden  sind  :  Die  öffentliche  Ruhe  und  Sicherheit.  Ist 
dem  wirklich  so?  Wenn  unter  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  und 
Ordnung  Raub,  Gewalttätigkeiten,  Excesse  usw.  zu  verstehen 
sind,  so  fragt  man  sich  vergeblich,  in  wiefern  der  die  Fabrik  vor 
Vertragsablauf  einzeln  verlassende  Arbeiter  —  so  ist  auch  die 
Auffassung  des  §  51,  4  —  eine  Störung  der  öffentlichen  Ruhe 
und  Sicherheit  begeht,  während  der  Fabrikbesitzer,  der  durch 
seine  Handlungsweise  Aufregung  und  Unruhe  in  Hunderten  und 
Tausenden  von  Arbeitern  hervorruft,  die  öffentliche  Ruhe  und 
Sicherheit  gar  nicht  gefährdet.  Außerdem  sind  ja  Gewalttätig- 
keiten, Raub  usw.  durch  allgemeine  Strafgesetze  bedroht.  Weiter- 
hin haben  wir  es,  wie  bereits  vorübergehend  bemerkt  worden 
ist,  mit  der  Arbeitsniederlegung  einzelner  Arbeiter  zu  tun, 
und  dadurch  ist  die  öffentliche  Ruhe  und  Sicherheit  durchaus 
nicht  gefährdet.  »Die  Niederlegung  der  Arbeit  aber  selbst  durch 
sämtliche  Arbeiter  des  Betriebs  —  geschweige  denn  durch  einen 
einzelnen  —  bringt  zwar  zweifellose  wirtschaftliche  Nachteile  für 
den  Unternehmer,  bildet  doch  aber  an  und  für  sich  keine  Stö- 
rung der  öffentlichen  Ordnung,  solange  die  Arbeiter  nicht  durch 
Lärm,  Drohungen,  Gewalttätigkeiten  usw.  wirklich  Unordnung 
hervorrufen«").  Dies  wird  von  so  einem  Hüte-r  der  Ordnung 
zugegeben,  wie  das  Finanzministerium.  Das  Ministerium  des 
Innern  hatte,  wie  wir  gesehen  haben  u.  a.,  auch  das  Argument 
ins  Feld  geführt,  daß  die  die  Arbeit  niederlegenden  Arbeiter  zu 
den  Unzufriedenen  gehörten,  und  »dies  kann  bisweilen  zur 
Bedrohung  der  öffentlichen  Ordnung  führen«.  Dieses  Argument 
ist  selbstredend  durchaus  nicht  stichhaltig;  denn  —  wie  es  auch 
in  der  Denkschrift  des  Finanzministeriums  zu  lesen  ist  —  es  ist 
widersinnig,  nur  für  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Störung  der 
öffentlichen   Ordnung    zu    strafen,    wenn    diese  Störung  gar  nicht 


1)  Denkschrift    des  Finanzministeriums  über    die  Abschaffung    von    StrafmalS- 
nahmen,  S.  6. 

2)  a.  a.  O.,   S.  7. 
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stattgefunden  liat.  In  Rußland  ^^ibt  es  überall  viel  Uny.utriedene, 
die  Wahrscheinlichkeit  einer  solchen  Störunt,'  ist  daher  überall 
vorhanden  und  kann  nicht  als  ausschließlicii  und  direkt  von  der 
unrechtmäßigen  Lösung  des  Arbeitsvertrags  abhangig  betrachtet 
werden.  Es  bleibt  noch  ein  Argument ;  die  Armut  des  Arbeiters, 
die  es  unmöglich  macht,  ihn  für  dt:n  wirtschaftlichen  Schaden 
seiner  Handlung  haftbar  zu  machen.  Doch  davon  weiter  unten. 
Die  Widersprüche,  die  im  Wesen  des  i^  51,  4  liegen,  wurden  noch 
dadurch  verschärft,  dafS  bis  '/um  Jahre  i<S94  der  Antrag  zur  Ver- 
folgung des  Arbeiters  für  eigenmächtiges  Verlassen  der  Arbeit 
stets  vom  Arbeitgeber  ausging.  Wenn  aber  die  einseitige  Lösung 
des  Vertrags  als  Verletzung  des  öfifentlichen  Rechts  und  fast  als 
Staatsverbrechen  betrachtet  wird,  wie  kann  ihre  strafrechtliche 
Verfolgung  auf  dem  Wege  der  Privatklage  zustande  kommen  } 
Diese  Ungerechtigkeit  mußte  abgeschafft  werden,  und  dies  wurde 
auch  vom  Senat  in  seiner  Verordnung  vom  3.  Oktober  1894  ge- 
tan, indem  er  befahl,  die  Einleitung  der  gerichtlichen  Verfolgung 
der  Vertragsbrüchigen  Arbeiter  der  Fabrikinspektion  zu  über- 
geben ^). 

Diese  ungleiche  Behandlung  der  Kontrahenten  findet  auch 
in  andern  gesetzlichen  Bestimmungen  ihren  Ausdruck.  .\uf  Grund 
des  §  105  kann  der  Unternehmer  oder  sein  Stellvertreter  in  be- 
stimmten Fällen  einseitig  den  Vertrag  lösen.  Der  Arbeiter  da- 
gegen ist,  laut  §  ic6,  zur  einseitigen  Lösung  des  Vertrags  nicht 
berechtigt,  sondern  muß  das  Gericht  anrufen.  Auf  diese  Weise 
kann  der  Arbeiter  zwar,  wenn  er  von  den  Fabrikvorgesetzten 
mißhandelt  wird,  wenn  sein  Vater  im  Sterben  liegt,  wenn  der 
Unternehmer  die  vertraglichen  Bedingungen  über  Beköstigung 
und  Beherbergung  des  Arbeiters  nicht  erfüllt,  die  Auflösung  des 
Vertrags  verlangen,  aber  bis  zur  gerichtlichen  Entscheidung,  die 
manchmal  ein  Jahr  auf  sich  warten  läßt,  muß  er  ausharren  und 
alles  geduldig  über  sich  ergehen  lassen. 

Wohl  gibt  die  Anmerkung  zum  §  105  dem  Arbeiter  auch 
das  Recht,  nach  der  seitens  des  Betriebsleiters  erfolgten  Lösung 
des  Vertrags  gegen  dessen  Handlungen  in  Monatsfrist  vor  Ge- 
richt Klage  zu  erheben.  Doch  hat  diese  Bestimmung  keinerlei 
praktische  Bedeutung.  Erstens  ist  hier  aus  unbekannten  Gründen 
die  übliche  lO-jährige  Verjährungsfrist  durch  eine  bloß  monat- 
liche ersetzt.     Man   kann  nur  annehmen,    daß  gerade  wegen  der 

l)  Kobeljatzky,   S.    127. 
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Festsetzung  dieser  monatlichen  Frist  die  ganze  Anmerkung  ge- 
schaffen worden  ist;  denn  sonst  würde  die  Schadenersatzklage 
des  Arbeiters  auf  Grund  der  allgemeinen  zivilrechtlichen  Gesetze 
erhoben  werden  können.  Außerdem  aber  ist  es  dem  Arbeiter 
fast  unmöglich,  den  Gerichtsweg  zu  beschreiten,  da  dies  einer- 
seits mit  einem  Verlust  an  Arbeitszeit  und  folglich  auch  an 
Arbeitslohn  verknüpft  ist,  andererseits  aber  der  Arbeiter  genötigt 
ist,  zur  wirksameren  Waiirnehmung  seiner  Interessen  einen  An- 
walt hinzuzuziehen,  was  wieder  bedeutende  Kosten  verursacht. 
Die  beschränkte  Frist  der  Klageerhebung  macht  es  dem  Arbeiter 
unmöglich,  mit  der  Einleitung  des  Prozesses  zu  warten,  bis  er 
andere  Arbeitsgelegenheit  gefunden  hat;  ebensowenig  kann  er 
aber,  ohne  Arbeit  zu  haben,  warten,  bis  die  Sache  vor  Gericht 
erledigt  ist;  denn  bekanntlich  bleiben  in  den  Aktenmappen 
unserer  Friedensrichter  jährlich  Tausende  unerledigter  Klage- 
sachen aus  dem  Arbeitsvertrag  liegen.  Ueberhaupt  ist  die  un- 
geheure Schwierigkeit  für  den  hilflosen,  stets  der  Störung  der 
öffentlichen  Ordnung  verdächtigen  Arbeiter,  zu  seinem  Recht  zu 
kommen,  zu  augenfällig,  als  daß  man  sie  besonders  zu  beweisen 
brauchte. 

Dem  Arbeiter  bleibt  nur  noch  ein  Weg  übrig  —  die  Klage- 
erhebung beim  Fabrikinspektor.  Um  den  reellen  Wert  dieses 
möglichen  Vorgehens  abzuschätzen,  betrachten  wir  näher  die 
Befugnisse  und  Rechte  des  Fabrikinspektors.  Laut  Punkt  4  des 
§  54  »ergreift  der  Fabrikinspektor  Maßregeln  zur  Verhütung  von 
Streitigkeiten  und  Mißverständnissen  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehniern,  indem  er  an  Ort  und  Stelle  ihre  Ursachen  unter- 
sucht und  eine  friedliche  Verständigung  herbeiführt«.  Was  sind 
das  aber  für  Maßregeln,  die  der  Fabrikinspektor  nötigenfalls  er- 
greifen kann.?'  Dies  ist  ganz  seinem  Erfindungsgeist  überlassen. 
Eine  Aufsetzung  von  Protokollen  und  ihre  Bekanntmachung  vor 
dem  Fabrikrat  ist  ihm  laut  Gewerbegesetz  nur  in  Fällen  for- 
maler Gesetzesverletzungen,  wie  bei  unrichtiger  Führung  von 
Lohnbüchern,  bei  ihrer  Verweigerung  usw.  gestattet.  Aber  er 
hat  kein  Recht,  die  Betriebsleitung  für  den  Inhalt  der  Gesetzes- 
übertretung oder  Verletzung ,  z.  B.  für  Nichtauszahlung  des 
Lohnes  oder  für  seine  Vorenthaltung,  zur  Verantwortung  zu 
ziehn.  Auf  diese  Weise  bleibt  dem  Fabrikinspektor  nichts  an- 
deres übrig,  als  bloß  den  Arbeiter  mit  seinen  Ansprüchen  auf 
den  gerichtlichen  Weg  zu   verweisen,    er    kann  aber    nicht  selbst 


-     3S     " 

die  Sache  dem  Richter  übergeben.  Zu  bemerken  ist  auch,  daß 
der  Lauf  der  festgesetzten  Monatsfrist  durch  die  Zufluchtnahme 
des  Arbeiters  zum  Fabrikinspel<tor  nicht  aufgehalten  wird,  was 
aber  als  ein  Stadium  desselben  gerichtlichen  Verfahrens  gesetzlich 
bestimmt  sein  müßte. 

In  Verbindung  mit  dem  i^  105  steht  auch  der  §  98,  wonach 
der  Arbeiter  die  Auflösung  des  Vertrags  verlangen  kann,  wenn 
der  fällige  Lohn  ihm  nicht  rechtzeitig  ausgezahlt  wird,  vorausge- 
setzt, daß  ihn  dabei  keine  Schuld  trifft.  Auch  hier  gilt  die  be- 
reits besprochene  Monatsfrist.  U.  a.  ist  dieser  Paragraph  mit 
dem  im  §  570,  B  X,  i.  Teil  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  aus- 
gedrückten Prinzip  in  Zusammenhang  gebracht:  »Aus  jedem 
Vertrag  und  jeder  Verpflichtung  entsteht  im  Falle  ihrer  Nicht- 
einhaltung das  Recht  auf  Schadenersatzklage  seitens  der  ver- 
pflichteten Person«.  Wozu  war  es  nötig,  auch  in  der  Beschrän- 
kung der  Klagefrist  die  Ungleichheit  der  beiden  Kontrahenten  zu 
vertiefen  und  zu  verschärfen.^  Doch  dies  nur  nebenbei.  Absatz II 
des  zitierten  §  98  besagt,  dem  Arbeiter  werde  außer  der  ihm 
rechtmäßig  vom  F'abrikbesitzer  zu  zahlenden  Summe  noch  eine 
besondere  Entschädigung  ausgezahlt,  wenn  sein  Anspruch  als 
berechtigt  anerkannt  wird.  Inwieweit  diese  Bestimmung  prak- 
tischen Wert  hat,  kann  man  aus  den  Berichten  der  P"abrikinspek- 
toren  ersehen,  wobei  aber  zu  berücksichtigen  ist,  daß  bei  w'eitem 
nicht  alles  aus  diesen  Berichten  an  die  Oeffentlichkeit  gelangt, 
um  nicht  durch  Aufreizung  der  öffentlichen  Meinung  eine  Stö- 
rung der  öffentlichen  Ruhe  hervorzurufen.  Der  Oberinspektor 
des  Moskauer  Gouv.  schreibt:  »Eine  Vorenthaltung  des  Lohnes 
oder  seine  nicht  rechtzeitige  Auszahlung  bringt  den  Arbeiter  in 
eine  bedrängte  Lage,  daß  er  gezwungen  ist,  entweder  diese  Un- 
gesetzlichkeit hinzunehmen,  da  die  Fabrikinspektion  nicht  im- 
stande ist,  ihm  zu  helfen^),  oder  beim  Gericht  eine  Klage  an- 
hängig zu  machen  und  dabei  seine  Stelle  zu  verlieren  und  oft 
lange  Zeit  hindurch  arbeitslos  zu  sein.  Die  Fabrikverwaltung 
nutzt  diese  Sachlage  in  sehr  weitem  Maße  zu  ihren  Gunsten  aus, 
da  sie  weiß,  daß  der  Arbeiter  sich  in  solchen  Fällen  nie  ans 
Gericht  wendet,  sondern  weiter  duldet  und  seine  Benachteiligung 


i)  Wir  haben  gesehen,    daß  die  Fabrikinspekiion    nur  gegen  formale  Ge- 
setzesübertretungen* nicht  aber  gegen  deren  Inhalt  einschreiten  kann. 
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widerspruchslos  hinnimmt  <  i).  Dasselbe  lesen  wir  auch  im  Ge- 
samtbericht für  1905.  Wir  bringen  nachstehend  den  ganzen  ent- 
sprechenden Passus:  'Die  Klagen  über  falsche  Lohnberechnung, 
über  Lohnherabsetzung ,  über  unregelmäßige  ^Auszahlung  des 
Lohnes  und  seine  Vorenthaltung  verdienen  infolge  ihrer  Häufig- 
keit die  größte  Aufmerksamkeit.  Das  Vorenthalten  des  Lohnes 
und  seine  Folgen,  die  Klagen  der  Arbeiter  über  nicht  rechtzeitige 
Auszahlung  desselben,  gehören  nach  den  Berichten  der  Inspek- 
toren zu  chronischen  Erscheinungen.  Gegenwärtig  müssen  die 
Arbeiter,  wenn  ihnen  der  Lohn  nicht  rechtzeitig  ausgezahlt  wird, 
sich  ans  Gericht  wenden,  was  ihre  Entlassung  zur  Folge  hat, 
etwas  was  sie  sich  gar  nicht  gewünscht  hätten.  Auf  diese 
Weise  ist  jede  solche  Klage  des  Arbeiters  auf  Auszahlung  des 
Lohnes  stets  mit  oft  ungewolltem  Verlust  seiner  Stellung  ver- 
bunden, von  dem  langsamen  Tempo  des  gerichtlichen  Verfahrens 
gar  nicht  zu  reden.  Von  den  Erwägungen  ausgehend,  eine  nicht 
rechtzeitige  Auszahlung  des  Lohnes  sei  nichts  anderes  als  eine 
unverzinste  Anleihe  der  Unternehmer  bei  ihren  Arbeitern,  sind 
viele  Fabrikinspektoren  der  Meinung,  man  müsse,  um  dem  Unter- 
nehmer den  tatsächlich  stattfindenden  Genuß  dieser  unverzinsten 
Anleihen  zu  nehmen,  den  §  98  durch  ein  Amendement  in  dem 
Sinne  des  §  45  der  Vorschriften  über  den  Lohnvertrag  der  Land- 
arbeiter ergänzen«  ').  Dieser  von  den  Inspektoren  empfohlene 
Paragraph  lautet:  »Derjenige  Arbeitgeber,  welcher  den  den  Ar- 
beitern zukommenden  Lohn  nicht  in  dem  vertragsmäßig  festge- 
setzten Zeitpunkt  auszahlt,  hat  für  jeden  Tag  der  Verzögerung 
eine  Zusatzzahlung  in  der  Höhe  von  V^  Kopeke  pro  Rubel  zu 
leisten«.  Wir  halten  es  für  unnötig,  noch  weitere  ähnliche  Zitate 
zu  geben,  da  die  bereits  angeführten  eine  genügend  deutliche 
Sprache  reden  ....  Und  trotz  der  Gefahr,  brotlos  zu  werden, 
ist  die  Menge  der  Klagen  über  unpünktliche  Lohnzahlung  eine 
ungeheuere:  im  Jahre  1904  10362;  im  Jahre  1905  13393;  im 
Jahre  1906  12046^).  Wie  wohlbegründet  diese  Klagen  im  all- 
gemeinen sind,  zeigt  die  Tatsache,  daß  in  diesem  letzten  Jahre 
von  den  12  046  Klagen  1 1  039  als  berechtigt  anerkannt  worden 
sind  ^). 


1)  Gesamtbericht  der  Fabiikinspektoren  für   1901,  S.  XII. 

2)  »  »  »  >'     1905,  S.  XIV— XV. 

3)  »  >  »  »     1904,  S.  IX ;   1905,  S.  XIV;   1906, 

S.    56—57.  4)  a.   a.    O. 


—     40     — 

Was  den  §  io6  anbetritü't,  so  sehen  wir  auch  hier  einerseits 
das  formale  Recht  des  Arbeiters,  die  Auflösung  des  Vertrags  zu 
verlangen,  andererseits  die  faktische  Unmöglichkeit,  von  diesem 
Recht  Gebrauch  zu  machen.  Führen  wir  uns  den  Inhalt  des 
Paragraphen  vor  Augen:  »Dem  Arbeiter  steht  das  Recht  zu, 
wegen  Mißhandlungen,  schweren  Beleidigungen,  schlechter  Be- 
handlung seitens  des  Arbeitgebers  die  Auflösung  des  Vertrags 
zu  verlangen«,  usw. 

Inwieweit  der  Arbeiter  von  diesem  Recht  Gebrauch  machen 
will  und  kann,  haben  wir  bereits  gesehen.  Wenden  wir  uns  nun 
zu  den  Berichten  der  Fabrikinspektoren.  Im  Jahre  1905  sind 
15006  diesbezügliche  Klagen  eingegangen,  im  Jahre  1906  10743^). 
Aber  was  bedeuten  diese  trockenen  Zahlen  im  Vergleich  zu  den 
von  Prof.  Oserozv  veröffentlichten  Tatsachen.  Zunächst  einige 
Worte  über  diesen  namhaften  Gelehrten.  In  den  PVeiheitstagen 
bot  sich  ihm,  als  gemäßigtem  Liberalen,  die  Möglichkeit,  in  den 
Archiven  der  verschiedenen  Ministerien  zu  arbeiten.  Dort  hatte 
er  Gelegenheit,  die  Berichte  der  Fabrikinspektoren  im  Original 
zu  studieren,  und  nicht  in  der  uns  gewöhnlichen  Sterblichen 
allein  zugänglichen  umgearbeiteten  Form  der  Gesamtberichte. 
Außerdem  sind  ihm  eine  große  Anzahl  von  Geheimrundschreiben 
zu  Gesicht  gekommen.  Sein  darauf  erschienenes  Buch  i-zur  Po- 
litik in  der  Arbeiterfrage«  enthält  daher  ein  selten  reiches  Ma- 
terial, und  wir  können  es  uns  nicht  versagen,  aus  seinem  Buch 
einige  für  uns  in  Betracht  kommende  Zitate  zu  geben:  Ein 
Fabrikinspektor  trägt  folgende  Bemerkung  ins  Fabrikjournal  ein: 

»Ich  möchte  dem  Fabrikbesitzer  bedeuten,  die  körperlichen  Miß- 
handlungen der  Arbeiter  einzustellen«").  Ein  anderer  schreibt: 
AVenn  die  Arbeiter  dem  Betriebsleiter  eine  Bitte  vorzutragen 
hatten,  ließen  sie  sich  auf  die  Knie  nieder,  was  ich  selbst  ge- 
sehen habe«  ^).  Ein  dritter  meldet  am  20./VI.  1892,  unter 
No.  329:  »Auf  der  P'abrik  der  Gebrüder  M.  im  Kreis  Serpuchow 
werden  die  Arbeiter,  wenn  sie  in  irgend  einer  Angelegenheit 
beim  Verwalter  vorstellig  werden,  von  ihm  mit  Schlägen  fort- 
gejagt <- *).  Eine  Meldung  des  Fabrikinspektors  12. /VI.  1893, 
No.    475    lautet:    »In    einer    BaumwoUmanufaktur    in    Jegorhewsk 


1)  a.  a.  O.  für  1905,  S.  XIV  u.  56—57;  für  1906,  S.  56—67. 

2)  Oserozv.  Zur  Politik  in  der  Arbeiterfrage,  S.  56. 

3)  a,  a.  O.  S.  50 — 51. 

4)  a.  a.   O.  S.  78. 
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wurden  die  schönen  Mädchen  der  einen  Abteilung  vom  Werk- 
meister vergewaltigt;  diejenigen  die  ihm  nicht  willig  waren,  wur- 
den samt  ihren  Angehörigen  aus  der  Fabrik  entlassen«  ^).  Der 
Moskauer  Generalgouverneur  sah  sich  im  Jahra  1894  genötigt 
zu  befehlen,  es  solle  dem  Werkmeister  X  die  schriftliche  Ver- 
pflichtung abgenommen  werden,  daß  er  »von  nun  an«  sein  un- 
anständiges Benehmen  gegen  die  Frauen  und  Mädchen  seines 
Betriebs  aufgeben  werde  2).  In  einer  IManufaktur  der  Stadt  X 
ist  der  Fabrikverwalter  ein  wahrer  Despot,  als  Strafe  für  ein 
Vergehen  des  einen  Familienmitglieds  wird  die  ganze  Familie 
entlassen.  Klagen  über  die  kleineren  Angestellten,  Meister  usw. 
gibt  es  bei  ihm  überhaupt  nicht.  Einmal  entließ  er  alle  Arbeiter, 
die  vom  Fabrikinspektor  über  umlaufende  Gerüchte  über  ver- 
schiedene Mißbräuche  befragt  wurden^)  (1898,  No.  467).  »Auf 
dem  Werk  von  Tiel  wurden  auf  Anordnung  der  Verwaltung 
zwei  Arbeiter  mit  Rutenschlägen  gestraft«  ^)  (1894,  No.  66).  »Aus 
der  Fabrik  von  K.  in  Twer  wird  von  Schlägen,  die  die  Arbeiter 
erhielten,  berichtet«  °)  (1905,  W.  4).  »Der  Direktor  einer  Fabrik, 
dessen  Wohnhaus  sich  unweit  vom  Betriebsgebäude  befand,  ließ 
die  Arbeiter  mehrmals  vor  den  Schlitten  spannen  und  sich  so 
zur  Fabrik  fahren«)^).  »Ein  Arbeiter  machte  dem  Fabrikbesitzer 
irgend  eine  Bemerkung  über  das  bequeme  Sitzen  im  Sessel. 
Darauf  hin  ließ  der  Besitzer  einen  Sessel  aufs  Dach  stellen  und 
hieß  dort  den  Arbeiter,  eine  Zeitung  in  der  Hand,  längere  Zeit 
sitzen  zum  Gelächter  aller  Vorübergehenden«'').  In  der  Seifen- 
siederei von  X.  in  Kostroma  werden  die  Arbeiter  vom  Meister 
mit  der   Hundepeitsche  geweckt. 

Doch  gering  damit.  Zu  diesen  Tatsachen  etwas  hinzufügen 
hieße  ihren  Eindruck  abschwächen.  Dies  ist  der  praktische 
Wert  des  ^   106. 

Um  unsere  Uebersicht  der  Vertragsrechte  und  -pflichten 
abzuschließen,  bedarf  es  nur  noch,  auf  den  Punkt  8  des  §  104 
kurz  einzugehen.  Sein  Inhalt  ist  folgender:  Wenn  die  Arbeit 
in  der  Fabrik  infolge  von  Feuer,  Wasserschaden,  Explosion  usw. 
mehr  als  7  Tage  eingestellt  wird,  gilt  der  Vertrag  als  aufgelöst. 
Dieser  Paragraph  ist  zum  mindesten  unklar.  In  den  Aeuße- 
rungen  des  Staatsrats  lesen  wir  folgendes:  »Die  Gerechtigkeit 
erfordert    es,    daß    dem    Fabrikbesitzer  die  Möglichkeit    gegeben 

ij  a.  a.  O.  2)  a.  a.  O.  3)  a.  a.  O.  .S.   8o.  4)  a.  a.  O.   S.   83. 

5)  a.  a.   O.  S.  91.  6)  a.  a.  O.  S.   92.  7)  a.  a.  O.   S.  91. 
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wird,  in  wöchentlicher  Frist  seine  Fabrik  mit  unverändertem  Ar- 
beiterpersonal wieder  in  Gang  zu  bringen,  da  es  gar  nicht  sf) 
leicht  ist,  eine  genügende  Anzahl  erfahrener  und  tüchtiger  Ar- 
beiter wieder  zu  bekommen«  i).  Die  Fürsorge  des  Staatsrats 
erstreckt  sich,  wie  wir  sehen,  nur  auf  die  Unternehmer,  nicht 
auch  auf  die  Arbeiter.  Er  scheint  anzunehmen,  daß  ihnen  in 
solchen  Fällen  aus  der  Auflösung  des  Vertrags  kein  Schaden 
entsteht.  Trifft  dies  zu  ?  Professor  Issajew  sagt  darüber  folgen- 
des :  »Diese  Bestimmung  kann  die  Lage  der  Arbeiter  verscb.lech- 
tern.  Wenn  der  Arbeitslohn  die  Tendenz  hat  zu  sinken,  werden 
die  Fabrikbesitzer  den  geringsten  Feuerschaden  und  die  gewöhn- 
liche Hochflut  des  Frühjahrs  als  Vorwand  benutzen,  um  die 
Fabrik  auf  8  Tage  stehen  zu  lassen,  damit  den  Vertrag  mit  den 
Arbeitern  nichtig  zu  machen  und  sie  dann  zu  einem  niedrigeren 
Lohn  wieder  aufzunehmen«-).  Daß  die  Fabrikbesitzer  vor  einem 
solchen  Trick  nicht  zurückscheuen  werden,  kann  man  angesichts 
der  angeführten  Tatsachen  a  priori  bcliaupten,  doch  werden  wir 
noch  Gelegenheit  haben,  dies  an  der  Hand  von  Tatsachen  zu 
erhärten. 

Fassen   wir  zusammen. 

1.  Das  Gesetz  von  i886  hat  eine  gewisse  Ordnung  in  dem 
Verhältnisse  zwischen  Kapital  und  Arbeit  geschaffen,  indem  es 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  früher  unbeschränkte  »Freiheit 
der  Arbeit«  abschaffte.  Die  gröbsten  Mißstände  sind  beseitigt 
worden,  und  der  Fabrikinspektor  wurde  zu  einem  bedeutenden 
Faktor  des  Fabriklebens.  Aber  alle  diese  Lichtseiten  des  Ge- 
setzes werden  von  seinen  Schattenseiten  reichlich  aufgewogen. 
Sogar  eine  so  gemäßigte  Zeitschrift,  wie  der  »W'jestnik  Ewropy 
(»Der  Bote  Europa's«),  erklärt,  der  hervorstechendste  Zug  dieses 
Gesetzes  sei  »eine  eifrige  Fürsorge  für  die  Interessen  der  Unter- 
nehmer, die  manchmal  zur  offenen  Benachteiligung  der  andern 
Seite  führt«  ^). 

2.  Die  Arbeitsvertragsbedingungen,  die  in  dem  Gesetz  eine 
besondere  Stelle  einnehmen,  sind  eine  Ergänzung  der  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetze.  Ihre  Erfüllung  wird  einerseits  durch  Ver- 
waltungsstrafmaßnahmen, andererseits  durch  strafgesetzliches  Vor- 
gehen gegen  den  Schuldigen    gesichert.       Für    die    eine    vertrag- 


1)  Kobeljatzky,   S.   I02. 

2)  Prof.  Issajew,  Anfangsgründe  der  Nationalökonomie,  S.  349. 

3)  »Wjestnik  Ewropyt,   1886,  S.  797. 
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schließende  Seite  sind  drakonische  Strafen,  die  zu  den  begangenen 
Taten  in  keinem  Verhältnis  stehen,  vorgesehen. 

Indem  das  Gesetz  garnichts  zur  Beseitigung  der  Anlässe  von 
Gesetzesverletzungen  unternimmt,  läßt  es  auch  t^ine  Teilnahme 
der  Arbeiter  an  der  Festsetzung  der  innern  Fabrikordnung  gar 
nicht  zu,  obwohl  dieses  viel  dazu  beitragen  würde,  einer  unge- 
heuren Zahl  von  Konflikten  vorzubeugen. 

Das  Gesetz,  welches  bestrebt  ist,  die  freie  Vereinbarung  zu 
seiner  Grundlage  zu  machen,  hat  keine  Formen  geschaffen,  in 
denen  die  Wünsche  der  Arbeiter  bei  der  Vertragsschließung 
hätten  zum  Ausdruck  kommen  können. 

Der  Fabrikverwaltung  ist  das  Recht  zugestanden,  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  über  den  Arbeiter  bei  allen  möglichen  An- 
lässen Geldstrafen  zu  verhängen,  und  die  daraus  entspringenden 
Mißstände  und  Mißbräuche  haben  einen  kolossalen  Umfang  an- 
genommen. Faktisch  hat  der  Arbeiter  nicht  einmal  die  Mög- 
lichkeit, über  das  ihm  geschehene  Unrecht  Klage  zu  führen,  er 
muß  auf  die  Revisionen  des  Fabrikinspektors  warten,  der  aber 
nur  selten   auf  der  Fabrik  erscheint. 

Zwar  ist  dem  Arbeiter  das  Recht  gegeben,  seine  Klage  dem 
Gericht  vorzutragen,  aber  die  Wirklichkeit  verwandelt  dieses 
Recht  in  eine  bloße  Fiktion.  Der  Unternehmer  kann  den  Ver- 
trag zu  jeder  Zeit  und  zu  allen  möglichen  Zwecken,  z.  B.  zur 
Herabdrückung  des  Lohnes,  lösen.-  Der  Arbeiter  muß  aber  ge- 
duldig auf  den  Richterspruch   warten. 

Somit  ist  der  Arbeitsvertrag  in  Rußland  keine  Vereinbarung 
zweier  gleicher  Vertragschließenden,  sondern  das,  was  wir  als 
Motto  zu  diesem  Kapitel  gewählt  haben  :  »Der  Vertrag  zwischen 
Arbeiter  und  Unternehmer  gestaltet  sich  zu  einem  Unteitanen- 
verhältnis,  in  dem  die  eine  Seite  die  Bedingungen  diktiert,  wäh- 
rend die  andere  sie  zu  befolgen  hat«. 


II.   Die  Arbeitseinstellungen     und  die  Arbeiterpolitik    der 

Regierung. 

Wir  haben  bereits  gesehen,  daß  die  Arbeiter  bei  eigen- 
mächtiger Lösung  des  Vertrags  eine  strafgesetzliche  Verant- 
wortung im  Sinne  des  §  51,  4  zu  gewärtigen  haben.  Doch  handelt 
es  sich  hier,  wie  wir  bereits  mehrfach  betont  haben,  um  die 
Lösung  des  Vertrags  durch  einen  einzelnen  Arbeiter. 
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Es  ist  aber  klar,  daß  es  einem  einzelnen  Arbeiter  ohne  die 
tatkräftitre  Unterstützung  seiner  Arbeitsgenossen  nie  gelingen 
wird,  eine  ihm  günstige  Aenderung  der  Arbeitszeit,  des  Arbeits- 
lohnes usw.  zu  erlangen,  lünzeln  sind  die  .Arbeiter  im  Kampf 
mit  dem  Kapital  hilflos.  Nur  vereinigt  können  sie  auch  ihrerseits 
dem  Kapital  gewisse  Bedingungen  diktieren.  Gegenwartig  ist 
dies  eine  allseitig  anerkannte  Tatsache,  und  es  ist  kaum  mehr 
nötig,  sie  zu  beweisen.  VJne  Form  der  Vereinigung  der  Arbeiter 
als  Mittel,  ihren  Willen  zum  Ausdruck  zu  bringen,  ist  der  Streik, 
die  Arbeitseinstellung. 

Die  Stellungnahme  des  Gesetzgebers  zu  dieser  Erscheinung 
der  kapitalistischen  Produktionsweise  ist  in  den  §>;  1358  und 
1358,  I   zum  Ausdruck  gekommen. 

Zu  bemerken  ist  zwar,  daß  im  Jahre  1905  diese  Paragraphen 
außer  Kraft  gesetzt  wurden  ;  jedoch  bieten  sie  immer  noch  ein 
großes  Interesse,  erstens,  weil  sie  noch  jetzt  die  Richtschnur  bei 
Repressionsmaßregeln  gegen  Streiks  bilden,  und  zweitens,  weil 
sich  in  ihnen  die  ganze  Arbeiterpolitik  des  offiziellen  Rußlands 
in  der  Arbeiterfrage  wiederspiegelt.  Daher  werden  wir  ganz 
kurz  darauf  eingehen. 

Der  ^  1358  lautet:  »Für  eine  auf  vorzeitige  Arbeitseinstel- 
lung abzielende  Verabredung  unter  den  Arbeitern  einer  Fabrik, 
eines  Werks  oder  einer  Manufaktur,  die  den  Zweck  hat,  von  den 
Arbeitgebern  eine  Lohnerhöhung  zu  erzwingen  ,  werden  die 
Schuldigen  mit  Haft  bestraft,  und  zwar  die  Rädelsführer  von  3 
Wochen  bis  3  Monaten,  die  Uebrigen  von  7  Tagen  bis  3  Wochen«. 
Der  folgende  i;  1358,  l  handelt  von  einer  bereits  verwirklichten 
Arbeitseinstellung:  >Für  die  auf  Verabredung  der  Arbeitereiner 
Fabrik,  eines  Werks  oder  einer  Manufaktur  zum  Zweck  der 
Lohnerhöhung  oder  der  Aenderung  anderer  Vertragsbedingungen 
vor  Ablauf  des  Vertrags  erfolgte  Arbeitseinstellung  werden  die 
Schuldigen,  wie  folgt  bestraft :  diejenigen,  die  zum  Beginnen  des 
Streiks  oder  zu  dessen  Fortsetzung  aufgehetzt  haben,  mit  Ge- 
fängnis von  4  bis  8  Monaten,  die  übrigen  mit  Gefängnis  von 
2  bis  4  Monaten.  Diejenigen  Teilnehmer  des  Streiks,  die  auf 
die  erste  Aufforderung  der  Polizeigewalt  hin  die  Arbeit  wieder 
aufgenommen  haben,  bleiben  straffrei-. 

In  der  ursprünglichen  Redaktion  unseres  Strafgesetzbuches 
von  1845  g^b  es  nur  einen  Paragraphen,  und  zwar  den  §  1358, 
der  über  Arbeitseinstellungen  handelte,    und  so  lag    der  Schwer- 
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punkt,  nach  der  Bemerkung  von  B.  Bart^),  in  der  auf  Arbeits- 
einstellung abzielenden  Verabredung.  Die  Arbeitseinstellung 
selbst  war  straffrei,  nur  die  Verabredung  war  strafbar,  und  zwar 
nur,  wenn  ihr  Zweck  die  Eriiöhung  des  Arbeitslobnes  war.  Alle 
anderen  Verabredungen  waren  vom  Gesetz  nicht  vorgesehen. 
In  den  Soer  Jahren,  bei  der  Veröffentlichung  des  Gesetzes  vom 
3.  Juni,  wurde  das  Strafgesetzbuch  durch  eine  Reihe  von  Para- 
graphen ergänzt,  in  denen  auch  solche  Streiks,  die  nicht  nur 
Arbeitslohnerhöhung  zum  Zweck  haben,  für  strafbar  erklärt  wer- 
den. Für  unsere  Untersuchung  sind  die  §§  514,  1358  und  1358,  i 
von  Bedeutung.     Ihren  Wortlaut  haben  wir  bereits  mitgeteilt. 

Bei  aufmerksamer  Betrachtung  dieser  Paragraphen  bleibt  vor 
allem  unklar,  was  eigentlich  strafbar  erscheint,  die  Verabredung 
oder  die  Tatsache  der  eigenmächtigen  Aufhebung  des  Vertrags. 
Der  §  1358  spricht  von  Verabredung  und  von  der  Ausübung 
eines  Zwanges  auf  die  Arbeitgeber  zum  Zweck  einer  Lohner- 
höhung. Der  §  1358,  1  erklärt  die  Teilnehmer  an  einer  be- 
reits ausgeführten  Arbeitseinstellung  für  straffrei,  falls  sie  nach 
Aufforderung  durch  die  Polizei  die  Arbeit  wieder  aufnehmen. 
Hieraus  folgt  logischerweise,  daß  die  strafbare  Handlung  in  der 
Arbeitseinstellung  liegt,  nicht  aber  in  der  Verabredung  und  nicht 
in  der  Ausübung  eines  Zwanges  auf  den  Arbeitgeber;  denn  läge 
die  strafbare  Handlung  in  der  Verabredung,  so  könnten  die  Teil- 
nehmer an  einer  bereits  ausgeführten  Arbeitseinstellung  nicht  für 
straffrei  erklärt  werden,  selbst  wenn  sie  die  Arbeit  wieder  auf- 
genommen hätten. 

Hält  man  die  beiden  Paragraphen  gegeneinander,  so  muß 
man  zu  dem  Schluß  kommen,  daß  eine  Verabredung  nur  dann 
strafbar  ist,  wenn  sie  verwirklicht  wird,  oder  wenn  die  Ar- 
beit trotz  Aufforderung  der  Polizei  nicht  aufgenommen  wird. 
Erfolgt  aber  die  Wiederaufnahme  der  Arbeit  nach  Aufforderung 
seitens  der  Polizei,  so  bleibt  die  Verabredung,  d.  h.  dieselbe 
Handlung  straffrei. 

Dieser  Widersinn  der  Grundlagen  unserer  Strafbestimmungen 
über  die  Arbeitseinstellungen  wird  uns  nur  dann  vollkommen 
klar,  wenn  wir  uns  die  eifrige  Sorge  unseres  Gesetzgebers  um 
die  öffentliche  Ordnung  ins  Gedächtnis  rufen.  Die  Arbeitsein- 
stellung, der  Streik,  wird  nicht  als  Erscheinung  des  ökonomischen 

i)  Siehe  den  interessanlen  Artikel  von  B.  Bart,  »Eisenbahnerstreiks«  in  der 
Zeitschrift  »Prawo«,   1905,   S.  426. 
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Lebens,  nicht  als  Begleiter  der  kapitalistischen  Produktion  be- 
trachtet, .sondern  nur  als  Störung  der  öffentliciien  Ruhe  und 
Ordnung.  Und  deren  Verletzung  wird  geahndet.  Wird  die  Ar- 
beit wieder  aufgenommen,  so  ist  die  Ordnung  wieder  hergestellt, 
und  der  Anlaß  zur  Strafe  fällt  fort.  Dies  wird  auch  dadurch 
bestätigt,  daß  die  vorzeitige  eigenmächtige  Lösimg  des  Vertrags 
durch  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Zivilrechts  vorgesehen 
ist,  somit  haben  die  strafrechtlichen  Bestinmiungen  nur  die  Stö- 
rungen der  öfifentlichen  Ruhe  zum  Gegenstand. 

Daß  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  nicht  jede  Arbeitsein- 
stellung eine  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  ist,  glauben  wir  gezeigt 
zu  haben;  die  Anwendung  eines  in  sich  widerspruchsvollen  Ge- 
setzes hat  es  aber  auch  nicht  vermocht,  das  Wachstum  der 
Streikbewegung  aufzuhalten.  Selbst  das  Finanzministerium  muß 
notgedrungen  dies  anerkennen,  indem  es  schreibt:  »Die  Anwen- 
dung einer  solchen  Maßnahme  (es  handelt  sich  um  die  Unter- 
drückung der  Streiks.  D.  V.)  gibt  wenig  Hoffnung  auf  Erfolg, 
besonders  in  dem  Falle,  wenn  das  Gesetz  in  sich  widerspruchs- 
voll ist;  wenn  es  Handlungen  für  strafbar  erklärt,  die  es  ihrem 
Wesen  nach  nicht  sind«-^). 

Ueber  die  praktische  Bedeutung  der  besprochenen  Para- 
graphen können  wir  am  besten  urteilen,  wenn  wir  uns  die  in  den 
70er  Jahren  einsetzende  und  bis  zum  heutigen  Tag  nicht  abge- 
schlossene Entwicklung  der  Streikbewegung  vergegenwärtigen. 
Leider  fehlt  eine  Statistik  der  Arbeitseinstellungen  in  Rußland. 
Die  einzige  offizielle  Quelle  ist  die  Arbeit  von  Herrn  JVarsar, 
der  im  Auftrag  der  »Gewerbeabteilung«  des  Ministeriums  Sta- 
tistisches über  Arbeitseinstellungen  der  Jahre  1894 — 1905  ge- 
sammelt hat.  Die  Glaubwürdigkeit  dieser  Quelle  wird  dadurch 
bedenklich  erschüttert,  daß  beinahe  sämtliche  andern  Autoren, 
die  über  die  Arbeiterfrage  in  Rußland  geschrieben  haben,  andere 
Daten,  andere  Teilnehmerzahlen  usw.  angeben.  Die  Presse  jener 
Zeit  kann  uns  auch  nicht  als  Quelle  dienen,  denn  es  war  ihr 
verboten,  von  Arbeitseinstellungen  zu  berichten,  sie  galten  ja  als 
Störungen  der  öffentlichen  Ordnung,  und  darüber  hieß  es  schwei- 
gen. Sogar  eine  so  reaktionäre  Zeitung,  wie  die  >Nowoje  Wremja« 
durfte  im  Jahre  190 1  eine  Woche  lang  nicht  erscheinen,  als 
Strafe  für  die   Meldung  von   Arbeiterunruhen-). 

i)  Denkschrift  des  Finanzministeriums  S.    12. 
2)  Leites,     »Die  Streiks  in  Rußland«  S.  7. 


—     47     — 

Auf  diese  Weise  sind  alle  Meldungen  über  Streiks  nur  zu- 
fällig und  ganz  regellos.  Erst  in  letzter  Zeit  sind  einige  private 
Arbeiten  über  Arbeitseinstellungen  in  Rußland  erschienen.  Wir 
werden  deshalb  auf  die  Streikperiode  bis  1897  nur  ganz  kurz 
eingehen  und  verweisen  diejenigen,  die  sich  für  die  spätere  Periode 
interessieren,  auf  das  in  deutscher  Sprache  erschienene  Buch  von 
Leites:   »Die  Streiks  in  Rußland;^). 

Unter  den  Streiks  der  70er  Jahre  ist  der  des  Jahres  1870 
in  der  Newa-Manufaktur  in  Petersburg  der  bedeutsamste.  Diesem 
ersten  Streik  folgte  eine  ganze  Reihe  von  Arbeitseinstellungen 
in  verschiedenen  Petersburger  Fabriken.  Diese  Streikbewegung 
versetzte  die  Regierung  und  ihre  Organe  in  ein  solches  Staunen, 
kam  ihnen  so  unerwartet,  daß  »Nowoje  W^remja«,  dieser  Spiegel 
der  Stimmungen  in  den  höchsten  Regierungssphären,  ihr  einen 
Leitartikel  widmete,  der  mit  den  Worten  begann  :  »Auch  bei 
uns  sind  Arbeiterstreiks  vorgekommen,  auch  uns  hat  Gott  davor 
nicht  zu  schützen  vermocht  ").  Besonders  bemerkenswert  ist  das 
Jahr   1879. 

Im  Beginn  der  80er  Jahre  entstehen  Streiks  fast  gleichzeitig 
in  den  verschiedensten  Gegenden  Rußlands.  Besonders  stürmisch 
war  das  Jahr  1882,  als  große  Streiks  in  Narwa,  Perm,  Peters- 
burg, Ghirardow  und  anderen  Orten  stattfanden  ^).  Die  Unzu- 
friedenheit der  russischen  Arbeiter  äußerte  sich  besonders  stark 
im  Jahre  1885^  während  des  bekannten  Streiks  in  der  Morosow- 
Manufaktur  zu  Orjechowo-Sujewo,  diesem  »russischen  Lankashire«. 
8000  Arbeiter  waren  an  diesem  Streik  beteiligt,  der  durch  die 
systematischen  Strafabzüge  von  den  Löhnen,  manchmal  bis  zu 
40  "/q  ihres  Betrages,  hervorgerufen  wurde  "^).  Die  Streikenden 
demolierten  einen  Teil  der  Fabrikgebäude,  es  wurde  Militär  re- 
quiriert, und  nach  8  Tagen  war  der  Streik  endgültig  unterdrückt. 
Eine  große  Anzahl  der  Streikteilnehmer  hatten  sich  später  vor 
dem  Geschworenengericht  zu  verantworten,  sie  wurden  aber  freige- 
sprochen, da  in  der  Verhandlung  ungeheure  Mißstände  und  Un- 
gerechtigkeiten der  Fabrikverwaltung  ans  Licht  kamen. 

Eine  direkte  Folge  des  Morosow'schen  Streiks    war  das  Ge- 


i)  Siehe  die  Rezension  von  Prof.   Witschewsky   in  der   »Zeitschrift    für  Sozial- 
wissenschaft«,  1909,  H.  II,   S.  703. 

2)  Prokopowitsch,   »Zur  Arbeiterfrage^,  S.  48. 

3)  Posse,  Arbeiterstreiks,  S.  9. 

4)  Totomiattz,   »Streiks  in  Rußland'<,  i.  d.  Zeitschrift  »Mir  Boschy«,   1906.  N.  II. 
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setz  vom  3.  Juni  1886.  Beachtenswert  ist,  daß  fast  alle  von 
den  Streikenden  erhobenen  Forderungen  ins  Gesetz  aufgenommen 
wurden,   natürlich   in  verkümmerter  und  verunstalteter  Formel. 

Im  Anfan<^  der  90  er  Jahre  tritt  die  Streikbewegung  in 
Russisch-Polen  in  den  Vordergrund.  Im  Streik  zu  Dombrow 
waren  über  2000  Arbeiter  beteiligt.  Unter  dem  Einflüsse  des 
1.  Mai  kommt  es  auch  in  Lodz,  Warschau  und  anderen  Städten 
zu  großen  Arbeitseinstellungen,  und  im  Jahre  1892  fand  der 
Riesenstreik  zu  Lodz  statt,  an  dem  über  100  000  Arbeiter  teil- 
nahmen^). Der  Warschauer  General-Gouverneur  sandte  damals 
nach  Lodz  ein  Telegramm  ab:  »Schießen,  an  Patronen  nicht 
sparen«^).  Aber  das  half  nichts.  Die  Verhafteten  mußten  sämt- 
lich freigelassen  und  die  Forderungen  der  Arbeiter  fast  in  vollem 
Umfange  bewilligt  werden.  Doch  wurde  einige  Tage  später  Mi- 
litär in  großer  Menge  requiriert  (40000  Mann)  und  die  Arbeiter 
waren  gezwungen,  unter  den  alten  Bedingungen  die  Arbeit  wie- 
der aufzunehmen.  Die  Zahl  der  Opfer  war  groß :  108  Arbeiter 
tot,   50  Soldaten  tot  oder  verwundet. 

Die  Kunde  von  den  Lodzer  Ereignissen  rief  eine  ganze  Reihe 
von  Streiks  in  ganz  Polen  hervor^). 

Wenn  die  Streiks  der  Jahre  1884 — 1885  mit  Zerstörungen 
von  Maschinen  und  Gebäuden  verbunden  waren,  so  sind  die 
Streiks  der  Jahre  1894 — 1895  sowohl  durch  die  große  Teilnehmer- 
zahl, als  auch  ihre  Ordnung  und  ihr  Zielbewußtsein  charakteri- 
siert. Die  Leitung  der  ganzen  Bewegung  befand  sich  bereits  in 
den  Händen  sozialdemokratischer  Streikkassen,  -verbände  und 
-komitees. 

Nach  einer  Reihe  kleiner  Streiks  in  den  Jahren  1894 — 1895 
ereignete  sich  der  denkwürdige  große  Petersburger  Streik  mit 
über  30000  Teilnehmern.  Dieser  Streik  wurde  nach  allen  Regeln 
des  organisierten  proletarischen  Kampfes  durchgeführt.  Wie  ruhig 
sich  dabei  die  Arbeiter  betrugen,  kann  man  aus  der  vom  Peters- 
burger Stadthauptmann  dem  Finanzminister  Witte  gegebenen 
Antwort  ersehen.  Letzterer  wandte  sich  an  den  Stadthauptmann 
mit  dem  Verlangen,  die  Arbeiter  zur  Wiederaufnahme  der  Arbeit 
zu  zwingen.  Darauf  erhielt  er  die  Antwort:  »Wenn  sich  die  Ar- 
beiter auf  den  Straßen  drängten,  die  Ruhe  und  Ordnung  störten, 
so  würde  ich  schon  mit  ihnen  fertiij.     Da  sie  aber  ruhig  zu  Hause 


i)  Posse,     » Arbeiterstreiks«,  S.    il.  2)  a.   a.  O.   S.    13.  3)  a.  a.   O. 

4)  Posse,     S.   14 — 15. 
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sitzen,  kann  ich  ihnen  nichts  anhaben«  M.  Die  Ilauptforderung 
der  Arbeiter  war  eine  Verkürzung  des  Arbeitstages,  doch  gelang 
es  ihnen  nicht,  damit  durchzudringen,  sie  erhielten  nur  das  \^er- 
sprechen,   daß  eine  solche  eintreten   würde. 

Auch  Polen  und  das  nordwestliche  Rußland  standen  mit 
ihrer  Streikbewegung  nicht  hinter  Petersburg  zurück.  Diese  tiefe 
und  weit  um  sich  greifende  Streikbewegung  zwang  das  P'inanz- 
ministerium  in  einer  Beratung  mit  den  Vertretern  der  Industrie 
aus  allen  Gebieten  Rußlands  für  eine  gesetzliche  Normierung  der 
Arbeitszeit  einzutreten.  Wir  werden  später  auf  diese  Beratung 
noch  zurückkommen.  Hier  wollen  wir  nur  bemerken,  daß  der 
betreffende  Gesetzentwurf  alle  notwendigen  Kommissionen  und 
Subkommissionen  mit  geradezu  erstaunlicher  Geschwindigkeit  pas- 
sierte. Die  Fabrikinspektoren  versicherten  die  Arbeiter,  das  Ge- 
setz über  den  Maximalarbeitstag  werde  in  2  Jahren  erscheinen  -), 
tatsächlich  aber  wurde  es  bereits  nach  einem  Jahr  veröffent- 
licht. Diese  Eile  war  durch  einen  zweiten  Streik  auf  den  Peters- 
burger Fabriken  hervorgerufen,  wo  die  alte  Forderung  nach 
Verkürzung  des  Arbeitstages  wieder  erhoben  wurde.  Interessant 
sind  die  von  der  Regierung  angewandten  Maßregeln.  Kirche 
und  Popen  eilten  den  bedrängten  Unternehmern  und  der  Regie- 
rung zur  Hilfe.  Von  der  Kanzel  herab  wurde  gepredigt,  der 
Teufel  hätte  die  Seelen  der  Arbeiter  ergriffen  und  deshalb  wären 
sie  den  Einflüsterungen  der  Juden,  Deutschen  und  Engländer, 
dieser  Verräter  des  Vaterlandes,  gefolgt  und  hätten  sich  gegen 
ihre  Wohltäter,  die  Unternehmer,  und  gegen  die  stets  ums  Wohl 
der  Arbeiter  besorgte  Regierung  aufgelehnt^).  Die  Arbeiter  ant- 
worteten aber  unverändert  auf  alle  Ermahnungen :  »Wenn  man 
zu  uns  kommt  und  sagt,  legt  die  Arbeit  nieder,  so  können  wir 
nicht  anders,  wir  tun  es«'^).  Allein  18000  Weber  waren  an  dem 
Streik  beteiligt.  Schließlich  erhielten  die  Arbeiter  eine  offizielle 
Erklärung  des  Finanzministers,  daß  baldig  ein  Gesetz  über  den 
Maximalarbeitstag  erlassen  würde.  Die  Arbeiter  nahmen  die 
Arbeit  wieder  auf,  und  nach  fünf  Monaten  wurde  das  verspro- 
chene Gesetz  veröffentlicht. 

In    den    letzten    Jahren    sind    die    Streiks    zu   alltäglichen  Er- 
scheinungen   geworden,    und    das    Revolutionsjahr    1905    hat    die 


1)  Theorie  und  Praxis  des  proletarischen  Sozialismus,    1905,   S.   34/6. 

2)  Posse,  S.  20. 

3)  a.  a.  O.  S.  21.  4)  a.  a.  O.  S.  21. 
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Abschatifung  der  Strafbe.slinimungen  erzwungen.  Es  scliien,  als 
ob  die  Zeit  der  Streik-  und  Vereinsfreiheit  gekommen  wäre. 
Aber  liier  trat  die  administrative  Willkür  oder,  wie  man  es  offi- 
ziell zu  nennen  pflegt,  die  Arbeiterpolilik  der  Regierung,  in  Ak- 
tion. Diese  Politik  hat  ihre  eigene  Geschichte,  die  insofern  lehrreich 
ist,  als  bis  heute  noch  in  den  meisten  Fällen  der  russische  »Bürger« 
im  Alltagsdasein  nicht  nach  dem  Gesetz,  sondern  nach  dem  Gut- 
dünken der  Administration,  der  Behörden,  behandelt  wird.  Es 
ist  ein  fest  eingewurzelter  Brauch,  daß  Rußland  nicht  durch  Ge- 
setze, sondern  durch  ministerielle  u.  a.  Rundschreiben  und  durch 
administrative  Anordnungen  regiert  wird.  Der  Arbeiter,  der 
stets  als  ;>schädliches  Element«  betrachtet  wird,  hat  besonders 
schwer  darunter  zu  leiden  ;  denn  jeder  Schritt,  jede  Forderung, 
jede  Bitte  wird  vom  Standpunkt  der  Politik  aus  betrachtet. 

Aber  von  einer  konsequent  durchgeführten  und  wohlbegründeten 
Arbeiterpolitik  der  Regierung  kann  weder  für. die  Vergangenheit 
noch  für  die  Gegenwart  die  Rede  sein ;  denn  es  gab  und  es 
gibt  keine  einheitliche  Idee,  keinen  einheitlichen  Plan.  Und  die 
Regierung  hielt  einen  solchen  sogar  für  überflüssig.  Glaubt  man 
den  Ausführungen  mancher  Geheimerlasse,  so  könnte  man  meinen, 
es  gäbe  in  Rußland  überhaupt  keine  moderne  Arbeiterklasse,  und 
die  Unternehmer  seien  stets  um  das  Wohl  »ihrer«  Arbeiter  be- 
sorgt. In  einem  geheimen  Rundschreiben  an  die  Fabrikinspek- 
toren lesen  wir :  »Bei  uns  in  Rußland  ist  das  patriarchalische 
Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmern  das  vor- 
herrschende, und  dies  kommt  in  vielen  Fällen  in  der  Fürsorge 
der  ersteren  für  die  letzteren  zum  Ausdruck.  Wenn  ein  solches 
Verhältnis  in  dem  Gesetz  der  Sittlichkeit  und  dem  christlichen 
Gefühl  begründet  ist,  so  besteht  keine  Notwendigkeit,  das  ge- 
schriebene Gesetz  in  Anwendung  zu  bringen«  ^).  Weiter  heißt 
es:  In  Rußland  gibt  es  glücklicherweise  keine  Arbeiterklasse  im 
westeuropäischen  Sinne,  es  gibt  auch  daher  keine  Arbeiterfrage. 
Beide  haben  bei  uns  keinen  günstigen  Nährboden,  wenn  neben 
der  Fürsorge  der  Unternehmer  für  das  Wohl  der  Arbeiter,  die 
Beamten  der  Fabrikinspektion  keine  Mühe  scheuen  werden,  um 
in  den  Arbeitern  die  Gefühle  der  Gesetzlichkeit  und  der  sittlichen 
Pflicht  wachzurufen  und  aufrecht  zu  erhalten ■'.  Worin  besteht 
aber  die  Gesetzlichkeit  und  die  sittliche  Pflicht.?  Darüber  sagt 
das  Rundschreiben  selbst:  >Die  Beamten  der  Fabrikinspektion 
i)  Aus  Oseroiu,   »Die  Politik  der  Regierung  in  der  Arbeiterfrage«,  .S.  25. 
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müssen  den  Arbeitern  klar  machen,  daß  nicht  nur  ungesetzliche 
Ansprüche,  sondern  auch  das  Bestreben,  gesetzlichen  Ansprüchen 
auf  ungesetzlichem  Wege  Geltung  zu  verschaffen,  nicht  zur  Bes- 
serung, sondern  zur  Verschlechterung  der  Lage-  der  Arbeiter 
führten,  denn  die  Regierung  kann  in  solchen  Fällen  die  Verwirk- 
lichung der  Arbeiterwünsche  nicht  zulassen,  selbst  wenn  die  Un- 
ternehmer, sei  es  aus  Herzensgüte,  sei  es  unter  dem  Einfluß  von 
Drohungen  zum  Entgegenkommen  bereit  sind«  (Geheimes  Rund- 
schreiben vom  5.  Dezember  1895  No.  24  252/5364)^).  Wir  haben 
deshalb  diese  langen  Zitate  angeführt,  weil  in  ihnen  die  Auffas- 
sung der  Regierung  in  Fragen  der  Arbeiterpolitik  ganz  enthalten 
ist,  und  im  übrigen  dasselbe  in  den  verschiedenen  Tonarten 
variiert  wird.  In  Rußland  gibt  es  sonach  keine  Arbeiterklasse 
und  folglich  auch  keine  Arbeiterfrage.  Also  kann  man  ruhig 
schlafen.  Man  braucht  nur  noch  zur  »Herzensgute-  der  Unter- 
nehmer die  > Fürsorge«  der  Fabrikinspektion  hinzuzufügen  und 
die  Arbeiterklasse  und  die  Arbeiterfrage  haben  ein  für  allemal 
»keinen  günstigen  Nährboden  . 

Wir  wollen  nur  noch  ein  recht  bemerkenswertes  geheimes 
Rundschreiben  des  Ministeriums  des  Innern  erwähnen  (No.  7587, 
vom   12.  VIII.   1897,  erst    im  Jahre   1905    außer  Kraft    gesetzt)-): 

» wobei  die  hervorstechendsten  Merkmale  dieser  Streiks 

folgende  sind  :  die  Aufstellung  gleicher  Forderungen  seitens  der 
Arbeiter,  einmütiges  Zusammenstehen  in  der  Verteidigung  ihrer 
Ansprüche,  Aufrechterhaltung  der  äußeren  Ruhe  und  Ordnung«. 
Wahrlich,  das  zwingt  zum  Nachdenken  :  gleiche  Forderungen  trotz 
Gefängnis  und  Ausweisung  und  einmütiges  Zusammenstehen 
obendrein.  Was  ist  die  Ursache  dieser  Erscheinung?  Vielleicht 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  in  denen  der  russische  Arbeiter 
sich  befindet,  und  die  ihn  nötigen,  selbst  seine  Freiheit  zu  opfern, 
um  Verbesserungen  seiner  Lage  zu  erwirken?  Nein,  antwortet 
das  Ministerium  des  Innern,  »die  Ursachen  liegen  in  der  Zuge- 
hörigkeit der  studierenden  Jugend  zu  verschiedenen  unerlaubten 
Vereinigungen  und  in  ihrem  Unterricht  an  den  Sonntagsschulen 
der  Fabriken«.     Die  Diagnose  ist  gestellt,    die  Krankheitserreger 


i)  Dieses  Rundschreiben  wurde  zuerst  im  »Orlowsky  Westnik*  veröffentlicht. 
Es  wurde  eine  Untersuchung  eingeleitet,  wer  es  der  Redaktion  zugestellt  hätte,  und 
sämtliche  Exemplare  wurden  konfisziert.  Erst  viel  später  wurde  es  von  Prof.  Ose- 
ro'i.i<  im  Archiv  des  Ministeriums  aufgefunden. 

2)  Prof.   Oseroiu,   S.  27. 
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gefunden,  es  muß  nur  noch  die  entsprechende  Medizin  verordnet 
werden.  Und  das  Ministerium  des  Innern  empfiehlt  »mit  der 
Fabrikinspektion,  der  Staatsanwaltschaft,  den  Gendarmerieobersten 
und  der  lusenbahnpolizei  in  Verbindung  zu  treten,  um  ihr  Zu- 
sammenwirken hervorzurufen  ....  Besonders  ist  die  Polizei  ver- 
pflichtet, streng  das  Erscheinen  von  Intellektuellen  in  der  Ar- 
beiterschaft zu  überwachen,  sie  sofort  zu  verhaften  und»  unver- 
züglich den  Gendarmerieverwaltungen  zu  übergeben ,  jeg- 
liche Zusammenkünfte  strengstens  zu  verfolgen  und  die  Rädelsführer 
zu  verhaften,  wenn  die  Zusammenkunft  die  Verabredung  einer 
Arbeitseinstellung  bezweckte.  Allen  Arbeitern  ist  zu  erklären, 
daß  jede  Ordnungsstörung  sofort  unterdiückt  werde,  und  daß  die 
Rädelsführer  \'erhaftet  und  ausgewiesen  würden«.  Aber  dies 
erweist  sich  nicht  immer  als  tunlich.  Die  Rädelsführer  werden 
entweder  von  der  Fabrikverwaltung  oder  von  der  Polizei  bezeich- 
net, und  zwar  geschieht  das  durchaus  willkürlich,  sodaß  eine 
große  Anzahl  von  eingeleiteten  Gerichtsverfahren  wieder  einge- 
stellt w^erden  muih,  weil  sich  keinerlei  gesetzliche  Gründe  finden 
lassen,  um  die  Bezeichneten  in  Haft  zu  behalten.  Was  tun?  Doch 
hat  das  Ministerium  auch  für  solche  Fälle  V^orsorge  getroffen : 
»Alle  Rädelsführer  müssen,  ganz  unabhängig  davon,  ob  gegen 
sie  ein  Gerichtsverfahren  eingeleitet  wird  oder  nicht,  in  Haft  be- 
halten werden  und  zwar  auf  Grund  des  »verstärkten  Schutzes«, 
die  Akten  müssen  der  Gendarmerieverwaltung  zur  Verfügung 
gestellt  werden.  Bei  vorkommenden  Streiks  wird  überhaupt  em- 
pfohlen, sämtliche  entstehenden  Angelegenheiten  auf  Grund  des 
»verstärkten  Schutzes«  zu  behandeln,  da  ein  gerichtliches  Ver- 
fahren sich  oft  wegen  des  Fehlens  der  vom  ij  1358  vorgeschrie- 
benen Merkmale  als  unmöglich  erweist.  Außerdem  ist  der  Un- 
tersuchungsrichter durch  den  betreffenden  Paragraphen  nicht 
verpflichtet,   den  Angeklagten  in  Haft  zu  behalten.« 

So  ist  der  Arbeiter  der  Willkür  von  Polizei  und  Gendarmerie 
an  allen  Orten  des  »verstärkten  Schutzes«  ausgeliefert.  Diesen 
zweifelhaften  »Schutz«  genießen  aber  fast  sämtliche  Orte  mit 
größeren  Fabriken. 

Man  muß  aber  dem  Finanzministerium  Gerechtigkeit  wider- 
fahren lassen:  es  legte  gegen  dieses  Rundschreiben  Protest  ein, 
drang  aber  damit  nicht  durch.  Wir  sehen  hier  das  Finanzmini- 
sterium in  der  Rolle  eines  Beschützers  der  Arbeiter.  Dies  ist 
umso  verwunderlicher,  als  der  Finanzminister  erst  ein  Jahr  zuvor, 
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während  des  Petersburger  Streiks,  an  den  Herrn  Iwatschenkovv 
depeschierte:  >Diese  Unruhen  kommen  für  mich  nicht  unerwartet. 
Ich  wundere  mich  nur,  daß  die  augenscheinUch  seit  längerer 
Zeit  ihr  Unwesen  treibende  Bande  von  der  Polizei  unentdeckt 
gebheben  ist.  Ich  bin  ganz  ihrer  Meinung.  Es  ist  gefährHch 
und  unmöghch,  irgend  welclie  Zugeständnisse  zu  machen.  Alle 
Rädelsführer  sind  auszuweisen«  '). 

Selbstverständlich  waren  die  Unternehmer  stets  bemüht,  die 
von  dem  Rundschreiben  geschalTene,  ihnen  so  günstige  Lage  voll 
auszunutzen.  Sie  haben  sich  so  daran  gewöhnt,  daß  auf  einer  im 
Jahre  1905  stattgefundenen  Beratung  folgender  Beschluß  gefaßt 
wurde:  »Den  Arbeitern  ist  zu  erklären,  daß,  solange  die  Arbeit 
nicht  aufgenommen  ist,  in  keinerlei  Unterhandlungen  mit  ihnen 
eingetreten  wird   . 

Das  ganze  System  dieser  Rundschreiben  war  darauf  gerichtet, 
auf  den  Fabriken  eine  »feste  Ordnung«  zu  schaffen.  Nicht  nur 
Streiks,  sondern  auch  alle  auf  Verbesserung  ihrer  Lage  abzielen- 
den Verabredungen  der  Arbeiter  wurden  geahndet.  Um  diese 
Ordnung  aufrechtzuerhalten,  wurden  in  den  Fabriken  besondere 
Spitzel  und  Polizisten  eingesetzt.  »Es  werden ■^  • —  so  schreibt  der 
}*Iinister  des  Innern,  Sipjagin,  oft  anstellige  und  intelligentere 
Schutzleute  als  Arbeiter  in  der  Fabrik  angestellt,  wo  sie  die 
Stimmung  der  Arbeiterschaft  kennen  lernen  und  im  Arbeitslohn 
eine  Belohnung  für  ihre  oft  mit  persönlicher  Gefahr  verbundene 
Tätigkeit  finden.  Doch  werden  geheime  Agenten  auch  von  der 
Gendarmerie  unterhalten,  und  da  die  Polizei-  und  Gendarmerie- 
agenten einander  nicht  kennen,  so  gibt  es  Fälle,  daß  ein  Agent 
den  andern  verhaftet«-).  Weiterhin  erfahren  wir  aus  dem  Bericht 
Sipjagins,  daß  in  den  von  ihm  besichtigten  4  Fabriken  auf  Kosten 
der  Unternehmer  234  Schutzleute  unterhalten  werden,  daß  ähn- 
lich in  Schuja  und  Guß  berittene  Schutzmannabteilungen  ge- 
schaffen sind.  Interessant  ist  die  Organisation  dieser  berittenen 
Kommandos.  Damit  die  Kosaken  sich  nicht  mit  der  einheimischen 
Bevölkerung  vermischen,  werden  meist  verheiratete  Kosaken  in 
den  Dienst  genommen,  die  zusammen  mit  ihren  Familien  wohnen. 
Den  ledigen  Kosaken  ist  es  verboten,  andere  Mädchen  als  Töch- 
ter von  Kosaken  zu  heiraten.     Die  in    den  Fabriken  arbeitenden 


1)  Brief    des  Finanzministers    vom  31./X.    1897.     ^-  9^2,    bei    Prof.    Oserow, 

S.  33- 

2)  Oscroxcj,  .S.   136. 
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Kosakenfraiien  und  niädchen  werden  \on  den  iibrii^en  Arbeiter- 
innen isoliert  und  arbeiten   in   besonderen   Abteilungen'). 

Der  Gou\erneur  Stiiimer  halt  es  für  wiuischensvvert,  »die 
Fabrikpolizei  in  eine  enge  Verbindung  nut  deiu  privaten  W'ächter- 
dienst  zu  stellen,  indem  der  Polizei  ein  gewisser  Einfluß  auf  Ein- 
stellung und  Entlassung  von  Fabrik  Wächtern  seitens  der  Fabrik- 
besitzer gewährt  wird«  ^). 

General  Pantelejew,  der  die  Gou\  ernements  Jaroslaw,  Kost- 
roma und  Wladimir  besucht  hatte,  schreibt  in  seiner  Denkschrift 
über  die  Arbeiterfrage:  »Es  ist  ebenfalls  notwendig,  die  Fabri- 
k'anten  \or  Streiks  und  willkürlichen  Ilandlungen  der  Arbeiter 
zu  schützen.  Die  ungenügende  Zahl  der  Schutzleute  in  den 
großen  Fabrikzentren  und  ihre  schwierigen  y\ufgaben  bei  der 
allgemeinen  Ueberwachung  der  Bevölkerung  nehmen  ihnen  die 
Möglichkeit,  ihre  Aufmerksamkeit  insbesondere  auf  die  Fabrik- 
arbeiterschaft zu  lenken.  Unter  diesen  Umständen  ist  die  Ueber- 
wachung der  Arbeiter  durchaus  ungenügend  und  bedarf  einer 
durchgreifenden  Reform.  Die  beste  Maßnahme  wäre  die  Bildung 
von  bewaiifneten  Fabrikpolizeikommandos,  denen  die  Aufsicht 
und  Aufrechterhaltung  der  inneren  Ordnung  in  den  Fabriken 
übertragen  werden  müßte.  Diese  Polizei  könnte  die  Stimmung 
der  Arbeiter  überwachen  und  auch  nötigenfalls  die  entstehenden 
Unruhen  mit  bewaffneter  Hand  im  Keime  ersticken.  Außerdem 
sollte  in  jedem  Industriezentrum  ein  genügend  starkes  Gendar- 
meriekommandos stationiert  sein«  '■^). 

Wie  haben  sich  die  Unternehmer  zu  allen  diesen  Maßnahmen 
der  Regierung  gestellt.'' 

Da  es  uns  aus  Raummangel  unmöglich  ist,  auch  nur  einen 
geringen  Bruchteil  des  vorhandenen  Materials  anzuführen,  begnügen 
wir  uns  damit,  ein  für  das  Verhalten  der  Unternehmer  in  der 
Arbeiterfrage  recht  charakteristisches  Moment  hervorzuheben. 
Das  Revolutionsjahr  1905  hat  auch  auf  sie  eine  gewisse  Wirkung 
ausgeübt,  und  so  haben  sie  sich  in  der  Kokowzewschen  Kom- 
mission von  1905  für  die  Abschaffung  der  gegen  die  Streiks  ge- 
richteten Strafbestimmungen  ausgesprochen.  Als  P"-rsatz  schlugen 
sie  aber  vor:  »eine  zivilrechtliche  Verantwortung  im  Falle  eines 
Kontraktbruches  einzuführen  und  sie  seitens  der  Arbeitnehmer 
durch  Vorenthaltung  eines  Teiles  von  ihrem  Lohn,  seitens  der 
Arbeitgeber  durch  das  ganze  Vermögen    zu   sichern;    ferner    den 

l)  Osero-v,    .S.    136.  2)  a.  a.  O.   S.    137.  3)  a.   a.   O.   S.   150 — 151. 
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Arbeitgebern  die  Berechtigung  zu  geben ,  im  Augenblick  der 
Entstehung  eines  Streiks  den  Vertrag  zu  lösen ,  wobei  unter 
Streiks  nicht  bloß  die  Arbeitseinstellung  sämtlicher  Arbeiter  zu 
verstehen  ist,  sondern  auch  solche  Fälle,  wo  nur  ein  Teil  der 
Arbeiter  die  Arbeit  einstellt,  wenn  dadurch  die  Arbeit  im  Betrieb 
oder  in   einer  seiner  Abteilungen  unmöglich  wird«  ^). 

Auf  diese  Weise  wollen  die  Arbeitgeber  einerseits  durch 
Vorenthaltung  eines  Teils  des  Arbeitslohnes,  andererseits  durch 
den  Lohnausfall  der  nicht-streikenden,  aber  durch  partiellen  Streik 
aus  technischen  Ursachen  zur  Arbeitseinstellung  gezwungenen 
Arbeiter  sich  schadlos  halten. 

Doch  schien  dies  den  Unternehmern  zu  wenig.  Wenn  sie 
auch  den  Strafbestimmungen  gegen  Streiks  scheinbar  ablehnend 
gegenüberstanden,  wollten  sie  doch  die  Gefängnisstrafe  für  solche 
Streiks  beibehalten  wissen,  die  infolge  plötzlicher  Arbeitseinstel- 
lung Vermögensschädigungen  zur  Folge  haben.  Wie  die  von  den 
Arbeitgebern  verfaßte  Denkschrift  erklärend  ausführt,  »sind  bei 
plötzlicher  Arbeitseinstellung  Vermögensschädigungen  nicht  nur 
infolge  der  Produktionsunterbrechung  möglich,  sondern  auch  in- 
folge des  Untauglichwerdens  der  im  Produktionsprozeß  begriffenen 
Materialien  oder  der  Maschinen,  Werkzeuge,  Einrichtungen,  wie  z.  B. 
bei  Einstellung  eines  Hüttenbetriebes  oder  bei  Beschädigung  des 
von  den  Heizern  seinem  Schicksal  überlassenen  Kessels  usw.«. 
Vor  ähnlichen  Vorkommnissen  glauben  sich  die  Petersburger 
Unternehmer  durch  Gefängnisstrafen  für  die  Schuldigen  schützen 
zu  können.  (Daß  die  Regierung  den  Unternehmerwünschen  nicht 
ablehnend  gegenübersteht,  beweist  die  Tatsache,  daß  der  Gesetz- 
entwurf darauf  eine  entsprechende  Modifikation  erfuhr.)  Das 
Widersinnige  der  Unternehmervorschläge  liegt  auf  der  Hand. 
Jeder  Streik  ist  —  nach  der  richtigen  Bemerkung  Btisclianskys 
—  ein  Gewaltakt,  eine  Kampfaktion.  Der  Gesetzgeber  muß  ihn 
im  Interesse  des  Schwächeren  sanktionieren,  denn  diesem  letzteren 
stehen  keine  vollkommeneren  Mittel  zur  Verfügung,  um  seinen 
Interessen  Geltung  zu  verschaffen.  Denn  je  größer  das  Risiko 
der  Unternehmer  bei  einem  Streik  ist,  desto  günstiger  sind  die 
Aussichten  der  Arbeiter.  Man  kann  dieses  Kampfmittel  des 
Streiks  für  unvollkommen  halten,  man  kann  glauben,  daß  in  der 
Zukunft  die  entstehenden  Streitigkeiten  auf  andere,  friedlichere 
W'eise    ausgetragen    werden,    aber   man    kann    nicht  die  Berechti- 

i)  '^^z'Sx  Buschausky,  »Gesetzeniwüife  betr.  Streiks«,  >Pravvo.:,  N.  37,  Jahr  1905. 
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gung  des  Streiks  überhaupt  anerkennen  und  zugleich  eine  Ver- 
niögensschiidigung  für  unzulässig  und  straf  bar  erklären;  denn  das 
Ziel  des  Streiks  ist  es  gerade,  die  ruhige  Produktions-  und  eben 
dadurch    Gesclüiftsabwicklung,    die    normale    Ordnung   zu    stören. 

Was  das  Argument  der  Vermögenslosigkeit  der  Arbeiter 
betrifft,  so  kann  auch  das  Vermögen  und  Eigentum  des  Unter- 
nehmers nicht  immer  Sicherheit  geben.  Das  l'^inanzministerium 
selbst  weist  ganz  richtig  darauf  hin:  Es  ist  auch  zu  beaciiten, 
daß  eine  geringe  wirtschaftliche  Siclierlieit  nicht  nur  bei  den 
Arbeitern,  sondern  manchmal  auch  bei  den  h'abrikanten  anzu- 
treffen ist.  Der  Fabrikinspektion  sind  zahlreiche  Fälle  bekannt, 
wo  ein  Mangel  an  Arbeitsmaterialien,  ihr  völliges  Fehlen,  unregel- 
mäßige Lohnauszahhmgen  durch  Insolvenz  der  Unternehmer  be- 
dingt waren.«  Doch  brauchen  diese  deswegen  das  Strafgesetzbuch 
nicht  zu  fürchten. 

Nicht  uninteressant  ist  es  auch,  jene  Maßregeln  kennen  zu 
lernen,  welche  von  den  Unternehmern  angewendet  werden,  um 
unter  der  Arbeiterschaft  ihrer  Betriebe  die  nötige  Ordnung 
aufrechtzuerhalten  ^).  Nicht  nur  wurde  in  den  Fabriken  uni- 
formierte Polizei  auf  Kosten  der  Unternehmer  unterhalten, 
sondern  letztere  stellten  oft  der  Gendarmerieverwaltung  eine  ge- 
wisse Summe  zur  Verfügung,  damit  ein  Geheimagent  zu  Infor- 
mationszwecken der  Unternehmer  dem  Betrieb  zugewiesen  werde. 
So  geht  z.  B.  aus  dem  Bericht  des  Fabrikinspektors  für  Livland 
(5.  Mai  1895,  N.  5)  hervor,  daß  in  dem  Gummiwerk  »Prowodink« 
die  Stelle  eines  Bureaugehilfen  von  einem  Polizeirevieraufseher 
besetzt  war.  Dieser  hatte  die  Straf bücher  zu  führen,  war  auch 
berechtigt,  Polizeiprotokolle  aufzusetzen  und  Verhaftungen  vorzu- 
nehmen. Außerdem  befanden  sich  auf  dem  Werk  drei  Schutz- 
leute, ebenfalls  auf  Kosten  des  Unternehmers.  Weiter  berichtet 
derselbe  Inspektor,  daß  überhaupt  viele  Werke  und  P'abriken 
auf  eigene  Kosten  Schutzleute  anstellen,  und  fügt  hinzu,  das  Pu- 
blikum sei  damit  unzufrieden,  daß  die  Fabrikbesitzer  mit  Hilfe 
von  Polizisten  die  Arbeiter  regieren.  Insgesamt  wurden  in  den 
Rigaer  P'abriken  auf  Kosten  der  Unternehmer  ^j  Schutzleute 
angestellt  (Bericht  des  Polizeidep.  vom  i.  Juli  1897,  N.  295. j 

Den  bekannten  Manufakturen  von  S.  und  W.  Morosow  sind 
Schutzleute  nicht  zuverlässig  genug,  und  so  bitten  sie  um  »Ein- 
quartierung von  mindestens  einem  Bataillon  Militär«.     Dabei  be- 

i)  Ausführlich  bei  Oserow,  S.  97 — loi. 
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rufen  sie  sich  darauf,  daß  in  Bogorodsk,  Jusowka  und  anderen 
Orten  Kosaken  einquartiert  sind.  In  der  Nikolskaja-jManufaktur 
werden  30  Schutzleute  und  ein  Pristaw  (Polizeikommissar)  auf 
Kosten  der  Aktiengesellschaft  unterhalten. 

Der  General  Pantelejew  berichtet  in  seiner  Schrift  über  die 
Arbeiterfrage :  «Vielfacli  haben  sich  Fabrikbesitzer  an  den  Gou- 
verneur mit  der  Bitte  gewandt,  in  größeren  Industriezentren 
Kosaken  einzuquartieren,  auch  haben  sie  sich  bereit  erklärt,  ihnen 
Kasernen  zu  bauen  und  ihre  Unterhaltungskosten  zu  bestreiten. 
Andere  Fabrikanten  erkennen  ebensogut  die  Notwendigkeit  solcher 
Fabrikpolizei  und  werden  nicht  zögern,  dem  Staatsfiskus  die 
nötigen  Mittel  zur  Verfügung  zu  stellen.  Bei  den  kolossalen 
Gewinnen  der  Industrie  kann  solche  Ausgabe  für  Polizeizwecke 
den  Unternehmern  kaum  schwer  fallen,  und  die  Energie  der  Be- 
hörde kann  dem   Ganzen  zum  vollen  Erfolg  verhelfen«  ^). 

Was  sind  denn  aber  schließlich  diese  Streiks,  dieses  Schrecknis 
aller  Wohlgesinnten }  Um  diese  Frage  zu  beantworten ,  werden 
wir  den  Hergang  einiger  Streiks  beschreiben,  wobei  wir  aus- 
schließlich amtliche  Quellen  benutzen  werden.  Im  Bericht  vom 
12.  Juni  1895,  N  5143  ^)  steht  zu  lesen:  In  der  Moskauer  R. -Manu- 
faktur haben  alle  Arbeiter  (20C0)  die  Arbeit  eingestellt,  indem 
sie  über  niedrigen  Arbeitslohn  klagen  und  sich  darüber  beschweren, 
daß  die  Arbeit  nicht,  laut  Fabrikordnung  um  4  Uhr  morgens, 
sondern  um  ^^/^  Uhr  beginne,  die  halbe  Stunde  werde  aber  von 
der  Fabrik  nicht  bezahlt.  P3s  wurden  Kosaken  requiriert,  auch 
der  Gouverneur  kam  und  wurde  von  der  Arbeitermenge  empfangen, 
die  ihm  entblößten  Hauptes  entgegen  ging.  Er  befahl  den  Kosaken, 
die  Menge  unter  leichtem  Gebrauch  der  Nagaicka's  (Pferde- 
peitschen) in  die  Arbeiterkaserneu  zu  dirigieren.  Um  4  Uhr 
stellten  sich  die  Kosaken  vor  der  Kaserne  auf  und  den  Arbeitern 
wurde  befohlen,  in  den  Hof  hinauszutreten.  Der  Befehl  wurde 
ruhig  ausgeführt.  Der  Gouverneur  erklärte  sodann  den  Arbeitern, 
daß  ihre  F'orderungen  nicht  bewilligt  würden,  und  befahl  ihnen, 
sofort  die  Arbeit  wieder  aufzunehmen.  Auch  diesem  Befehl 
kamen  die  Arbeiter  nach.  Am  andern  Tage  wurden  sämtliche 
Arbeiter  unter  Bewachung  \on  Kosaken  ins  Bureau  der  Fabrik 
geführt.  Jeder  Arbeiter  wurde  einer  dreifachen  Kontrolle  unter- 
worfen :  seitens  der  P'abrikverwaltung,  der  Polizei  und  der  Gen- 
darmerie.    Diejenigen,  welche  als   Aufrührer   bezeichnet    wurden, 

i)  Oserozu,  .S.   149  — 151.  2)   Bei   OseroK',  45-49. 
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erhielten  sofort  ihre  Entlassung  und  wurden  auf  der  Stelle  ver- 
haftet. Dieses  Schicksal  traf  130  Mann.  Die  übrigen  wurden 
einzeln  befragt,  ob  sie  die  Arbeit  wieder  aufnehmen  wollen.  Eine 
bejahende  Antwort  gaben  alle,  mit  Ausnahme  von  18  Arbeitern. 
Doch  weigerte  sich  die  Fabrikverwaltung,  außer  diesen  18  noch 
^^  Arbeiter  aufzunehmen.  Die  Arbeit  wurde  sodann  in  vollem 
Umfange  wieder  aufgenommen.  Zur  Feier  dieses  Ausgangs  wurde 
ein  großes  Festessen  und  -trinken  arrangiert,  wobei  auf  die  Ritte 
des  Vize-Gouverneurs  die  Soldaten  lustige  Lieder  sangen,  um 
über  das  Ungemütliche  der  Umgebung  hinwegzuhelfen.  Es  wurde 
so  viel  getrunken,  daß  z.  B.  schließlich  der  Fabrikdirektor  mit 
zerzausten  Haaren  auf  einem  Kosakenpferd  im  Hof  herumgalop- 
pierte —  vor  den  Augen  der  besiegten  Arbeiter.  Ein  Kosaken- 
ofifizier  kam  in  betrunkenem  Zustand  in  die  Wohnung  eines 
Urjadniks,  und  ohne  zu  wissen,  was  er  tat,  peitschte  er  ihn  durch. 
Ein  anderer  Offizier  lief  mit  gezogenem  Säbel  in  der  ganzen 
Fabrik  umher.«  Als  der  Fabrikinspektor  eine  solche  Meldung 
erstattete,  wurde  zwar  der  eine  Offizier  aus  dem  Dienst  entlassen, 
doch  wurde  die  vorgesetzte  Behörde  des  Fabrikinspektors  vom 
Kriegsministerium  ersucht,  »dem  Fabrikinspektor  zu  bedeuten,  er 
möge  sich  einer  ruhigeren  und  unparteilichen  Beurteilung  dessen, 
was  er  sehe,  befleißigen«.  (Meld,  des  Kriegsmin.  vom  21.  Okt. 
1895,  N  2651.)     13araufhin    wurde    der  Fabrikinspektor    entlassen. 

Der  Streik  in  der  Fabrik  Gabai  1897.  Ngch  ehe  der  Fabrik- 
inspektor kommen  konnte,  befahl  der  Moskauer  Oberpolizeihaupt- 
mann, sämtliche  Arbeiter  zu  verhaften.  Insgesamt  waren  es  1116 
Arbeiter,  darunter  262  Frauen.  Im  Gefängnis  selbst  erhielten  die 
Arbeiter  ihre  Entlassung.  (Bericht  des  Fabrikinspektors  vom 
17.  Mai   1897.     ^^J'-   1600.) 

Nur  noch  ein  Bericht  des  Fabrikinspektors   vom  Jahre  1903. 

In  der  Fabrik  \on  Mjalzew  war  die  Lage  der  Arbeiter  ge- 
radezu unbeschreiblich.  »Die  notwendigsten  Sicherheitseinrich- 
tungen fehlten,  die  meisten  Verletzten  erhielten  keine  Entschä- 
digung usw.«  Dies  alles  führte  zum  Streik.  Die  Arbeiter  baten 
den  Priester,  ihnen  einen  Eid  abzunehmen,  daß  sie  alle  zusammen- 
halten würden.  Dieser  schlug  ihnen  natürlich  ihre  Bitte  ab. 
Dann  stellten  sich  die  Arbeiter  vor  der  Kirche  auf  und  entblößten 
Hauptes,  mit  erhobener  rechter  Hand,  die  Augen  auf  das  Kirchen- 
kreuz gerichtet,  leisteten  sie  den  Schwur  selbständig.  Es  wurden 
Kosaken  requiriert,  Verhaftungen  vorgenommen  und,  der  Gewalt 
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weichend,  nahmen  die  Arbeiter  die  Arbeit  wieder  auf.  Doch 
trat  keine  vollständige  Ruhe  ein ;  denn  die  Arbeiter  konnten 
den  getanen  Schwur  nicht  vergessen.  Schließlich  schickte  der 
Vize-Gouverneur  einen  Popen,  der  den  Arbeitern  zu  beweisen 
hatte,  der  von  ihnen  geleistete  Schwur  hätte  keine  bindende 
Kraft,  sie  brauchten  sich  daher  nicht  weiter  um  ihn  zu  kümmern. 

Doch  konnten  weder  gerichtliche  Verfolgungen,  noch  die 
Willkür  der  Behörden,  noch  die  Erschießung  wehrloser,  friedlicher 
Streikender  den  Gang  der  kapitalistischen  Entwicklung  aufhalten. 
Das  Wachstum  der  Industrie,  die  Konzentration  des  Kapitals, 
die  Anhäufung  immer  größerer  Massen  von  Arbeitern  in  Groß- 
betrieben —  alles  dies  führte  zu  erhöhtem  Klassenbewußtsein 
und  größerer  Solidarität  der  Arbeiter.  Mit  jedem  Jahre  wuchs 
die  Zahl  der  Streiks,  deren  Teilnehmer  immer  zielbewußter  und 
fester  geordnet  • —  für  ihre  Interessen  eintraten.  Angesichts  des 
mit  elementarer  Gewalt  sich  äußernden  Protestes  des  Proletariats 
gegen  die  grenzenlose  Ausbeutung  ihrer  Arbeitskraft  mußte  die 
Staatsgewalt  schließlich  einsehen,  daß  die  Bekämpfung  der  Arbeiter- 
bewegung einfach  durch  Gewaltmaßnahnien  unmöglich  war. 

Und  so  macht  das  Polizeidepartement  den  Versuch ,  den 
wirtschaftlichen  Kampf  der  Arbeiter  selbst  zu  organisieren  und 
zu  leiten. 

In  seiner  bekannten  (wie  behauptet  wird,  vom  Chef  der 
Moskauer  Geheimpolizei  Subatow  verfaßten)  Denkschrift  legt  der 
Moskauer  Oberpolizeihauptmann  Trepow  die  » Philosophie <  dieser 
polizeilichen  Taktik  dar:  »Die  Erfahrung  hat  gezeigt«,  lesen  wir 
dort,  »daß  die  Kräfte  der  Intelligenten  nicht  hinreichen,  um  die 
Regierung  zu  bekämpfen,  selbst  wenn  sie  sich  mit  Sprengstofifen 
ausrüsten.  Man  muß  also  die  Massen  für  seine  Sache  gewinnen, 
aber  wie.?  Die  Agitatoren  haben  nun  damit  begonnen,  von  den 
realen  kleinen  Bedürfnissen  und  Forderungen  der  Arbeiter 
ausgehend,  eine  gefährliche  Agitation  zu  führen.  Den  Arbeitern 
ist  diese  Agitation  leicht  verständlich,  doch  hat  der  Erfolg  der 
auf  diesem  Boden  entstandenen  Streiks  eine  sehr  gefährliche  und 
schädliche  Bedeutung  für  den  Staat;  denn  sie  sind  nur  eine  Schule 
zur  politischen  Erziehung  der  Arbeiter.  Die  Erfolge  lehren  die 
Arbeiter  Selbstvertrauen,  lehren  sie  die  Praxis  des  Kampfes, 
lassen  aus  der  IMasse  fähige  Führer  hervorgehen,  überzeugen  den 
Arbeiter     von    der    Möglichkeit    und    Nützlichkeit    gemeinsamer 
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Handlungen,  von  der  Notwendigkeit  des  Klassenkampfes  usw.«  ^). 
Hieraus  folgt:  >V\'o  der  Revolutionär  sich  eingenistet  hat,  dort 
muß  auch  die  Polizei  des  Staates  sein;  was  den  Revolutionär 
beschäftigt,  muß  auch  die  Polizei  interessieren.  Vor  allem  muß 
die  Willkür  des  Arbeitgebers  beseitigt,  muß  den  Agitatoren  der 
Hoden  entrissen  und  sodann  müssen  sie  selbst  aus  dem  ihnen 
günstigen  ^blieu  entfernt  werden.  Der  gegenwärtige  Augenblick 
ist  so  besorgniserregend,  die  Tätigkeit  der  Revolutionäre  so  ge- 
wachsen, daß  für  den  Kampf  mit  diesem  Uebel  die  gemeinsame 
Arbeit  aller  Ressorts  notwendig  ist«. 

Als  unmittelbarer  Ausflufi  dieser  in  der  angeführten  Denk- 
schrift vertretenen  Anschauung  entsteht  in  Moskau,  im  Jahre  1902, 
unter  den  schützenden  Fittichen  der  Geheimpolizei  der  »Verein 
der  in  mechanischen  Werkstätten  beschäftigten  Arbeiter«.  In 
Minsk  griindet  der  Gendarmerieoberst  Wassilijew  che  »Unab- 
hängige judische  Arbeiterpartei«,  in  Odessa  entfaltet  der  Agent 
der  Geheimpolizei  Schajewitscli  eine  ähnliche  Tätigkeit. 

Die  Bemühungen  aller  dieser  Personen  waren  darauf  gerichtet, 
die  Arbeiter  nicht  nur  vom  politischen,  sondern  auch  vom  wirt- 
schaftlichen Kampf  abzulenken  und  ihre  Aufmerksamkeit  ver- 
schiedenen Formen  von  Hilfskassen,  ferner  Vorträgen  usw.  zuzu- 
wenden. Aber  dies  war  nur  die  eine  Plälfte  der  Arbeit.  Die 
andere  bestand  in  der  Entfernung  der  Revolutionäre,  an  die  nun 
mit  verdoppelter  Energie  in  allen  Städten  Rußlands  gegangen 
wurde.  Die  Verhafteten  wurden  sämtlich  nach  Moskau  gebracht, 
wo  der  Chef,  Subatow,  thronte  und  ihr  Geschick  in  die  Hand 
nahm.  Von  Moskau  aus  begann  die  Deportation  der  »Politischen« 
nach  Sibirien. 

Die  Methode  war  nicht  neu.  Doch  führten  die  objektiven 
ökonomischen  Bedingungen  und  der  gesunde  Instinkt  der  Arbeiter 
diese  letzteren  dazu,  die  von  der  Polizei  geschaffene  Organisation 
dem  wirtschaftlichen  Kampf  der  Massen  nutzbar  zu  machen. 

Das  grandiose  Finale  der  Subatow-l'2popöe  war:  der  Odessaer 
Streik  hatte  den  Zorn  des  damaligen  Ministers  Plehwe  so  heraus- 
gefordert, daß  Subatow  seine  Tätigkeit  als  »Staatsmann«  auf- 
geben mußte  und  Schajewitsch  nach  Sibirien  in  die  Verbannung 
kam.  Der  von  diesem  in  Odessa  organisierte  Verein  war  näm- 
lich der  Urheber  der  Sommerstreiks  von  1903,  die  in  einen 
Generalstreik    von    ausgeprägt    politischem    Charakter    mündeten. 

i)  Oserow,  .S.   144  — 146. 
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Der  Finanzminister  hatte  ganz  recht,  wenn  er  in  einem  Bericht 
an  den  Kaiser  behauptete,  die  Duldung  von  Arbeiterorgani- 
sationen, deren  Zweck  die  Ablenkung  der  Arbeiter  von  der 
politischen  Propaganda  war,  hätte  tatsächlich  zu  gänzlich  ent- 
gegengesetzten Resultaten  geführt  ^j. 

Dasselbe  gilt  von  der  Geschichte  der  vom  Priester  Gapon 
gegründeten  Vereine.  Die  vom  Minister  des  Innern  Plehwe  und 
dem  Metropoliten  Antonius  geschirmte  und  geförderte  »Ver- 
einigung der  St.  Petersburger  Arbeiter«,  deren  Zweck  die  Pflege 
des  russischen  Nationalgeistes  sein  sollte,  bildete  den  Ausgangs- 
punkt der  revolutionären  Ereignisse  vom  Januar   1905  '^). 

Es  ist  nicht  zu  verwundern,  wenn  die  durch  das  P'euer  und 
Wasser  der  behördliclien  Verfolgungen  gegangenen  Arbeiter  sich 
gegen  die  Regierung  selbst  wendeten,  und  daß  der  ökonomische 
Kampf  sich  eng  mit  dem  politischen  verflocht. 

Wir  können  hier  keine  Geschichte  aller  Kämpfe  der  Arbeiter 
Rußlands  schreiben,  wir  müssen  uns  darauf  beschränken,  zu  sagen, 
daß  die  letzten  Jahrzehnte  vom  doppelten  Kampf  der  Arbeiter  — 
gegen  das  Kapital  und  gegen  die  politische  Ordnung  Rußlands  — 
erfüllt  sind. 

Das  Jahr  1905  war  der  Moment  der  höchsten  Spannung  in 
diesen  Kämpfen  und  brachte  den  Arbeitermassen  Rußlands  eine 
nominelle  Koalitionsfreiheit.  Dies  ist  ein  Wendepunkt  im  Leben 
des  russischen  Proletariats,  und  deshalb  widmen  wir  der  Frage 
der  Vereinsfreiheit  ein  besonderes  Kapitel. 


III.  Die  Koalitionsfreiheit. 

Das  Manifest  vom  17.  Oktober  1905  halte  die  Regierung 
dazu  verpflichtet,  die  »unerschütterlichen  Grundlagen  der  bürger- 
lichen Freiheit<'  und  darunter  auch  das  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrecht zu  verwirklichen. 

Die  »provisorischen  Vorschriften  über  das  Vereinswesen «; 
enthalten  in  der  Hauptsache  folgende   Bestimmungen  : 

Laut  §  2  können  Vereine  ohne  behördliche  Genehmigung 
gegründet  werden.  Aber  der  §  17  bestimmt,  daß  die  Gründer 
des  Vereins  darüber  dem   Gouverneur  eine  schriftliche  Mitteilung 


i)  a.  a,  O.,  S.  239. 

2)  Siehe  Ssotnow,  Aus  der  Geschichte  der  soz.-dem.  Bewegung  in  Petersburg 
im  Jahre   1905      Byloje,    1907.  Buch  IV,  S.   31. 
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abzugeben  haben,  welche  dem  Gouvernements-  oder  Stadtrat  für 
Vereinsangelegcnheiten  weilergegeben  wnd.  Dieser  Behörde  steht 
das  Recht  zu,  den  Verein  gutzuheißen  oder  nicht,  doch  muß  sie 
ihre  Weigerung  motivieren.  Mit  andern  Worten  kann  diese  Be- 
hörde nach  ihrem  Gutdünken  die  Gründung  eines  ihr  nicht  ge- 
nelimen   Vereins  verhindern. 

Dieser  Rat  für  Vereinsangelegenliciten  besteht  laut  jj  13  aus 
dem  Gouverneur  als  Vorsitzendem,  dem  Adelsmarschall  des  Gou- 
vernements, dem  Bürgermeister  und  einem  Mitglied  des  Stadt- 
magistrats. 

Ist  die  Gründung  des  Vereins  erfolgt,  so  untersteht  seine 
Tätigkeit  der  Kontrolle  der  höchsten  Verwaltungsbehörde  jenes 
Ortes,  wo  er  seinen  Sitz  hat.  Laut  ^  34  hat  der  Gouverneur 
die  Möglichkeit,  gegen  Unregelmäßigkeiten  und  Ungesetzlichkeiten 
in  der  Tätigkeit  des  Vereins  geeignete  Maßregeln  zu  ergreifen. 
Er  hat  den  Verein  genau  zu  beobachten  und  dafür  zu  sorgen, 
daß  er  den  vom  Gesetz  und  Vereinsstatut  gestellten  Rahmen 
nicht  verläßt. 

Im  Text  des  Gesetzes  wird  auch  der  Begriff  und  das  Ziel 
der  Berufsvereine  (professionelle  Vereine,  wie  der  Ausdruck 
lautet),  bestimmt^).  §  i  des  Teils  II  lautet:  »Die  Berufsvereine 
haben  den  Zweck,  die  wirtschaftlichen  Interessen  festzustellen  und 
miteinander  inEin  klang  zubringen«.  §2  führt  weiter  aus:  »Sie 
(die  Berufsvereine)  können  sich  daher  folgende  Ziele  setzen  :  i .  Ermit- 
telung geeigneter  Maßnahmen,  um  durch  friedliches  Uebereinkommen 
oder  auf  schiedsgerichtlichem  Wege  die  aus  dem  V'ertrag  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  entstandenen  Streitigkeiten  zu 
schlichten;  2.  Festsetzung  der  Höhe  des  Arbeitslohnes  usw.«. 
Diese  Formulierung  hat  den  ausgesprochenen  Zweck,  aus  den 
Statuten  der  Berufsvereine  im  voraus  alles  zu  entfernen,  was 
ihren  Kampfcharakter  auch  nur  andeuten  könnte.  In  beiden  an- 
geführten Paragraphen  wird  direkt  betont,  das  Ziel  der  Berufs- 
vereiiie  sei  die  Herstellung  der  Interessenharmonie  zwischen  Ar- 
beit und  Kapital,  nicht  aber  der  Kampf  und  die  Vertretung  der 
Interessen  der  Arbeiter. 

Im  ersten  Entwurf  des  Vereinsgesetzes  sprach  ij  i  von  dem 
»Schutz  der  wirtschaftlichen  Interessen-;.  Der  Staatsrat  wandte 
sich  jedoch  gegen  diesen   Ausdruck:   Die  Worte    >Schutz  der  In- 

I)  Das  Gesetz  spricht  ausdrücklich  von  Vereinen,  nicht  von  Verbänden,  dies 
hat  ganz  bestimmte  Gründe,  aul'  die  wir  noch  zurückkommen. 
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teressen«,  so  führte  er  aus,  »setzen  gleichsam  eine  gewisse  Kampf- 
stelhing  voraus  und  können  leicht  die  Arbeiter  zu  der  Auffassung 
verleiten,  als  sei  der  Kampf  mit  den  Unternehmern  der  Haupt- 
zweck der  Berufsvereine«  ^).  Daher  muß  das  Woft  »Schutz«  der 
Interessen  durch  das  Wort  »Harmonie«  der  Interessen  ersetzt 
werden,  d.  h.:  die  Berufsvereine  sollen  nicht  mit  den  Unterneh- 
mern kämpfen,  sondern  bestrebt  sein,  eine  Interessenharmonie 
zwischen  ihnen  und  Arbeitern  herzustellen.  Schiedsgerichte  und 
ähnliche  den  gewerblichen  Frieden  erstrebende  Institutionen  sind 
natürlich  zweckmäßig,  aber  sie  haben  Wert  und  Bedeutung  nur 
insofern,  als  hinter  ihnen  die  Arbeiterklasse,  fest  in  Kampfver- 
bänden organisiert  steht.  Wenn  die  Berufsvereine  nur  befugt 
sind,  zu  ermitteln  und  zu  erforschen,  nicht  aber  etwas 
zu  unternehmen,  so  sind  es  nicht  d  i  e  Berufsvereine,  wie  wir  sie 
in  der  ganzen  kapitalistischen  Welt  antreffen.  »Das  nächste  und 
wesentliche  Ziel  der  nunmehr  entstehenden  Berufsvereine  soll  es 
sein,  die  Arbeiter  auf  den  Weg  zur  friedlichen  Interessenharmonie 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  hinzuweisen«  — ,  so  äußerte  sich 
der  Staatsrat  in  seiner  Stellungnahme  zum  Gesetzentwurf-). 

Das  Gesetz  unterscheidet  zwischen  Verein  und  Verband ; 
§  6  sagt  ausdrücklich:  '>Die  Vereinigung  mehrerer  Vereine  zu 
einem  Verband  ist  untersagt«.  Wenn  sich  also  Vereine  von 
Schriftsetzern,  Lithographen,  Stereotypisten  usw.  gebildet  haben, 
so  dürfen  sie  sich  nicht  zu  einem  allgemeinen  »Verband  der 
Buchdrucker<:  vereinigen.  In  den  Aeußerungen  des  Staatsrats 
finden  wir  folgende  Erklärung  des  §  6:  »Die  Vereinigung  von 
Vereinen  zu  Verbänden  kann  zu  einer  ernsten  Gefahr  für  die 
öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  werden«  ^).  Die  Interessen  der 
Arbeiter  fallen  wieder  einmal  der  Polizeiweisheit  zum   Opfer. 

Andererseits  ist  die  Bildung  von  »Filialen«,  d.  h.  Zahlstellen 
und  Ortsvereinen  des  Hauptvereins,  stark  durch  die  Bestimmung 
erschwert,  daß  sie  keine  besondere  Verwaltung  haben  dürfen. 
Darüber  sagt  der  Staatsrat:  »Wenn  der  Verein  Filialen  (d.  s.  Orts- 
vereine und  Zahlstellen.  D.  V.)  errichtet,  die  selbständig  verwaltet 
werden,  so  wird  sich  der  Verein  in  einen  Verband  verwandeln, 
Verbände  sind  aber  untersagt«  •*). 

Die  Schließung  der  Vereine  ist  dem  freien  Ermessen  der 
Verwaltungsbehörden  anheimgegeben.     §  35  bestimmt,  der  Gou- 


1)  Aus:  Dubro'Msky,   »Unsere  Vereinsfreiheit«,  S.   11   und   12. 

2)  a.  a.  O.  3)  a.  a.  O.,  S.    14.  4)  a.  a.  O.,  S.    14. 
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verncur  könne  aus  eigener  Macht\ollkomnicnlicil  die  i)rovisurisclie 
SchliclMuig  eines  Vereins  anordnen,  wenn  seine  Tätigkeit  einen 
unsittlichen  Charakter  annimmt  oder  die  ölYentUche  ( )rdnung  be- 
droht, die  endgültige  Schließung  stehe  dem  Rat  für  Vcreinsan- 
gelegenheiten  zu.  Doch  dürfen  die  Vereine  nicht  nur  infolge 
Bedrohung  der  öffentlichen  Ordnung,  sondern  auch  aus  den  ge- 
ringsten Anlässen  geschlossen  werden.  So  z.  B.  ist  der  Vorstand 
des  Vereins  \erpflichtet,  sofort  nach  seiner  Wahl  eine  Liste  der 
Vorstandsmitglieder  einzureichen  und  jede  Aenderung  in  seiner 
Zusammensetzung  der  Polizeibehörde  zu  melden.  Die  Nichtbe- 
folgung  dieser  Vorschriften  führt  zur  Schließung  des  Vereins  (>?  33), 
obwohl  man  es  ruhig  bei  einer  Geldstrafe  für  solche  Kleinigkeiten 
hätte  bewenden  lassen  können. 

AVie  gesagt,  steht  dem  Gouverneur  nur  die  provisorische 
Schließung  der  Vereine  zu,  über  die  endgültige  entscheidet  der 
Rat  für  Vereinsangelegenheiten.  Es  ist  aber  iiur  zu  leicht  ver- 
ständlich, daß  dieser  von  seiner  obersten  Behörde,  dem  Gouver- 
neur, vollkommen  abhängig  ist.  Wenn  es  aber  einmal  vorkommt, 
daß  der  Rat  sich  für  Wiedereröffnung  des  provisorisch  geschlos- 
senen Vereins  ausspricht,  so  kann  der  Gouverneur  laut  ij  39 
diesen  Beschluß  aufheben  und  die  ganze  Angelegenheit  dem 
Ministerium  des  Innern  unterbreiten,  welches  dann  die  Wieder- 
eröffnung des  Vereins  anordnen  oder  das  Ganze  an  den  Senat 
überweisen  kann. 

So  ist  zur  Schließung  eines  Vereins  in  W^irklichkeit  weder 
gerichtliche  Untersuchung  noch  gerichtliches  Urteil  noch  Spruch 
eines  Beamtenkollegiums  erforderlich,  die  Meinung  des  Gouver- 
neurs, die  Tätigkeit  des  Vereins  habe  eine  unsittliche  Richtung 
angenommen  oder  sie  bedrohe  die  öffentliche  Ordnung,  genügt, 
um  dem  Verein  das  Lebenslicht  auszublasen.  Der  Staatsrat  be- 
gründet die  Nichthinzuziehung  des  Gerichts  in  Sachen  der  Schlies- 
sung oder  Eröffnung  eines  Vereins  folgendermaßen:  »Bei  der 
Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  Verein  geschlossen  oder  wieder- 
geöffnet werden  soll,  darf  man  sich  nicht  mit  der  Feststellung 
begnügen,  ob  den  Bestimmungen  des  Vereinsstatutes  Genüge 
getan  worden  ist  oder  nicht,  sondern  man  muß  sich  von  Er- 
wägungen der  Zweckmäßigkeit  und  der  Uebereinstimmung  der 
Vereinstätigkeit  mit  Staatsinteressen  und  Anforderungen  der  öffent- 
lichen Ordnung  leiten    lassen.     Jedes  richtig    funktionierende  Ge- 
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rieht  muß  sich  aber  nur  am  Sinn  und  Wortlaut  des  Gesetzes 
halten  <  i). 

Uns  dünkt,  als  wenn  es  gerade  deshalb  geraten  ist,  die  vom 
Verein  begangenen  Ürdnungs-  und  Gesetzesverletr.ungen  dem  Ge- 
richt zu  überweisen,  damit  dieses  dem  Sinn  des  Gesetzes  gemäß 
sein  Urteil  fälle.  Da  es  aber  nach  der  Meinung  des  Staatsrates 
notwendig  ist,  sich  von  Gründen  der  Zweckmäßigkeit  leiten  zu 
lassen,  und  da  das  Gericht  diesen  offenbar  unzugänglich  ist,  so 
ist  es  besser,  das  Ganze  dem  Gouverneur  zu  übergeben,  er  wird 
schon  wissen,  was  zweckmäßig  ist.  Weiter  führt  der  Staatsrat 
aus:  »In  der  Praxis  wird  es  zweifellos  Fälle  geben,  wo  der  Verein 
infolge  seiner  allgemeinen  unsittlichen  Tendenz  wird  geschlossen 
werden  müssen,  obwohl  seine  Tätigkeit  mit  keinem  Paragraphen 
des  Strafgesetzbuches  unmittelbar  in  Widerspruch  gerät«. 

Wer  ist  aber  der  höchste  Richter  über  Sittlichkeit  und  Un- 
sittlichkeit.'*  Natürlich  der  Gouverneur.  »Doch  ebensowenig«, 
schreibt  weiter  der  Staatsrat,  »kann  im  Gesetz  selbst  genau  be- 
zeichnet werden,  was  unter  Handlungen  und  Zwecken,  welche 
die  öffentliche  Sicherheit  bedrohen^  zu  verstehen  ist.  Keinerlei 
Ergänzungen  des  Gesetzes  vermögen  es,  sie  im  voraus  genau 
zu  bestimmen.  So  kann  die  Tätigkeit  eines  Vereins,  von  diesem 
Standpunkt  aus  betrachtet,  selbst  dann  schädlich  sein,  wenn  sie 
sich  genau  im  Rahmen  des  Statuts  hält;  dies  wird  z.  B.  der 
Fall  sein,  wenn  in  der  Stadt  sich  -eine  politische  Bewegung  be- 
merkbar macht,  ohne  daß  sie  sich  noch  in  offenen  Unruhen  und 
Streiks  geäußert  hat«  ^). 

In  der  Tat:  kann  denn  das  Gesetz  feststellen,  was  eine  po- 
litische Bewegimg  ist,  welche  sich  weder  in  Unruhen,  noch  in 
Streiks  äußert.?*  Am  besten  überläßt  man  es  dem  Gouverneur 
zu  bestiiumen,  wo  und  wann  eine  politische  Bewegung  vorhan- 
den ist. 

Dies  ist  das  Wesentliche  aus  dem  Inhalt  des  Vereinsgesetzes. 
Sein  eigentliches  Wesen  hat  der  Prof.  Kaminka  sehr  treffend 
gekennzeichnet.  '>Der  Grundgedanke  dieses  gesetzgeberischen 
Aktes  besteht  darin,  den  Schein  der  Vereinsfreiheit  hervorzurufen, 
dabei  aber  in  Wirklichkeit  jenes  System  der  behördlichen  Bevor- 
mundung und  Willkür,  das  bisher  geherrscht  hatte,  ungebrochen 
weiter  aufrechtzuerhalten«^).  In  demselben  Artikel  gibt  Prof. 
Kaminka  seiner  Verwunderung  und  Entrüstung  darüber  Ausdruck, 

i)  a.  a.  O.   S.   7.  2)  a.  a.  O.  S.  9.  3)   »Prawo«,   1906,  S.   867. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.    Ergänzungsheft  39.  C 
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daß  die  Regierung  es  wagt,  zwei  Monate  vor  dem  Zusammentritt 
der  Duma  j'provisorische  X^jischriften«  7,u  erlassen :  »Jetzt,  wo 
der  Zeitpunkt  des  Zusaniincntritts  der  Duma  bereits  feststeht, 
ist  es  schwer,  irgendweiche  ernsten  Argumente  zugunsten  der 
Regierung  anzuführen,  die  es  für  angebracht  gelialten  hat,  vom 
klaren  Wortlaut  des  Gesetzes  abzuweichen,  welches  gestattet,  nur 
auf  eine,  in  ihm  selbst  bestimmte  Dauer  ohne  die  Mitwirkung 
der  Duma  gesetzliche  Vorschriften  zu  erlassen«^).  Seitdem  sind 
kaum  vier  Jahre  verflossen,  und  in  der  Duma  wird  die  Regierung 
über  Nicht-Einhaltung  der  von  ihr  selbst  erlassenen  ^provisorischen 
Vorschriften«   interpelliert. 

Doch  im  Vergleich  zu  seiner  praktischen  Anwendung  ist  das 
Vereinsgesetz  selbst  beinahe  noch  ideal  zu  nennen.  Wir  denken 
selbstredend  auch  nicht  entfernt  daran,  dieses  Thema  ganz  aus- 
zuschöpfen, aber  wir  wollen  wenigstens  das  am  meisten  die  Praxis 
des   Gesetzes  Kennzeichnende  hier  anführen. 

Wir  haben  bereits  in  einem  andern  Zusammenhang  erwähnt, 
daß  in  Rußland  vor  allem  die  behördlichen  Auslegungen  des  Ge- 
setzes wichtig  sind.  Ein  Rundschreiben  des  Polizeidepartements 
vom  lO.  V.  1907,  Nr.  72  182,  betrifft  das  Vereinsgesetz.  Leider 
ist  der  Text  des  Rundschreibens  unbekannt  geblieben,  aber  wir 
erfahren  einiges  über  seinen  Inhalt  aus  einem  Rundschreiben  des 
Gouverneurs  von  Nischni-Nowgorod,  der  sich  darauf  beruft. 
Dort  lesen  wir:  »In  letzter  Zeit  macht  sich  überall  eine  starke 
Entwicklung  von  Arbeiter-Berufsvereinen  bemerkbar.  Ihren  An- 
fang haben  sie  im  Jahre  1905  von  der  geheimen  sozialdemokra- 
tischen Arbeiterpartei  Rußlands  genommen.  .  .  .  Infolge  der  be- 
sonders angestrengten  Tätigkeit  dieser  Partei  nehmen  die  Berufs- 
vereine einen  ganz  bestimmten  Charakter  sozialdemokratischer 
Organisationen  an  und  sind  daher  für  die  staatliche  Ordnung  im 
höchsten  Maße  gefährlich.  Dies  führt  zur  Notwendigkeit,  ihre 
Mitgliedschaft  und  ihre  Tätigkeit  einer  aufmerksamen  und  scharfen 
Beobachtung  zu  unterwerfen  und  ihre  Legalisation  erst  dann  zu 
gestatten,  wenn  einwandfrei  festgestellt  ist,  daß  sie  in  keinerlei 
Verbindung  mit  den  sozialdemokratischen  Gruppen  stehn.  Dies 
teile  ich,  im  Anschluß  an  ein  Rundschreiben  des  Polizeideparte- 
ments, allen  mir  unterstellten  Polizeibehörden  zur  Kenntnisnahme 
und  Befolgung    mit    und  fordere  sie  gleichzeitig  auf,  alle  in  poli- 

i)  a.  a.  O.  S.  866. 
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tischer  Hinsicht  unzuverlässigen  Personen  aufs  strengste  zu  über- 
wachen« 1). 

Wir  halten  es  für  unnötig,  auf  diese  Sätze  einzugehen.  Wir 
wollen  nur  auf  dieses  neue  Merkmal  zur  Beurteilung  der  Berufs- 
vereine hinweisen:  das  Vorhandensein  oder  das  Fehlen  von  Ver- 
bindungen mit  sozialdemokratischen  Elementen.  Es  ist  leicht  zu 
begreifen,  was  für  ein  Spielraum  hier  der  polizeilichen  Willkür 
gelassen  ist. 

Der  General-Gouverneur  von  Krementschug  ist  der  Sache 
mehr  auf  den  Grund  gegangen  als  sein  Kollege  von  Nischni- 
Nowgorod.  Aus  Anlaß  eines  Ersuchens  um  Zulassung  eines  Be- 
rufsvereins erließ  er  einen  Ukas,  worin  er  meint:  »Solche  Ge- 
suche sind  nur  IModesache.  Diese  Mode  hat  leider  in  letzter 
Zeit  den  gesunden  Verstand  vieler  russischer  Bürger  verwirrt.  . . . 
Indem  ich  die  Gründung  solcher  Vereine  für  durchaus  unzeitge- 
mäß halte,  erkläre  ich  den  Bittstellern,  ■  daß  ihrem  Gesuche 
auf  die  Dauer  des  Kriegszustandes  nicht  entsprochen  werden 
kann«  ^). 

Der  General-Gouverneur  von  Nikolajew  beantwortete  ein 
Gesuch  um  Zulassung  eines  Berufsvereins  folgendermaßen:  »An- 
gesichts der  schädlichen  Tendenz  der  Berufsvereine  überhaupt 
erkläre  ich  ihre  Bildung  gegenwärtig  für  unzulässig«  ^). 

An  manchen  Orten  werden  solche  klaren  Bescheide  durch 
Verschleppungstaktik  ersetzt.  Von  dem  Petersburger  Gouverne- 
mentsrat bestätigte  Statute  sind  vom  Petersburger  Stadtrat  nicht 
genehmigt  worden,  und  erst  nach  Einmischung  des  zuständigen 
Ministers  ist  die  Einheit  der  staatlichen  Macht  in  den  Grenzen 
eines   Gouvernements  hergestellt  worden  *). 

In  Poltawa  ist  die  Genehmigung  zur  Eröffnung  einer  Buch- 
druckergewerkschaft mit  dieser  Begründung  versagt  worden : 
»Das  Statut  ist  zwar  gesetzmäßig,  aber  die  Buchdrucker  sind  un- 
ruhige Leute«  ^). 

Der  Polizeihauptmann  in  Rostow  a.D.  erklärt  geradezu  :  »Vom 
Gesetz  des  4.  März  weiß  ich  nichts,  will  auch  nichts  davon  wissen. 


i)  »Ryetsch«,    1907,  N.   136. 

2)  Grinetoitsch,   »Gewerkschaftsbewegung  in  Rußland«,  S.  87. 

3)  a.  a.  O.  S.  87. 

4)  a.  a.   S.   88—89. 

5)  a.  a.  O.  S.  89. 

5* 
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Solche  revolutionäre  Ausdrücke  wie  > Organisationsbureau «^  dulde 
ich   nicht«  ^). 

Zum  Schluß  noch  einige  Tatsachen,  die  von  Vertretern  ver- 
schiedener Parteien  in  der  Duma  bei  Besprechung  der  bereits 
erwähnten  Interpellationen  angeführt  worden  sind. 

Dem  Petersburger  Berufsverein  der  Glaser  ist  seine  Regist- 
rierung versagt  worden,  weil  es  im  §  i  des  Statuts  hieß:  »Der 
Verein  hat  den  Zweck,  die  sittliche  und  geistige  Entwicklung 
seiner  Mitglieder  zu   fördern«  ^). 

Der  Gouverneur  von  Kostroma  hat  die  Schließung  eines 
Berufsvereins  nur  deshalb  angeordnet,  weil  sein  Sekretär  akade- 
misch gebildet  und  »folglich«  Sozialdemokrat  sei^).  Der  Berufs- 
verein der  im  Jurjew-Werk  beschäftigten  Arbeiter  ist  mit  folgen- 
der Begründung  geschlossen  worden:  >Der  Verein  hat  die  Tätigkeit 
seiner  Mitglieder  nicht  überwacht  und  war  nicht  genügend  patrio- 
tisch gesinnt«  '^).  Sehr  oft  werden  in  den  Bureaus  der  Vereine 
Haussuchungen  vorgenommen  und  die  ganze  Buchführung  be- 
schlagnahmt, so  daß  der  Vereinsvorstand  außer  Stande  ist,  an 
den  Eabrikinspektor  den  gesetzmäßigen  Bericht  zu  erstatten.  In 
Jekaterinoslaw  sind  aber  25  Berufsvereine  wegen  Nicht-Erstattung 
des  Berichts  geschlossen  worden  ■''). 

In  Amur  und  Nischne-Dneprovvsk  besaß  der  Metallarbeiter- 
verein eine  kleine  Bibliothek.  Auf  Befehl  der  Gendarmeriever- 
waltung wurde  dieselbe  konfisziert,  darunter  Werke  von  Dosto- 
jewsky,  Gorki,  Tolstoj,  Turgenjew  und  sämtliche  Klassiker  der 
russischen  Literatur''). 

Dies  ist  das  traurige  —  wenn  auch  nur  unvollständige  Bild 
der  Drangsalierungen  der  Berufsvereine  in  ihren  wirtschaftlichen  und 
kulturellen  Bestrebungen. 

Leicht  begreiflich  ist  es,  daß  unter  diesen  Umständen  die 
Berufsvereine  rasch  an  Mitgliederzahl  einbüßen,  und  daß  die  Ar- 
beiter bald  die  Versuche  zu  ihrer  weiteren  Bildung  aufgeben. 

Im  Jahre  1907  gab  es  652  Berufsvereine  mit  245  555  Mit- 
gliedern'),   im    Jahre    1908    236    Berufsvereine   mit    103000  Mit- 


i)  a.  a,  O.  S,  90. 

3)  Stenographische  Berichte  der  Dumasitzungen,  Beilage  zu  f/^ossija«,  N.    12 17 
und   1225. 

3)  a.  a.  O.  4)  a.  a.  O. 

5)  a.  a.  O.  6)  a.  a.  O. 

7)  Grinewitsch,  S.  285. 
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gliedern,    am  Ende    des  Jahres    1909   199    Berufsvereine   mit  nur 
37000  Mitgliedern^). 

So  ist  die  »Verwirklichung  der  unerschütterlichen  bürgerlichen 
Freiheiten«,  wie  es  im  Manifest  des  17.  Oktober  1905  heißt, 
noch  eine  Sache  der  Zukunft;  bis  dahin  muß  der  Arbeiter  noch 
mit  seinen  alten,  illegalen  Waffen  kämpfen. 

i)  »Rossija«,  Stenogr.  Bericht  N.  1217,  S.  383.  Die  Zahlen  für  die  beiden 
letzten  Jahre  sind  den  amtlichen  Berichten  der  Fabrikinspektoren  entnommen. 
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Zweiter    Teil. 

Die  den  physischen  und  moralischen  Wohlstand  der 
Arbeiter   regulierenden   Gesetze. 

I.   Der  Arbeitstag. 

Auf  keinem  Gebiet  kommt  die  Abhängigkeit  der  Arbeiter 
von  den  Unternehmern  so  deutHch  zum  Ausdruck,  wie  auf  dem 
des  Arbeitstages.  In  jeder  industriellen  Unternehmung  wird  eine 
für  alle  Arbeiter  gleiche  Arbeitsdauer  festgesetzt  —  der  einzelne 
Arbeiter  hat  gar  keinen  Einfluß  auf  ihre  Aenderung  aus  irgend 
welchen  individuellen  Gründen. 

Vielleicht  hätten  manche  Arbeiter  gern  auf  einen  Teil  ihres 
Arbeitslohnes  verzichtet,  um  dagegen  die  Dauer  der  übermäßigen 
Arbeit,  die  den  Arbeiter  körperlich  zerrüttet  und  geistig  ab- 
stumpft, zu  verkürzen.  Aber  sie  sind  gezwungen,  sich  den  im 
Betrieb  für  Arbeitszeit  geltenden  Normen  zu  unterwerfen. 

Wohl  steht  den  Arbeitern  die  Wahl  frei,  auf  die  Arbeitsbe- 
dingungen einzugehen  oder  nicht,  aber  wir  haben  bereits  gesehen, 
daß  diese  Freiheit  eine  bloße  Fiktion  ist.  Die  Furcht  vor  der  Arbeits- 
losigkeit zwingt  ihn,  sich  allem  zu  unterwerfen.  So  kann  auch 
bei  der  kapitalistischen  Produktion  die  Arbeitszeit  bis  an  die 
Grenzen  der  Arbeitsfähigkeit  des  Arbeiters  steigen. 

Wenn  auch  der  eine  Teil  der  Unternehmer  in  eine  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  einwilligt,  so  bleibt  immer  ein  anderer 
Teil,  der  sich  dem  widersetzt.  Und  gerade  hier  muß  der  Staat 
eingreifen,  indem  er  auf  gesetzgeberischem  Wege  die  Arbeits- 
zeit regelt. 

Ist  dies  für  sämtliche  Arbeiterkategorien  richtig,  so  gilt  es 
insbesondere  für  Frauen-  und  Kinderarbeit.  Durch  die  Not  und 
den    Willen    der    Personen,    von    denen    sie    abhängig    sind,    zur 
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Lohnarbeit  gezwungen,  sind  Frauen  und  Kinder  außer  stände,  sich 
vor  übermäßiger  Arbeitsdauer  zu  schützen.  Fehlt  eine  ent- 
sprechende Gesetzgebung,  so  kennt  die  Ausbeutung  ihrer  Arbeits- 
kraft, wie  die  Geschichte  zeigt,  keine  SchrankeTi.  Sie  bedürfen 
aber  noch  eines  besonderen,  größeren  Schutzes,  da  die  gesund- 
heitsschädhchen  Wirkungen  der  Fabrikarbeit  ihnen  viel  verhäng- 
nisvoller werden  als  den  erwachsenen  männlichen  Arbeitern. 
Die  Frauen-  und  Kinderarbeit  wird  darum  in  sämtlichen  euro- 
päischen Staaten  durch  eigene  Gesetze  geregelt. 

In  Rußland  findet  sich  die  Arbeitszeit  der  Lohnarbeiter 
durch  folgende  Gesetze  reguliert:  i.  Das  Gesetz  von  1882  be- 
schränkt die  Arbeitszeit  der  Jugendlichen;  2.  das  Gesetz  von 
1885  betrift"t  die  Nachtarbeit  von  Frauen  und  Jugendlichen;  3.  das 
Gesetz  vom  2.  Juni  1897  beschränkt  die  Arbeitszeit  der  er- 
wachsenen männlichen   Arbeiter. 

Gehen  wir  nunmehr  zur  Betrachtung  dieser  drei  Gesetze  in 
der  Reihenfolge  ihres  Erscheinens  über,  nachdem  zuvor  noch 
Einiges  über  die  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  Rußland  nachge- 
tragen worden  ist. 

Die  Nachrichten  über  Kinderarbeit  sind  sehr  spärlich.  Dies 
bestätigen  die  Fabrikinspektoren  selbst,  indem  z.  B.  der  Fabrik- 
inspektor von  Woronesch  schreibt,  er  habe  im  Laufe  eines  Jahres 
nur  841  Betriebe  oder  nur  7  °/o  der  Gesamtzahl  revidiert^).  Es 
ist  daher  leicht  zu  begreifen,  daß-  unsere  Daten  die  Wirklichkeit 
nur  unvollständig  wiedergeben.  Aber  auch  sie  genügen  voll- 
auf, um  die  Notwendigkeit  eines  gesetzlichen  Schutzes  zu  be- 
weisen. 

>Es  hat  sich  aus  mancherlei  Gründen  als  unmöglich  er- 
wiesen«, schreibt  derselbe  Inspektor  bereits  nach  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  vom  2.  Juni,  »die  Zahl  der  Kinder  in  den 
im  Jahre  1884  revidierten  Fabriken  festzustellen,  doch  scheint 
sich  aus  den  Nachforschungen  zu  ergeben,  daß  unter  Einwirkung 
des  Gesetzes  von  1882,  welches  ihre  Beschäftigung  mit  bestimmten 
schädlichen  Arbeiten  verbietet,  mindestens  1500  Kinder  beiderlei 
Geschlechts  aus  den  Fabriken  entfernt  worden  sind«  '^).  Bei  den 
Revisionen  selbst  sind  im  Bezirk  dieses  Inspektors  2109  Kinder 
männlichen  und  1042  weiblichen  Geschlechts  festgestellt  worden, 
die  in  Fabriken  arbeiteten.    Rechnet  man  die  1500  ausgeschiedenen 

1)  Fabrikinspektionsbericht  für  Woronesch   im  Jahre    1885,  S.  9. 

2)  a.  a.  O.  S.    15. 
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Kinder  hinzu,  so  ergibt  sich  die  Zahl  von  4651  Jugendlichen  fiir 
die  Zeit  vor  dem  betreffenden  Gesetz. 

Hier  einige  Schilderungen  der  Arbeitsbedingungen  der  Kinder 
(aus  demselben  Bericht).  »In  den  Wollwäschereien  währt  die 
Arbeit  gewöhnlich  vom  Mai  bis  zum  Spätherbst  und  richtet  sich  bei 
gutem  Wetter  nach  der  Sonne,  bei  schlechtem  Wetter  nach  den 
Anordnungen  des  Meisters  oder  Fabrikbesitzers.  In  den  am  Fluß 
Woronesch  liegenden  Wollwäschereien  beginnt  die  Arbeit  vor 
Sonnenaufgang,  um  2  Uhr  morgens,  und  endet  vmi  9 — 10  Uhr 
abends,  die  Dauer  des  Arbeitstages  ist  somit  19 — 20  Stunden. 
Vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  über  Kinderarbeit  waren  die 
Kinder,  zumeist  Mädchen,  den  ganzen  Sommer  iiber  ihres  Schlafes 
beraubt«  ^).  »In  den  Mattenfabriken  arbeiten  oft  ganze  Familien. 
In  der  Mattenfabrik  in  Orel  sind  Kinder  von  10 — 15  Jahren  ange- 
troffen worden,  deren  Arbeit  in  der  Herrichtung  des  Bastes  be- 
stand.« Die  Arbeiter  haben  im  Laufe  des  Tages  eine  bestimmte 
Zahl  von  Matten  anzufertigen,  »um  sie  fertigzustellen  sind  min- 
destens 18  Stunden  Arbeit  erforderlich,  wobei  die  Hilfe  von 
Kindern  unentbehrlich  ist.  Die  Kinder  erhalten  außer  der  Kost 
keinerlei  Lohn«  ^).  »In  den  Zündholzfabriken  bekamen  die  Kinder 
10  Kopeken  Arbeitslohn  für  jede  Kiste  (keine  Verpflegung).  In 
einer  Kiste  sind  400  Schachteln,  in  einer  Schachtel  150  Zünd- 
hölzer enthalten;  um  also  10  Kopeken  zu  verdienen,  muß  das 
Kind  62000  Zündhölzer  in  400  Schachteln  und  diese  wieder  in 
eine  Kiste  verpacken,  muß  sich  aus  diesen  lo  Kopeken  selbst 
beköstigen  und  läuft  obendrein  Gefahr,  sich  eine  Phosphorver- 
giftung zuzuziehen«  ^). 

Ein  ebenso  trübes  Bild  entwirft  der  Fabrikinspektor  für 
Charkow.  Von  den  von  ihm  zusammengestellten  Tabellen  über 
die  Verbreitung  der  Kinderarbeit  im  Charkower  Distrikt  führen 
wir  folgende  an:        (Siehe  Tabelle  S.  73.) 

Diese  Tabelle  zeigt  deutlich  die  Verbreitung  der  Kinderarbeit 
vor  1882.  »Die  Gesamtzahl  der  Kinder  in  den  von  mir  revi- 
dierten Fabriken  beträgt  3325,  1879  männliche  und  1446  weib- 
liche«*). Diese  Angabe  bezieht  sich  jedoch  auf  eine  Zeit  nach 
dem  Gesetz  von  1882,  folglich  war  die  Zahl  der  beschäftigten 
Kinder  vorher  bedeutend  höher.     Wie  wir  später  sehen   werden, 


i)  a.  a.  O.  S.  25.  2)  a.  a.  O.  S.  27.  3)  a.  a.  O.  S.  28. 

4)  Swjatlowsky,  Der  Fabrikarbeiter,  S.   17. 
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Zahl  der  Knaben      Zahl  d.  Mädchen     Zahl    der  Kinder 


in  ^/q  dei 

1" 

in 

0/0  der 

in  %  der 

Gesamtzahl 

der 

Gesamtzahl  der 

Gesamtzahl  der 

beschäft.  Kinder 

besch 

äft.   Kinder 

•■         Arbeiter 

Tuchweberei 

70,4 

29,6 

18,5 

Strnmpfwirkerei 

70,0 

30,0 

41,6 

Weberei 

88,0 

12,0 

34.6 

Zigare  ttenpapierfabrikation 

16,6 

83>4 

29,0 

Tabakindustrie 

31.5 

68,5 

34.1 

Glasindustrie 

71,6 

28,4 

49.1 

Zündholzindustrie 

53,0 

47.0 

49.4 

Buchdruckgewerbe 

100,0 

0,0 

23.5 

hat  das  Gesetz  eine  Verringerung  der  Zahl  der  beschäftigten 
Kinder  beinahe  tun  die  Hälfte  herbeigeführt. 

Ueber  die  Lage  der  Kinder  in  den  Fabriken  des  Charkower 
Distrikts  äußert  sich  Szvjatloivsky.  »Indem  ich  nunmehr  zusammen- 
fasse, mufi  ich  ganz  objektiv  sagen,  daß  die  gesamte  Zündholz- 
industrie des  Kreises  Nowosybkow  früher  auf  der  rücksichts- 
losesten Ausbeutung  von  Gesundheit,  Leben  und  Arbeit  der 
Kinder  beruht  hat  und  jetzt  auf  derjenigen  von  halberwachsenen 
Arbeitern  und  Frauen  beruht«  ^j.  »In  den  Tuchfabriken  arbeiten 
die  Kinder  meistens  als  Handlanger  der  Kammscherer.  Diese 
Arbeit  ist  sehr  ermüdend,  einförmig  und  oft  geradezu  gefährlich. 
Vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  haben  sie  an  noch  gefähr- 
licheren Kammaschinen  gearbeitet.«  "  »In  den  Glasbläsereien  sehen 
die  Kinder  äußerst  erschöpft  aus.  Die  Arbeit  an  der  glühenden 
Glasmasse  ist  so  schwer,  daß  selbst  Erwachsene  kaum  imstande 
sind,  sie  zu  ertragen.  Und  gerade  hier  sind  die  Jugendlichen 
als  Hanalanger  der  Meister  beschäftigt.« 

Von  größter  Wichtigkeit  ist  die  Verteilung  der  Arbeitszeit 
zwischen  den  Arbeitern  verschiedenen  Alters  und  Geschlechts. 
Wir  entnehmen  daher  einige  interessante  Angaben  einer  von 
yansc/uil  zusammengestellten  Tabelle  für  den  Moskauer  Distrikt. 
Doch  vorher  hören  wir  Janschiih  Angaben  über  die  Menge  der 
von  Kindern  zu  leistenden  Arbeit:  ;>Als  allgemeine  Regel  für  die 
von  mir  revidierten  und  —  ich  kann  wohl  sagen  —  sämtliche 
Fabriken  des  Gouvernements  Moskau  gilt  das  Fehlen  jeglichen 
Unterschieds  zwischen  erwachsenen  Arbeitern  und  Kindern,  was 
die  Länge  der  Arbeitszeit  und   die  Verteilung  der  Schichten    an- 

i)  a.  a.  O.   S.   28. 
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betrifft«  ^).     Die  angeführte  Tabelle  enthält  daher  keine  Scheidung 
nach  Alter  oder  Geschlecht. 

Dauer  der  Arbeitszeil  in  Stunden 
Tagesarbeit    ohne        Tages-   und  Nachtarbeit  mit 
Schichtwechsel 
Tagesschicht  Nachtschicht 


Schichtwechsel 

Baumwollspinnerei 

13-1372 

Weberei 

1272-13 

Tuchfabrikation 

13—15 

Mattenfabrikation 

18 

Chemische  und  Lackiii 

idustrie 

13 

Zündholzindustrie 

12  — 13V2 

Tapetenindustrie 

13-1372 

Glasindustrie 

13 

Maschinenbau 

11'/,— 12 

13- 


12-  13'/... 


9-II 


12 

-     ') 


Diese  Tabelle  gibt  hinreichende  Gründe  zur  Annahme,  daß 
im  Moskauer  Distrikt  die  tägliche  Arbeitszeit  durchschnittlich 
12  Stunden  übersteigt.  Zu  berücksichtigen  ist,  daß  die  Tabelle 
die  effektive  Arbeitszeit,  ohne  Pausen,  angibt.  Rechnet  man 
diese  hinzu,  so  verlängert  sich  der  Arbeitstag  noch  um  etwa 
I  72  Stunden. 

Ein  anderer  Beobachter  der  Fabrikzustände,  Prof.  Erisman^ 
sagt  in  seinem  Bericht  an  das  Moskauer  Semstwo :  »Nicht  minder 
deutlich  sichtbar  sind  die  P^olgen  übermäßiger  Arbeit  an  den  in 
kleinen  Posamentenfabriken,  Webereien  usw.  beschäftigten  Kin- 
dern. Obwohl  die  Nachtarbeit  nicht  üblich  ist,  so  sind  doch  die 
Kinder  von  5  Uhr  früh  bis  9  Uhr  abends,  mit  kleinen  Pausen  für 
Frühstück  und  Mittagessen,  beschäftigt.  Die  blasse  Gesichtsfarbe, 
die  schwachen  Muskeln,  die  schlechte  physische  Entwicklung 
dieser  Kinder  springt  in  die  Augen.  Selbstverständlich  kann 
bei  solchen  Arbeitsbedingungen  von  einem  Schulbesuch  keine 
Rede  sein«  ^). 

Der  Korrespondent  der  Zeitung  »Russkija  Wjedomosti« 
schreibt  aus  Serpuchow:  »Die  Lage  der  Kinder,  die  zur  schweren 
izstündigen  Arbeit  in  den  hiesigen  Fabriken  gezwungen  sind, 
ist  eine  höchst  traurige.  Diese  ausgemergelten,  blassen  Wesen 
mit  den  entzündeten  Augen  gehen  physisch  und  moralisch  zu 
Grunde.     Und  dabei   bildet    diese  jugendliche  Arbeitskraft    einen 


i)  Jauschul,  S.  34. 

2)  Jaiischul.     Skizzen  und  Schilderungen,  S.   132. 
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recht  bedeutenden  Teil  der  Gesamtarbeiterschaft;  so  arbeiten 
allein  auf  der  Fabrik  Kouschin  bis  zu  400  Kinder«  1). 

Wir  haben  bereits  hervorgehoben,  daß  Kinder,  Frauen  und 
erwachsene  Männer  dieselbe  Arbeitsdauer  haben  uncl  unterschieds- 
los Nachtarbeit  leisten. 

Aus  den  äußerst  interessanten,  1430  Fabriken  des  Moskauer 
Kreises  betreffenden  Ermittelungen  des  Prof.  Issajew  ergibt  sich, 
»daß  durchschnittlich  die  Frauen  etwa  20 ''/o,  die  Kinder  i^^j'i^jo 
der  Gesamtarbeiterschaft  dieser  Fabriken  bilden.  Dabei  werden 
Kinder  jeglichen  Alters,  schon  von  8  Jahren  ab,  eingestellt,  ohne 
daß  dabei  ihr  Gesundheitszustand  berücksichtigt  wird,  und  sie 
müssen  genau  so  viel  arbeiten  wie  die  Erwachsenen,  12,  14 
Stunden  und  mehr,  sowohl  bei  Tag  als  auch  in  der  Nacht«  ^). 
»In  der  Baumwollspinnerei  von  Lapin  werden  Kinder  von  8  Jahren 
eingestellt  und  arbeiten  12  Stunden  täglich.  In  der  Weberei  von 
Rjeschetnikow  arbeiten  8-jährige  Kinder  13  Stunden  täglich.  In 
der  F'abrik  von  Tschernyschevv  w^erden  Kinder  erst  mit  10  Jahren 
aufgenommen,  müssen  dann  aber,  genau  wie  die  erwachsenen 
Arbeiter,  15  Stunden  täglich  arbeilen.  In  der  Färberei  von 
Terechowa  werden  lojährige  Kinder  aufgenommen  und  arbeiten 
16  Stunden.  In  der  Baumwollfärberei  von  Rabeneck  ist  die 
Arbeitsdauer  für  Erwachsene  und  Kinder  die  gleiche,  17  Stunden 
täglich«  ^). 

Die  Berichte  der  vom  Moskauer  Gouverneur  mit  der  Besich- 
tigung von  Fabriken  betrauten  Kommissionen  besagen ,  daß  »fast 
überall  sich  herausgestellt  hat,  daß  die  Arbeitsdauer  für  Erwach- 
sene und  Kinder  die  gleiche  ist  —  auch  bei  Nachtarbeit«.  Weiter 
heißt  es  dort:  »Betritt  man  z.  B.  die  Fabrik  von  Russakow  im 
Kreis  Bogorodsk,  so  sieht  man  dort  Frauen  jeglichen  Alters  an 
der  Arbeit.  Blaß,  mager,  entkräftet,  frühzeitig  gealtert,  stehen 
sie,  in  dürftige  Lumpen  gekleidet,  gebückt  an  ihren  Webstühlen. 
So  arbeiten  sie  18  Stunden  tägUch,  von  10  Uhr  abends  bis  4  Uhr 
nachmittags,   und   dies  für   35   Rubel  Jahreslohn.« 

Um  den  Leser  nicht  durch  Anhäufung  ähnlicher,  die  Aus- 
beutung von  Frauen  und  Kindern  illustrierender  Tatsachen  zu  er- 
müden,   weisen    wir    nur    noch    auf   die  Art    des  Schichtwechsels 


1)  »Russkija  Wjedomosti«  N.   285,  Jahr   1879. 

2)  »Einige    Beiträge    zur    Fabrikchronik«.      Vaterländische     Memoiren,    Jahr 
1877,  N.  9. 

3)  Janscfnd,     Skizzen  und  Schilderungen,  S.    143. 
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hin.  Prof.  Janschul  schreibt  darüber:  Der  Schichtwechsel  auf 
unseren  Fabriken  ist  oft  so  abnorm,  daß  er  eine  bedeutende 
Kraftanspannuny  und  großen  gesundheitlichen  Schaden  hervor- 
ruft. Hier  z.  B. ,  der  in  fast  allen,  Tag  und  Nacht  arbeitenden 
Tuchfabriken   übliche  Schichtwechsel: 
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Wir  sehen  hieraus,  daß  das  Leben  des  Arbeiters  während 
der  Woche,  wo  er  Nachtarbeit  leistet,  ein  durchaus  unnatürliches 
ist;  er  hat  nicht  einmal  die  Möglichkeit,  auszuschlafen,  da  er 
mit  so  kurzen  Zwischenpausen  arbeiten  muß.  Nach  den  Be- 
kundungen Prof.  Janschuh  besteht  ein  ähnliclier  Schichtwechsel 
auch  in  anderen  Industriezweigen. 

Für  den  Gesundheitszustand  der  Arbeiter  ist  nicht  nur  die 
Länge  der  Arbeitszeit  und  ihre  Verteilung  auf  die  24  Tages- 
stunden, sondern  auch  die  Zahl  der  Arbeitstage  im  Jahr  von 
Wichtigkeit.  Der  Moskauer  Fabrikinspektor  schreibt  darüber: 
»Durchschnittlich  feiert  jede  Fabrik  27,6  Tage  jährlich.  Am 
Sonnabend  wird  in  den  meisten  Moskauer  Fabriken  genau  so 
gearbeitet,  wie  an  jedem  andern  Wochentag,  oft  bis  12  Uhr 
nachts  oder  auch  bis  4  Uhr  morgens  des  darauffolgenden  Sonn- 
tags. Außerdem  wird  die  Sonntagsruhe  sehr  oft  übertreten  und 
besonders  beim  Alckordsystem  ist  Sonntagsarbeit  eine  häufige 
Erscheinung«  ^). 

Ein  Fabrikinspektor  des  Charkower  Gebietes  sagt  über  die 
Beobachtung  von  Feiertagen  und  Sonntagen :  »Die  Sonntagsruhe 
wird  beständig  nicht  eingehalten  und  die  meisten  Zuckerfabriken, 
Gaswerke  und  großen  Bierbrauereien  ruhen  nur  an  zwei  Tagen 
des  Jahres,  Neujahr  und  Weihnachten,  die  Bierbrauereien  allen- 
falls auch   am   Ostersonntag«  -). 

Wenn  wir  zu  alledem  den  geschilderten  gesundheitsschäd- 
lichen Zustand  der  Arbeits-  und  Wohnräume  berücksichtigen,  so 
werden  wir  die  Notwendigkeit  einer  gesetzlichen  Regelung  der 
Arbeitszeit  vollkommen  begreifen. 


1)  Janschul,     Fabrikzuslände,   50 — 51. 

2)  S-MJatlowsky,  43. 
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Das  Gesetz  von  1S82  über  die  Arbeit  Jugendlicher  ist  der 
erste  Schritt  auf  dem  Wege  der  Einmischung  des  Staates  in  die 
inneren  Zustände  der  Fabriken. 

Die  erste  Kommission  zur  Erörterung  der  Frage  der  Frauen- 
und  Kinderarbeit  war  die  dem  Petersburger  General-Gouverneur 
unterstellte.  Ais  Mindestalter  für  die  Zulassung  zur  Fabrikarbeit 
brachte  sie  12  Jahre  in  Vorschlag,  als  Maximalarbeitszeit  10  Stun- 
den täglich.  Zur  Ueberwachung  sollte  ein  besonderes  Inspektorat 
geschaffen  werden.  Die  Nachtarbeit  von  Jugendlichen  unter 
16  Jahren  sollte  verboten  sein.  Dieser  von  der  Kommission  aus- 
gearbeitete Gesetzentwurf  ist  auch  noch  deshalb  bemerkenswert, 
weil  er  unter  der  Mitwirkung  Petersburger  Fabrikanten  zustande  ge- 
kommen ist ;  überhaupt  haben  diese  oft  zugunsten  des  gesetz- 
hchen  Arbeiterschutzes  Stellung  genommen,  während  ihre  Kollegen 
in  Moskau  und  in  der  Provinz  sich  stets  aufs  heftigste  dagegen 
gesträubt  haben. 

Der  von  der  Kommission  ausgearbeitete  Gesetzentwurf  hat 
bei  den  Petersburger  Fabrikanten  —  mit  nur  wenigen  Aus- 
nahmen —  allgemeine  Zustimmung  gefunden.  Es  ist  zu  bemerken, 
daß,  im  Gegensatz  zu  dem  sonst  üblichen  Verfahren,  der  Gesetz- 
entwurf der  weitesten  Oeffentlichkeit  bekannt  gemacht  und  den 
Gouverneuren  zur  Einholung  von  Gutachten  interessierter  Per- 
sonen zugesandt  worden  war  (die  Arbeiter  sind  den  »interes- 
sierten Personen<'  natürlich  nicht  zuzurechnen).  Interessant  ist 
folgende  Meinungsäußerung  der  4000  Arbeiter  beschäftigenden 
Fabrik  der  Gebr.  Chludow :  Nachdem  die  Abschaffung  der  Nacht- 
arbeit für  Kinder  überhaupt  für  unerwünscht  erklärt  wird,  fährt 
das  Gutachten  wörtlich  fort:  »Außerdem  werden  die  Kinder,  die 
ihres  Verdienstes  beraubt  sind,  für  ihre  Eltern  keine  Stütze  mehr 
sein,  sie  werden  ihre  Zeit  in  einem  für  ihr  Alter  verderblichen 
Müßiggang  und  statt  in  den  hellen  und  gesunden  Fabrik- 
räumen in  der  dumpfen  Atmosphäre  der  elterlichen  Wohnungen 
verbringen.«  Tiigan-Baranowsky  macht  zu  dieser  Aeußerung  die 
Bemerkung:  »Wie  gefällt  dem  Leser  dieser  zynische  Ausspruch 
über  den  für  Kinder  unter  12  Jahren  verderblichen  Müßiggang.?«  *) 
Um  den  Leser  von  der  »Richtigkeit«  der  von  den  Gebrüder 
Chludow  angeführten  Gründe  zu  überzeugen,  fordert  Tngan- 
Baranoivsky  auf,  sich  die  Gesamtheit  der  Zustände  in  unseren 
Fabriken    zu    vergegenwärtigen.      Unsererseits    bringen    wir    ein 

I)  lugan-Baranowsky.     Die  Fabrik  S.   363. 
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Zitat  aus  dem  Bericht  der  Sanitatskommission  des  Semstwo,  das 
die  Zustände  der  Chludowschen   Riesenfabrii-:  schildert: 

»Die  Fabrik  ist  ein  Herd  aller  möglichen  Krankheiten.  Die 
Luft  ist  dumpf,  heiß  und  von  dem  Geruch  schlecht  eingerichteter 
und  schlecht  ventilierter  Aborte  erfüllt.«  (Die  Antwort  des 
Fabrikdirektors  auf  die  Frage,  warum  die  Abortc  so  schlecht 
eingerichtet  sind,  ist  so  charakteristisch,  daß  wir  sie  in  ihrem 
vollen  Wortlaut  anführen:  Wir  wissen  wohl,  daß  das  Wasser- 
Klosett-System  das  hygienisch  bessere  ist,  doch  wenn  wir  den 
üblen  Geruch  vernichten  würden,  so  würden  die  Abortc  zu  Er- 
holungsstätten für  die  Arbeiter  werden,  und  es  wäre  geradezu 
unmöglich,  sie  wieder  an  die  Arbeit  zu  bringen.«)  »Auf  dieser 
Fabrik  herrscht  ein  völliges  Durcheinander  der  Geschlechter  und 
Altersstufen;  auch  gibt  es  kein  Bett,  das  weniger  als  zwei  Per- 
sonen als  Lagerstätte  diente.  Die  Fabrik  hat  weder  Schule,  noch 
Bibliothek,  noch  Kirche.  Der  Arbeitslohn  wird  nicht  in  Geld, 
sondern  in  W'aren  ausgezahlt.  Die  von  den  Gebr.  Chludow  er- 
zielte Dividende  ist  45°/o.«  Alles  dies  hat  die  Kommission  zu 
der  Ueberzeugung  gebracht,  diese  Fabrik  sei  »nichts  anderes, 
als  eine  rücksichtslose  Ausbeutung  des  russischen  Arbeiters«  ^). 
Es  ist  unnötig,  auch  nur  ein  Wort  über  Behauptungen  der  Gebr. 
Chludow  über  die   »gesunden  Fabrikräume«   zu  verlieren. 

Die  Arbeiten  der  dem  Petersburger  General-Gouverneur  unter- 
stellten Kommission  haben  die  Grundlage  für  die  Tätigkeit  der 
von  uns  bereits  erwähnten  Stakelbergschen  Kommission  gebildet, 
die  von  zwei  weiteren  abgelöst  wurde.  Endlich  kam  im  Jahre 
1882,  d.  s.  23  Jahre  nach  der  ersten  Erörterung  der  Frage  der 
FVauen-  und  Kinderarbeit,  das  erste  Gesetz  zum  Schutze  der 
Kinderarbeit  zustande. 

§  I  des  Gesetzes  lautet:  »Kinder  unter  12  Jahren  sind  von 
der  Arbeit  ausgeschlossen«. 

F'erner  stellt  das  Gesetz  die  Arbeitsdauer  fest.  Laut  i^  109 
darf  die  Arbeitszeit  von  Jugendlichen  im  Alter  von  12  bis  1 5 
Jahren  8  Stunden  täglich  nicht  überschreiten,  die  für  die  Mahl- 
zeiten, für  Schulbesuch  und  Ruhe  notwendige  Zeit  nicht  einge- 
rechnet. Dabei  darf  die  Arbeit  nicht  mehr  wie  4  Stunden  hinter- 
einander währen.  Diesem  Paragraphen  ist  im  Jahre  1884  eine 
Anmerkung  hinzugefügt  worden,  wonach  Jugendliche  unter  15  Jahren 
auch  6  Stunden  hintereinander  arbeiten  dürfen,    wenn    dies  nach 

i)  y anschul.     Skizzen  und  Schilderungen,  S.  98  —  99. 
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den  Bedingungen  des  Arbeitsprozesses  erforderlich  ist;  jeder 
einzelne  Fall  muß  der  Fabrikinspektion  bekannt  gemacht  werden. 
Eine  zweite  Anmerkung  aus  dem  Jahre  1890  gestattet,  die  Jugend- 
lichen im  ganzen  9  Stunden  täglich  zu  beschäftigen^  jedoch  nicht 
über  472  Stunden  hintereinander.  Diese  Begünstigung  gilt  für 
Fabriken,  wo  ununterbrochen  18  Stunden  in  zwei  Schichten  ge- 
arbeitet wird. 

§  HO  verbietet  die  Nachtarbeit  von  Jugendlichen.  Als  Nacht- 
arbeit gilt  die  Arbeit  zwischen  9  Uhr  abends  und  5  Uhr  morgens. 
Eine  Ausnahme  bildet  die  Glasindustrie ;  hier  ist  die  Nachtarbeit 
Jugendlicher  gestattet,  obwohl  die  Produktion  eine  der  schäd- 
lichsten für  den  jugendlichen  Organismus  ist.  Nach  dem  Gesetz 
von  1890  gilt  nur  noch  die  Zeit  von  10  Uhr  abends  bis  4  Uhr 
morgens  als  Nachtzeit,  d.  i.  eine  Verkürzung  der  früher  bestimmten 
Zeit  um  2  Stunden.  Diese  neue  Normierung  wird  durch  das  Be- 
streben erklärt,  »die  sittlichen  Grundlagen  des  Familienlebens  zu 
befestigen,  da  diese  durch  Trennung  der  Kinder  von  den  Eltern 
während  der  Nachtzeit  erschüttert  werden  können«^).  Dasselbe 
Gesetz  stellt  es  der  Fabrikinspektion  anheim ,  die  Arbeit  von 
Jugendlichen  auch  an  Sonn-  und  Feiertagen  dort  zu  gestatten, 
wo  auch  Erwachsene  an  diesen  Tagen  arbeiten.  (Anm.  II.  und  III. 
zu  §   HO.) 

Die  Kinderarbeit  mit  besonders  schädlichen  Arbeiten  ist  ver- 
boten. Die  Schädlichkeit  einer  Arbeit  wird  vom  Ministerium  des 
Innern  im  Verein  mit    dem  Finanzministerium     bestimmt  (§   in). 

In  dem  Gesetz  von  1882  sind  auch  Bestimmungen  über  den 
Schulbesuch  Jugendlicher  enthalten.  Diese  Bestimmungen  haben 
eine  nicht  uninteressante  Gescliichte.  »Die  Mehrzahl  der  Groß- 
industriellen«, erzählt  Denientjew,  »hatte  sich  entschieden  für  die 
Verpflichtung  der  F'abrikanten  ausgesprochen,  die  Kosten  für  den 
Unterricht  der  in  den  Fabriken  arbeitenden  Kinder  zu  übernehmen. 
Sie  fanden  es  nur  unzweckmäßig,  die  Einrichtung  und  Unterhal- 
tung von  Schulen  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen,  da  ihnen  eine 
solche  Verpflichtung  Sorgen  aufbürdete,  denen  sie  sich  nicht  ge- 
wachsen fühlten,  weshalb  sie  auch  die  Belastung  durch  eine  be- 
sonders zu  Unterrichtszwecken  auferlegte  Steuer  vorzogen«  ^). 

Der  Staatsrat  sprach  sich    indessen    gegen  diesen  Vorschlag 


i)  Lunz.     Arbeiterschutz  in  Rußland.  Obiosowanje    1906,  N.   3.  S.   232. 
2)  Denientjew.    Die  russische  Fabrikgesetzgebung,    in  Brauns   Arch.  f.  soziale 
Gesetzgebung,  B.  III,  S.   299. 
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aus  und  bestimmte  (ij  112):  den  l'^abrikbcsitzern  steht  das 
Recht  zu,   für  die  JugendHchen  Schulen  einzurichten. 

Indem  das  Gesetz  so  die  Fabrikbesitz-er  jeder  Verpfliclitiing, 
sich  auf  diese  oder  jene  Art  an  der  Schulbildun«^  Jui^eiidiicher 
zu  beteihgen,  enthebt,  gibt  es  ihnen  das  Recht,  Schulen  einzu- 
richten —  oder  auch  nicht.  Dafür  kann  die  Fabrikinspektion 
bei  den  zuständigen  Schulbehörden  die  Einrichtung  von  Schulen 
anregen  und  diese  sind  gehalten,  alle  dazu  geeigneten  Maßregeln 
zu   ergreifen   (§  116). 

Inwieweit  aber  die  Schulbehörden  dies  wirklich  tun  k(')nnen, 
darüber  äußert  sich  der  von  uns  bereits  mehrfach  erwäiinte  De- 
vientjeii' :  »Sie  (die  Fabrikbesitzer)  wissen  recht  wohl,  daß  die 
Inspektion  nie  und  nimmer  in  dieser  Sache  etwas  durchzusetzen 
imstande  ist,  da  das  Ministerium  der  V^olksbildung  schon  längst 
die  Sorge  für  den  Volksschulunterricht  den  Landschaften  und 
Stadtmunizipalitäten  überwiesen  hat;  diese  beiden  sind  aber  weit 
davon  entfernt,  den  Anforderungen  bezüglich  des  Volksschulunter- 
richts gerecht  zu  werden,  die  von  der  Bevölkerung,  ganz  abge- 
sehen von  den  Fabrikarbeitern,  an  sie  gestellt  werden.  So  ver- 
größert beispielsweise  die  Moskauer  Landschaft  (Semstw^o)  all- 
jährlich die  Anzahl  ihrer  Elementarschulen,  unterhält  augenblick- 
lich etwa  486  und  ist  dennoch  jedes  Jahr  gezwungen,  2000  Kindern 
aus  der  Dorfbevölkerung,  aus  Mangel  an  Platz  in  den  überfüllten 
Schulen,   die  Aufnahme  zu  verweigern«  ^). 

In  der  ersten  Zeit  nach  seinem  Erscheinen  hatte  das  Gesetz 
von  1882  eine  außerordentliche  Abnahme  der  in  Fabriken  be- 
schäftigten Kinder  zur  Folge.  In  manchen  Industrien  ist  diese 
Abnahme  sehr  bedeutend.  So  berichtet  der  Moskauer  Fabrik- 
inspektor, daß  »auf  einzelnen  Fabriken  die  Zahl  der  Jugendlichen 
früher  das  Dreifache  der  jetzigen  betragen  hatte«  -). 

Diese  Tatsache  ist  natürlich  nicht  überraschend.  Dasselbe 
hat  auch  in  England,  Deutschland  und  anderen  Staaten  bei  jeder 
Beschränkung  der  Kinderarbeit  stattgefunden.  So  berichtet  der 
bekannte  Historiker  der  englischen  Arbeiterschutzgesetzgebung, 
Dr.  Plenei\  daß  im  Zeitraum  von  1835  bis  1850,  während  dessen 
mehrere  Gesetze  zum  Schutz  der  Kinderarbeit  erlassen  wurden, 
die  Zahl  der  beschäftigten    Kinder   bedeutend   gesunken  ist.     Im 


1)  a.  a.  O.  S.   300. 

2)  yanschul.     Fabrikzustände  S.  42 
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Jahre  1835    waren    in  der    Textilindustrie    56093    Jugendliche  be- 
schäftigt, im  Jahre  1850  —  nur  noch  40775^). 

In  Rußland  waren  jedoch  noch  besondere  Ursachen  der  Ver- 
ringerung wirksam.  Die  Industrie  befand  sich  gerade  in  einer 
Periode  der  Depression,  die  im  Herbst  1880  einsetzte  und  eine 
allgemeine  Geschäftsstockung  in  den  Fabriken,  Lohnreduktionen 
und  Arbeiterentlassungen  zur  Folge  hatte.  Daraus  erklärt  sich 
auch  eigentlich  der  geringe  Widerstand  der  Fabrikanten  gegen 
das  Gesetz  von   1882. 

Als  dann  die  Depression  von  einem  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung abgelöst  wurde,  begann  das  Unternehmertum,  sich  zu 
regen,  und  im  Jahre  1887  reichten  die  Moskauer  Fabrikbesitzer, 
unterstützt  von  weiten  Kreisen  der  Unternehmer,  die  sich  zur 
Messe  in  Nischni-Nowgorod  eingefunden  hatten,  eine  Denkschrift 
ein,  in  der  sie  verschiedene  Wünsche  äußerten,  und  deren  Folge 
die  von  uns  genannten  Anmerkungen  zum  Kinderschutzgesetz 
aus  dem  Jahre  1890  waren.  Das  Finanzministerium  unterstützte 
die  Fabrikbesitzer  eifrig  in  ihrer  Forderung,  daß  Kindern  von 
10  und  II  Jahren  die  Fabrikarbeit  gestattet  sein  solle.  »Manche 
Fabrikanten«,  —  schreibt  das  Finanzministerium  in  seinem  Denk- 
schreiben, »erklären  gerade  heraus,  daß  sie  bei  der  Einstellung  von 
Kindern  in  diesem  Alter  nur  vom  Mitleid  mit  ihnen  geleitet  wur- 
den und  eher  bereit  sind,  sich  Strafen  für  Uebertretung  des  Ge- 
setzes zu  unterwerfen,  als  die  Kinden  ihrer  eigenen  Arbeiter  einem 
traurigen  Geschick  preiszugeben  oder  nicht  helfend  einzugreifen, 
wo  es  not  tut<'  ^j. 

Der  Staatsrat  trat  aber  diesen  Erwägungen  nicht  bei  und 
Heß  §  108  unverändert.  Dafür  gestattete  er  die  Nachtarbeit  von 
Kindern  in  der  Glasindustrie,  ließ  eine  Tagesarbeit  bis  zu  9  Stun- 
den zu  und  verkürzte  die  Nachtzeit  um  2   Stunden. 

Diese  Gesuche  der  Unternehmer  und  die  Zugeständnisse  des 
Gesetzgebers  zeigen  schon  deutlich,  daß  die  Abnahme  der  Kinder 
nur  vorübergehend   war. 

Eine  andere  bemerkenswerte  Folge  des  Gesetzes  von  1882 
ist  die  Ersetzung  der  Kinderarbeit  durch  Frauenarbeit. 

So  stellt  sich  der  prozentuale  Anteil  der  Frauenarbeit  im 
Moskauer  Industriegebiet  in  den  Jahren  1882/3  und  1885  wie 
folgt  dar: 


i)  Plener.     Die  englische  Fabrikgesetzgebung,  Wien   1875,  S.  34. 
2)  Siehe  »Wjestnik  Jewropy«   1890,  N.   5,  S.  365 — 366. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  39.  O 
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I  Baumwollindustrie  35.8%  ]  ,        ^  59-1%  |  ,       ^ 
T,    ,     ,     •    ,        •  o     n,  I  uer   Ge-                   '  I  der  Ge- 
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IV  Andere  Zweige  d.    I  extilindustne  24,6%  j  27,6%  j 

Der  FabriUinspekter  Janschul  schreibt  dazu:  »Es  kann  kein 
Zweifel  darüber  bestehen,  daß  die  Stellen  der  entlassenen  Kinder 
teils  von  Frauen,  teils  von  Jugendlichen  über  15  Jahren  besetzt 
werden  «2). 

Wie  wir  aus  der  angeführten  Tabelle  ersehen,  war  die 
Frauenarbeit  sehr  verbreitet,  und  der  Gesetzgeber  konnte  nicht 
umhin,  auch  ihr  seine  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Im  Jahre 
1885  ward  das  Gesetz  über  die  Arbeit  von  Frauen  und  Jugend- 
lichen erlassen.  Die  Vorgeschichte  dieses  Gesetzes  finden  wir 
ausführlich  dargelegt  bei  Tiiga7i-Baranowsky.  ->Im  Jahre  1883 
wurde  auf  zahlreichen  Baumwollspinnereien  und  anderen  Fabriken 
Petersburgs  die  Produktion  eingeschränkt  und  ein  bedeutender 
Teil  der  Arbeiter  entlassen.  Dies  bestimmte  den  damaligen 
Petersburger  Stadthauptmann  Gresser  dazu,  mit  den  Petersburger 
Baumwollwebereibesitzern  eine  Besprechung  über  die  Ursache 
dieses  Vorgehens  abzuhalten.  Die  Unternehmer  erklärten,  die 
Einschränkung  der  Produktion  sei  durch  die  Krise  bedingt.  Das 
einzige  Mittel  zur  Beseitigung  der  Krise  sahen  sie  in  einem  all- 
gemeinen Verbot  der  Nachtarbeit«.  Sie  wandten  sich  daher  an 
den  Stadthauptmann  mit  dem  Gesuch,  ein  gesetzliches  Verbot 
der  Nachtarbeit  von  Frauen  und  Minderjährigen  zu  erlassen,  um 
eine  Einschränkung  der  Produktion  herbeizuführen,  die  gegen- 
wärtig einen  so  großen  Umfang  erreicht  habe,  daß  sämtliche 
Märkte  von  Waren  überfüllt  seien«  ^).  Gresser  gab  das  Gesuch 
ans  Finanzministerium  weiter.  Inzwischen  führte  die  wirtschaft- 
liche Krise,  vereint  mit  dem  völligen  Mangel  jeglicher  staatlichen 
Aufsicht  über  die  Gestaltung  der  Beziehungen  zwischen  den  Un- 
ternehmern und  den  Arbeitern,  zu  den  Arbeiterunruhen  der  Jahre 
1884 — 85  in  den  größten  Fabriken  der  Gouvernements  Moskau 
und  Wladimir.  Dies  förderte  die  Sache  weiter,  und  am  3.  Juni 
1885  wurde  trotz  der  Opposition  der  Moskauer  Unternehmer  das 
Gesetz  über  die  Arbeit  von  Frauen  und  Jugendlichen  erlassen. 


1)  Janschul,  Bericht  für   1885,  S.   52 — 53. 

2)  a.  a.  O. 

3)  Tugan-Baranowsky.     Die  Fabrik,  S.  383 — 384. 
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Leider  betrifft  dieses  Gesetz  nur  die  Nachtarbeit  dieser  zwei 
Arbeiterkategorien.  In  allen  anderen  Beziehungen  bleiben  sie 
den  erwachsenen  männlichen  Arbeitern  vollkommen  gleichge- 
stellt. 

Nach  §  122  »dürfen  die  Jugendlichen  im  Alter  von  15  bis  17 
Jahren,  sowie  alle  Personen  weiblichen  Geschlechts,  zwischen 
9  Uhr  abends  und  5  Uhr  morgens  in  folgenden  Industrien  nicht 
beschäftigt  werden:  in  der  BaumwoU-,  Leinwand-,  Wollindustrie, 
Leinenspinnerei  und  in  der  Gemischtweberei.  Dieses  Verbot  kann 
vom  Finanzministerium  nach  Verständigung  mit  dem  Ministerium 
des  Innern  auch  auf  andere  Industriezweige  ausgedehnt  werden.« 
In  jenen  Betrieben,  wo  in  zwei  Schichten  18  Stunden  hinterein- 
ander gearbeitet  wird,  gilt  als  Nachtzeit  die  Zeit  von  10  Uhr 
abends  bis  4  Uhr  morgens  (§  123). 

Wie  auch  in  anderen  Fällen,  so  sind  hier  die  Gouverneure 
als  Verwaltungsbehörden  befugt,  die  Nachtarbeit  von  Frauen  und 
Jugendlichen  aus  besonderen  Gründen  zu  gestatten.  Einen  trif- 
tigen Grund  geben  sogar  die  zahlreicheren,  vor  den  jährlichen 
Engros-Messen  einlaufenden  Bestellungen  ab  (§  124.)  Außerdem 
ist  auch  die  Fabrikinspektion  berechtigt,  die  Nachtarbeit  von 
Frauen  und  Jugendlichen  zu  gestatten,  falls  sie  gleichzeitig  und 
zusammen  mit  dem  Familienhaupt  verrichtet  wird  (§  125). 

Obwohl  die  Fabrikinspektion  seit  mehr  als  20  Jahren  an  der 
Durchführung  dieser  Gesetze  arbeitet,  sind  deren  Uebertretungen 
durchaus  nicht  selten.  Nach  den  Berichten  der  Fabrikinspektoren 
für  1904  und  1905  sind  im  Jahre  1904  220  Uebertretungen 
festgestellt  und  25  Gerichtsverfahren  eingeleitet  worden,  im  Jahre 
1905   153   Uebertretungen  und  21   Gerichtsverfahren^). 

Wenn  wir  uns  aber  vergegenwärtigen,  wie  selten  die  Revi- 
sionen der  Betriebe  durch  die  Beamten  der  Fabrikinspektion  sind, 
so  wird  uns  sofort  klar,  daß  die  festgestellten  Uebertretungen 
des  Gesetzes  über  den  Schutz  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  nur 
einen  winzigen  Teil  der  wirklichstattgefundenen  bilden.  Jeder,  der  auf- 
merksam die  Tagespresse  verfolgt,  stößt  oft  auf  Nachrichten  von 
einer  haarsträubenden  Ausbeutung  der  kindlichen  Arbeitskraft. 

Es  ist  uns  unmöglich,  sämtliche  uns  bekannt  gewordene  Tat- 
sachen dieser  Art  hier  aufzuführen.  Wir  lassen  nur  den  Korrespon- 
denten der  Zeitung  »Wladimirskaja  Gaseta  x  zu  Worte  kommen  :  »Aus 

i)  Gesamtbericht  des  Fabrikinspektors  für  1904,  S.  XI;  für  1905 
S.  XIII  und  XIV. 

6* 
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Interesse  für  die  Produktion  von  Plüsch«,  so  schreibt  er,  be- 
suchte ich  einmal  eine  solche  P'abriU.  Was  mir  vor  allem  auffiel, 
war  das  völlige  Fehlen  erwachsener  Arbeiter,  abgesehen  von 
einem  20jährigen  Betriebsleiter.  Etwa  30  bis  40  Kinder  liefen 
unermüdlich  an  den  Webstühlen  mit  dem  darauf  gespannten  Stoff 
auf  und  ab  und  schnitten  mit  feinen,  nadelartigen,  an  langen 
Stangen  befestigten  Messern  die  Reihen  des  Gewebes  ab.  Ich 
bewunderte  die  Geschicklichkeit  und  Genauigkeit  der  kindlichen 
Hände  —  eine  einzige  falsche  Bewegung  hätte  genügt  um  das 
Gewebe  ganz  aufzulösen.  Das  fortwährende  Hin-  und  Herlaufen 
hatte  längs  den  Webstühlen  geradezu  kleine,  fast  zolltiefe  Rinnen 
am  P\ißboden  gebildet,  und  die  bloßen  Füße  der  Kinder  blu- 
teten«. Weiter  erfuhr  der  Korrespondent,  »daß  diese  Kinder 
von  4  Uhr  früh  bis  8  Uhr  abends  arbeiteten,  manchmal  noch 
mehr.  Für  jede  Kleinigkeit  werden  Geldstrafen  auferlegt.  Im 
Sommer  verdienen  die  Kinder  i  Rub,  wöchentlich,  im  Winter 
nicht  einmal  soviel.  Der  ganze  Winterverdienst  der  Kinder  über- 
steigt nicht  5 — 6  Rubel.  Von  diesem  kargen  Arbeitslohn  wird 
außerdem  eine  Entschädigung  für  Heizung  und  Beleuchtung  der 
Fabrik  abgezogen.  Die  Kinder  befinden  sicli  im  Alter  von  10  bis 
15  Jahren.  Sie  erzählten,  als  einmal  in  die  Fabrik  ein  fremder 
Herr  (offenbar  der  Fabrikinspektorj  gekommen  sei,  wäre  es  vielen 
von  ihnen  verboten  gewesen,  an  diesem  Tag  zur  Arbeit  zu  gehen, 
andere  durften  nur  um  8  Uhr  antreten,  auch  sei  es  ihnen  bei 
Strafe  der  Entlassung  verboten  gewesen,  etwas  über  die  Zustände 
in  der  Fabrik  auszusagen«.  Der  Korrespondent  hatte  etwa  3  Mo- 
nate am  Orte  gelebt,  sonst  hätte  er  diese  Dinge  nicht  erfahren 
können.  Wie  ihm  gesagt  wurde,  »besitzt  der  Unternehmer  noch 
18  solche  Fabriken  an  verschiedenen  Orten«  1). 

Dies  ist  das  traurige  Leben  der  minderjährigen  Arbeiter  in 
Rußland.  Der  geringe  Erfolg  des  Kampfes  der  P'abrikinspektion 
gegen  solche  Mißbräuche  erklärt  sich  zweifellos  zum  guten  Teil 
durch  ihre  den  Schuldigen  gewährte  Nachsicht.  Nur  für  i3,7Vo 
bez.  11,4  %  der  konstatierten  Uebertretungen  sind  die  Unter- 
nehmer zur  gerichtlichen  Verantwortung  gezogen  worden. 

Der  bedeutsamste  Schritt  auf  dem  Wege  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung ist  das  Gesetz  vom  2.  Juni  1897,  das  die  Arbeitszeit 
der  erwachsenen   männlichen  Arbeiter  regelt.     Seine  Wichtigkeit 


i)  Mir  Boschy   1903,  N.  8,   S.   29  —  30. 


i 
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rechtfertigt  es  vollauf,     wenn    wir    uns    etwas    eingehender  damit 
beschäftigten. 

Ein  Teil  der  russischen  Presse,  auch  der  liberalen,  pries  den 
Mut  der  russischen  Regierung,  einen  Schritt  getan  zu  haben,  den 
angeblich  kein   westeuropäischer  Staat  bisher  gewagt  hatte. 

So  schrieb  z.  B.  der  »Syn  Otetschestwa« :  »Zum  erstenmal 
in  der  ganzen  Welt  bestimmt  der  Staat  die  Dauer  der  Arbeits- 
zeit, stellt  jenes  Maximum  fest,  welches  sie  nicht  überschreiten 
darf.  .  .  .  Diese  Maßnahme  ist  von  höchster  prinzipieller  Bedeu- 
tung für  die  gesamte  zivilisierte  Welt  und  wird  zweifellos  den 
andern  Staaten  zum  Präzedenzfall  dienen«^). 

Wohl  ist  in  der  russischen  Presse  die  in  dieser  Behauptung 
enthaltene  Fälschung  aufgedeckt  worden,  doch  interessiert  uns 
in  diesem  Falle  etwas  anderes.  Wir  haben  diesen  Ausspruch 
nur  angeführt,  um  zu  zeigen,  welche  Aufnahme  das  Gesetz  vom 
2.  Juni  in  der  russischen  Gesellschaft  gefunden  hat  und  welche 
Bedeutung  ihm  zugeschrieben  wurde. 

Ehe  wir  jedoch  zum  Gesetz  selbst  übergehen,  wollen  wir 
uns  vergegenwärtigen,  welche  Zustände  in  bezug  auf  die  Ar- 
beitszeit vor  1897  in  den  russischen  Fabriken    geherrscht   hatten. 

Bisher  gab  es  amtliche  Angaben  darüber  nur  im  Departe- 
ment für  Manufaktur  und  Handel,  und  auf  Grund  derselben  sind 
folgende  Artikel  über  die  Arbeitszeit  verfaßt  worden:  von 
y.  Michajloivsky  in  dem  Sammelbuch  »Die  Fabrikindustrie«  (Pe- 
tersburg 1893),  von  V.  Keiissler  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften« (I,  S.  779 — 784  »Arbeitszeit«).  Aber  diese  An- 
gaben haben  sich,  bei  ihrer  Vergleichung  mit  neueren,  noch  zu 
besprechenden  Daten  als  bedeutend  veraltet  und  jedenfalls  als 
ungenau  herausgestellt.  Von  größerem  Interesse  ist  das  vom 
Finanzministerium  herausgegebene  Werk  :  »Die  Dauer  der  Arbeits- 
zeit in  den  20  industriell  am  weitesten  vorgeschrittenen  Gouver- 
nements des  europäischen  Rußlands«,  auf  Grund  der  Fabrikin- 
spektionsberichte (Petersburg  1896).  Dabei  müssen  wir  jedoch 
betonen,  daß  die  amtlichen  Angaben  große  Mängel  aufweisen: 
so  sind  sie  z.  B.  nicht  in  allen  Teilen  nach  dem  gleichen  System 
gesammelt  und  aufgestellt;  für  einzelne  Gouvernements  sind  die 
Daten  nach  den  Industriezweigen  gruppiert,  für  andere  nach  den 
Betrieben;  statt  genauer  Zahlen  werden  oft  unbestimmte  Aus- 
drücke, wie    »meist«,     »fast    sämtliche«    und    ähnliche    gebraucht. 

i)  »Syn  Otetschestwa«,   1897,  N.   160. 


—     86     — 

Doch  hat  Prof.  Karyschexv  es  versucht,  dieses  unvollkominene 
Material  zu  sichten,  und  der  Einfachheit  wegen  werden  wir  uns 
an  seine  Bearbeitung  des  offiziellen  Werk.s  halten.') 

Auf  Grund  seines  Schemas    haben   wir  folgende  Tabelle   der 
reinen   Arbeitszeit  zusammensrestellt : 


Gouvernements 
Wladimir 
Moskau 
Twer 
Rliasan 

Nischni-Nowgorod 
Jaroslaw 
Petersburg 
Wilna  und  Kowno 
Grodno 
Kostroma 
Estland 
Petrikau 
Warschau 
Livland 
Charkow 


Unter   12  Stund 
16,0  Proz.  d.  Betr. 
26,5       »       > 
42,3       .        ^ 
28,5 
7,8 
30,0 
23>6 
35>8 
3i>3 


d.  Indzw, 


Betr. 
Indzw. 
Betr. 


in  7  Fabriken 
in  4  Indzw.  u.  3  Fabr. 
44,8  Proz.  d.    Betr. 
87,3       »       »   Indzw. 
80,6       >:       »    Betr. 
Alle     Betriebe     ohne 

Schichtwechsel 
Die  meisten  Betriebe 


12  — 13    Stund 

37      Proz.  d.   Betr. 

37  »        * 

30.3  »        » 
40,5  Indzw. 

50.4  ,.  >. 

64.0  >,  »         » 

31.1  k  »  V. 

28,6    »     » 

34.2  >.  Betr. 
in  52  Fabriken 

in  den  meisten  Betr. 
43      Proz.  d.  Betr. 
11,1        -       T  Indzw. 
18  »       »    Betr. 

in  7  Fabriken 


lieber    13   Stund 
39     Proz.  d.   Betr. 


36,5 

> 

>        » 

27.4 

>        > 

3i>o 

.. 

>•    Indzw. 

41,8 

)■ 

. 

6,0 

. 

» 

7-7 

. 

21,6 

» 

» 

am 

häufigsten 

12,2 

P 

roz. 

d.  Betr. 

1,6 

-    Indzw. 

1,4 

» 

»  Betr. 

in  7  Fabriken 


Cherson  -) 

Es  ist  leicht  verständlich,  daß,  infoige  des  Nebeneinander- 
stellens  so  verschiedener  Begriffe  wie  »Fabrik«  und  »Industriezweig«, 
es  uns  unmöglich  ist,  alle  diese  Zaiilen  und  Angaben  zu  einem 
einheitlichen  Ganzen  zu  verbinden. 

Trotzdem  beweisen  diese  Zahlen,  daß  das  Gesetz  von  1897 
für  viele  Gegenden  keine  bedeutende  Veränderung  in  der  Dauer 
der  Arbeitszeit  herbeigeführt  hat. 

Doch  besitzen  wir  für  manche  Industriezweige  eine  vollkom- 
menere Statistik.  Die  folgende  Tabelle  betrifft  nur  die  M  a  n  u  - 
fakturen  und  den  Maschinenbau,  als  die  wichtigsten  und  die 
am  meisten  typischen  Zweige  unserer  Industrie: 

Gouv.  Petersburg 


Arbeitsdi 

iuer 

Produktionszweig 

Zahl  der 
Fabriken 

Zahl  der 
Arbeiter 

reine 

Arbeitszeit 

St. 

in  24  St. 
St. 

in  der 

Woche 

St. 

Manufaktur 

19 

13  600 

13—14 

I4-15V2 

74—84 

Maschinenbau 

89 

13850 

I0V2  — 12 

IIV2-I3V2 

60—72 

1)  Siehe  Russkoje    Bogatstwo,     1897,    N.     10    »Volkswirtschaftliche    Skizzen* 
S.   I — 22. 

2)  Von  den  südwestl.  Gouvernements    läßt    sich    nichts  bestimmtes  aussagen. 


I 
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Gouv.  Moskau 

Reine  Arbeits-     lo — ii   St        ii  — 12   St.  12 — 13  St.  13 — 14  St.       14 — 15   St. 

zeit             Fabr.     Arb.     Fabr.      Arb.  Fabr.    Arb.  Fabr.      Arb.     Fabr.     Arb. 

Manufaktur            6         465        13         751  36       9020  73       1175Ö     35       2670 

Maschinenbau      17       8430       58     7280  104       6143  24         1450       7         450 

Außerdem  haben    wir    für    das  Gouvernement  Moskau    noch 
folgende  Zusammenstellung  : 

Zahl  der  Arbeiter  in  Proz.  ihrer 
Gesamtzahl 


Reine  Arbeitszeit 

B; 

aumwollinduslrie 

Metallindus 

von   IG 

bis 

II 

Stunden 

2 

Proz. 

36  Proz. 

1.      II 

.■ 

12 

» 

3 

» 

31       » 

»      12 

» 

13 

» 

36 

> 

26       >. 

»      13 

14 

» 

46 

» 

7       " 

»      14 

■-> 

15 

V 

IG 

» 

2       » 

Wir  müssen  jedoch  hinzufügen,  daß  die  wiedergegebenen 
Zahlen  nicht  auf  Genauigkeit  Anspruch  erheben  können.  Durch 
Ueberarbeit,  »besondere  Vereinbarungen«  usw.  erhöht  sich  die 
angegebene  Arbeitszeit  ganz  bedeutend.  So  wird  aus  dem  Gouv. 
Livland  berichtet:  »In  vielen  F'abriken  wird  angeblich  auf  Grund 
besonderer  Vereinbarung  Ueberarbeit  geleistet:  diese  Vereinba- 
rung wird  aber  ganz  einfach  dadurch  erzielt,  daß  die  Arbeiter, 
welche  Ueberarbeit  verweigern,  ihre  I4tägige  Kündigung  erhalten«^). 
(Zur  Beachtung  für  Verteidiger  des  Rechts  auf  »besondere  Ver- 
einbarungen«). 

»In  Riga  z.  B.  ist  für  eine  Gummiwarenfabrik  eine  10Y2- 
stündige  Arbeitszeit  angegeben.  In  Wirklichkeit  beträgt  sie  oft 
bis  zu  15  Stunden«  2).  Eine  Mitteilung  des  Fabrikinspektors  für 
das  Gouv.  Kostroma  lautet:  »In  den  Färbereien,  den  Bleicher- 
eien und  den  Appreturanstalten  ist  die  Arbeitszeit  meist  länger 
als  1372  Stunden,  da  während  der  Frühstücks-  oder  Mittagspause 
die  Maschinen  trotzdem  in  Gang  bleiben  und  die  Arbeiter  ge- 
nötigt sind,  ihre  Mahlzeiten  während  der  Arbeit  einzunehmen; 
auf  diese  Weise  kann  eigentlich  von  einer  Ruhepause  keine  Rede 
sein.  Auf  manchen  Fabriken  beträgt  die  wahre  Arbeitszeit  in- 
folgedessen 14V2  Stunden.  Die  Arbeiter  haben  wohl  formell  eine 
Frühstückspause  von  einer  Stunde,  können  sich  aber  während 
dieser  Zeit  nicht  ausruhen,  da  sie  während  des  Essens  weiter 
arbeiten.      Bei   einer    Tagesarbeit   ohne    Schichtwechsel    wird    die 


i)  Gouv.  Rußlands.     Herausgegeben  von  Finanzministerium.  S.  86. 
2)  a.  a.  O. 
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Arbeitszeit  in  besonderen  Fällen  durch  Ueberarbeit  verlängert; 
die  Arbeit  endet  in  diesen  Fällen  statt  8  Uhr  abends  um  Mitter- 
nacht und  ^er  Arbeitstag  umfaßt   17V2  Stunden«^). 

Diese  wenigen  Beispiele  genügen  wohl,  um  zu  zeigen,  wie 
notwendig  die  gesetzliche  Regelung  der  Arbeitszeit  sowohl,  als 
auch  der  »auf  besonderer  Vereinbarung«  beruhenden  Ueberar- 
beit ist. 

Indem  wir  uns  nunmehr  dem  Gesetz  selbst  zuwenden,  müssen 
wir  auf  eine  recht  interessante  Tatsache  hinweisen.  In  der  mit 
der  Ausarbeitung  des  Gesetzes  betrauten  Kommission  entpuppte 
sich  der  Vertreter  des  Ministeriums  des  Innern  als  ein  warmer 
Arbeiterfreund.  Es  ging  sogar  so  weit,  zu  fordern,  im  Gesetz 
solle  eine  besondere  Bestimmung  enthalten  sein,  daß  bei  Ver- 
kürzungen der  Arbeitszeit  der  Lohn  nicht  herabgesetzt  werden 
dürfe.  »Ich  mache  nicht  den  Vorschlag«,  so  sagte  er,  »den  Ar- 
beitslohn zu  normieren,  aber  ich  bin  der  Meinung,  das  Gesetz 
müßte  sich  gegen  die  Verkürzung  des  bereits  bestehenden  Ar- 
beitslohnes aussprechen.  Ich  habe  die  Befürchtung,  daß  die 
Fabrikbesitzer  durch  Herabsetzung  des  Lohnes  die  Arbeiter  ge- 
wissermaßen  zwingen  werden,  um  Ueberarbeit  zu  bitten«^). 

Wenn  wir  diese  treffenden  und  vernünftigen  Ausführungen 
mit  der  allgemeinen  Stellungnahme  des  Ministeriums  des  Innern 
in  der  Arbeiterfrage  zusammenhalten  ^),  so  drängt  sich  unwillkür- 
lich die  Frage  auf,  wodurch  ist  diese  plötzliche  Arbeiterfreund- 
lichkeit bewirkt.?  Eine  Antwort  darauf  finden  wir  in  den  wei- 
teren Aeußerungen  desselben  Redners.  »Wenn  die  Arbeiter  sich 
überzeugen  werden,  daß  die  Regierung  durch  Erlaß  des  Gesetzes 
den  Arbeitern  nur  Gutes  getan  hat,  werden  sie  dieselbe  als  ihren 
Beschützer  und  Gönner  betrachten;  wird  aber  dies  Gesetz  die 
Folge  nicht  haben,  so  werden  die  Arbeiter  viel  eher  den  regie- 
rungsfeindlichen Einflüsterungen  zugänglich  sein«  ^).  Dies  ist  der 
Grund ,  warum  das  Ministerium  des  Innern  in  der  ihm  unge- 
wohnten Rolle  des  Arbeilerfreundes  auftritt,  es  ist  die  Furcht 
vor  der  Entwicklung    der  Arbeiterbewegung,    oder  wie  es  in  der 


1)  a.  a.  O.  S.  75. 

2)  Stenograph.  Bericht   der  Kommission  zur  Ausarbeitung    des  Gesetzes  über 
die  Arbeitszeit,  in  den   »Geheimdokumenten«,   Genf  1898,    S.  20  —  21. 

3)  S.  das  Kapitel   »Politik  der  Regierung^. 

4)  Stenogr.   Bericht  usw. 
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Regierungssprache  heißt,  vor  dem  Erfolg  »regierungsfeindlicher 
Einflüsterungen«,  die  es  zu  seiner  Stellungnahme  zwingt. 

Das  Gesetz  vom  2.  Juli  1897  stellt  eingangs  zunächst  den 
Begriff  der  Arbeitszeit  fest:  laut  §  2  »gilt  als  Arbeitszeit  oder 
Arbeitsstundenzahl  im  Verlauf  des  vollen  Tages  von  24  Stunden 
diejenige  Zeit,  während  deren  der  Arbeiter  nach  seinem  Vertrag 
verpflichtet  ist,  im  Betrieb  zu  verweilen  und  dem  Betriebsleiter 
zur  Leistung  von  Arbeit  zur  Verfügung  zu  stehen«.  Als  Nachtzeit 
gilt:  bei  einschichtiger  Arbeit  die  Zeit  von  9  Uhr  abends  bis 
5  Uhr  morgens,  bei  zwei-  und  mehrschichtiger  Arbeit  —  die 
Zeit  von   10  Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens  (§   3). 

Für  die  nur  am  Tage  beschäftigten  Arbeiter  »darf  die  Ar- 
beitszeit 11Y2  Stunden  nicht  übersteigen,  an  Samstagen  und  am 
Tage  vor  Feiertagen  —  10  Sttnideu«  (§  4).  »Für  Arbeiter,  die 
auch  nur  teilweise  Nachtarbeit  leisten,  darf  die  Arbeitszeit  10  Stun- 
den nicht  übersteigen«   (§  5). 

Die  Gründe  des  Gesetzgebers,  die  ihn  zur  Festsetzung  von 
11^2  Stunden  bestimmt  haben,  sind  vom  Vertreter  des  Finanz- 
ministeriums, Herrn  Langow,  offen  ausgesprochen  worden :  »Es 
gibt  eine  bestimmte  Arbeitsdauer,  in  der  der  Arbeiter  am  vor- 
teilhaftesten arbeitet;  ohne  sich  zu  überanstrengen,  liefert  er  darin 
die  besten  und  meisten  Produkte  für  den  Unternehmer  und  ver- 
dient dabei  den  höchstmöglichen  Lohn.  Von  diesem  Standpunkt 
aus  ist  die  Frage  über  die  Regelung  der  Arbeitszeit  zu  erörtern. 
Die  von  uns  in  Vorschlag  gebrachte  Norm  von  11^2  Stunden 
ist  eben  jene  Schranke,  jenseits  welcher  eine  weitere  Ausbeutung 
der  Arbeitskraft  für  den  Unternehmer  nicht  mehr  von  Nutzen 
ist«*).  Die  Interessen  der  Arbeiter  sind,  wie  wir  sehen,  von  ihm 
vollständig  außer  Betracht  gelassen. 

In  der  Frage  der  Sonn-  und  Feiertagsruhe  fanden  sich  da- 
gegen die  Unternehmer  »im  Interesse  der  Arbeiter«  gezwungen, 
für  eine  Milderung  der  Gesetze  zu  plädieren. 

Die  betreffenden  Debatten  sind  so  interessant,  daß  wir  uns 
nicht  versagen  können,  sie  in  verkürzter  Form  wiederzugeben. 
Die  Vertreter  der  Unternehmer,  Manufaktur-Rat  Ch.  K.  Nohbe, 
erhob  in  der  Kommission  Protest  gegen  die  Gewährung  von 
4  Ruhetagen  im  Monat:  »Im  Interesse  meiner  Arbeiter  halte  ich 
es  für  unmöglich,  das  Protokoll  zu  unterschreiben  :    35  %   meiner 

i)  »Die  Regelung  der  Arbeitszeit  auf  den  Textilfabriken«,  Pelersburg  1897. 
Zitiert  nach  Prokopowiisch  »zur  Arbeiterfrage  in  Rußland«,  S.   106. 
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Arbeiter  werden  je  4  Tage  monatlicli  der  Arbeit  und  somit  ilires 
Verdienstes  beraubt  sein.  Die  Festlegung  dieser  Norm  wird  von 
den  Arbeitern  als  eine  ungerechte  Beschränkung  der 
Freiheit  ihrer  Arbeit  empfunden  werden.  In  ihrem  wirt- 
schaftlichen Interesse  verlangen  die  Arbeiter  auch  die  Gewährung 
von  Ueberarbeit Das  neue  Gesetz  ist  in  der  vorgeschla- 
genen Fassung  niclit  imstande,  das  Leben  des  Arbeiters  unserer 
Industrie  auch  in  hygienischer  Beziehung  zu  verbessern, 
da  der  Ueberarbeit  leistende  Arbeiter  einen  größeren  Teil  seines 
Tages  in  der  Fabrik  verbringt,  die  zweifellos  hygienisch  besser 
ist  als  seine  enge  und  überfüllte  Wohnung.  Indem  das  Gesetz 
an  48  Tagen  des  Jahres  eine  tür  das  Wohl  der  Arbeiter 
nicht  zu  wünschende  A  r  b  e  i  t  s  r  u  h  e  festsetzt,  .... 
bietet  es  ihnen  die  Möglichkeit,  sich  dem  Trünke  und  dem  Müs- 
siggang  zu  ergeben«  ^).  Uns  mit  der  von  Herrn  Ch.  K.  Nohbe 
geäußerten  Ansicht  auseinanderzusetzen,  würde  uns  weit  aus  dem 
Rahmen  unseres  Themas  führen.  Wir  wollen  nur  bemerken,  daß 
diese  Anschauung  auf  einer  in  russischen  Unternehmerkreisen 
weit  verbreiteten  PZinbildung  beruht.  Die  großen  Streiks  von 
1896  und  97,  deren  Hauptforderung  die  Verkürzung  des  Arbeits- 
tages war,  und  unter  deren  unmittelbarem  Druck  das  Gesetz 
selbst  erlassen  wurde,  sind  die  beste  Widerlegung  der  Ausfüh- 
rungen des  Herrn  Manufaktur-Rats  Ch.  K.  Nohbe,  die  er,  >im  In- 
teresse seiner  Arbeiter«  gemacht  hat. 

Doch  zurück  zu  den  Debatten.  Der  Vertreter  des  Ministe- 
riums des  Innern,  der  in  der  Kommission  als  Arbeiterfreund  auf- 
trat und  als  solcher  sich  gegen  das  Bestreben  der  Unternehmer, 
die  Zahl  der  Feiertage  zu  verringern,  aussprach,  führte  den 
christlichen  Standpunkt  ins  Feld  :  »Nach  meiner  Auffassung  muß 
die  Frage  der  Feiertage  vor  allem  vom  christlichen  Standpunkt 
aus  gelöst  werden«.  Diese  Ansicht  wurde  von  dem  folgenden 
Redner,  Herrn  Gawrilow,  weiter  entwickelt:  -Ausser  den  mate- 
riellen Interessen  hat  der  Arbeiter  als  Mensch  und  Christ  auch 
höhere  geistige  Interessen«.  Sich  gegen  die  Verringerung  der  An- 
zahl der  Feiertage  aussprechend,  fuhr  er  fort:  »Diese  Maßnahme 
könnte  den  Uebertritt  der  Arbeiter  zum  Stundistenglauben  u.  a. 
Sekten  herbeiführen«.     Dies  dürfe    man  nicht  außer   acht  lassen, 


i)  >Materialien  z.  Gesetz  von  2.  VII.  1897«,  herausgegeb.  vom  Finanzmini- 
sterium, Petersburg  1905,  S.  155.  Zitiert  nach  Z.u7i:  »Arbeitergesetzgebung  in 
Rußland«   Obrasowanye,    1906,  N.  3,  S.  237. 
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denn  die  Gefahr  sei  groß:  »Solche  Erscheinungen  dürfen  nicht 
unberücksichtigt  bleiben,  denn  sie  können  mit  der  Zeit  zu  recht 
unangenehmen  Folgen  nicht  nur  religiösen,  sondern  auch  poli- 
tischen Charakters  führen.  Daher  erachte  ich  es  Tür  äußerst  ge- 
wagt, im  Gesetz  selbst  die  Anzahl  der  Feiertage  herabzusetzen.« 

Dieser  Hinweis  auf  die  möglichen  politischen  Folgen  hat 
denn  auch  seine  Wirkung  bei  der  Mehrheit  der  Kommission  nicht 
verfehlt,  und  §  6  bestimmt,  daß  außer  an  Sonntagen  auch  an 
i8  bestimmten  Feiertagen  nicht  gearbeitet  werden  dürfe.  Doch 
sind  im  Gesetz  Hintertüren  zur  Umgehung  dieser  klaren  Vor- 
schrift vorhanden.  §  7  lautet  nämlich:  »Nach  besonderer  Ver- 
einbarung zwischen  dem  Betriebsleiter  und  den  Arbeitern  dürfen 
diese  auch  am  Sonntag,  statt  eines  Wochentages,  beschäftigt 
werden«.  Der  Fabrikinspektion  steht  nicht  das  Recht  zu,  dem 
entgegenzuwirken,  sie  wird  nur  davon   benachrichtigt. 

Hier  haben  wir  also  wieder  einerseits  obligatorische  Sonn- 
tagsruhe, andererseits  aber  die  Zulassung  willkürlicher  Ausnahmen. 
Es  ist  klar,  daß  es  für  den  Gesundheitszustand  des  Arbeiters 
durchaus  nicht  gleichgültig  ist,  ob  er  an  6  Tagen  arbeitet  und 
am  siebenten  sich  ausruht,  oder  ob  er  vielleicht  zuerst  10  Tage 
arbeitet,  am  elften  ruht,  dann  4  Tage  arbeitet  und  am  5.  ruht, 
usw.  in  völliger  Unordnung.  Ebenso  ist  es  dem  Arbeiter  durch- 
aus nicht  gleichgültig,  ob  er  zu  gleicher  Zeit  mit  seiner  Familie 
und  sogar  mit  der  ganzen  Ortschaft  feiert,  oder  sein  Ruhetag 
mitten  in  der  Woche  stattfindet,  wenn  ringsum  alles  arbeitet. 
Daß  bei  einem  so  unordentlichen  Modus  der  Arbeitsruhe  die 
Aufsicht  ungeipein  erschwert  ist,  bedarf  wohl  keines  weiteren 
Beweises. 

Doch  ist  das  Finanzministerium  auch  der  Argumentation  des 
Herrn  Ch.  K.  Nohbe  nicht  ganz  unzugänglich  geblieben;  es  er- 
klärte im  Jahre  1901  durch  ein  Rundschreiben,  daß  die  Betriebs- 
verwaltungen berechtigt  seien,  »nach  voraufgegangener  Verein- 
barung mit  den  Arbeitern  auch  an  Sonntagen  Ueberarbeiten 
vornehmen  zu  lassen«  ^). 

Endlich  haben  auch  diejenigen  Paragraphen  des  Gesetzes 
selbst,  welche  besonders  von  Ueberarbeit  handeln,  die  zu  Beginn 
scheinbar  eingeführte  Regelung  der  Arbeitszeit  völlig  aufge- 
hoben. 


i)  Rundschreiben    21.    Apr.     1901.     Bei    Balabatiow.      Fabrikgesetze,    S.    63 
Petersburg  1902,  II.   Aufl. 
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§  8  lautet:  »Als  Ueberarbeit  yilt  jede  im  Retriebe  vorgenom- 
mene Arbeit,  die  von  den  Arbeitern  zu  einer  Zeit  geleistet  Wird, 
wo  sie  nach  der  inneren  Betriebsordnung  dazu  nicht  verpflichtet 
sind.  Ueberarbeiten  dürfen  nur  nach  voraufgegangener  Verein- 
barung ausgeführt  werden.  In  den  Arbeitsvertrag  können  nur 
solche  Ueberarbeiten  aufgenommen  werden,  die  nach  der  tech- 
nischen Natur  des  Betriebs  als  notwendig  erscheinen.« 

Diese  Fassung  öffnet  den  ärgsten  Mißbräuchen  Tür  und  Tor. 
Die  Forderung  einer  voraufgegangenen  Vereinbarung  ist  gerade 
der  schwächste  Punkt  des  Paragraphen.  Zwar  scheint  das  Gesetz 
die  Vertragsfreiheit  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  nicht  zu 
verletzen,  aber  durch  die  tägliche  Erfahrung  ist  bewiesen,  und 
es  ist  auch  zum  Ausgangspunkt  jeder  staatlichen  Einmischung 
geworden,  daß  der  rechtlich  freie  Arbeiter,  bei  der  Eingehung 
eines  Vertrags,  infolge  seiner  wirtschaftlichen  Schwäche  de  facto 
gar  nicht  frei  ist.  Auf  der  Erkenntnis  dieser  Wahrheit  baut  sich 
die  gesamte  moderne  Arbeiterschutzgesetzgebung  auf,  jedoch  mit 
der  bedauernswerten  Ausnahme  des  Gesetzes   vom   2.  Juni   1897. 

Für  den  russischen  Arbeiter  ist  dies  ganz  besonders  fühlbar, 
denn  seine  wirtschaftliche  Schwäche  wird  durch  seine  persönliche 
Rechtlosigkeit  und  den  Mangel  an  Koalitionsrecht  noch  gesteigert. 
Die  Form  der  »besonderen  Vereinbarung«  hindert  gar  nicht,  daß 
die  Ueberarbeit  oft  einen  bedeutenden  Umfang  erreicht.  Das 
Gesetz  berechtigt  den  Unternehmer,  Ueberarbeit  zu  fordern, 
wenn  dies  nach  »der  technischen  Natur  des  Betriebes^  notwendig 
ist.  Wie  kann  man  aber  diese  Notwendigkeit  bestimmen.?  Das 
Gesetz  enthält  eine  solche  Bestimmung  nicht.  Und  so  wird  nun 
diese  Lücke  von  dem  amtlichen  Organ  des  Finanzministeriums 
ausgefüllt:  »Wenn  es  dem  Unternehmer  unmöglich  oder  schwierig 
ist,  die  Arbeiterzahl  zu  vergrößern,  so  sind  Ueberarbeiten  auch 
bei  dringenden  Bestellungen  notwendig,  die  bei  einer  auf 
bestimmte  kurze  Zeitperioden  eingerichteten  Produktion  vom  Be- 
triebsleiter nicht  vorhergesehen  werden  können«  ^). 

Wie  wir  sehen,  beeilt  sich  das  Finanzministerium,  solche 
Ueberarbeiten  für  »notwendig«  zu  erklären,  die  aus  unvorherge- 
sehenen Bestellungen  oder  sogar  aus  Schwierigkeiten,  die  Arbeiter- 
zahl zu  erhöhen,  entspringen. 

Zu  alledem  ist  den  zuständigen  Ministerien  nach  Verein- 
barung mit  dem  Ministerium  des  Innern   das  Recht    gegeben,    in 

i)   »Wjestnik  Finansow«   (Finanzbote)   1897,  S.  27. 
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einzelnen  Fällen,  wo  dies  entweder  nach  der  Natur  des  Betriebes 
(Ununterbrochenheit  usw.)  oder  nach  der  Natur  der  Arbeit  selbst 
(Dampfkesselwartung,  ständige  und  eilige  Reparaturen  u.  a.)  oder 
aus  anderen  besonders  triftigen  Gründen  als  notwöndig  erscheint, 
Abweichungen  von  den  Anforderungen  des  Gesetzes  zu  ge- 
statten. 

Und  tatsächlich  begann  bald  nach  dem  Erlaß  des  Gesetzes 
eine  völlige  Außerachtlassung  der  gesetzlich  bestimmten  1 1  ^2 
stündigen  Norm  und  der  anderen  Forderungen  des  Gesetzes. 

Am  20.  September  1897  erließ  das  Finanzministerium  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Ministerium  des  Innern  »Vorschriften« 
über  die  Dauer  und  die  Verteilung  der  Arbeitszeit«  begleitet  von 
einer  Instruktion  für  die  Beamten  der  Fabrikinspektion. 

Diese  beiden  Erlasse  bringen  eine  Reihe  wesentlicher  Ab- 
weichungen vom  Gesetz:  »Bei  einer  ununterbrochenen  18 stün- 
digen, zweischichtigen  Arbeit«,  besagt  die  Instruktion,  »kann  die 
Arbeitszeit  für  den  einzelnen  Arbeiter  bis  zu  12  Stunden  betragen, 
wenn  im  Durchschnitt  von  2  Wochen  seine  Arbeitszeit  nicht 
9  Stunden  übersteigt«  ^).  Arbeiter,  die  mit  »nicht  unterbrechbaren 
Arbeiten«  beschäftigt  sind,  d.  h.  mit  solchen,  »die  nicht  zu  einer 
beliebigen  Zeit  ohne  Beschädigung  von  Maschinen,  Materialien 
oder  Arbeitsprodukten  unterbrochen  werden  können«  ,  dürfen 
zweimal  je  24  Stunden  und  einmal  30  Stunden  beschäftigt 
werden  (§  13),  so  daß  bei  Schichtumlegung  der  Arbeitstag  durch- 
schnittlich  15   Stunden  beträgt-). 

Was  die  Ruhetage  betrifft,  so  muß  »jeder  Arbeiter  mindestens 
3  Mal  im  Monat  auf  je  24  einander  folgende  Stunden  von  der 
Arbeit  f*-ei  seih^  wenn  die  Zahl  seiner  täglichen  Arbeitsstunden 
(die  Tage  des  Schichtwechsels  nicht  angerechnet)  8  Stunden 
nicht  übersteigt ;  anderenfalls  müssen  ihm  mindestens  viermal 
monatlich  je  24  Stunden  freigegeben   werden   (Punkt  b  des  §  13). 

Mit  anderen  Worten,  die  Zahl  der  freien  Tage  ist  von  66  auf 
48  bez.   36  jährlich  herabgesetzt  worden. 

Ein  späteres  Rundschreiben  (vom  24.  Febr.  1898)  gibt  sogar 
diese  Minimalforderung  einer  72  stündigen  monatlichen  Ruhe  für 
Arbeiter    mit    8  stündiger    Arbeitszeit     bei    dreimaligem    Schicht- 


i)  Nach  Balabanow,  Fabrikgesetze. 

2)  In  der  Instruktion  ist  eine  lange,  später  noch  vergrößerte  Reihe  von 
nicht  unterbrechbaren  Produktionen  angeführt.  Ergänzungen  dieser  Liste  sind  im 
Rundschreiben  vom  5.  Jan.   1898,  N.   219,  enthalten. 
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weclisel.  >  Wenn  es  überhaupt  schwierig  ist,  Ersatzarbeiter  zu 
erhalten,  wie  dies  in  Bezug  auf  spezielle  gelernte  Arbeiter  der 
Fall  sein  kann,  steht  den  Fabrikinspektoren  das  Recht  zu,  für 
solche  einzelne  Arbeiter  Ausnahmen  von  Punkt  b  des  i;  13  zu- 
zulassen. <; 

Weitere  Ausnahmen  sind  in  Bezug  auf  verschiedene  Kate- 
gorien von  Hilfsarbeitern  in  verschiedenen  Industrien  zugelas- 
sen (§  14). 

Die  »Vorschriften  usw.«  erklären  folgende  Sonntags-  und 
Feiertagsarbeiten  für  statthaft:  l.  notwendige  Reparaturen  bei 
plötzlichen  Beschädigungen  von  Dampfkesseln,  Motoren,  über- 
haupt bei  plötzlichen  Schäden  an  maschinellen  Einrichtungen; 
2.  vorübergehende  Arbeiten  in  einer  Abteilung  des  Betriebes,  wo 
wegen  Feuer-  und  Wasserschaden  oder  ähnlicher  unerwarteter 
Ereignisse  die  Arbeit  eine  Zeitlang  eingestellt  oder  eingeschränkt 
war,  und  wo  dies  für  den  regelmäßigen  Gang  der  andern  Abtei- 
lungen des  Betriebes  notwendig  ist  (§   15). 

Außerdem  bestimmen  die  »Vorschriften«,  daß  unter  den 
notwendigen  Ueberarbeiten,  die  dem  Vertrag  eingefügt  werden 
können,  nur  solche  zu  verstehen  sind,  »die  von  nur  zufälligen 
und  von  dem  Gang  der  Produktion  abhängigen  Abweichungen 
des  normalen  Betriebes  abhängig  sind«.  Weiter  wird  festgesetzt, 
daß  die  Zahl  der  geleisteten  Ueberstunden  pro  Arbeiter  120  nicht 
übersteigen  darf,  aber  weder  die  obligatorischen,  noch  die  an- 
läßlich plötzlichen  Beschädigungen  des  Mechanismus  usw.  ge- 
leisteten Ueberarbeiten  sind  hierin  eingerechnet. 

Die  Instruktion  geht  jedoch  noch  weiter  und  besagt,  daß  als 
obligatorische  Ueberarbeiten  auch  alle  Saisonarbeiten,  sowie  alle 
Arbeit  in  Druckereien,  die  periodisch  erscheinende  Zeitungen  und 
Zeitschriften  herstellen,  zu  gelten  haben. 

Doch  selbst  diese  —  wenn  man  so  sagen  kann  —  unbe- 
schränkten Grenzen  der  Ueberarbeit  erschienen  den  Unternehmern 
zu  eng  und  drückend.  Eine  heftige  Agitation  gegen  die  geschil- 
derte Regelung  der  Materie  begann  alsbald  und  führte  zu  einem 
neuen  ministeriellen  Rundschreiben  vom  14.  März  1898,  Nr.  7290, 
worin  die  soeben  aufgestellte  Höchstgrenze  von  120  geleisteten 
Ueberstunden  wieder  aufgehoben  wird.  Das  Ministerium  erklärt 
ganz  offen,  daß  es  den  Anstoß  dazu  einerseits  »aus  den  von  der 
Fabrikinspektion  gestellten  Fragen  über  die  Ausführung  des  Ge- 
setzes vom   2.  Juni  :,   andererseits   »von  den  Gesuchen  der  Fabrik- 
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besitzer  um  Gestaltung  von  Abweichungen  von  den  festgelegten 
Normen  empfangen  hatte«  ^). 

In  dieser  unbedingt  anormalen  Ordnung  der  Dinge  wurde 
einigermaßen  durch  ein  Rundschreiben  des  Hauptfabfikinspektorats 
(vom  7.  Juni  1903)  wieder  Wandel  geschafifen.  Dieses  Rund- 
schreiben verlangt,  es  solle  jedesmal  bei  Vornahme  nichtobli- 
gatorischer Ueberarbeiten  durch  eine  größere  Abteilung  der  Fabrik 
oder  durch  das  ganze  Personal  um  Genehmigung  des  örtlichen 
Fabrikinspektorats  nachgesucht  werden;  die  Genehmigung  werde 
aber  nur  in  besonders  wichtigen  Fällen  erteilt  werden.  Handelt 
es  sich  um  nur  wenige  oder  auch  nur  um  einen  einzelnen  Arbeiter, 
so  müsse  der  Fabrikinspektor  davon  benachrichtigt  werden. 

Im  zweiten  Fall  bleibt  die  Sache  offenbar  beim  Alten,  denn 
eine  bloße  Benachrichtigung  über  die  Vornahme  von  Ueber- 
arbeiten kann  selbstverständlich  der  Willkür  der  Unternehmer  in 
keiner  Weise  Abbruch  tun.  W'^as  aber  den  ersten  Fall  anbetrifft, 
so  kann  wohl  das  Rundschreiben  die  gröbsten  Mißstände  der 
Ueberarbeit  etwas  einschränken,  ist  aber  nicht  imstande,  die 
Grundfehler  des  Gesetzes  von   1897  wieder  gut  zu  machen. 

Schließlich  müssen  wir  noch  auf  eine  Lücke  hinweisen;  es 
fehlt  eine  Strafandrohung  für  diejenigen,  welche  die  Arbeiter  zur 
Leistung  von  Ueberarbeit  zwingen.  Litivinow-Falinsky  meint, 
»das  Fehlen  eines  solchen  Paragraphen  sei  der  wichtigste  und 
wesentlichste  Mangel  des  Gesetzes«  ^). 

Wir  können  dem  nicht  zustimmen.  Der  wesentliche  Mangel 
des  Gesetzes  liegt  viel  eher  darin,  daß  es  keinerlei  direkte  und 
für  beide  Seiten,  Unternehmer  und  Arbeiter,  gleich  obligatorische 
Regelung  der  Arbeitszeit  bringt.  Eine  Strafandrohung  wäre  gar- 
nicht  so  sehr  nötig,  wenn  nicht  eine  schrankenlose  Gestattung 
von  Ueberstunden  eine  solche  Regelung  illusorisch  gemacht  hätte. 
Wie  P.  Struve  mit  vollem  Recht  bemerkt,  »könnte  keinerlei  Straf- 
androhung für  den  Zw^ang  zur  Ueberarbeit  der  Tatsache  das 
Gleichgewicht  halten,  daß  nach  dem  Rundschreiben  des  Finanz- 
ministeriums vom  15.  Mai  1899  der  Fabrikinspektion  keine  legale 
Möglichkeit  offen  steht,  das  Zustandekommen  von  Vereinbarungen 
zwischen    Arbeitern    und    Unternehmern    betr.    Ueberstunden    zu 


i)   Siehe    Lunz,    Arbeiterschutzgesetzgebung    in    Rußland,    S.    236.    Obraso- 
wanje  1906. 

2)  Litwi>tow-Fali7tsky,   S.  204. 
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\'erhindern  \).  Den  Hcaniten  der  l'^abrikinspcktion  lie^t  es  nur 
ob,  sich  jedesmal  der  Freiwilligkeit  der  Vereinbarungen  zu  ver- 
gewissern. »Doch  ist  in  diesem  Rundschreiben  nichts  darüber 
gesagt«.  —  meint  Litxvitunv-Faliusky  —  »was  der  Fabrikinspektor 
zu  tun  hat,  falls  es  sich  herausstellt,  daß  die  Ueberstunden  unter 
dem  Zwang  des  Unternehmers  geleistet  werden.  Zwar  wird  dieser 
Zwang  nicht  offen  auftreten,  aber  die  Möglichkeit  der  Entlassung 
wird  oft  einen  genügenden  Grund  für  die  Arbeiter  bilden,  um 
sie  dem  W^langen  von  Ueberstunden  zustimmen  zu  lassen,  be- 
sonders wenn  es  sich  um  einzelne  Arbeiter  handelt«  -).  Die 
Fabrikinspektion  hat  nur  das  Recht,  die  Arbeiter  darauf  aufmerk- 
sam zu  machen,  daß  sie  zur  Leistung  von  Ueberstunden  nicht 
verpflichtet  sind. 

Die  Lage  der  Dinge  ist  zweifellos  nicht  gut,  aber  wenn  der 
rechtliche  Zwang  sich  mit  dem  ökonomischen  nicht  deckt,  so 
kann  eine  Strafandrohung  kaum  etwas  daran  ändern.  Recht  hatte 
daher  Herr  Gawriloiv,  der  in  der  Kommission  offen  erklärte: 
»Wie  kann  man  es  überhaupt  nur  denken,  daß  diese  Leute, 
welche  vom  Unternehmer  vollständig  abhängig  sind,  ihre  Zustim- 
mung zu  den  geforderten  Ueberstunden  versagen  werden  .f*  Dem 
Unternehmer  stehen  ja  solche  Mittel  und  solche  Organe  zur  Ver- 
fügung, daß  der  Arbeiter  nicht  zu  mucksen  wagt;  und  wagt  er 
es  einmal  zu  widersprechen,  so  wird  er  entlassen,  oder  wird  selbst 
gehen  müssen«  ^), 

Alle  diese  Mängel  des  Gesetzes  vom  2.  Juni  1897  und  die 
ergänzenden  ministeriellen  Rundschreiben  haben  dazu  geführt, 
daß  die  Frage  der  Arbeitszeit  zu  einer  sozialen  Machtfrage  zwi- 
schen Unternehmern  und  Arbeitern  geworden  ist.  Durch  eine 
ganze  Reihe  großartiger  Streiks  ist  dies  zum  Ausdruck  gebracht 
worden. 

Ebenso. war  Regelung  der  Arbeitszeit  stets  auf  der  Tages- 
ordnung verschiedener  Regierungskommissionen  über  die  Arbeiter- 
frage anzutreffen :  so  bei  der  Konferenz  der  Fabrikinspektoren 
des  Kaukasus  im  Jahre  1900,  bei  der  Kommission,  die  im  März 
1905  vom  Finanzministerium  einberufen  war,  und  in  der  Peters- 
burger Konferenz  der  Fabrikinspektoren  im  April  1905. 


1)  Zur  Charakteristik  der  Fabrikgesetzgebung.     »Narodnoje  Chosajstwo,    1902, 
N.  3,  S.  79. 

2)  Litwinow-Falinsky,   S.   204. 

3)  Stenograph.   Bericht,  S.  46. 
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Und  dies  ist  ganz  natürlich,  denn  das  Gesetz  von  1897  hat 
ja  an  der  tatsächHchen  Lage  der  Dinge  so  gut  wie  gar  nichts 
geändert. 

Um  diese  Behauptung  zu  erhärten,  wenden  wtr  uns  den  Tat- 
sachen zu.  Auf  einer  Konferenz  der  Fabrikinspektoren  des  Kiewer 
Gebiets  ist  ausgesprochen  worden,  »in  allen  Gouvernements  sieht 
man,  daß  der  i>  13  (Gewährung  von  24  Stunden  Ruhezeit  viermal 
monatlich  an  die  in  ununterbrochener  Produktion  beschäftigten 
Arbeiter)  nicht  eingehalten  wird.  Fast  überall  stößt  man  auf 
Mißbrauch  der  fakultativen  Ueberarbeit,  und  die  geforderte  Ver- 
einbarung ist  oft  fiktiv«  ^).  Aehnliches  wird  auch  von  den  Werken 
in  Sormowo  berichtet'^).  An  anderer  Stelle  lesen  wir:  »Was  aber 
die  nicht  obligatorischen  Ueberstunden  betrifft,  so  ist  die  Frei- 
willigkeit ihrer  Leistung  vollständig  fiktiv.  Wenn  es  für  den 
Unternehmer  von  Vorteil  ist,  Ueberarbeiten  vornehmen  zu  lassen, 
so  sind  die  Arbeiter  aus  Furcht  vor  Entlassung  genötigt,  der 
Aufforderung  des   Unternehmers  Folge  zu  leisten«  ^). 

Die  Fabrikinspektoren  des  Moskauer  Gouv.  führen  in  ihrer 
Denkschrift  Klage  darüber,  »daß  ihnen  gar  keine  Mittel  zur  Ver- 
fügung stehen,  die  Uebertretungen  der  Vorschriften  über  Arbeits- 
zeit und  Ueberstunden  zu  bekämpfen«.  »Geht  man  zum  Inspek- 
tor«, klagen  die  Arbeiter,  »so  wird  man  aus  der  Fabrik  hinaus- 
geworfen. Man  kann  noch  von  Glück  sagen,  wenn  die  2wöchentliche 
Kündigungsfrist  eingehalten  wird,  meist  fliegt  man  aber  ohne 
weiteres  hinaus«  ■*). 

Trotz  der  Furcht  vor  der  Entlassung  sind  von  den  Arbeitern 
im  Jahre  1904  6465,  im  Jahre  1905  9937,  im  Jahre  1906 
6039  Klagen  betr.  Uebertretungen  der  gesetzlichen  Vorschriften 
über  Arbeitszeit  und  Ueberstunden  eingereicht  worden^).  Dies 
ist  die  Praxis  des  Gesetzes  von  1897.  Seine  offensichtliche  Ten- 
denz, die  Vertragsfreiheit  möglichst  wenig  einzuschränken,  ver- 
leiht der  Selbsthilfe  der  Arbeiter  ganz  besondere  Bedeutung. 
»Indem  die  Leistung  von  Ueberstunden  den  Arbeitern  freigestellt 

i)  Mikulin,      »Die    Ueberstunden«,    in     »Industrie     und    Gesundheit«,     1904, 

N.  I,  S.  1—2. 

2)  »Russkija  Wjedomosti«    1901  ,  N.  284. 

3)  Die  Praxis  und  Bedürfnisse  der  Fabrikinspektion«,  Russkaya  Mysl,  1903, 
N.   12  S.  3. 

4)  »Bote  der  Fabrikgesetzgebung«,    1905,  N.  4,  S.    135. 

5)  Gesamtbericht  der  Fabrikinspektoren  für  1904  S.  9;  für  1905  S.  14;  für 
1906  S.  II. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  30.  7 
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wird«  schrieb  67;v/rr,  »appelliert  das  Gesetz  an  ihren  Instinkt  der 
Seibsterhaltung.  Bei  der  praktischen  Ausführung  des  Gesetzes 
wird  der  von  den  Arbeitern  geübte  Selbstschutz  die  Hauptrolle 
spielen,  wie  er  überhaupt  von  größter  Bedeutung  für  die  Lebens- 
fähigkeit der  Arbeiterschutzgesetzgebung  ist«  '). 

Dieser  Selbstschutz  hat  in  einer  ganzen  Reihe  von  Streiks 
zugunsten  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit  oft  bis  zu  8  Stunden 
seinen  Ausdruck  gefunden.  »Der  8stündige  Arbeitstag«  ,  — 
schrieben  die  Arbeiter  von  Iwanowo-Wosnesensk  in  ihrer  Eingabe 
an  das  Ministerium  des  Innern  —  »ist  uns  unbedingt  notwendig. 
Wir  können  nicht  leben  wie  Zuchthäusler,  ohne  genügende 
Ruhe  zu  haben.  Wir  verlangen,  daß  die  Regierung  auf  gesetz- 
geberischem Wege  den  Achtstundentag  einführt,  da  eine  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  nach  privatem  Vertrag  mit  den  Unter- 
nehmern von  diesen  stets  mißachtet  werden  kann«  2). 

Ohne  auf  die  Frage  einzugehen,  ob  diese  Forderung  gegen- 
wärtig überhaupt  erfüllbar  ist  oder  nicht,  müssen  wir  doch  kon- 
statieren, daß  sie  immer  mehr  Anhänger  nicht  nur  unter  den 
Arbeitern,  sondern  auch  unter  den  Vertretern  der  Wissenschaft 
findet.  Auf  dem  internationalen  Kongreß  über  die  Fragen  des 
Arbeiterschutzes  in  Paris  war  es  Prof.  Reicliesberg,  der  warm  für 
den  Achtstundentag  eintrat  und  darauf  hinwies,  daß  auch  ver- 
schiedene hygienische  und  medizinische  Kongresse  sich  zugunsten 
dieser  Arbeitsnorm  aussprächen.  Daran  knüpfte  Prof.  Reichesberg 
die  Aufforderung  an  den  Kongreß,  sich  das  Postulat  des  8  stün- 
digen Arbeitstages  zu  eigen  zu  machen^). 

Indem  wir  nunmehr  unsere  Uebersicht  über  die  gesetzliche 
Regelung  der  Arbeitszeit,  insbesondere  das  Gesetz  vom  2.  Juni 
1897,  schließen,  müssen  wir  betonen,  daß  die  Bedeutung  dieses 
Gesetzes  selbst  in  dieser  unvollkommenen  P'orm  unleugbar  sehr 
groß  war.  Hier  ist  schon  das  Erscheinen  eines  Gesetzes,  das 
nur  die  Absicht  ausspricht,  gewisse  Seiten  des  Arbeitsverhält- 


1)  »Tagesfragen  des   innern  Lebens«.     Novvoje  Slouo,    1897,    N.   10,  S.  237. 

2)  Es  handelt  sich  hier  um  den  Streik  von  1905,  an  dem  ca.  50000  Arbei- 
ter teilgenommen,  ihre  Forderungen  auf  dem  öffentlichen  Platz  der  Stadt  be- 
sprochen und  dort  150  Delegierte  gewählt  hatten.  Diese  Delegierten  fielen,  gleich 
anderen  hervorragenderen  Teilnehmern  der  Besprechung,  später  der  Versammlungs- 
freiheit zum  Opfer.  Siehe  »Aus  dem  Leben  der  Arbeiter  von  Iwanowo-Wosnesenskc 
in  »Obrasowanje»,    1906,  N.  3,  S.   16 — 52. 

3)  »Der    Internationale  Arbeiterschutzkongress    in    Paris«.     Prof.    Keichesberg 
Bern   1900,  S.  21. 


—     99     — 

nisses    zu    regeln,    von    großer    prinzipieller    und  moralischer  Be- 
deutung. 

II.   Der  Arbeitslohn. 

Soweit  der  Arbeitslohn  einen  integrierenden  Bestandteil  des 
Arbeitsvertrags  bildet,  haben  wir  ihn  bereits  im  Kapitel  vom  Ar- 
beitsvertrag besprochen.  Hier  wollen  wir  daher  nur  einiges  über 
die  Höhe  des  Arbeitslohnes  vorbringen  und  die  wirtschaftliche 
Seite  der  Frage  etwas  näher  beleuchten. 

Der  Lohn  unserer  Arbeiter  ist  äußerst  niedrig,  beträgt  er 
doch  im  Durchschnitt  nur  202  Rub.  jährlich.  In  den  verschie- 
denen Gebieten  des  Reiches  schwankt  die  Höhe  des  Arbeitslohnes 
folgendermaßen  *): 

Gebiete  Zahl  d.  Arbeiter  Durchschnitt!.  Jahreslohn 

Petersburger  Gebiet  245  115  273  Rub. 

Moskauer              »  473  006  175       » 

Warschauer          »  191  932  224       * 

Wolgagebiet  6S  939  211       » 

Kiewer  Gebiet  125  275  120       » 

Charkower  Gebiet  11S115  190       »      '^) 

Leider  läßt  sich  aus  dieser  Tabelle  der  Arbeitslohn  von 
Frauen  und  Kindern  nicht  ersehen,  aber  es  kann  kaum  bezweifelt 
werden,  daß  er  bedeutend  unter  dem  hier  angeführten  Durch- 
schnitt steht. 

Was  die  Zusammenstellung  selbst  anbetrifft,  so  ist  zu  bemer- 
ken, daß  der  niedrige  Arbeitslohn  des  Kiewer  Gebiets  in  dem 
Vorhandensein  zahlreicher  Zuckerfabriken,  die  nur  einen  Teil  des 
Jahres  arbeiten,  teilweise  seine  Erklärung  findet. 

Der  Lohn  in  den  verschiedenen  Industrien  schwankt  auch 
ganz  bedeutend.  Nach  der  »Statistik  der  industriellen  Unter- 
nehmer für  1900«  (herausgegeben  vom  Finanzministerium  im 
Jahre   1903')   beträgt  der  Arbeitslohn  in  der 

1.  Baumwollverarbeitung  ca.  180  Rub. 

2.  Wollverarbeitung  »  172       » 

3.  Seidenindustrie  »  178      » 

4.  Flachsverarbeitung  -•  140       » 

5.  Verarbeitung  gemischter  u.   Faserstoffe  »  227       " 

6.  Papierindustrie  u.  polygraph.  Gewerbe         >  218      » 


1)  Diese  Angaben  betreffen  nur  Fabriken,  wo  Geldstrafen  üblich  waren. 

2)  Litwinow-Falinskv,  S.   168. 

3)  Die  der  Akzise  unterliegenden  Gewerbe  sind  nicht  berücksichtigt. 

7* 
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7.  Meclianisclicn  Ilolzveraibcitung  ca.     189  RuI). 

8.  Melallveraibeilung  u.  Maschinenbau  342 

9.  Industrie  d.  Steine  u.  Erden  >       206      ♦ 

10.  Verarbeitung  animalischer  Produkte  »        198 

11.  Nahrungs-  u.  Genussmittelinduslric  r       187      » 

12.  Chemischen  Industrie  >        260       ^     ') 

Der  höchste  Arbeitslohn  findet  sich  sonach  in  der  MetaUin- 
dustrie  und  dem  Maschinenbau,  wo  die  Geschicklichkeit  einzelner 
Arbeiter  bisweilen  sehr  hoch  bewertet  wird.  Zu  bemerken  ist 
auch,  daß  der  Arbeitslohn  in  der  Periode  von  18S0 — 1S90  eine 
bedeutende  Steigerung  erfahren  hat,  die  aber  leider  nicht  zahlen- 
mäßig erfaßt  werden  kann,  da  die  geeigneten  statistischen  Unter- 
lagen für  die  einzelnen  Jahre  fehlen. 

Aus  der  Denkschrift  der  Moskauer  Fabrikinspektoren,  die 
dem  Kongreß  der  Fabrikinspektoren  in  Petersburg  vorgelegt  wurde, 
entnehmen  wir  einige  Angaben  über  das  Wachstum  des  Arbeits- 
lohnes und  über  das  Verhältnis  des  letzteren,  zu  den  Preisen  der 
Lebensmittel  und  anderer  Waren.  Obwohl  diese  Zahlen  sich 
nur  auf  ein  Gouvernement  beziehen,  sind  sie  doch  von  großem 
Interesse,  da  dieses  Gouvernement  das  reichste  Industriegebiet 
Rußlands  ist. 

»Die  am  häufigsten  wiederkehrenden  Klagen  der  Arbeiter, 
lesen  wir  in  dieser  Denkschrift,  betreffen  ihre  elende  wirtschaft- 
liche Lage  ,  —  einerseits  den  äußerst  niedrigen  Arbeitslohn, 
andererseits  aber  die  stete  Verteuerung  der  Lebensmittel  und  die 
schlechten  Wohnungsverhältnisse.  Nach  den  Ermittelungen  der 
Fabrikinspektion  entfielen  auf  jeden  Arbeiter  im  Jahre  189703.170 
Rubel  Jahreslohn.  Im  Jahre  1903  waren  es  192  Rubel.«  Das  ist 
im  Laufe  von  6  Jahren  eine  Steigerung  von  12%.  »Die  Steige- 
rung der  Lebensmittelpreise  in  dieser  Zeit  ist,  nach  den  Ver- 
pflegungstaxen berechnet,  eine  ganz  außerordentliche,  —  sie  be- 
trägt für  gesäuertes  Brot  25  0/0,  für  Grütze  36  "/o,  für  Hirse 
60  o/o-  Was  die  Wohnungspreise  anbetrifft,  so  stehen  der  Fabrik- 
inspektion leider  keine  zahlenmäßigen  Angaben  zur  Verfügung, 
doch  beklagen  sich  die  Arbeiter  fortwährend  über  die  immer 
steigenden,  beinahe  unerschwinglichen  Mietpreise  und  über  den 
unglaublich  gesundheitsschädlichen  Zustand  der  an  Arbeiter  ver- 
mieteten Wohnungen.  Das  schlechteste  Zimmer  ist  unter  6 — S 
Rubel  monatlich  nicht  zu  haben,  eine  Zimmerecke  mit  Bett  kostet 


l)  Nach  Pashitnow  »Die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  Rußland<',  S.    117. 
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3 — 4  Rubel  Monatsmiete.  Ueber  die  Beschaffenheit  dieser  Woh- 
nungen äußern  sich  die  Arbeiter:  »Hängt  man  die  Kleider  über 
Nacht  an  die  Wand,  so  kann  man  sie  am  folgenden  Morgen 
nicht  anziehen,  so  naß  sind  sie-^.  Die  Erhebungen  der  Moskauer 
Armenfürsorgeämter  bestätigen  die  Angaben  der  Arbeiter,  auch 
Dr.  Rott  kommt  in  seiner  Arbeit  zu  denselben  Ergebnissen.  Auf 
diese  Weise  besteht  zwischen  den  Arbeitslöhnen  und  den  Lebens- 
mittel- und  Wohnungspreisen  im  Moskauer  Gouv.  ein  krasses 
^Mißverhältnis;  die  Erhöhung  der  ersteren  beträgt  nur  12  «/o, 
die  Erhöhung  der  letzteren  dagegen  25  % — 60  0/0.  »Als  charak- 
teristisches Beispiel«,  fährt  die  Denkschrift  fort,  »bringen  wir  die 
Erklärung  einer  Gruppe  von  Arbeiterinnen,  die  6—8  Rub.  Mo- 
natslohn erhalten,  was  sogar  auf  den  gröfSten  Fabriken  Moskaus 
keine  Seltenheit  ist.  Sie  sagen:  »Wie  können  wir  unsern  Lebens- 
unterhalt bestreiten,  wenn  uns  die  Kost  allein  auf  3.80  Rub. 
monatlich  zu  stehen  kommt,  und  noch  dazu  die  Wohnung  3 — 4 
Rub.  So  bleibt  uns  weniger  als  nichts  übrig  und  wir  müssen 
Nebenverdienst  suchen;.  Ueberhaupt  wird  die  Arbeit  von  Frauen 
und  Jugendlichen  sehr  schlecht  bezahlt.  Die  Lage  der  verhei- 
rateten Arbeiter  ist  äußerst  elend.  Unerhört  ist  es,  daß  noch 
bis  jetzt  verheiratete  Arbeiter  in  Arbeiterkasernen  wohnen;  das 
Bett  der  Familie  wird  nur  durch  einen  Vorhang  von  dem  übrigen 
bewohnten  Raum  getrennt,  über  dem  Bett  hängt  oft  auch  die  Kin- 
derwiege. Zuweilen  wohnen  in  einer  engen  Kammer  2-3  kinderreiche 
Familien :  Die  Betten  bilden  den  einzigen  Hausrat  dieser  Woh- 
nungen, und  so  ist  der  Arbeiter  gezwungen,  seine  ganze  freie 
Zeit  auf  den  Betten  liegend  oder  sitzend  zu  verbringen,  was  natur- 
gemäß eme  große  Unsauberkeit  zur  Folge  hat.  Besondere  Räume 
zur  Trocknung  der  Kleider  gibt  es  nicht,  sie  muß  ebenso  wie 
Reinigung  und  Ausbesserung  ebenfalls  auf  den  Betten  vorgenom- 
men werden.  Man  kann  sich  den  Schmutz  und  die  schlechte 
Luft  in  diesen  Kammern  denken.  Die  Pferde  in  ihren  Ställen 
haben   es  besser  als  wir«,  sagen  die  Arbeiter    ^). 

Nicht  viel  anders  sieht  es  auch  in  andern  industriellen  Zen- 
tren aus.  Oefters  geschieht  es,  daß  die  Arbeiter  aus  Verschul- 
den der  Fabrik  die  Arbeit  aussetzen  müssen,  und  daß  die  Fabrik 
sich  doch  weigert,   den    Lohn    für    diese   Zeit    zu  bezahlen.     Und 


l)  Diese  Denkschrift  war  in  der   »Russkya»,    Wjedomosti«,     1905,  N.  N.  42, 
45,   48  veröffentlicht. 
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dabei  sind  die  Löhne  so  niedrig,  daß  es  den  Arbeitern  unmög- 
lich ist,  ihre  notwendigsten  Ausgaben  damit  zu  bestreiten.  -Die 
Nichtzahlung  des  Lohnes  für  eine  von  der  Fabrik  selbst  ver- 
schuldete Arbeitsversäumnis«,  schreibt  der  Fabrikinspektor  über 
die  Webereien  in  Bjelostok,  »ist  eine  der  Ursachen,  die  häufig 
Arbeiterunruhen  hervorrufen  ^).  »Bei  Akkordarbeit,  —  schreibt 
ein  anderer  Fabrikinspektor,  —  sind  die  Arbeiter  oft  zu  Neben- 
beschäftigungen gezwungen,  die  zwar  mit  der  Produktion  in  Zu- 
sammenhang stehen,  aber  bei  der  Abschließung  des  Arbeitsver- 
trags nicht  vorgesehen  waren' 2).  Der  Fabrikinspektor  für  Twer 
berichtet:  »Zur  Strafe  werden  die  Arbeiter  oft  zum  Fabrikdirektor 
bestellt  und  müssen  dort  stundenlang  warten,  was  einen  Lohn- 
ausfall zur  Folge  hat.  Auf  einer  Manufaktur,  wo  dieses  Vorgehen 
recht  üblich  war,  schwankte  der  Tageslohn  der  Arbeiter  von 
14,6  bis  65,4  Kop.<.  In  der  Lohnabrechnung  herrscht  oft  rück- 
sichtslose Willkür.  So  berichtet  ein  Fabriki-nspektor  im  Jahre 
1901  über  die  Maschinenbauerei  Chatissow:  »Die  Ausgabe  von 
Akkordarbeit  geht  höchst  unordentlich  vor  sich,  die  Arbeiter 
wissen  oft  nicht,  was  für  einen  Akkordlohn  sie  eigentlich  erhalten, 
und  es  kommen  Fälle  vor,  wo  die  Fabrikadministration  bei  Fest- 
setzung desselben  ausschließlich  die  Interessen  der  Fabrik  im 
Auge  hat.«  Manchmal  bezahlt  die  F"abrikverwaltung  den  fälligen 
Lohn  mit  untauglicher  Ware,  so  z.  B.  in  einer  Fabrik  des  Gouv. 
Kaluga,  wo  bei  Zahlung  mit  schlecht  gewebten  Tüchern  sogar 
das  Material  und  die  Arbeit  berechnet  wurden.  »Im  Gouv.  Rha- 
san  ist  auf  der  Leineweberei  Sjazew  der  durchschnittliche  Mo- 
natslohn 6  Rub.,  auf  der  Tuchweberei  Aratzky  —  5^2  Rub.,  er 
sinkt  für  Jugendliche  und  Kinder  bis  auf  15  Kop.  täglich'.  Der 
Fabrikinspektor  für  Tifiis  (19.  August  1902):  >  Auf  einem  Werk 
sind  Unruhen  aus  folgendem  Grunde  entstanden:  Der  Lohn  war 
für  je  105  Flaschen  festgesetzt,  und  der  Arbeiter  konnte  bis  zu 
450  Stück  täglich  anfertigen;  doch  brachte  er  manchmal  nur  8 
Stück  fertig,  wenn  nämlich  die  Oefen  nicht  brannten  ;  die  Fabrik 
weigerte  sich  aber,  den  dem  Arbeiter  entgangenen  Lohn  zu  er- 
setzen«. 

Die  Streiks  des  Jahres  1905  brachten  zwar  bedeutende  Lohn- 
erhöhungen mit  sich,  doch  die  Preissteigerungen  für  Lebens- 
mittel usw.  machten  sie  bald  wieder  wett.  Die  Lebensbedingungen 


i)  Siehe  Oserow^  Aibeiterpolilik  usw.,  S.  64 — Si. 
2)  a.  a.  O. 
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blieben  die  gleichen,  ja  wurden  noch  mehr  herabgedrückt,  wenn 
man  die  in  der  letzten  Zeit  bedeutend  gestiegenen  kulturellen 
Bedürfnisse  der  Massen  berücksichtigt. 


III.  Die  Haftpflicht. 

Jede  Betätigung  des  Menschen  ist  luit  einer  gewissen  Gefahr 
für  sein  Leben  und  seine  Gesundlieit  verbunden  und  je  intensiver 
diese  Tätigkeit  ist  und  je  kompliziertere  Werkzeuge  dabei  ge- 
braucht werden,  desto  größer  ist  diese  Gefahr.  Die  hohe  Ent- 
wicklung der  Fabrikindustrie  und  die  allgemeine  Anwendung  von 
Maschinen  sind  die  Ursache  vieler  Krankheiten ,  Unfälle  und 
Todesfälle  unter  den  in  den  Fabriken  tätigen  Personen.  Jährlich 
fällt  eine  Anzahl  von  Arbeitern  verschiedenen  Berufskrankheiten 
und  Unfällen  zum  Opfer  und  wird  arbeitsunfähig.  Mit  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  des  Kapitalismus  nimmt  dieses  einen 
so  großen  Umfang  an,  daß  jeder  Staat  sich  früher  oder  später 
gezwungen  sielit,  an  die  Lösung  des  großen  sozialen  Problems 
unserer  Zeit  heranzutreten,  an  die  Entschädigung  der  durch  Un- 
fall verletzten,  sowie  gänzlich  oder  teilweise  erwerbsunfähig  ge- 
wordenen Arbeiter  —  sei  es  mittels  staatlicher  Versicherung,  sei 
es  auf  einem  andern  Wege. 

Die  Grundlagen  der  Haftpflicht  in  Rußland  sind  im  Gesetz 
vom  2.  Juni  1903  enthalten,  welches"  von  der  »Entschädigung  der 
durch  Unfälle  in  Fabriken,  Bergwerken  und  Hüttenbetrieben  ver- 
letzten Arbeiter  und  Angestellten,  sowie  ihrer  Familienmitglieder« 
handelt. 

Dies  ist  das  erste  russische  Gesetz,  welches  ein  bestimmtes 
Recht  des  Unfallverletzten  auf  Entschädigung  anerkennt. 

Ueber  die  Beweggründe  zum  Erlaß  dieses  Gesetzes  lesen 
wir  in  den  Verhandlungen  des  Reichsrates:  »Die  Verwirklichung 
der  im  Gesetzentwurf  vorgesehenen  Entschädigung  für  arbeitsun- 
fähige Arbeiter  durch  die  Fabrikanten  wird  zweifellos  eins  der 
wirksamsten  Mittel  sein,  die  Arbeiterbevölkerung  zur  Ruhe  zu 
bringen.  Läßt  man  aber  diese  Dinge  ihren  Gang  gehen,  so  kann 
dies,  wie  das  Beispiel  anderer  Staaten  zeigt,  zu  ernsten  Erschüt- 
terungen der  gesellschaftliclien  Ordnung  führen.  Wohl  gibt  es 
in  Rußland  keine  sozialdemokratische  Partei,  wie  beispielsweise 
in  Deutschland,  aber  doch  ist  auf  die  geheime  Tätigkeit  von  re- 
gierungsfeindlichen   Personen,    die    die    Arbeiter    zum    Werkzeug 
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ihrer  verbrecherischen  Agitation  erwählt  haben,  Rücksiciit  zu 
nehmen.  Die  gesetzliche  Zusiclierung  einer  gerechten  Knischädi- 
gung an  den  verunglückten  Arbeiter  kann  eine  Verringerung  des 
Erfolges  der  erwähnten  Propaganda  zur  Folge  haben.  Dagegen 
ist  es  überhaupt  zweifelhaft,  ob  ein  solches  Resultat  allein  durch 
polizeilich-repressive  Maßregeln  zu  erreichen  ist« '). 

Der  wesentliche  Inhalt  des  Gesetzes  vom  2.  Juni  1903  ist 
die  Verpflichtung  der  Unternehmer  zur  Entschädigung  \on  Ar- 
beitern und  Angestellten,  wenn  die  Arbeit  im  Betrieb  die  Ursache 
von  Verletzung  oder  Tod  gewesen  ist. 

Dadurch  wird  die  Bestimmung,  der  Unfallverletzte  habe  vor 
Gericht  zu  beweisen,  daß  die  Schuld  für  den  Unfall  den  Unter- 
nehmer oder  seinen  Bevollmächtigten  treffe,  abgeschafft.  Wie 
überall,  so  hat  auch  in  Rußland  die  tägliche  Erfahrung  bewiesen, 
daß  die  Schuld  für  die  Unfälle  viel  weniger  den  Arbeiter  oder 
selbst  den  Unternehmer  als  die  allgemeinen  Bedingungen  der 
Produktion  trifift. 

Die  Grundlage  des  Gesetzes  bildet  die  sogen.  Theorie  des 
beruflichen  Risikos;  der  Arbeiter  braucht  nicht  irgend  ein  Ver- 
schulden von  irgend  jemanden  nachzuweisen,  der  Unternehmer 
ist  für  sämtliche  Unfälle  verantwortlich  und  haftbar.  Von  dieser 
Pflicht  wird  er  nur  entbunden,  »wenn  er  nachweist,  daß  die  Ur- 
sache des  Unfalles  die  böse  Absicht  des  Verletzten  selbst,  oder 
eine  durch  die  Umstände  des  Betriebes  nicht  gerechtfertigte 
grobe  Fahrlässigkeit  des  verunglückten  Arbeiters   war«   (§  2). 

Vom  Standpunkt  des  Arbeiters  ist  auch  die  Bestimmung 
von  wesentlichem  Interesse,  welche  besagt,  daß  der  Unternehmer 
nur  für  die  durch  Betriebsarbeiten  verursachten  Verletzungen  haft- 
bar ist.  Die  Folgen  der  Berufskrankheiten  lasten  nach  wie  vor 
ganz  auf  dem  Arbeiter.  Außerdem  sagt  das  Gesetz  nicht  näher, 
was  unter  einer  > durch  die  Bedingungen  und  Umstände  des  Be- 
triebs nicht  gerechtfertigten  groben  Fahrlässigkeit«  zu  verstehen 
ist.  Zw^eifellos  ist  aber  durch  diese  Klausel  ein  Teil  des  beruf- 
lichen  Risikos  wieder  dem  Arbeiter  auferlegt. 

Die  Höhe  der  Entschädigung  wird  durch  den  Grad  der  Ar- 
beitsunfähigkeit bestimmt.  Hat  der  Unfall  eine  vorübergehende 
Arbeitsunfähigkeit  zur  Folge,  so  erhält  der  Verletzte  die  Hälfte 
seines  tatsächlichen  Arbeitslohnes  bis  zum  Tage  der  Wiederer- 
langung seiner  Arbeitsfähigkeit.     Im    Falle    einer    dauernden    Ar- 

i)  Nach  Prokopoivitsch  >Zur  Arbeiterfragec,  .'^.   iii. 


—     I05     — 

beitsunfähigkeit  erhält  der  Verletzte  eine  Rente  von  -/a  des 
Jahresarbeitslohnes,  wenn  die  Arbeitsunfähigkeit  eine  vollständige 
ist,  und  eine  nach  dem  Grad  des  Verlustes  der  Arbeitsfähigkeit 
abgestufte  Rente,  wenn  die  Arbeitsunfähigkeit  nur  "eine  teilweise 
ist  (§  6  und  7). 

Außerdem  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  dem  Verletzten, 
falls  er  ihm  keine  unentgeltliche  ärztliche  Hilfe  angedeihen  läßt, 
die  Kosten  des  Heilverfahrens  bis  zur  Wiederherstellung  oder 
bis  zur  lunstellung  der  Behandlung  zu  ersetzen.  Der  Ersatz  dieser 
Kosten  wird  nach  Maßgabe  der  in  den  örtlichen  Krankenhäusern 
erhobenen  Sätze  berechnet  (§  10.)  Hat  der  Unfall  den  Tod  des 
Verletzten  zur  Folge,  so  hat  der  Unternehmer,  außer  den  Kosten 
der  Beerdigung  (§  11)  den  Familienmitgliedern  des  Verstorbenen 
Renten  in  folgender  Höhe  zu  zahlen:  der  Witwe  '/s  des  Jahres- 
arbeitslohnes, den  Kindern  bis  zu  ihrem  15.  Lebensjahr  je  '/c 
desselben.  Die  Gesamthöhe  der  gezahlten  Renten  darf  jedoch  2/3 
des  Jahresarbeitslohnes  des  Verstorbenen  nicht  überschreiten 
(^.12  und   15). 

Dies  sind  die  Rechte  der  Unfallverletzten,  bez.  der  Ange- 
hörigen der  durch  Unfall  Verstorbenen.  Aber  wie  werden  sie 
verwirklicht?  Aus  dem  Wesen  des  Gesetzes  folgt:  hat  es  der 
Verletzte  nicht  mehr  nötig,  die  Schuld  von  irgend  jemand  zu  be- 
weisen, sind  seine  Rechte  vom  Gesetz  festgesetzt,  so  vereinfacht 
sich  auch  die  Arbeit  jener  Behörde,"  die  die  Ansprüche  der  Ar- 
beiter zu  prüfen  hat,  so  ist  auch  die  Heranziehung  des  Gerichts 
zur  Feststellung  der  Rechte  der  Verletzten  in  jedem  einzelnen 
Falle  nicht  mehr  nötig.  Das  Gericht  kann  von  anderen  Institu- 
tionen mit  einfacherem  Verfahren  ersetzt  werden.  Aus  diesen 
Erwägungen  ist  auch  der  allgemeine  Weg,  auf  dem  der  Unfall- 
verletzte seine  Rechte    zu    verwirklichen  hatte,  geändert  worden. 

Die  Hauptperson  des  neuen  Verfahrens  ist  nach  dem  Gesetz 
vom  2.  Juni  1903  der  Fabrikinspektor,  der  die  zwischen  dem 
Unfallverletzten  und  dem  Unternehmer  abgeschlossenen  Verein- 
barungen über  Art  und  Höhe  der  Entschädigung  zu  beglaubigen 
hat.  Er  kann  jedoch  die  Beglaubigung  versagen,  wenn  er  zur 
Ueberzeugung  kommt,  daß  die  Vereinbarung  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  wesentlich  und  offensichtlich  zuwiderläuft  (§  31). 
-> Falls  eine  freiwillige  Vereinbarung  der  Parteien  in  der  im  §  31 
vorgesehenen  Weise  nicht  erfolgt,  steht  es  jeder  Partei  frei,  sich 
mit  einem  mündlichen    oder  schriftlichen  Gesuch  an  den  Fabrik- 
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inspektor  um  Erläutciiing  der  den  Parteien  zustehenden  Rechte 
und  obliegenden  Pllichten  zu  wenden«  (§   32). 

Uni  die  Parteien  zur  Beglaubigung  der  Vereinbarungen  zu 
bewegen,  stellt  das  Gesetz  demjenigen  Unternehmer,  der  auf  Be- 
glaubigung verzichtet,  eine  Entziehung  gewisser  Vorteile  in  Aus- 
sicht. So  läßt  es  dem  Arbeiter,  der  eine  von  der  Fabrikinspektion 
nicht  beglaubigte  Vereinbarung  eingegangen  ist,  das  Recht,  vor 
Gericht  auf  Entschädigung  7A\  klagen  (§  38).  Andererseits  aber 
geht  derjenige  Arbeiter,  welcher  vor  Erhebung  der  Klage  sich 
nicht  an  den  Eabrikinspektor  gewandt  hat,  des  Rechts  auf  Rück- 
erstattung der  Gerichts-  und  Anwaltskosten  verlustig  (§  40).  Eine 
vom  Fabrikinspektor  beglaubigte  Vereinbarung  wird  einem  vor 
Gericht  abgeschlossenen  Vergleich  gleichgeachtet  (§  31).  Nach 
§  1366  der  Zivilprozeßordnung  wird  ein  durch  solchen  Vergleich 
beendeter  Prozeß  als  »endgültig  abgeschlossen  betrachtet,  und 
weder  die  Parteien  noch  ihre  Erben  können  ,  ihn  wieder  aufneh- 
men«-. 

Hieraus  ist  deutlich  zu  sehen,  welch  große  rechtliche  Be- 
deutung der  Beglaubigung  des  Inspektors  zukommt.  Man  kann 
aber  darüber  im  Zweifel  sein,  wieweit  die  Fabrikinspektion  im- 
stande ist,  dieser  großen  und  äußerst  verantwortungsvollen  Auf- 
gabe gerecht  zu  werden;  denn  einmal  ist  die  Anzahl  der  F"abrik- 
inspektoren  nur  gering  und  dann  ist  auch  zu  beobachten,  daß 
sie  äußerstschwach  auf  Uebertretungen  undVerletzungen  des  Gesetzes 
durch  die  Unternehmer  und  deren  Vertreter  reagieren.  Wir  haben 
bereits  in  anderem  Zusammenhang  gesehen,  daß  in  den  aller- 
meisten Fällen  die  Unternehmer  mit  einem  bloßen  Verweis  davon- 
kommen und  sich  nur  sehr  selten  gerichtlich  verantworten  müssen. 
Aber  selbst  wenn  wir  eine  völlige  Unparteilichkeit  der  F'abrik- 
inspektion  bei  Vornahme  der  Beglaubigungen  voraussetzen  wollen, 
so  bleibt  doch  noch  ein  sehr  gewichtiger  Flinwand  bestehen.  Eine 
von  der  Inspektion  beglaubigte  Vereinbarung  bedeutet  die  unangreif- 
bare Grundlage  aller  Entschädigungsansprüche.  Wird  aber  den 
Akten  der  Fabrikinspektion  eine  so  hohe  rechtliche  Bedeutung 
beigemessen,  so  muß  das  Gesetz  auch  gewisse  Garantien  für  Ob- 
jektivität und  Sachkenntnis  der  Inspektionsbeamten  bieten,  oder 
es  muß  die  Bestimmung  enthalten,  daß  gegen  die  vom  Ver- 
letzten unterschriebene  und  von  der  F"abrikinspektion  beglaubigte 
Vereinbarung  auf  Verlangen  des  Verletzten  Berufung  eingelegt 
werden  kann.     Der  Grundsatz  aber,  daß  es  gegen  die  Beschlüsse 
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eines  Beamten,  der  die  Rechte  des  Verletzten  feststellt,  keine 
Berufung  gibt,  bietet  keinerlei  Garantien  für  die  Rechtmäßigkeit 
der  Handlungen  des  Beamten. 

Vor  Gericht  aber  befindet  sich  der  Unfallverletzte  durch  das 
Gesetz  vom  2.  Juni  1903  in  einer  ungleich  günstigeren  Position 
als  bisher;  auf  Grund  des  Armenrechts  tritt  für  sämtliche  Unfall- 
entschädigungsprozesse ein  abgekürztes  Verfahren  ein,  und  das 
Honorar  der  Anwälte  ist  durch  eine  Taxe  bestimmt  (§  41).  Den 
wichtigsten  Punkt  dieser  Bestimmungen  bildet  §  53;  die  auf 
Grund  des  Gesetzes  festgesetzten  Renten  und  Entschädigungen 
dürfen  nicht  zur  Deckung  von  privaten  oder  Staatsforderungen 
herangezogen,  dürfen  nicht  mit  Beschlag  belegt,  veräußert  oder 
auf  irgend  eine  andere  Art  abgetreten  werden.  Dadurch  ist  der 
Ausbeutung  der  Unfallverletzten  durch  die  Winkeladvokaten  eine 
Schranke  gesetzt,  und  solche  Fälle,  wo  diese  letzteren  sich  die 
zukünftige  Rente  des  Verletzten  abtreten  ließen  und  ihnen  dann 
nur  25%   derselben  auszahlten,  sind  nicht  mehr  möglich. 

Das  Gesetz  sieht  auch  eine  ganze  Reihe  von  Maßnahmen 
vor,  um  den  Unternehmer  zur  Zahlung  der  gesetzlich  zustehenden 
Rente  zu  zwingen  und  den  Unfallverletzten  bei  etwaiger  Insolvenz 
des  Unternehmers  schadlos  zu  halten.  Nach  i^  44  »hat  der  Un- 
ternehmer, welcher  die  Entschädigung  nicht  pünktlich  auszahlt, 
für  die  versäumten  Termine  eine  Zuschlagsentschädigung  zu  ent- 
richten im  Betrag  von  i  %  pro  Monat  der  Summe  der  fälligen 
Zahlung.  Ist  die  Zahlung  mehr  als  6  Monate  versäumt  worden, 
so  muß  die  regelmäßige  Ausführung  der  Zahlungen  in  der  in 
§  46  angegebenen  Weise  sichergestellt  werden«.  §  46  verpflichtet 
den  Unternehmer,  die  Regelmäßigkeit  der  Zahlungen  durch  Ver- 
sicherung der  Renten  sicherzustellen.  Wie  aber  der  Unternehmer 
zur  Versicherung  angehalten  werden  kann,  sagt  das  Gesetz  nicht. 

Was  die  Unfallverletzten  anbetrifft,  die  keine  Rente,  sondern 
eine  Entschädigung  erhalten,  so  weist  ihnen  §  48  im  P'alle  der 
Zahlungsunfähigkeit  der  Unternehmer  eine  im  Vergleich  zu  andern 
Gläubigern  bevorzugte  Stellung  zu.  Aber  alle  diese  Maßnahmen 
können  das  gesteckte  Ziel  nicht  erreichen.  Der  nicht  insolvente 
Unternehmer  kann  stets  die  Auszahlung  der  Rente  oder  Ent- 
schädigung herausschieben;  denn  ihn  bedroht  dabei  nur  die 
ganz  geringe  Strafe  von  i  %  der  Summe,  weitere  Strafbestim- 
mungen   enthält  das  Gesetz    nicht.     Dem  Arbeiter    des  zahlungs- 
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unfähigen  Unternehmers  aber  nützt  es  recht  wenig,  daß  er  in  der 
ersten  Reihe  der  Gläubiger  steht. 

Es  ist  indessen  klar,  daß  diese  Mängel  zum  Teil  unausbleib- 
liche Folgen  des  dem  Gesetz  zugrunde  gelegten  Prinzips  der  indi- 
viduellen Haftung  des  Unternehmers  sind.  Doch  hat  die  Praxis 
anderer  Staaten  einen  Ausweg  aus  dieser  Situation  gefunden. 
So  geschehen  in  Frankreich  die  Auszahlungen  der  Renten  und 
Entschädigungen  aus  einem  besonderen  staatlichen  Fonds,  und 
die  ausgezahlte  Summe  wird  später  beim  Besitzer  des  zur  Ent- 
schädigung verpflichteten  Betriebs  eingezogen.  Leider  hat  aber 
unser  Gesetz    das  Beispiel  anderer  Länder    außer  Acht  gelassen. 

So  beruht  das  Gesetz  vom  2.  Juni  1903  zwar  im  wesentlichen 
auf  denselben  Grundlagen  wie  die  meisten  europäischen  Gesetze 
über  die  Haftpflicht  der  Unternehmer  für  Betriebsunfälle,  doch 
sind  seine  Mängel  nur  zu  einem  Teil  eine  Folge  des  ihm  zugrunde 
liegenden  Prinzips  der  individuellen  Haftpfliclit,  zum  anderen  Teil 
bilden  sie  die  Eigentümlichkeit  gerade  dieses  Gesetzes. 

Wie  dem  aber  auch  sei,  es  ist  der  erste  Schritt  bereits  ge- 
tan, und  zweifellos  wird  Rußland,  das  mit  der  Haftpflicht  der 
Unternehmer  begonnen  hat,  auch  zur  obligatorischen  staatlichen 
Unfall-  und  Invalidenversicherung  übergehen.  Ein  Gesetzentwurf 
solchen  Inhalts  ist  unseren  gesetzgeberischen  Instanzen  bereits 
vorgelegt  worden. 
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Dritter    Teil. 

Die  Arbeitervertretungen. 

I.  Die  Fabrikstarosten, 

Daß  sich  die  Arbeiter  in  Berufsvereinen  organisieren,  ist  eine 
für  die  kapitalistische  Produktion  beinahe  notwendige  Erscheinung. 
Sie  entspringt  unvermeidlich  den  Bedingungen,  in  die  sich  der 
einzelne  Arbeiter  durch  die  moderne  Großindustrie  gestellt  sieht. 
Alle  Bemühungen  des  einzelnen  zur  Verbesserung  seiner  Lage 
bleiben  meist  fruchtlos,  und  nur  im  Verein  mit  seinesgleichen 
vermag  er  durch  Selbsthilfe  zu  nennenswerten  Erfolgen  zu  ge- 
langen. 

Mit  der  Bildung  von  Berufsvereinen  wird  erst  eine  Vertre- 
tung der  organisierten  Arbeiter  möglich,  diese  nimmt  höchst 
mannigfaltige  Formen  an. 

Bei  uns  in  Rußland  sind  Versuche  gemacht  worden,  die  Ver- 
tretung der  Arbeiter  durch  sogen.  Arbeiterkomitees  zu  beschaffen. 
Doch  wollte  damit  die  Regierung  die  Vertretung  auf  die  einzelne 
Fabrik,  den  einzelnen  Betrieb  beschränken  und  den  Arbeitern 
das  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  wichtigste  Recht  vorenthalten, 
das  Recht  auf  Bildung  von  Berufsvereinen. 

Der  Gedanke  der  Arbeitervertretung  an  sich  ist  nicht  neu. 
Auch  die  österreichische  Regierung  hatte  seinerzeit  dem  Parla- 
ment einen  hierauf  zielenden  Gesetzentwurf  vorgelegt.  In  Deutsch- 
land waren  es  die  gemäßigten  Sozialpolitiker  und  aufgeklärte 
Unternehmer,  die  für  den  Gedanken  eintraten  und  ihn  in  die  Tat 
umsetzten. 

Betrachten  wir  nunmehr  seine  Durchführung  in  Rußland. 

Bis  zurVeröfifentlichung  des  Gesetzes  über  die  Fabrikstarosten 
(Vertrauensmänner)wares  den  Arbeitern  verboten,  gemeinsam  irgend 
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welche  Beschwerden,  Wünsche  usw.  über  die  Zustande  iniBctricbzu 
äußern.  Dem  dringenden  Bedürfnis  nacli  solcher  Befugnis  schien  der 
Gesetzgeber  durch  ein  Gesetz  entgegenkommen  zu  wollen.  In 
einem  Expose  des  Finanzministeriums  lesen  wir:  »Es  wäre  von 
Nutzen,  den  Arbeitern  das  Recht  zu  gewähren,  für  Verhandlungen 
mit  der  Betriebsverwaltung  oder  Fabrikinspektion  ständige  Ver- 
trauensmänner aus  ihrer  Mitte  zu  wählen«^). 

Nach  dem  neuen  Gesetz  sind  die  Fabrikstarosten  die  Organe, 
die  solche  Verhandlungen  zu  führen  bestimmt  sind.  Doch  haben 
die  Arbeiter  kein  Initiatixrecht  bei  der  Einführung  dieses  Instituts. 
Nach  §  I  des  Gesetzes  »steht  den  Fabrikverwaltungen  mit  Ge- 
nehmigung des  Fabrikamtes  das  Recht  zu,  nachdem  die  Arbeiter 
vorher  in  Klassen  eingeteilt  sind,  durch  jede  Klasse  Kandidaten 
für  den  Posten  des  Vertrauensmanns  zu  wählen.  Von  den  ge- 
wählten Kandidaten  wird  einer  von  der  Fabrikverwaltung  als 
Vertrauensmann    der  Klasse,    die  ihn  aufgestellt  hat,    bestimmt«. 

Im  Gesetzentwurf  des  F'inanzministeriums  war  zu  lesen:  »Dem 
örtlichen  Fabrikant  steht  das  Recht  zu,  die  Fabrikverwaltung  zur 
Einführung  des  Vertrauensmännerinstituts  zu  verpflichten,  wenn 
wirklich  eine  Notwendigkeit  dafür  besteht  und  die  Verwaltung 
es  trotzdem  nicht  einführen  will'  "). 

Indem  aber  der  Gesetzgeber  den  Zwang  zur  Bildung  solcher 
Arbeiterausschüsse  bei  Seite  schiebt,  macht  er  vom  Ermessen 
des  Unternehmers  abhängig,  ob  dieser  ein  solches  ständiges 
Organ  für  Verhandlungen  mit  den  Arbeitern  für  notwendig  er- 
achtet. So  wird  der  Unternehmer,  der  im  allgemeinen  sich  von 
seinen  engen  egoistischen  Interessen  leiten  läßt,  zum  Richter  in 
einer  Angelegenheit,  die  die  Interessen  der  ihm  entgegengesetzten 
Klassen  aufs  tiefste  berührt. 

Aber  selbst  wenn  der  Unternehmer  es  für  nötig  befunden 
hat,  in  seiner  Fabrik  Vertrauensmänner  einzuführen,  so  muß  er 
dazu  die  Genehmigung  des  zuständigen  Fabrikamtes  einholen, 
wobei  dieses  letztere  gar  nicht  verpflichtet  ist,  sie  zu  erteilen  — 
im  Gegenteil,  es  kann  das  Gesuch  des  Unternehmers  aus  allen 
möglichen  Gründen  abweisen. 

Da  wir  nun  gesehen  haben,  daß  in  den  Fabrikämtern  der 
Gouverneur  die   Hauptperson  ist,    können   wir  getrost  sagen,   daf^ 


i)  Expose  des  Finanzministeriums    v.    14.  März   1903.  Siehe    »Materialien 
Arbeiterfrage,  II.  Liefer.  S.   I. 
2)  a.  a.  O.  -S.    16. 
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die  Vertretung  der  Arbeiter  durch  dieses  Gesetz  völlig  der  Will- 
kür von  Unternehmer  und  der  Polizei  ausgeliefert  ist.  Nach  der 
treffenden  Bemerkung  von  F.  Striive  »haben  die  Arbeiter  auch 
durch  das  neue  Gesetz  keinerlei  Recht  erhalten,  mid  iiberhaupt 
werden  sowohl  das  Gesetz  als  auch  die  betreffenden  Aeußerungen 
des  Staatsrats  von  der  offensichtlichen  Tendenz  beherrscht,  die 
Macht  des  Unternehmers  in  seinem  Betrieb  ungebrochen  weiter 
bestehen  zu  lassen«  ^). 

Die  Petersburger  Unternehmer  haben  diese  Tendenz  in  der 
naivsten  Form  zum  Ausdruck  gebracht,  indem  sie  sich  in  der 
beim  Finanzministerium  gebildeten  Kommission  folgendermaßen 
äußerten  :  »Die  Frage  der  Vertretung  der  Arbeiter  steht  im  Wi- 
derspruch zu  den  Grundbedingungen  des  industriellen  Lebens. 
Der  Unternehmer  stellt  auf  seiner  Fabrik  den  Arbeiter  ein  und 
nicht  ihren  Verein  oder  Verband  ;  er  ist  deshalb  auch  nicht  ver- 
pflichtet, Arbeitervertreter  anzuerkennen  und  seine  Beziehungen 
zu  den  Arbeitern  in  einer  andern  als  der  vom  Gesetz  ausschließ- 
lich vorgeschriebenen  Form  zu  ordnen.  Jeder  Arbeiter,  der  mit 
den  Bedingungen  der  Fabrik  unzufrieden  ist,  kann  gehen ;  die 
allgemeinen  Bedingungen  werden  aber  durch  das  Gesetz  normiert. 
Es  gibt  überhaupt  keine  Fragen,  in  deren  Erörterung  mit  den 
Starosten  (Vertrauensmännern)  der  Unternehmer  sich  einlassen 
könnte,  denn  es  ist  ja  nicht  anzunehmen,  dafi  Fragen  der  Ar- 
beitszeit und  des  Arbeitslohnes  den  Gegenstand  einer  solchen 
Erörterung  bilden  können«  -). 

Weiterhin  ist  der  Gedanke  der  Arbeitervertretung  vom  Ge- 
setz stark  modifiziert  worden.  Die  Arbeiter  werden  in  Klassen 
eingeteilt,  sie  werden  zersplittert.  Nach  §  6  wird  die  Klassenein- 
teilung von  der  Fabrikverwaltung  vorgenommen  und  vom  Gou- 
verneur bestätigt. 

Begreiflicherweise  werden  Unternehmer  und  Polizei  bemüht 
sein,  die  Klasseneinteilung  in  einer  Weise  vorzunehmen,  die  die 
Einigkeit  der  Arbeiter  möglichst  erschwert.  Eine  Vertretung  der 
Arbeiter  ist  aber  nur  dann  von  Nutzen,  wenn  die  Arbeitereine 
Masse  bilden.  Die  einzige  Quelle  der  Kraft  des  wirtschaftlich 
schwachen  Arbeiters  ist  seine  Vereinigung  mit  seinesgleichen, 
ist  seine  Organisation. 

Die  von    der  Fabrikverwaltung  gebildeten  und  vom  Gouver- 


i)  a.  a.  O.  Vorwort,  S.  VI. 
2)  a.  a.  U.  S.  22 — 23. 
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neur  bestätigten  Klassen  der  Arbeiter  wählen  aber  nurdieKan- 
didaten  für  den  Posten  des  Vertrauensmannes.  Die  Fabrik- 
verwaltung  bestimmt  einen  derselben  endgültig. 

Das  Alter  der  zu  wählenden  Kandidaten  ist  ebenfalls  im 
Gesetz  bestimmt.  Die  Beweggründe  dieser  Festsetzung  sind  nicht 
uninteressant,  weshalb  wir  sie  auch  anführen  wollen:  »Die  per- 
sönlichen Eigenschaften  der  Vertrauensmänner  und  die  Art  ihrer 
Nominierung  sind  zweifellos  von  größter  Bedeutung  für  die  Praxis 
des  Gesetzes.  Im  Interesse  der  Ordnung,  und  also  auch  im  In- 
teresse der  Fabrikverwaltung,  muß  der  Vertrauensmann  eine  er- 
fahrene genügend  entwickelte ,  wohlgesinnte  und  verständige 
Persönlichkeit  sein«.  Was  ist  aber  das  Kriterium  für  Wohlge- 
sinntheit und  Verständigkeit?  Hier  wird  das  Poli/.eidepartement 
zur  Hilfe  gerufen:  »In  Erwägung  der  Tatsache,  daß  nach  den 
Angaben  des  Polizeidepartements  das  unruhigste  Element  der 
Arbeiterschaft  Personen  im  Alter  von  17  bis  20  Jahren  bilden, 
ist  es  geraten,  in  das  Gesetz  eine  Bestimmung  aufzunehmen,  wo- 
nach Personen  unter  21  Jahren  nicht  zu  Vertrauensmännern  be- 
stimmt werden  können«  ^) 

Der  Staatsrat  erachtete  aber  diese  Grenze  als  zu  niedrig 
gegrififen  und  setzte  sie  auf  25  Jahre  fest.  Doch  steht  derF'abrik- 
verwaltung  das  Recht  zu,  über  die  gesetzliche  Altersnorm  hin- 
auszugehen. 

Das  Streben  des  Gesetzgebers  nach  Wahrung  der  Ordnung 
tritt  besonders  bei  der  I-^rage  nach  Kompetenz  und  Tätigkeit  der 
Vertrauensmänner  hervor.  Laut  §  3  ist  der  Starosta  >'der  Ver- 
trauensmann der  Klasse,  die  ihn  gew^ählt  hat;  er  ist  bevollmäch- 
tigt, der  Betriebsverwaltung  und  auch  den  Behörden  und  Be- 
amten, welchen  die  Aufsicht  über  die  Ordnung  und  Wohlfahrt 
im  Betriebe  anvertraut  ist,  die  Bedürfnisse  und  Bitten  der  Ar- 
beiter sowohl  hinsichtlich  der  des  Arbeitsvertrags,  als  auch  hin- 
sichtlich der  allgemeinen  Lebensbedingungen  der  Arbeiter  auf 
der  Fabrik  vorzutragen.  Ebenso  werden  die  Anordnungen  der 
Betriebsverwaltung  und  Behörden  und  ihre  Antworten  auf  die 
eingereichten  Gesuche  und  Beschwerden  durch  Vermittlung  der 
Vertrauensmänner  den  Arbeitern  bekanntgegeben«. 

Auf  diese  Weise   ist    der  Vertrauensmann  nur  eine  Vermitt- 
lungsinstanz  zwischen    den  Arbeitern   einerseits    und  der  Fabrik- 
verwaltung und  den  Behörden  andererseits.    Der  Vertrauensmann 
i)  a.  a.  o.  S.  12. 
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wird  über  die  Bedürfnisse  und  Bitten  der  Arbeiter  vorstellig. 
Aber  um  welche  Bedürfnisse  handelt  es  sich  hier?  Das  Gesetz 
spricht  nur  von  solchen,  die  sich  auf  die  Erfüllung  des  Arbeits- 
vertrags beziehen.  Die  Mehrzahl  aller  Bitten  und  "Beschwerden 
der  Arbeiter,  diejenigen  über  Aenderung  des  Vertrags  zugunsten 
einer  kürzeren  Arbeitszeit,  eines  höheren  Lohns  usw.,  dürfen  nach 
dem  Wortlaut  des  Gesetzes  von  den  Vertrauensmännern  nicht 
weitergegeben  werden.  So  hat  denn  das  Gesetz  jene  Anlässe, 
die  am  häufigsten  zur  Einreichung  kollektiver  Bitten  und  Beschwer- 
den geführt  haben,  gar  nicht  berücksichtigt. 

Diese  Fassung  des  Gesetzes  ist  unmittelbar  unter  dem  Druck 
der  Unternehmer  zustande  gekommen.  Im  Entwurf  war  nämlich 
zu  lesen,  daß  »die  Vertrauensmänner  zum  Zweck  des  Verkehrs 
mit  den  Arbeitern  in  allen  auf  dem  Boden  des  Arbeitsvertrags 
entstehenden  Angelegenheiten  ernannt  werden«.  Doch  wandten 
sich  die  Unternehmer  energisch  gegen  diese  Bestimmung,  wir 
brauchen  nur  an  die  bereits  zitierte  Auslassung  der  Petersburger 
Unternehmer  zu  erinnern.  Dadurch  aber,  d.  h.  durch  den  Aus- 
schluß der  wichtigsten  Fragen  des  Fabriklebens  aus  der  Kompe- 
tenz der  Vertrauensmänner,  ist  eigentlich  die  ganze  Einrichtung 
überflüssig  gemacht  worden. 

Der  Vertreter  der  Moskauer  Industriellen,  Krestowinikow, 
erklärte  sich  zwar  mit  der  Schaffung  der  Vertrauensmännerinsti- 
tution einverstanden,  fand  aber,  daß  »die  Worte  des  Gesetzes: 
^aus  dem  Arbeitsvertrag  entstehende  Streitigkeiten«  von  den  Ar- 
beitern leicht  als  direkte  Aufforderung  zum  Anschneiden  von 
Fragen  über  Aenderungen  verschiedener  Vertragsbedingungen 
gedeutet  .verden  und  so  dazu  beitragen  können,  daß  solche  Fra- 
gen stetig  auftauchen«  ^).  Daher  befürwortete  er,  daß  diese 
Worte  aus  dem  Entwurf  gestrichen   würden. 

Wie  wir  gesehen  haben,  hat  der  Gesetzgeber  dem  Einspruch 
der  Unternehmer  stattgegeben  und  die  Fragen  der  Aenderung 
des  Arbeitsvertrags  aus  der  Kompetenz  der  Vertrauensmänner 
ausgeschlossen. 

Aber  nicht  einmal  alle  Fragen  der  Erfüllung«  des  Vertrags 
dürfen  von  den  Arbeitern  mit  ihren  Vertrauensmännern  bespro- 
chen werden.  »Zur  Besprechung  der  im  §  3  erwähnten  Ange- 
legenheiten kann  der  Vertrauensmann  diejenige  Klasse  der  Ar- 
beiter,   von    der    er    gewählt  ist,    an  einem    von  der    Verwaltung 

i)  a.  a.  O.  S.  25. 
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bestimmten  Ort  und  Zeitpunkt  /.usammenkommen  lassen,  wobei 
der  Vertrauensmann  selbst  für  Wahrunt,^  der  nötigen  Ordnung 
zu  sorgen  hat.  Zur  Besprechung  \on  h^agen,  die  mehrere  Klas- 
sen betreffen,  versammeln  sich  nur  ihre  Vertrauensmänner'  (§  5). 

Ks  fragt  sich  nun,  was  der  Vertrauensmann  tun  kann,  wenn 
der  Unternehmer,  um  die  Besprechung  von  bestimmten,  ihm  un- 
angenehmen Fragen  /.u  verhindern,  sich  weigert,  der  Versamm- 
lung einen  Raum  zur  Verfügung  zu  stellen  oder  eine  Zeit  be- 
stimmt, in  der  die  Arbeiter  sich  unmöglich  in  einer  zAir  Beschluß- 
fassung notwendigen  Anzahl  \ersammeln  können  ?  Nach  dem 
Sinn  des  Gesetzes  sind  Versammlungen,  die  an  einem  von  der 
Verwaltung  nicht  bestimmten  Ort  und  Zeitpunkt  stattfinden,  un- 
gesetzlich. Nur  zu  leicht  können  auf  diesem  Boden  höchst  un- 
liebsame Reibungen  zwischen  den  Arbeitern  und  dem  Unterneh- 
mer, dem  das  Gesetz  ein  so  bequemes  Mittel  zur  Umgehung  in 
die  Hand  gibt,  entstehen.  Der  Unternehmer  ist  ja  vor  allem  an 
dem  Schut/,   der  Interessen  seiner   Fabrik  interessiert. 

Man  braucht  nicht  lange  nach  Beispielen  für  das  Gesagte 
zu  suchen.  Die  Zeitschrift  >Prawda«  schreibt  in  ihrer  ;  Rund- 
schau des  inneren  Lebens«  :  »Nach  allen  uns  bekannten  Statuten, 
die  zur  Einführung  (des  Instituts  der  Vertrauensmänner)  vorge- 
schlagen sind,  darf  die  Besprechung  einer  Klasse  von  Arbeitern 
mit  ihrem  Vertrauensmann  nur  unter  den  von  der  Verwaltung 
gestellten  Bedingungen  stattfinden,  und  der  Vorsitzende  der  Ver- 
sammlung ist  verpflichtet,  die  Beratung  über  solche  Punkte,  die 
nicht  vorher  auf  die  Tagesordnung  gestellt  W'orden  sind,  zu  ver- 
hindern- ^).  Auf  diese  Art  wird  die  Tagesordnung  der  Ver- 
sammlung einseitig  von  der  Fabrikverwaltung  festgesetzt,  die 
natürlich  hier  nicht  zu  weitherzig  verfährt.  Im  Entwurf  der 
Fabrik  A.  Seh.  heißt  es  z.  B.:  »Es  ist  verboten,  Angelegenheiten 
zu  besprechen,  die  von  der  Fabrik  entlassene  Arbeiter  betreffen. 
Der  Vertrauensmann  ist  verpflichtet,  einen  tätigen  Anteil  an  der 
Schlichtung  aller  die  Arbeiter  betreffenden  Streitfragen  zu  nehmen 
und  die  Interessen  des  Fabrikbesitzers  gegen  etwaige  unmäßige 
Ansprüche  der  Arbeiter  zu  schützen.  Der  Fabrikdirektor  kann 
an  allen  Versammlungen  teilnehmen  und  hat  beratende  Stimme«  ^). 

Welche  Gründe  haben  den  Gesetzgeber  zum  Erlaß  dieses 
Gesetzes  bestimmt  ?     Der    Staatsrat    äußert   sich    folgendermaßen 


i)  Jahrgang   1903,  N.   i,  .S.  279. 
2)  a.  a.  O. 
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dazu:  »Da  die  Fabrikverwaltung  unmittelbar  an  der  Aufrechter- 
haltung der  Ordnung  interessiert  ist  und  gleichzeitig  am  besten 
alle  lokalen  Eigentümlichkeiten  des  Betriebs  kennt,  so  ist  sie  die 
kompetenteste  Instanz  in  dieser  Fragen  ^).  »Es  liegt  kaum  ein 
Anlaß  zu  Befürchtungen  vor«,  —  lesen  wir  in  den  Sitzungspro- 
tokollen des  Staatsrats,  »daß  im  Fall  der  Gesetzwerdung  des 
vorliegenden  Entwurfs  es  den  gegen  die  Regierung  agitierenden 
Leuten  leichter  sein  wird,  die  Arbeiter  in  ihrem  Sinn  zu  beein- 
flussen. Diese  Agitation  und  geheime  Zusammenkünfte  der  Ar- 
beiter finden  auch  gegenwärtig  statt.  Sind  sie  aber  einmal  vor- 
handen, so  ist  es  besser,  sie  offen  zuzulassen  und  unter  die 
Kontrolle  von  Vertrauensmännern  zu  stellen.  Bei  genügend  vor- 
sichtigem Vorgehen  ist  es  sehr  leicht  möglich,  daß  diese  Personen 
im  Fall  von  Mißstimmung  oder  sogar  Unruhen  unter  den  Ar- 
beitern der  Fabrikverwaltung  wesentliche  Dienste  erweisen  wer- 
den« ^). 

So  wird  das  Vertrauensmännerinstitut  zu  einem  Mittel,  die 
Stimmung  der  Arbeiterschaft  auszukundschaften  und  sogar  dem 
Unternehmer  Dienste  zu  erweisen. 

Nach  dem  Gesagten  kann  man  sich  leicht  vorstellen,  welch 
geringen  Einfluß  der  Vertrauensmann  auf  die  Arbeiterangelegen- 
heiten eines  Betriebs  haben  kann.  Nicht  nur  ist  die  Organisation 
der  ganzen  Arbeiterschaft  des  Betriebs  verboten,  es  ist  auch  den 
Arbeitern  einer  Klasse  verwehrt,  ihre  Vertrauensmänner  frei  zu 
wählen;  sie  dürfen  nur  Kandidaten  aufstellen  und  der  Unterneh- 
mer bestimmt  nach  seinem  Gutdünken  einen  von  ihnen  zum  Ver- 
trauensmann. Eine  solche  Einrichtung  kann  für  die  Arbeiter  nur 
von  ganz  geringer  Bedeutung  sein.  Wenn  der  Vertrauensmann 
nicht  energisch  genug  die  Interessen  des  Unternehmers  vertritt, 
zieht  er  sich  dessen  Unzufriedenheit  zu,  und  dieser  findet  schon 
Mittel  und  Wege,  um  den  mißliebigen  Vertrauensmann  zu  be- 
seitigen. Stellt  sich  aber  der  Vertrauensmann  auf  die  Seite  des 
Unternehmers,  so  wird  er  den  Arbeitern  verhaßt. 

Aber  der  Vertrauensmann  muß  auch  den  administrativen 
Behörden  gefallen:  *  Vertrauensmänner,  die  ihrer  Bestimmung 
nicht  genügen,  können  noch  vor  Ablauf  des  Zeitraums  ihrer 
Vollmacht  von  dem  Gouverneur  abgesetzt  werden«   (§  8). 

Von  welchem  Standpunkt  aus  der  Gouverneur  die  Befähigung 

i)  Siehe  Materialien  z.  Arbeiterfrage,  S.   12. 
2)  a.  a.  O.   S.   34—35- 
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des  Vertrauensmanns,  seinen  Posten  auszufüllen,  zu  beurteilen 
hat,  darüber  schweigt  das  Gesetz.  Aber  es  ist  kaum  zu  bezwei- 
feln, daß  er  unter  Berufung  auf  diesen  Paragraphen  auch  jene 
Vertrauensmänner,  die  energisch  für  Arbeiterinteressen  eintreten, 
absetzen  und  möglicherweise  auch  von  der  Fabrik  entfernen  wird 
—  aus   Gründen  öffentlicher  Sicherheit  natürlich. 

Die  erwähnte  Zeilschrift  »Prawda«  schreibt  aus  diesem  An- 
laß: »Man  kann  mit  Bestimmtheit  sagen,  daß  die  Unternehmer 
sich  jedenfalls  das  Ziel  stecken  werden,  die  Vertrauensmänner 
»zahm«  zu  machen,  mit  Geldgratifikation  und  ähnlichen  Mitteln 
werden  sie  bestrebt  sein,  sie  mehr  den  Unternehmer-  als  den 
Arbeiterinteressen  geneigt  zu  machen«  ^).  Die  Arbeiter  werden 
selbstverständlich  solchen  Vertrauensmännern  gleichgiltig  und 
mißtrauisch  gegenüberstehen,  und  man  konnte  daher  von  vorn- 
herein annehmen,  daß  alle  ]^emühungen  zur  Weiterentwicklung 
und  Verbreitung  dieser  Vermittlungsorgane  Schiffbruch  erleiden 
würden. 

Diese  Voraussage  wird  durch  die  Lage  der  Dinge  in  dem 
benachbarten  Deutschland  bestätigt. 

Unter  verschiedensten  Namen  (Arbeiterausschüsse,  Aeltesten- 
kollegien,  Fabrikräte)  sind  dort  Fabrik-V^ertrauensmänner  vor  etwa 
50  Jahren  eingeführt  worden.  Aber  erst  seit  dem  letzten  Jahr- 
zehnt des  vorigen  Jahrhunderts,  seit  der  kaiserlichen  Botschaft 
an  den  Reichstag,  worin  auf  sie  als  Mittel  der  Aufrechterhaltung 
des  sozialen  Friedens  hingewiesen  wurde,  begann  man  ihnen  er- 
höhte Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
daß  die  Organisation  der  Arbeiterausschüsse  in  Deutschland  als 
Vorbild  für  unser  russisches  Gesetz  gedient  hat  (obwohl  in 
Deutschland  Bestimmungen,  wie  die  des  §  8,  selbstverständlich 
unbekannt  sind).  Aber  selbst  in  Deutschland  haben  die  Arbeiter- 
ausschüsse nicht  nur  geringe  Bedeutung  für  die  Arbeiter,  sondern 
sie  arten  oft  zu  Handlangern  der  Unternehmer  aus.  Es  ist  bekannt, 
daß,  als  man  zum  ersten  Mal  von  Arbeiterausschüssen  zu  reden 
begann^  die  Unternehmer  entschieden  dagegen  Stellung  nahmen. 
Doch  vergingen  nur  wenige  Jahre,  und  das  Bild  hatte  sich  gänz- 
lich verändert,  die  Unternehmer  sprachen  sich  vielfach  für  obli- 
gatorische Einführung  von  Arbeiterausschüssen  aus,  da  sie  sich 
mittlerweile  überzeugt  hatten,  daß  diese  ihnen  nicht  nur  nicht 
schadeten,  sondern  geradezu  nützten. 


i)  Prawda,   1904,  N.   i,  S.  280. 
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Die  Arbeitervertreter  jedoch  hatten  sich  gegen  das  System 
der  Arbeiteraiisschüsse  ausgesprochen  Als  der  Richter  Kuleniann 
auf  dem  Züricher  Internationalen  Arbeiterschutzkongreß  die  Frage 
der  Organisation  von  Arbeiterausschüssen  anschnit!,  stieß  er  auf 
scharfe  Opposition  seitens  der  Führer  der  österreichischen  und 
deutschen  Sozialdemokratie,  F.  Adler  und  Aug.  Bebel.  Nach 
ihrer  Meinung  ist  »die  Organisation  der  Arbeiter  nach  Betrieben 
nicht  nur  nutzlos,  sondern  sogar  schädlich.  Die  Arbeiteraus- 
schüsse werden  stets  vom  Unternehmer  abhängig  sein.  Die  von 
Kulemann  gegen  diese  Abhängigkeit  vorgeschlagenen  Garantien 
sind  im  Leben  nicht  zu  verwirklichen.  Die  Arbeiter  können  nur 
Koalitionsfreiheit  brauchen«  ^).  Und  wir  sehen  auch  wirklich,  daß 
dieses  Institut  der  Arbeiterausschüsse  gar  nicht  einmal  zur  vollen 
Entfaltung  gelangt  war.  Stieda  schreibt  darüber:  »Im  gan- 
zen führen  die  Ausschüsse  ein  Scheindasein  und  verfallen  einer 
ruhmlosen  Vergessenheit«  -). 

Einige  der  russischen  Preßorgane  waren  aber,  trotz  der  in 
Deutschland  gemachten  Erfahrungen  und  auch  trotz  des  klar 
zu  Tage  tretenden  innern  Sinnes  des  Gesetzes,  geneigt,  ihm  eine 
grundsätzliche  Bedeutung  zuzuschreiben,  indem  sie  darin  zwar 
keine  Befriedigung  der  brennenden  Bedürfnisse  der  Gegenwart, 
aber  doch  wenigstens  ein  Zeichen  ihrer  Anerkennung  durch  den 
Gesetzgeber  erblickten. 

Gegenwärtig  fällt  es  recht  schwer,  dieser  Ansicht  beizustim- 
men. Das  Gesetz  selbst  besagt  mit  wünschenswerter  Klarheit, 
daß  es  weniger  für  die  Arbeiter,  als  für  die  Unternehmer  ge- 
macht ist.  Das  Gesetz  gestattet  den  Arbeitern  nicht,  Bevoll- 
mächtigte für  Verhandlungen  mit  den  Unternehmern  zu  wählen, 
diese  letzteren  können  nur  um  die  Erlaubnis  bitten,  den  Arbeitern 
das  Recht  zur  Neuwahl  von  Kandidaten  für  den  Vertrauensmanns- 
posten zu  gewähren.  Die  Vertrauensmänner  werden  von  der 
Verwaltung  bestimmt,  sie  handeln  nach  ihrer  Instruktion  und 
können  von  den  Behörden  jederzeit  abgesetzt  werden,  sind  daher 
mehr  Agenten  der  Unternehmer  und  Behörden  als  Vertreter  der 
Arbeiter.  Dem  entspricht  auch  der  geringe  Umfang  der  ihnen 
gesetzlich  zustehenden  Funktionen. 

Vielleicht  ist  das  Gesetz  doch  von  einigem  Nutzen,  weil  doch 
wenigstens    einige,    wenn    auch    nicht    alle  Angelegenheiten    von 

i)  Auf  verschiedene  Thema  /'.  Struve.  S.  407. 

2)  Hdvvb.  d.  Staatswiss.     Dritte  Auflage.     B.  I.     S.   1148. 
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den  Arbeitern  besprochen  werden  können,  aber  es  ist  gleichwohl 
nicht  imstande,  die  Arbeiter  vor  den  schweren  Folgen,  die  sie 
früher  zu  tragen  hatten,  zu  sichern. 

Aus  diesen  Gründen  müssen  wir,  wenn  wir  auch  einen  Ver- 
kehr in  würdigen  Formen  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern 
noch  so  hoch  schätzen,  doch  behaupten,  daß  durch  das  Institut 
der  Vertrauensmänner  die  Frage  der  Arbeit,  sogar  rein  wirt- 
schaftlich betrachtet,  ungelöst  bleibt.  »Wir  haben <-,  sagt  J//rt/^rV/«, 
>es  nicht  mit  einem  Versuch  einer  Vertretung  von  Arbeiterin- 
teressen zu  tun,  sondern  mit  einem  Versuch,  aus  der  Mitte  der 
Arbeiterschaft  Vermittlungsagenten  in  dem  Verkehr  der  Unter- 
nehmer und  Behörden  einerseits  und  der  Arbeiter  andererseits 
zu  finden«  '). 

Die  Praxis  des  Gesetzes  hat  deutlich  genug  seine  Lebens- 
unfähigkeit bewiesen.  Der  wirkliche  Staatsrat  Latigotvoj  äußerte 
in  der  Kokowzewschen  Kommission  von  1905,  >daß  in  ganz 
Petersburg  nur  in  3  Fabriken  das  Institut  der  Vertrauensmänner 
eingeführt  sei;  in  ganz  Rußland  nur  in  etwa  30  bis  40  Be- 
trieben« -). 

Im  Gesamtbericht  der  Fabrikinspektoren  für  1905  lesen  wir: 
»Die  Versuche  zur  Durchführung  des  Gesetzes  betr.  Fabrik -Ver- 
trauensmänner sind  gescheitert.  Zwar  wurden  in  manchen  Fa- 
briken Vertrauensmänner  gewählt,  doch  waren  sie  rasch  wieder 
verschwunden,  da  die  Arbeiter  ihnen  ein  unüberwindliches  Miß- 
trauen entgegenbrachten,  hauptsächlich  aus  dem  Grund,  weil  die 
Unternehmer  und  die  Behörden  sich  in  die  Wahlen  einmisch- 
ten« ^). 

Dies  sind  die  Resultate  von  Gesetzen,  die  ohne  Berücksich- 
tigung der  wirklichen  Arbeiterinteressen  nur  zur  »Aufrechter- 
haltung der  Ruhe   und  Sicherheit«   erlassen   werden. 

II.   Allgemeine  Betrachtungen, 

Die  von  uns  im  Vorstehenden  gegebene  Uebersicht  unserer 
Arbeiterschutzgesetzgebung  zeigt,  daß  diese  auf  zwei  Motiven 
beruht:  auf  der  Sorge  für  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen 
Ordnung    und   Sicherheit,    die    ständig    \on  Arbeiterunruhen    und 


i)  Russkoje  Bogatstwo   1903,  N.  8,  .S.   194. 

2)  Bote  der  Fabrikgesetzgebung,    1905,  N.   3,  S.   155. 

3)  S.  XV  und  XVI. 
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Streiken  gestört  wird,  und  auf  dem  Bestreben,  die  Interessen  der 
Unternehmer  möglichst  zu  schützen. 

Eine  andere  Ansicht  äußern  Litivincnv-Faliusky  und  Rosen- 
berg. Letzterer,  dessen  Büchlein  in  deutscher  Spradie  erschienen 
ist,  hat  folgende  Entdeckung  gemacht:  Im  Gegensatz  zu  andern 
Ländern  ist  die  Arbeitergesetzgebung  in  Rußland  nicht  infolge 
von  Arbeiterbewegungen  entstanden,  sondern  hat  ihren  Ursprung 
und  ihre  Entwicklung  einzig  und  aliein  der  Einsicht  und  Fürsorge 
der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  verdanken.  Die  Regierung  war 
stets  bemüht,  aller  Bedürfnis,  welche  die  Entwicklung  der  Indu- 
strie mit  sich  bringt,  vorzugreifen  und  somit  den  Konflikt  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  verhindern-  i). 

Litivinoiv- Falmsky  hat  sich  der  Mühe  unterzogen,  die  An- 
schauungen Rosenbergs  in  russischer  Sprache  wiederzugeben. 
Seine  Ansicht  geht  dahin,  daß  »die  Lösung  aller  Fragen  des 
Fabriklebens  auf  gesetzgeberischem  Wege  keinen  Boden  für  die 
Interessensolidarität  der  Arbeiter  unter  sich  und  für  ihr  Verhält- 
nis zu  den  Unternehmern  geschaffen  hat;  denn  dies  Gesetz  zwingt 
den  Unternehmer  zu  einem  bestimmten  Verhalten  gegenüber  dem 
Arbeiter,  und  es  konnte  daher  zu  einem  günstigen  Resultate  nach 
der  Richtung  einer  Verbesserung  der  gegenseitigen  Beziehungen 
führen.  Die  Betrachtung  der  Vorgänge  im  Fabrikleben  als  eines 
Kampfes  zweier  Elemente  —  der  Arbeit  und  des  Kapitals  — 
läßt  sich  wohl  durch  die  Lage  der  Dinge  in  Westeuropa  recht- 
fertigen, entspricht  aber  durchaus  nicht  den  russischen  Verhält- 
nissen. Kraft  besonderer  Bedingungen  kann  bei  uns  von  einem 
Kampf  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  im  westeuropä- 
ischen Sinn  gar  keine  Rede  sein.  Die  wichtigsten,  aus  unserer 
Industrie  entstandenen  Fragen  sind  bei  uns  auf  gesetzgeberischem 
Wege,  ohne  jeden  Kampf  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern 
gelöst  worden.  Unsere  Gesetzgebung  ist  von  dem  Bestreben 
durchdrungen,  die  gerechten  Interessen  der  Arbeiter  zu  schützen 
und  jeden  Anlaß  zur  Unzufriedenheit  in  ihrer  Mitte  zu  besei- 
tigen« ^). 

Doch  beweist  die  Geschichte  der  Arbeiterbewegung  und  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  das  genaue  Gegenteil  von  dem,  was 
Litzvinoii'-Falinsky  im  angeführten  Zitat  ausmalt.  Die  Denk- 
schriften über    die    verschiedenen  Gesetze,    die  Aeußerungen  des 

i)  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  Rußland.     Leipzig   1895,  "^^   '32- 
2)  Die  Fabrikgesetzgebung  in  Rußland,  S.  XXIII  und  XXIV. 
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Staatsrates,  endlich  die  gesamte  Arbtiterpolilik  der  Regierung 
zeigen,  daß  die  wahren  IJeweggründe  zum  ICrlaß  der  Arbeiter- 
schutzgesetze weder  in  der  »Gereclitigkeit  ,  noch  in  den  »beson- 
deren« Bedingungen  des  russischen  Staats-  und  Gcsellscliaftslebens 
zu  suchen  sind.  Unsere  Arbeiterschutzgesetzgebung  ist  die  Folge 
\'on  Protesten  der  Arbeitermassen  gegen  die  unmenschlichen 
Arbeitsbedingungen  in  der  russischen  Industrie.  Daß  die  Ar- 
beiterschutzgesetzgcbung  auf  eben  diesem  Wege  zustande  gekom- 
men ist,  davon  kann  man  sich  auch  durch  einen  Vergleich  mit 
der  Bauernfrage  überzeugen,  worauf  in  der  Literatur  bereits 
mehrfach  hingewiesen  wurde.  Und  in  der  Tat:  die  Bedürfnisse 
der  Bauern  sind  eingehender  untersucht  worden  als  diejenigen 
der  Arbeiter,  die  Bauernmasse  ist  viel  größer  als  die  der  Arbeiter, 
die  öffentliche  Sympathie,  deren  der  Bauer  sich  stets  erfreute, 
konnte  sich  viel  freier  betätigen,  als  die  Sympathie  für  den  Ar- 
beiter, indem  die  Arbeiterfrage  systematisch  einer  öffentlichen 
Behandlung  entzogen  wurde,  endlich  hat  die  Bauernfrage  eine 
lange  Vergangenheit,  während  die  Arbeiterfrage  auf  kaum  40  Jahre 
zurückblickt  —  und  doch  blieb  der  schwerfällige  bureaukratische 
Mechanismus  im  ersten  Falle  ruhig,  während  im  zw-eiten  seine 
Räder  arbeiteten.  »Das  verschiedene  Verhalten  derselben  Bureau- 
kratie  gegenüber  der  Arbeiter-  und  der  Bauernfrage  —  schreibt 
Lunz  —  kann  nur  dadurch  erklärt  werden,  daß  die  Arbeiterklasse 
einmütig  für  ihre  Interessen  eintrat,  während  die  schwerfällige 
Bauernmasse  nicht  genug  Kraft  zum  Schutz  ihrer  Interessen  in 
sich  fand«  ^). 

Wenden  wir  uns  von  der  Analogie  den  Tatsachen  zu,  so 
werden  wir  uns  auch  überzeugen,  daß  das  von  der  Entwicklung 
der  Industrie  bedingte  Erwachen  der  Klasseninstinkte  und  später 
des  Bewußtseins  der  Klasseninteressen  bei  den  Arbeitermassen, 
die  ihre  Forderungen  durch  große  Streike  und  Unruhen  unter- 
stützten, zu  dem  Erlaß  einer  ganzen  Reihe  von  Arbeiterschutz- 
gesetzen führten.  In  den  Jahren  1884  und  1885  fanden  große 
Unruhen  in  den  bedeutendsten  Fabriken  der  Gouvernements 
Moskau,  Wladimir  u.  a.  statt  —  ihnen  folgten  1885  und  1886 
mehrere  Arbeiterschutzgesetze.  Im  Mai  1896  fanden  in  Peters- 
burg große  Streiks  statt,  wobei  einmütig  eine  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  gefordert  wairde  —  und  1897  erscheint  das  Gesetz 
über  Regelung    der  Arbeitszeit.      20  Jahre    lang    hat  die   Bureau- 

l)  Lunz  Arbeiterschutzgesetze.     Obrasowanje    1906,  N.  3,  .S.  225. 
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kratie  ein  Gesetz  über  die  Haftpflicht  der  Unternehmer  erwogen, 
und  erst  die  kolossalen  Streike  vom  Jahre  1903  iiabcn  sie  ge- 
zwungen, ein  solches  zu  veröffenth'chen.  Das  Gesetz  über  Ver- 
trauensmänner ist  ebenfalls  unter  dem  Druck  derselben  Streike 
erlassen  worden.  Endlich  kam  das  historische  Jahr  1905  und 
mit  einer  geradezu  fieberhaften  Eile  wurde  eine  ganze  Reihe  von 
Kommissionen  zur  Behandlung  der  Arbeiterfrage  geschaffen. 

Wir  haben  also  dieselbe  Entwicklung  durchgemacht,  wie  alle 
westeuropäischen  Staaten.  »Die  wissenschaftliche  Geschichte  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  aller  Länder  —  schreibt  Strtive  — 
führt  zu  dem  Schluß,  daß  diese  stets  eine  Frucht  der  Auflehnung 
der  Arbeiterklasse  gegen  die  unerträglichen  Bedingungen  ist,  in 
die  sie  sich  durch  die  ungezügelte  kapitalistische  Produktion  ge- 
stellt sieht«  \). 

Somit  ist  das  Grundprinzip  der  Gesetzgebung  dasselbe,  die 
gesetzgeberische  Maschine  wird  von  der  aktiven  Kraft  der  Ar- 
beiterklasse in  Bewegung  gesetzt,  doch  erleidet  diese  Bewegung 
späterhin  unter  dem  entgegengesetzten  Druck  des  Kapitals  ge- 
wisse Veränderungen.  Und  hier  stoßen  wir  nun  auf  das  zweite 
Motiv  unserer  Arbeiterschutzgesetzgebung,  auf  das  Bestreben, 
die  Interessen  des  Unternehmertums  zu  schützen.  Wie  weit  dieses 
Bestreben  ging,  erhellt  schon  aus  der  Tatsache,  daß  bei  der 
Beratung  des  Gesetzes  über  Einschränkung  der  Kinderarbeit  Ver- 
treter von  Industriellen  zur  Teilnahme  an  den  Sitzungen  des 
Staatsrats  hinzugezogen  wurden.  An  der  Plehweschen  Kommis- 
sion von  1886  nahmen  Vertreter  der  Moskauer,  Wladimirer  und 
Petersburger  Industrie  teil.  Das  Gesetz  von  1897  wurde  zweimal 
—  in  einer  besonderen  Beratung  im  Finanzministerium  Dezember 
1896  und  in  einer  Kommission  im  Januar  1897  —  unter  Beteili- 
gung von  Vertretern  der  Unternehmer  aller  Industriezweige  be- 
raten. 

Dem  Gesetz  vom  2.  Juni  1903  über  die  Haftpflicht  der  Un- 
ternehmer ging  eine  Kommission  unter  dem  Vorsitz  Kowalewskys 
voraus,  an  der  auch  Vertreter  der  Industriellen  und  der  Börsen- 
komitees teilnahmen.  Auch  vor  dem  Erlaß  des  Gesetzes  über 
die  Vertrauensmänner  wurden  von  den  Unternehmern  Gutachten 
eingefordert.  Daß  aber  weder  Regierung  noch  Unternehmer  da- 
ran  dachten,  auch  einmal    die  Arbeiter  um    ihre  Meinung:  zu  be- 


l)  Das  Vorwort  P.  Struve's    zur    russischen  Uebersetzung    von  Schulze-Gäver- 
nitz   »Großbetrieb«.     Petersburg   1897,  S.   II.  u.   III. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  39. 


fragen,  erscheint  fast  selbstverständlich.  So  erhielt  die  einseitige 
Vertretung  der  Interessen  des  Kapitals  kein  Gegengewicht  seitens 
der  ohnehin  in  ungünstigere  Verhältnisse  gestellten  Arbeiter,  und 
dadurch  erklärt  sich,  wie  die  Macht  des  Kapitals  einen  so  scharfen 
Ausdruck  im  Gesetz  finden  konnte. 

Außerdem  hatten  sämtliche  wichtigere  Arbeiterschutzgesetze 
zunächst  den  Charakter  provisorischer  Maßnahmen.  Auf  diese 
Weise  suchte  sich  die  Regierung  einen  Rückweg  zu  sichern  für 
den  Fall,  daß  die  Unternehmerinteressen  sich  als  zu  stark  verletzt 
erweisen  sollten.  Im  Gesetz  selbst  wurde  dies  selbstverständlich 
sorgfältig  verschwiegen.  So  heißt  es  im  Gesetz  vom  2.  Juni  1S97: 
»Dem  Finanzministerium  steht  das  Recht  zu,  innerhalb  dreier 
Jahre  vom  Tag  des  Erlasses  des  vorstehenden  Gesetzes  an  eine 
Ergänzung  desselben  durch  Vorschriften,  die  sich  durch  die  Praxis 
als  notwendig  erweisen  und  einer  Einführung  auf  gesetzgeber- 
ischem Weg  bedürfen,  zu  beantragen«.  Und  weiter:  »Vorste- 
hende Bestimmung  ist  nicht  zur  Veröffentlich- 
ung bestimm  t«  ^). 

So  erweisen  sich  denn  der  Schutz  der  Unternehmerinteressen 
und  die  Furcht  vor  der  Arbeiterbewegung  als  die  zwei  Beweg- 
gründe unserer  Arbeiterschutzgesetzgebung.  Eine  gewisse  Rolle 
spielt  jedoch  auch  der  Kampf  verschiedener  Industriegruppen 
untereinander.  An  diesem  Kampf,  der  auch  in  den  Gesetzen 
von  1885  und  1897  sich  widerspiegelt,  waren  einerseits  die 
Nachtarbeit  und  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  ausgiebigster  Weise 
verwendende  Moskauer  Industrie,  andererseits  die  Petersburger 
und  Lodzer  Industrie  beteiligt,  die  jüngeren  Datums  waren,  deren 
Betriebe  auf  einer  technisch  höheren  Stufe  standen,  denen  eine 
intelligentere  Arbeiterschaft  zur  Verfügung  stand,  und  die  daher 
trotz  kürzerer  Arbeitszeit  eine  höhere  Produktivität  der  Arbeit 
aufwiesen.  Das  einzige  Mittel,  die  Konkurrenzbedingungen  aus- 
zugleichen, war  eben  die  gesetzliche  Regelung  der  Frauen-  und 
Kinderarbeit  nach  Maßgabe  der  tatsächlichen  Verhältnisse  der 
Petersburger  und  Lodzer  Industriegebiete.  Daneben  spielte  auch 
die  kritische  Lage  der  Baumwollindustrie,  die  eine  Einschränkung 
der  Produktion  nahelegte,  eine  gewisse  Rolle  in  der  Geschichte 
dieses  Gesetzes. 

Die    Konkurrenz    und    die    Krisis    erweisen    sich    somit    als 


l)  Geheimdokumente,  S.   18,     Tätigkeitsbericht  des  Staatsrats  für  die  Session 
1896/ 1897. 
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zwei  ergänzende  Beweggründe  für  die  Einführung  und  Gestaltung 
der  Arbeiterschutzgesetzgebung. 

Aber  wie  dem  auch  sei,  es  kann  in  keiner  Weise  geleugnet 
werden,  daß  der  Stand  der  sozialen  Reform  eines^  Landes  sich 
in  engstem  Zusammenhang  mit  den  allgemeinen  Verhältnissen 
des  Landes  befindet.  Alle  Gesetze  sozialen  Charakters  sind  nur 
dann  von  Bedeutung,  wenn  die  Gewißheit  ihrer  sinngemäßen 
Durchführung  besteht,  wenn  es  Garantien  dafür  gibt,  daß  die 
formale  Aenderung  der  rechtlichen  Lage  des  Arbeiters  auch  zu 
einer  tatsächlichen  Wandlung  seiner  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Position  führen  wird.  Die  Geschichte  der  neueren  sozialen  Ge- 
setzgebung zeigt  deutlich,  wie  die  fortschrittliche  Entwicklung 
des  politischen  Lebens  in  den  Maßnahmen  zu  gunsten  der  ar- 
beitenden Massen  ihitn  Niederschlag  findet  und  wie,  umgekehrt, 
jeder  politische  Stillstand  auch  einen  Stillstand  alles  dessen  be- 
deutet, was  den  Interessen   dieser  Massen   dient. 

Ganz  besonders  trifft  dies  für  die  soziale  Gesetzgebung  in 
Rußland  zu. 
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Vorwort, 

Ueber  die  japanische  Baumwollspinnerei,  die  in  dem  gegen- 
wärtigen japanischen  Wirtschaftsleben  eine  wichtige  Stellung  ein- 
nimmt, gab  es  bis  jetzt  keine  zusammenfassende  Schilderung, 
weder  in  der  japanischen  noch  in  einer  der  europäischen  Sprachen. 
Deshalb  habe  ich  versucht,  sie  systematisch  darzustellen,  um  da- 
mit zugleich  einen  Beitrag  zur  Entwicklung  der  japanischen  Indu- 
strie zu  liefern. 

So  innig  die  Baumwollspinnerei  mit  der  Weberei  zusammen- 
hängt, habe  ich  diese  gleichwohl  diesmal  von  der  Betrachtung 
ausgenommen  und  mich  ausschließlich  auf  die  Spinnerei  beschränkt. 
Ferner  konnte  ich  leider  wegen  Mangels  an  Material  die  Anfangs- 
stadien der  Spinnerei  nicht  in  dem  Maße  berücksichtigen,  wie 
ich  es  wohl  gewünscht  hätte.  Ebenso  hätte  ich  sicherlich  die 
gegenwärtigen  Verhältnisse  dieser  Industrie  noch  eingehender  be- 
leuchten können,  wenn  sich  mir  während  der  Arbeit  einmal  Ge- 
legenheit geboten  hätte,  sie  drüben  in  Japan  selbst  mit  den  in- 
zwischen in  Deutschland  geschulten  'Augen  persönlich  zu  durch- 
mustern. Trotz  dieser  Mängel  habe  ich  dank  der  genügenden 
von  verschiedenen  Seiten  her  erfolgten  Zusendung  von  Materialien 
und  Mitteilungei)  diese  Studie  zu  einem,  wie  ich  glaube,  einiger- 
maßen befriedigenden  Abschlüsse  gebracht. 

Ich  fühle  mich  verpflichtet,  allen  den  Herren,  die  mich  in 
Güte  und  Freundlichkeit  in  so  mannigfacher  Weise  unterstützt 
haben,  hierdurch  meinen  herzlichen  Dank  auszusprechen.  Beson- 
deren Dank  schulde  ich  Herrn  Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  ph.  et  jur. 
Karl  BücJier^  Sr.  Exz.  Herrn  Baron  Sutemi  Chinda,  kaiserl.  jap. 
Botschafter  zu  Berlin,  Sr,  Exz.  Herrn  Fürsten  Katsiinosiike  Jnoiiye^ 
kaiserl.  jap,  Botschafter,  Sr.  Exz.  Herrn  Geh.  Staatsrat  Vicomte 
Keigo  Kiyoura^  Herrn  Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  ph.  et  LL.  D.  Karl 
LamprecJit^  Herrn  Vicomte  Kmiitomo  Musliakoji,  kaiserl.  jap.  Bot- 
schaftssekretär zu  Berlin,  Herrn  Hikojiro  Nishi  und  Herrn  Tetsuso 
Yiige^  Kanzler  des  kaiserl.  jap.  Generalkonsulats  Hamburg. 

Hikotaro  Nishi. 
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a)    Garnbenennuni;  nach  englischer  Art. 

Garnnummer  a   bedeutet:    a  hanks ')    gelien    auf    i    Ib.    englisch    z.   1'..  Nr.   20 
bedeutet :  20  hanks  auf  i    Ib.  englisch. 

b.  Gewicht  e. 
I   Kwan  =  6,25   Kin,     i    Pikul  =    100  Kin,    i    Kin  =   160  Momme  ä   10  Fun 
h   10  Rin   r=  600  gr. 

c.  L  ä  n  g  s  m  a  ß. 
I   Shaku  (Kam)  ä    10  Sun  ä    10  Bu   =    0,303  Meter. 

d.    Fläche  n  m  a  ß. 
I   Cho  Quadrat  ^=  99,174  -^r- 

e)  Werl  der  L  a  n  d  e  s  m  ü  n  z  e  n. 
I    Yen  ä   100  Sen  h   10  Rin   =   2,092   Mk.,    i   chinesische  Sanghai  Tael  =  ca. 
Mk.  2,70. 


i)   I   hank  =1  840  Yards    =   768  Meter. 


Einleitung. 

Die  japanische  liaumwollspinncrei  steht  der  Spindelzahl  nach 
hinter  den  anderen  Ländern  ziemlich  weit  zurück.  Sie  kommt 
da  erst  an  zehnter  Stelle,  nach  Spanien.  Denn  nach  Angabe 
der  Internationalen  Vereinigung  der  Baumwollspinnereiverbände 
zählte  die  gesamte  japanische  Baumwollspinnerei  am  31.  August 
1909  173 1587  Spindeln,  wovon  1 654819  im  Gange  waren.  Da 
die  Weltspindelzahl  nach  der  Schätzung  der  genannten  Vereini- 
gung 131  503062  betrug,  so  war  Japan  nur  mit  einem  Prozent 
beteiligt,  dagegen  England  mit  40,  Nordamerika  mit  21,  Deutsch- 
land mit  8,  Rußland  mit  6,  Frankreich  mit  5  und  Ostindien  mit 
4  Prozent. 

Wesentlich  anders  verhält  es  sich  mit  dem  Baumwollverbrauch. 
Dieser  war  bei  Japan  im  Verhältnis  zu  seiner  geringen  Spindel- 
zahl ausnehmend  stark;  als  Baumwollverbraucher  nimmt  es  in 
der  Welt  die  fünfte  Stelle  ein.  Das  erklärt  sich  daraus,  daß  in 
der  japanischen  Baumwollspinnerei  Tag  und  Nacht  gearbeitet 
wird.  Vom  i.  September  1908  bis  31.  August  1909  wurden 
1011812  Ballen  benötigt,  d.  i.  etwa  6  Proz.  des  Baumwollver- 
brauches der  gesamten  Baumwollspinnereien  der  Welt  (16667437 
Ballen).  Die  Anteile  der  nordamerikanischen,  der  englischen,  der 
deutschen  und  der  russischen  Baumwollspinnerei  an  dem  Welt- 
baumwollkonsum waren  etwa  30,    19,   10  und  8  Prozent. 

Daß  die  Baumwollspinnerei  für  jedes  Kulturvolk  eine  außer- 
ordentlich hohe  Bedeutung  hat,  bedarf  keines  Beweises.  In  Japan 
insbesondere  steht  sie  gegenwärtig  unter  sämtlichen  Gewerbe- 
zweigen sogar  an  erster  Stelle.  Einige  Hinweise  mögen  ihre 
Wichtigkeit  für  Japan  etwas  genauer  beleuchten. 

Soweit  die  japanische  Industrie  in  Gesellschaftsform  organi- 
siert ist,  betrug  nach  der  Statistik  des  Ministeriums  für  Landwirt- 
schaft und  Handel  am  Ende  des  Jahres  1908  das  eingezahlte 
Kapital   440857176  Yen   und    der   Reservefonds    73286610  Yen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  .Staatswissenscli.     Ergänziingsheft  40.  1 
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Hiervon  entfielen  allein  auf  die  Baumwollspinnereien  und  Spinnerei- 
Webereien  52519402  bez.  23556417  Yen,  also  12  bez.  32  Proz. 
Ferner  betrug  im  Jahre  1909  der  Gesamtwert  der  Einfuhr  an 
entkernter  Baumwolle  lo<S  307  788  Yen.  Das  machte  etwa  27  Proz. 
des  Wertes  der  gesamten  lunfuhr  aus,  der  sich  auf  394  19.SS43  Yen 
belief;  die  Baumwolle  ist  der  wichtigste  hnjjortartikel  überhaupt. 
Die  Menge  der  daraus  gesponnenen  Garne  betrug  im  Jahre  1909 
nach  der  Statistik  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwoll- 
spinnereien 1025244,5  Ballen  1).  Davon  wurden  258878  Ballen 
im  Werte  von  31656770  Yen  ausgeführt.  Da  die  gesamte  Aus- 
fuhr den  Wert  von  413  112  511  Yen  hatte,  so  kamen  auf  das 
Baumwollgarn  etwa  8  Proz.  Es  behauptet  als  Exportartikel  die 
zweite  Stelle ;  übertroffen  wird  es  nur  durch  die  Ausfuhr  an 
Rohseide. 

Es  ist  also  in  der  Tat  ein  Gegenstand  von  hervorragender 
Wichtigkeit,  der  im  folgenden  einer  Spezialuntersuchung  unter- 
zogen w'wd.  Wenn  diese,  abweichend  von  dem  bisher  üblichen 
Verfahren,  in  zwei  große  Abschnitte  geteilt  ist,  von  denen  der 
eine  die  Baumwolle,  der  andere  die  Baumwollspinnerei  behandelt, 
so  ist  dies  nicht  nur  darauf  zurückzuführen,  daß  die  Baumwoll- 
versorgung für  die  Baumwollspinnerei  überhaupt  eine  wichtige 
Rolle  spielt,  sondern  vor  allem  auch  darauf,  daß  sie  mit  der  Ent- 
wicklung der  japanischen  Baumwollspinnerei  große  Wandlungen 
durchgemacht  hat  und  vielleicht  später  noch  durchmachen  wird. 
Sie  wird  so  zu  einem  Problem,  das  besonders  beachtet  werden 
mußte. 


l)  Ein  Ballen  =  400  englische  Pfund. 


I.  Die  Baumwolle. 

I.   Der  Name  der  Baumwolle. 

Heute  versteht  der  Japaner  unter  >\Vata"  Baumwolle  schlecht- 
hin, während  dieses  Wort  ursprünglich  eine  ganz  andere  Be- 
deutung hatte.  Unter  »VV'ata«  verstand  man  in  alter  Zeit  aus- 
schließlich die  Seidenwatte,  die  heute  >Mawata«  heißt.  Diese 
doppelte  Bedeutung  desselben  Wortes  gab  oft  Anlaß  zu  Ver- 
wechslungen: man  übertrug  bei  der  Lektüre  älterer  Geschichts- 
quellen auf  :>Wata'<  den  modernen  Sinn.  Die  Baumwolle,  jene 
weiße  Faser,  die  aus  den  aufspringenden  Kapseln  der  Baumwoll- 
staude gewonnen  wird,  wurde  früher  im  rohen  Zustande  >Kiwata« 
und  der  gewebte  baumwollene  Stoff  »Momen«  genannt,  in  Kyoto 
hingegen    oft   die   rohe  Baumwolle  Momen-wata    oder  Kara-wata. 

Die  Baumwolle,  die  in  Nara,  einer  Stadt  der  Provinz  Yamato, 
besonders  wohl  gedieh  und  in  großen  Mengen  nach  Yedo,  dem 
heutigen  Tokyo,  gesandt  wurde,  hatte  man  nach  dem  Namen 
ihres  in  Nara  gelegenen  Herkunftsbezirks  Horyo-wata  benannt. 
So  pflegte  man  damals  auch  die  übrige  Baumwolle,  die  in  der 
Provinz  Ise  und  in  anderen  Provinzen  wuchs,  zu  bezeichnen. 

Heute  heißt  die  Baumwolle  ganz  allgemein  ;>Wata«  oder 
>i\Iomenwata-<  oder  ;>i\Ienka<-  ;  im  besonderen  wird  ferner  die  rohe, 
noch  nicht  entkernte  Baumwolle  > Seimen«  und  die  entkernte 
->Somen«  genannt. 

2.   Die  Einführung  der   Baumwolle  nach  Japan  und  ihre 

Verbreitung. 

Wann  und  woher  die  Baumwolle  zuerst  nach  Japan  ein- 
geführt worden  ist,  steht  noch  keineswegs  fest.  An  einer  Stelle 
der  Geien-Nissho  in  dem  Kapitel  über  die  Baumwolle  erwähnt  der 
Verfasser  Murase  folgendes:  > Baumwolle  hat  es  schon  seit  alters 
gegeben,  aber  man  weiß  noch  immer  nicht,  seit  wann  es  sie  gibt. 

I* 
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Bereits  im  Altertum  sprach  man  oft  von  Chikushi-wata^  (Chi- 
kushi-lkiumwolle).  Im  Jahre  769  befahl  die  Rei^ierun^  des  Kaisers 
Shotoku  dem  Gouverneur  des  Omikoto-mochi-no-tsukasa,  des 
heutii4en  Kyushu,  jährlich  200000  Mochi  ^VVata«  als  Tribut  zu 
entrichten.  Im  Jahre  800  erst  wurde  der  Samen  ein'jjeführt,  und 
in  der  Gedichtsammlung  Manyoshu  findet  sich  das  Gedicht  von 
Schamimaro  über  die  Chikushiwata.« 

Es  scheint  aber,  dafi  die  Chikushiwata,  die  Murase  als  Baum- 
wolle hinstellt,  in  jenen  Jahrhunderten  nicht ->  Baumwolle •^^^  bedeutet 
hat,  sondern  »Seidenwatte«  ^).  Wir  haben  nämlich  aus  jener 
alten  Zeit  zu  der  von  Murase  zitierten  Stelle  noch  eine  Parallel- 
stelle. Im  Jahre  S84,  wo  es  allerdings  schon  l^aumwollpflanzen 
in  Japan  gab,  bat  der  Gouverneur  von  Kyushu  die  Regierung  des 
Kaisers  Koko,  den  100 000  Mochi  Wata  betragenden  Tribut  in 
die  Leistung  von  20000  Mochi  Kinu  (gewebte  Seidenstoffe)  um- 
zuwandeln, da  die  Produktion  von  Wata  wegen  des  fortwährenden 
Regenfalles  in  l-'rühling  und  Sommer  ungenügend  gewesen  sei. 
Man  muß  also  in  der  von  Murase  beigebrachten  Nachricht  Chi- 
kushiwata als  Seidenwatte  auffassen  ^).  Die  Ansicht  Murases, 
daß  die  Baumwolle  in  Japan  schon  um  die  Mitte  des  8.  Jahr- 
hunderts vorhanden  gewesen  sei,  ist  demnach  sicher  unrichtig ; 
recht  aber  dürfte  er  im  ganzen  haben,  wenn  er  schreibt,  daß  der 
Baumwollsamen  im  Jahre  800  nach  Japan  gekommen  sei. 

Im  Kapitel  VIII  des  »Nihon-koki«  heißt  es:  »Im  Juli  (Herbst) 
Yenreki  18  (nach  christlicher  Zeitrechnung  i.  J.  799)  wurde  ein 
kleines  Schiffchen,  auf  dem  ein  Mann  sich  befand,  in  der  Provinz 
Mikawa  ans  Land  getrieben.  Er  hatte  seinen  Rücken  mit  Stoff 
bedeckt.  Er  hatte  keinen  Hakama  an,  aber  einen  Lendengürtel. 
Auf  der  rechten  Schulter  war  er  mit  dunkelblaufarbigem  Stoffe 
bekleidet,  der  wie  Priester-Kesa  aussah.  Sein  Alter  war  ungefähr 
20  Jahre  und  seine  Höhe  war  5,5  Shaku,  die  Länge  seiner  Ohren 
ungefähr  0,3  Shaku.  Seine  Sprache  verstand  man  nicht  und 
wußte  nicht,  aus  welchem  Lande  er  stamme.  Ein  Chinese  sah 
ihn  genau  an  und  sagte,  daß  er  aus  Konron  käme.  Später  lernte 
er  japanisch  und  er  sagte,  daß  er  üstindier  wäre.  Er  spielte 
stets  Genkin,  wozu  er  traurige  Lieder  sang,  als  ob  er  sich  einsam 
fühlte.    Als  man  seine  Habe  sah,  fand  man  so  etwas  wie  Pflanzen- 

i)  Vgl.    in  der  GeschichtsqucUensaminlung  Koii-ruien    Bd.  Produktion    Teil  2. 
Seite   I02.   f. 

2)  Vgl.   S.  3. 
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samen  darin,  und  er  sagte,  daß  das  Baumwollsamen  wäre.  Nach 
seinem  Wunsche  heß  man  ihn  in  dem  Kloster  Sengenji  wohnen, 
später  siedelte  er  in  das  buddhistishe  Kloster  Kokubunji  in  der 
Provinz  Omi  über. 

Der  Baumwollsamen,  den  er  bei  sich  hatte,  wurde  im  April 
Yenreki  19  (800)  unter  die  Provinzen  Kii,  Awaji,  Awa,  Sanuki, 
lyo,  Tosa,  Daseifu  verteilt  und  dort    > ausgesät«  ^)«. 

Somit  wäre  die  Baumwolle  erst  im  Jahre  799  durch  Zufall 
von  jenem  Ostindier  eingeführt  worden.  Aber  man  stellte  den 
Baumwollbau  im  Mittelalter  wieder  ein.  Dann  schenkte  der  Westen 
die  Baumwolle  den  Japanern  zum  zweiten  Male. 

Vokoi  sagt,  daß  sie  am  Ende  des  Jahres  Temmon  fi554)  von 
Indien  aus  eingeführt  und  dann  in  verschiedenen  Provinzen  an- 
gepflanzt worden  sei  '^).  Das  Buch  Shirakaivayendan  '■^)  hingegen 
meint,  der  Baumwollsamen  sei  überhaupt  erst  in  der  Zeit  von 
Yeiroku  und  Tensho  (1558 — 1590)  eingeführt  und  dann  in  ver- 
schiedenen Orten  und  Dörfern  verbreitet  worden. 

Nach  Kaino  *)  ist  die  Baumwolle  sogar  erst  im  Jahre  Keicho  3 
(1598)  aus  Korea  mitgebracht  worden,  und  zwar  von  einem  Er- 
oberungszuge, den  Hideyoshi  Toyotomi  dorthin  unternehmen  ließ. 

Es  ist  schwer  zu  ermitteln,  wann  und  woher  die  Baumwolle 
das  zweite  INIal  eingeführt  wurde.  Merkwürdigerweise  aber  findet 
sich  an  einer  Stelle  von  »Kenbunshu«  ^)  folgende  P>rwähnung  :  »In 
meiner  Jugend  erzählte  mir  ein  ungefähr  sechzig  Jahre  alter  Mann, 
als  er  den  Baumwollsamen,  den  er  von  einem  Manne  aus  dem 
westlichen  Teil  von  Japan  auf  dem  Jahrmarkt  von  Kumagaya  in 
der  Provinz  INIusashi  verkaufen  sah,  erblickt  habe,  da  habe  er 
geglaubt,  daß  ihm  das  Nutzen  bringen  könnte.  Daher  habe  er 
welchen  gekauft  und  angepflanzt.  P!r  sei  gut  gediehen.  Die 
übrigen  Bewohner  hätten  dies  erfahren  und  auf  dem  nächsten 
Jahrmarkt  auch  Samen  gekauft,  den  sie  mit  Erfolg  gepflanzt  und 
in    der  Gegend    von  Miura    weiter  verbreitet    hätten.«     Das  Buch 

1)  In  der  Quellensammlung  Kokuslii-taikai,   Bd.  III.  S.  26. 

2)  Vgl.  T.  Yokoi,  Die  japanische  Gewerbegeschichte  (Nihon-Kogyo-shi)  Tokyo, 
1903.     III.  Auflage  S.   138  f. 

3)  Im  Sozialwörterbuch  Bd.  II.  S.    1799. 

4)  Nihon-Jshi,  1724.  In  dem  Buch  der  japanischen  Landwirtschaftsgeschichte 
»Dai-nihon-noshi«  Bd.  I.  S.  162.  Hrsg.  vom  Ministerium  für  Landwirtschaft  und 
Handel   im  Jahre   1903. 

5)  In  der  Quellensammlung  Koji-ruien  Bd.  II  Sangyo  (Produktion)  S.  166. 
(190S.) 
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fährt  dann  fort:  »Man  schätzte  diese  Baumwolle  hoch,  und  sie 
wurde  von  den  anderen  IMiuraBaumwolle  genannt.  Seitdem  trä;4t 
man  in   der  Gegend  von   Kwanto  Baumwollkleider.' 

.'\n  einer  anderen  Stelle  schreibt  derselbe  Gewährsmann,  daß 
er  baumwollene  Stoffe  in  den  Läden  der  Provinz  l^öshu  auf- 
gehäuft sali,  als  er  im  Jahre  1590  dorthin  ging;  das  war  nach 
der  Eroberung  des  Schlosses  Odawara,  das  dem  Landesfürsten 
Hojyo  gehörte,  durch  Hideyoshi  Toyotomi. 

Von  diesem  Hideyoshi  Toyotomi  sagt  ferner  das  Buch  \on 
VoA'oi^),  er  sei  in  die  Stadt  Kiyosu  gegangen,  um  Nähnadeln  für 
Baumwollstoffe  zu  besorgen.  Sodann  enthält  es  eine  Nachricht 
von  einem  Baumwollstofftransport  »Teijyozoki«^^  :  Zingoro  Hayashi 
sendet  zu  Schiff  unter  dem  2.  Dezember  9  Temmon  (1540) 
35  Stücke  Baumwollstoffe  an  Chubei  Okamura,  Gonsuke  Sano 
und  Goemon  Jio.  Diese  Stoffe,  wird  hinzugefügt,  seien  keines- 
wegs schlechter  als  die  Satsuma-momen^). 

Auf  Grund  dieser  beiden  Stellen  der  genannten  Quellenschrift 
können  wir  sagen:  die  Baumwolle  war  zu  Anfang  des  16.  Jahr- 
hunderts in  Japan  heimisch.  Sie  muß  also  vor  dieser  Zeit  ein- 
geführt worden  sein,  vermutlich  bereits  am  Ende  des  14.  oder 
am  Anfang  des  15.  Jahrhunderts,  und  zwar  wohl  aus  China  oder 
Korea.  Denn  in  dieser  Zeit  schon  stand  Japan  mit  den  genannten 
Ländern  in  regem  Verkehr,  und  China  ^)  kannte  die  Baumwolle 
schon  im  11.,  Korea'*)  im  14.  Jahrhundert.  Die  l^ehauptungen, 
die  sie  das  zweite  Mal  Mitte  oder  Ende  des  16.  Jahrhunderts  von 
Indien,  Korea  oder  China  aus  eingeführt  sein  lassen,  können  dem- 
nach nicht  zutreffen. 

Nachdem  die  Baumwolle  am  Ende  des  14.  oder  am  Anfang 

1)  V.   Tokoi,    Die  japanische  Handelsgeschichte  Tokyo,    1899.    2.  Aufl.    S.  96. 

2)  Ueber  Satsuma-momen  schreibt  Kuroka'üa,  daß  er  im  Jahre  Temmon 
(1532 — 54)  von  den  Webern  in  der  Provinz  Satsuma  auf  Kyushu  aus  Baumwolle 
gewebt  worden  ist.  Deshalb  nannte  man  ihn  Satsuma-momen  d.  i.  Baumwollstoff 
von  Satsuma.  Kurokawa  will  sogar  wissen,  man  habe  dort  zuerst  in  Japan  Baum- 
wolle gewebt.     Vgl.  Nihon-kogeishiryo,  Tokyo   1905  VI.  Aufl.  S.  42. 

3)  In  der  chinesischen  Quelle  »Shichi-Zukaran«  (verfaßt  von  Shiwako;  dieses 
Buch  erschien  1084),  deren  Kommentar  »Shakubun«  von  Shisho  (einem  Schüler 
des  Shiwako)  gegeben  wurde,  ist  folgendes  erwähnt:  »Im  südlichen  China  gibt  es 
sehr  viele  Baumwolle,  die  im  Frühling  gesät  wird;  im  Herbst  blühen  die  gelben 
Blumen,  und  wenn  sie  reif  sind,  wird  die  Baumwollkapsel  in  4  Teile  gebrochen  und 
man  findet  darin  etwas,  was  der  Seidenwatte   ähnlich  ist<:. 

4)  Nach  der  koreanischen  Quellenschrift  >  Togoku-Tsuku-wan<  ist  die  Baum- 
\volle   von  China  nach  Korea  im  Jahre   1389  eingeführt  worden. 
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des  15.  Jahrhunderts  in  Japan  zum  zweiten  IMale  ihren  Einzug 
gehalten  hatte,  verbreitete  sie  sich  allmählich,  abgesehen  von  den 
nördlichen  Teilen,  im  ganzen  Lande. 

Wie  Reiji ')  richtig  hervorhebt,  nahm  der  J^aumwollbau  jedoch 
erst  nach  der  Befestigung  der  Tokugawa-Herrschaft  (Anfang  des 
17.  Jahrhunderts)  einen  größeren  Aufschwung.  Erst  damals  fing 
man  mehr  und  mehr  an,  die  Kleiderstoffe  statt  aus  Leinwand 
aus  Baumwolle  zu  weben. 

In  der  Periode  Keicho  (1596 — 1614)  wurden  in  verschiedenen 
Provinzen,  vor  allem  in  Hizen,  Bungo  in  Kyushu  und  Kyoto  in 
Hondo,  Baumwollstoffe  hergestellt. 

Schon  in  der  Periode  Kwanbun  (1661—72)  dehnte  sich  das 
Produktionsgebict  des  Baumwollstoffes  in  wachsendem  Maße  aus, 
so  z.  B.  auf  die  Provinzen  Kawachi,  Kii,  Settsu,  Ise,  Awa,  Shimo- 
zuke,  Musashi,  Kai  und  Buzen.  Und  nicht  nur  zu  Kleiderstoffen 
wurde  die  Baumwolle  verarbeitet,  sondern  sie  diente  auch  zu 
manchen  anderen  Zwecken.  So  trat  sie  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts  an  die  Stelle  des  Papiers,  das  man  auf  der 
Innenseite  der  Damengürtel  verwendete,  um  ihre  Form  steif  zu 
erhalten.  Ferner  fertigte  man  jetzt  mit  Baumwolle  gefütterte  Sitz- 
kissen, während  man  sie  vorher  seit  alters  aus  einem  Pflanzen- 
stoffe »Gama«  (Typha  Japonica)  geflochten  hatte,  ohne  natürlich, 
da  sie  mattenähnlich  waren,  eine  P"ütterung  anzubringen.  Auch 
wurde  sie  statt  der  Seidenwatte  zur  P^ütterung  der  japanischen 
Winterkleider  und  zur  Verpackung  wertvoller  Gegenstände  benutzt. 

Mit  der  Vermehrung  der  Verwendungsarten  der  Baumwolle 
ging  die  Ausdehnung  ihrer  Anbaufläche  Hand  in  Hand.  »An 
Stelle  der  Seidenwürmerzucht  tritt  Baumwollbau  und  statt  Lein- 
wand fertigt  man  Baumwollstoffe«  ■^),  wie  es  von  Kaibar a  kurz 
gekennzeichnet  wird. 

Die  Regierung  der  Tokugawa-Herrschaft  säumte  nicht,  von 
der  zunehmenden  Bedeutung  der  Baumwolle  Nutzen  zu  ziehen. 
Sie  erhob  bereits  eine  jährliche  Steuer  auf  Baumwolle  in  den 
Bezirken  Gokinai  und  Chugoku,   wo  sie  gut  gedieh  ^).     Nach  der 

0  Vgl.  y.  Rein,  Japan  H.  Bd.     Leipzig   1886,  S.    196. 

2)  Eine  Schilderung  des  Baumwollbaues  würde  hier  zu  weit  führen.  Ich  ver- 
w-eise  dafür  auf  Fesca,  Der  Pflanzenbau  in  den  Tropen  und  Subtropen  Teil  2, 
Berlin   1907,  S.  71,   74,  75,  83,  87.     Kei?!,  a.  a.  O.  S.    196  f. 

3)  Die  Besteuerung  wurde  gewöhnlich  am  Ende  des  Septembers,  wenn  die 
Baumwolle  in  voller  Reife  stand,  unter  Berücksichtigung  der  jeweiligen  Erträgnisse 
eines    Tsubo    (3,3    qm)    vorgenommen;     zuweilen    machte    schon    vorher    die    Ein- 
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Wiederhcrstellun«:^  der  Macht  des  Kaisers  von  Japan  im  Jahre  i(S68 
bemühte  sich  die  Regieruni^f  auch  um  die  Verbreitun«^  der  ein- 
heimischen  Baumwolle. 

Das  t^eschah  sowohl  durch  die  Einführunf^  der  Upland-  und 
anderer  amerikanischer  Baumwollarten  als  auch  durch  l*'achaus- 
stellungen  usw.  *).  Man  hoffte,  den  Bedarf  der  ins  Leben  gerufenen 
fabrikmäßig  organisierten  Baumwollindustrie  mit  der  Zeit  decken 
zu  können.  Aber  die  Anbaufläche  imd  die  Ernteerträgnisse  ver- 
minderten sich  allmählich  infolge  der  Einführung  der  billigen  und 
dabei  qualitativ  besseren  ausländischen  Baumwolle  und  infolge 
des  steigenden  Bedarfs  der  Baumwollspinnerei  ^). 

3.    Die  Förderung    des    Baumwollbaues  durch  die  Regierung. 

Unter  Baumwolle  versteht  man  die  daunenartigen  Fasern, 
die  die  reifen  Samenkörner  einer  zur  Gattung  Gossypium,  also 
zu  den  Malvengewächsen,  gehörenden  Pflanze  umhüllen.  }*Ian 
unterscheidet  fünf  gute  Arten,  von  denen  dann  wieder  eine  große 
Anzahl  Varietäten  abstammen.  Es  sind  dies  i.  Gossypium  bar- 
badense,  2.  G.  Peruvianum,  3.  G.  hirsutum,  4.  G.  herbaceum  und 
5.  G.  arboreum. 

I.  G.  barbadense,  gewöhnlich  Sea-Island  cotton  genannt, 
heimisch  auf  den  kleinen  Antillen  und  den  Bahamainseln,  von 
dort  namentlich  in  das  südliche  Florida  eingeführt,  ist  eine  peren- 
nierende, ein  bis  zwei  Meter  hohe  Staude,  die  sehr  feine  und  sehr 
lange  weiße  seidenartig  glänzende  Fasern  besitzt.  Diese  lassen 
sich  leicht  von  dem  Samen  trennen  und  erreichen  eine  Stapel- 
länge von  30  bis  45  mm  (nach  Sew/er  44  bis  55  mm). 

Sie  verlangt  äußerst  günstige  Wachstumsbedingungen,  vor 
allen  Dingen  ein  feuchtes  und  warmes  Klima.  Sic  wird  meist  in 
Gegenden  gebaut,  die  nach  der  Küste  zu  liegen,  so  in  Georgia, 
Südcarolina  und  Florida,  ferner  in  Westindien,  Zentral-  und  Süd- 
Amerika  (Peru),  Aegypten,  Westafrika,  in  den  zentralafrikanischen 
Seegebieten,  Bourbon,  auch  in  hidien  und  Süd-China  usw.  Sie 
liefert  relativ  geringe  Erträge,  aber  sie  steht  mit  ihrer  feinsten 
Oualität  im  Preise  am  höchsten. 


Schätzungskommission  Stichproben,  um  die  mutmaßlichen  Erträgnisse  vorläufig  zu 
ermitteln.  Auch  pflegte  man  bei  der  Schätzung  auf  Wohlstand  und  Fleiß  der 
Bauern  Rücksicht  zu  nehmen. 

1)  Vgl.  dazu  Kapitel  3. 

2)  Vgl.  darüber  Kapitel  4. 


2.  G.  Peruvianum,  englisch  =  Kidney  cotton,  auf  deutsch 
=  Nierenbaumwolle,  ist  in  Peru  in  Südamerika  zu  Hause.  Es 
ist  ein  2 — 5^2  ni  hoher  perennierender  Baum,  hat  ungefähr  29  bis 
34  mm  lange  weiße  Wolle  und  liefert  höhere  Erträge  als  die  Sea- 
lsland-Baumwolle. 

Nach  ihrer  Stapellänge  und  Feinheit  steht  sie  der  Sea-Island- 
Baumwolle  nach.  Aber  sie  ist  anspruchsloser.  Diese  zweite  Art 
wird  überall  in  den  Tropen  angebaut,  wo  die  erste  nicht  gut 
gedeiht.  Heute  ist  sie  in  Peru,  Brasilien  und  auf  den  südameri- 
kanischen Antillen  zu  Hause,  wenig  in  Westafrika  und  in  Süd- 
asien; im  jMittelmcergebiete  gedeiht  sie  besonders  gut  in  Aegypten. 
Die  ägyptischen  Varietäten  sind  durch  Kreuzung  aus  G.  Peru- 
vianum und  G.  barbadensc  zum  Teil  mit  einheimischen  Arten  im 
Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts  gezüchtet  worden  und  genießen 
einen  hervorragend  guten  Ruf  auf  dem  Weltmarkte. 

3.  G.  Hirsutum  oder  Uplandbaumwolle,  deren  Heimat 
Mexiko,  vielleicht  auch  Jamaika  ist,  wird  seit  1770  in  den  Ver- 
einigten Staaten  Nordamerikas  angebaut.  Es  macht  den  Haupt- 
anteil der  amerikanischen  Baumwollernte  aus  und  ist  für  den 
Welthandel  die  weitaus  wichtigste  Sorte.  Die  Pflanze  erreicht 
eine  Höhe  von  2  bis  2,5  Meter  und  besitzt  weißliche,  etwas  ins 
gelbliche  spielende  Wolle,  deren  Stapellänge  im  allgemeinen 
zwischen  24  und  27  mm  schwankt. 

Vorwiegend  wird  sie  in  den  Sudstaaten  der  Union  erzeugt. 
Außerdem  findet  sie  sich  in  geringeren  Mengen  im  Mittelmeerge- 
biet, besonders  in  Aegypten  und  Syrien,  ferner  auf  den  Maska- 
renen, in  West-Afrika,  in  Süd-  und  Ostasien  sowie  in  Queensland. 

4.  G.  h  e  r  b  a  c  e  u  m  oder  die  indische  Baumwolle  stammt 
aus  Ost-Indien.  Sie  wird  7^  bis  2  Meter  hoch,  übersteigt  aber 
selten  i  Meter,  ist  in  den  Tropen  perennierend  und  in  den  Sub- 
tropen eine  einjährige  Staude.  Bei  ihren  bescheidenen  Ansprüchen 
kann  sie  stellenweise  bis  40"  Breite  innerhalb  der  gemäßigten 
Zonen  angebaut  werden.  Die  Stapellänge  ist  gering:  ungefähr 
20  mm,  höchstens  aber  30  mm.  Sie  ist  weiß,  gelblich  oder 
braun.  Weil  sie  kurzstapelig  ist,  steht  sie  an  Verwendbarkeit 
den  anderen  Typen  nach. 

Sie  wird  in  Südeuropa,  Zentralasien,  namentlich  in  der 
Bucharei,  Ostasien  bis  Nordchina,  Korea  und  Japan  und  West- 
asien, in  Cypern,  Syrien  und  Kleinasien  gebaut. 

Die     zwei    Varietäten,    Aoki    und   Kochösen,     die    in    Japan 
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heimisch  sind,  gehören  in  diese  Gattung.  Diese  japanisch-en  Ab- 
arten hefern  eine  feine,  weiße,  aber  leider  kurzstapehge  Wolle 
und  gedeihen  heute  bis  39*^  nördl.  Breite. 

5.  G.  a  r  b  o  r  e  u  m.  Sie  wächst  auf  Bäumen,  die  bis  zu 
6  Metern  hoch  sein  sollen,  und  stammt  wahrscheinlich  aus  dem 
tropischen  Afrika.  Sie  wird  auch  im  südlichen  Asien  kultiviert 
und  hat  25  mm  lange  Fasern,  die  schwer  vom  Samen  trennbar 
sind.  Sie  wird  nur  in  den  Produktionsländern  verbraucht,  hat 
also  für  den  Welthandel  keine  Bedeutung. 

Wie  die  englisch-ostindische  Handelsgesellschaft  in  den  Jahren 
171S8  bis  1850  —  mit  keinem  dauernden  Erfolge  —  bemüht  war, 
die  Baumwollkultur  in  Ostindien  zu  heben  und  namentlich  lang- 
stapeligere Sorten  durch  Einführung  von  Samen  aus  Nordamerika, 
Brasilien  und  Aegypten  zu  züchten'),  so  hat  auch  die  japanische 
Regierung  versucht,  die  eigene  Baumwollkultur  durch  Einführung 
amerikanischen  Baumwollsamens  zu  heben. 

Die  japanische  Baumwolle  hat  nämlich,  wie  vorhin  kurz  an- 
gedeutet, einen  weniger  feinen  und  dabei  kürzeren  Stapel,  unge- 
fähr 1 5  bis  20  mm.  Sie  würde  später  die  Bedürfnisse  der 
heimischen  Baumwollspinnerei,  die  in  Zukunft  gerade  feine  Garne 
verspinnen  wird,  nicht  befriedigen  können.  Denn  die  feinen 
Baumwollgarne,  die  mit  der  Kulturentwickelung  naturgemäß  in 
steigendem  Maße  gebraucht  w'erden,  verlangen  feine  und  lang- 
stapelige Baumwollfasern. 

Den  ersten  Schritt  tat  die  Regierung  im  Jahre  1870,  kurz 
nach  dem  Sturz  der  Regierung  der  Shogunate  Tokugawas.  Sie 
verteilte  amerikanischen  Baumwollsamen  in  verschiedenen  Pro- 
vinzen und  ließ  damit  Versuche  anstellen.  Im  folgenden  Jahre 
fand  in  ähnlicher  Weise  die  Verteilung  holländischen  Baumwoll- 
samens an  mehrere  Provinzen  statt.  Aber  das  Resultat  war 
nicht  günstig.  Schließlich  wurde  im  Jahre  1874  amerikanischer 
Upland-  und  Sea-Island-BaumwoUsamen  eingeführt,  und  probe- 
weise hat  ihn  die  landwirtschaftliche  Versuchsstation  Naito- 
Shinjiku  bei  Tokyo  angebaut,  nicht  ohne  Erfolge^).  Im  folgen- 
den Jahre  verteilte  man  amerikanischen  Baumwollsamen  an  die 
Provinz  Sakai  und  an  sechzehn  andere  Provinzen  ^). 

1)  Vgl.  H.  Semler,  Die  tropische  Agrikultur    III.   Bd.,   Wismar   1903,  S.  510. 

2)  Berichte  d.   V.  Landesausstellung   von  Japan  Abt.   i.  Teil  2  S.    13.    Heraus- 
gegeben von  der  Ausstellungskominission  i.  J.    1904.     Tokyo. 

3)  Dainihonnoshi,    Die  japanische     Landwirtschaftsgeschichte    Bd.    II.     S.    163. 
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Inzwischen  wurde  die  Gesellschaft  für  Förderung  des  Baum- 
wollbaues (Mcnsaku-shorei-Kwai)  begründet,  deren  Zweck  große 
Einkäufe  in  amerikanischem  l^aumwollsamen  und  -  dessen  Ver- 
teilung und  Kultivierung  in  den  verschiedenen  Provinzen  war. 
Gleichzeitig  wetteiferten  erfahrene  Landwirte  und  sonstige  In- 
teressenten in  Versuchen  mit  amerikanischen  Baumwollpflanzungen. 
Trotz  mehrmaligem  Mißlingen    hofften  sie  doch  noch  auf  Erfolge. 

Die  Abteilung  der  Regierung  für  die  Förderung  der  Land- 
wirtschaft kam  dem  regen  Interesse  der  Landwirte  entgegen.  Im 
Jahre  1877  sandte  sie  eine  besondere  Kommission  in  die  Pro- 
vinzen Aichi,  Shizuoka,  Sakai,  Miye  usw.,  die  die  Interessenten 
veranlassen  sollte,  die  amerikanische  Upland-  und  Sea-Island- 
Baumwolle  zu  verbreiten.  Aber  nicht  nur  durch  Verteilung  von 
Baumw'ollsamen  suchte  die  Regierung  befruchtend  einzugreifen, 
sondern  aucli  durch  Ausstellungen. 

Als  nämlich  der  jetzige  Marquis  Masayoshi  Matsukata,  da- 
mals Chef  der  Abteilung  für  Förderung  der  Landwirtschaft  (Kwanno- 
Kyöku),  Ende  März  1879  aus  F'rankreich  zurückkam,  w^o  er  ein- 
gehend studiert  hatte,  in  welcher  Weise  sich  die  französische 
Regierung  um  Hebung  und  Schutz  der  Landwärtschaft,  des  Han- 
dels und  des  Gewerbes  bemühte,  betonte  er  in  seinem  Be- 
richte an  den  Finanzminister  und  an  den  des  Innern,  daß  man 
in  Frankreich  von  Seiten  der  Regierung  außer  anderen  Maß- 
regeln auch  Ausstellungen  veranstaltet  habe,  um  jene  Erwerbs- 
zweige durch  den  Wetteifer  der  ausstellenden  Produzenten  zu 
heben. 

Demgemäß  forderten  die  beiden  Minister  von  dem  Obersten 
Minister  »Dajyokwan«  die  Genehmigung,  Ausstellungen  zu  dem- 
selben Zwecke  veranstalten  zu  dürfen,  und  setzten  dies  auch 
durch.  Diese  Ausstellungen  w'urden  »Kyoshin-Kwai«  genannt, 
d.  h.  etwa:  Veranstaltung  für  die  Förderung  der  gemeinsamen 
Interessen^).  In  diesem  Sinne  eröffnete  die  Regierung  am  15.  Fe- 
bruar 1880  in  Osaka  eine  Ausstellung  für  Baumwolle  und  Zucker 
und  am  28.  März  erfolgte  durch  eine  Kommission  eine  Prüfung 
und  darauf  eine  Preisverteilung.  Von  der  Gesamtzahl  aller  Aus- 
steller (6167J  entfielen  auf  Baumwolle  5093    und  918    (von  12 14) 


Herausgegeben    von    dem    Ministerium    für    Landwirtschaft    und  Handel    i.  J,    1903 
II.  Aufl.     Tokyo. 

i)  Dainihonnoshi  Bd.  II.   S.  304. 


—       12       — 

Preise.  \'e>n  den  Ausstellern  von  L'pland-liauniwoile  wurden  54 
mit  Preisen  ausgezeichnet  ' ). 

Damals  versammelten  sich  16  Paumwollpflanzer,  darunter  11, 
die  Upland-Baumwolle  anzupflanzen  versucht  hatten.  Acht  da- 
von behaupteten,  die  Upland-Baumwolle  sei  für  das  Klima  und 
den  Boden  Japans  geeignet;  nur  einer  verhielt  sich  entschieden 
ablehnend. 

Daraus  ersieht  man,  wie  sehr  damals  die  Upland-Baumwolle 
von  den  Baumwollpflanzern  willkommen  geheißen  wurde.  Trotz- 
dem verschwand  zunächst  der  Anljau  dieser  Sorte.  Auf  der 
dritten  japanischen  Landesausstellung  im  Jahre  1890  sah  man  sie 
kaum  in  einem  Falle  ausgestellt. 

Nochmals  erwachte  dann  das  Interesse  für  die  Upland-Baum- 
wolle, aber  ein  dauernder  Erfolg  konnte  nicht  erzielt  werden. 

4.   Sinken  des  heinnischen  Baumwollbaues,  seiner  Anbaufläche 
und    seines  Ertrages. 

Eine  besonders  charakteristische  Erscheinung  für  die  Ent- 
wicklung der  japanischen  Baumwollindustrie  stellt  die  ebenso 
rasche  wie  unaufhaltsame  Verminderung  der  heimischen  Baum- 
wollerzeugung dar. 

Anfangs  suchte  sich  zwar  der  japanische  Baumwollanbau  den 
Bedürfnissen  der  inländischen  Industrie  anzupassen :  im  Jahre  1887 
wuchs  die  Anbaufläche  auf  98469,9  Cho,  der  Ertrag  auf  22900533 
Kwan. 

Seit  1888  und  1889  jedoch  verminderten  sich  sowohl  die  An- 
baufläche als  auch  die  Ernte  langsam,  aber  unaufhörlich.  Die  einhei- 
mische Baumwolle  vermochte  mit  dem  rasch  steigenden  Bedarf  der 
japanischen  Baumwollspinnerei  nicht  mehr  gleichen  Schritt  zu 
halten,  und  fremde  Konkurrenz  gewann  stark  Eingang :  die  chine- 
sische Baumwolle  trat  seit  dieser  Zeit  an  die  Stelle  der  japanischen, 
und  auch  die  Einfuhr  der  ostindischen  Baumwolle  nahm  von 
1890  auf  1891  einen  sehr  starken  Aufschwung,  dem  dann  weiter- 
hin ein  stetiges  und  langsames  Ansteigen  folgte. 

Das  Gebiet  der  Baumwolle  in  Japan  also  wurde  kleiner.  Im 
Jahre  1894  waren  es  nur  noch  60564,0  Cho,  die  einen  Ertrag 
von  12 572971  Kwan  lieferten;  in  Prozenten  ausgedrückt  betrug 
die  Abnahme  gegenüber  1887  62,4  Proz.  bez.  82,1   Proz. 

Das  Jahr  1900  wies  28262,2  Cho  Fläche  und  4894322  Kwan 

l)  Dainihonnoshi   Bd.   II.  .S.   335. 
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Ertrag  aus;  lediglich  0,02  Proz.  einheimische  Baumwolle  wurden 
noch  versponnen  gegenüber  99,98  Proz.  fremder.  Im  Jahre  1906 
ist  die  Anbaufläche  schon  auf  9665,8  Cho  gesunken  und  die 
Produktion  auf  1602447  Kwan  d.  h.  gegenüber  1900  auf  34,2 
Proz.  und  31,4  Proz.  (siehe  Tabelle  S.    14  und   15). 

Bei  einem  Vergleich  der  Baumwollproduktion  in  den  ver- 
schiedenen Teilen  von  Japan  im  Jahre  1887  und  1906  gestaltet 
sich  die  Entwicklung  folgendermaßen : 

i)  Westlicher  Teil  von  Honshu,  wo  die  Baumwolle  nach 
Qualität  wie  Quantität  an  erster  Stelle  in  Japan  steht  (zwischen 
33'^  und  35*^  nördl.  Breite  und   131°— 136"  östl.  Länge). 

1887  1906 

Anbaufläche  38655,6  Cho  4  379.4  Cho 

Ertrag  i  133270,6  Kwan  100661,0  Kwan 

Ertrag  pro  Cho  29  >  22  > 

2)  Mittlerer  Teil  von  Honshu  (zwischen  34*^'  und  37^  nördl. 
Breite,  136^  und  141"  östl.  Länge).  Hier  gedeiht  die  Baumwolle 
vorzüglich,  ganz  besonders  in  der  Kwanto-Ebene.  Diese  Gegend 
nimmt  in    der  Baumwollproduktion  Japans   die   zweite  Stelle   ein. 

1887  1906 

Anbaufläche  49163,7  Cho  4061,4  Cho 

Ertrag  930  472,8  Kwan  46  777,9  Kwan 

Ertrag  pro  Cho  18  »  11  » 

3)  Nördlicher  Teil    von  Honshu,    nur  sehr  spärlicher  Anbau 

(zwischen  37*^ — 41 V2"  nördl.  Breite  und  138'' — 14172^  östl.  Länge, 

aber  Baumwollbau  nicht  im  ganzen  Gebiete,  sondern  nur  bis  39" 

nördl.  Breite). 

1S87  1906 

Anbaufläche  3  391,4  Cho  569,3   Cho 

Ertrag  ^  40509,1   Kwan  6  107,3  Kwan 

Ertrag'  pro  Cho  12  11 

4)  Shikoku  (zwischen  321/2^ — 34V2"  nördl.  Breite  und  132" — 

135*^  östl.  Länge). 

18S7  1906 

Anbaufläche                             8  279,7  ^ho  176,6  Cho 

Ertrag                                   142  184,2  Kwan  3452,0  Kwan 

Ertrag  pro  Cho                           17          »  ig          > 

5)  Kyushu  (zwischen  31^' — 34*^  nördl.  Breite  und  129^2*^ — 
132"  östl.  Länge). 

1887  1906 

Anbaufläche  3  478,5  Cho  47 1, 7  Cho 

Ertrag  42616,6  Kwan  3190,7   Kwan 

Ertrag  pro  Cho  12  >  7  > 

Hokkaido  und  die  kleineren  Inseln  kommen  nicht  in  Be- 
tracht. 
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Dieser  Uelieiblick  gewahrt  eine  deutliche  \''or.stcllung  davon, 
wie  stark  die  Baumwollproduktion  in  den  verschiedenen  Feilen 
Japans  zuiücki;eganL;"en  ist^). 

Die  Ursachen  dieser  Verminderung  der  Ani)au(liiche  und 
des  Ertrages  sind  folgende : 

i)  Die  ausländische  Baumwolle,  die  zuerst  aus  China,  dann 
aus  Ostindien    und  Nordamerika    eingeführt   wände,    war   billiger. 

r  r  c  i  b  d  e  r  i  n-  und  ausländischen   Baumwolle   für 


Enikernle   japanische  Baum- 
]  wolle  pro   100  Kin. 


llnlkernte  ausländische 
Baumwolle  pro    loo  Kin. 


Jahr 


relativ  (Jahres-   | 
I  preis  1887  =  100) 


1887 

100 

I88S 

104 

1889 

117 

1890 

109 

I89I 

lOI 

1892 

102 

1893 

107 

1894 

104 

1895 

109 

1896 

122 

1897 

129 

1898 

123 

1899 

130 

1900 

139 

I90I 

149 

1902 

145 

1903 

139 

1904 

162 

1905 

163 

1906 

167 

absolut 

relativ  (Jahres- 

absolut 

in  Yen 

preis  1887  =  100) 

in  Yen 

18,52- 

100 

16,64 

19.23 

107 

18,87 

21,65 

116 

19,31 

20,19 

107 

17.87 

18,72 

105 

17.47 

18,89 

107 

17.75 

19.73 

118 

19.56 

19,28 

117 

19.41 

20,37 

118 

19,68 

22,61 

129 

21,47 

23,87 

128 

21,46 

22,79 

130 

21,71 

24,16 

136 

22,68 

25,82 

150 

24,91 

27.55 

155 

25.74 

26,86 

141 

24,93 

26,01 

160 

26,75 

29.99 

186 

30,99 

30.27 

156 

26,02 

31,03 

169 

28,22 

Die  Tabelle  zeigt,  wie  hoch  der  Preis  der  einheimischen  Baum- 
wolle während  der  letzten  20  Jahre  gegenüber  dem  Gesamt- 
durchschnittspreise der  ausländischen  Baumwolle  gewesen  ist.  Nur 
die  Jahre  1894,  1903  und  1904  zeigen  die  umgekehrte  Er- 
scheinung. 

Dieser  relativ  hohe  Preis  der  japanischen  Baumwolle  ver- 
glichen mit  dem  der  importierten  —  wiewohl  für  die  letztere  die 
Transportkosten,  die  Versicherungsspesen  und  dergleichen  er- 
höhend wirken  —  ist  auf  verhältnismäßig  zu  hohe  Produktions- 
kosten zurückzuführen. 

Hozaburo  Okata,  der  Hauptleiter  der  Prüfungskommission 
für   BaumwoU-   und    andere  Fasern    auf   der    fünften    Landesaus- 


i)  Näheres  über  die  einzelnen  Provinzen  siehe  Tabelle   i    in   Anhang. 


stellunL;'  in  Osaka  (1903)  erwähnt  in  seinem  Berichte,')  daß  die 
Baumwollplantage  keineswegs  direkt  verlustbringend  sei,  freilich 
auch  nicht  in  demselben  Maße  gewinnbringend,  wie  die  Er- 
zeugung von  gewissen  Landesprodukten  auf  demselben  Boden 
gewesen  sein  würde.  Daher  seien  die  Baumwollpflanzer  zu  sol- 
chen lohnenderen  Produktionen  übergegangen ;  wenn  man  der 
Baumwolle  entsprechenden  Schutz  gewähren  wolle,  so  wäre  es 
nicht  unmöglich,  wieder  ihren  Anbau  und  Ertrag  zu  erhöhen. 
Es  sei  die  Möglichkeit  vorhanden,  die  Produktionskosten  zu  ver- 
mindern, wenn  man  genaue  Untersuchungen  anstelle,  z.  B.  auf 
dem  Gebiete  der  Mischung  und  Düngung  oder  auf  dem  der  Me- 
thode des  Baumwollbaus,  welcher  bis  jetzt  keineswegs  in  ratio- 
neller Weise  betrieben  worden  sei. 

2)  Die  zv.eite  Ursache  ist  die  stetig  stärker  werdende  Nach- 
frage der  l^aumwollspinnerei  nach  den  besseren  Qualitäten. 

Wie  schon  in  anderem  Zusammenhang  angedeutet  wurde, 
braucht  man,  um  feine  Garne  zu  erzeugen,  feine  und  langstapelige 
Fasern.  Diese  Eigenschaft  besitzt  nun  aber  die  japanische 
Baumwolle  gerade  nicht.  Ihr  Faser  ist  kurz  und  ziemlich  grob, 
deshalb  ist  und  bleibt  sie  für  eine  sich  nach  oben  entwickelnde 
einheimische  Baumwollindustrie  unbrauchbar;  denn  man  würde 
aus  ihr  im  besten  Falle  nur  Garn-)  von  Nummer  16  gewinnen 
können  —  es  sei  denn,  daß  sie  entweder  durch  Kreuzung  mit 
besseren  ausländischen  oder  überhaupt  durch  Einführung  der  guten 
ausländischen  Baumwollpflanzen,  die  für  unser  Klima  und  für  un- 
seren Boden  passen,  verfeinert  würde. 

Wir  sahen  aber  schon  oben,  daß  derartige  Bemühungen 
völlig  vergeblich  gewesen  sind,  und  damit  scheidet  diese  Mög- 
lichkeit aus. 

5.  Einfuhr  der  Baumwolle. 

In  der  Zeit,  als  sich  die  japanische  Baumwollspinnerei  (seit 
1881  und  1882)  langsam  entwickelte,  ließ  sich  ihr  Bedarf  durch 
die  einheimische  Baumwolle  decken,  deren  Produktion  damals 
mit  der  Entwicklung  der  Baumwollspinnerei  ungefähr  gleichen 
Schritt  hielt;  die  Einfuhr  war  sehr  geringfügig,  wie  die  folgenden 
Tabellen  zeigen. 

i)  a.  a.  O.     Seite  6. 
2)  Vgl.   Seite  44. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.     Ergänzungslieft  40,  2 
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iMengen  in  Kin 


Ver.  Staaten 

Jahr 

rhina 

Ostindien 

von 

die  übrigen 

(jesamtein- 

Amerika 

Länder  ') 

fuhr 

1880 

I  446  156 





15  000 

I  461  156 

1881 

I  658481 

— 

— 

— 

I  658481 

1882 

3  263  223 

— 

— 

46573 

3  309  796 

1883 

2  106  261 

— 

— 

2  1 00  261 

1884 

4  406  186 

131  400 

— 

4936 

4  542522 

1885 

8105457 

I  532  792 

— 

168 

9638417 

1886 

5  961  333 

668  034 

41S 

6  000 

6  635  782 

1887 

8  620  379 

2  020893 

8  131 

3323 

10  652  726 

1888 

20540341 

3  273  084 

63351 

199  700 

24076476 

1889 

60  58S  310 

554923 

71583 

3  248  549 

64  463  365 

1890 

39870958 

7  506  32 1 

I  779021 

2985451 

52  141  752 

1891 

45  996  016 

26  564  oqo 

5304422 

2219585 

80  084  113 

1892 

66  182  578 

36213  191 

9  185  290 

I  767  161 

113  348  220 

1893 

71  336385 

36  592  406 

6  160  340 

I  742  645 

115831  776 

1894 

62  139  981 

44618337 

12  056816 

I  160  051 

I19931  185 

1895- 

90  768  763 

5«  743654 

II  996  115 

644  196 

155  152728 

1896 

49  618  300 

107  006  600 

18  703  900 

I  226  200 

176  555  000 

1897 

51  320  700 

142  766400 

34773700 

I  003  500 

229  864  300 

1898 

29559255 

141  373600 

77017400 

7  208  345 

255358600 

1899 

25  147  600 

222  926  400 

85  061  700 

14093900 

347229600 

1900 

61  884  100 

76  684  700 

III  283  400 

10956  200 

260  808  400 

1901 

34  388  100 

166  742  500 

45  843  200 

10  942  400 

257  916  200 

1902 

83  476  600 

178  027  500 

73  180  000 

1 3  960  900 

348  645  000 

1903 

75756900 

170  317  300 

39  681  700 

19439400 

305  195  300 

1904 

1 19  005  400 

106  951  500 

26  824  400 

27  256  500 

280  037  800 

1905 

69  005  400 

21S  484  400 

119693700 

29  927  200 

437  HO  700 

■  1906 

72  674  100 

158  041  100 

60071  200 

24  195  000 

314  981  400 

1907 

88  510  500 

218536300 

87  368  400 

29  208  900 

423  634  100 

1908 

65  931  900 

151  I  14  100 

79  994  000 

43  289  500 

334  399  500 

1909 

61  205  200 

231  772  100 

71  504  100 

34  060  800 

398  542  200 

Als  aber  die  japanische  Baumwolle  den  wachsenden  An- 
sprüchen der  aufblühenden  Baumwollspinnereien  nicht  mehr  ge- 
nügen konnte,  begann  die  Einfuhr  der  chinesischen  Baumwolle 
bedeutend  zu  steigen  (seit  i8(S8/9). 

Ihre  Einfuhrziffer  war  im  Jahre  1887  8620379  Kin-)  im  Wert 
von  826429  Yen,  ^j  während  sie  1888  20540341  Kin  im  Wert 
von  2055822  Yen  betrug  und  1889  auf  60588310  Kin  im  Wert 
von  5432922  Yen  stieg. 

Dem  Quantum  nach  ist  somit  die  chinesische  Baumwolle  von 
1887  auf  1888  um  138,2  Proz.  gestiegen,  von  1888  auf  1889  um 
195,4  Proz. 

1)  Vergl.   hierzu    für    1902  ff.    die  Spezialtabelle    für  die  Länder  außer  China, 
Ostindien  und  den  Vereinigten  Staaten  auf  S.  20. 

2)  I    Kin   =   600  gr. 

3)  I   Yen  =  2,0929  Mark. 
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Sevensei:    Sechzig  Jahre  Geschichte,  S.    1014— 1017). 


Wert  in  Yen 


China 


Ostindien 


Ver.  Staaten 

von 

Amerika 


die    übrigen 
Länder 


Gesamtwert 


169819,45 
196  720,87  ! 

459  165,86  i 

247  505.59 
542  882,27  ; 

750  !20,2I 
667  202,41  I 
826  428,91  I 
2055821,76 

5  432  922,18  ! 
3  764  558,84 
3697041,71 

6  063  918,46 
8622  335.18 
8561  935.46 

14  160  301,74 

8  459  309.39 

9635976,80 

5  021  100, — 

4517  272,— 

12  448  499, — 

6873  187,— 

17  oii  988, — 

16  156  481, — 

31  099705,— 

16863,387,— 

18286  184,— 

23  465  284,— 

16  330634,— 

16  121  082, — 


17730,— 

58  929,40 
27  496,80 
86  150,01 

137956,30 

59  476,67 
I  114  580,27 
3  382  061,08 
4691  770,32 
6052047,77 
8  144  264,47 
8  229  617,05 

19  621  202,32 
26438968,68 
24837645,— 
39  308  805,— 
17863925,- 
38  118  831, — 
39976725,— 
38588835- 
28  709  147,— 
53  553  379,— 
41383863,- 
57574244,— 
39649890,— 
61  076  162, — 


56.93 

I  270,07 

12  706,97 

13439.22 

351  875.52 

I  OII  518,32 

I  435  862,03 

1  273  421,24 

2  6S0  671,32 
2  338  177.41 
4  252  398,26 
7273321,69 

14  751  200,— 
16  476  899, — 
27010  134,— 
12  986  749, — 
19  475  817,— 
10  910  486, — 
9  082  581, — 
35  166304,— 
19  604  190,— 
28723469,— 
26  462  639, — 
23318450,— 


820,— 

8083,- 

650,— 

22,95 

330,— 

118,46 

15283,80 

162  999,97 

134  138,48 

108  630,10 

133  103,96 

203  766,05 

223  889,27 

94  001,09 

240  442,220 

272  047,140 

I  134426,— 

1  907741,— 

2  149  071, — 
2671  595,— 

3  320  241, — 
3  862  308,— 
4528953,— 
5090  113,— 
3  387  622, — 
5878602,— 
7813326,— 
7  792  094,— 


i7o639;45 
196  720,87 
467  248,86 

247  505.59 
561  262,27 
809  072,56 
695  086,14 

913967.45 
2  221  768,83 
5  668  838,04 

5365  153.11 
8  199  251,21 
12324654,77 
16  151  570,24 
19  610  760,52 
24  822  097,29 

32573352,19 
43  620  214,31 

45  744  371.— 
62  210  717, — 
59471  629,— 
60  650  362, — 

79784771 — 
69  518  HO, — 
73420386,— 

1 10  623  183, — 
82661  859,— 

115  641  599,— 
90  256  289, — 

108  307  788,— 


Aber  als  die  Zahl  der  chinesischen  Baumwollspinnereien  in 
Shanghai  in  den  folgenden  Jahren  sich  vermehrte,  ging  die  Aus- 
fuhr der  Baumwolle  aus  China  nach  Japan  zurück,  und  infolge- 
dessen stieg  der  Preis  der  chinesischen  Baumwolle;  denn  diese 
wurde  natürlich  in  erster  Linie  zur  Befriedigung  des  heimischen  Be- 
darfs verwendet. 

Damals  sind  die  japanischen  Baumwollspinnereien  in  mehr- 
fache Schwierigkeiten  geraten:  einerseits  trat  Mangel  an  Rohstoff 
ein ;  andrerseits  nahm  die  Einfuhr  des  ausländischen  Baumwoll- 
garns Jahr  für  Jahr  zu  und  suchte  den  ganzen  heimischen  Markt 
zu  erobern.  Seit  1891  begann  dann  die  Einfuhr  der  ostindischen 
Baumwolle  allmählich  anzuschwellen.  Die  Einfuhrziffer  der  ost- 
indischen Baumwolle  im  Jahre  1890  war  nur  7506321  Kin  im 
Wert  von  i  114 580  Yen,  obwohl  sie  damals  schon  gegenüber  den 
vorhergehenden  Jahren  bedeutend  höher  geworden  war.     1891   be- 
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S  p  c  z  i  a  1  l  a  b  e  1  1  e    über    die   H  a  u  iii  w  o  1  1  c  i  ii  f  ii  b  r    na  c  li      |  a  p  a  n    a  u  s 
anderen   Ländern    als   ( '  b  i  n  a  ,    <  >  ^  i  i  n  .1  i  e  n      n.     .Ich      \'  l  i ,   >  i  a  a  i  c  ii. 

Mengen   in  Kin. 


Aegypten 


Slraits- 
Settlement 


Niederl. 
Indien 


Französ. 
Indien 


Siam 


Korea 


Sonstige 
Länder 


1902 
1903 
1904 

1905 
1906 
1907 
1908 
1909 


1902 
1903 
1904 

1905 
1906 
1907 
1908 
1909 


6  834  IOC 
5  660  90o| 

5  349  looj 

7  249  700 
4023  300 

6  293  200 
9738400! 

IG  281  3001 


2  414  Dil 
2395  117 
2470591 
2  940  222 
I  645  098 
3396978 

5  004  459 

5432654 


216  000 

6  000 
3  002  200 
2  601  300 
2  945  100 
8  485  300 
8  823  600 
6  691  100 


14716: 
14  700 

222  427 
192  229 
258  003 
633844 
588065! 
496  291 


255  100 
2  153  800 
2  244  800  I 
6374900  I 
9  047  800 
6  239  000' 

6354500I1 
6  872  800' 


4  854  800 
8  034  400 
2  676  600 
I  098  200 

5  522  100 

5  762  200 
0019  loo 

6  350  900 


Wert  in  Yen 


25  995' 
144  274 
160  130 
434607I 
632  091 
471  574 
471  325 
505  5001 


725279 
I  100  194 
I  402  730 
I  345  065 

604439 

875830 
I  425  463 

906  278, 


310  400 

304  IOC 

467  700 
315000J 
I  017  300 
806  900 
954600J 

I  094  000| 


28550 
29319 
41 723 
27  889 
76580 

69385 
75822 

103  689 


I  268  100 
3  215  300 
3  512  2001 
I  381  700} 
I  491  ioo| 
839  800 

1  447  ooo| 

2  743  000| 


67  840 

«75522' 

229  260 

97  059! 
1 16  141J 
105  206J 

247  993} 
342  126 


222  400 

10  900 

3900 

8  400 

148  300 

782  500 

27  700 


43850 
3  184 
2  092 

3044 
55270 

325785 

5556 


trug  sie  26564090  Kin  im  Wert  von  33X2061    Yen. 

Als  in  dieser  Weise  die  Einfuhr  der  ostindischen  Baumwolle 
stieg,  schickte  die  japanische  Regierung  im  Jahre  1889  auf 
Wunsch  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnereien 
Herrn  Tsuneki  Sano,  Sekretär  des  auswärtigen  Ministeriums,  den 
die  Herren  Rihei  Kawaamura  von  der  Osaka-Baumwollspinnerei 
und  Sennosuke  Sugimura  von  der  Miye-BaumwoUspinnerei  be- 
gleiteten, nach  Britisch-Indien,  um  die  dortigen  Handels-  und 
Gewerbeverhältnisse  zu  studieren.  Bei  dieser  Gelegenheit  haben 
diese  über  direkten  Baumwollbezug  mit  Tata  &  Co.  in  Bombay 
abgeschlossen  ^). 

So  stark  auch  seit  1891  von  Jahr  zu  Jahr  der  Anteil  der 
indischen  Baumwolle  an  der  gesamten  Einfuhr  zunahm,  so  stand 
gleichwohl  die  chinesische  Baumwolle  an  der  Spitze  mit  (1895) 
90768763  Kin  im  Wert  von  14  160302  Yen;  gegenüber  1889  ist 
sie  dem  Quantum  nach  um  49,6  Proz.  gestiegen. 

Die  Situation  schlug  1896  um,  statt  der  chinesischen  trat  die 
ostindische  Baumwolle  an  die  erste  Stelle  der  gesamten  Baum- 
wolleinfuhr. Die  ostindische  Baumwolle  wurde  im  Jahre  1896  in 
Höhe   von   107006600  Kin    im  Wert    von    1962 1202  Yen   gegen- 


i)   T.    Yokoi,  Die  japanische  Gewerbegeschichte   S.   213. 
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Über  51743654  Kin  im  Wert  von  (S229617  Yen  im  Jahre  1895 
eingeführt,  es  trat  also  eine  Steigerung  von  106,8  Proz.  ein. 
Auch  die  Einfuhr  der  amerikanischen  Baumwolle  ^vermehrte  sich 
stufenweise,  wenn  gleich  sie  nicht  einen  ähnlich  großen  Anteil 
an  der  gesamten  Einfuhr  hatte.  Die  Einfuhrziffer  wurde  1896 
gegenüber  1892  mehr  als  verdoppelt  und  gegenüber  1889  stieg 
sie  um  2640  Proz. 

Als  die  Einfuhr  der  ausländischen  Baumwolle  jährlich  so  be- 
deutend zunahm,  hob  schließlich  die  japanische  Regierung  im 
Interesse  der  heimischen  Baumwollindustrie  am  i.  April  1896  die 
Einfuhrzölle  für  Baumwolle  auf,  welche  5  Proz.  vom  Werte  der 
Baumwolle  betragen  hatten.  Dies  erleichterte  einerseits  die  Ein- 
fuhr und  andererseits  die  Hebung  der  Baumwollindustrie  nach 
dem  chinesisch-japanischen  Kriege.  Die  Einfuhr  der  Baumwolle 
betrug  im  Jahre  1899  aus  Ostindien  222926400  Kin  (im  Wert 
von  39308805  Yen),  aus  China  25147600  Kin  (4517272  Yen), 
aus  der  Union  85061700  (16476899  Yen)  und  aus  den  übrigen 
Ländern   14093900  Kin  (1907  741   Yen). 

Also  ist  die  Einfuhr  gegenüber  1896  aus  Ostindien  um  117,6 
Proz.,  aus  der  Union  um  354,7  Proz.  gestiegen,  während  die 
chinesische  um  97,3  Proz.  abnahm.  Die  Einfuhr  aus  dem  übrigen 
Auslande  hob  sich  um   1049,3   Pi'oz. 

Die  gesamte  Einfuhr  an  Baumwolle  erreichte  im  Jahre  1899 
die  Höhe  von  347229600  Kin  '(62  210  717  Yen)  gegenüber 
176555000  Kin  (32573352  Yen)  im  Jahre  1896.  Sie  ist  somit 
um  96,6  Proz.  gestiegen.  In  den  Jahren  1900  und  1901  jedoch 
sank  sie. 

1900  und  1901  betrug  die  gesamte  Einfuhr  260808400  Kin 
(59471  629  Yen)  bez.  257916200  Kin  (60650362  Yen). 

Im  Verhältnis  zu  1899  hat  somit  die  Einfuhrziffer  von  1900 
um  24,9  Proz.  und  die  von  1901  um  25,7  Proz.  abgenommen^). 
Ja  1900  geschah  sogar  das  Merkwürdige,  daß  die  Baumwolle 
von  den  Baumwollhändlern  wieder  nach  auswärts  verkauft  wurde, 
da  ihr  Preis  in  Japan  damals  infolge  der  P^inschränkung  des  Be- 
triebs niedriger    als  auf  den   auswärtigen  Märkten  geworden  war. 

Im  Jahre  1902  ist  die  Baumwolleinfuhr  aus  allen  Ländern 
entsprechend  dem  sich  leise  wiederbelebenden  Bedarf  der  Baum- 
wollspinnerei gewachsen.  1903  und  1904  sank  die  gesamte 
Baumwolleinfuhr    von     348645000   Kin    (1902)    (79784771     Yen) 

l)  Ueber  die  Ursache  vgl.  11.   Kapitel  6. 


auf  305195300  (69518110  Yen)  bez.  2X0037800  Kin  (73420386 
Yen)  herab;  besonders  betraf  die  Verminderung  Ostindien  und 
die   \'creiniL;ten  Staaten  von  Amerika ').     Vergleicht  man  das  Jahr 

1902  mit  den  beiden  folgenden  Jahren,  so  verminderte  sich  die 
Einfuhr  aus  Ostindien  1903  um  4,3  Proz.  und  1904  um  39,9  Proz., 
die  aus  der  Union  um  45,7  Proz.  und  63,3  Proz.,  während  die 
Einfuhr  aus  China  1904  im  Gegensätze  zu  der  aus  den  beiden 
anderen  Staaten  ein  Mehr  (von  42,5   Proz.)  aufwies,  nachdem  sie 

1903  ebenfalls  kleiner  geworden  war  als  im  Jahre    1902. 

Als  der  Bedarf  der  japanischen  I^aumwollspinnerei  seit  Ende 

1904  allmählich  zunahm  und  die  Baumwollernte  in  der  Union 
1904/5  13436000  Ballen  gegenüber  9682000  Ballen  1903/4  er- 
zielte und  dies    allgemein  den  Baumwollprcis    erniedrigte,    wurde 

1905  Baumwolle  über  den  tatsächlichen  Bedarf  hinaus  nach 
Japan  eingeführt. 

Die  Einfuhrziffer  der  gesamten  Baumwolle  betrug  in  diesem 
Jahre  437  1 10700  Kin  (110623  183  Yen);  gegenüber  dem  Vor- 
jahre war  also  eine  Hebung  um  56,8  Proz.  eingetreten.  1906 
wurden  daher  trotz  des  gesteigerten  Baumwollverbrauchs  27,9 
Proz.  weniger  als  1905  eingeführt,  weil  die  1905  eingeführte 
Baumwolle  noch  in  bedeutenden  Mengen  übrig  geblieben  war 
und  den  Bedarf  des  Jahres  befriedigen  half. 

1907  stieg  die  gesamte  Einfuhr  wiederum,  und  zwar  von 
314981400  Kin  (82661859  Yen)  1906  auf  423634100  Kin 
(11 5 64 1599  Yen);  im  einzelnen  nahm  gegenüber  1906  die  Ein- 
fuhr aus  Ostindien  um  38,2  Proz.  (158041  100  Kin  auf  218536300 
Kin),  die  aus  der  Union  um  45,4  Proz.  (60071200  Kin  auf 
87308400  Kin)  und  die  aus  China  um  21,8  Proz.  (72674100  Kin 
auf  88520500  Kin)  zu. 

Allein  1908  zeigte  sich  gegenüber  1907  infolge  der  Ver- 
minderung des  Baumwollvcrbrauchs  der  japanischen  Baumwoll- 
spinnerei ein  Rückgang  der  Einfuhr  auf  334399500  Kin  (im  Wert 
von  90256289  Yen),  also  etwa  um  20,8  Proz.,  was  hauptsäch- 
lich auf  die  gemeinsame  Betriebseinschränkung,  die  durch  die 
verschlechterte  Geschäftslage  der  japanischen  Spinnerei  notwendig 
geworden  war,  zurückzuführen  ist.  Damals  ging  der  gesamte 
Baumwollverbrauch  der  japanischen  Baumwollspinnerei  gegen- 
über 1907  etwa  um  8  Proz.  (von  55213759  Kwan  auf  50789130 
Kwan)  zurück.     Die  Einfuhr   der    ostindischen,    chinesischen    und 

1)  Vgl.  hierzu  S.  42. 
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amerikanischen  Baumwolle  betrug  im  Jahre  1908  151  1 14  100  Kin, 
65931  900  Kin  und  79994000  Kin,  d.  i.  im  Vergleich  zu  1907  um 
30,8  Proz.,  25,5  Proz.  bez.  8,4  Proz.  weniger.  ^  Im  nächsten 
Jahre  ( 1909)  aber  stieg  die  gesamte  Baumwolleinfuhr  wieder  und 
zwar  auf  398542200  (+19  Proz.)  im  Wert  von  108307788  Yen; 
denn  der  Verbrauch  der  Baumwollspinnerei  hatte  sich  auf 
58758315  Kwan,  also  gegen  1908  etwa  um  15,6  Proz.,  gehoben. 
Besonders  nahm  die  Einfuhr  der  ostindischen  Baumwolle  zu,  etwa 
um  53,3  Proz.  (auf  231  772  100  Kin),  während  die  Einfuhr  der 
chinesischen  und  amerikanischen  Baumwolle  sich  in  diesem  Jahr 
abermals  verminderte,  und  zwar  um  7,1  (auf  61  205200  Kin)  bez. 
10,6  Proz.   (auf  71  504  100). 

6.    Gegenwärtige  Einfuhrbedingungen. 

Im  folgenden  soll  nun  geschildert  werden,  unter  welchen  Be- 
dingungen diese  Einfuhr  erfolgte,  und  zwar  sollen  hierbei  die 
drei  Hauptlieferanten  Japans  getrennt  ins  Auge  gefaßt  werden. 
Ehe  ich  ins  einzelne  gehe,  möchte  ich  jedoch  einige  allgemeine 
Bemerkungen  über  die  übliche  Bezugsweise  der  ausländischen 
Baumwolle  vorausschicken. 

Es  ist  vom  japanischen  Standpunkte  aus  sehr  zu  bedauern, 
daß  es  immer  noch  so  wenige  kapitalkräftige  Baumwollhändler  in 
Japan  gibt,  welche  die  Baumwolle  auf  eigene  Rechnung  beziehen 
und  sie  für  den  jeweiligen  Marktpreis  bei  sofortiger  Lieferung 
den  Baumwollspinnereien  verkaufen  können,  wenn  diese  Bedürf- 
nis danach  zu  erkennen  geben.  Gegenwärtig  nehmen  fast  alle 
nur  die  Stellung  von  Einkaufskommissionären  ein.  Sie  kaufen 
nur  dann  Baumwolle  an,  wenn  die  Baumwollspinnerei  sie  bei 
ihnen  vorher  bestellt  hat. 

Deshalb  muß  die  Baumwollspinnerei  das  Risiko  tragen, 
welches  durch  die  Preisveränderung  der  Baumwolle  während  der 
1^2  oder  3  Monate  in  Anspruch  nehmenden  Ueberfahrt  bis 
Japan  unter  Umständen  hervorgerufen  wird. 

Die  japanische  Baumwollspinnerei  ist  also  bezüglich  der 
Baumwollversorgung  insofern  ungünstig  gestellt,  als  sie  meist  ihren 
Bedarf  nicht  sofort  in  der  gewünschten  Höhe  durch  den  Baum- 
wollhändler decken  kann,  ganz  anders  als  die  englischen  Spinner 
in  Lancashire,  die  jederzeit  beliebige  Quantitäten  Baumwolle 
durch  Ankäufe    in    Liverpool    erwerben    und    die  gekaufte   Ware 
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schon  nach  Verlauf  von  24 — 4S  Stunden  in  der   l-'abrik  ausladen 
können. 

A.  Die  o  s  t  i  n  d  i  s  c  h  e  li  a  u  ni  w  olle. 
Wie  die  Zusammenstellung  der  folgenden  1-jntuhrstatistik 
zeigt,  wird  die  ostindische  Baumwolle  zum  größten  Teile  in  der 
ersten  Hälfte  des  Jahres  eingeführt.  Die  Ursachen  hierfür  liegen 
in  den  Verhältnissen  der  dortigen  Baumwollkultur  und  der  Dauer 
des  Transports  von  Ostindien  bis  Japan. 

1"  i  n  1"  11  h  r    d  e  r  o  s  l  i  ii  d  i  s  c  h  c  n    Baumwolle    n  a  c  h    M  o  n  a  l  e  n. 
1003  —  u)ot)  in   1'  i  k  11 1    (=   60,453  kg). 


1905 

1904 

1905 

1906 

1907     , 

iyo8 

1909 

Januar 

51  301 

225854 

228652 

120798 

201  295 

169  981 

167938 

Februar 

74388 

98  092 

199  598 

294  209 

225  162 

199332 

242  399 

März 

206  310 

59312 

322  909 

198  496 

293  7801 

181  605 

387931 

April 

191  729 

48  131 

250421 

213  728 

286945 

92  248 

241  5>3 

Mai 

20S  619 

170880 

425  240 

142795 

351  596 

102  929 

372912 

Juni 

1 16  998 

50487 

149  248 

174033 

210954 

86  090 

243  950 

Juli 

162  771 

15785 

168737 

64914 

155  802 

193486 

193  476 

August 

230  049 

74294 

182  314 

113814 

213793 

230  309 

209  135 

September 

70417 

91097 

162  lOI 

97746 

63877 

66279 

126804 

Oktober 

166  436 

86629 

20  265 

40847 

122574 

39  435 

23563 

November 

62  249 

80917 

23509 

52748 

27  409 

6307S 

15345 

Dezember 

161  906 

68  037 

51  850 

66282 

32  176 

86  369 

92  755 

Ges. -Summe     i  703  173J1  069  515  2  184  844  i  580  41 1  2  175  363'     151  I4i'23i772i 

Nach    den    Aufstellungen    der    Cotton    facts   über   die  l^aum- 
wollkultur  in  Ostindien  ergibt  sich  folgendes  Bild: 

Die    ß  a  u  m  \v  o  1 1  k  u  1 1  u  r    in    Ostindien'): 


Uebliche  Zeit 

zum  Vorbe- 

der Ankunft  d. 

Gebiete 

reiten  der  Bo-     ,        . 

,      ,        1    .        der  Aussaat 
denbearbei- 

des  Beginns 
der  l'rnle 

des    Endes  ersten  Baumw. 
der  Ernte  in  den   ostind. 

1 

tung 

Hafenplätzen 

Bengal 

Mai   und  Juni 

Juni    15.— 30. 

Oktober 

Dezemb. 

November 

» 

» 

November 

[anuar 

Dezember 

Broach 

» 

» 

Jan.    I.  bis 

März 

Februar 

Dhollerah 

j> 

Juli    I.— 15. 

Febr.    15. 
Febr.     15.    bis 

April 

Comptah  und 
Dharwar 

August 

Aug.   15.— 30. 

März    15. 

April 
Mai 

März 
April 

Madras  etc. 

Westen 

Sept  u.  Okt. 

Okt.  und  Nov. 

April 

Juni 

Mai 

i)  Vgl.  Cotton  facts   1908  S.  99. 
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Es  fällt  also  im  aligemeinen  in  Ostindien  die  vorbereitende 
Tätigkeit  für  den  Anbau  der  Baumwollpflanze,  d.  h.  das  Lockern 
des  Bodens,  das  möglichst  vor  dem  ersten  Regenfalle  zu  ge- 
schehen hat,  in  die  Monate  Mai  und  Juni;  die  Aussaat  geschieht 
zwischen  Juni  und  Juli,  und  die  Ernte  beginnt  im  Oktober  und  endet 
im  April  und  im  Mai.  Die  neugewonnene  Baumwolle  erscheint 
erst  von  November  ab  nach  und  nach  in  den  Hafenplätzen. 

Sie  wird  hier  durch  japanische  und  ostindische  Baumwoll- 
händler eingekauft  und  meist  von  Pjombay  aus  ^),  besonders  im 
Dezember  und  Januar,  nach  Japan  verschifft,  und  zwar  durch  vier 
untereinander  in  besonderer  Vereinbarung  stehende  Dampferge- 
sellschaften. Es  sind  dies:  i.  die  Xippon-Yusen-Kaisha  (N.Y.K.); 
2.  eine  englische:  Peninsular  &  Oriental  Steam  Navigation  Comp. 
(P  &  O);  3.  der  Oesterreichische  Lloyd  (O.L.),  und  4.  die 
Navigazione  Generale  Italiana  (N.G.I.) 

Bei  jeder  der  vier  Gesellschaften  ist  die  Transportdauer 
verschieden. 

Mit  den  Dampfern  der  N.Y.K.  braucht  die  Baumwolle  34 — 35 
Tage  bis  nach  Kobe.  Diejenige  Baumwolle,  welche  nach  Yoko- 
hama und  Yokkaichi  geht,  wird  in  Kobe  umgeladen  und  dann 
von  dort  aus  weiter  versandt.  Der  weitere  Transport  nach 
Yokohama  bez.  Yokkaichi  erfordert  dann  noch  zehn  Tage.  Hin- 
gegen braucht  die  P  &  O,  da  sie  meist  über  Schanghai  geht, 
längere  Zeit  als  die  NA'.K. 

Da  ferner  bei  dem  O.L.  die  Schnelligkeit  der  Dampfer  ge- 
ring ist  und  diese  außerdem  zuerst  von  Hongkong  nach  Yoko- 
hama fahren  und  dann  erst  nach  Kobe  zurücklaufen,  so  dauert 
der  Transport  hier  noch  länger  als  auf  der  P  &  O.  Die  Schiffe 
endlich  der  N.G.I.  werden  meist  in  Hongkong  umgeladen,  und 
da  von  dort  die  Dampferverbindung  sehr  unbequem  ist,  brau- 
chen sie  über  50  Tage.  Durchschnittlich  dauert  also  die  Fahrt 
der  ostindischen  Baumwolle  nach  Japan  40  Tage.  So  ist  es  er- 
klärlich, daß  die  ostindische  Baumwolle  besonders  zwischen  Fe- 
bruar und  Mai  in  starkem  Maße  eingeführt  wird.  Dazu  kommt  ein 
weiterer  Grund,  warum  sie  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  stärker 
eingeführt  wird  als  in  der  zweiten. 


l)  Die  gesamte  Ausfuhr  der  Baumwolle  aus  Ostindien  betrug  im  Jahre  1906/7. 
7409839  Cwt.  (219784609  Rupien),  davon  von  Bombay  aus  5241443  Cwt. 
(156  406  074  Rupien),  also  70  Proz.  der  gesamten  Ausfuhr  führt  Bombay  aus.  Ueber 
ostindische  Verhältnisse,  herausgegeben  vom  auswärtigen  Ministerium  von  Japan, 
1909  Tokyo  S.  92. 
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Wenn  die  Rei^enzeit  im  Aniani;  Juni  anbricht,  wird  naturge- 
mäß die  Qualität  der  Baumwolle  verschlechtert,  und  der  Käufer 
verliert  infolge  der  Gewichtsverniehrun-,  die  durch  die  b'euchtii^- 
keit  verursacht  wird.  Deshalb  pflegt  die  japanische  Baumwoll- 
spinnerei die  Baumwolle  vor  der  Regenzeit  nach  Japan  herein- 
kommen zu  lassen. 

Die  ostindische  Baumwolle  wird  direkt  durch  die  Hände 
der  bedeutenden  japanischen  Firmen  Mitsui  &  Co  und  Xaigai- 
men-Kaisha  oder  durch  die  indischen  Handelshäuser  Lyon  &  Co 
und  Tata  &  Co  u.  a.  m.,  welchen  die  japanische  Baumwoll- 
si)innerei  Aufträge  in  Baumwolle  vorauszugeben  pflegt,  oder  aber 
durch  den  ostindischen  Baumwollhändler,  der  die  Baumwolle  als 
Consignationsware  schickt,  nach  Japan  eingeführt.  Und  zwar  ist  die- 
jenige ostindische  Baumwolle,  die  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  ein- 
geführt wird,  hauptsächlich  bestellte  Ware;  dagegen  ist  diejenige, 
welche  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  hereinkommt,  zum  größten 
Teile  Consignationsware  der  ostindischen  Baunnvollhändler. 

B.    Die  n  o  r  d  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  Baumwolle. 

Diejenigen  Arten  der  nordamerikanischen  Baumwolle,  welche 
am  meisten  nach  Japan  eingeführt  werden,  gedeihen  in  Texas, 
Oklahama,  Indian  Territory,  Arkansas,  Tennessee,  Louisiana, 
Mississippi;  in  zweiter  Linie  kommen  dann  für  Japan  in  Betracht 
Alabama  und  Georgia. 

Diese  Baumwolle  trifte  gewöhnlich  vom  Dezember  an  stark 
in  japanischen  Häfen  ein,  und  wenn  man  die  Einfuhrziffer 
zwischen  der  ersten  und  zweiten  Jahreshälfte  vergleicht,  so  findet 
man,  daß  die  nordamerikanische  Baumwolle  wie  die  ostindische 
in    der    ersten  Hälfte    mehr   eingeführt    wird    als    in    der   zweiten. 

Einfuhr    der    amerikanischen    Baumwolle     nach     Monaten 
1903 — 1909  in  Pikul  (=  60,453  kg). 


1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

Januar 

117  734 

45115 

94671 

64954 

141  922 

117425 

82962 

Februar 

78  300 

30862 

126450 

59814 

104  760 

I13961 

124  1 10 

März 

74588 

6280 

116  484 

61  276 

105  308 

148868 

116  239 

April 

42552 

6695 

147529 

112  251 

164  035 

118  370 

100  593 

Mai 

16518 

9  959 

146084 

100  326 

90149 

64583 

91  862 

Juni 

5253 

578 

178  551 

32  006 

97  939 

30509 

47  453 

Juli 

— 

2801 

140  271 

33  892 

71  133 

25517 

36  044 

August 

I  915 

II  195 

93  456 

8974 

14929 

35  900 

21  5S9 

September 

102 

3757 

78016 

4751 

2  153 

6  888 

21  171 

Oktober 

— 

22  849 

16393 

27445 

3  544 

I  371 

21  035 

November 

9846 

36882 

19  029 

37  129 

25  195 

29  376 

24886 

Dezember 

50  009 

91  271 

40  002 

67  893 

52617 

107  072 

27097 

Ges.-Summe      396817     267944  ;  l  196936     600712     873684  '  799  940  ,  715  041 


Es  liegt  dies  wiederum  an  der  Baumwollkultur  wie  am 
Transport.  Ueber  die  Baumwollkultur  in  den  Vereinigten  Staaten 
ergibt  sich  aus  den  Cotton  facts  das  folgende : 


L 

'eblichc   Zeil 

Staaten 

der    Vorbe- 
reitung   des 

des  Beginns 
der  An- 

des   Schlusses 
der  Anpflan- 

des   Beginns 
der    Ernte 

des   Endes 
der  Ernte 

Landes 

pflanzung 

zung 

North  Carolina 

'      Febr.  25. 

Apr.    15. 

Mai   10. 

Sept.   I. 

Dez.   10. 

South  Carolina 

März  5. 

Apr.    15. 

Mai   I. 

Aug.    15.  bis 
Sept.    I. 

Dez.    I. 

Georgia 

Febr.    i. 

Apr.    IG. 

Mai    I. 

Aug.    15—20. 

Dez.   I. 

Florida 

Jan.  20. 

Apr.   I. 

Mai    IG. 

Aug.    IG. 

Dez.    I. 

Alabama 

Febr.    i. 

Apr.   5. 

Mai   IG. 

Aug.     IG. 2G. 

Dez.    15. 

Mississippi 

Febr.   i. 

Apr.   5. 

Mai    IG. 

Aug.    10. 20. 

Dez.    15. 

Louisiana 

1      Febr.   I. 

Apr.    I. 

Mai    IG. 

Aug.      I.— 15. 

Dez.   15. 

Texas 

1     Jan.   15. 

März    15. 

Mai    IG. 

Aug.    I. 

Dez.    20. 

Arkansas 

Febr.   15. 

Apr.    15. 

Mai   15. 

Aug.    15.— 20. 

Jan.    15. 

Tennessee 

März   I. 

Apr.    15. 

Mai   15. 

Sept.   I.  — IG. 

Jan.    15. 

Die  Zeit,  wo  die  ersten  Ballen  der  neuen  Baumwolle  in  den 
Binnen-  und  Küstenplätzen  erscheinen,  ist  der  Monat  August  ^) ; 
die  Hauptmasse  trifft  vom  September  ab  ein,  der  Schwerpunkt 
fällt  auf  die  Monate  Oktober  bis  Dezember.  In  den  Monaten 
C  )ktober  bis  Dezember  werden  durchschnittlich  zwei  Drittel  der 
neuen  Ernte  dem  Handel  übergeben  und  von  da  nimmt  das  Ge- 
schäft ab,  bis  es  im  Juli  seinen  Tiefstand  erreicht  hat. 

Auf  zwei  Hauptwegen  wird  die  nordamerikanische  Baum- 
wolle nach  Japan  ausgeführt,  entweder  über  den  Großen  oder 
über  den  Atlantischen  Ozean.  Im  ersteren  Falle  sind  die  wich- 
tigsten in  Betracht  kommenden  Häfen  San  Francisco,  Seattle, 
Tacoma  und  Vancouver  u.  a.,  im  zweiten  neben  New  York  auch 
Galveston,  Neu-Orleans,  Savannah,  Charleston  und  Pensacola  in 
den  südlichen  Staaten.  Dieser  atlantische  Weg  erfordert  zumeist 
Umladung  in  europäische  Häfen.  Die  Baumwolle  nimmt  über- 
wiegend ihren  Weg  auf  der  ersteren  Linie,  im  Jahre  1907  222875 
Ballen;  damit  verglichen  ist  die  auf  dem  zweiten  Wege  trans- 
portierte Baumwollmengc  minimal.  Die  Ausfuhrziffer  der  Baum- 
wolle aus  New  York  nach  Japan  betrug  1907  nur  4642  Ballen 
und  die  aus  den  anderen  oben  erwähnten  Häfen  ist  noch  unbe- 
deutender. Jedoch  ist  gar  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  das 
Quantum  der  Ausfuhr  der  Baumwolle  aus  den  südlichen  Staaten 
der  Union  nach  Japan  bedeutend  steigen  wird,  wenn  der  Panama- 

l)  Nach  Oppel  die  ersten  Vorposten  schon  im  Juli ;  er  stützt  sich  von  1902 
ab  gerechnet,  auf  die  letzten  8  Jahre. 
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Kanal  eröffnet  ist.     Im  besonderen  lieijcn  die  Verhältnisse  für  den 
Trans|iort  der  nordamerikanischen  Baumwolle  wie  folj^t: 
1 .  W  e  i;-  ü  b  e  r  den  Großen  Ozean. 

a)  Die  Baumwolle  aus  den  südöstlichen,  westlichen  und 
zentralen  Gebenden  von  Texas  und  ein  Teil  der  Baumwolle  aus 
Louisiana  und  Mississippi,  welche  in  die  Märkte  Houston,  San 
Antonio  und  Austin  zusammenströmt,  wird  mittels  der  Santa 
Fe-  bez.  der  Southern  Pacific  Eisenbahn  nach  San  h'rancisco 
expediert  und  dann  weiter  mit  den  Dampfern  der  Gesellschaften 
0.0.'),  P.M.''')  und  Toyo-Kisen-Kaisha  (Jaj)an)  nach  Japan  ge- 
bracht. 

Dieser  Weg  ist  der  von  den  Importeuren  am  meisten  bevor- 
zugte, weil  auf  ihm  die  Baumwolle  am  schnellsten  nach  Japan 
gelangt  und  weil  er  nur  wenige  Umladungen  nötig  macht.  Da 
die  Dampfer,  welche  auf  dieser  Linie  verkehren,  meist  Passagier- 
dampfer sind,  ist  aber  nicht  allzuviel  Transportgelegenheit  für 
Güter  da.  Die  Baumwolle  legt  diesen  Weg  durchschnittlich  in 
86  Tagen  zurück  (1907). 

b)  Die  Baumwolle,  welche  aus  Texas  in  die  Märkte  Dallas, 
Oklahama,  Waco  und  h'oot-Worth  und  in  die  Stapelplätze  Little 
Rock  in  Arkansas  und  Memphis  in  Tennessee  kom.mt,  wird  zu- 
erst auf  verschiedenen  Lokalbahnen  nach  St.  Paul  in  Minnesota 
gebracht  und  dann  mit  der  Great  Northern  Eisenbahn  nach  Seattle 
und  von  dort  mit  den  Dampfern  der  Great  Northern  Steam  Ship 
Co.  oder  mit  denen  der  Nippon-Yusen-Kaisha  nach  Japan  weiter 
befördert.  Es  wird  aber  auch  ein  Teil  der  Baumwolle  auf  der 
Northern  Pacific  Bahn  nach  Tacoma  und  von  da  durch  andere 
Schiffahrtsgcsellschaften  nach  Japan  transportiert.  Die  eben  er- 
wähnte Northern  Steam  Ship  Gesellschaft  hat  viele  Dampfer  von 
relativ  bedeutender  Transportfähigkeit  und  befährt  außerdem  die 
kürzesten  Wege  (Seattle -Yokohama  4260,  Seattle -Kobe  4610 
Seemeilen).  Sie  bemüht  sich  zudem,  den  Gütertransport  an  sich 
zu  ziehen,  und  sucht  diesen  daher  möglichst  bequem  für  die 
Transporteure  zu  gestalten.  Doch  ist  die  Transportdauer  auf 
dieser  Linie  etwas  länger  als  auf  der  ersten.  Die  Tacoma-Linie 
steht  wegen  ihrer  geringen  Leistungsfähigkeit  hinter  der  Great 
Northern  Schiffahrtsgesellschaft  zurück,  sie  braucht  längere  Trans- 
portzeiten als  die  anderen  beiden. 

1)  Occidental  &  Oriental. 

2)  Pacific  Mail  S.  S.  Co. 
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c)  Die  Baumwolle,  welche  in  Arkansas,  St.  Louis  und  im 
nördlichen  Teil  des  Indian-Territor>-  gedeiht,  wird  über  St.  Paul 
mit  der  Canadian  Pacific-Bahn  nach  Vancouver  geschafft  und  von 
dort  aus  durch  die  Canadian  Pacific-Linie  nach  JJipan  exportiert. 

Der  Haumwolltransport  auf  dieser  Linie  ist  nicht  erwähnens- 
wert, da  die  Gesellschaft  das  Schwergewicht  auf  den  Passagier- 
verkehr legt. 

2 .  A  u  f  dem  Atlantischen  O  z  e  a  n  d  u  r  c  h  den 
S  u  e  z  k  a  n  a  1. 

Die  Baumwolle  wird  entweder  direkt  von  New  York  nach 
Japan  befördert  oder  einmal  umgeladen,  in  Liverpool,  Hamburg 
oder  Bremen;  oder  aber  sie  wird  aus  Charleston,  Savannah, 
Pensacola  mit  Verbindungsschiff  nach  New  York,  England  oder 
Deutschland  und  von  hier  auf  Anschlußschiffen  nach  Japan  be- 
fördert. Da  die  Beförderung  ungefähr  3  bis  6  Monate  in  Anspruch 
nimmt,  so  wird  dieser  Weg  wenig  benutzt. 

Der  Transport  der  nordamerikanischen  Baum\volle  beansprucht 
im  allgemeinen  sehr  lange  Zeit.  Denn  die  nordamerikanische 
Baumwolle  wird  nicht  selten  in  provisorischer  Verpackung  den 
Eisenbahngesellschaften  übergeben,  um  erst  von  diesen  zu  com- 
press  bales  umgepackt  und  dann  weiter  transportiert  zu  werden, 
und  es  kommt  sehr  oft  vor,  daß  hierdurch  die  direkte  Trans- 
portverbindung verhindert  wird  und  die  Ware  1 5  bis  20  Tage  im 
Verladungsort,    besonders   in  kleine4i   Marktplätzen,    liegen   bleibt. 

Wenn  also  die  Hauptmasse  der  in  Betracht  kommenden 
amerikanischen  Ernte  in  Japan  von  Dezember  an  eintrifft,  so  hat 
dies  seinen  Grund  darin,  daß  einerseits  diese  Ernte  in  den 
Monaten  September  bis  Dezember  auf  dem  amerikanischen  Markte 
erscheint,  anderseits  die  mittlere  Transportdauer  von  Amerika 
nach  Japan  etwa  90  Tage  beträgt.  Daraus  erklärt  sich  auch  die 
höhere  Einfuhrziffer  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  —  abgesehen 
von  dem  anormalen  Jahre    1904. 

Der  Einkauf  der  nordamerikanischen  Baumwolle  wird  meist 
durch  die  Engländer  und  Amerikaner  vermittelt,  wenn  man  von 
den  wenigen  großen  japanischen  Firmen  absieht. 

C.    Die    chinesische    Baumwolle. 

Die  chinesische  Baumwolle  wird  zum  größten  Teil  aus  Shang- 
hai, wohin  die  Baumwolle  aus  Ningpo  und  Tungtsou  auf  Dampfern 
oder  auf  chinesischen  Dschunken  gebracht  wird,  und  zum  kleineren 
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Teil  aus  I  lankow  nach  Japan  bcfrirdert  und  zwar  durch  die 
Nippon-Vuscn-Kaisha  oder  cHi;  ( )saka-Shf)sen  und  andere  Gesell- 
schaften. 

l'.  i  n  r  11  b  r  (1  e  r    chinesischen    Baumwolle    n  a  c  li  M  o  ii  a  t  e  n 
mo-y — moo  in  1' i  k  u  1  (=   60.453  Kii). 


ir 

lM-4 

1 9U3 

1  yuO 

1 

lyo; 

iyü8 

lyoy 

Januar 

I  vS  84  I 

123  (kS 3 

35  211 

169  109 

128498 

203  456 

49198 

Februar 

2.)  328 

53  962 

19483 

71   178 

56  245 

54306 

36  175 

März 

47  107 

47  082 

22  921 

60  I  34 

26835 

27  117 

26088 

April 

40  529 

H4394 

23  788 

64  246 

57  596 

23  832 

13058 

Mai 

21  054 

100  168 

34  363 

44  390 

44  032 

21  937 

25658 

|uni 

22  0S5 

31  769 

37  822 

20377 

28977 

16518 

18840 

Juli 

30  439 

42859 

50478 

15588 

28315 

9025 

18350 

August 

9783 

43  839 

50  212 

19336 

19754 

6875 

4  606 

September 

9485 

42708 

24285 

•       7824 

12  115 

17513 

II  536 

Oktober 

54556 

158453 

39401 

38  697 

97289 

57  332 

71  584 

November 

134  190 

235  145 

1 39  660 

93  277 

194  018 

90  271 

171  447 

Dezember 

200  172 

193  992 

221  410 

122583 

191  531 

131  137 

165  512 

(jCs. -Summe   857569  911  683  890584  954880  885205  65931g  612052 

Sie  gelangt  in  der  Regel  von  Oktober  bis  Januar  in  bedeu- 
tenden Mengen  in  die  japanischen  Häfen,  von  da  ab  bis  Oktober 
pflegt  sich  die  Einfuhr  wieder  zu  vermindern.  Die  Einfuhrziffern 
der  chinesischen  Baumwolle  sind,  mit  Ausnahme  des  Jahres  1904, 
in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  größer  als  in  der  ersten,  im 
Gegensatze  zu  denen  der  nordamerikanischen  und  ostindischen 
Baumwolle. 

Diejenigen  Provinzen,  in  denen  die  chinesische  Baumwolle 
nach  Quantität  wie  Qualität  am  besten  gedeiht,  sind  Kiansu  und 
Sikiang,  das  Hinterland  für  Shanghai.  I  lier  wird  die  Baumwolle, 
nachdem  man  den  Boden  gedüngt  und  aufgelockert  hat,  am  An- 
fang Mai  in  Parallelreihen  zu  den  schon  vorhandenen,  im  April 
oder  Mai  zur  Ernte  kommenden  Reihen  von  Getreide  oder  von 
Bohnen  oder  von  Gemüse  ausgesät.  Die  einzelnen  Glieder  dieser 
Parallelreihen  müssen  von  einander  je  einen  Shaku  (::=  0,303  m) 
entfernt  sein ;  l^aumwollpflänzchen,  die  sich  zwischen  zwei  solchen 
Gliedern  befinden,  werden  mit  dem  Unki-aut  entfernt.  Erreicht 
die  Baumwollpflanze  eine  Höhe  von  1,5  bis  1,6  Shaku,  so  be- 
schneidet man  die  äußerste  Spitze  der  Pflanze,  um  die  Kraft  dem 
Stamme  zu  erhalten.  In  dieser  Zeit  ist  man  auch  sehr  aufmerk- 
sam gegen  die  Schädigung  durch  Insekten. 

Ende  Juli  und  Anfang  August  blüht  die  Baumwolle,  und  im 
September  beginnt  die  Ernte,    wenn  die  Kapseln  nach  und   nach 
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reifen  und  aufbrechen.  Die  Zeit  zwischen  Blüte  und  Reife  ist  in 
China  reich  an  Regen  und  Sturm  und  macht  den  Bauern  große 
Sorge ;  denn  wenn  die  Baumwollstaude  im  Zustande  der  Reife 
niederstürzt,  wird  sie  durch  den  Schmutz  und  die  Feuchtigkeit 
ganz  besonders  geschädigt. 

Die  Ernte  beträgt  pro  i  se  (99,174  Quadratmeter),  etwa 
1 50  Kin,  woraus  man  durch  Entkernung  50  Kin  gewinnt.  Die 
Entkernung  geht  entweder  in  den  Bauernhäusern  vor  sich,  wo  sie 
mit  altchinesischen  oder  aus  Japan  eingeführten  Werkzeugen  vor- 
genommen wird,  oder  in  den  Entkernungsanstalten  in  Shanghai, 
nachdem  die  Baumwolle  durch  den  Baumwollhändler  hierher  trans- 
portiert worden  ist\). 

Auf  zweierlei  Weise  gelangt  die  Baumwolle  nach  Shanghai. 
Zum  Teil  wird  sie  von  dem  Bauer  auf  eigene  Rechnung  nach 
dem  Markte  gebracht,  meist  entkernt ;  zum  Teil  wird  sie,  meist 
unentkernt,  durch  den  Baumwollhändler  dort  aufgespeichert,  der 
einen  Einkäufer  in  die  Gegend,  wo  die  Baumwolle  gut  gedeiht, 
schickt  und  durch  ihn  mit  den  Bauern  Einkaufskontrakte  ab- 
schließen läßt.  In  dem  letzteren  Fall  trägt  der  Baumwollhändler 
die  Transportkosten  und  sonstigen  Spesen;  er  muß  die  Baumwolle 
auf  jeden  Fall  zu  dem  im  Kontrakt  ausgemachten  Preis  von  dem 
Verkäufer  beziehen,  gleichviel,  ob  der  Preis  der  Baumwolle  in- 
zwischen gefallen  oder  gestiegen  ist. 

Ist  die  Baumwolle  in  dieser  Weise  in  Shanghai  eingetroffen, 
so  wird  sie  hier  auf  zwei  Märkten  verkauft.  Der  eine  heißt  Nansi 
(Südmarkt)  und  findet  außerhalb  des  Fremdenviertels  statt,  der 
andere,  mit  dem  Namen  Peishi  (Nordmarkt),  innerhalb  der  Frem- 
denstadt. 

In  Nansi  sind  von  altersher  die  hier  ansässigen  chinesischen 
Baumwollhändler  —  gegenwärtig  sind  es  54  —  die  Anbieter,  und 
zwar  kommen  die  Kunden  zu  ihnen  ins  Haus.  Die  rohe  Baum- 
wolle wird  von  den  Händlern  an  die  Entkernungsanstalten  oder 
an  die  chinesischen  Spinnereien  verkauft,  während  die  entkernte 
an  die  Exporthäuser  oder  an  die  Einkaufshändler,  welche  sich 
aus  verschiedenen  Teilen  von  China  einfinden,  veräußert  wird, 
nachdem  sie  verpackt,  mit  der  Handelsmarke  abgestempelt  und 
so  nach  Japan  oder  den  inneren  Teilen  Chinas  verkaufsfähig  ge- 
macht worden  ist. 


i)     Shinkoku  Jijyo   i.  8579   (lieber  die  chinesischen  Verhältnisse).     Herausge- 
geben von  dem  auswärtigen  Ministerium  von  Japan. 
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In  Pcishi  wurde  früher  der  Baunnvollhandel  durch  die  Leute, 
welche  von  Nansi  geschickt  worden  warcMi,  L^etriebcn,  jct/.t  aber 
ist  dort  ein  selbständiger  Markt  vorhanden,  der  von  einer  ziemlich 
großen  Anzahl  von  Geschäftshäusern  gebildet  wird  unter  dem 
Namen  der  ausländischen  r'irmen,  die  Geschäfte  für  diese  führen. 
Der  Preis  der  Paumwolle  wird  in  Nansi  in  Kupfermünze  und  in 
Peishi  in  Alexican  Dollars  angegeben. 

Die  chinesische  Baumwolle  ist  oft  schlecht  entkernt ;  oft  wird 
in  betrügerischer  Absicht  eine  Mischung  neuer  und  alter  l^aum- 
wolle  vorgenommen;  oft  gießt  auch  der  chinesische  Baumwoll- 
händler heißes  Wasser  in  die  Baumwolle,  um  ihr  Gewicht  zu 
vermehren. 

Durch  das  Hineingießen  heißen  Wassers  wird  erstens  die 
Baumwolle  runzelig  und  naß  und  läßt  dann  während  des  Reini- 
gungsprozesses allmählich  die  Nadeln  der  Walzen  rostig  werden, 
und  zweitens  wird  das  aus  solcher  Baumwolle  gesponnene  Garn 
sowie  der  hieraus  gewebte  Stoff  verschlechtert.  Solche  Waren 
werden  unverkäuflich,  und  deshalb  wurde  von  Seiten  des  Webers 
und  Garnhändlers  der  heftigste  Widerspruch  gegen  diese  Behand- 
lung der  Baumwolle  erhoben. 

So  tauchte  seit  Anfang  der  90er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts 
die  P'rage  auf,  wie  man  der  Plinfuhr  der  wasserhaltigen  Baum- 
wolle steuern  könne,  und  schließlich  auch,  wie  man  sich  vor  Ein- 
fuhr minderwertiger  Baumwolle  auch  aus  den  anderen  Ländern 
schützen  könnte.  \\s  bildete  sich  aus  dem  Verband  der  japani- 
schen Baumwollspinnereien  eine  Kommission,  um  diese  Angelegen- 
heit zu  verfolgen^).  Doch  erzielte  man  keine  praktischen  Resul- 
tate. Die  Verschlechterung  der  chinesischen  Baumwolle  wuchs 
noch  weiter  imd  erreichte  am  Ende  des  Jahres  1H95  einen 
Höhepunkt. 

Als  nämlich  der  Preis  der  Baumwolle  im  Juli  und  August 
1895  niedrig  stand,  schlössen  die  japanischen  Baumwollspinnereien 
mit  den  chinesischen  Baumwollhändlern  einen  l^nkaufsvertrag  ab. 
Aber  da  der  Preis  der  Baumwolle  nach  und  nach  höher  stieg,  konnten 
die  Händler  den  Vertrag  schwer  ausführen  und  faßten  schließlich 
den  Plan,  die  Lieferung  der  abgeschlossenen  Baumwolle  auf  die 
erwähnte  Methode  der  Gewichtsvermehrung  zustande  zu  bringen. 

Um  die  Benachteiligung  von    den   japanischen  Konsumenten 

l)  Vgl.     die   monatliche    Zeitschrift    der    Verband    der   japanischen    Baumwoll- 
spinnerei Heft   128  S.    17. 
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abzuwenden,  wandte  sich  der  japanische  Generalkonsul  in  Shanghai 
an  den  dortigen  chinesischen  Taotai,  der  denn  auch  die  Baum- 
wollhändler wegen  der  beabsichtigten  Unehrlichkeit  ^streng  zurecht- 
wies. Ferner  nahm  nunmehr  der  Verband  der  japanischen  Baum- 
wollspinnerei eine  entschiedene  Stellung  gegen  die  Verschlech- 
terung der  Baumwolle  ein  und  stellte  im  Juli  1896  auf  der 
9.  Versammlung  des  Verbands  entsprechende  Anträge,  welche 
nach  sorgfältiger  Verhandlung  in  einer  besonders  gewählten  Kom- 
mission zu  bestimmten  Beschlüssen  führten.  Es  wurde  damals 
die  Gesellschaft  für  die  Beseitigung  der  durch  den  Wassergehalt 
der  chinesischen  Baumwolle  hervorgerufenen  Mißstände  (Suiki- 
Shinkoku -men-hai  jyokwai)  gegründet.  Die  heimischen  wie 
die  ausländischen  Baumwollhändler  sollten  vom  i.  August  1896 
ab  nur  noch  dann  an  die  japanischen  Baumwollspinnereien  ver- 
kaufen dürfen,  wenn  sie  dieser  Gesellschaft  als  Mitglieder  bei- 
getreten wären. 

Damals  wurden  die  vier  ersten  Untersuchungsanstalten  in 
den  Häfen  Yokohama,  Osaka,  Kobe  und  Nagasaki  errichtet,  und 
man  stellte  »Prüfer«  an,  die  unter  Beobachtung  besonderer  Kegeln 
die  Baumwolle  streng  zu  untersuchen  hatten.  So  gewannen  dies- 
mal die  Abwehrversuche  praktische  Bedeutung.  Es  gelang  nach 
und  nach,  den  Schaden,  welchen  die  japanischen  Baumwoll- 
spinnereien lange  erlitten  hatten,  zu  beseitigen.  Es  trat  eine  Ver- 
minderung der  Einfuhr  schlechter  chinesischer  Baumwolle  ein. 

Heute  ist  diese  Untersuchung  der  wasserhaltigen  Baumwolle 
Sache  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnereien.  In 
seinem  Statut  heißt  es  in  §  22^):  Um  die  wasserhaltige  chinesi- 
sche Baumwolle  abzuwehren,  ist  von  dem  Verband  eine  Unter- 
suchungsanstalt (Shinamen-suiki-kensajo)  errichtet  w'orden.  Dafür 
wird  getrennt  Rechnung  geführt,  und  der  Ausschuß  setzt  die 
Hauptregel  sowie  die  Spezialbestimmungen  fest^).  Zu  §  2  der 
Hauptregel  gehört  die  Bestimmung,  daß  der  Verband  die  Unter- 
suchungsanstalt in  der  Gegend,  wo  er  es  für  nützlich  hält,  er- 
richten will  ^). 

i)  Statut  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnerei,    Osaka   1907  S,  7. 

2)  a.  a.  O.     S.   13  —  21. 

3)  Als    die    6  Untersuchungsanstalten    setzte    eine   zu  §   i   gehörige  Sonderbe- 
stimmung die  folgenden  fest : 

Standort : 
Kobe  für  den  Untersuchungsbezirk  Kobe-Hyogo      i   chome  Sakaicho,  Kobe 

Yokohama      »      »  »  Yokohama        Yanagicho-Kashi,  Yokohama 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  40.  3 
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Die  Untersuchung,'  «geschieht  auf  Antrag  der  ordentlichen ') 
oder  außerordentlichen''^)  Mitglieder  des  Verbandes,  und  dann 
stempelt  die  Untersuchungsanstalt  jeden  liillen  ab  zum  Zeichen, 
daß  er  als  richtig  anerkannt  worden  ist,  und  stellt  außerdem  eine 
Bescheinigung  aus  mit  dem  Ergebnis  der  Untersuchung  (ij  3  der 
Hauptregel). 

Dem  i;  6  der  Detailbestimmungen  gemäß  erfolgt  die  Unter- 
suchung in  dieser  Weise : 

Man  wählt  von  den  zu  untersuchenden  Ballen  fünf  Prozent 
beliebig  aus  und  entnimmt  einem  jeden  der  ausgewählten 
Ballen  mindestens  über  25  Momme  (93,75  gr).  Dann  ent- 
zieht man  ihnen  in  einem  Trockenapparat  sämtliche  Feuch- 
tigkeit und  wiegt  die  Baumwolle ;  nachdem  man  aus  diesen 
Proben  das  durchschnittliche  Gewicht  festgestellt  hat ,  wird 
der  Prozentsatz  der  Feuchtigkeit  des  ganzen  Ballens  berech- 
net. Hat  die  geprüfte  Baumwolle  eine  Gewichtsverminderung 
erlitten,  die  geringer  ist  als  8  Proz.  des  ursprünglichen  Gewichts, 
so  ist  sie  tauglich,  sonst  nicht  (§  4  der  Hauptregel).  Jedoch 
darf  diejenige  Baumwolle,  bei  der  ein  Wassergehalt  von  8 — 10  Proz. 
gefunden  wird,  unter  der  Bedingung  verkauft  werden,  daß  vorher 
hierüber  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  eine  besondere  dies- 
bezügliche Vereinbarung  getroffen  worden  ist,  aber  nur  zu  einem 
Preise,  der  niedriger  ist  als  der  der  Normalware  :  Der  Verkäufer 
zieht  entsprechend  der  Abmachung  etwas  ab  (§  5  der  Hauptregel), 
während  er  dann,  wenn  der  W^assergehalt  höher  als  10  Proz.  ist, 
unbedingt  entsprechende  Abzüge  machen  muß  (tj  6  der  Haupt- 
regel). 

Im  P'alle  der  Unzufriedenheit  mit  der  Untersuchung  oder  in 
sonstigen  Fällen  ist  in  §  7  der  Hauptregel  das  Recht  vorbehalten, 
eine  nochmalige  Untersuchung  von  dem  Präsidenten  des  Aus- 
schusses zu  verlangen  (§  7  der  Hauptregel).  Wird  der  Antrag 
seitens  des  Ausschusses  genehmigt,  so  werden  diesmal  aus  10  Proz. 


Standort : 

-,  ..  r-     j       IT  .  \  i      •  1    Tvr  ■•  '^ei  Mitsui  und  Co.,  Kaigan- 

Moji  für  den  Untersuchungsbezirk  Moji  ,     .    ai   :: 

.^  ,  .  JNagasaki,  bei  Mitsui  und  Co.,  Oura 

JNagasaki        »      »  »  \Kuchinotsu  Kaigan  Nagasaki 

Yokkaichi      »       »  »  Yokkaichi  bei  Yokkaichi-soko-Kaisha 

Osaka  »      »  »  Osaka  Kitadjimacho,  Yokkaichi 

5  chome  Fushimicho,  Osaka, 
i)  Ord.  Mitglieder  waren  die  Baumwollspinnereien,  -Webereien  und  -Zwirnereien, 
2)  Außerordentliche:    hausindustrielle  Verleger,    die  BaumwoU- und  Garnhändler. 
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der  zu  prüfenden  Baiimwollballen  50  Momme    pro  Ballen    in   der 
oben  angegebenen  Weise  untersucht  (§7  der  Sonderbestimmung). 

Von  den  Mitgliedern,  welche  die  Untersuchung  verlangt  haben, 
sind  jedesmal  nach  der  Untersuchung  folgende  Gebühren  zu  ent- 
richten : 

Für  jeden  Ballen,  welcher  von  Eisenbändern  umgeben  ist  o,  03  Yen; 
für  jeden  grofSen  Sack  0,015     » 

für  jeden  mittleren  Sack  O,  01     » 

für  jeden  kleinen  Sack  0,005     * 

Bei  der  nochmaligen  Untersuchung  werden  diese  Gebühren 
verdoppelt  (§  1 1  der  Hauptregel).  Ohne  solche  Untersuchung 
und  Bescheinigung"  seitens  der  Untersuchungsanstalt  ist  nach  §  i 
der  Hauptregel  die  chinesische  Baumwolle  unter  den  ordentlichen 
und  außerordentlichen  Mitgliedern  nicht  verkaufsfähig.  Wird 
Baumwolle  von  Shanghai  nach  Japan  eingeführt,  so  ist  Stempel 
und  Bescheinigung  der  dortigen  Untersuchungsanstalt  notwendig . 
Ja,  es  geht  die  Bestimmung  des  Verbandes  über  den  Verkauf 
der  chinesischen  Baumwolle  in  i;  8  noch  weiter  und  verlangt, 
daß  die  ordentlichen  Mitglieder  chinesische  Baumwolle  nur  von 
den  Baumwollhändlern,  welche  die  außerordentliche  Mitgliedschaft 
besitzen,  beziehen  dürfen,  jedoch  mit  Ausnahme  des  Falles,  daß 
sie  in  Shanghai  gekauft  worden  ist  (§  8  der  Hauptregel).  In 
letzterem  Fall  bedarf  sie  der  Untersuchung  durch  die  japanischen 
Untersuchungsanstalten,  sonst  ist  die  Aufnahme  solcher  Waren  in 
die  Fabriken  ausgeschlossen  (§  9  der  Hauptregel). 

Um  sich  nach  Möglichkeit  gegen  Wortbruch  zu  sichern,  ent- 
hielt §  12  die  Bestimmung-,  daß  Mitglieder,  welche  §  i,  §  8  oder 
§  9  nicht  befolgt  haben,  verpflichtet  sind,  dem  Verband  folgende 
Konventionalstrafen  zu  entrichten  : 

Für  jeden  Ballen,  welcher  mit  Eisenbändern  umgeben  ist,    3, —  Yen; 
für  jeden  großen  Sack  1,50     » 

für  jeden  mittleren  Sack  l, —     » 

für  jeden  kleinen  Sack  0,50    » 

In  der  24.  Ausschußversammlung  am  27.  Januar  1906  ist  eine 
besondere  Ausnahmemaßregel  von  der  oben  geschilderten  Unter- 
suchung für  die  vom  Verband  anerkannten  Untersuchungsanstalten 
hinzugefügt  worden.  Wenn  die  chinesische  Baumwolle  in  ihrem 
Ausfuhrort  in  einer  vom  Verband  als  gleichwertig  anerkannten 
Weise  untersucht  worden  ist,  so  hat  dies  dieselbe  Wirkung,  als 
wenn  die  Baumwolle  in  Japan  untersucht  worden  wäre.    In  diesem 
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Fall  ist  es  nicht  notwendig,  sie  nochmals  in  Japan  zu  untersuchen, 
jedoch  unter  dem  Vorbehalte,  daß  eine  nochmalige  Untersuchung 
auf  Antrag  geschehen  kann.  Dieser  Vorzug  erlischt  aber  laut 
Beschluß  des  Ausschusses,  falls  eine  etwaige  Nach])riifung  solcher 
Baumwolle  ein  schlechtes  Ergebnis  zeitigt. 

Nach  dieser  besonderen  Bestimmung  wurde  in  diesem  Jahre 
von  den  Baumwollexporthäusern  in  Shanghai  beschlossen,  eine 
eigene  Untersuchungsanstalt  dort  zu  errichten,  und  darauf  baten 
sie  den  Verband  der  japanischen  Baumwollspinnereien  um  seine 
Sanktionierung. 

Sie  erhielten  diese  unter  zwei  Bedingungen:  erstens  behielt 
sich  der  Verband  vor,  zuweilen  zur  Aufsicht  einen  Vertreter  dort- 
hin zu  schicken  —  die  Aufenthaltskosten  trägt  die  dortige  Unter- 
suchungsanstalt; zweitens  bedarf  die  Ernennung  der  Prüfer  in  der 
dortigen  Untersuchungsanstalt  der  vorherigen  Zustimmung  des 
Verbandes,  und  einer  der  Prüfer  muß  vom  Verband  vorgeschlagen 
sein.  Da  die  Bestimmungen  dieser  Anstalt  in  Shanghai  ganz 
ähnlich  sind  wie  die  der  japanischen,  so  ist  es  unnötig,  weiter 
darauf  einzugehen,  zumal,  da  sich  die  Anstalt  Ende  März  1909 
aus  freien  Stücken  wieder  auflöste. 

7.    Die   allgemeinen    Bestimmungen    des  Verbandes    über  den 
Baumwollhandel  ^). 

Es  war  schon  am  Anfang  der  90er  Jahre  bekannt,  daß  nicht 
nur  aus  China  minderwertige  Baumwolle  kam,  sondern  auch  aus 
Ostindien  und  Amerika. 

Die  ostindische  Baumwolle  wurde  manchmal  mit  Staub  ver- 
mengt, oder  aber  bei  Bestellung  von  Baumw'oUe,  die  durch 
moderne  Entkcrnungsmaschinen  von  Samenkernen  gereinigt  sein 
sollte,  sandte  man  allerdings  auch  derartige  Baumwolle,  mischte 
sie  aber  mit  solcher,  die  durch  Handentkernungswerkzeuge  (z.  B. 
die  Churkaj  entkernt  worden  war.  Und  die  amerikanische  Baum- 
wolle enthielt  oft  Sand,  wodurch  leicht  Feuer  in  den  P'abriken 
verursacht  wurde. 

Die  Baumw^olle,  welche  man  in  diesem  bedenklichen  Zustande 
den  Konsumenten  ablieferte,  war  übrigens  keineswegs  allein  durch 
Absicht  der  Baumwollhändler  so  zugerichtet  worden :  oft  lag  die 
Schuld    auch    an    den    Pflanzen.     Da    indessen    der    Schaden  der 

I)  a.  a.  o.  S.  8—12. 
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Spinnereien  ziemlicli  groß  war,  stellten  sie  schließlich  einen  An- 
trag betreffend  die  Abwehr  des  Handels  mit  diesen  schlechten 
Produkten.  Das  geschah  auf  der  Generalversammlung  des  Ver- 
bandes im  Jahre  1890.  Dafür  wurde  ein  besonderer  Ausschuß 
gewählt,  und  dieser  traf  eine  Reihe  Bestimmungen. 

Unter  anderem  heißt  es  in  ihnen  :  Kaufverträge  in  Baumwolle 
sollen  nach  Handelsmarken  und  Mustern  abgeschlossen  werden. 
Diese  Muster  sind  zu  versiegeln  und  aufzubewahren,  damit  sie 
unter  Umständen  zum  Beweise  dienen  können.  Differenzen, 
welche  bei  der  Ablieferung  der  Baumwolle  (infolge  von  Vertrags- 
bruch, in  Zahlungsangelegenheiten,  wegen  Lieferung  mit  Wasser 
oder  mit  anderen  Substanzen  gemischter  Baumwolle)  entstehen, 
werden  durch  eine  Prüfungskommission  ausgeglichen,  welche  aus 
je  drei  von  den  Baumwollspinnereien  und  -händlern  durch  deren 
Vorstände  gewählten  Männern  besteht.  Diese  Kommission  greift 
streng  ein,  wenn  es  sich  um  Betrug  oder  Kaufvertragsbruch,  ver- 
anlaßt durch  die  Preisschwankungen  der  Baumwolle,  handelt  ^). 
Jeder,  der  überführt  wird,  ist  von  den  geschäftlichen  Verbindungen 
innerhalb  des  Verbandes  ein  Jahr  lang  ausgeschlossen.  Jeder 
hat  sich  dem  Urteil  der  Prüfungskommission  zu  unterwerfen. 

Dieser  Entwurf  wurde  damals  in  der  Generalversammlung 
angenommen,  entbehrte  aber  zeitweilig  der  praktischen  Durch- 
führung. 

Endlich  entstanden  bei  der  Veränderung  des  Statutes  des 
Verbandes  im  Oktober  1902  die  folgenden  Bestimmungen  über 
den  Baumwollhandel,  die  noch  heute  gelten  und  auch  praktisch 
durchgeführt  werden  -). 

1.  Wer  ein  Baumwollkaufgeschäft  abschließen  will,  überreicht 
dem  Kontrahenten  einen  Schein,  auf  dem  er  Sorte,  Feingrad, 
Preis  und  Quantum  der  Baumwolle,  Termin  und  Ort  der  Aus- 
zahlung, Tag  und  Ort  der  Schiffsverladung  und  Ablieferung  und 
seine  Wünsche  betreffs  Ein-  oder  Verkaufs  angibt.  Wenn  der 
Kontrahent  eingewilligt  hat,  sendet  er  dem  andern  Kontrahenten 
einen  Einwilligungsschein,  worauf  er  Sorte,  Feingrad,  Quantum, 
Termin  und  Ort  der  Auszahlung  und  Tag  und  Ort  der  Schiffs- 
verladung und  Ablieferung,  dabei  die  Wünsche  betreffs  Ein-  oder 
Verkauf  entsprechend  angibt. 

2.  Wenn    der  Vertrag   in    der    Weise    abgeschlossen    worden 

1)  Vgl.   S.  38. 

2)  Im  fF.  möglichst  wörtlich  übersetzt. 
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ist,  daß  die  Auszahlung  später  als  die  Al)liefcrung  stattfindet,  so 
darf  der  Verkäufer  dem  Käufer  den  Wechsel  bei  der  Ablieferung 
der  Ware  ausstellen. 

3.  Liefert  der  Verkäufer  die  gesamte  bestellte  Ware  oder 
einen  Teil  davon  nicht,  oder  nimmt  der  Käufer  die  gesamte  be- 
stellte Ware  oder  einen  Teil  davon  bei  der  Ablieferung  bez.  bei 
der  Ankunft  der  Ware  nicht  an,  so  kann  der  betreffende  Kon- 
trahent den  Kaufvertrag,  soweit  er  gebrochen  ist,  auflösen  und 
darf  als  Schadenersatz  die  Differenzsummc  zwischen  dem  ab- 
geschlossenen Betrag  und  dem  zeitweiligen  Preis  und  dazu  i  Proz. 
des  abgeschlossenen  Betrages  verlangen. 

4.  Wenn  die  Ware,  welche  der  Verkäufer  als  so  feingradig 
wie  bestellt  überliefern  will,  von  dem  Käufer  als  minderwertig 
angesehen  wird,  so  soll  der  Käufer  dem  Verkäufer  zuerst  5  Proz. 
des  abgeschlossenen  Betrages  als  Pfand  geben  imd  die  Ware  soll 
auf  beider  Namen  an  die  Bank  zur  Aufbewahrung  übergeben 
werden.     Dann  erfolgt  Klage  beim  Verbände. 

5.  Wenn  der  Verkäufer  die  Ware  am  ausgemachten  Lieferungs- 
tag infolge  von  Naturereignissen,  mangelhafter  Schiffsleitung  oder 
sonstiger  im  Handel  unvermeidlicher  Störungen  nicht  liefern  kann, 
so  darf  er  einen  Aufschub  verlangen. 

In  diesem  Fall  ist  damit  gleichzeitig  die  Aufschiebung  des 
Zahlungstermins  anerkannt. 

6.  Was  die  Gewichtbestimmung  der  bestellten  Ware  anbe- 
langt, so  wird  die  ostindische  Baumwolle  nach  dem  vom  Aus- 
fuhrort angegebenen  Gewichte  angenommen,  die  übrige  Baumwolle 
nach  dem  im  Ablieferungsort  festgestellten  Gewicht.  Die  Fest- 
stellung des  Gewichts  der  ostindischen  Baumwolle  kann  auch  vom 
Verkäufer  nochmals  am  Ablieferungsort  verlangt  werden. 

7.  Wenn  der  Verkäufer  ohne  Absicht  Baumwolle  von  anderen 
Feingraden  oder  in  anderen  Sorten  abliefert,  so  kann  der  Käufer 
eine  entsprechende  Preisherabsetzung  verlangen. 

Wenn  es  aber  mit  Absicht  geschieht,  hat  der  Käufer  das 
Recht,  den  Kaufvertrag  ganz  oder  teilweise  aufzulösen  oder  eine 
entsprechende  Preiserniedrigung  zu  fordern,  außerdem  3  Proz.  des 
gesamten  abgeschlossenen  Betrags. 

Waren  im  ersten  Fall  schon  50  Tage  nach  der  Ablieferung 
vorüber,  dann  kann  der  Käufer  keine  Preisherabsetzung  mehr 
verlangen. 

8.  Falls  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  wegen  eines  Baum- 
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Wollkaufgeschäftes   ein  Konflikt    entsteht,    wird    dieser   durch    die 
folgenden  Paragraphen  einem  Schiedsgericht  überlassen. 

9.  Wenn  ein  Konflikt  zwischen  den  beiden  Parteien  entstan- 
den ist,  so  soll  jede  gemäß  den  folgenden  Paragraphen  die  Wahl 
von  Schiedsrichtern  fordern  und  der  anderen  Partei  von  ihrem 
Vorgehen  Mitteilung  machen. 

10.  Die  Zahl  der  Schiedsrichter  ist  zwei. 

11.  Um  Wahl  der  Schiedsrichter  bittet  die  klagende  Partei 
den  Präsidenten  des  Ausschusses  des  Verbandes  der  japanischen 
Baumwollspinnereien  und  den  Präsidenten  der  Interessengesellschaft 
der  Baumwollhändler  in  Japan  (Nippon  Menka-Dogyo-Kwai)  oder 
die  sie  in  dieser  Zeit  vertretenden  Personen. 

12.  W^enn  die  beiden  vorgenannten  Wähler  in  der  Wahl  der 
Schiedsrichter  nicht  übereinstimmen,  so  wählt  jeder  die  Hälfte 
der  Zahl. 

13.  Bei  Vakanz  des  Schiedsrichteramts  durch  Tod  oder  Ab- 
schiedsgesuch oder  eine  sonstige  Ursache  findet  Ersatz  nach  dem 
vorhergehenden  Paragraphen  statt.  Ist  die  Zahl  der  zu  ersetzen- 
den Schiedsrichter  ungerade^)  und  tritt  §  12  ein,  so  wählen  die 
beiden  Wähler  zwei  Ersatzleute  (ev.  gemäß  §  12)  und  ersetzen 
durch  Auslosung  den  zu  ersetzenden. 

14.  Geht  die  Meinung  der  beiden  Schiedsrichter  auseinander, 
so  zieht  man  noch  einen  Schiedsrichter  durch  Kooptation  heran 
und  dann  erfolgt  das  Urteil. 

15.  Die  Anordnung  der  Art  und  Weise  des  Schiedsspruchs 
ist  außer  diesen  Bestimmungen  noch  von  den  Schiedsrichtern 
abhängig. 

16.  Der  Träger  der  Kosten  des  Schiedsspruches  und  des 
Honorars  der  Schiedsrichter  wird  durch  das  Urteil  des  Schieds- 
spruches bestimmt.  Das  Honorar  für  jeden  Schiedsrichter  beträgt 
3   Yen  bis  30  Yen. 

17.  Wenn  es  sich  um  die  Qualität  der  Baumwolle  selbst 
handelt  und  ein  Teil  mit  dem  Urteil  nicht  zufrieden  ist,  so  kann 
er  sich  bei  amerikanischer  Baumwolle  an  die  Liverpooler  Baum- 
wollbörse, bei  ostindischer  an  die  Bombaysche  Baumwollbörse 
wenden,  um  ein  entscheidendes  Urteil  zu  erlangen. 


i)  d.  h.  ist  einer  zu  ersetzen. 
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8.   Die  Entwicklung  des  Bedarfs  der  Spinnereien  an   den  ver- 
schiedenen Baumwollsorten. 
Ueber    das    Verhältnis    des    gesamten   Baumwollbedarfs    der 
japanischen   Baumwollspinnereien    zum  Gesamtvorrat  ^ibt  die   fol- 
fTcndc  Tabelle  ein  klares  Bild. 


Vorrai  an    Baum- 

Bedarf der    {ge- 

Anteil d.  Bedarfs    d. 

wolle  in   Japan 

samten  Baumwoll- 

Resl 

Baumwollspinnerei 

spinnereien 

am   Gesamtvorrat 

Kwan 

Kwan 

Kwan 

Proz. 

1893 

20  326  726 

12  884  601 

7442  125 

63,3 

1894 

22  065  234 

17  916  897 

4  148337 

81,2 

1895 

16950355 

22  060  697 

4  889  658 

81,8 

1896 

29  701  309 

24  885  390 

4815919 

83,8 

1897 

38  190365 

31  009353 

7  181  012 

79.1 

1898 

42551029 

38  689  052 

3  861  977 

90,9 

1899 

56  462  864 

44  747  123 

II  71574I 

79.2 

1900 

42454047 

36  179  121 

6274926 

85,2 

I90I 

41  318  484 

37  902  304 

3416  180 

91,7 

1902 

54567581 

42  854  230 

12  713  3.51 

78,5 

1903 

47  725  847 

46829  188 

896  690 

98,1 

1904 

;       42  888  847 

39  459  121 

3429726 

92,0 

1905 

67  005  700 

50  794  860 

16  210  840 

75.8 

Durchschnittlich     81,9 

Diese  Tabelle  ist  in  der  Weise  zusammengestellt,  daß  die 
Einfuhr  der  Baumwolle  ^),  vermehrt  um  die  Baumwollproduktion 
in  Japan  selbst,  vermindert  um  die  Baumwollausfuhr,  als  die  jähr- 
liche Vermehrung  des  Vorrats  an  Baumwolle  in  Japan  angesehen 
und  hiernach  der  prozentuale  Anteil  des  Gesamtbedarfs  der  japani- 
schen Baumwollspinnereien  am  Gesamtvorrat  ermittelt  wird.  Dar- 
aus ergibt  sich  als  Resultat,  daß  von  der  jährlichen  Vermehrung 
des  Vorrats  in  der  Zeit  von  1893  bis  1905  durchschnittlich 
81,9  Proz.,  also  etwa  vier  Fünftel,  von  den  gesamten  japanischen 
Spinnereien  verbraucht  worden  ist. 

(Siehe    Tabelle  S.  42  und  43. 

Der  Baumwollverbrauch  der  japanischen  Spinnereien  erhöht 
sich  alljährlich,  wie  die  obige  Tabelle  zeigt,  und  mit  der  l*2nt- 
wicklung  der  Industrie  verändert  sich  jeweils  die  Hauptbezugsquelle 
der  Baumwolle. 

Es  ist  wohl  mit  ziemlicher  Sicherheit  zu  konstatieren,  daß 
die  japanische  Baumwollindustrie  bis  jetzt  im  ganzen  viermal  Ver- 
änderungen in  bezug  auf  die  Hauptbezugsquelle  ihrer  Baumwolle 
durchgemacht  hat. 

l)  Die  Zahlen  beziehen  sich  sämtlich  auf  entkernte  Baumwolle,  die  zur  rohen 
im  Verhältnis   i    :   3  steht. 
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Bis  Mitte  der  8oer  Jahre  überwog  die  japanische  Baumwolle^), 
Diese  Zeit  nennen  wir  die  japanische  Verbrauchsperiode.  Dann 
wurde  die  chinesische  Baumwolle  herrschend :  bis  1 890  ist  eine 
chinesisch-japanische  Baumwollperiode  anzusetzen^.  Seit  Anfang 
der  90er  Jahre  drang  die  ostindische  Baumwolle  allmählich  ein, 
und  es  ergab  sich  (bis  1896)  eine  chinesisch-ostindische  Baum- 
wollperiode, und  zwar  deckten  1894  China  und  Ostindien  86,3  Proz. 
des  gesamten  Bedarfs  der  Spinnereien,  wovon  Si)i9  Pioz.  der 
chinesischen  Baumwolle  zufielen. 

Dann  änderte  sich  nach  und  nach  wiederum  die  Hauptbe- 
zugsquelle der  Baumwolle  der  Spinnereien. 

Der  Verbrauch  an  ostindischer  Baumwolle  betrug  schon  1896 
58,15  Proz.  des  Gesamtbedarfs  der  Spinnereien,  und  der  an 
chinesischer  Baumwolle,  welcher  1894  seinen  höchsten  Gipfel  er- 
reicht hatte,  ging  von  Jahr  zu  Jahr  zurück.  An  ihre  Stelle  trat 
die  amerikanische  Baumwolle,  und  ungefähr  seit  1898  herrscht 
eine  ostindisch-amerikanische  Periode:  diese  beiden  Baumwollsorten 
machten  im  Jahre  1909  84,15  Proz.  der  gesamten  von  den  Spinne- 
reien verbrauchten  Baumwolle  aus  ^). 

Sieht  man  jedoch  die  vorliegende  Statistik  genauer  an,  so 
bemerkt  man  starke  Schwankungen  im  Verbrauche  an  den  ein- 
zelnen Baumwollsorten. 

Es  ist  dies  darauf  zurückzuführen,  daß  die  japanischen 
Spinnereien  meist  noch  ihre  Bezugsquelle  je  nach  den  Marktver- 
hältnissen der  Baumwolle  ändern,  indem  sie,  den  Preisen  ent- 
sprechend, die  Baumwollmischungsverhältnisse  umzugestalten  in 
der  Lage  sind  ^). 

Deshalb  ist  es  z.  B.  nicht  möglich,  den  diesjährigen  Baum- 
wollbedarf einfach  aus  der  in  den  Vorjahren  verbrauchten  Baum- 
wolle zu  bestimmen,  weder  der  Menge  noch  der  Sorte  nach. 
Es  zeigte  sich  dies  besonders  in  den  Jahren  1903  und  1904 
deutlich.  Die  amerikanische  Baumwolle  verteuerte  sich  infolge 
der  schlechten  Plrnte  und  der  darauf  folgenden  Spekulation  von 
Sully^),  und  die  ostindische  Baumwolle,    deren  Preis   sich,  jeden- 


1)  Vgl.  Kap.  6. 

2)  Vgl.  Kap.  6. 

3)  Die    hier    aufgeführten  Zahlen    sind    selbstverständlich    von    den    in  Kap.    6 
erwähnten  zu  unterscheiden.     Dort  handelte  es  sich  um  Einfuhrziffern. 

4)  Vgl.  S.  44. 

5)  Im  Jahre   1904. 
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Der   Verbrauch  der  verscliiedenen   Baumwolle 
(Zusammengestellt  nach    i.  der  Osaka-Hankzeitschrift,  2.  der  vom  Handelsministerium 

tistik    des    l'auniwoll- 


Ja^janisclie 

(liiiies. 

Uslind. 

Amcrik. 

Baumwolle 

Baumwolle 

Baumwolle 

Baumwolle 

in  Kwan 

Proz. 

in  Kwan 

Proz. 

in  Kwan 

Proz. 

in  Kwan 

Proz. 

1893 

445  548 

3.46 

5858214 

45.47 

4924519 

38,22 

1  058074 

8,21 

1894 

384  436 

2,14 

9  185  388 

51.19 

6  300  953 

35.11 

1  499  499 

8,34 

1895 

285  335 

1,29 

9  867  326 

44,73 

8718681 

39.52 

2  248  890 

10,20 

1896 

164  263 

—,66 

6787  145 

27.27 

14470  185 

58,15 

2847271 

11,44 

1897 

128  206 

—.41 

5410776 

17.45 

19  401  704 

62,57 

5  179463 

16,70 

1898 

50944 

—.13 

3272962 

8,46 

22  044  1 10 

56,98 

12  137  096 

31,37 

1899 

2430 

— ,01 

2037514 

4,55 

28479705 

63.64 

13235539 

29,58 

1900 

9560 

— ,02 

5326785 

14.72 

15  134932 

41,83 

14895538 

41,17 

I90I 

9825 

—.03 

5  187784 

13,68 

24  068  120 

63,20 

7  708  105 

20,34 

1902 

6  333 

—  ,01 

5  002  803 

11,67 

26  247  961 

61,25 

9  997  002 

23,30 

1903 

381 

— 

9  805  430 

20,94' 

26406  970 

56,39 

8020935 

17,12 

1904 

46257 

— ,12 

15357  186 

38,92 

17  456  421 

44,24 

4  474  798 

11,34 

1905 

I  824 

—.03 

8  479482 

16,69 

25  863  749 

30,92 

14  913  465 

29,37 

1906 

73418 

—.13 

1 1  686  346 

21,92 

25  668  284 

48,14 

14  319  127 

26,85 

1907 

31267 

—.05 

8  097  563 

14,66 

31888545 

57,75 

13345969 

24,17 

1908 

— 

— 

9  136969 

17.99 

27  684  127 

54,51 

1 1  480  964 

22,60 

1909 

259 

— 

6  399  867 

10,90 

36784257 

62,63 

12  665  166 

21,52 

falls  unter  dem  Einfluß  des  amerikanischen  Baumwollpreises, 
ebenfalls  erhöhte  ^),  wurde  in  den  japanischen  Spinnereien  gegen- 
über den  vorhergehenden  Jahren  e"benfalls  in  bedeutend  geringerem 
Maße  verbraucht.  Dagegen  fand  die  vorher  der  Verbrauchs- 
ziffer wie  dem  Preise  nach  niedrig  stehende  chinesische  Baum- 
u^olle  wieder  stark  Aufnahme.  Sie  deckte  1902  11,67  I^i'oz.  des 
Gesamtbedarfs  der  japanischen  Spinnereien,  1903  ai^er  20,94  Proz. 
und  1904:38,91  Proz.;  die  amerikanische  Baumwolle  hingegen 
1902  :  23,3  Proz.,  1903  :  17,12  Proz.  und  1904  :  11,34  P>'OZ. ;  die 
ostindische   1902  :  61,25  Proz.,    1903  :  56,39  Proz.,   1904  :  44,24  Proz. 

Als  nun  Ende  1904  die  Baumwolle  in  Nordamerika  eine  gute 
Ernte  brachte  und  der  Marktpreis  niedrig  war,  stieg  1905  der 
Verbrauch  an  ostindischer  und  amerikanischer  Baumwolle  in  der 
japanischen  Spinnerei  von  neuem,  während  die  chinesische  Baum- 
wolle in  den  alten  Stand  zurücksank.  Die  ostindische  Baumwolle 
deckte  in  diesem  Jahre  50,92  Proz.,  die  amerikanische  29,37  Proz. 
und    die    chinesische    16,69  I'i'oz.   des   gesamten  Spinnereibedarfs. 

Es  wird  das  auch  noch  bestätigt,  wenn  man  die  nachstehende 


l)  Die  nordamerikanische  Baumwolle,  die  ungefähr  60  Proz.  der  gesamten 
Baumwollproduktion  ausmacht,  hat  natürlich  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Gestal- 
tung des  ostindischen,  ägyptischen  und  sonstigen  Baumwollpreises. 
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in  der  gesamten  Baumwollspinnerei  Japans. 

herausgegebenen    Untersuchung    über    die  Baumwollindustrie  in  Japan,    3.  der  Sta- 

spinnerei-Verbandes.) 


Aegypt. 
Baumwolle 

in  Kwan 


Proz. 


Annamische 
1.  Saigonische 
Baumwolle    j 
in  Kwan       Proz. 


Die  übrige 
Baumwolle 

in    Kwan    Proz, 


tjesamte 

ausländ. 

Baumwolle 

in    Kwan 


Proz. 


Gesamt- 
betrag 

in    Kwan 


4700 
80  112 

50247 
145  901 
169327 
352  864 
424825 
541  705 
571  542 
838737 
997  075 
881  535 
883  863 
806  274 
841  016 
128  741 
570547 


—,04 

—.45 

—.23 

—.59 

—.55 

—.52 

—.94 

1.51 

1,50 

1,96 

2,13 
2,23 
1.74 
1,51 
1,52 
2,22 
2,67 


567  269 
494  029 
841  331 
451  078 
705818 
648  365 
361  552 
192  231 
181  836 
511  808 
864  743 
754  884 
314560 
322  570 
603  265 
858  499 
764955 


4.40 

2,75 

3.81 

1,81 

2,28 

2,07 

—,80 

—.53 

—.47 

M9 

1,85 

1,91 

— ,61 

-.65 
1,09 
1,69 
1,30 


26  277 
2  480 

48881 

19  541 
14058 
182  711 
215  558 
78370 
175  092 
249  585 
733654 
488  040 

337917 
436  801 
406  134 
499  953 
574  264 


— ,20  12 

—  ,02  17 
— ,22  21 
— ,08  24 

—  ,04  30 
-47  38 
—,48,44 

—  ,22!36 

— ,46;37 
-,58;42 
1,5746 
1,2439 
— ,66150 
-81,53 
—.7355 
—,9950 
-,9858 


439053 
562  461 

775356 


96,54 
97,86 

98,71 


721  127  99,39 
88t  146  99,59 
638  108  99,87 

75469399,99 
168  562)99,98 

892  479,99,97 
847897,99,99 
8288071  100 
412  864  99,88 
793  03699,97 
239402  99,87 
18269299,95 
789  153'  100 
7580561  100 


12  884  601 
17946897 
22  060  691 
31  009353 
38689052 
38  689  052 
44  747  123 

36  179  122 

37  902  304 
42  854  230 
46829  188 

39459  121 
50  794  860 
53312820 
55213959 
50789  153 
58759315 


Tabelle    des    Baumwollverbrauchs    der    fünf   größten   japanischen 
Spinnereien   1903   bis   1905   heranzieht. 


Baumwollverbrauch    (in  Kwan)    der  fünf   Baumwollspinnereien: 
Kanegafuchi,    Osaka-gaddo,    Settsu,    Osaka  und  Miye  (1903 — 1905). 


Jahr 

Halbjalir 

Ostind. 
Baumwolle 

Nordame- 
rikanische 
Baumwolle 

Chines. 
Baumwolle 

Aegypt. 
Baumwolle 

Annam-  u. 

Saigon- 
Baumwolle 

Japanische 
Baumwolle 

Die  übrige 
Baumwolle 

Gesamt- 
betrag 

Kanegafuchi- 

Baumwoll- 

spinnerei 

1903 

■» 
1904 

1905 
t 

I.I2  077  076 
II.  3762  131 

I.;i  927247 
II.  i  964993 

I.!3  688  863 
II-'3  599  659 

I  172  119 
275030 
240235 
314813 

990375 
805  144 

1  375023 
536774 

2  159  118 

3  375  149 
740  623 
695  397 

3908 

— 

— 
21  518 

4  628  126 

4  595  453 

4  326  600 

4654955 

5  419  861 
5  100  200 

Osaka-gaddo- 

Baumwoll- 

spinnerei 

1903  I.   571  337 
»  II.  889  509 

1904  I.  495  152 
»  II.|  695814 

1905  I.  734924 
»  'II.  698316 

568  588 

353  147 
204  274 
253  682 
551  459 

533  977 

365319 
217671 
381  969 
378  III 
162954 
225057 

— 

23  484 

22818 
57  947 

33  774 



—  i  528  728 

—  I  517  611 
I  264  I  105  477 

96  I  385  650 

—  1449337 

—  I  491  124 

Settsu- 

Baumwoll- 

spinnerei 

1903  I.  782  047 
f     II.  I  506362 

1904  I.  772  857 

1  »  II.  991  399 

1905  I.  I  007  009 
»  II.  I  130  710 

361  038 
206  686 
368  028 
264  485 
863  150 
565  355 

I  191  320 

737  333 

699  261 

I  173426 

I  007  000 

I  130709 

— 

74650  — 
191  7921  — 

117  543  — 

266218 

2  675  273 
2  642  173 

1  840  146 
2546853 

2877  159 

2  826  774 

44 
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betrag 

03 

« 

__.  CO 

•<_..?3. 

-TT-CQ- 

QCQ 

1903   I^ 

413719 

334  995 

279  980 

— 

— 

— 

6340  1035034 

Osaka- 

J    *     "• 

684  798 

127568 

257972 

— 

— 

11  398  I  081  736 

Baumwoll- 

1904  I. 

571637 

148875 

240  469 

— 

— 

I  940 

35962    998613 

spinnerei 

>     II. 

356  374 

332  224 

296618   — 



75« 

30748  I  016715 

1905    I. 

274290 

560  143 

159596   — 

— 

28  676^1  022  705 

»     II. 

2S0  773 

327017 

324  033   — 

— 

19  684  I   132  107 

19031  I- 

566  175 

315229 

455031 

— 

444 

— 

21  079  I  357948 

Miye- 

»     II. 

957  750 

208  427 

199035 

— 

17909 

— 

53  933  I  437054 

1904 

I. 

827  823 

76817 

299  824 

— 

9119 

— 

61955  I  275538 

Baumwoll- 

i    > 

II. 

686  986 

123  941 

388  569 

— 

80082 

— 

45  030  1  325  208 

spinnerei 

1905 

I. 

782655 

590  236 

167  389 

— 

8628 

— 

33681  I  582589 

* 

II. 

I  086  836 

866  699 

224  388 

— 

48558 

— 

5148 

2  231  629 

Die  IMöglichkeit  eines  derartig  elastischen  Verhaltens  gegen- 
über dem  wechselnden  Marktpreise  hat  die  japanische  Baumwoll- 
spinnerei naturgemäß  nur  insoweit,  als  sie  grobe  Garne  erzeugt, 
welche  keine  besonderen  Ansprüche  an  die  Qualität  der  Baum- 
wolle machen.  Je  feinere  Garne  nämlich  von  der  Baumwoll- 
spinnerei hervorgebracht  werden,  desto  abhängiger  wird  die  Baum- 
wollbedarfsdeckung von  einem  Lande,  welches  entsprechende 
feinere  Qualitäten  Baumwolle  liefert,  desto  mehr  wird  sie  auch 
den  Preisschwankungen  dieser  Baumwolle  unterworfen  sein.  So 
leidet  z.  B.  die  englische  Baumwollspinnerei,  welche  hauptsächlich 
feineres  Garn  produziert  und  deshalb  ihr  Rohmaterial  von  Amerika 
bezieht,  immer  unter  dem  Druck  der  Preissteigerung  der  ameri- 
kanischen Baumwolle. 

Seit  einigen  Jahren  verwenden  auch  einige  japanische  Firmen 
besondere  Aufmerksamkeit  auf  die  Auswahl  der  Baumwollsorten 
sowie  die  genaue  Einteilung  der  Mischungsverhältnisse,  um  die 
Qualität  der  Garne  zu  verbessern.  Da  ihre  Erzeugnisse  guten 
Ruf  auf  dem  Markt  erlangten,  begannen  die  anderen,  dies  all- 
mählich nachzuahmen.  Nach  ihren  Eigenschaften  spielen  nun  die 
einzelnen  Baumwollsorten  für  den  Verbrauch  in  den  japanischen 
Baumwollspinnereien  eine  verschiedene  Rolle. 

I.  Mit  japanischer  Baumwolle,  von  der  im  Jahre  1909 
nur  noch  259  Kwan  verbraucht  wurden,  vermag  man  keine  Garne 
über  No.  16  zu  erzielen  wegen  ihrer  kurzen  und  rauhen  Faser, 
obwohl  ihre  Farbe  weiß  ist,  sie  starke  Elastizität  besitzt  und  auch 
zum  Bleichen  geeignet  ist.  Außerdem  ist  der  Preis  dieser  Baum- 
wolle verhältnismäßig  hoch\),  weshalb  der  Verbrauch  an  japani- 
i)  S.  16. 
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scher  Baumwolle  zurückging. 

2.  Die  ch  ine  sisch  e  Baumwolle,  deren  Qualität  ähnlich  der 
japanischen  ist,  besitzt  keinen  besonders  schönen  Glanz,  ist  wenig 
elastisch  und  hat  rauhe  Fasern.  Infolgedessen  ist  sie  zu  Garn 
von  mehr  als  No.  i8  unverwendbar,  jedoch  findet  sich  manche 
ebensofeine  Sorte  unter  ihr,  wie  die  ostindische  Tinnewelly  ist. 
Da  der  Preis  dieser  Baumwolle  stets  niedrig  war,  wurde  hauptsäch- 
lich sie  anstatt  der  japanischen  Baumwolle  verwendet.  1909  deckte 
sie  mit  6  399  867  Kwan  10,90  Proz.  vom  Gesamtbedarf  der  Spinne- 
reien;  China  steht  als  Bezugsland  an  dritter  Stelle. 

3.  Die  ostindische  Baumwolle  besitzt  zwar  größere 
Faserlänge  als  die  beiden  vorhergehenden,  ist  aber  im  allgemeinen 
schwach  an  Elastizität  und  von  brauner  Farbe.  Sie  wird  schlecht 
entkernt  und  enthält  oft  noch  Staub.  Ihre  Qualität  ist  von  Jahr 
zu  Jahr  nicht  gleichartig,  und  die  Unterschiede  zwischen  den 
feineren  und  schlechteren  Baumwollklassen  sind  groß.  Sie  wird 
hauptsächlich  zu  Garn  von  No.  10  bis  mit  No.  24  verwendet.  Oft 
wird  sie  mit  amerikanischer  Baumwolle  gemischt,  um  Garne  von 
höheren  Nummern  zu  erzeugen.  Im  Fall  der  Preissteigerung  der 
ostindischen  Baumwolle  wird  diese  von  der  guten  chinesischen 
Baumwolle  vertreten,  z.  B.  von  der  Tung-tsou,  welche  mit  der 
Tinnewelly  Aehnlichkeit  besitzt.  Die  ostindische  Baumwolle  steht 
seit  1896  dem  Verbrauch  nach  in  den  japanischen  Spinnereien 
an  der  Spitze;  1909  betrug  ihr  Anteil  an  diesem  36784257  Kwan, 
sie  deckte  also  62,63   Proz.  des  gesamten  Bedarfs. 

4.  Die  amerikanische  Baumwolle  besitzt  gleichmäßige, 
feine  und  lange  Fasern,  welche  schönen  Glanz  und  starke  Elasti- 
zität haben. 

Die  Middlingklasse  ^)  dieser  Baumwolle,  die  der  feinsten  ost- 
indischen und  saigonischen  Baumwolle  ebenbürtig  ist,  eignet  sich 
für  die  Herstellung  der  Garne  von  No.  28  bis  mit  No.  32,  wäh- 
rend Middling  Fair-Klasse,  deren  Qualität  mit  der  ägyptischen 
Baumwolle  gleichsteht,  zu  Garn  von  No.  38  bis  mit  No.  42  ver- 
sponnen wird. 

i)  Man  teilt  die  Baumwolle  im  Handel  sowohl  nach  der  Herkunft  des  Pro- 
duktes wie  nach  ihrer  Qualität  in  mehrere  Klassen  ein.  Die  Klassifizierung,  die 
in  England  und  überall  bei  den  anderen  Nationen,  mit  Ausnahme  von  Frankreich, 
für  die  amerikanische  Baumwolle  angewandt  wird,  ist  die  folgende:  i.  Ordinary 
(die  geringste  Qualität);  2.  Good  ordinary ;  3.  Ordinary  middling ;  4.  Middling  (die 
Durchschnittsqualität);  5.  Good  middling;  6.  Middling  P'air;  7.  Fair  (die  beste 
Qualität). 
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Die  amerikanische  Haunnvollc  wurde  zum  ersten  Mal  1S89 
durch  die  Osaka-boseki-Kaisha  (»Osaka-Baumwollspinnerei-Cjesell- 
schaftc)  und  vier  andere  Gesellschaften  verwendet,  im  folgenden 
Jahr  noch  durch  die  »Hirano-kanakin*  (I  Iirano-Baumwc)lIweberei) 
und   durch  weitere  vier  Spinnereien. 

Damals  belief  sich  der  Verbrauch  an  amerikanischer  liaum- 
wolle  in  japanischen  Spinnereien  nach  Angabe  der  Zeitschrift  des 
Verbandes  nur  auf  ungefähr  277000  Kwan.  1893  stieg  der  Ver- 
brauch schon  auf  1059074  Kwan,  welche  aber  bloß  8,21  Proz. 
des  gesamten  Bedarfs  darstellten.  1900  erreichte  die  amerikanische 
Baumwolle  14895538  Kwan,  gegenüber  1893  vervierzehnfachte 
sich  also  der  Verbrauch:  es  bedeutet  dies  ungefähr  41,17  Proz. 
des  gesamten  Verbrauclis  der  Spinnereien.  Dann  sank  im  nächsten 
Jahre  ihr  Konsum  plötzlich  um  die  Hälfte  des  vorjährigen.  Im 
folgenden  Jahre  blieb  die  Verbrauchsziffer  infolge  der  hochste- 
henden Preislage  minimal  und  hielt  sich  dann  schwankend.  1909 
aber  stand  sie  mit  12635  ^^6  Kwan  an  zweiter  Stelle,  in  Proz. 
des  gesamten  Spinnereibedarfs  au.sgedrückt  =  24,52  Proz. 

5.  Die  ägyptische  Baumwolle,  deren  Faser  feiner,  längerund 
gleichmäßiger  als  die  der  nordamerikanischen  ist,  besitzt  hohe 
Spannkraft,  schönen  Glanz  und  ist  dabei  sehr  weich.  Jedoch  hat 
auch  diese  Baumwolle  einen  Mangel;  sie  besitzt  nämlich  eine 
bräunliche  Farbe.  Sie  wird  oft  mit  der  amerikanischen  Middling 
Fair-Klasse  gemischt  und  dient  dann  zur  Erzeugung  von  Garnen 
der  No.  38  bis  mit  No.  42  ;  um  Garne  über  No.  42  zu  gewinnen, 
mischt  man  sie  mit  der  Fairklasse  der  amerikanischen  Baumwolle. 

Sie  wurde  1 893  in  einer  Menge  von  4700  Kwan  von  den  Spinne- 
reien verbraucht  und  deckte  nur  0,04  Proz.  des  gesamten  Bedarfs, 
dann  nahm  ihre  Ziffer  langsam  zu.  1909  betrug  sie  i  570  547  Kwan 
=  2,97  Proz.  des  gesamten  Bedarfs. 

6.  Die  annamische  und  saigonische  Baumwolle 
w^eisen  beide  genau  so  gute  Qualitäten  auf  wie  die  feinsten  ost- 
indischen Baumwollsorten.  Es  werden  also  dieselben  Garne,  wie 
die  ostindische  Baumwolle  sie  hergibt,  daraus  gesponnen.  Aber 
sie  werden  meist  nur  beigemischt.  1893  w^urden  von  diesen  Arten 
im  ganzen  567  269  Kwan  =  4,40  Proz.  des  gesamten  Bedarfs  ver- 
arbeitet.     1907  deckten  sie   1,30  Proz.  (764955   Kwan). 

7.  Die  koreanische  Baumwolle  ist  von  der  gleichen  Qualität 
wie  die  chinesische.  Da  ihre  Produktion  noch  gering  ist,  wurde 
sie  bis  jetzt  wenig  gebraucht.     In  neuerer  Zeit  sind  die  japanischen 
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Baumwollindustriellen  und  -händler  dazu  angeregt  worden,  den 
Baumwollbau  in  Korea  aufzunehmen. 

Sie  errichteten  1905  nach  dem  Vorbilde  der^  British  cotton 
growing  association  eine  koreanische  Baumwollbau-Gesellschaft 
(Kankoku-menka-saibai-Kyokai)  und  bemühen  sich,  die  amerika- 
nischen Sorten  dort  zu  bauen,  um  den  zukünftigen  Bedarf  zu 
decken  und  sich  einigermaßen  von  dem  Druck  des  amerikanischen 
Baumwollpreises  zu  befreien.  Danach  erfolgte  die  Begründung 
verschiedener  anderer  Baumwollbau-Gesellschaften  in  Korea. 

Der  Baumwollverbrauch  der  japanischen  Baumwollspinnereien 
betrug  1893  12884601  Kwan,  darunter  12439053  Kwan  d.  h. 
96,54  Proz.  ausländische.  Nach  dem  chinesisch-japanischen  Kriege 
1894 — 95  stieg  der  Baumwollverbrauch  mit  der  Entwicklung  der 
Baumwollspinnerei  von  Jahr  zu  Jahr,  1899  erreichte  er  die  Höhe 
44  747  123 Kwan;  das  bedeutete  gegenüber  1893  eine  Zunahme 
von  ungefähr  247,3  Proz.  1900  wurden  die  Spinnereien  durch 
die  allgemeine  VVirtschaftskrisis  und  durch  die  mit  dem  Boxerkrieg 
verbundene  deutlich  fühlbare  Stockung  des  Absatzes  nach  China 
sehr  stark  mitgenommen  und  ihre  nach  dem  chinesisch-japanischen 
Krieg  in  Aufsteigen  begriffene  Lage  wurde  empfindlich  beein- 
trächtigt. Der  Verbrauch  an  Baumwolle  verminderte  sich  damals 
gegenüber  dem  des  Vorjahrs  um  19,2  Proz.  und  betrug  nur  noch 
36  179  122  Kwan. 

Dann  erhöhte  er  sich  allmählich  wieder  und  stieg  bis  1904, 
um  1904  wiederum  zurückzugehen;  und  zwar  geschah  dies  deshalb, 
weil  das  Rohmaterial  sich  verteuerte  und  der  japanisch-russische 
Krieg,  dessen  -Ausgang  damals  noch  zweifelhaft  schien,  seine 
Wirkung  geltend  machte.  Im  Jahre  1905,  als  der  Krieg  längst 
zu  gunsten  Japans  entschieden  war,  nahm  der  Bedarf  der  Spinne- 
reien bedeutend  zu,  zumal  da  gleichzeitig  auch  eine  gute  allgemein 
weltwirtschaftliche  Konjunktur  einsetzte.  Der  Verbrauch  bezifferte 
sich  in  diesem  Jahre  auf  50754860  Kwan,  das  ist  gegenüber  1899 
ein  Mehr  von  13,7  Proz.  1909  betrug  der  Konsum  58  728  3 1 5  Kwan, 
darunter  58728155  Kwan  ausländische  Baumwolle. 

So  ist  jetzt  die  japanische  Baumwollspinnerei  in  bezug  auf 
Rohmaterial  von  den  ausländischen  Produktionsgebieten  so  gut 
wie  völlig  abhängig  geworden. 


—     4« 


IL  Die  japanische  Baumwollspinnerei. 

I.    Technik  und  Betriebsform  bis    zur  Einführung    der   mecha- 
nischen Spindel. 

In  der  Zeit,  als  man  in  Japan  noch  nicht  das  moderne  tech- 
nische Verfahren  bei  dem  Entkernen,  Reinigen  und  Spinnen  der 
Baumwolle  anwandte,  wurde  dieser  Prozeß  in  der  folgenden 
Weise  vollzogen^). 

Wenn  man  die  Baumwolle  gepflückt  hatte,  trocknete  man  sie 
und  zwar  im  Schatten.  Dann  erfolgte  die  Entkernung.  Diese 
ging  in  den  ältesten  Zeiten  mittels  Holzrollen  vor  sich.  Eine 
zweite,  schon  entwickeltere  Form  ist  sodann  die  Watakuri.  Auf 
einer  rechteckigen  Holzplatte  stellte  man  zwei  ungefähr  1,5  Shaku 
hohe  ebenfalls  rechteckige,  aber  kleinere  Holzplatten  in  einer  ge- 
wissen Entfernung  von  einander  auf.  An  diesen  waren  zwei 
zylindrische,  mittels  je  eines  Griffes  drehbare  Rollen  in  der  Weise 
befestigt,  daß  sich  zur  Linken  wie  zur  Rechten  der  ganzen  Ma- 
schine je  ein  Griff  befand.  Zwei  Männer  setzten  die  Rollen  in 
Bewegung  und  ein  dritter  steckte  die  Baumwolle  dazwischen.  Die 
Kerne  fielen  auf  der  Seite  herab,  wo  man  die  Baumwolle  zwischen 
die  Rollen  hineingesteckt  hatte,  während  die  entkernte  Baumwolle 
auf  der  entgegengesetzten  Seite  herunterfiel. 

Jedoch  änderte  sich  später  die  Entkernungsart,  sodaß  sie  nur 
noch  durch  eine  Person  vorgenommen  zu  werden  brauchte.  Da- 
bei wurden  gewisse  Umgestaltungen  an  der  Entkernungsmaschine 
vorgenommen.  Die  große  Holzplatte  erhielt  vier  Füße;  ferner 
brachte  man  jetzt  nur  an  der  einen  Rolle  eine  Handhabe  an  und 
anstatt  der  anderen,  an  der  zweiten  Rolle  also  und  auf  der  ent- 
gegengesetzten Seite,  einen  Klöppel.  Diesem  Klöppel  wurde 
rechtwinklig  ein    Stäbchen    angefügt   und    dieses   mit   einer  unter 


i)  Näheres  über  die  Technik  in  der  Vergangenheit  siehe  in  «Wakansansaizuec 
Bd.   36  S.  3  fF.,  verfaßt  von  Rysan  Terajima  im  Jahre   1712/13. 


—     49     — 

dem    Gestell    liegenden    ßambusstange    durch    eine    Schnur    ver- 
bunden. 

Dann  wurde  die  eine  Rolle  mit  der  rechten  Hand  bewegt, 
die  andere  dadurch,  daß  der  rechte  Fuß  auf  deh  Bambus  trat, 
welcher  seinerseits  die  mit  ihm  durch  eine  Schnur  verknüpfte 
Mörserkeule  rotieren  ließ  und  so  die  andere  Rolle  in  Drehung 
versetzte.  Die  Baumwolle  wurde  gleichzeitig  mit  der  linken  Hand 
zwischen  die  sich  in  entgegengesetzter  Richtung  drehenden  Rollen 
gesteckt  und  dann  wie  oben  entkernt. 

Es  gab  außerdem  noch  eine  andere,  kleine  Art  der  VVatakuri, 
welche  auf  den  Boden  gesetzt  wurde  und  daher  ermöglichte,  daß 
die  Arbeit  im  Sitzen  ausgeführt  wurde.  Sie  war  genau  so  einge- 
richtet, wie  die  zuerst  geschilderte;  jedoch  fiel  bei  ihr  natürlich 
die  Einrichtung  des  Klöppels  weg  und  dafür  wurden  nunmehr 
die  beiden  Rollen  an  dieser  Stelle  durch  ein  Schraubengewinde 
in  Bewegung  gesetzt.  Somit  konnte  man  alle  beide  durch  die 
eine  Handhabe  drehen. 

Merkwürdigerweise  sah  diese  kleine  Watakuri  ganz  ähnlich 
wie  das  ostindische  Entkernungswerkzeug,  die  »Churka«,  aus,  nur 
daß  sich  bei  dieser  das  Schraubengewinde  auf  derselben  Seite 
wie  die  Handhabe  befand.  Wahrscheinlich  ist  die  japanische 
Watakuri  eine  Nachahmung  hiervon. 

Nachdem  die  Baumwolle  durch  die  Watakuri  entkernt  worden 
war,  pflegte  man  sie  in  der  ersten  Zeit  mit  dem  Schlagbogen, 
dem  » Watakuri- Yumi«,  aufzulockern,  um  sie  zu  reinigen.  Dieser 
Watakuri- Yumi  war  genau  so  konstruiert  wie  die  zum  Schießen 
verwendeten  japanischen  Bogen.  Er  bestand  aus  einem  unge- 
fähr 4  Shaku  langen  Bambus,  dessen  oberes  Ende  länger,  weniger 
dick,  aber  stärker  gebogen  war  als  das  untere,  ziemlich  kurze 
und  dicke  Ende.  Die  Sehne  war  aus  baumwoll-gezwirnter  Schnur 
hergestellt.  Sie  wurde  mit  der  »Takehira«  ^)  geschlagen,  in  kräf- 
tige Schwingungen  gebracht  und  so  die  von  der  Sehne  getroffene 
Baumwolle  aufgelockert.  Man  nannte  diese  Art  Watakuri- Yumi 
im  Gegensatz  zu  anderen  Arten  Shu-kyu  (Handbogen). 

Sodann  führten  in  der  Zeit  von  Meireki  (1655 — 57)  die 
Chinesen  einen  anderen  demselben  Zweck  dienenden  Bogen  nach 
Nagasaki  ein,  der  aus  Holz  und  5  Shaku  lang  war.  Seine  Sehne 
war  zuerst  aus  Ochsensehne,  später  aus  Walfischsehne  hergestellt 

i)     Ein  aus  Bambus  verfertigtes  Instrument,  das  etwa  die  Gestalt  eines  Weiden- 
blattes hat. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  40.  A 
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und wurde  mit  einem  kleinen  h()l/eincn  Hammer  \on  der  Gestalt 
einer  Halbkugel  «geschlagen.  Man  nannte  diesen  Bogen  »Karayumi< 
(=  chinesischer  Bogen). 

Kr  fand  eine  große  Verbreitung  in  Japan.  Mit  dem  erwähn- 
ten Bambusbogen  konnte  eine  Frau  täglich  kaum  mehr  als  5  Kin 
Baumwolle  (=3  kg)  auflockern,  während  durch  die  Einbürgerung 
des  chinesischen  Bogens  täglich  3  Kwan  (=  11,25  ^S)  aufge- 
lockert werden  konnten. 

Die  entkernte  Baumwolle,  welche  in  dieser  Weise  aufgelockert 
war,  wurde  dann  entweder  gleich  auf  dem  Spinnrad  versponnen 
oder  erst  noch  einer  Zwischenbearbeitung  unterworfen.  Diese 
hatte  den  Zweck,  gleichmäßiges,  feines  und  schmales  Garn  zu  er- 
möglichen, und  zwar  auf  folgende  Weise : 

Man  nahm  ein  knorrenloses  Stückchen  eines  dünnen  Bambus- 
rohres und  wickelte  auf  dieses  durch  Drehung  mit  der  Hand  auf 
einer  Holzplatte  die  Baumwolle  gleichmäßig  auf.  Sodann  zog 
man  die  Bambusrollc  heraus,  und  die  Baumwolle  hatte  nun  die 
Form  eines  hohlen  Cylinders,  den  man  »Jin-gi<^  nannte  (Baum- 
wollenrohr).    Sie  war  nun  fertig  zum  Spinnen. 

Man  kannte  in  Japan  zweierlei  Spinngeräte,  ein  Spinnrad  und 
ein  »Hazu«. 

Es  gab  schon  längst  eine  doppelte  Art  des  Spinnrades,  eine 
größere  und  in  den  Dörfern,  wo  Hanf  gesponnen  wurde,  eine 
kleinere.  Nach  Yokoi  soll  zuerst  in  Yechigo  das  für  Hanf  ge- 
brauchte Spinnrad  zum  Baumwollspinnen  verwendet  worden  sein, 
und  zwar  in  der  Zeit  Tensho  (1573  —  90)^). 

Das  Spinnrad ,  japanisch  Ito-yori-kuruma  oder  Tsumugu- 
kuruma,  war  auf  zwei  Holzplatten  aufgestellt,  welche  durch  zwei 
Holzleisten  verbunden  waren.  Auf  der  einen  Holzplatte  befand 
sich  das  mit  einem  Griffe  zum  Drehen  versehene  Spinnrad,  auf 
der  anderen  die  Spindel.  Die  Verbindung  zwischen  Spindel  und 
Spinnrad  stellte  eine  Schnur  her,  die  bei  der  Umdrehung  des 
Rades  die  Spindel  in  Bewegung  setzte.  Die  Spindel  besaß  in  ihrer 
Mitte  einen  runden  hölzernen  Wirbel. 

Das  Spinnen  vollzog  sich  nun  so,  daß  man  zuerst  die  »Jin- 
gi«  bez.  die  ungeformte  Baumwolle  an  der  Spitze  der  Spindel  be- 
festigte und  das  freie  Ende  mit  der  linken  Hand  festhielt.  Hier- 
auf ließ  man  das  Rad  sich  zwei-  oder  dreimal  umdrehen,  wobei 
die  Baumwolle  allmählich   mit  der  Linken  in  die  Länge  gezogen 

i)    Yokoi,  Japanische  Gewerbegeschichte  S.  208. 
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wurde.  Nun  drehte  man,  jenes  Ende  immer  noch  mit  der  Linken 
festhaltend,  den  gewonnenen',  noch  ungleich  starken  Faden  so- 
lange, bis  er  überall  gleichmäßig  stark  wurde,  und  wickelte  ihn 
auf  die  Spindel  auf. 

Die  zweite  Art  des  Spinnwerkzeuges,  die  Hazu  (d.  i.  »Stab 
der  Baumwollrollen«),  war  so  beschaffen,  daß  man  auf  einem  höl- 
zernen oder  steinernen  Untersatz  einen  über  einen  Shaku  langen 
schmalen  Stab  aufstellte,  an  dessen  Spitze  eine  Gabel  zum  Auf- 
hängen der  Baumwolle  angebracht  war.  Diese  drehte  man  mit 
beiden  Händen,  indem  man  dabei  immer  einen  Zug  ausübte,  zu 
einem  I^^aden,  der  an  der  Gabel  aufgewickelt  wurde,  den  man 
dann  durch  nochmalige  Anwendung  derselben  Methode  verfeinerte^). 

Wenn  sich  das  durch  das  Spinnrad  oder  Hazu  hergestellte 
Baumwollgarn  sehr  anhäufte,  wurde  es  von  der  Spindel  wegge- 
nommen. Es  war  oval  geformt,  in  der  Mitte  breit  und  flach  und 
an  den  Enden  schmal  zugespitzt.  Man  nannte  dies  japanisch 
»Tama«   (runde  Form). 

Das  Garn  wand  man,  um  es  zu  messen  und  ihm  zugleich 
für  den  Handel  eine  geeignete  Form  zu  geben,  auf  1,25  Shaku 
lange  I-förmige  Hölzer  (»Kaze«).  Wenn  man  ein  Kaze  20mal  mit 
Garn  umwunden  hatte,  so  nannte  man  es  Hibi-roto  (ein  Längen- 
maß), wenn  50mal,  Kazeto.  Später  wurde  zur  Messung  und 
Formgebung  ein  anderes  Werkzeug  verwendet,  welches  sich  aus 
2  je  1,5  Shaku  langen  kreuzweise  verbundenen  und  im  Kreuzungs- 
punkte drehbar  an  einem  Ständer  aufgehängten  Kaze  zusammen- 
setzte. 

Daneben  gab  es  noch  verschiedene  ähnliche  Arten  solcher 
Winden.  Eine  z.  B.  bestand  aus  einem  gekreuzten  drehbar  auf- 
gestellten Holz.  An  jedem  Ende  war  ein  nach  außen  gebogenes 
Bambusstäbchen  senkrecht  zur  Ebene  des  Kreuzes  angesteckt,  um 
das  Aufwickeln  des  Fadens  regelmäßig  zu  gestalten.  Diese  Winde 
nannte  man  Mai-no-ha  (Rad  zum  Umwickeln). 

Eine  andere  noch  entwickeltere  Form  sah  wie  ein  Ruhstuhl 
aus.  Eine  Winde  war  quer  zwischen  zwei  oben  D=a  — förmig  aus- 
geschnittenen Holzplatten  aufgehängt,  welche  (um  der  Deutlich- 
keit halber  bei    dem  Bilde  zu  bleiben)    auf   dem  Sitze  aufgestellt 


l)  Eine  Abbildung  eines  ähnlichen  Spinngerätes,  wie  es  um  die  Mitte  des 
16.  Jahrh.  von  den  deutschen  Bauern  benutzt  wurde,  findet  sich  bei  Oppel  a.  a.  O. 
S.  202.  Wie  Oppel  dieses  Spinngerät  als  uralt  hinstellt,  so  wird  vermutlich  auch 
die  japanische  Hazu  älter  sein   als   das  Spinnrad. 

4* 


-     52     — 

waren.  An  dem  einen  Knde  der  Achse  der  Winde  hatte  man 
zum  Drehen  einen  Griff  befestigt.  Am  oberen  Teil,  wo  man  beim 
Stuhle  seinen  Rücken  anlehnt,  waren  in  c\nrv  Reihe  S  Sj)indeln 
zwischen  zwei  quer  gelcLjten  1  lolzleisten  anj^^ebracht.  Jeder  der 
8  von  diesen  Spindehi  ausgehenden  Fäden  lief  auf  die  Winde, 
nachdem  er  vorher,  um  ein  regelmäßiges  Aufwickeln  zu  erzielen, 
durch  die  untere  Querleiste  hindurchgeleitet  worden  war.  Diese 
Einrichtung  nannte  man  in  Japan  »Hachi-no-kuruma«  (acht  person- 
fähiges Windrad)  ^).  Dieses  Wort  ist  wahrscheinlich  deswegen  so 
gebildet  worden,  weil  diese  Maschine  im  Vergleich  mit  der  Mai-no- 
ha  8  mal  soviel  auf  einmal  leisten  konnte.  Sie  wurde  in  dem 
Gebiete  von  Fo-Kien  in  China  erfunden  und  kam  von  da  nach 
Jai)an. 

Als  die  Baumwolle  von  den  Bauern  in  Japan  gebaut  wurde, 
hatte  die  Bäuerin  neben  ihrer  landwirtschaftlichen  Tätigkeit  in 
ihrer  freien  Zeit  von  der  auf  dem  eigenen  Felde  erzeugten  Baum- 
wolle Garn  zu  spinnen,  woraus  sie  die  für  die  Familie  nötigen 
Kleider  webte.  Es  war  dies  reines  Hauswerk,  welches  im  Hause 
für  den  eigenen  Bedarf  mit  selbst  erzeugtem  Rohstoffe  betrieben 
wurde  ^). 

Bald  fingen  die  Bauernfrauen  an,  über  den  eigenen  Bedarf 
hinaus  Garn  zu  spinnen,  das  sie  persönlich  auf  die  an  bestimm- 
ten Tagen  stattfindenden  Märkte  der  umliegenden  Städte  brachten, 
wo  sie  es  den  anwesenden  Garnkommissionären  zum  Verkaufe 
anboten.  ^) 

Infolge  der  steigenden  Nachfrage  nach  Garn  von  Seiten  der 
Baumwollstoffproduzenten,  welche  durch  den  zunehmenden  Kon- 
sum an  Baumwollstoffen  (seit  INIitte  des  17.  Jahrhunderts)  veranlaßt 
wurde,  suchten  die  Garnkommissionäre  (Kaze-ya)  schliefilich 
das  Garn  in  den  Bauernhäusern  selbst  an  Ort  und  Stelle  aufzu- 
kaufen. Es  entstand  hieraus  um  die  Mitte  der  ersten  Haltte  des 
19.  Jahrhunderts,  z.  B.  in  der  Provinz  Yamato,  sowohl  beim  Ein- 
kauf wie  beim  Verkauf  eine  starke  Konkurrenz  unter  den  Garn- 
kommissionären,   so    daß    sie    hohe    Kaufpreise   für   Garn   an    die 


1)  Wakansansaizue  Bd.  36  S.  4. 

2)  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft  1904  S.  182  und  189.  Denk- 
schrift über  die  Textilindustrie  der  Gegenwart  in  Gumma,  Herausgegeben  vom 
Regierungsbezirk  Gumma.      1906    S.  497. 

3)  Yokot,  Japanische  Gewerbegeschichte   1902.   III.   Aufl.  S.  207. 
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Bauernfamilien  zahlen  und  dieses  verhältnismäßig  billig",  sogar  oft 
mit  Verlust,  absetzen  mußten.  Dadurch  erlitt  mancher  Garn- 
kommissionär großen  Schaden,  und  mancher  ging  schließlich  zu- 
grunde ^). 

Das  Garn  wurde  dann  vom  Garnkommissionär  entweder  an 
den  Verleger  oder  an  ein  Kommissionshaus  weiter  verkauft.  Der 
Verleger  gab  es  fort  zum  Weben,  das  Kommissionshaus  ver- 
äußerte es  nach  anderen  Provinzen. 

In  der  Gegend  aber,  wo  die  Baumwolle  qualitativ  wie 
quantitativ  nicht  gut  gedieh,  herrschte,  wie  ganz  natürlich,  das 
Verlagssystem :  der  Verleger  gab  die  gereinigte  Baumwolle,  die 
er  durch  Vermittlung  eines  Kommissionshauses  aus  einer  anderen 
Gegend  bezogen  hatte,  direkt  an  die  Bauernfamilie  zum  Spinnen, 
und  diese  lieferte  die  gegen  Stücklohn  gesponnenen  Garne  wieder 
an  den  Verleger  zurück. 

In  den  ersten  beiden  Fällen  gehörten  Rohstoff  und  Werkzeug 
ausschließlich  der  Bauernfamilie,  im  letzteren  empfing  sie  den 
Rohstoff  vom  Verleger  und  verarbeitete  ihn  mittels  eigener  Spinn- 
geräte gegen  Stücklohn. 

Hierzu  sei  ein  Beispiel  von  der  Mompaweberei  -)  in  der 
Provinz  Izumi  angeführt.  Der  Verleger  zur  Zeit  Bunkwas  (1804 
bis  18 17)  bezog  das  Kettengarn  durch  Vermittlung  eines  Kommis- 
sionshauses aus  der  Provinz  Kii,  wo  die  feine  Baumwolle  erzeugt 
wurde,  während  er  das  Schußgara  durch  die  Bauern  mehrerer 
Dörfer  herstellen  ließ,  denen  er  die  gereinigte  Baumwolle  geliefert 
hatte.  Die  zum  Schuß  verwendete  Baumwolle  kam  entkernt  aus 
den  Städten  Osaka,  Sakai  und  Kishiwada. 

Diese  verschiedenen  Betriebsformen  der  japanischen  Baum- 
wollspinnerei, welche  nebeneinander  bestanden,  gingen  allmählich 
unter  —  am  Schluß  der  80er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  waren 
sie  verschwunden. 

Der  Niedergang  der  oben  beschriebenen  Betriebsformen  ist 
hauptsächlich  auf  zwei  Ursachen  zurückzuführen,  erstens  auf  die 
Einführung  des  ausländischen  Baumwollgarns  und  zweitens  auf 
die  Entwicklung  der  fabrikmäßig  organisierten  Baumwollspinnerei, 


1)  Koji-ruiyen  (alte  Quellensammlung)  1908.  Herausgegeben  von  der  Verwal- 
tung für  Shintotempel.     Bd.  Sangyo  (Produktion)    i.  Teil,  S.  72. 

2)  Mompa-Baumwollstoff  sah  wie  Baumwollflanell  aus ;  seine  Heimat  war  die 
Provinz  Kii  (Berichte  des  Ministeriums  für  Landwirtschaft  und  Handel  über  die 
Mompaweberei,  abgedruckt  im  Sozialwörterbuch,   Bd.  II,   S.  1747 — 1798). 


—     54     — 

die  sich  auf  ciio  1  Icistelliin;^   der  bis  dahin   von  der  Hausindustrie 
erzeuijten   Produkte  wart". 

2.    Einführung  des  ausländischen  Baumwollgarns. 

Nach  längerer  Abgeschlossenheit  im  I  landel  und  Verkehr 
gegen  die  fremden  Nationen,  welche  durch  eine  Invasion  der 
japanischen  Römisch-katholischen  gegen  Tokugawa  in  Shimabara 
im  Jahre  1637  herauf^eführt  worden  war,  wurde  die  Regierung 
der  Tokugawa-shogunate  durch  fortwährende  Forderungen  Eng- 
lands und  Rußlands  (seit  1792)  und  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  (seit  1853)  gezwungen,  im  Jahre  185H  das  Land  für 
Fremde  und  ihren  Handel  aufzuschließen.  Als  Hauptstadt  für 
die  Fremden  entschloß  sich  die  Tokugawa-Regierung,  im  Juni 
1858  Yokohama  zu  öffnen  und  daneben  Shimoda,  Hakodate, 
Nagasaki,  Niigata  und  Hyogo. 

Bald  darauf  brachten  die  ausländischen  Kaufleute  europäisches 
Baumwollgarn  nach  Yokohama.  Vor  der  Eröffnung  des  Hafens 
Yokohama  für  den  fremden  Handel  und  Verkehr  war  eiuopäisches 
Baumwollgarn  schon  gelegentlich  von  europäischen  Schiffen  auf 
die   Riu-Kiu-Inseln  gebracht  worden  '). 

Damals  hatte  der  reiche  Kaufmann  Taheiji  Hamazaki  in  der 
Provinz  Satsuma  (Kyushu)  solches  Garn  gekauft  und  es  an  seinen 
Landesherrn  den  Fürsten  Nariakira  Shimazu  zum  Geschenk  ge- 
geben. Es  war  dies  mittels  der  Throstle-Spinnmaschinc  herge- 
stelltes Garn.  Man  wußte  aber  seinerzeit  nicht,  aus  welchem 
Rohmaterial  jenes  Garn  gefertigt  worden  war. 

Um  seinen  Wert  zu  bestimmen,  schickte  man  es  schließlich 
nach  Nishijin,  das  der  seit  altersher  berühmteste  Seidenweberei- 
bezirk der  Hauptstadt  Kyoto  ist.  In  Nishijin  konnte  dies  aber 
ebenfalls  niemand  richtig  feststellen.  Schließlich  beurteilte  man 
das  Garn  als  Zwirngarn  aus  Baumwolle  und  Seide  und  bestimmte 
hiernach  seinen  Wert  -j,  ein  Beweis  dafür,  wie  groß  der  Quali- 
tätsunterschied zwischen  europäischem  Garn  und  dem  mit  dem 
Spinnrad  gesponnenen  japanischen  war. 

Da  nun  die  größere  Gleichmäßigkeit  des  europäischen  Garns 
die  Arbeit  des  Webers  bedeutend  erleichterte,  wurde  es  von 
diesem  allmählich   vorgezogen,  und  wie  sehr  die  Einfuhr  des  aus- 


1)  Yokoi,  Japanische  Gewerbegeschichte  S.   209. 

2)  a.  a.  O. 
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ländischen  Garns  von   1868  bis  zum  Ende  der  80er  Jahre  zunahm, 
zeigt  deutlich  die  folgende  Statistik: 


Mengen  in  Kin 

Wert  in  Yen 

1868 

3  658  694 

I  239  580,38 

1869 

5  918  040 

3418 147,75 

1870 

8862  559 

4  522  193,60 

I87I 

7  968  229 

3  520  141,49 

1872 

13033723 

5335  141,30 

1873 

9  528  228 

3400225,17 

1874 

10488  565 

3573257,01 

1875 

13493308 

4  058  036, 

1876 

14  699  986 

4  151  664,43 

1877 

15035465 

4  084  714,10 

1878 

27394331 

7205931,43 

1879 

23  571  300 

6  179856,95 

1880 

28597  132 

7700477,01 

I88I 

27  726  436 

7263775,51 

1882 

25  297  100 

6  562  011,51 

1883 

24  640  625 

6  164  720,87 

1884 

21  186  798 

5  153251,96 

1885 

21  397380 

5  190094,94 

1886 

24  630  586 

5  905  457,02 

1887 

33  296  530 

8235203,51 

1888 

47439639 

13  611  898,12 

1889 

42  810912 

12  522  039,16 

1890 

31  909  302 

9928  091,82 

I89I 

17  337  600 

5  589  289,70 

1892 

24  308  491 

7  131  979,59 

1893 

19405  152 

7284242,73 

1894 

15942797 

7977365,73 

1895 

14  591  083 

7082975,36 

1896 

20  014  128 

II  372  001, — 

1897 

16  090  855 

9625258,13 

1898 

15  929  991 

8547588,55 

1899 

8210  647 

4963325,64 

1900 

9  050  988 

7  043  046,— 

I90I 

5994621 

4873738,- 

1902 

2  697  638 

I  747875,— 

1903 

I  061  633 

766  287,— 

1904 

537712 

343  290,— 

1905 

2235025 

I  701  866,— 

1906 

5  652  999 

4656342,— 

1907 

I  785  536 

2  020  304, — 

1908 

I  365  332 

I  395  760,— 

1909 

961  478 

868  739,— 

Im  Jahre  1868  betrug  die  gesamte  Einfuhr  an  Garn  3658694 
Kin  im  Wert  von  1239580,38  Yen  und  1874  schon  10488565 
Kin  im  Wert  von  3573257,01  Yen;  also  hatte  sich  die  Einfuhr 
ungefähr  verdreifacht.  Sie  bezifferte  sich  1881  auf  27726436 
Kin  im  Wert  von  7  263  775,51  Yen;  d.  h.  gegenüber  1874  ist  sie 
dem  Quantum  nach  um   163  Proz.  gestiegen. 

Im  Jahre  1888  erreichte  die  gesamte  Garneinfuhr  den  seither 
höchsten  Betrag;  47439639  Kin  im  Werte  von  13  611  898,12  Yen. 
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In  Prozenten  ausi^edrückt  ist  sie  dein  Quantum  nach  gegenüber 
der  von  1874  um  352  Proz.  und  gegenüber  der  von  1S81  um  71 
Proz.  gestiegen. 

Mit  anderen  Worten  :  der  Bedarf  an  ausländischem  (iarn  ist 
in  Japan  bis  18S8  ständig  gewachsen  und  das  durch  das  Spinn- 
rad gewonnene  japanische  Garn  aus  seinem  Absatzgebiete  ver- 
drängt worden,  wodurch  der  Niedergang  der  i)isherigen  Technik 
und  Betriebsform  der  japanischen  Baumwollspinnerei  mit  herbei- 
geführt wurde.  Daß  die  Baumwollgarneinfuhr  dann  von  1889  ab, 
wie  die  Statistik  aufweist,  nach  und  nach  zurückzugehen  begann, 
hän^t  unmittelbar  mit  der  Entwicklung  der  mit  modernen  Spinn- 
maschinen ausgestatteten  fabrikmäßig  organisierten  Baumwoll- 
spinnereien in  Japan  zusammen. 

3.  Entwicklung  der  fabrikmäßigen  Baumwollspinnerei  Japans, 

So  oft  der  oben  erwähnte  Landesherr  der  Provinz  Satsuma, 
Fürst  Nariakira  Shimazu,  das  ausländische  Garn  sah,  pflegte  er 
mit  Nachdruck  zu  sagen:  »Das  wird  das  dicke  Blut  der  Japaner 
aufsaugen.«  Der  P'ürst  war  merkantilistisch  gesinnt  und  meinte, 
das  für  das  Garn  an  das  Ausland  bezahlte  Geld  gehe  Japan  ver- 
loren, und  es  werde  dadurch  das  dicke  Blut  des  Japaners,  der 
Träger  der  Volkskraft,  aufgesaugt.  Er  hatte  selber  geplant, 
europäische  mechanische  Spinnmaschinen  einzuführen,  um  eine 
Baumwollspinnerei  zu  errichten,  starb  jedoch,  als  das  Werk  erst 
halb  vollendet  war  '). 

Sein  Nachfolger  Yoshimitsu  Shimazu  setzte  seine  Bestrebungen 
fort  2).  Im  Jahre  1865  ließ  er  sich  die  gesamte  Einrichtung  einer 
Baumwollspinnerei  durch  ein  Manchester  Handelshaus  bei  der 
Textilmaschincnfabrik  Platt  Bros.  &  Co.  in  Oldham  bestellen. 
Diese  sandte  am  g.  Januar  1866  einen  Öffner,  eine  Schlagmaschine, 
10  Streichmaschinen,  3  Mulespinnmaschinen  (4000  Spindeln)  und 
6  Throstlespinnmaschinen  (2000  Spindeln)  auf  dem  Dampfer  Lady 
Alice  nach  Japan.  Der  Dampfer  fuhr  von  London  um  das  Cap 
der  guten  Hoffnung  herum  und  kam  nach  ömonatiger  Fahrt  am 
12.  Juli   1866  glücklich  in  dem  Hafen  Nagasaki  an. 

Dann  wurden  die  Spinnmaschinen  nach  Kagoshima  in  der 
Provinz   Satsuma    weiter    transportiert,    und    der   Techniker    John 

i)    Yokoi,  Gewerbegeschichte  S.  209.     Der  Fürst  starb  am   15.  Juli    1858. 
2)  Monatsschrift  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnerei    Heft    104, 
Mai   1901,  S.   21. 


—     57     — 

Tettow  von  Platt  Bros.  &  Co.,  der  seinerzeit  mit  den  Spinn- 
maschinen zusammen  gekommen  war,  stellte  diese  in  der  aus- 
schließlich aus  Stein  flach  gebauten  Fabrik  in  dem  Ort  Isonohama 
bei  Kagoshima  auf.  Nach  ihm  kamen  2  oder  3  Artgestellte  seiner 
Firma  als   Autsichtsbeamte  dorthin  '). 

In  bezug  auf  das  Rohmaterial,  sowohl  Baumwolle  wie  Kohle, 
war  die  Fabrik  ungünstig  gestellt,  weil  beides  in  der  Provinz  selbst 
fehlte  und  bei  den  damals  schlechten  Verkehrsverbindungen  weit 
her  geholt  werden  mufSte.  Die  Baumwolle  bezog  man  aus  den 
Städten  Osaka  und  Hiroshima  und  die  Kohle  aus  der  Provinz 
Chikuzen  ^). 

Das  Baumwollgarn,  welches  dort  gesponnen  wurde,  erwarb, 
wenn  auch  seine  Qualität  dem  ausländischen  nicht  ebenbürtig 
war,  dennoch  bald  guten  Ruf;  man  nannte  es  Iso-kaze  (Baumwoll- 
garn von   Isonohama.) 

Es  war  dies  überhaupt  die  erste  fabrikmäßig  organisierte 
Baumwollspinnerei  in  Japan,  welche  den  ganzen  Produktions- 
prozeß durch  moderne  Spinnmaschinen  in  einer  Betriebsstätte 
vollzog.     Sie  war  Eigentum  des  damaligen  Landesherrn  Shimazu. 

Die  Absicht  dieses  Mannes  ging  aber  nicht  nur  dahin,  die 
P'abrik  lediglich  dem  Nutzen  seines  eigenen  Territoriums  dienst- 
bar zu  machen,  sondern  sie  sollte  auch  ein  Vorbild  für  die 
anderen  Landesteile  Japans  sein  und  die  gesamte  nationale 
Wirtschaft  anregen. 

Sollte  nun  diese  Idee,  zum  Bau  von  Fabriken  auch  ander- 
wärts durch  ein  gegebenes  Beispiel  zu  veranlassen,  die  gewünschte 
Wirkung  ausüben,  so  war  eine  günstiger  gelegene  Musteranstalt 
nötig  als  die  Fabrik  bei  Kagoshima,  deren  Standort  sich  allzu 
sehr  abseits  befand.  Deshalb  wollte  der  Fürst  noch  eine  zweite 
Baumwollspinnerei  errichten  in  Sakai  in  der  Provinz  Izumi,  also 
außerhalb  seines  eigenen  Landes,  wo  auch  die  Verhältnisse  in 
bezug  auf  Rohmaterial  günstiger  waren. 

Er  kaufte  Grundstücke  dafür  unter  der  Angabe,  dort  eine 
Wohnung  für  sich  bauen  zu  wollen ;  sonst  wäre  damals  der  Er- 
werb von  Grundstücken  in  einem  fremden  Territorium  schwierig 
gewesen.     Er   bestellte    Mulespinnmaschinen    mit    2000    Spindeln 


1)  Monatsschrift  des  Verbandes  der   japanischen    Baumwollspinnerei   Heft  182, 

s.  3—5.  1907- 

2)  Monatsschrift  des  Verbandes  der  japanischen    Baumwollspinnerei   Heft    104, 
S.   21,    1904.      Yokoi,  Japanische  Gewerbegeschichte   S.   209 — 210. 
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durch  ein  cni;lischc.s  1  landclshaus,  aber  kaum  waren  diese  Ma- 
schinen in  Japan  ant^ekommen  (1868),  als  die  Restaurationszeit 
anbrach,  sodaß  er  erst,  nachdem  die  Rulic  in  Japan  wieder  her- 
gestellt war,  die  Spinnerei  in  Sakai  im  Jahre  1870  durch  Seiriu 
Ishikawa  vollenden  lassen  konnte.  Am  8.  April  wurde  der  i^e- 
trieb  eröffnet  ').  Man  bezeichnete  diese  l-abrik  mit  dem  Namen 
Sakai-Spinnerei. 

Noch  in  demselben  Jahre  wurde  sie  durch  das  iJepartement 
für  Förderung  der  Landwirtschaft  angekauft.  Sie  ging  dann  an 
den  Kaufmann  Magozaimon  Higo  und  von  ihm  weiter  an  Shozaimon 
Kawasaki  über. 

Diese  Kawasaki-Spinnerei  wurde  später  in  die  Aktiengesell- 
schaft »Senshu-BaumwoUspinnerei«  umgewandelt,  welche  in  der 
ersten  Hälfte  des  Jahres  1903  mit  der  Kishiwata-Baumwollspin- 
nerei   verschmolzen  wurde. 

Daß  sowohl  Volk  wie  Regierung  gar  k(?inen  Zweifel  mehr 
am  Erfolge  hegten,  als  die  Regierung  später  die  Baumwollspin- 
nerei durch  tatkräftige  Beihilfe  zu  fördern  begann,  ist  sicherlich 
zurückzuführen  auf  das  durch  die  vorgenannten  beiden  Baumwoll- 
spinnereien gegebene  erfolgreiche  Beispiel  ^). 

In  derselben  Zeit,  wo  jene  zwei  mehr  landesherrlichen  Baum- 
wollspinnereien begründet  wurden,  ging  andrerseits  auch  die  Er- 
richtung einer  Baumwollspinnerei  durch  private  Hände  vor  sich 
und  zwar  durch  den  Kaufmann  Mampei  Kajima,  wenn  auch  diese 
Spinnerei  zuerst  von  der  Tokugawa-Regierung  bestellt  worden 
war.  Im  Jahre  1864  nämlich  litten  die  Stadtbewohner  von  Yedo 
sehr  schwer  unter  der  Preissteigerung  aller  Lebensmittel.  Die 
Tokugawa-Regierung"  hatte  an  die  verschiedenen  Engros-Geschäfte 
die  Frage  gestellt,  auf  welche  Weise  der  Preis  der  Waren  er- 
niedrigt werden  könnte.  Da  gab  der  damalige  Baumwollstoff- 
grossist Mampei  Kajima  der  Tokugawa-Regierung  zur  Antwort, 
um  den  Preis  des  Baumwollstoffes  zu  erniedrigen,  müsse  man  die 
Baumwolle  durch  Anwendung  europäischer  Maschinen  spinnen 
und  so  die  Verwendung  der  menschlichen  Arbeitskraft  möglichst 
einschränken^). 

Dieser  sich   damals  in  Japan  noch  selten  findende  fortschritt- 


1)  Japanische  Landwirtschaftsgeschichte  Bd.  II  S.  97. 

2)  Monatsschrift    des  Verbandes    der  japanischen  Baumwollspinnerei  Heft    104, 
S.  21.     1901. 

3)  Vokoi,  Japanische  Gewerbegeschichte  S.  210. 
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liehe  Gedanke,  welcher  die  menschliche  Arbeit  durch  Maschinen- 
arbeit ersetzen  wollte,  um  billige  Preise  zu  erzielen,  war  auch 
ihm,  wie  einst  dem  Fürsten  Shimazu  gekommen,  als  er  in  Yoko- 
hama europäisches  Garn  erblickte:  er  dachte,  daß"  das  im  Klein- 
betrieb hergestellte  japanische  Garn  in  Kürze  durch  das  massen- 
haft, billii^  und  besser  produzierende  Ausland  überwältigt  werden 
würde. 

Im  nächsten  Jahre  (1865)  gab  ihm  die  Tokugawa-Regierung 
im  stillen  den  Befehl,  eine  Baumwollspinnerei  zu  errichten.  Nach- 
dem er  7  oder  8  Personen  als  Mitbegründer  gewonnen  hatte, 
bestellte  er  durch  die  in  Yokohama  ansässige  Firma  Walls  &  Co. 
Spinnmaschinen  in  Fngland.  Nach  3  Jahren  erst,  also  1868, 
kamen  die  Maschinen  aus  England  in  Japan  an,  also  wieder  ge- 
rade in  der  Restaurationszeit,  wo  man  wegen  der  noch  nicht  be- 
endeten Kämpfe  gar  keine  Unternehmungslust  besaß. 

Die  Maschinen  wurden  einem  Amerikaner  zur  Aufbewahrung 
gegeben.  Sobald  der  Krieg  zugunsten  der  kaiserlichen  Seite 
beendet  war,  fing  Mampei  Kajima  endlich  an,  die  Baumwoll- 
spinnerei mit  Unterstützung  der  Handelsabteilung  des  Ministeriums 
des  Innern  (Mimbusho  Tsushoshi)  in  Takinogawa  bei  Tokyo  zu 
errichten. 

Nachdem  er  beim  Aufstellen  der  Spinnmaschinen  in  große 
Schwierigkeiten  geraten  war,  weil  man  damals  keinen  Ausländer, 
der  genaue  Kenntnis  der  Baumwollspinnerei  besaß,  in  Japan  fand, 
wurde  die  Baumwollspinnerei  schließlich  von  einem  Engländer 
richtig  aufgestellt  und  im  Winter  1872  dem  Betriebe  übergeben. 
Die  verwendete  Spinnmaschine  war  die  »Ring-frame«  ^),  deren 
Spindelzcihl  720  betrug. 

Das  war  die  erste  private  Baumwollspinnerei  Japans. 

Obwohl  die  drei  Baumwollspinnereien  gute  Erfolge  erzielten, 
konnten  sie  natürlich  nur  einen  Bruchteil  des  steigenden  japani- 
schen Bedarfs  an  Baumwollgarn  befriedigen.  Daher  nahm  die 
Einfuhr  an  Baumwollgarn  und  -stoff  noch  immer  ständig  zu.  Der 
Wert  der  Gesamteinfuhr  überhaupt  betrug  in  dem  Jahrzehnt 
1868 — 1877  246001  700  Yen,  wovon  89  586600  Yen,  also  36  Proz. 
des    gesamten  Einfuhrwertes^)    auf  Baumwollgarn    und  -stoff  ent- 


i)  Die  Ringspinnmaschine  wurde  im  Jahre  1831  durch  einen  Amerikaner  er- 
funden. (The  Quarterly  Journal  of  Economics  vol.  XXIV  Nov.   1909  No.   i   S.  123). 

2)  Nach  dem  Bericht  der  Men-to-kyo-shinkai  im  Jahre  1880,  abgedruckt  in 
Yokois  japanischer  Gewerbegeschichte  S.  212. 
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fielen.  V\'cil  nun  die  erwähnten  beiden  Produkte  von  Jahr  zu  Jahr 
in  größeren  Mengen  eingeführt  wurden,  besorgte  das  Ministerium 
des  Innern,  es  möchten  die  beiden  sie  produzierenden  Gewerbe- 
zweige schließlich  in  Japan  infolge  der  Einfuhr   zugrunde    gehen. 

Um  die  fabrikmäßige  Haumwollsi)innerei  in  Japan  zunächst 
weiter  zu  entwickeln,  bestellte  das  Ministerium  des  Innern  im 
April  1878  mit  Genehmigung  der  Dajyokwan')  zwei  mechanische 
Spinnmaschinen  von  je  2000  Spindeln  in  Manchester. 

Als  Standort  für  die  beabsichtigten  zwei  Fabriken  hatte  die 
japanische  Regierung  die  Gegenden  in  Aussicht  genommen,  wo 
die  Baumwolle  gut  gedieh.  Laut  Beschluß  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  31.  März  1879  wurde  die  eine  Spinnerei  in  Ohira- 
mura,  Tsunoda-gori  -)  in  der  Provinz  Mikawa,  und  die  andere  in 
Kamiseno-mura,  Akigori  in  der  Provinz  Aki,  eingerichtet.  Erstere 
wurde  im  Dezember   1881,  letztere  im  Juli    1881    eröffnet. 

Sie  waren  ausschließlich  zu  Musterfabriken  bestimmt,  um  das 
Interesse  des  Volkes  zu  erwecken. 

Im  Jahre  1879  kaufte  das  Ministerium  des  Innern  weitere 
20  Stück  Spinnmaschinen  zu  je  2000  Spindeln,  von  denen  man 
10  aus  England  bezog  und  die  andern  10  durch  das  Ministerium 
des  Gewerbes  besorgen  ließ. 

Diese  Spinnmaschinen  wurden  während  der  Jahre  1880  und 
1881  bei  zinsloser  zehnjähriger  Tilgung  an  Unternehmer^)  in  den 
Gouvernements  Osaka,  Nara,  Hyogo,  Okayama,  Miye,  Yamanashi, 
Shizuoka,  Tochigi,  Miyagi,  Nagasaki  usw.  verteilt.  Außerdem 
schickte  die  Regierung  Techniker  in  diese  verschiedenen  Spin- 
nereien, die  über  die  Behandlung  der  Spinnmaschinen  Belehrung 
erteilten. 

So  suchte  man  durch  eine  reine  Erziehungspolitik  der  Baum- 
wollspinnerei alle  Möglichkeit  zu  bieten,  sich  emporzuarbeiten. 

Im  November  1880  erließ  die  japanische  Regierung  ein  Ge- 
setz über  den  Verkauf  der  staatlichen  Fabriken  und  der  Muster- 
fabriken, die,  wenn  sie  in  der  rechten  Weise  funktionierten,  an 
das  private  Unternehmertum  übergehen  könnten.  Gemäß  diesem 
Gesetze  erfolgte  der  Verkauft)  der  staatlichen  Musterspinnerei  in 


1)  Dajyokwan  =  Oberministerium. 

2)  mura  =  Dorf,  gori  =  Landkreis. 

3)  Leider    ist    es    nicht    möglich    gewesen    festzustellen,    aus    welchen    sozialen 
Kreisen  diese  Unternehmer  stammten. 

4)  Die    Spinnerei    in    Aki    wurde    an    das    Gouvernement    Iliroshima    und    von 
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der  Provinz  Aki  im  Mai  1882  und  der  in  der  Provinz  Mikawa  im 
November  1886,  weil  sie  ihren  Zweck  erfüllt  hatten,  nachdem 
dank  der  Förderung  durch  die  Regierung  auf  einmal  in  verschie- 
denen Teilen  von  Japan  mit  gutem  Erfolg  Baumwollspinnereien 
begründet  worden  waren  ^). 

Jedoch  waren  es  meist  kleine  Unternehmungen  ;  man  fand 
kaum  eine  von  großem  Stil  in  diesem  Gewerbe,  da  es  damals  an 
Großkapitalisten  fehlte,  welche  die  l'^inanzierung  eines  Groß- 
betriebes hätten  übernehmen  können. 

Nur  eine  einzige  Spinnerei  hatte  10500  Spindeln  und  wies 
wirklich  den  Typ  einer  Baumwollspinnerei  auf;  das  war  die  im 
Juni  1882  mit  einem  Kapital  von  250000  Yen  als  die  erste  Unter- 
nehmung der  Baumwollspinnerei  in  der  Form  einer  Aktiengesell- 
schaft gegründete  Osaka- Baumwollspinnerei,  welche  im  Juli  1883 
in  Betrieb  gesetzt  wurde  und  in  der  Gegenwart  zu  den  größten 
Baumwollspinnereigesellschaften  Japans  zählt.  Um  eine  Vorstellung 
davon  zu  geben,  aus  welchen  Kreisen  damals  das  Kapital  zu 
dieser  industriellen  Unternehmung  zusammenfloß,  wird  es  gut  sein, 
einige  der  Persönlichkeiten  anzuführen,  die  zu  den  Gründern  und 
noch  jetzt  zu  den  Aktionären  gehören.  Es  waren  einerseits  Groß- 
kapitalisten, z.  B.  Fujita,  der  der  Präsident  der  neugegründeten 
Unternehmung  wurde,  sodann  Matsunioto  und  der  um  die  Ent- 
wicklung des  japanischen  Wirtschaftslebens  hochverdiente  jetzige 
Baron  Shibusawa.  Andrerseits  befanden  sich  einige  Fürsten  unter 
den  Gründern :  die  beiden  ehemaligen  Landesherren  Fürst  Mori 
und  Fürst  Hachisuka  sowie  Kugefürst  Kujyo.  Betriebsleiter  war 
Takeo  Yamanqbe,  der  jetzt  Präsident  dieser  Baumwollspinnerei 
und  gleichzeitig  Präsident  des  Verbandes  der  japanischen  Baum- 
wollspinnereien ist.  Er  hatte  vorher  das  Baumwollspinnereiwesen 
in  England  gründlich  studiert.  Unter  der  Lehrleitung  dieses 
Mannes  sind  viele  der  Techniker  herangewachsen,  die  in  der 
Gegenwart  in  der  japanischen  Baumwollspinnerei  beschäftigt  sind. 

Das  Kapital  der  Osaka-Baumwollspinnerei  wurde  noch  im 
Dezember  1882  auf  280000  Yen  und  im  folgenden  Jahre  auf 
560000  Yen  erhöht. 

1883  zählte  die  japanische  Baumwollspinnerei  16  Betriebe  mit 
43704  Spindeln;  durchschnittlich  kamen  auf  eine  Fabrik  2731,5 
Spindeln. 

diesem  wiederum  an  einen  Untertanen  des  früheren   Landesherrn  dieser  Provinz  ver- 
kauft ;  die  in  Mikawa  an  Naokata  Shinoda,  der  darum  nachgesucht  hatte, 
i)    Yokoi,  Japanische  Gewerbegeschichle    S.  212. 
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Mit  der  VeniielirunL,^  der  Zahl  der  BaumwollspiniHMcien  wuchs 
die  gegenseitiL^e  Konkurrenz,  welclie  schHeßHch  zu  Nachteilen  für 
beide  Seiten  führte.  Um  diese  Konkurrenz  auf  dem  Boden  des- 
selben Gewerbes  zu  verhindern  und  das  im  (jrunde  ja  doch  ge- 
meinsame Interesse  zu  fördern,  wurden  im  Oktober  18K2  die  In- 
teressenten der  Baumwollspinnereien  in  Japan  auf  Vorschlag  des 
Chefs  der  damaligen  staatlichen  Aichi-Baumwollspinnerei  inMikawa, 
Okada,  nach  Osaka  zusammenberufen.  Hier  gründete  man  die 
Boseki-Rengokai  (Verband  der  Baumwollspinnereien).  Sie  traten 
seitdem  alljährlich  am    15.  Aj^jril  zusammen. 

Bis  dahin  hatte  die  japanische  Baumwollspinnerei  die  alte 
Garnnummericrung  gebraucht.  Als  sie  aber  allmählich  die  Be- 
quemlichkeit der  englischen  Garnnummerierung  im  Handel  erkannt 
hatte,  kaufte  sie  seit  1884  ^^^  1885  englische  Garnnummerierungs- 
maschinen  und  begann,  auf  diese  Weise  nummeriertes  Garn  zu 
verkaufen.  Im  Jahre  1886  wurde  dann  vom  Verbände  beschlossen, 
die  europäische  Nummerierung  im  gesamten  Baumwollgarnhandel 
zu  verwenden. 

Seit  dieser  Zeit  zeigt  das  japanische  Garn  in  Bezug  auf 
Nummerierung  und  Höhe  des  Einheitsgewichts  für  den  Handel 
keinen  Unterschied  mehr  von  dem  eingeführten  Garn.  Als  die 
schlechte  Konjunktur  1882,  1883  und  1884  allmählich  vorbeiging  — 
ihre  Ursache  war  die  Vermehrung  des  uneinlösbaren  Staatspapier- 
geldes ^)  seitens  der  Regierung  infolge  der  Finanznot  nach  dem 
Aufstand  in  Kyushu  1877,  welche  die  Warenpreise  1878  bis  1880 
verteuerte  und  schließlich  eine  Wertminderung  des  Papiergeldes 
infolge  der  sinkenden  Kaufkraft  im  Inlande  und  des  Steigens  des 
Silberpreises  hervorrief  —  begann  sich  die  wirtschaftliche  Lage 
in  Japan  seit   1886  zu  verbessern. 

Als  die  günstigen  Geldmarktverhältnisse  den  Geldzinsfuß 
immer  mehr  hinunterdrückten,  erschien  es  den  Kapitalisten  vor- 
teilhafter, ihre  Kapitalien  in  Unternehmungen  zu  investieren.  Da- 
durch wurde  endlich  der  Unternehmungsgeist  wachgerufen.  Ein 
sehr  großer  Teil  des  Kapitals  fiel  der  Baumwollspinnerei  zu, 
welche  durch  ihre  bisherige  Entwicklung  die  Aufmerksamkeit  der 
Kapitalisten  in  besonderem  Maße  erregt  hatte :  ihr  kamen  etwa 
1 5   Millionen  Yen  von  den  43   Millionen,   welche  damals  den  ver- 


i)     1886  am  9.  Okt.  wurde  die  Uneinlösbarkeit  aufgehoben,    da  der  Preis  des 
Silbers  und  des  Papiergeldes  annähernd  gleich  stand. 
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schiedenen  Unternehmungen  insgesamt  zuströmten,  zugute  ^). 

1889  betrug  die  Zahl  der  Baumwollspinnereien  in  Japan  28 
mit  215000  Spindeln.  Gegenüber  1883  war  die  Zahl  der  Baum- 
wollspinnereien um  75  Proz.  gestiegen,  die  der  Spindeln  um 
394,2  Proz. 

Die  Durchschnittszahl  der  Spindeln  in  einer  Spinnerei  betrug 
1889  ySy^fi:  sie  hatte  sich  demnach  seit  1883  mehr  als  verdoppelt. 

Andrerseits  vermehrte  sich  natürlich  auch  die  Produktion  an 
Garn.  Im  Jahre  1889  erzeugten  die  japanischen  Spinnereien 
3352334  Kin  Garn;  1886  waren  nur  778433  Kin  produziert 
worden,  das  war  eine  Zunahme  um  330,6  Proz.  Aber  das  Garn 
besaß  nur  geringe  Qualität,  meist  unter  Nr.  10;  es  vermochte 
lediglich,  und  zwar  gemeinsam  mit  dem  ausländischen,  die  Ab- 
satzgebiete des  mit  dem  Spinnrad  gesponnenen  Garns  zu  erobern. 

4.   Die  Krisis  von   1890  und  das  Verhalten  der  Spinnerei. 

Nachdem  die  neuen  Unternehmungen  in  allen  Erwerbszweigen 
infolge  der  günstigen  wirtschaftlichen  Lage  seit  1887  üppig  heran- 
gewachsen waren,  trat  seit  Ende  1889  allmählich  eine  Reaktion 
ein.  Hatten  die  zahlreichen  Neugründungen  auf  dem  Geldmarkte 
eine  ziemliche  Knappheit  gezeitigt,  so  erfolgte  nun  dazu  noch 
eine  schlechte  Reisernte,  die  dadurch,  daß  sie  den  Preis  dieses 
für  Japan  so  wichtigen  Nahrungsmittels  erhöhte,  die  Kaufkraft  der 
Konsumenten  für  andere  Produkte  schwächte.  Schließlich  befand 
man  sich  in  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Krisis  des  Jahres  1890. 

Diese  Krisis  traf  auch  die  sich  eben  in  großem  Maßstabe 
entwickelnde  Baumwollspinnerei  sehr  stark,  denn  diese  produzierte 
über  den  Bedarf  hinaus  stetig  mehr  Garn,  obwohl  die  Kaufkraft 
des  Konsumenten  bedeutend  abnahm  und  nur  die  Hälfte  der 
Produkte  abgesetzt  wurde.  Bei  dem  Bestreben  der  Spinnereien, 
diese  übrig  gebliebenen  Garne  zu  verkaufen,  ging  der  Preis  der 
Baumwollgarne  immer  mehr  herunter^). 

Um  die  verschlechterte  Lage  der  japanischen  Baumwoll- 
spinnereien, welche  durch  die  Absatzstockung  und  den  darauf 
folgenden  niedrigen  Preis  des  Garns  schwere  Verluste  erlitten 
hatten,  wieder  zu  bessern,  schlug  man  verschiedene  Maßregeln 
vor,    z.  B.  die  Produktionseinschränkung  oder  Hebung  des  Geld- 

i)  Monatsschrift  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnerei  Heft  104, 
1901   S.  22. 

2)  Vgl.  Statistik  der  Baiimwollgarnpreise. 
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marktcs  oder  die  Eroberung  der  jai)anischen  Absatzf^ehiete  des 
ausländischen  Baumwollgarns  durch  l)illig  hergestelltes  jaj)anisches 
Garn,  die  mittels  billigen  Einkaufs  des  Kohmaterials  mciglich  ge- 
macht  werden    sollte    usw. 

Schließlich  wählte  der  Verband  der  japanischen  Baumwoll- 
spinnereien einen  Ausschuß  für  Beratung  helfender  Maßnahmen. 
Der  Vorschlag  des  Ausschusses,  welchen  man  annahm,  war  der 
folgende  außerordentliche  Vertrag: 

Da  die  Lage  der  Baumwollgarnjiroduktion  in  der  Gegenwart 
unsicher  ist,  so  ist  laut  Beschluß  des  Verbandes  in  i'olgender 
Weise    die  Produktion    einzuschränken. 

1.  Während  der  drei  Monate  vom  15.  Juni  bis  14.  Septem- 
ber 1890  sollen  monatlich  acht  Ruhetage  und  -nachte  eingehalten 
werden. 

Jedoch  sind  die  Spinnereien,  welche  unter  5CXX)  Spindeln 
haben,  davon  ausgenommen  und  der  nachstehenden  Sonderrege- 
lung unterworfen: 

Betriebe  unter  2000  Spindeln  4  Tage  und  Nächte 
»       3000  »  5       »  . 

»  »      4000         »         6      »         »  » 

»  »  5000  !>  "J  !>  >  » 

2.  Wie  diese  Ruhezeiten  von  jeder  Spinnerei  verteilt  werden, 
ist  bis   zum    10.  Juni  dem   Vorstand  anzugeben. 

3.  Die  oben  erwähnten  Ruhezeiten  soll  die  Spinnerei  bei  der 
Abteilung  für  Handel  und  Landwirtschaft  des  Gouvernements, 
dessen  Verwaltung  die  betreffende  Spinnerei  untersteht,  anmelden, 
und  jeden  Monat  soll  sie  sich  darüber  eine  Bescheinigung  von 
dem  Gouvernement  geben  lassen,  welche  sie  dem  Präsidenten 
des  Ausschusses  zu  senden  hat. 

4.  Jede  Spinnerei  darf  die  Ruhezeiten  durch  Abschaffung  der 
Nachtarbeit  oder  durch  außerordentliche  Arbeitsaussetzung  ein- 
treten lassen. 

5  Die  Mitglieder,  welche  diesen  Vertrag  brechen,  verlieren 
ein  Drittel  ihres  Kautionsgeldes  und  haben  dieses  nach  i;  31  des 
Statuts  sofort  zu  ersetzen.  Steigt  während  der  Zeit,  auf  die 
der  Vertrag  abgeschlossen  ist,  der  Absatz,  so  kann  auf  Ersuchen 
je  eines  Betriebes  in  der  Gegend  von  Tokyo,  Okayama,  Aichi 
und   Osaka  der  Vertrag  aufgehoben  werden. 

Schon  am  Anfang  Juli  wurde  in  der  Tat  diese  Abmachung 
infolge    der    Angabe    der    Hirano-,    Tamashima-,    Okayama-    und 
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anderer  Baumwollspinnereien,  daß  sich  der  Absatz  des  Baumwoll- 
garns wäeder  gesteigert  habe,  aufgehoben. 

Es  wäre  besser  gewesen,  wenn  das  etwas  später  erfolgt  wäre; 
denn  man  stand  noch  inmitten  der  Krisis,  und  die  n"eu  gewonnenen 
Absatzfelder,  die  das  Garn  gefunden  hatte,  erwiesen  sich  nicht 
als  beständig. 

Daß  der  Vertrag  über  die  Produktionseinschränkung  so  früh- 
zeitig gelöst  worden  ist,  hat  seinen  Grund  darin,  daß  die  neu 
erwachsene  Baumwollspinnerei  im  allgemeinen  noch  keineswegs 
finanziell  so  gefestigt  war,  daß  sie  die  schwierige  Lage  hätte 
überwinden  und  den  Vertrag  bis  zu  Ende  aufrecht  erhalten  können. 
Sie  suchte  jede  Gelegenheit  auszunutzen,  um  die  Maschinen, 
welche  den  größten  Teil  des  Kapitals  darstellten,  in  Bewegung 
zu  setzen,  damit  der  große  Zinsverlust  vermieden  und  zugleich 
ein  Gewinn  erzielt  würde.  So  haben  sie  in  dem  Moment  den 
ihnen  lästigen  Vertrag  aufgelöst,  wo  der  Bedarf  nach  japanischem 
Baumwollgarn  infolge  der  Verminderung  der  Einfuhr  ausländischen 
Garns  am  Anfang  Juli  etwas  stärker  zu  werden   schien. 

xA.ls  der  Preis  der  ausländischen  Wechsel  stieg,  wurden  wieder 
viel  billige  englische  Garne  von  geringer  Qualität  eingeführt, 
welche,  weil  ihr  Preis  niedriger  war  als  der  der  japanischen, 
große  Nachfrage  in  Japan  fanden.  Infolgedessen  sank  der  Preis 
des  japanischen  Baumwollgarns  immer  mehr  herunter,  bis  die 
Industrie  dies  nicht  mehr  aushalten  konnte  ^).  Außerdem  trat 
eine  mehr  als  loprozentige  Verteuerung  der  chinesischen  Baum- 
wolle ein. 

Die  Lage  der  japanischen  Baumwollspinnereien  war  außer- 
ordentlich schlimm  geworden:  die  geplante  Begründung  der 
Saitama-Baumwollspinnerei  wurde  aufgegeben,  die  Imamiya-Baum- 
wollspinnerei  löste  sich  auf,  die  Naniwa-Baumwollspinnerei  kam 
öffentlich   zur  Versteigerung. 

Diese  bedenkliche  Situation  hätte  vielleicht  die  gesamte 
japanische  Baumwollspinnerei  zu  Grunde  gerichtet,  wenn  nicht 
rechtzeitig  Maßnahmen  zur  Abwehr  und  zur  Sicherung  für  die 
Zukunft  getroffen  worden  wären.  Der  Verband  der  japanischen 
Baumwollspinnereien  berief  auf  Wunsch  von  1 1  Baumwoll- 
spinnereien eine  außerordentliche  Sitzung,  welche  am  i5.Novem- 


l)  Monatschrift  des  Verbandes  der  ja{)anischen  Baumwollspinnereien  Heft   124, 
1903  S.   14, 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  40.  5 
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ber  1890  in  der  Handelskammer  in  Osaka  stattfand  und   folgende 
Vorschläge  machte: 

1.  den  Export  des  japanischen  Baumwollgarns  zu  fördern 
und  gleichzeitig  die  Beseitigung  des  Ausfuhrzolls  auf  Garn  von 
der  Regierung  zu  verlangen ; 

2.  Wege  zu  finden,  wie  der  Einfuhr  des  ausländischen  Garns 
vorgebeugt  werden  könne; 

3.  die  Möglichkeit  des  Inlandsverkaufs  zu  erleichtern; 

4.  Geld  mittels  Lagerhaus  und  Banken  auf  dem  Wege  der 
Verpfändung  und  Diskontierung  zu  schaffen ; 

5.  um  die  Kreditverhältnisse  der  Baumwollspinnerei  zu  er- 
leichtern, an  den  Mnanzminister  und  an  die  Bank  von  Japan 
einen  diesbezüglichen  Antrag  zu  stellen. 

Sodann  ergaben  sich  zwei  Aufgaben,  einerseits,  wie  man  die 
übermäßige  Garnproduktion  verhindern  wollte,  andrerseits,  wie  ein 
weiteres  Sinken  des  Baumwollgarnpreises  zu  verhindern  sei. 

Außerdem  wurden  zwei  Fragen,  nämlich  die  der  Beseitigung 
des  Einfuhrzolls  für  Baumwolle  und  die  der  Erhöhung  des  Einfuhr- 
zolls für  Baumwollgarn,  von  denen  die  erstere  schon  1888  und 
die  letztere  1889  im  Verband  behandelt  worden  war,  ohne  daß 
ein  Abschluß  erreicht  worden  wäre,  erneut  in  dieser  außerordent- 
lichen Versammlung  erörtert. 

Was  den  Antrag  anbelangt,  den  Export  des  Baumwollgarns 
zu  fördern  und  die  Beseitigung  des  Ausfuhrzolls  auf  Garn  von 
der  Regierung  zu  verlangen,  so  war  dafür  als  Grundmotiv  an- 
gegeben, daß  das  heimische  Garn  mit  der  Entwicklung  der  Baum- 
wollspinnereien immer  weiter  über  den  heimischen  Bedarf  hinaus 
produziert  werden  würde ;  es  werde  dies  den  heimischen  Markt 
überfluten  und  die  Lage  der  Baumwollspinnereien  gefährden,  be- 
sonders stark  in  der  Zeit  der  Krisis,  wie  sich  das  jetzt  zeige. 
Deshalb  sei  es  notwendig,  für  das  über  den  heimischen  Bedarf 
hinaus  produzierte  Garn  Absatzgebiete  im  Ausland  zu  finden. 

Als  diese  Absatzgebiete  kämen  zuerst  China  und  Korea  in 
Betracht. 

Wenn  aber  das  japanische  Garn  mit  dem  ausländischen  an 
den  dortigen  Märkten  konkurrieren  wolle,  so  müsse  vor  allen 
Dingen  der  Garnausfuhrzoll  und  der  Baumwollzoll  fallen,  denn 
beides  schwäche  natürlich  die  Konkurrenzfähigkeit  des  japanischen 
Garns. 

Diese  Vorlage  wurde  nach  schwierigen  Debatten   einstimmig 
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angenommen    und   ein  Entwurf   über  den  Probeverkauf  des  japa- 
nischen Garns  in  den  chinesischen  Gegenden  an  einen  besonderen 
Ausschuß  verwiesen,  den  7  Spinnereien  bildeten. 
Dieser  gab  nachstehende  Meinung  ab : 

1.  Um  den  Export  des  Garns  zu  verwirkHchen,  sollen  die 
Spinnereien  5  Jahre  lang,  sei  es  mit  Verlust  oder  nicht,  expor- 
tieren, doch  jährlich  nicht  über  30000  Ballen  ^). 

2.  Jede  Spinnerei  wird  für  je  looo  Spindeln  einen  Ballen  aus- 
führen und  für  Bruchteile  über  das  letzte  Tausend  hinaus  in  den 
diesem   Tausend    entsprechenden    Ballen    45   Stück    hineinpacken. 

Die  Garnsorten,  welche  ausgeführt  werden,  sind  im  Verhält- 
nis 7:3  zu  mischen,  und  zwar  soll  das  Exportgarn  zu  7  Teilen 
aus  Twist-  und  Weft-Garn  Nr.  20  und  zu  3  Teilen  aus  Garn  von 
Nr.  12,    14  und   16  bestehen. 

Den  Spinnereien,  die  über  diese  Beschränkung  hinaus  aus- 
führen wollen,  ist  dies  beliebig  überlassen,  jedoch  sind  Verlust 
oder  Gewinn  ihre  Sache. 

3.  Der  Preis  des  auszuführenden  Garns  wird  um  2  Yen  nie- 
driger als  der  wirkliche  Verkaufspreis  in  Japan  angesetzt. 

4.  Wenn  im  Verkauf  Gewinn  erzielt  worden  ist,  wird  er  nach 
der  Zahl  der  ausgeführten  Ballen  verteilt,  und  im  Fall  des  Ver- 
lustes wird  dieser  von  den  Spinnereien ,  gleichviel  ob  sie  Garn 
ausgeführt  haben  oder  nicht,  nach  ihrer  Spindelzahl  getragen. 

5.  Diese  Art  der  Verteilung  de<5-  Verlustes  und  Gewinnes  ist 
nur  beim  ersten  Probeverkauf  gültig,  beim  zweiten  ist  vorherige 
Vereinbarung  erforderlich. 

6.  Ueber  die  Art  und  Weise  des  Sammeins,  Umpackens  und 
Verladens  des  Exportgarns  und  des  Probeverkaufs  in  Shanghai 
und  Umgegend  wird  die  nähere  Bestimmung  einer  Ausführungs- 
kommission, welche  aus  3  Spinnereien  durch  Wahl  zusammen- 
gesetzt wird,  überlassen. 

Diese  detaillierten  Entwürfe  wurden  mit  Majorität  angenommen 
und  die  Ausführungskommission  ausgewählt,  und  von  Schritt  zu 
Schritt  ist  man  zum  Ziele  vorwärts  gekommen. 

Jene  Vorlage  ferner,  welche  die  Einfuhr  der  ausländischen 
Garne  zu  verhindern  für  notwendig  hielt,  um  den  Absatz  des 
heimischen  Garns  im  Inlande  zu  sichern,  war  auf  die  folgenden 
Gründe  gestützt. 

Die  starken  Rivalen  des  heimischen  Garns  sind  die  englischen 

l)   I   Ballen  =  400  Pfd.,  40  Stück  Garn  enthaltend. 

5* 
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und  ostindischcn  Einfuhrgaine,  von  deren  Zunahme  und  Abnahme 
in  Jaj^an  das  Wohl  der  heimischen  Baumwollspinnerei  abhängt. 
Die  ICint'uhr  der  ausländischen  Garne  abzuwehren,  ist  nicht  mö<J- 
lich,  wenn  nicht  die  gesamten  S])innereien  gemeinsam  am  W^erke 
teilnehmen. 

Da  in  der  Gegenwart  der  Absatz  des  den  heimischen  Bedarf 
deckenden  japanischen ')  Garns  gar  keine  Aussicht  hat,  sich  zu 
heben,  so  sollen  die  Spinnereien  gemeinsam  die  Produktion  der 
bisherigen  Garnsorten  umändern  und  zur  Erzeugung  des  Bombay- 
schen  Twistgarns  No.  20  übergehen,  das  den  größten  Teil  des 
Einfuhrgarns  ausmacht.  Somit  wird  das  heimische  Garn  in  Zu- 
kunft in  die  Absatzgebiete  des  Bombayschen  Garns  eindringen 
können,  und  hierdurch  wird  einerseits  dem  heimischen  Garn  ein 
neues  Absatzgebiet  eröffnet  und  andrerseits  eine  Verminderung 
der  Einfuhr  der  ausländischen  Garne  erzielt  werden  können. 

Ein  Entwurf  über  die  Ausführung  dieses  Plans  wurde  vor- 
gebracht, aber  wegen  Mangels  an  Unterstützung  zurückgezogen, 
und  nunmehr  wurde  der  folgende  verbesserte  Entwurf  durch  eine 
Kommission  für  Verhinderung  der  Einfuhr  des  ausländischen 
Garns  zustande   gebracht. 

ij  I.  Um  die  Einfuhr  des  ausländischen  Garns  abzuwehren 
und  die  Absatzgebiete  des  heimischen  zu  vergrößern,  soll  jede  Spin- 
nerei, welche  über  4000  Spindeln  besitzt,  Garn  von  No.  20  und  dar- 
über produzieren,  aber  die  Spindelzahl,  welche  zur  Produktion 
dieser  Garnsorten  verwendet  wird,  ist  nach  der  Bequemlichkeit  jeder 
Spinnerei  festzusetzen.  Es  darf  jedoch  die  Erzeugung  des  Garns 
No.  20  unterlassen  werden,  falls  der  Präsident  des  Ausschusses 
des  Verbandes  erkennt,  daß  der  Betrieb  Garn  von  No.  20  und 
darüber  zu  produzieren  schlechterdings  nicht  vermag,  wenn  auch 
die  Spinnerei  über  4000  Spindeln  besitzt. 

§  2.  Die  Menge  der  gesamten  monatlichen  Produktion  und 
die  Zahl  der  am  Ende  jedes  Monats  vorhandenen  Ballen  soll,  nach 
der  Garnnummer  unterschieden,  von  jeder  Spinnerei  am  Pursten 
des  nächsten  Monats  dem  Bureau  des- Verbandes  angegeben 
werden,  welche  dies  als  »Extranachricht»  gleichzeitig  an  die  ver- 
schiedenen Spinnereien  weitergibt.  Jedoch  ist  es  nicht  erlaubt, 
diese  Nachrichten  außerhalb  des  Kreises  der  Interessenten  ver- 
lautbaren zu  lassen. 


i)  Garn  Nr.    lo — 16. 
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In  Kraft  tritt  der  erste  Paragraph  im  Februar  1891  und  der 
zweite  im  Dezember   1890. 

Dieser  Entwurf  wurde  zwar  in  der  Versammlung  angenommen, 
doch  waren  die  Teilnehmer  damit  noch  nicht  zufrieden  ;  sie  woll- 
ten jetzt  von  der  Regierung  die  Erhöhung  des  Einfuhrzolles  für 
ausländisches  Garn  zugleich  mit  der  Beseitigung  des  Ausfuhrzolls 
für  das  einheimische  Garn  und  des  BaumwoU-Einfuhrzolls  verlangen^). 

Die  genauere  Ausarbeitung  der  drei  Punkte  wurde  einer 
Untersuchungskommission  übergeben. 

Der  dritte  Gegenstand  der  Tagesordnung,  die  Verkaufsge- 
legenheit des  Garns  im  Inland  zu  erleichtern,  bedeutete  eigent- 
lich nichts  anderes  als  eine  Warenbörse  für  Baumwolle,  Baum- 
wollgarn und  Baumwollstoff  zu  begründen. 

Da  der  Verkehr  in  Japan  am  Anfang  der  90  er  Jahre  noch 
nicht  entwickelt  war,  so  war  es  den  Spinnereien  nicht  möglich, 
sich  über  die  Lage  des  Garnmarktes  genau  zu  orientieren.  Dies 
benutzten  die  Garnhändler,  um  das  Garn  billig  von  den  Spinne- 
reien zu  erwerben.  Bei  der  einen  Spinnerei  sagten  sie  beim  Ein- 
kauf, daß  die  andere  Spinnerei  so  und  soviel  Ermäßigung  gewährt 
habe,  und  erzielten  durch  solche  Vorspiegelungen  billige  Preise. 
Infolgedessen  wurde  der  Marktpreis  des  Garns  ruiniert,  und  es 
zeigte  sich  das  Merkwürdige,  daß  der  Garnpreis  im  Produktions- 
gebiete höher  war  als  auf  dem  Markte. 

Wenn  aber  jetzt  eine  Börse  begründet  und  die  Preise  offiziell 
veröffentlicht  wurden,  um  einen  Maßstab  des  Garnpreises  zu  geben, 
so  wurde  offenbar  dieser  Schaden  verhindert  und  Kauf  und  Ver- 
kauf der  genannten  drei  Waren  erleichtert. 

Außerdem  wurde  die  Lieferung  der  Waren  durch  die  Be- 
nutzung des  Lagerhausscheins  vereinfacht. 

Als  Sitz  dieser  Börse  nahm  man  Osaka,  das  Zentrum  des 
Handels,  in  Aussicht.  Der  Verband  sollte,  da  die  Errichtung 
einer  solchen  Börse  durchaus  auch  im  Interesse  der  Baumwoll- 
spinnerei liege,  seinen  Teil  zur  Erreichung  dieses  Ziels  beitragen. 

Diese  Vorlage  wurde  ebenfalls  einer  besonderen  Untersuch- 
ungskommission überwiesen'^). 


1)  Die  beiden  ersten  Forderungen  sollten  eigentlich  erst  dann  an  die  Regie- 
rung gestellt  werden,  wenn  diese  den  Hauptwunsch,  nämlich  die  Beseitigung  des 
Baumwoll-Einfuhrzolls,  erfüllt  hätte. 

2)  Monatsschrift  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnereien  Heft 
125,  S.  II  — 12. 
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Wenn  man  die  b>örteriingen  über  die  vierte  Aufgabe,  die 
GeldbeschalTung  mittels  Lagerhaus  und  Banken,  kurz  formulieren 
will,   so  ist  folgendes  zu  sagen : 

Die  wichtigste  Voraussetzung,  falls  man  einer  Fabrik  Kredit 
verschaffen  will,  ist  ein  unter  strenge  Kontrolle  gestelltes  Lagerhaus, 
welches  mit  dem  hikrafttreten  des  neuen  Handelsgesetzes  in  Japan 
nach  europäischem  Muster  eingerichtet  werden  soll. 

Das  Lagerhaus  stellt  gegen  Aufnahme  der  Waren  im  allge- 
gemeinen  einen  Lagerschein  aus,  welcher  weiter  zirkulieren  kann, 
und  im  l'^alle  des  Zweischeinsystems,  wie  es  in  l""rankreich  üblich 
ist,  Zweischeine,  von  denen  man  den  einen  durch  Verjjfändung 
zur  Kreditbeschaffung  benutzen  und  den  andern  an  der  Börse  für 
den  weiteren  Verkauf  der  Ware  verwenden  kann. 

Wenn  ein  solches  Lagerhaus  errichtet  werden  soll  oder  viel- 
mehr durch  die  Anregung  des  Verbandes  der  Spinnereien  begrün- 
det wird,  so  ist  es  angebracht,  daß  die  Spinnereien  durch  Verein- 
barung einerseits  ihre  produzierten  Garne  an  das  Lagerhaus  über- 
geben und  andrerseits  vom  Verband  aus  sich  mit  den  Großbanken 
in  Verbindung  setzei^,  welche  die  Verpfändung  und  Diskontierung 
der  Lagerscheine  übernehmen. 

Durch  Benutzung  dieser  Anstalten  wird  für  die  Spinnerei  in 
Zukunft  die  Geldbeschaffung  bedeutend  erleichtert '). 

Diese  Vorlage  war  für  die  Spinnereien,  die  ja  leicht  unter 
Absatzstockungen  leiden,  sehr  wichtig,  und  zuerst  wurde  sie  mit 
großer  Mehrheit  angenommen.  Da  jedoch  die  Vorteile  dieses 
Lagerhauses  den  entfernt  liegenden  Spinnereien  nicht  zu  gute 
kommen  konnten  und,  wenn  dieser  Vorschlag  mit  Gewalt  durch- 
geführt werden  sollte,  die  Minorität  ignoriert  worden  wäre,  so 
wurde  die  Beteiligung  schließlich  dem  Belieben  der  Spinnereien 
überlassen. 

Der  fünfte  Vorschlag,  welcher  an  den  Finanzminister  und  an 
die  Bank  von  Japan  (Nippon-ginko)  einen  Antrag  über  Erleichterung 
der  Kreditverhältnisse  der  Baumwollspinnerei  stellte,  erklärte  sich 
etwa  folgendermaßen: 

Die  Regierung  erließ  1884  eine  Wechselordnung  und  bestimmte 
als  ihr  Hauptorgan  die   Bank  von  Japan. 

Die  Bank  von  Japan  diskontierte  die  von  einer  Spinnerei  aus- 
gestellten Wechsel  nur,  wenn  sie  von  einer  Bank  übermittelt  wur- 
den.    Auf  diese   Weise  erhielt  die  Spinnerei  niedrig  verzinsliches 

l)     Monatsschrift    des  Verbandes  der  japanischen   Spinnereien  Heft   125,  S,  8. 
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Geld,  welches  eigentlich  als  Betriebskapital  verwendet  werden 
sollte.  Da  sie  es  aber  oft  in  Anlagekapital  umwandelte,  fing  die 
Bank  von  Japan  an,  die  Rediskontierung  der  von  den  Spinnereien 
ausgestellten  Wechsel  allgemein  zu  verweigern,  was  natürlich  die 
Kreditverhältnisse  der  Spinnereien  einengte. 

Andrerseits  gibt  die  vermittelnde  Bank  absichtlich  vor,  daß 
die  Wechsel  bei  der  l-5ank  von  Japan  schwer  diskontierbar  seien, 
und  diskontiert  lieber  selbst,  um  iur  sich  selbst  Vorteile  zu  er- 
zielen. Denn  wenn  sie  selber  diskontiert,  bekommt  sie  als  Dis- 
kont 3  Sen  pro  loo  Yen,  bei  der  Vermittlung  an  die  Bank  von 
Japan  nur  i,6  Sen  pro   lOO  Yen. 

So  hat  sich  die  Spinnerei  nicht  selten  übervorteilen  lassen 
und  keinen  Nutzen  von  der  Wechselordnung  gezogen. 

Nachdem  die  Baumwollspinnerei,  welche  mit  ihrer  Blüte  und 
ihrem  Verfall  das  Wohl  des  gesamten  japanischen  Wirtschafts- 
lebens beeinflußt,  heute  große  Bedeutung  gewonnen  hat,  so  soll 
auch  die   Regierung  ihren  Interessen  entgegenkommen. 

Deshalb  ersucht  die  Spinnerei  den  Finanzminister  und  den 
Präsidenten  der  Bank  von  Japan,  daß  die  Regierung  die  Wechsel- 
ordnung auch  für  die  Interessen  der  Spinnerei  verwertbar  macht, 
und  daß  die  Bank  von  Japan  die  von  der  Spinnerei  ausgestellten 
rechtmäßigen  W^echsel  unverzüglich  diskontiert  und  zwar  in  direkter 
Verbindung.  Um  der  Bank  von  Japan  Klarheit  über  die  finanzielle 
Lage  der  Spinnereien  zu  bieten  und  die  Höhe  des  Kredits  zu 
bestimmen,  soll  jede  Spinnerei  eine  Aufstellung  über  ihr  Anlage- 
und  Betriebskapital,  ihren  Reservefonds  usw.  machen  und  der 
Bank  überreichen. 

Es  wurde  folgendes  vorgeschlagen : 

1.  Darlehen  sollen  abweichend  von  der  gegenwärtigen  Be- 
stimmung über  das  Pfanddarlehen  bei  der  Bank  von  Japan  auch 
nach  dem  Wertbestand  des  Baumwollgarnvorrats  gewährt  werden'). 
Diese  Bitte  soll  dem  Finanzministerium  zur  Kenntnis  gebracht 
werden. 

2.  Finanzminister  und  Bank  von  Japan  sollen  um  richtige 
Verwertung  und  Diskontierung  des  Handelswechsels  ersucht  werden. 

3.  Die  Bank  von  Japan  wird  gebeten  um  Vereinfachung  der 
Ersatzeinlage  von  Pfandwaren,  um  das  Ersetzen  der  Ware  während 


i)  Das  Hauptstatut  gestattete  der  Bank  von  Japan  Darlehen  gegen  i.  Ver- 
pfändung von  Lagerscheinen  usw. ;  2.  von  Eisenbahnaktien  usw. ;  3.  gegen  die  Hinter- 
legung der   Waren  selbst. 


der  X'crpländungszcit  durch  andere  von  gleichem  Werte  zu  er- 
möglichen und  gegen  Hingabe  von  entsprechend  viel  Geld  Teile 
der  Ware  zurückzuerhalten. 

4.  Die  Bank  von  Jaj)an  wird  ersucht,  die  Diskontierung  \on 
Wechseln   an  allen  Plätzen  zu  ermöglichen. 

Diese  verschiedenen  Vorschläge  wurden  aber  wegen  der 
Verschiedenheit  der  Vorteile  für  die  einzelnen  Spinnereien  einer 
Untersuchungskommission  übergeben. 

Die  Anträge  über  die  Verhinderung  der  übermäßigen  Garn- 
produktion und  des  weiteren  Sinkens  der  Baumwollgarnpreise  wurden 
aus  dem  Grunde  zurückgezogen,  weil  die  übermäßige  Garnproduktion 
keineswegs  allein  durch  Verminderung  des  Absatzes  infolge  der 
Krisis,  sondern  auch  dadurch  verursacht  worden  war,  daß  die 
Spinnerei  meist  nur  minderwertige  Garne  No.  14  und  No.  15,  über 
den  Bedarf  hinaus  produzierte  und  zur  Produktion  anderer  Garn- 
sorten nicht  überging.  Den  Beweis  hierfür  lieferte  die  Tatsache, 
daß  die  Einfuhr  des  ostindischen  Garns  No.  20  trotz  der  Krisis 
nicht  abnahm,  und  daß  die  Osaka-.  Ow'ari-  und  Hirano-Spinne- 
reien,  welche  Twist-Garne  No.  20  produzierten,  gute  Preise 
und  guten  Absatz  dieses  Garns  erhalten  konnten,  man  ver- 
mochte auch  die  von  der  außerordentlichen  Generalversammlung 
des  Verbandes  am  20.  Dezember  1889  festgesetzte  [irhöhung  des 
Garnpreises  um  3   Yen  nicht  aufrecht  zu  erhalten. 

Wenn  man  die  gesamten  Fragen,  welche  in  der  Generalver- 
sammlung des  Verbandes  der  japanischen  Spinnereien  1890  be- 
handelt worden  sind,  zusammenfaßt,  so  ging  die  allgemeine  Ten- 
denz hierhin  :  Erstens  wollte  man  die  Ueberproduktion  der  Garn- 
sorten No.  10 — 15,  welche  ausschließlich  für  die  Deckung  des 
heimischen  Bedarfs  bestimmt  w'aren,  durch  Verschiebung  der 
Produktion  auf  Garn  No.  20  ausgleichen,  damit  einerseits  die 
Einfuhr  des  ostindischen  Garns  No.  20  beseitigt  und  andererseits 
mit  diesem  Garn  die  Absatzgebiete  des  ostindischen  Garns  in 
China  gewonnen  würden;  und  um  nun  das  japanische  Garn  gegen- 
über dem  ausländischen  konkurrenzfähig  zu  machen,  wünschte 
man  von  der  Regierung  die  Beseitigung  des  Einfuhrzolls  für  Baum- 
wolle sowie  des  Ausfuhrzolls  für  Baumwollgarn,  daneben  aber 
die  Erhöhung  des  Einfuhrzolls  für  Baumwollgarn. 

Zweitens  gedachte  man  die  Kreditverhältnisse  der  Spinnerei 
durch  Errichtung  eines  Lagerhauses  bez.  durch  die  Diskontierung 
und  Verpfändung    der  Lagerhausscheine    bei    Banken    und    durch 
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die  Vereinbarung  über  verbesserte  Diskontierungs-  und  Lombar- 
dierungsverhältnisse mit  der  Bank  von  Japan  zu  erleichtern. 

Obwohl  diese  Punkte  nicht  gleich  verwirklicht  worden  sind, 
so  hatte  man  doch  in  ihnen  eine  Grundlage  für  die  Zukuni't  ge- 
schaffen. 

Bald  nach  diesen  Beschlußfassungen  der  Generalversammlung 
des  Verbandes  überreichte  einerseits  der  Vorstand  des  Verbandes 
der  japanischen  Regierung  Anträge  über  die  Erhöhung  des  Ein- 
fuhrzolls auf  Baumwollgarn  und  über  die  Beseitigung  des  Einfuhr- 
zolls auf  Baumwolle  und  des  Ausfuhrzolls  auf  Baumwollgarn,  in- 
dem er  auf  letztere  Forderung  damals  aus  Gründen  der  Oppor- 
tunität das  Hauptgewicht  legte;  anderseits  überredete  er  die  ein- 
flußreichsten Staatsmänner  und  Abgeordneten,  daß  sie  die  Vorlagen 
rechtzeitig  dem  noch  tagenden  Parlament  unterbreiteten  und  in 
ihm  durchsetzten.     Jedoch  verlief  das  erfolglos. 

Wenn  aber  auch  die  Anträge  trotz  der  eifrigen  Bemühungen 
noch  nicht  von  der  Regierung  angenommen  wurden,  so  hielt 
gleichwohl  jede  Spinnerei  den  Vertrag  über  die  Produktion  von 
Garnsorten  No.  20  und  darüber  und  über  deren  Export  nach  China 
aufrecht  und  bestrebte  sich,  an  Produktionskosten  möglichst  zu 
sparen,  um  hierdurch  die  durch  den  immer  noch  sinkenden 
Baumwollgarnpreis  verursachten  PLinbußen  etwas  zu  mildern.  Eben- 
so befolgte  man  die  Abmachungen  über  die  Eroberung  der  chine- 
sischen Absatzgebiete  des  ostindischen  Garns  und  über  die  Ver- 
minderung der  Einfuhr  des  ausländischen.  Daß  die  japanische 
Spinnerei  in  außergewöhnliche  Schwierigkeiten  und  Verluste  geriet, 
bedarf  keiner  weiteren  Erklärung. 

Doch  waren  diese  Bestrebungen  keineswegs  vergeblich,  und 
nach  und  nach  gelang  es,  dem  Ziele  näher  zu  kommen. 

Die   Ausfuhr  des  Garns  betrug  im  Jahre 

nach   Menge  in  Kiii         nach  Wert   in  Yen 

1891  32  3S7  7873 

1892  32754  7720 

1893  315593  59176 

Daß  die  japanische  Baumwollspinnerei  ihren  Baumwollgarn- 
absatz  in  China  und  Korea  gefunden  hatte,  kam  ihr  allmählich 
auch  im  Inlande  zu  gute. 

Auf  eifrige  P^rmahnungen  seitens  der  Baumwollgarn-  und 
Baumwollstoffhändler  fingen  die  Webemeister,  die  wegen  des  Ein- 
flusses der  alten  Gewohnheit  das  neue  Rohmaterial  nur  sehr  lang- 
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sam  und  schwierig  annahmen,  an,  das  japanische  Garn  statt  des 
ostindisclien  zu  verwenden.  So  hatte  man  in  den  Provinzen  Owari 
und  Mikawa,  wo  die  ungefärbten  und  (He  weißgefärbten  Baum- 
wollstoffe massenhaft  produziert  werden,  früher  ostindisches  Garn 
als  Schufi-  und  englisches  als  Kettengarn  verwendet ;  jetzt  begann 
man,  das  japanische  Garn  an  Stelle  des  ostindischen  zu  Schuß- 
garn zu  nehmen. 

Auf  diese  Weise  fand  das  japanische  Garn  No.  20  als  Schuß- 
garn Eingang  auch  in  anderen  Gegenden  Japan.s,  und  allmählich 
ging  der  Bedarf  an  ostindischem  Garn  im  hilandc  zurück.  Die 
japanische  Spinnerei  hatte  jedoch  nicht  nur  durch  Produktion  von 
Garn  No.  20  das  ostindische  Garn  vom  heimischen  Markte  ent- 
fernt, sondern  auch  Garn  von  über  No.  20  bis  No.  32  zu  spinnen 
begonnen.  Dieses  fand  als  Ersatz  für  das  englische  Garn  große 
Nachfrage  und  beeinträchtigte  natürlich  den  Absatz  des  englischen 
Garns  nicht  wenig. 

Als  sich  die  wirtschaftliche  Lage  in  Japan  seit  Frühling  1X91 
wieder  gebessert  hatte,  belebte  sich  in  den  folgenden  Jahren  auch 
die  Spinnerei  allmählich  wieder.  Die  Spindelzahl,  deren  Vermehrung 
bereits  in  Aussicht  genommen,  aber  infolge  der  Krisis  nicht  zu- 
stande gekommen  war,  nahm  zu,  und  sogar  die  einst  aufgelösten 
oder  gänzlich  eingestellten  Spinnereien  wurden  nochmals  begrün- 
det und  von  neuem  eröffnet.  Natürlich  traten  daneben  viel  neue 
Spinnereien  auf. 

Kurz,  1891,  1892  und  1893  nahm  die  Zahl  der  Spinnereien 
und  Spindeln  und  die  Garnproduktion  bedeutend  zu'). 

1893  erreichte  die  Zahl  der  Si)innereien  die  Höhe  von  40 
mit  381  781  Spindeln-)  und  in  diesem  Jahre  betrug  die  Garnpro- 
duktion   10666764  Kwan^). 

Wenn  man  die  Zahl  der  Spinnereien  und  Spindeln  sowie  die 
Menge    der  Garnproduktion    des   Jahres    1893    mit    der    von    1890 


1)  Vgl.  die  Statistik. 

2)  Die  Spindelzahl  im  Jahre  1893  wies  gegenüber  1892  eine  Verminderung 
von  22  633  auf.  Die  Ursache  ist  wohl  vor  allem  dem  ca.  30  000  Spindeln  betra- 
genden Verlust  bei  der  Osaka-Baumwollspinnerei  zuzuschreiben,  der  auch  durch 
die  Vermehrung  der  Spindeln  in  anderen  Spinnereien  nicht  wett  gemacht  worden  war. 

3)  Diese  Ziffer,  die  der  Statistik  des  Ministeriums  für  Handel  und  Land- 
wirtschaft entnommen  ist,  weicht  ziemlich  stark  ab  von  der  entsprechenden  Zahl 
(lo  804  375  138)  des  Verbandes.  Der  Unterschied  ist  schwer  zu  erklären,  da  die 
Art  der  Aufnahme  nicht  ohne  weiteres  kontrollierbar  ist.  Auch  sonst  finden  sich 
in  den  meisten  Fällen  größere  oder  kleinere  Abweichungen  in  den  beiden  Statistiken. 
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vergleicht,  so  hatten  sich  die  Spinnereien  um  zehn  vermehrt, 
während  die  Spindelzahl  um  37  Proz.  und  die  Garnproduktion 
um   107,9  Pioz.  zugenommen  hatte. 

Um  zu  zeigen,  welche  Garnsorten  damals  hauptsächlich  pro- 
duziert wurden,  ist  noch  eine  nach'  Garnnummern  eingeteilte  Garn- 
produktionsstatistik von  1893  beigegeben,  die  der  Verband  der 
japanischen  Baumwollspinnereien  nach  38  Spinnereigesellschaften 
festgestellt  hat^). 


Garnnummer 
Weftgarn 

Menge  in  Kwan 

Nr.     3- 

-  9 

153520,310 

» 

10 

366  033,100 

» 

II 

332  406,850 

» 

12 

758550,717 

» 

13 

455977.902 

» 

14 

144  919.351 

« 

15 

764  866,819 

» 

16 

2  116  842,577 

» 

17 

123  889,670 

» 

18 

361  053,855 

» 

19 

4  832,600 

» 

20 

2510383,555 

» 

21 

59,200 

» 

22 

97935,550 

» 

23 

849,810 

» 

24 

79  580,690 

» 

26 

I  464,000 

» 

28 

34  108,700 

•» 

30 

141  238,780 

» 

31 

584,250 

» 

32 

213  869,600 

» 

34 

6  004,000 

» 

36 

273,000 

»     40- 

-70 

10,620 

Twis 

itgarn 

» 

16 

I  176,000 

> 

18 

19  824,000 

I. 

20 

782  610,800 

»     22— 

-32 

8  469,600 

Sond 

ernummer 

9  118,230 

Besoi 

ädere  Japan. 

Garnart 

Summe 

313911,032 

[0804  375-138 

Kwan 

Proz. 

Bis   Nr 

.    10 

519553,410 

7 

»       » 

20 

6  456  857,086 

75 

»       » 

40 

575  567,580 

7 

über 

40 

10,620 

Sondernummern 

821  198,630 

8 

Japanische   Garnart 

313  911,032 

3 

Gesamt 

betrag 

!s    Verbandes 

10804375,138 
>     der    japanisch 

100 

l)    Nachrichten     de 

en     Baumwollspinnereic 

S.    12—13. 

19, 
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Nach  dieser  Aufstellung  machten  die  Gainsorten  No.  11-20 
drei  Viertel  der  gesamten  (jarnpioduktion  aus,  untl  das  Cjarn 
No.  20  umfaßte  30  Proz.  (W'eft  23  l'roz.  und  Twist  7  Proz.),  das 
Garn  Xo.  16  20  Proz,  und  das  Garn  Xo.  14  11  Pioz.  vom  (Je- 
samtbetrag  der  Garnprodukte. 

Man  kann  ja  wohl  sagen,  daß  die  japanische  Spinnerei  inner- 
halb der  genannten  3  Jahre  von  der  Produktion  von  Garnen 
No.  10,  14  und  15  zu  der  von  Garnsorten  No.  16  und  20  fort- 
geschritten ist. 

Als  die  japanische  Baumwollspinnerei  in  dieser  Weise  bessere 
Garne  als  die  bisherigen  zu  erzeugen  und  die  Baumwolle  hierfür 
jetzt  in  bedeutenden  Mengen  aus  Ostindien,  wie  schon  in  anderem 
Zusammenhang  erzählt  worden  ist,  einzuführen  begonnen  hatte, 
war  der  Baumwolltransport  zwischen  Indien  und  Japan  ausschließ- 
lich   den    ausländischen  Schiffsgesellschaften    überlassen  gewesen. 

Man  zahlte  dafür  hohe  Transportkosten,-  was  natürlich  die 
Produktionskosten  des  Garns  erhöhte. 

Um  diese  zu  vermindern,  unternahmen  es  zuerst  mehrere 
große  Spinnereien,  später  der  Verband  im  Interesse  der  gesamten 
Baumwollspinnereien,  mit  der  japanischen  Schiffsgesellschaft  Nip- 
pon-Yusen-Kaisha  den  Transport  zu  vereinbaren. 

Der  Vertrag  wurde  im  August  1893  abgeschlossen,  und  am 
7.  Nov.  1893  fuhr  der  Dampfer  Hiroshima-maru  zum  ersten 
Male  nach  Ostindien,  um  Baumwolle  zu  holen. 

Der  Vertrag  wurde  dann  am  6.  März  1894  durch  Beschluß 
der  Generalversammlung  des  Verbandes  auf  zwei  Jahre  erneuert 
und  der  ganze  Baumwolltransport  aus  Ostindien  nach  Japan  der 
Nippon-Yusen-Kaisha  überwiesen. 

Durch  diese  Vereinbarung  über  den  Baumwolltransport  mit 
der  Nippon-Yusen-Kaisha  wurde  es  der  Spinnerei  möglich,  ihre 
Produktionskosten  infolge  der  billiger  gewordenen  Beförderung 
zu  erniedrigen  '). 

Und  dann  ist  noch  ein  weiteres  für  die  japanische  Spinnerei 
erfreuliches  Ereignis  hier  anzufügen :  die  Errichtung  einer  Börse 
für  Baumwolle,  Baumwollgarn  und  Baumwollstoff  in  Osaka. 

Diese  PVage  war,  wie  schon  bemerkt,  in  der  Generalversamm- 
lung des  Verbandes  1890  lebhaft  erörtert  und  schließlich  einer 
besonderen  Untersuchungskommission  übergeben  worden.      Diese 

l)  Die  genaue  Beschreibung  des  Baumwolltransportwesens  zwischen  Ostindien 
und  Japan  wird  in  einem  besonderen  Kapitel  im  Anhange  geschildert. 
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hatte  entschieden,  daß  dies  dem  Belieben  der  Interessenten  über- 
lassen bleiben  sollte. 

Die  gemeinsamen  Interessen  der  Baumwoll-,  Baumwollgarn- 
und  Baiimwollstoffhändler  in  Osaka  hatten  dann  zii  der  Gründung 
einer  Baumwollwarenbörse  geführt:  am  9.  Nov.  1893  wurde  die 
Konzession  vom  Staate  erworben,  am  21.  Januar  1894  die  Börse 
eröffnet '). 

Das  förderte  selbstverständlich  auch  die  Baumwollspinnereien. 

Die  Beseitigung  des  Ausfuhrzolls  für  das  Baumwollgarn,  die 
der  Verband  als  eine  seiner  Hauptaufgaben  seit  dem  Beschlufi 
der  Generalversammlung  im  Jahre  1890  unermüdlich  zu  erreichen 
bestrebt  war,  wurde  schließlich  1894  zu  stände  gebracht;  am 
22.  Mai  legte  die  Regierung  diesen  Antrag  dem  Abgeordneten- 
hause vor,  am  24.  dem  Herrenhause,  und  beide  nahmen  ihn  mit 
großer  Majorität  an.  Am  25.  Mai  erfolgte  die  Veröffentlichung 
des  Gesetzes  über  die  Abschaffung  des  Ausfuhrzolls  tür  Baum- 
wollgarn 2).     Es  trat  am    i.  Juli  in  Kraft. 

Sobald  es  Ende  Mai  veröffentlicht  worden  war,  berief  der 
Verband  sogleich  —  für  den  12.  Juni  —  eine  außerordentliche 
Generalversammlung,  um  eine  besondere  Bestimmung  über  die 
Ausfuhrgarne  zu  schaffen  und  dabei  das  jetzt  beschlossene  Gesetz 
zu  verwerten. 

Der  Inhalt  dieser  Bestimmung  lautete,  es  sei  das  für  die 
Ausfuhr  bestimmte  Garn  in  seiner"  Qualität  zu  verbessern,  sein 
Gewicht  und  seine  Verpackung  zu  vereinheitlichen  ^),  die  Handels- 
marke anzukleben  und  außerdem  das  Erkennungszeichen  des 
Verbandes  in  jeden  Ballen  hineinzustecken  und  der  Verbands- 
stempei  auf  die  Verpackung  aufzudrücken. 

Diese  Bestimmung  sollte  genau  ausgeführt  werden,  und  da- 
her nahm  man  eine  Prüfung  des  auszuführenden  Garns  vor^). 

So     bemühte     sich     der     Verband     hierdurch     dauernd     den 


1)  Vgl.  Geschichte  der  Stadt  Osaka,  Bd.  I:  Handel,  Geldmarkt  und  Geld, 
herausgegeben  von  der  Stadt  Osaka  1902,  S.  497/8.  —  Das  neue  japanische 
Börsengesetz  wurde  am  4.  März  1893  veröffentlicht  und  trat  am  i.  Oktober  in  Kraft. 

2)  Nachrichten  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnereien  vom  19. 
bis   30.  Mai   1894,  S.    16. 

3)  Das  Gewicht  des  Garngebindes  soll  10  Pfd.  betragen  und  das  (iarn  soll 
verpackt  werden  in  Ballen  mit   10  oder  20  Gebinden. 

4)  Monatsschrift  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnereien  Heft 
131,  S.    II. 
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guten  Ruf  des  jai)anischen  Baumwollgarns  auf  den  ausländischen 
Märkten  und  zugleich  die  Ausfuhr  zu  vermehren. 

( )l)\vohl  tiic  japanische  Baumwollspinnerei  mehrfach,  durch 
den  Ausbruch  des  Krieges  mit  China  Ende  Juli  1S94,  durch  die 
l-!rhühung  der  Rikinsteuer  für  japanisches  (jarn  von  1,26  auf 
2,52  Tael  pro  Ballen  in  Shanghai  sowie  durch  die  allgemeine 
niedrige  Preislage  des  Baumwollgarns  in  Schwierigkeiten  geraten 
war,  hatte  die  Ausfuhr  des  japanischen  Garns  bedeutend  zuge- 
nommen infolge  der  Beseitigung  des  Ausfuhrzolls  am  i.  Juli, 
sodann  wegen  des  Rückgangs  der  ostindischen  Garnausfuhr  nach 
China,  hervorgerufen  durch  das  von  der  Währungsreform  für 
Indien  1893  verursachte  ungünstige  Valutaverhältnis  gegenüber 
China,  ferner  infolge  der  größeren  Billigkeit  der  Transportkosten  ') 
von  Japan  nach   China  als  von  Indien  ebendahin. 

Dies  zeigt  die  nachstehende  Statistik  deutlich. 

Erste  Hälfte  des  Jahres. 

Menge  in  Kin  Wert  in  Yen 

1893  98558  20484 

1894  254509  45546 
Zunahme           I55  95i                           25062 

Zweite  Hälfte  des  Jahres   (bei  aufgehobenem  Ausfuhrzoll). 
Menge  in  Kin  Wert  in  Yen 

1893  217434  38692 

1894  3284359  909984 
Zunahme        3066924                         871292. 

Die  Menge  des  Ausfuhrgarns  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahres  1894  ist  somit  gegenüber  der  des  vorangehenden  Jahres 
um  1410  Proz.  und  gegenüber  der  ersten  Hälfte  von  1894  um 
II 82  Proz.  gestiegen. 

Hauptabnehmer  des  japanischen  Garns  war  1894  China,  das 
ungefähr  92  Proz.  der  gesamten  japanischen  Garnausfuhr  aufge- 
nommen hat,  und  dann  folgten  in  weitem  Abstände  Korea  und 
Hongkong. 

Die  folgende  Statistik  gibt  ein  Bild  davon  : 

Ausfuhr  nach 
China  Korea 

Menge  in  Kin  Wert  in  Yen  Menge  in  Kin         Wert  in  Yen 

1893  265  117  48492  26962  6302 

1894  3270560  876805  231733  68693 
Zunahme           3005443                   828313                         204771                      62391 


i)  Nach  Angabe  des  Leiters  des  Zollamts  in  Kobe  kostete  der  Garniransport 
im  Jahre  1894  von  Bombay  nach  Shanghai  ungefähr  pro  Ballen  1,90  Yen  von  Japan 
nach  Shanghai  0,70  Yen.  (Nachrichten  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwoll- 
spinnereien No.  38,   1895,  S.   15.) 


I 
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Hongkong 
Menge  in        Wert  in 


Ausfuhr  nach 

Uebrige  Länder 
Menge  in        Wert  in 


1893 
1894 
Zunahme 


Kin 

13914 
35700 
21  786 


Yen 

4382 
9811 
5429 


Kin 

S75 
875 


Yen 

221 
221 


Menge  in 
Kin 

315993 
3  538  868 
3223875 


Gesamt 
in        Wert  in 
Yen 

59  176 
955  530 
896354 


5.   Aufschwung  nach  dem  chinesisch-japanischen  Kriege. 

Am  27.  April  1895  schloß  Japan  nach  glorreichem  Siege 
Frieden  mit  China,  und  ihm  folgte  ein  allgemeiner  Aufschwung 
des  japanischen  Wirtschaftslebens.  Dieser  kam  außer  anderen 
Erwerbszweigen  besonders  der  japanischen  Baumwollspinnerei  in 
einem  bis  dahin  noch  nie  dagewesenen  Maße  zu  gute.  Das  Jahr 
1895  bedeutet  eine  wichtige  Epoche  in  der  Entwicklung  der 
japanischen  Baumwollspinnerei. 

In  den  zwei  Jahren  1895  und  1896  wurden  nach  der  Zeit- 
schrift des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnerei*)  31 
neue  Spinnereien  gegründet.  Sie  gingen,  zum  Teil  aus  dem 
Unternehmungsfieber  heraus,  lediglich  aus  spekulativen  Absichten 
hervor  und  waren  infolgedessen  in  finanzieller  Hinsicht  keineswegs 
gefestigt ;  manche  von  ihnen  mußten  sich  später  oder  früher  auf- 
lösen oder  mit  anderen  verschmelzen. 
Gouvernement  Name  der  Spinnerei 

*Kashu-Spinnerei  A.-G. 
''Nippon-Spinnerei-Weberei  A.-G. 
Yao-Spinnerei  A.-G. 


Osaka 


Hyogo 

Aichi 
Miye 

Okayama 

Kyoto 
Tokyo 


*Nippon-saishi-Spinnerei  A.-G. 
Tarui-Spinnerei  A.-G. 

*A\vaji-Spinnerei  A.-G. 

*Sanshu-Gummispinnerei 

*Banyo-seimei-Spinnerei  A.-G. 
Tagasago-Spinnerei  A.-G. 

*Harima-Spinnerei  A.-G. 
Akao-Spinnerei  A.-G. 

*Ichinomiya-Spinnerei  A.-G. 
(*Kuwana-Spinnerei   A.-G. 
!  Tsu-Spinnerei  A.-G. 
(*Isetsu-saishi-Spinnerei  A.-G, 
J*Mino-Spinnerei  A.-G. 
^*Bizen-Spinnerei  A.-G. 
j*Nishidaiji-Spinnerei  A.-G. 

{*Fushiini-Spinnerei  A.-G. 
*Heian-Spinnerei   A.-(J. 
*Tokyo-Gasspinnerei  A.-G. 


Kapital 

500  000  Yen 

550  000  » 

500  000  > 

600  000  » 

500  000  » 

400  000  » 

50  000  » 

60  000  » 

600  000  » 

350  000  » 

350  000  » 

500  000  » 

I  000  000  » 

600  000  » 

600  000  » 

250  000  » 

250000  » 

400  000  » 

500  000  » 

500  000  » 

I  000  000  » 


i)  Monatsschrift  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnerei  Heft 
134,  S.  5/6. 

Anm.  Die  mit  *  bezeichneten  Spinnereien  sind  wirklich  dem  Betriebe  über- 
geben worden. 
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GouvemtMiient  Name   der  Spinnerei  Kapital 

Kukiiüka  *Fukuoka-Kehnien- Spinnerei    A.-G.  600  ooo  Yen 

\:o,o  (*Vainalo-Spinnerei  A.-G.  600000  > 

[  W  a^llu-SpMlne^eI        >  500  000  > 

VVakayama        Kii-Spinnerei  A.-G.  350000  » 

Eliime  'Vawatahania-Sjtinnerei  150000  > 

Tokushima  *A\va-Spinnerei  A.-G.  500  000  > 

Kagawa  *Sanuki-Spinnerei  A.-G.  300000  > 

Koclii             Tosa-Spinnerei  A.-G.  250000  » 

Hirosliima  'Chiigoku-Spinncrei  A.-G.  600000  » 

a)  Die  Vermehrung  der  Spinnereien,  Spindeln  und  Kapitalien. 

Während  im  Jahre  1894  .sich  45  Spinnereien  mit  1330S030 
Yen  Kapital  und  530074  Spindeln,  von  denen  durchschnittlich 
täglich  476123  in  Gebrauch  waren,  in  Japan  befanden,  haben  sie 
sich  in  den  Jahren  1895  und  1896,  infolge  der  Errichtung  neuer 
und  der  Vergrößerung  schon  bestehender  Betriebe  auf  61  Spin- 
nereien mit  22860709  Yen  Kapital  und  757196  Spindeln  (täg- 
lich im  Gebrauch  durchschnittlich  692348)  vermehrt.  Es  ist 
gegenüber  1894  ^i^ie  Zunahme  um  16  Spinnereien  und  eine 
Steigerung  des  Kapitals  um  69  Proz.  und  eine  solche  der  Spindel- 
zahl um  59  Proz.  (45  Proz.,  wenn  man  die  Durchschnittszahlen 
der  täglich  in  Betrieb  befindlichen  Spindeln  berücksichtigt)  ein- 
getreten. Am  Ende  des  Jahres  1899  war  die  Zahl  der  Spin- 
nereien schon  auf  83  mit  1 086  721  Spindeln  und  einem  Kapital 
von  33023317  Yen  angewachsen,  welches  aber  gegenüber  1898 
und  1897  abgenommen  hatte,  worüber  in  anderem  Zusammen- 
hange gehandelt  werden  soll.  Demnach  hatte  sich  gegen  1896 
die  Zahl  der  Spinnereien  um  22  Proz.  und  die  der  Spindeln 
um  69  Proz.  erhöht. 

b)  Die  Steigerung  der  Garnproduktion. 

Mit  der  Vermehrung  der  Spinnereien  und  Spindeln  nahm  die 
Garnproduktion  von  Jahr  zu  Jahr  bis  1899  bedeutend  zu.  1896 
betrug  sie  20585485  Kwan  gegenüber  14620008  Kwan  im  Jahre 
1894  also  40,8  Proz.  mehr,  und  1897  stieg  die  Garnproduktion 
um  27  Proz.  im  Vergleiche  zum  Vorjahre  pro  Spindel  von 
29,7  Kwan  auf  34  Kwan.  Gleichwohl  fand  sie  damals  einerseits 
durch  die  erhöhte  Konsumkraft  im  Inlande  und  andrerseits  infolge 
der  Zunahme  des  Bedarfs  an  japanischem  Garn  in  China,  Korea 
und  Hongkong  Absatz,  und  dadurch  konnte  das  Verhältnis  von 
Angebot  und  Nachfrage  im  Gleichgewicht  erhalten  werden. 

Jedoch  entwickelte  sich  die  Garnproduktion  in  den  folgenden 
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Jahren  stets  in  sprunghafter  Weise  und  erreichte  i!^99  die  außer- 
gewöhnliche Höhe  von  43052402  Kwan:  jede  Spindel  produzierte 
36,7  Kwan. 

Das  bedeutete  eine  Erhöhung  gegenüber  1896,  1897  und 
1898  um  109,  65  und  34  Proz.  Daraus  entstand  seit  1S98  allmäh- 
lich eine  Ueberproduktion,  welche  schließlich  1900  eine  Absatz- 
krisis  herbeiführte  \). 

c)  Verschiebung  der  Produktion  nach  feineren  Garnsorten  hin. 

Langsam  nahm  die  Herstellung  feinerer  Garnsorten  gemäß 
dem  Fortschritte  der  japanischen  Spinnerei  und  vor  allem  infolge 
der  Neubegründung  der  Feingarnspinnereien  zu  ^),  wenn  auch  die 
Hauptmasse  der  Garnprodukte  noch  in  Garnsorten  Nr.  11 — 20 
bestand.  Eine  klare  Vorstellung  von  dieser  Produktionsver- 
schiebung gibt  eine  nach  Garnnummern  eingeteilte  Produktions- 
statistik von  1894 — 1900,  welche  von  dem  Verband  der  japanischen 
Baumwollspinnereien  zusammengestellt  worden  ist. 

(Siehe  Tabelle  S.  83). 

Hiernach  erreichte  1899  die  Produktion  des  Garns  Nr.  11  bis 
20  ihren  höchsten  Betrag. 

Gegenüber  1895  hatte  sie  sich  mehr  als  verdoppelt.  Jedoch 
sank  der  prozentuale  Anteil  dieser  Sorten  an  der  gesamten  Garn- 
produktion von  90  Proz.  im  Jahre  1896  herab  auf  87  Proz.  1897, 
86  Proz.  1899,  und  1900  sogar  auf  83  Proz.  ^),  während  die 
feineren  Garnsorten  Nr.  21 — 40  und  über  40  allmählich  zunahmen. 
Der  Anteil  der  Garne  von  Nr.  21 — 40  imd  über  40  an  der  Ge- 
samtproduktion war  im  Jahre  1896  nur  3  Proz.  bez.  i  Proz.  ge- 
wesen, aber  1900  umfaßten  diese  beiden  Klassen  7  Proz.  und 
4  Proz. 

Man  sieht  das  Anwachsen  der  Feingarnproduktion  noch 
deutlicher,  wenn  man  ihre  Ziffern  in  den  Jahren  1896  und  1900 
vergleicht.  Da  ergibt  sich  für  die  Garne  von  Nr.  2 1  bis  40  für 
1900  ein  Plus  von  261  Proz.  und  für  die  von  mehr  als  40  ein 
Plus  von   576  Proz. 

i)  Vgl.  II.  Kapitel  6. 

2)  Garnspinnereien  wie  die  Tokyo-Gasgarnspinnerei  (gegründet  März  1896), 
Fujispinnerei  (gegründet  März  1896),  Jehinomiga-Spinnerei  (gegründet  Okt.  1895) 
u.  a.  sind  in  dieser  Zeit  entstanden.  (Berichte  der  jüngsten  Landesausstellung  in 
Japan  Abt.  6,   Bd.  II,    1903,  S.  81.) 

3)  Zur  Ursache  dieser  sowohl  nach  dem  Quantum  wie  nach  dem  prozentualen 
Anteil  an   der  Gesamtproduktion  eingetretenen  Verminderung  vgl.  Kapitel  6. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft    40-  O 


Anteil  an 

Anteil  an 

Anteil   an 

Gesamt- 

1895 

Gesamt- 

Gesamt- 

Garmminmer 

1894 

produkt. 

pcodukt. 

1896 

produkt. 

in  Proz. 

in  Proz. 

in  Proz. 

Bis        Nr.   lo 

681  907 

5 

I  027  675 

6 

585  504 

5 

Bis          »     20 

12  621  633 

86 

15  200684 

85 

18  192  395 

90 

Bis          >     40 

596978 

4 

I  120906 

6 

618723 

3 

Ueber      »     40 

438777 

3 

94  477 

I 

178059 

I 

Sondernummer 

14  786 

— 

6540 

— 

225 

— 

Besond.  jap.  (iarnart 

205  808 

2 

337  205 

2 

134819 

I 

Gesamtbetrag 

14559889 
1897 

ICD 

17787487 
1898 

100 

20080  725 
1899 

100 

Bis         Nr.    IG 

I  581  325 

6 

1557435 

5 

2  097  280 

6 

Bis           >     20 

22233981 

87 

27872223 

86 

31  115248 

86 

Bis           »     40 

984  080 

4 

I  397  949 

4 

I  724693 

5 

Ueber      »     40 

325942 

I 

.    576654 

2 

824831 

2 

Sondernummer 

— 

— 

— 

— 

49987 

— 

Besond.  jap.  Garnart 

436  470 

2 

820960 

3 

405  626 

I 

Gesamtbetrag 

25561  748 
1900 

100 

33225221 

100 

36  217666 

100 

Bis         Nr.    10 

I  567  545 

5 

Bis           »     20 

25  597  906 

83 

Bis           »     40 

2  238  404 

7 

Ueber      »     40 

I  205  364 

4 

Sondernummer 

16  881 

— 

Besond.  jap.  Garnart 

193  944 

I 

Gesamtbetrag 

30  820  044 

100 

Monatschrift    d.  Verbandes   d.  japanischen    Baumwollspinnerei.    II.    119.     1902. 
S.  13. 


d)  Rückgang  der  Einfuhr  des  ausländischen  Garns. 

Trotz  des  Wachsens  der  Produktion  der  feineren  Garnsorten 
in  letzter  Zeit  war  diese  für  den  wachsenden  heimischen  Bedarf 
immerhin  noch  nicht  ausreichend,  weswegen  die  feineren  Garne, 
wie  die  Nr.  60  bis  (So  und  die  Gasgarne  Xr.  100,  in  ziemlich  be- 
deutenden Mengen  vom  Ausland,  hauptsächlich  aus  England, 
jährlich  bezogen  werden  mußten,  während  die  Einfuhr  des  Garns 
Nr.  20  und  darunter,  besonders  aus  Ostindien,  infolge  genügender 
heimischer  Produktion  gänzlich  verschwand,  wie  die  unten  stehende 
Statistik  zeigt. 

Einfuhr  von  groben  Garnen  (Xr.    20  und  darunter) 
Menge  (Ballen)  Proz.  Wert  (Yen)  Proz. 

3572,7  (  6,6)  356  370  (4,0) 

2774.5  (11,0)         270091      (5,6) 

1420.6  (  9,0)         164  784      (2,4) 


1899 
1900 
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Einfuhr  von  feineren  Garnen  (über  Nr.  20) 


Menge  (Ballen) 

Proz. 

Wert  (Yen) 

Proz. 

1898 
1899 
1900 

49  537.0 
24  096,6 
28755.4 

(93.3) 
(89,0) 
(90,6) 

Zusammen 

837.934 
4608812       * 
6878720 

(96.0) 
(94.4) 
(97.6) 

Menge  (Ballen) 

Proz. 

Wert  (Yen) 

Proz. 

1898 
1899 

53  109,7 
26872,1 

(100) 
(100) 

8  728  304 
4  878  903 

(100) 
(loo) 

1900 

30  176,0 

(100) 

7  043  504 

(100) 

Ob  die  Verminderung  der  gegenüber  1898  um  die  Hälfte 
gesunkenen  Einfuhr^)  des  ausländischen  Garns  im  Jahre  1899  auf 
den  am  i.  Januar  1899  in  Kraft  getretenen  neuen  Zolltarif  zurück- 
zuführen ist,  ist  sehr  zweifelhaft,  weil  dieser  neue  Tarif  ver- 
hältnismäßig niedrig  war  und  vor  allem  nicht  nach  der  Qualität 
unterschied.  Nach  dem  Vertragstarif  mit  den  meistbegünstigten 
Ländern  betrug  der  Zoll  4,18  Yen  pro  100  Kin,  nach  dem  General- 
tarife 6,066  Yen;  der  letztere  wurde  am  i.  April  1903  auf  8,13  Yen 
pro  100  Kin  erhöht  -).  Es  ist  dieses  Sinken  der  ausländischen 
Garneinfuhr  viel  eher  der  Entwicklung  der  japanischen  Baumwoll- 
spinnerei selbst  zuzuschreiben. 

Baumwollgarneinfuhr 


Frankreichs, 

Jahr 

Ostindiens 

Englands 

Deutschlands 
und    anderer 

Gesamtbetrag 

Länder 

Kin 

Kin 

Kin 

Kin 

Yen 

1894 

2  333  625 

13  606  172 

15942797 

7  977  366 

1895 

I  341  691 

13  247  316 

14  591  083 

7  082  975 

1896 

856222 

19  157  718 

20  014  I28(sic) 

II  372  001 

1897 

106  607 

15  984  017 

16090  855 

9625258 

1898 

105915 

15  809  158 

15  929  991 

8  547  589 

1899 

75  599 

8  130  482 

8  210  647 

4936326 

1900 

30239 

9010637 

10  112 

9  050  988 

7  043  045 

1901 

5984  120 

10  501 

5  090  621 

4873738 

1902 

2  689  260 

8672 

2697931 

I  747  875 

1903 

I  027  811 

13827 

I  061  638 

766  286 

ei  Zunahme  der  Garnausfuhr  nach  Korea,  China  und  Hongkong. 

So  bedeutend  die  Garnproduktion  in  Japan  stieg,  so  stark  und 
ständig  nahm  nach  dem  Kriege  infolge  der  gesteigerten  Nachfrage 

i)  Die  Ziffer  innerhalb  der  Klammer  bedeutet  den  prozentualen  Anteil  an  der 
gesamten  Einfuhr.  (Entnommen  aus  der  Denkschrift  über  die  Garnausfuhr  usw. 
nach  Korea  und  China,  S.  53.) 

2)  Japanische  Finanzgeschichte  Bd.  VII,  S.  422,  441   und  449. 

6* 
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die  Ausfuhr  nach  China,  Korea  und  Honj^kont^  usw.  bis  1899 
zu,  was  gewiß  die  Vermehrung  der  Garnproduktion  und  die  Ver- 
größerung der  Betriebe  mit  veranlaßt  hatte.  \'on  dem  Ansteigen 
der  Ausfuhr  nach  China,  Korea  und  Hongkong  1.S95  bis  1899 
überzeucht  die  nachstehende  .Statistik'. 


China 

Korea 

Ilungkoiig 

Jahr 

Summe 

Summe 

Summe 

Kin 

% 

Kin 

% 

Kin 

% 

1894 

3  270  560 

92,2 

231  733 

6,5 

35  700 

1,0 

1895 

2419760 

68,4 

I  081  942 

30,5 

30502 

0,9 

1896 

II  442  087 

88,2 

I  202  353 

9,3 

272  800 

2,1 

1897 

1  30274747 

72,0 

2  343  743 

5.6 

9  338  935 

22,2 

1898 

1  49  948  140 

72,6 

3  565  359 

5.1 

15  283  514 

22,2 

1899 

!  83  654 113 

81,7 

6475596 

6,3 

12  221  834 

12,0 

1900 

i  45  069  460 

72,0 

6  191  742 

9.9 

10699  839 

17,1 

1901 

51 852767 

82,6 

3  736  028 

6,0 

6  505  810 

10,4 

( )slindien, 

Philinn 

inen  und 

andere  Länder 

Gesamtbetrag 

Jahr 

Summe 

Summe 

Wert 

Kin 

% 

Kin 

Yen 

% 

1894 

876 

0,3 

3538868 

955  530 

100 

1895 

689 

0,2 

3  532  893 

I  034  479 

100 

1896 

57462 

0,4 

12974713 

4  029  425 

IOC 

1897 

77  550 

1 

0,2 

42034975 

13490  197 

100 

1898 

36750 

' 

0,1 

68833763 

20  116  586 

100 

1899 

9289 

— 

102  360  832 

28521438 

100 

1900 

658619 

1,0 

62  619  660 

20  589  263 

100 

1901 

657  190 

1,0 

62751  795 

21  465573 

100 

(Denkschrift  über  die  Ausfuhr  des  japanischen   Baumwollgarns,    herausgegeben 
vom  Ministerium  usw.  Seite   51). 

Was  zuerst  die  Zunahme  der  Garnaustuhr  nach  Korea  anbe- 
langt, so  lag  der  japanische  Garnhandel  in  Korea  vor  dem  Krieg 
gänzlich  in  den  Händen  des  chinesischen  Kaufmanns.  Dieser  ver- 
kaufte das  japanische  Garn  X.  14 — 20,  das  der  Koreaner  wegen 
seiner  guten  Qualität  gern  als  Nähfaden  verwendete,  zu  über- 
mäßig hohen  Preisen  und  sogar  oft,  nach  ausländischer  Art  ver- 
packt, als  europäische  Ware.  Durch  den  chinesisch-japanischen 
Krieg  wurden  die  chinesischen  Händler  von  dem  koreanischen 
Garnabsatzgebiete  zeitweilig  entfernt,  und  der  japanische  Kaufmann 
benutzte  diese  Gelegenheit,  um  mit  dem  koreanischen  Konsu- 
menten in  direkte  Verbindung  zu  treten.  Indem  der  Chinese  hier 
ausgeschaltet  wurde,  gelang  es  dem  japanischen  Kaufmann,  das 
japanische  Garn  den  koreanischen  Abnehmern  zu  billigen  Preisen 
anzubieten  und    dadurch  nach  kurzer  Zeit    vergrößerte  Absatzge- 
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biete  für  japanisches  Garn  auf  den  dortigen  Märkten  zu  gewinnen, 
was  auch  die  ostindische  und  engHsche  Garnausfuhr  dorthin  ver- 
minderte. 

Nach  der  obigen  Statistik  ist  die  Garnausfuhr  von  Japan 
nach  Korea  1897  gegenüber  1895  um  1 16  Proz.  und  1 899  gegen- 
über 1897  um  176  Proz.  gestiegen,  wenn  auch  der  prozentuale 
Anteil  an  der  Gesamtausfuhr  kleiner  als  1895 — 96  geworden  war. 
1899  beteiligte  sich  Korea  mit  6,3  Proz.  an  der  gesamten  Garn- 
ausfuhr Japans. 

Noch  auffallender  hob  sich  die  Garnausfuhr  nach  China  und 
Hongkong.  Hierbei  sei  vorausgeschickt,  daß  das  Garn  von 
Hongkong  aus  zum  größten  Teile  nach  den  südlichen  Gegenden 
Chinas  verkauft  wird,  daß  also  die  Steigerung  der  Garnausfuhr 
nach  Hongkong  auch  die  Vermehrung  des  Bedarfs  im  südlichen 
China  bedeutet.  Im  Jahre  1895  wurden  nach  China  bez.  Hong- 
kong nur  2419760  Kin  bez.  30502  Kin  Garn  ausgeführt,  1897, 
nur  zwei  Jahre  später,  30274747  Kin  und  9338935  Kin.  P2s  hat 
sich  somit  gegenüber  1895  die  japanische  Garnausfuhr  nach  China 
und  Hongkong  zusammen  verzehnfacht. 

Die  Ursachen  dieser  bedeutenden  Zunahme  gerade  1896/7 
sind  auf  folgendes  zurückzuführen: 

Erstens  wurde  nach  dem  Friedensschlüsse  der  Schiffsverkehr 
wieder  hergestellt  und  nicht  nur  die  Transportkosten,  sondern 
auch  die  Versicherungsprämien  für  den  Verkehr  zwischen  China  und 
Japan  wurden  verbilligt').  Zweitens  ging  der  Absatz  des  ostindischen 
Garns  in  China,  das  vorher  allein  90  Proz.  der  gesamten  Plinluhr 
der  ausländischen  Garne  hierhin  umfaßte,  zurück,  und  zwar  einer- 
seits infolge  der  Betriebseinstellung  des  größten  Teils  der  ost- 
indischen Baumwollspinnereien,  besonders  in  Bombay,  dem 
Zentrum  der  Baumwollspinnerei  in  Ostindien,  wegen  der  1896 
bis  P"rühling  1897  dort  herrschenden  Pest-),  und  andrerseits  durch 
die  ungünstigen  Valutaverhältnisse  zwischen  Ostindien  und  China, 
das  von  dem  Sinken  des  Weltmarktpreises  des  Silbers  hervorge- 
rufen worden  war  ^).     P'erner  war  drittens  der  Preis  des  japanischen 

1)  Infolge  des  Krieges  stiegen  die  Transportkosten  des  Garnes  pro  (on  von 
2,50  Yen  auf  5, —  Yen  und  die  Versicherungsprämie  für  100  Yen  von  0,40  Yen  auf 
1,20  Yen.  Vgl.  Denkschrift  über  die  Ausfuhr  des  japanischen  Baumwollgarns  usw. 
nach  Korea  und  China  S.    14. 

2)  Vgl.  Imperial  Gazettier  of  India;  The  indian  empire  vol.  Ilf.  S.  490/91 
O.xford   1907. 

3)  Der    Preis    für    Garn    X.   20    in    Bombay    betrug  80  Tael,    in  Shanghai  72, 
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Garns  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  i.Syj  niedrig,  also  «gerade 
in  der  Zeit,  wo  alljährlich  China  starken  Bedarf  an  Baumwoll- 
garn zu  erkennen  gibt  ').  Und  viertens  war  die  Qualität  des 
japanischen  Garns  besser  als  die  des  ostindischen  -). 

Bezüglich  der  Garnausfuhr  nach  China  wurde  die  japanische 
Spinnerei  seit  i.  Oktober  1897  durch  ICinführung  der  (jold- 
währung  wegen  des  Sinkens  des  Silberpreises  in  ungünstige  Ver- 
hältnisse gebracht  ^),  und  außerdem  verschlechterten  sich  die  Ab- 
satzverhältnisse des  Garns  auch  im  Inland  immer  mehr  infolge 
der  Mißstimmung  in  den  Webereigegenden  ^). 

Die  dadurch  getrübte  Lage  der  japanischen  Si)innereien 
nötigte  dazu,  eine  außerordentliche  Generalversammlung  des  Ver- 
bandes auf  den  10.  Dezember  einzuberufen,  um  die  l'örderung 
der  Garnausfuhr  und  die  Verbesserung  der  Bedingungen  ihres 
Wechsels  zu  beraten.  Die  erste  Frage  wurde  damals  noch  nicht 
entschieden,  aber  betreffs  der  zweiten  die  folgende  Resolution  ge- 
faßt: Die  Lage  der  japanischen  Spinnerei  ist  auf  das  allgemein 
verschlechterte  Wirtschaftsleben  zurückzuführen,  und  es  ist  billig, 
daß  der  Staat  dabei  in  irgend  einer  Weise  Hilfe  leistet.  Zu 
diesem  Zwecke  soll  die  dafür  besonders  eingesetzte  Kommission 
die  Regierung  über  die  heutige  Lage  der  Spinnerei  aufklären  und 
sie  bitten,  daß  sie,  so  viel  wie  dem  Staat  möglich  ist,  Kapital- 
kredit für  die  Spinnerei,  der  sicli  speziell  auf  Darlehen  für 
Wechsel  auf  Ausfuhrgarn  erstrecken  soll,  gewähren  möge.  Wenn 
die  Kommission,  um  den  obigen  Zweck  zu  erreichen,  es  für  nötig 
halte,  solle  sie  auch  mit  der  Bank  von  Japan  und  der  Yoko- 
hama-Specie-Bank  darüber  unterhandeln.  8  Personen  wurden  in 
die  Kommission  ernannt.  Nach  der  Unterhandlung  mit  der 
Regierung,  der  Bank  von  Japan  und  der  Yokohama-Specie-Bank 
hatte  schließlich    die    Regierung    der  Yokohama-Specie-Bank    ein 


Tael;  dieselbe  japanische  Qualität  der  Kaiiegafuchi-Spinnerei  kostete  in  Japan 
70  Tael.  Vgl.  Denkschrift  über  die  Ausfuhr  des  japanischen  Garns  usw.  nach 
China  und  Korea,  S.    15. 

i)  Der  durchschnittliche  Preis  für  Garn  Nr.  6  pro  Ballen  war  1896  erste 
Hälfte  93,66  Yen,  zweite  Hälfte  92,50  Yen;  1897  erste  Hälfte  92,50,  zweite  Hälfte 
95,23.  Vgl.  die  Nachrichten  d.  Verb.  d.  japanischen  Baumwollspinnereien  Heft  75, 
1898,  S.  24. 

2)  a.  a.  O.  S.  24. 

3)  Shiojima  und  Yanagisawa  Wirtschaft  und  Finanzen  Japans  seit  dem  1894 — 
95er  Kriege.      1903,  S.  635   und  636. 

4)  Monatsschrift  des  Verbandes    der  japanischen  Spinnereien  Heft   135,    S.  6. 
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Kapital  von  3  Millionen  Yen  für  Wechsel  und  Ausfuhrgarn  in  der 
Menge  von  10  000  Ballen  nach  Hongkong  und  Shanghai  auf  6 
Monate  zur  Verfügung  gestellt,  wovon  die  Spinnerei  mit  6  Proz. 
verzinsliche  Darlehen  unter  Abzug  von  25  Proz.  des  jeweiligen 
Marktpreises,  also  75  Proz.  des  wirklichen  Preises,  erhalten 
konnte.  Am  25.  Dezember  dieses  Jahres  wurde  dieses  Resultat 
durch  Herrn  Seiichiro  Saegi  den  Vertretern  der  Kommission  in 
einer  erneuten  außerordentlichen  Generalversammlung  genau  be- 
richtet, und  das  gab  der  Spinnerei  einen  Ansporn  zu  exportieren  ^). 
Am  Anfang  1898  verbesserte  sich  auch  die  Garnmarktlage  in 
Shanghai,  und  damit  ergab  sich  natürlich  eine  Verstärkung  der 
Garnausfuhr  dorthin.  Zu  der  Zunahme  der  Garnausfuhr  trug  der 
niedrige  japanische  Garnpreis  (durchschnittlich  84  Yen  pro  Rallen 
gegenüber  93  Yen  im  Jahre    1897)  zum  Teil  bei. 

Im  Jahre  1899  war  die  Garnausfuhr  nach  China  gegenüber 
1897  und  1898  um  175  Proz.  bez.  67  Proz.  gestiegen,  hingegen 
die  nach  Hongkong  um  25  Proz.  zurückgegangen,  eine  Er- 
scheinung, die  durch  den  Aufstand  im  Kantongebiete  und  durch 
die  schlechte  Ernte  in  Tongking  verursacht  worden  war  -).  China 
hatte  in  diesem  Jahre  81,7  Proz.  der  gesamten  Ausfuhr  aufge- 
nommen, und  Hongkong  beteiligte  sjch  nur  mit  12  Proz.  an  der 
gesamten  Garnausfuhr. 

Die  Vermehrung  der  Ausfuhr  nach  China  ist  wohl  einerseits 
aus  dem  gesteigerten  Bedarf  in  China,  besonders  in  den  nörd- 
lichen Teilen,  zu  erklären,  andererseits  —  und  zwar  hauptsäch- 
lich —  aus  der  Tatsache,  daß  das  japanische  Garn  weißes  und 
gut  gesponnenes  für  den  chinesischen  Gebrauch  passendes  Weft- 
garn  war.  Und  drittens  wurde  die  Garnausfuhr  noch  von  Seiten 
der  Spinnereien  betrieben,  da  die  Lage  des  inländischen  Garn- 
markts •^)  ungünstig  war ;  aber  gerade  der  hierdurch  bedingte 
niedrige  Garnpreis  verhalf  in  China  zu  erhöhtem  Absätze. 

KeineswetJS  jedoch  hatte  eine  unmittelbare  Exportbeförderung, 
etwa  durch  Gewährung  von  Ausfuhrprämien  und  dergleichen, 
stattgefunden.     Freilich    hatte    der  Verband    in    der    außerordent- 


i)  Monatsschrift  des  Verbandes  der    japanisclien    Baumwollspinnerei  Heft   135, 
1903.  S.   7/8. 

2)  Monatsschrift  des  Verbandes    der  japanischen  Baumwollspinnerei    lieft   136, 
1903.  S.  4. 

3)  Nachrichten    des  Verbandes    der    japanischen    Baumwollspinnerei     lieft    93, 
1900.  S.  36. 
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liehen  GcneralvcrsammlunL,'  am  29./30.  November  1S9S  versucht, 
die  seit  Ende  1S97  aufi^etauchte  Frage  über  die  unmittelbare 
l'\>rdcrunL,'  der  Garnausfuhr  end^ühi«,'  zu  liK^ien  unti  folgendes  be- 
schlossen :  Wir  schlagen  250000  1-Jallen  als  künftige  jährliche 
Ausfuhrmenge  vor  und  geben  pro  Ballen  2  Yen  Ausfuhrprämie. 
Der  Verband  soll  die  Regierung  ersuchen,  daß  sie  diese  Gesamt- 
summe der  Ausfuhrprämie  mit  einem  Betrage  von  einer  halben 
Million  Yen  jährlich  gewährt  ').  Diesem  Verlangen  kam  aber  die 
Regierung  nicht  nach,  sondern  sie  empfahl  dem  Verband,  sich 
lieber  mehr  um  die  Beschaffung  von  Kredit  für  das  Ausfuhrgarn 
zu  bemühen.  Die  Bank  von  Japan  gab  schließlich  auf  den  Wunsch 
des  Verbandes  ein  niedrig  verzinsliches  Kapital  von  3  Millionen 
Yen  an  die  Yokohama-Specie-Bank,  von  der  die  Spinnerei  seit 
Juni   1S99  Kredit  für  Ausfuhrgarn  erhalten  konnte. 

Diese  Millionen  leisteten  ohne  Zweifel  der  Ausfuhr  ebenfalls 
Hilfe.  Der  zwischen  dem  Verband  und  der  Yokohama-Specie- 
Bank  im  Juli  1899  abgeschlossene  Vertrag  über  die  Kreditbe- 
schaffung für  das  Ausfuhrgarn  wird  hier  wörtlich  angeführt,  weil 
er  für  die  Spinnerei  heute  noch  Bedeutung  hat.     Er  lautet: 

Nachdem  die  Yokohama-Specie-Bank  auf  Gesuch  des  Ver- 
bandes der  japanischen  Baumwollspinnereien  eingewilligt  hat,  für 
diejenigen  japanischen  Baumwollgarne  und  -Stoffe,  welche  die 
Mitglieder  des  Verbandes  nach  Shanghai  und  Hongkong  aus- 
führen, ein  im  höchsten  Falle  3  Millionen  Yen  betragendes 
Kapital  zu  beschaffen,  ist  folgender  Vertrag  mit  beiderseitiger 
Uebereinstimmung  abgeschlossen  worden: 

1)  Die  Yokohama-Specie-Bank  gewährt  in  ihren  Filialen  in 
Shanghai  und  Hongkong  den  Mitgliedern  des  Verbandes  gegen 
Hinterlegung  des  Baumwollgarns  und  -Stoffes  Darlehen  im  Ver- 
hältnis achtzig  vom  Hundert  der  jeweiligen  Baumwollgarn-  (Nr.  20) 
und  -stoffpreise. 

Wenn  jedoch  der  jeweilige  Preis  des  Baumwollgarns  und 
-Stoffes  in  außergewöhnliche  Höhe  emporschnellen  sollte,  so  wird 
der  durchnittliche  Preis  der  vorliergchenden  drei  ]\Ionate  zugrunde 
gelegt. 

2)  Der  Zinsfuß  des  obigen  Darlehens  ist  jährlich  6  Proz.  und 
die  Darlehensfrist  ist  nicht  über    zwei  Monate.     Jedoch    wird    die 

l)  Nachrichten    des    Verbandes    der    japanischen    Baumwollspinnerei    Heft  75, 
1898.  S.   1/2. 
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letztere    den    Umständen    nach    von    der    Vokohama-Specie-Bank 
verlängert. 

3)  Der  Pfandschein  soll  nach  dem  Statut  der  betreffenden 
Filiale  der  Yokohama-Specie-Bank  aus^^cstellt  werden. 

4)  Das  oben  geschriebene  Kapital  von  3  Millionen  Yen  ist 
stets  wieder  von  neuem  zu  benutzen,  und  die  Yokohama-Specie- 
Bank  gewährt  den  Mitgliedern  gemäß  Paragraph  i  Darlehen,  und 
zwar  in  derjenigen  Reihenfolge,  in  welcher  die  Hinterlegung  des 
Baumwollgarnes  und  -Stoffes,  um  Kredit  zu  erlangen,  wirklich 
erfolgt. 

5)  Wenn  Mitglieder  des  Verbandes  Baumwollgarn  und  -.stoff 
aus  Yokohama,  Kobe  und  Nagasaki  ausführen  und  dafür  die 
Ausstellung  von  Warenwechseln  verlangen,  so  kann  die  Yoko- 
hama-Specie-Bank dem  so  lange  entgegenkommen,  bis  der  ge- 
samte Betrag  nach  Paragraph  7  mit  Darlehensgeld  die  oben  ge- 
nannten 3  Millionen  erreicht.  Jedoch  sollen  diese  Wechsel  13 
Tage  nach  Sicht  zahlbar  und  auf  den  Wechselkurs  zehn  Tage 
nach  Sicht  ausgestellt  sein. 

6)  Dem  Betrag  des  Warenwechsels  ist  der  von  der  Yoko- 
hama-Specie-Bank anerkannte  jeweilige  Baumwollgarn-  und  -stoff- 
preis, einschließlich  Frachtkosten,  zugrunde  zu  legen,  und  zwar 
wird  sein  Wert  auf  siebzig  und  fünfundsiebzig  vom  Hundert  nach 
Gutdünken  der  Yokohama-Specie-Bank  bestimmt. 

7)  "Wenn  ein  Mitglied  des  Y'erbandes  Baumwollgarn  und 
-Stoff  nicht  unter  Ausstellung  eines  Warenwechsels  bei  der  Yoko- 
hama-Specie-Bank ausgeführt  hat,  so  erhält  es  dafür  dann  ein 
Darlehen  von  derselben  Bank,  falls  dieses  Mitglied  einen  Bürgen 
beibringt. 

S)  Dieser  Vertrag  kann  nach  Befinden  der  Yokohama-Specie- 
Bank  nach  dreimonatiger  vorheriger  Kündigung  an  den  Verband 
jederzeit  aufgelöst  werden.  In  diesem  Falle  soll  das  Geild,  welches 
bis  dahin  gemäß  dem  Vertrage  verliehen  worden  ist,  bis  zu  der 
angegebenen  F'rist  zurückgegeben  werden.  Als  Beweis,  daß  die 
beiden,  die  Yokohama-Specie-Bank  und  der  Verband,  obigen 
Vertrag  abgeschlossen  haben,  sollen  sie  zwei  Vertra^surkunden 
verfertigen  lassen  und  mit  Unterschrift  und  Stempeln  versehen; 
jede  Partei  erhält  hiervon  eine  '). 

In  welchem  schnellen  Tempo  seit  dem  chinesisch-japanischen 
Kriege    das   japanische    Garn    sich    auf   dem    chinesischen    Markt 

l)  Osaka-Bank-Zeilschrift,   Heft    152,   Februar   1902,   S.    150/51. 


—      90     — 

eingebürgert  und  die  Absatzgebiete  des  ostindischen  Garnes  ge- 
wonnen hat,  und  wie  groß  der  Anteil  des  japanischen  Garns  an 
der  Garneinfuhr  in  China  ist,  zeigt  die  l'olgende  Statistik,  aus 
der  man  eine  allgemeine  yXnschauung  bekommt,  wenn  sie  auch 
nicht  die  tjesamte  lünfuhr  umfaßt : 


Japan 

Ostindien 

Menjje 
in  Piku] 

% 

Wen 
in  Tael 

% 

Menge 
in  l'ikul 

Wert 
/"    in  Tael 

% 

1895 

19  148 

1-7 

382  627 

1,8 

I  057  046 

93,3  19417110 

92,0 

1896 

loi  381 

6,2 

2  009  539 

6,3 

I  461  365 

go,2  28612223 

89.8 

1897 

283817 

18,1 

6  409  505 

18,7 

I  235  537 

78,6  26  382  946 

77.5 

1898 

485  244 

24.7 

10  383  716 

26,5 

I  399930 

71,4  26832302 

68,7 

1899 

779700 

28,4 

16  901  045 

30,9 

1  906  422 

69,4  36371  170 

66,5 

England 

G 

esamlbetrag 

«895 

56  007 

4.9 

I  304  850 

6,2 

I  132  201 

100   2  104  587 

100 

1896 

58  133 

3,6 

I  213  247 

3,8 

I  620  879 

100  31835009 

100 

1897 

51  298 

3.3 

I  280  510 

3.7 

I  570652 

100  34272961 

IOC 

1898 

73  590 

3,8 

I  832  470 

4,7 

1  958  764 

100  39  048  488 

100 

1899 

58  703 

2,2 

I  334  998 

2,6 

2744825 

-  100  54657213 

100 

Prozent  ist  prozentualer  Anteil    an    der  Gesamtsumme  ("entnommen    der    Denk- 
schrift über  die  Ausfuhr  des   Baumwollgarns  usw.  nach  China  und  Korea.     S.  66). 

fj  Die   innere    Lage   der  Spinnerei. 

Wir  haben  oben  gesehen,  daß  die  japanische  Baumwoll- 
spinnerei sich  nach  dem  chinesisch-japanischen  Kriege  sowohl 
nach  der  Zahl  der  Spinnereien  wie  nach  der  der  Spindeln  infolge 
der  übermäßigen  Vergrößerung  der  bestehenden  Betriebe  und  der 
vielen  Neugründungen  bedeutend  vermehrte  und  daß  die  Garn- 
produktion hierdurch  in  eine  außerordentliche  Höhe  hinaufgetrieben 
wurde.  Und  vor  allem  hatte  dann  die  Ausfuhr  des  japanischen 
Garns  nach  den  Nachbarländern  dank  den  Bestrebungen  der 
Spinnerei  und  den  ungünstigen  Ausfuhrbedingungen  des  ost- 
indischen Garns  dorthin  in  sprunghafter  Weise  zugenommen.  So 
glänzend  diese  äußeren  Verhältnisse  aussahen,  so  kritisch  gestaltete 
sich  schon  seit  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1897  ^'^  innere 
Lage.  Da  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  der  Spinnerei,  sondern 
auch  auf  dem  der  anderen  Gewerbezweige  eine  übermäßige 
Expansion  eingesetzt  hatte,  ließ  sich  der  ja])anische  Geldmarkt 
immer  knapper  an.  Daher  erfolgte  eine  Diskont-  und  Zinsfußer- 
höhung ^),  und  die  Banken  begannen  in  der  Kreditgewährung 
zurückzuhalten.     Als  nun  die  Spinnereien  von  den  Aktionären  die 

i)  Siehe  die  Tabelle  der  Diskonto-  und  Zinsfußsätze  der  Bank  von  Japan. 


—     91     — 

Restzahlungen  für  die  Aktien  forderten,  war  dies  vergeblich. 
Kapital  durch  Ausgabe  von  Industrieobligationen  zu  verschaffen, 
hatte  ebensowenig  Erfolg.  Indem  die  Geldbeschaffung  für  die 
Spinnerei  in  solchem  Maße  schwierig  war,  stiegen  auch  noch  die 
Arbeitslöhne  der  Spinner  wie  der  Spinnerinnen,  entsprechend  der 
Verteuerung  der  Warenpreise,  wie  sie  die  folgende  Statistik  zeigt. 

Der  Arbeitslohn    der  Spinner    und    Spinnerinnen    nach   Angabe   des  Verbandes  der 
japanischen   Baumwollspinnereien. 


des  Spinners 

Verhältnis  des 

der  Spinnerin 

Verhältnis  des 

Sen 

Steigens 

Sen 

Steigens  *) 

iSSS 

16,20 

IOC 

7,80 

100 

1892 

17.40 

107 

8,90 

114 

1894 

17-01 

105 

8,85 

113 

1895 

17,85 

HO 

9>i3 

117 

1896 

19-45 

120 

11,36 

146 

1897 

22,08 

136 

13,22 

169 

1898 

25,26 

156 

15-29 

196 

1899 

26,86 

166 

16,65 

213 

1900 

30,35 

187 

19.39 

249 

I90I 

30,99 

191 

20,07 

257 

1902 

31,91 

197 

20,69 

265 

Verhältnis  der  inländischen  Durchschnittspreise  der  40  wichtigsten  Waren  ^j. 
Höchster  Niedrigster  Jährlicher 

Preis  Preis  Durchschnittspreis 

99  102 

104  107 

106  112 

III  117 

104  "                                  109 

HO  115 

123  119 

121  126 

131  135 

140  145 

146  161 

165  170 

160  171 

175  183 

170  173 

Hierdurch  wurden  natürlich  die  Produktionskosten  des  Baum- 
wollgarns erhöht.  Die  folgende  Tabelle  gibt  uns  ein  Bild  davon. 
Diese  Tabelle  hat  die  Abteilung  für  Handel  und  Gewerbe  in  dem 
Ministerium    für  Handel    und  Landwirtschaft    nach   den  Angaben 


1887 

105 

1888 

108 

1889 

121 

1890 

120 

I89I 

114 

1892 

118 

1893 

115 

1894 

131 

1895 

140 

1896 

'I53 

1897 

174 

1898 

179 

1899 

189 

1900 

192 

I90I 

182 

i)  Denkschrift  über  die  Ausfuhr  des  Baumwollgarns  usw.  nach  China  und 
Korea  S.  61. 

2)  Der  Durchschnittspreis  der  40  Waren  im  Januar  1887  ist  als  100  zugrunde 
gelegt.  Denkschrift  über  die  Ausfuhr  des  Garns  usw.  nach  China  und  Korea 
S.  61 — 62. 
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von  zwei  in  derselben  Weise  organisierten  Spinnereien,  die  während 
eines  Zeitraumes  von  y.ehn  Jahren  ungefähr  beständig  Garnsorten 
von  Nr.  16  produzierten,  zusammengestellt;  Während  die  Pro- 
duktionskosten im  Jahre  1M94 — i<S95  ungefähr  9  Yen  betrugen, 
erreichten  sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  I S97  die  Il(")he 
von  13  imd  12  \'en.  1  )a  tliese  beiden  Spinnereien  nuisterhaft 
betriebene  Fabriken  darstellten,  so  werden  die  Produktionskosten 
anderer  Unternehmungen  10  oder  sogar  20  Proz.  h<)her  gewesen  sein. 

Tabelle  der  Produktionskosten  eines  Ballens,  entnommen  der  iJcnkschrifl  über  die 
Ausfuhr   des   Baumwollgarns   usw.    nach   China   und    Korea    S.   6o. 


A.  Spi 

ine IC i 

r>.  Spinnerei 

Halhjalu- 

Durchschnitts- 
nummer d.  er- 
zeugten Garns 

Gesamtpro- 
dukt.-Kosten 
ausschließlich 
,    Baumwolle 

Anteil    d.    Ar- 
beitslühnea.d. 
Prod, -Kosten 

'Anteil  d.  Ausg. 
f.  Kühlen  a.  d. 

Prod. -Kosten 

1 

Durchschnitts- 
nummer d.  er- 
zeugten ( larns 

,  Gesamtpro- 
dukt.-Kosten 
ausschließlich 
1    Baumwolle 

Anteil    d.    Ar- 
beitslöhne a.  d. 
Prod. -Kosten 

Anteil  d.  Ausg. 
f.  Kohlen  a.  d. 
Prod. -Kosten 

Yen 

Yen 

Yen 

Yen 

Yen 

Yen 

1S94   I. 

15-9 

9  479 

3948 

1352 

16,77 

8  240 

4138 

I  076 

2. 

15.6 

9  159 

3403 

I  312 

17,10 

9628 

4446 

991 

1895   I. 

15-3 

9540 

3000 

I  339 

17.25 

8998 

4251 

I  129 

2. 

IS.5 

9989 

3615 

I  249 

17,00 

9  020 

4346 

921 

1896   I. 

15.4 

9  610 

3615 

I  105 

16,15 

9485 

4603 

956 

2. 

15.8 

"873 

3616 

I  393 

16,50 

10978 

5320 

I  171 

1897   I- 

15. 1 

II  430 

4385 

I  717 

16,50 

1 1  937 

5829 

»  594 

2 

16,1 

13876 

4405 

2441 

16,50 

12  204 

5283 

1929 

1898  I. 

16,5 

13811 

5307 

2959 

16,80 

13024 

6239 

2066 

2. 

15.3 

12595 

5  4^9 

I  864 

16,60 

II  881 

6  022 

I  337 

1899  I. 

14,1 

II  822 

5328 

1378 

16,20 

10  956 

5651 

I  056 

2. 

15.6 

12  100 

5  126 

I  193 

16,60 

II  996 

5  779 

816 

1900  I. 

16,6 

14778 

5  734 

I  633 

17,00 

13930 

6462 

1084 

2. 

15,2 

16  456 

6  000 

I  001 

17.30 

15  187 

6657 

I  161 

Im  Gegensatz  zu  der  Erhöhung  der  Produktionskosten  stand 
aber  der  Garnpreis  wegen  der  Ueberproduktion  verhältnismäßig 
niedrig.  Unter  solchen  Umständen  war  es  damals  für  die  japanischen 
Baumwollspinnereien,  deren  finanzielle  (Grundlage  noch  keineswegs 
gefestigt  war,  außerordentlich  schwierig,  den  Betrieb  aufrecht  zu 
erhalten;  die  diese  mannigfachen  Schwierigkeiten  nicht  mehr  aus- 
halten konnten,  gingen  zu  Grunde.  Je  häufiger  derartige  Auf- 
lösungen in  der  Spinnerei  und  ebenso  in  den  anderen  Erwerbs- 
zweigen vorkamen,  desto  schärfer  wurden  die  Vorsichtsmaßregeln 
der  Banken,  desto  knapper  der  Geldmarkt.  Die  Gläubiger  ließen 
jetzt  noch  dringlicher  als  zuvor  ihre  P'orderungen  verlauten. 
So  war  die  Lage  der  japanischen  Baumwollspinnerei  am  Anfang 
des  Jahres    l89<S    bedeutend    verschlechtert.     Es    wäre    eine  Kata- 
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Strophe  für  sie  unvermeidlich  gewesen,  falls  nicht  in  irgend  einer 
Weise  Hilfe  geleistet  wurde.  Diese  Hilfeleistung  war  auch  in  der 
Tat  unumgänglich  notwendig.  Denn  ein  Rücksqjilag  im  Kreise 
der  Spinnerei,  die  sich  schon  damals  zu  einer  der  größten  hidu- 
strien  in  Japan  ausgewachsen  hatte ,  hätte  vielleicht  das  ganze 
von  ihr  stark  abhängige  japanische  Wirtschaftsleben  bedenklich 
gefährdet. 

g)  Die  ausserordentliche   Hilfeleistung    seitens    der  japanischen   Hypotkeken- 
bank  in  Japan  im  Jahre    1898  '). 

Als  die  wirtschaftliche  Lage  Japans  sich  in  dieser  Weise 
verschlimmerte,  hielt  das  der  damalige  Finanzminister,  der  jetzige 
Fürst  Kaoru  Inouye  für  bedenklich  und  den  Augenblick  für  ein 
staatliches  lungreifen  für  gekommen. 

Auf  Beschluß  der  Regierung  befahl  er  am  15.  April  1898 
dem  Präsidenten  und  Vorstande  der  am  2.  August  1897  eröffneten 
japanischen  Hypothekenbank  (Nippon-Kwangyo-Ginko),  Herrn 
Käwajima,  daß  diese  ein  außerordentliches  Hilfsdarlehen  für 
die  in  schwierigen  Verhältnissen  befindlichen  Industriezweige  ge- 
währen solle,  wofür  sie  Pfandbriefe  ausgeben  möge.  Die  Re- 
gierung stellte  gleichzeitig  einen  Betrag  —  im  Höchstfalle  5  Mil- 
lionen Yen  —  zur  Sicherung  für  den  Fall  zur  Verfügung,  daß 
die  ausgegebenen  Pfandbriefe  nicht  Abnahme  in  der  gewünschten 
Höhe  finden  würden. 

Die  Bank  sollte  auch  die  Verhältnisse  der  betreffenden  zu 
unterstützenden  Gesellschaften  genau  untersuchen,  bevor  sie  ein 
Darlehen  gewähre.  Ebenso  sollte  sie  Unterschiede  in  der  Hin- 
sicht machen,  ob  die  betreffenden  Erwerbszweige  für  die  Zukunft 
Aussicht  hätten  oder  nicht.  Die  Bank  müsse  dabei  vorsichtig- 
verfahren,  damit  infolge  der  Darlehensgewährung  weder  von  neuem 
ein  übermäßiger  Unternehmungsgeist  erweckt  noch  die  betreffende 
Industrie  an  derlei  Unterstützungen  gewöhnt  und  unselbständig 
gemacht  werde,  denn  sonst  stifte  man  damit  nur  noch  größeren 
Schaden.  Nach  diesem  Vorschlag  der  Regierung  faßte  die  japa- 
nische Hypothekenbank  über  eine  außerordentliche  Hilfdarlehens- 
ausgabe  in  diesem  Sinne  einen  Beschluß,  legte  ihn  am  16.  April 
1898  dem  Finanzminister  vor    und    erhielt    für    ihn  noch  an  dem- 


i)  Finanzgeschichte  der  Meiji-Periode   Bd.  14   »Bankwesen«   über  die  japanische 
Hypothekenbank  (Nippon-Kwangyo-GinkoJ  Tokyo   1905,  S.  696 — 725. 
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selben  Tage    die   Genehmigung.     Seim-    hauptsächlichsten    Punkte 
sind  diese: 

I.  Das  l'inanzniiuistc  riuni  wird  ersucht,  von  der  Gesamt- 
anlcihe,  die  in  Serien  von  i  oder  2  Millionen  ausgegeben  wird, 
unter  Umständen  bis  zu  5  Millionen  zu  übernehmen. 

II.  Die  erste  Serie  wird  in  einer  1  I<Jhe  von  einer  Million  Yen 
ausgegeben. 

III.  Die  Gegenden,  denen  außerordentliche  Darlehen  gewährt 
werden,  sind  vor  allem  Osaka,  sodann  Kyoto  und  Tokyo.  Die 
anderen  Gegenden  werden  berücksichtigt,  wenn  eine  Unterstützung 
für  nötig  befunden  wird. 

Jedoch  wird  die  Darlehensgewährung  auf  die  schon  länger 
bestehenden  Gesellschaften  beschränkt,  welche  besonderen  Be- 
dingungen genügen  müssen. 

IV.  Unterstützt  werden  diejenigen  Erw'erbszweige ,  welche 
solche  Waren  erzeugen,  die  für  lunfuhrwaren  als  Ersatz  zu  dienen 
geeignet  sind,  z.  B.  Garn  (Baumwolle,  Wolle  und  Seide),  Web- 
stoffe (Musselin  T-CIoth,  Baumwollflanell,  Militärhanfstoffe,  Woll- 
stoffe) u.  a. 

V.  Die  Untersuchung,  die  der  Gewährung  außerordentlicher  Dar- 
lehen vorausgehen  soll,  hat  sich  diesmal  außer  nach  den  bei  der  Bank 
gebräuchlichen  Bestimmungen  auch  nach  den  folgenden  zu  richten. 
Die  Darlehensausgabe  erfolgt  dann  auf  Beschluß  der  Vorstands- 
Konferenz. 

1.  Die  Unternehmung  soll  für  die  japanische  Volkswirtschaft 
wichtig  und  ihr  Betrieb  sicher  und  für  die  Zukunft  aussichtsvoll  sein. 

2.  Seit  der  Eröffnung  sollen  mindestens  zweimal  zuverlässige 
Geschäftsberichte  erstattet  worden  sein. 

3.  Die  Unternehmung  soll  in  Zukunft  mindestens  6  Proz.  Divi- 
dende auszahlen  können. 

4.  Das  Verhältnis  des  Anlagekapitals  zum  Betriebskapital 
und  der  Betrag  der  Schulden  und  deren  Art  sollen  regulären 
Charakter  haben. 

5.  Aktionäre  und  Eeiter  des  Betriebs  sollen  vertrauenswürdig 
und  die  Buchhaltung  und  die  gesamte  Organisation  in  guter  Ord- 
nung sein. 

6.  In  der  P^abrik  sollen  leistungsfähige  Ingenieure  vorhanden 
und  der  Betrieb  unter  ihnen  in  bester  Ordnung  geregelt  sein. 

VI.  Ein  Ingenieur  von  Ruf  wird  unter  sorgfältiger  Auswahl 
als  technischer  Berater  der  Bank  engagiert,    der   die  Industrie  in 
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Osaka,  Kyoto  und  in  den  anderen  Gegenden  prüfen  und  sein 
Gutachten  darüber  abgeben  soll.  Bevor  man  den  Vertrag  über 
ein  zu  gewährendes  außerordentliches  Darlehen  abschließt  und 
verwirklicht,  soll  jeder  Fall  von  dem  Aufsichtsrat  der  japanischen 
Hypothekenbank  untersucht  werden. 

VII.  Eine  Mlialc  der  Hypothekenbank,  —  es  war  ihre  erste 
Filiale,  —  soll  in  Osaka  errichtet  werden. 

Bei  den  Unterhandlungen  über  die  Gewährung  solcher  Dar- 
lehen und  deren  Höhe  wurden  gemäß  den  unter  V  erwähnten 
Voraussetzungen  am  9. Mai  1898  folgende  Gesichtspunkte  aufgestellt. 

1.  Die  Werttaxierung  berücksichtigt  außer  dem  Grund  und 
Boden  der  Fabriken  auch  ihre  Maschinen. 

•     2.   Der  Betrag  des  Darlehens  kann   bis    zu    zwei  Dritteln  des 
Schätzungswertes  betragen. 

3.  Die  Darlehensfrist  ist  so  zu  regeln,  daß  die  Tilgung  erst 
nach  zwei  Jahren  beginnt  und  dann  innerhalb  von  sieben  bis 
zehn  Jahren  vor  sich  geht. 

Bevor  dieser  Beschluß  gefaßt  wurde,  hatte  die  Nippon- 
Kwangyo-Ginko  in  Aussicht  gestellt,  hauptsächlich  die  kreditbe- 
dürftige Baumwollindustrie  in  der  Gegend  von  Osaka  zu  unter- 
stützen. Nun  hatten  am  29.  April  als  Vertreter  der  24  in  Betracht 
kommenden  Unternehmungen  die  Herren  Jinbei  Kanazawa,  Kichi- 
bei  Noda,  Seiichiro  Saegi,  Kyozo  Kikuchi  und  Takeo  Yamabe 
bei  dem  Präsidenten  dieser  Bank  verschiedene  Wünsche  über  die 
Darlehensbedingungen  eingereicht. 

Die  Bank  war  ihren  Bitten  unter  anderem  dadurch  entgegen- 
gekommen, daß.  die  Kreditgewährung,  die  allerdings  zuerst  ledig- 
lich den  schon  länger  bestehenden  Betrieben  hatte  zugute  kommen 
sollen,  auch  auf  die  neubegründete  hilfsbedürftige  Baumwollindu- 
strie erstreckt  wurde.  Jedoch  werde  man  nur  solchen  Neugrün- 
dungen beispringen,  die  mit  Hilfe  einer  Darlehensgewährung  die 
zur  Zeit  drohende  kritische  Lage  voraussichtlich  würden  über- 
winden können. 

Wenn  die  Nippon-Kwangyo-Ginko  so  die  allgemeinen  Be- 
stimmungen festgesetzt  hatte,  nach  denen  bei  der  Austeilung  des 
Kredits  verfahren  werden  sollte,  so  verfehlte  sie  nun  andrerseits 
nicht,  für  die  einzelnen  Fälle  möglichst  genaue  Erkundigungen 
einzuziehen.  Daher  ging  bald  nach  der  Auftragerteilung  durch 
die  Regierung,  Mitte  April,  der  Präsident  der  Bank,  Herr  Kawajima 
mit  dem  Vorstand,  dem  Direktor,  dem  Aufsichtsrat  u.  a.  nach  Osaka. 
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Sie  hatten  vciscliiodcnc  eiiiLichendc  Anfiaj^cn  an  tue  In- 
teressenten der  dortigen  Bamnwollindustrie,  tue  ihre  Aussichten 
für  die  Zui<unt't,  das  Verhältnis  des  Anlage-  zum  Betriebs-Kapital, 
Nach-  und  Vorteil  des  Terminhandels,  die  Nutzun^sfrist  der  Ma- 
schinen und  deren  Abschreibungsquoten,  sowie  die  verschiedenen 
Arten  des  Reservefonds  betrafen,  gerichtet.  Auch  ließen  sie  sich 
Gutachten  tlurch  Sachkenner  der  dortigen  Baumwollindustrie  und 
durch  das  dortige  Kreditauskunftsbureau  erstatten,  um  die  Dar- 
lehen in  richtiger  und  zweckmäßiger  Weise  zuzumessen.  Hierauf 
half  die  Bank  zuerst  der  TemmanbaunnvoUweberei,  der  Meiji-  und 
Fukushima-Baumwollspinnerei  und  der  Osaka-Kammgarnspinnerei 
in  Osaka,  die  der  sofortigen  Unterstützung  bedurften.  Dann  auch 
der  Baumwoll-  und  anderen  Industrien  in  Kyoto,  Okayama,  Hyopo, 
Fukuoka  und  anderen  Orten.  Aus  der  folgenden  Tabelle  ist  zu 
ersehen,  wie  viel  Kapital  damals  die  Xippon-Kwangyo-Ginko  den 
einzelnen  Unternehmungen  lieh,  ferner  zu  welchem  Zwecke,  unter 
welchen  Bedingungen  und  auf  welche  Zeit.  Vor  allem  wird  es 
uns  in  großes  Staunen  setzen,  wenn  wir  bemerken,  wie  stark  die 
Taxierung  der  Bank  von  dem  angegebenen  Aktienkapital  abweicht. 
(Siehe  Tabelle  S.  98  und  99). 

Darnach  belief  sich  die  Gesamtsumme  der  zwischen  Mai 
und  August  gewährten  Darlehen  auf  2  371  OCX)  Yen,  wovon  zwei 
Drittel,  161 2  000  Yen,  der  Baumwollindustrie  zufielen.  Die 
Baumwollindustrie  in  Osaka  allein  wurde  mit  beinahe  einer  Mil- 
lion Yen  bedacht.  Der  Zinsfuß  betrug  8  Proz.,  nach  i  bis  2 
Jahren  begann  die  Tilgung,  deren  Frist  mit  8  bis  9  Jahren  an- 
gesetzt wurde.  Die  Bank  hatte  hierbei  die  Bedingung  gestellt, 
daß  jede  Gesellschaft  bei  dem  jedesmaligen  Abschluß  der  Ge- 
schäftsperiode i'/2  Proz.  der  Anschaffungskosten  der  Maschinen 
als  Abschreibungsfonds  und  5  Proz.  des  Reingewinns  als  Verlust- 
ersatzfonds abschreiben  solle,  bevor  man  an  die  Gewinnverteilung 
ginge.  Dadurch  wollte  man  die  Grundlage  der  Gesellschaften  für  die 
Zukunft  sichern. 

Diese  Darlehensgewährung  übte  auf  die  allgemeine  wirt- 
schaftliche Lage  in  Japan  und  besonders  in  Osaka  wie  auf  die 
einzelnen  Unternehmungen  der  Baumwollindustrie  ihre  Wirkun- 
gen aus. 

I.  Als  die  japanische  Hypothekenbank  der  Industrie,  haupt- 
sächlich der  Baumwollindustrie  zu  Hilfe  kam,  ließen  zunächst  die 
Bedenken    ihrer  Gläubiger,     nämlich    der  Banken,    nach;     infolge 
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davon  beruhigten  sich  dann  auch  die  mit  diesen  zusammenhängen- 
den übrigen  Banken  und  das  PubHkum,  welche  große  Sorge  vor 
einem  Zusammenbruche  getragen  hatte. 

2.  Durch  die  Ueberproduktion  an  Baumwollgarn,  welche  durch 
die  übermäßige  Betriebs  Vergrößerung  und  -Vermehrung,  sowie 
durch  die  Stockung  des  Exports  nach  China  verursacht  worden 
war,  wurde  die  Baumwollindustrie  veranlaßt,  ihre  Produkte  zu 
Schleuderpreisen  zu  verkaufen,  da  sie  wegen  der  Erschwerung 
der  Kreditbeschaffung  die  Ware  nicht  mehr  auf  Lager  zu  halten 
vermochte.  Und  der  Schleuderverkauf  drückte  natürlich  den 
sinkenden  Preis  noch  mehr  nieder.  Je  tiefer  aber  der  Preis  sank, 
desto  häufiger  war  der  Schleuderverkauf  seitens  der  Baumwoll- 
industrie geworden.  Dank  der  außerordentlichen  Hilfsdarlehens- 
ausgabe  der  japanischen  Hypothekenbank  wurde  jetzt  eine  weitere 
Unterbietung  in  gewissem  Maße  verhindert,  ja  sogar  ein  Anziehen 
des  Preises  ermöglicht^). 

3.  Durch  die  verschlechterte  Lage  der  Baumwollindustrie, 
deren  Kreditfähigkeit  beinahe  erloschen  war,  waren  die  an  diesem 
Gewerbezweige  beteiligten  Kapitalisten  der  Umgebung  von  Osaka 
und  Kyoto  schwer  betroffen.  Diese  Kapitalisten  waren  an  ver- 
schiedenen Unternehmungen  beteiligt  und  besaßen  im  Verhältnis 
zu  ihrem  Vermögen  übermäßig  viel  Aktien.  Kaufte  einer  Aktien 
von  einer  Unternehmung,  so  verpfändete  er  sie  bald  an  eine  Bank, 
um  dafür  Geld  zu  erhalten  und  -wieder  eine  andere  Aktie  zu 
erwerben.  In  dieser  Weise  hatte  er  die  Aktien  verschiedener 
Gesellschaften.  Und  derselbe  Mann  betrieb  dann  selber  noch  eine 
Unternehmung  und  war  gleichzeitig  Vorstand  einer  Bank,  damit 
er  sich  leicht  Kredit  beschaffen  konnte.  Deswegen  wuchs  natür- 
lich in  einer  wirtschaftlich  guten  Zeit  und  bei  hochstehenden 
Aktienkursen  sein  Vermögen,  wobei  die  glatten  Kreditverhältnisse 
für  ihn  ein  besonders  förderndes  Moment  bedeuteten.  Falls  aber 
eine  Krisis  eintrat  und  die  Aktienpreise  sanken,  mußte  er  in 
außergewöhnliche  Schwierigkeiten  geraten. 

Die  Banken  forderten  von  ihm  wegen  des  Sinkens  des  Aktien- 
kurses für  die  auf  die  Aktien  geliehenen  Summen  ein  Aufgeld, 
welches  er  jedoch  infolge  der  Erschwerung  der  Kreditbeschaffung 
nicht  leicht  aufbringen  konnte.  Versuchte  er  seine  Aktien  bei 
diesen  niedrigen  Preisen  zu  verkaufen,  so  fand  er  keinen  Käufer. 

i)  Meiji-Zaisei-shi  (Finanzgeschichte  der  Meiji-Periode)    Bd.    14,     Tokyo.   1905. 
S.  7117. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergäazungslieft  40.  7 
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Dio  T,au;c  der  Kai)italistcn  sah  also  sehr  gefährHch  aus.  Da  trat 
die  Hypothekenbank  ein,  der  Aktienkurs  stic<^  und  das  y\uf<^eld 
sank  in  entsprechendem  Alaße. 

4.  Die  Zurückzahking  der  kurzfristii,^en  hochverzinsHchen 
Schulden  der  BaumwoUindustrie  und  anderer  Gewerbezweige  an 
die  Banken,  welche  durch  die  von  der  japanischen  Hypotheken- 
bank gewährten  langfristigen  niedrigverzinslichen  Darlehen  ermög- 
licht wurde,  vermehrte  das  Bargeld  bei  den  Banken.  Dies  er- 
höhte einerseits  die  bisher  stets  zurückgehaltene  Kreditgewährung 
durcii  die  Banken,  andrerseits  verbesserte  sich  so  die  Geldmarkt- 
lage. Beweis  dafür,  wie  stark  das  Vorgehen  der  Hypothekenbank 
den  Geldmarkt  speziell  in  Osaka  besserte,  sind  die  beiden  folgen- 
den Tabellen.  Die  erste  enthält  eine  nach  Monaten  und  Re- 
gierungsbezirken eingeteilte  Angabe  der  gesamten  Kreditgewährung 
der  Hypothekenbank,  die  zweite  ist  eine  Darstellung  des  Zins- 
fußes im  Verein  der  Banken  von  Osaka,  zwischen  Mai  und 
August   1898. 

Kreditgewälirung  der  japanischen  Hypothekenbank. 


Regierungsbezirk 


Mai 
Yen 


Juni 
Yen 


Osaka 

706  000 

288  000 

Kyoto 

— 

170000 

Hyogo  und  Toyama 

— 

— 

Okayama 

— 

100  000 

Nara 

— 

58  000 

Siga 

— 

— 

Aichi 

— 

— 

Fukuoka 

— 

— 

Tokyo 

— 

— 

Hokkaido 

— 

70000 

Zusammen 

706  000 

686  000 

Juli 

August 

Gesamtsumme 

Yen 

Yen 

Yen 

250  000 

— 

I  244  000 

70000 

— 

240  000 

— 

150  000 

150  000 

— 

700  000 

170  000 

—  • 

— 

58  000 

70  000 

— 

70  000 

80  000 

— 

80000 

— 

224  000 

224  000 

— 

65  000 

65  000 

— 

— 

70000 

470  000 

509000 

2  371  000 

Zinsfuß  der  Banken  in  Osaka  für 


100  Yen 

bis   1000  \ 

en 

über    1000  Yen  bis    10  000  Yen 

Monate 

höchster 

niedrigster 

durch- 
schnittlicher 

höchster        niedrigster 

durch- 
schnittlicher 

Mai 

12,03  % 

10,71   % 

ii>59  % 

12,43    0/jj          11,53    0/^, 

12,21   0/^, 

Juni 

12,53     ' 

">39     " 

12,05     ' 

12,39     >          ii>36     >■ 

11,87     >■ 

Juli 

12,44     » 

">55     ■" 

11,24     ■' 

12,33     »         ".04     , 

11,76     . 

August 

12,95     » 

11,42     ) 

12,67     ■' 

11,80     »         10,71     » 

10,81 

ü 

3er   10 000  V 

en 

Monate 

höchster 

niedrigster 

durchschnittlicher 

Mai 

ii>43  % 

10,62  % 

11-07  % 

Juni 

12,13     - 

11,30     » 

11,63     » 

Juli 

11.75    » 

10,75     '■ 

11,23     » 

August 

11,53     ' 

10,38    » 

10,99     y 
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Nach  dieser  Tabelle  zeigt  sich  für  Kapitalien  über  Tausend 
Yen  eine  Erniedrigung  des  Zinsfußes  im  Juni  gegenüber  dem 
Mai  um  0,34  Proz.  Das  ist  die  offensichtliche  Folge  davon,  dafJ 
die  japanische  Hypothekenbank  im  Mai  allein  ih  Osaka  700000 
Yen  hergab  ^). 

5.  Infolge  des  Mißverhältnisses  des  Anlage-  zum  Betriebskapital 
in  der  Baumwollindustrie  sowohl  wie  in  den  anderen  Industriezweigen, 
ferner  infolge  der  übermäßigen  Betriebsvergrößerung  fehlte  es  an 
Betriebskapital.  Um  dies  auszugleichen,  kam  es  nicht  selten  vor, 
daß  man  momentan  zu  eigenen  Wechseln  griff.  Als  sich  dann 
die  Wirtschaftslage  immer  mehr  verschlimmerte,  suchte  man  sich 
sogar  mit  unrechtmäßigen  Gefälligkeitswechseln  zu  helfen,  die  von 
einem  Vorstandsmitgliede  der  betreffenden  Gesellschaft  selbst  in- 
dossiert wurden.  Das  Anwachsen  dieser  Wechsel  schädigte  selbst- 
verständlich den  Geldmarkt.  Das  Eingreifen  der  Hypothekenbank 
verminderte  ebenso  die  Neuausgabe  von  Gefälligkeitswechseln, 
wie  es  eine  Zurückforderung  der  schon  ausgegebenen  ermöglichte. 

Das  waren  die  allgemeinen  W'irkungen  des  Auftretens  der 
japanischen  Hypothekenbank:  darüber  hinaus  aber  zeitigte  es 
auch  noch  im  besonderen  günstige  Einflüsse,  speziell  für  die  Baum- 
wollindustrie. Die  Nippon-Kwangyo-Ginko  gab  der  Baumwoll- 
industrie Gelegenheit,  mit  Hilfe  von  langfristigen  (8—10  J.)  und 
verhältnismäßig  niedrig  verzinslichen  (8  Proz.)  Anleihen  die  kurz- 
fristigen und  hoch  verzinslichen  (10^  12  Proz.)  früheren  abzustoßen, 
was  sie  vorher  durch  Umwandlung  der  alten  Schulden  in  neue 
immer  wieder  verschoben  hatte,  nun  aber,  und  sogar  mit  einem 
Gewinn  von  2 — 4  Proz.,   durchführen  konnte. 

Bei  mancher  Gesellschaft  kam  in  der  schlimmsten  Zeit  der 
Geldknappheit  selbst  der  Fall  vor,  daß  sie  dem  Gläubiger  den 
Zins  jeweils  zwanzig  Tage  vor  dem  Fälligkeitstermin  bezahlen 
mußte,  wenn  sie  überhaupt  ein  Darlehen  erhalten  wollte.  Auch 
dieser  Auswuchs  verschwand  nun. 

In  der  Zeit  der  Geldknappheit  war  es  der  Baumwollindustrie 
wegen  des  Mangels  an  Betriebskapital  nicht  möglich,  das  Roh- 
material in  der  Fabrik  auf  Lager  zu  halten,  vielmehr  gab  man 
es  in  die  Lagerhäuser,  um  sich  dafür  Kredit  zu  verschaffen.  y\m 
nächsten  Tage  holte  man  Rohstoff  für  einen  Arbeitstag  vom 
Lagerhaus  ab  und  verfertigte  daraus  ein  Halbfabrikat.  Am  Abend 
packte  man  dieses  ein  und  schaffte  es  ins  Lagerhaus  imd  erwarb 

i)  S.  721   des  oben  angegebenen  Buches. 
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SO  neuen  Kredit.  Am  nächsten  Tacje  nahm  man  das  I  lalbfabrikat 
aus  dem  La<;erliaus  heraus  und  verarbeitete  es  zum  fertii;en,  das 
man  wiederum  ins  Lagerhaus  trug.  Man  benötigte  also  dreimal 
Kredit  auf  dem  Wege  vom  Rohstoff  zum  b'abrikat.  Dathnch 
verlor  man  viele  Zinsen,  welche  an  das  Lagerhaus  zu  zahlen  waren, 
und  dabei  verschwand  noch  viel  Geld  wegen  der  unnützen  Spesen 
für  das  Einpacken,  den  Transport  usw.  Die  Darlehensgewährung 
beseitigte  diesen  unvorteilhaften  Umweg  der  Kreditschaffung. 

Diejenigen  Fabriken,  welche  bei  dem  Baumwollhändler  großen 
Kredit  besaßen,  bezogen  in  der  Zeit  des  Mangels  an  Betriebskapital 
soviel  Baumwolle  bei  einem  Ziel  von  drei  oder  sechs  Monaten,  wie 
der  Händler  nur  immer  erlaubte.  Diese  Baumwolle  lagerte  man 
dann  zum  Zwecke  der  Kreditbeschaffung  im  Lagerhaus  ein.  Im 
Falle  einer  Steigerung  des  Baumwollpreises  bot  sie  den  Ge- 
sellschaftern Vorteil,  aber  beim  Niedergehen  der  Preise  großen 
Schaden.  Nach  dieser  Methode  verfuhr  besoaders  die  an  Betriebs- 
kapital arme  Baumwollspinnerei,  weniger  die  sonstige  Baumwoll- 
industrie. Diese  Mifiverhältnisse  wurden  nun  ebenfalls  gemildert, 
indem  der  Kredit  dieser  Gesellschaften  sich    hob. 

Die  Baumwoll-  und  sonstige  Industrie  in  der  Gegend  von 
Osaka  und  Kyoto  wollte  möglichst  viel  Dividende  verteilen  und 
dadurch  den  Aktienpreis  steigern.  Das  gelang  nur  unter  \'er- 
nachlässigung  des  Reserve-  und  Abschreibungsfonds.  Das  barg 
jedoch  große  Gefahren  in  sich.  Da  waren  es  jene  Bedingungen 
der  Hypothekenbank,  die  die  Gesellschaften  gewissermaßen  sicher 
stellten. 

6.   Die    Einwirkung    des    Boxeraufstandes    auf   die  japanische 
Baumwollspinnerei. 

Die  jaj)anische  Baumwollspinnerei  hatte  im  Jahre  1899  einen 
überaus  glänzenden  Geschäftsgang,  indem  die  Garnproduktion  die 
außergewöhnliche  Höhe  von  269077  512  Kin  erreichte  und  die 
Ziffer  des  Exports  nach  China,  Korea  und  anderen  Ländern  die 
bis  heute  noch  nicht  wieder  erreichte  Spitze  von  102  360  832  Kin 
erstieg.  Infolgedessen  machte  sich  eine  Ueberflutung  des  aus- 
ländischen wie  des  inländischen  Marktes  bemerkbar. 

Jedoch  hatte  dies  dank  dem  verhältnismäßig  günstig  gestal- 
teten japanischen  Geldmarkte  am  Anfang  des  Jahres  1900  noch 
keine  bedenklichen  Erscheinungen  hervorgerufen. 

Im  Monat  Mai    brach     der  Boxeraufstand    in  China  aus,    der 
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im  Anfang  keineswegs  gefahrvoll  aussah.  Nach  und  nach  gewann 
er  an  Bedeutung,  als  sich  schließlich  der  verständnislose  Land- 
bewohner und  der  Soldat  einmischten. 

V^or  allem  büßte  der  vermögende  Mann  in  China  ein.  Die 
zu  Wasser  und  zu  Lande  auf  dem  Transport  befindlichen  Waren 
bildeten  gerade  den  Gegenstand  großer  Aufmerksamkeit  der  Auf- 
ständischen. Der  Gütertransport  wurde  dadurch  unterbunden,  eben- 
so die  Tätigkeit  der  Kreditorganisationen  '). 

Auf  diese  Weise  war  die  wirtschaftliche  Lage  Chinas  außer- 
ordentlich gefährdet,  und  das  beeinflußte  schließlich  auch  das 
japanische  Wirtschaftsleben,  das  nach  dem  chinesisch-japanischen 
Kriege  mehrfach  in  Schwierigkeiten  geraten  war,  besonders  un- 
günstig. In  erster  Linie  wurde  davon  die  japanische  Baumwoll- 
spinnerei betroffen,  weil  ja  gerade  ihre  Hauptabsatzgebiete  im 
Norden  Chinas,  dem  Brennpunkte  des  Aufstandes,   lagen. 

Beeinflußt  durch  den  Boxeraufstand,  gestaltete  sich  der  japani- 
sche Geldmarkt  immer  schlechter.  Wegen  des  Aufstandes  ent- 
stand in  Shanghai  eine  Krisis,  die  dort  bares  Geld  in  großen 
Mengen  sich  ansammeln  ließ.  Es  strömte  aus  Japan  in  außer- 
ordentlichem Maße  dorthin-).  Das  veranlaßte  eine  Steigerung  der 
Notenausgabe  und  eine  Verminderung  des  Bargeldbestandes  der  Bank 
von  Japan.  Diese  fühlte  sich  durch  das  Hinausströmen  des  Gol- 
des, durch  die  seit  dem  vorhergehenden  Jahre  erfolgte  Steigerung 
der  Warenpreise  und  durch  die  Zunahme  der  Einfuhr  in  diesem 
Jahre  zu  wiederholten   Malen  bewogen,    den  Zinsfuß  zu  erhöhen. 

Die  Verteuerung  des  Geldes  verursachte  ein  Herabsinken  der 
Warenpreise.  Der  Baumwollwarenhändler,  der  wegen  des  niedrigen 
Zinslußes  und  des  erhöhten  Warenpreises  von  der  zweiten  Hälfte 
des  Jahres  1899  ab  bis  zu  Anfang  von  1900  große  Mengen  Wa- 
ren gekauft  hatte,  mußte  jetzt  mit  großem  Verluste  zum  Verkaufe 
schreiten. 

Die  Folge  davon  waren  häufige  Geschäftsauflösungen  in  der 
Textilbranche  und  eine  Verschlechterung  des  Marktes  für  Baum- 
wollwaren, was  die  Webereigebiete  schwer  schädigte.  Besonders 
schlimm  war  der  Textilmarkt  und  das  Webereigebiet  von  Ashi- 
kaga  daran.     Kurz,   auch  der  inländische  Absatz  des  japanischen 


i)  Denkschrift  über  die  Ausfuhr  des  Baumwollgarns,  Baumwollstoffs  usw. 
nach  China  und  Korea,   vS.    i6  ff. 

2)  Shiojima  und  Yanagisaiva,  Die  japanische  Finanz-  und  Volkswirtschaft  nach 
dem  chinesisch-japanischen  Kriege.      Tokyo    1903,   S.   388/9. 
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Baumwolli^arns  war  vermindert.  Dazu  erreichte  die  Betriebsver- 
größerung der  Baumwolls])inncrcic'n  in  Japan  den  höchsten 
Gipfel,  so  daß  diese  schon  durcli  kleine  rroduktionsstörungen  sehr 
cm]ifindlich  berührt  wurden.  Damals  belief  sich  ihr  gesamtes 
Anlagekai)ital  auf  ungefähr  40  Millionen  Yen,  das  eingezahlte 
Kapital  aber  nur  auf  34  Millionen. 

Ihr  Betriebskapital  war,  wenn  man  von  einigen  wenigen  Baum- 
wollspinnereien absieht,  noch  gänzlich  abhängig  von  denen,  die 
es  sich  auf  die  oben  besprochenen  Arten  zu  verschaffen  suchten. 

Die  Verteuerung  des  Geldes  nun  erschwerte  es  den  japani- 
schen Baumwollspinnereien,  sich  Betriebskapital  von  den  Banken 
zu  beschaffen.  Die  Stockung  des  Absatzes  ihrer  Produkte  im  Inland 
sowie  in  China,  die  Erniedrigung  des  Baumwollgarnpreises  und 
die  Erhöhung  des  ostindischen  Baumwollpreises  infolge  der  Miß- 
ernte am  Ende  des  vorhergehenden  Jahres  hatten  ihnen  die  Auf- 
rechterhaltung des  Betriebes  außerordentlich  .erschwert. 

Um  sich  über  diesen  bedenklichen  Zustand  gemeinsam  aus- 
zusprechen, kamen  am  16.  Juni  1900  die  Mitglieder  des  Verban- 
des der  japanischen  Baumwollspinnereien  in  einer  außerordent- 
lichen Generalversammlung  in  Osaka  zusammen. 

Herr  Sanji  Buto  brachte  zunächst  einen  Antrag  ein,  der  im 
Wortlaut  folgt : 

Seit  einiger  Zeit  sinkt  der  Baumwollgarnpreis,  unter  anderem 
beeinflußt  von  dem  Boxeraufstand,  von  Tag  zu  Tag,  sodaß  wir 
in  eine  schlimme  Situation  geraten  sind.  Es  wäre  für  heute  der 
richtige  Schritt,  daß  wir  die  Regierung  bitten,  der  sich  in  schwie- 
rigen Verhältnissen  befindlichen  Baumwollspinnerei  Kredit  zu  ge- 
währen. Wir  wählen  dafür  einen  Ausschuß,  der  schleunigst  nach 
Tokyo  fährt,  um  unseren  Wunsch  vorzutragen^). 

Diesem  Antrage  stimmte  Herr  Yoshizo  Kondaibo  im  ganzen 
zu ;  jedoch  sagte  er,  daß  es  nicht  möglich  sei,  eine  vollkommene 
Hilfeleistung  zu  erlangen,  wenn  man  nicht  ein  Gleichgewicht  in 
Angebot  und  Nachfrage  des  Baumwollgarns  erzielen  könne.  Er 
fordere  die  Interessenten  zu  einer  Beschränkung  des  Betriebes 
auf.  Und  weiter  solle  man  die  Regierung  bitten,  für  das  unver- 
kauft gebliebene  Garn  eine  besondere  Hilfe  zu  gewähren.  So- 
dann wolle  man  ruhig  die  Wiederherstellung  des  Garnpreises  ab- 
warten. 


l)  Verhandlungsbericht    in    der    Zeitschrift     des     Verbandes     der    japanischen 
Baumwollspinnerei,  Heft  93,   1900,  S.   3. 
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Herr  Jiyomo  Terada  trat  einer  Unterstüt7,ung  durch  die  Re- 
gierung entgegen,  da  er  fand,  daß  die  Interessen  der  einzelnen 
Spinnereien  verschieden  seien  und  ein  Zusammengehen  ein  Ding 
der  Unmöglichkeit.  Er  zweifelte,  ob  ein  solcher  Vorschlag  über- 
haupt von  der  Regierung  angenommen  werde,  und  riet,  einen 
Trust  zu  bilden,  um  so  Angebot  und  Nachfrage  auszugleichen. 

Dagegen  stimmte  Herr  Fusazo  Taniguchi  dem  Antrag  Butos 
zu.  Er  glaubte  aber,  daß  der  Garnpreis  außer  durch  Angebot 
und  Nachfrage  auch  durch  Spekulation  an  der  Baumwollgarnbörse 
sehr  stark  beeinflußt  werde,  und  das  Herabsinken  des  Garnpreises 
führte  er  seinerseits  auf  Börsenspekulation  zurück.  Er  sagte,  daß 
der  wirklich  vollzogene  Verkauf  an  der  gesamten  Summe  der 
Geschäftsabschlüsse  an  der  Baumwollgarnbörse  sehr  wenig  be- 
teiligt wäre,  und  daß  die  Preisbildung  sich  immer  mehr  von  dem 
realen  Preis  entferne.  Er  wünsche,  man  solle  die  Regierung  er- 
suchen, die  Baumwollgarnbörse  aufzulösen. 

Nach  heftiger  Debatte  wurde  der  Antrag  Butos  mit  Majorität 
angenommen.  Fünf  Spinnereien  (Osaka,  Kanegafuchi,  Kyushu, 
Miye  und  Okayama)  wurden  als  Kommission  eingesetzt. 

Sodann  brachte  der  schon  erwähnte  Herr  Taniguchi  einen 
Antrag  ein,  daß  der  Verband  durch  eine  andere  Kommission 
sowohl  der  Regierung  wie  der  Sanpin- Börse  ^)  Vorschläge  zur 
Verbesserung  des  im  Börsengesetz  enthaltenen  Erlasses  und  zur 
Einführung  eines  Verbotes  dreimonatigen  Terminhandels  für  zwei 
Monate  machen  möge,  weil  ja  die  japanische  Baumwollspinnerei 
bei  der  gegenwärtigen  außergewöhnlichen  Preisnotierung  unter 
den  regellosen  Geschäftsabmachungen  an  der  Baumwollgarnbörse 
sehr  viel  leide. 

Er  empfahl,  die  Verordnung  über  Abschlüsse  in  Baumwoll- 
garn so  zu  verändern,  daß  über  Garn  als  einen  wichtigen  Export- 
artikel nicht  mehr  Geschäfte  abgeschlossen  werden  sollten,  als 
wirklich  Ware  vorhanden  sei.  Ferner  sollten  die  von  der  Ueber- 
tragung  und  der  Kündigung  handelnden  Stellen  gestrichen  sowie 
das  dreimonatige  Termingeschäft  in  ein  einmonatiges  abgeändert 
werden  -). 

Der  Antrag  Taniguchi  wurde   angenommen   und  den  beiden 


i)  Sanpin  =  „drei  Waren",    nämlich    Baumwolle,     Baumwollgarn  und  Baum- 
wollstoff. 

2)  a.  a.  O.  S.  4/5. 
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Spinnereien  Fiikusliinia  und  ( ).saka-gaddo  die  weitere  Ausführung 
üiHMlassen. 

1  )ie  außerortlentliche  (jeneralversammlunL;  scliloß  somit  am 
17.  Juni  mit  ( )ffenlassun^  der  Frage  über  dir  Hetriebsbe- 
schränkuni^  lür  Grobgarnproduktion,  welche  bei  der  am  15.  JuH 
geplanten  besonderen  Unterhandkmg  des  Verbandes  erörtert 
werden  sollte. 

Obwohl  die  beiden  Kommissionen  sich  eifrig  bemühten,  mit 
Hilfe  eines  einflußreichen  Staatsmannes,  des  jetzigen  Marquis 
Jnouye,  die  Regierung  zur  Annahme  jener  l'^orderung  zu  bewegen, 
gelang  ihnen  das  nicht.  So  mußten  sie  nun  zur  Selbsthilfe  üjjer- 
gehen. 

Daß  der  Verband  damals  die  Regierung  um  eine  Kreditge- 
währung ersucht  hatte,  war  daraus  erklärlich,  daß  es  der  Spinnerei 
im  allgemeinen,  w'ie  schon  öfter  erwähnt,  an  Betriebskapital  bei- 
nahe gänzlich  fehlte,  während  sie  mit  Anlai^ekapital  überladen 
war  und  infolge  der  Geldverteuerung  sich  nicht  leicht  von  den 
Banken  Kredit  verschaffen  konnte. 

Wäre  die  Regierung  vielleicht  seinerzeit  dem  Wunsche  des 
Verbandes  entgegengekommen,  so  würde  das  der  Spinnerei  wahr- 
scheinlich nur  auf  kurze  Dauer  zugute  gekommen  sein.  Denn 
bei  dem  bestehenden  Mißverhältnisse  zwischen  Betriebs-  und  An- 
lagekapital wäre  durch  eine  zeitweilige  Beihilfe  ohne  gründliche 
Umgestaltung  niemals  eine  anhaltende  Besserung  erreicht  worden. 
Die  Hilfeleistung  der  Regierung  würde  nur  den  ungesunden 
Zustand  der  Spinnerei  verlängert  und  mehr  Schaden  als  Nutzen 
angerichtet  haben. 

Was  das  tadelnde  Wort  über  den  Terminhandel  mit  Baum- 
wollgarn betrifft,  der  den  Garnpreis  drücke,  so  ist  diese  Kritik 
an  sich  nicht  so  gänzlich  falsch.  Hauptsächlich  aber  wurde  das 
Sinken  des  Baumwollgarnpreises  durch  die  Ueberproduktion  ver- 
ursacht, die  einerseits  von  der  Betriebsvergrößerung  und  Vermeh- 
rung der  japanischen  Spinnereien  und  andererseits  durch  die 
Absatzstockung  des  japanischen  Garns  im  Inlande  sowie  in  China 
hervorgerufen  worden  war. 

Die  Krisis  der  japanischen  Haumwollspinnerei  vom  Jahre  1900 
war  mehr  eine  natürliche  k'olge  der  ungesunden  Betriebsverhält- 
nisse, die  durch  den  Boxeraufstand  in  China  nur  etwas  schnell  zum 
Ausbruch  kam. 

Die  japanische  Baumwollsi)innerei  trat  von  dieser  Zeit  ab  bis 
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zum  japanisch-russischen  Kriege  in  ihrer  Entwickking  in  eine 
neue  Periode  ein,  in  die  sogenannte  Sanierungszeit,  in  welcher 
zweimal  (Juli  1900  bis  März  1901  und  i.  Juli  1992  auf  6  Monate) 
eine  Betriebseinschränkung  vorgenommen,  das  Produktionsver- 
fahren verbessert  und  mehrere  kleinkapitalistische  Unternehmungen 
zu  einer  großen  verschmolzen  wurden. 

a)    Die  Betriebseinschränkungen    der  japanischen   Baumwollspinnereien  und 

ihre  Folgen. 

Am  15.  Juli  1900  berief  der  V^M-band  der  japanischen  Baum- 
wollspinnereien nochmals  eine  aufSerordentliche  Generalversamm- 
lung nach  Osaka  ein,  auf  deren  Tagesordnung  als  Hauptgegenstand 
eine  allgemeine  Betriebseinschränkung  gesetzt  war. 

Zwei  Anträge,  welche  schon  in  einer  Sektionsverhandlung 
gebilligt  worden  waren,   wurden  vorgelegt. 

Entweder  solle  man  die  Nachtarbeit  für  immer  abschaffen, 
oder  aber  man  solle 

i)  die  Nachtarbeit  zeitweilig  einstellen, 

2)  den  Betrieb  monatlich   1 5  Tage  und  Nächte  aussetzen, 

3)  40  Proz.  der  in  jeder  Fabrik  befindlichen  Spindeln  ruhen 
lassen. 

Der  Zweck  dieser  Anträge  war,  die  Produktion  von  Grobgarn 
No.  20  und  darunter  durch  Vereinbarung  der  Interessenten  um  mehr 
als  40  Proz.  einzuschränken,  um  so  den  Baumwollgarnmarkt  zu 
verbessern  —  also  ein  Produktionskartell. 

Der  erste  Antrag,  dauernd  die  Nachtarbeit  abzuschaffen, 
wurde,  wenn  auch  einige  zustimmten,  doch  abgelehnt.  Dagegen 
wurde  der  zweite  Vorschlag  mit  einigen  nach  einer  Debatte  von 
Herrn  Ito  von  der  Miye-Spinnerei  durchgesetzten  Abänderungen 
angenommen. 

Dieser  veränderte  Antrag  lautete  :  Um  inmitten  der  nationalen 
Krisis  unsere  Interessen  zu  wahren,  wird  die  Nachtarbeit  aufhören 
und  zwar  für  die  Zeit  vom  25.  Juni  ds.  Js.  bis  zum  31.  Dezember. 
Ueber  die  Frage  der  Fortsetzung  oder  der  Verkürzung  entschei- 
det mit  Majorität  eine  besondere  Verhandlung  im  Oktober.  Die- 
jenigen Spinnereien,  welche  wegen  ihrer  Betriebsverhältnisse  nicht 
geneigt  sind,  die  Nachtarbeit  aufhören  zu  lassen,  sollen  dafür 
40  Proz.  der  Spindeln  ruhen  lassen  und  dem  Verband  davon 
Kenntnis  geben. 

Um    diesen    Beschluß    streng    durchzuführen ,    wird    in    einer 
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besonderen  \'erhandlun^'  ein  Konvcntional.straf^e.scJ:^  aufgestellt  und 
dessen   Durchführimg  dem  Verband  überlassen'). 

Die  Hestimmungen  über  die  Kontrolle  und  die  Maßregeln 
gegen  Kontraktbruch,  welche  durch  die  Herren  Alori,  Buto  und 
Taniguchi'  zusammengestellt  worden  waren,  waren  folgende  : 

i)  der  Verband  schickt  cifter  lieamte,  um  zu  seh(;n,  ob  die 
Spinnereien  den  BeschluCs  aufrecht  halten, 

2)  wenn  er  einen  Kontraktbrechcr  gefunden  hat,  so  soll  er 
eine  gründliche  Untersuchung  anstellen. 

Ohne  jede  Rücksiclit  auf  besondere  Verhältnisse  treten  fol- 
gende Strafen  ein : 

a)  die  Konventionalstrafe  beträgt  für  jede  Spindel  i  Yen 
pro  Tag. 

h)  der  Präsident  des  Verbandes  ist  von  dem  Beamten  zu  be- 
nachrichtigen und  um  Ausschluß  des  Betreffenden  vom  Verbände 
zu  ersuchen. 

3)  Die  Zahl  der  kontraktbrüchigen  Spindeln  wird  von  dem 
Tage  der  ersten  Untersuchung  ab,  beziehentlich  von  dem  Tage 
des  Inkrafttretens  des  Beschlusses  ab  berechnet. 

4)  Das  Konventionalstrafgeld  wird  dem  Verl)and  zur  Aufbe- 
wahrung übergeben  und  unter  die  Einnahmen  der  Kasse  für 
Deckung  der  Ausführungskosten  dieses  Beschlusses  gebucht. 

5)  Zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Ausführung  der  vorerwähn- 
ten drei  Bestimmungen  werden  die  Mitglieder  nach  dem  Maßstab 
der  Erhebung  des  Verbandsbeitrages  herangezogen  -). 

Die  Nachtarbeit  stellten  37  Spinnereien  ein  mit  528  504  Ring- 
und  14996  Mulespindeln,  wovon  im  Juli  1900  523495  Spindeln 
im  Umlauf  waren,  und  11  Spinnereien,  welche  zusammen  165725 
Ring-  und  15  740  Mulespindeln  besaßen,  wovon  155  555  Spindeln 
umliefen,  haben  gemäß  der  zweiten  Art  der  I^etriebseinschrän- 
kung  60  273  Spindeln  ruhen  lassen.  4  Unternehmungen  beschritten 
beide  Wege  zugleich.  Sie  wiesen  221  928  Ring-  und  2000  Mule- 
spindeln auf,  von  denen  223  228  Spindeln  in  Tätigkeit  waren. 
55880  Spindeln  ließen  sie  in  der  Nacht  ruhen  und  65312 
(40  Proz.)  überhaupt. 

Gänzlich  außer  l^etrieb  schon  vor  dem  Inkrafttreten  des  Be- 
schlusses der  Betriebseinschränkung  waren  drei  Spinnereien  :   Chubi 

i)  Nachrichten  des  Verbandes  der  japanischen  Baum\vollsi)innerei  (N.  d,  V.) 
Heft  94,    1900,   S.  8/9. 

2)  N.  d.  V.  Heft  94,    1900,   S.  9/10. 
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seit  20.  Juli  1900,  Kasama  seit  Januar  1900  und  Ise  seit  Dezem- 
ber  1899.     Sie  hatten  zusammen    11  268  Spindeln. 

Die  Spinnereien  Kanegafuchi  und  Gaddo  brachten,  abgesehen 
von  den  oben  erwähnten  Beschränkungen,  noch  45012  Spindeln 
für  die  Erzeugung  der  mittleren  Garnsorten  in  der  Nacht  gleich- 
falls zum  Stillstand. 

Am  18.  Oktober  beschlossen  dann  die  Spinnereien,  die  Be- 
triebseinschränkung bis  zum  31.  Dezember  1900  fortzusetzen,  und 
laut  Beschluß  der  am  17.  Dezember  gehaltenen  Versammlung 
wurde  sie  noch  bis  zum  31.  März  1901  verlängert.  Denn  man 
meinte,  daß  noch  immer  nicht  der  richtige  Moment  gekommen 
sei,  die  Produktionskartcllierung  aufzulösen,  trotz  des  gesteigerten 
Baumwollexports  und  der  Erhöhung  der  Garnpreise,  welche  sich 
allmählich  seit  Oktober  bemerkbar  machte.  Doch  haben  ver- 
schiedene Baumwollspinnereien  die  Betriebseinschränkung  als  sehr 
unbequem  empfunden,  als  sie  den  Baumwollexport  und  den  Garn- 
preis sich  infolge  der  Produktionseinschränkung  und  der  Nieder- 
werfung des  Boxeraufstandes  heben   sahen. 

Schon  im  Laufe  des  Monats  Oktober  gingen  fünf  Spinnereien 
von  der  Einstellung  der  Nachtarbeit  zu  der  40  prozentigen  Be- 
triebseinschränkung oder  zu  einer  gemischten  Form  über  ^),  weil 
nämlich  die  Einstellung  laufender  Spindeln  schwer  kontrollierbar 
war.  Dies  taten  im  November  drei  Spinnereien  ^),  im  Dezember 
zwei  ^)  und  im  Januar  1901  fünf^),  sodaß  nach  der  Zusammen- 
stellung der  Nachrichten  des  Verbandes  schließlich  nur  noch  18 
Spinnereien  mit  223  892  Spindeln  von  jeder  Nachtarbeit  absahen. 
26  Spinnereien  hatten  174  179  Spindeln  von  500842  nach  der 
erwähnten  zweiten  oder  einer  gemischten  Form  eingestellt. 

Gänzlich  stellten  den  Betrieb  drei  Spinnereien  ein,  während 
sich  sechs  seit  Januar  an  der  Betriebseinschränkung  überhaupt  nicht 
mehr  beteiligten. 

Außerdem  gab  es  1 1  Spinnereien,  welche  von  der  Betriebs- 
einschränkung nicht  betroffen  wurden  ^).  Sie  produzierten  kein 
Garn  No.  20  und  darunter. 

So   stand    es    um   die  Betriebseinschränkung    der  japanischen 


i)  N.  d.  V.  Heft  97,  S.   19. 

2)  N.  d.  V.  Heft  98,  S.  22. 

3)  N.  d.  V.  Heft  99,  S.  33. 

4)  N.  d.  V.  Heft   100,  S.   18  und   Heft   loi,   S.  29. 

5)  a.  a.  O.  Heft   102,   S.   32/33. 
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HaiiniwoUspiniK'ici  vor  der  Autlr>svin,i,'  des  \'citra^cs.  welche  am 
1.   April   erfolgte. 

DieWiikuHL;  der  lünschränkunj^  war  diese  gewesen:  Ivs  ver- 
minderte sich  die  Gainproduktion  im  August  «^^cgenübcr  der  im 
Juli  von  2  195047  Kwan  (47206  Hallen)  auf  i  <S20o65  Kwan 
(40016  Ballen).  Infolgedessen  stieg  der  Preis  des  Trustbaum- 
wollgaines  No.  20  von  86,167  Yen  auf  91,564  Yen.  In  den  fol- 
genden Monaten  des  Jahres  1900  hielt  sich  die  Baunnvollgarn- 
produktion  auf  ungefähr  dem  gleichen  Niveau  von  je  i,<S — 1,9  Millio- 
nen Kwan  (44000  Ballen),  was  natürlich  den  Preis  günstig  beein- 
flußte, wenn  hierzu  auch  die  allmähliche  Steigerung  des  Baum- 
wollgarnexports nach  China  etwas  beitrug  ^).  Im  Januar  1901 
erreichte  der   Baumwollgarnpreis  eine  Höhe  von    109,296  Yen. 

Bald  aber  erfolgte  wieder  eine  Erniedrigung  des  Preises  im 
März  gegenüber  dem  im  Februar  von  106,257  Yen  auf  95,883  Yen, 
was  einerseits  die  Steigerung  derGarnproduktion  von  2  174 103  Kwan 
(45  636  Ballen)  auf  2  520  503  Kwan  (52  298  Ballen)  infolge  der 
Vermehrung  der  laufenden  Spindeln  und  andererseits  die  in  dieser 
Zeit  bedeutend  verschlechterte  Lage  der  japanischen  Weberei  mit 
sich  brachte  ^). 

Nach  der  Auflösung  des  Produktionskartells,  das  vom  25.  Juli 
1900  bis  zum  31.  März  1901,  länger  als  irgend  vorher,  gewährt 
hatte,  stellte  sich  der  Baumwollgarnpreis  in  den  folgenden  Monaten 
niedrig. 

Es  würde  vielleicht  für  das  Interesse  der  Baumwollspinnerei 
vorteilhafter  gewesen  sein,  wenn  sie  die  Betriebseinschränkung 
nicht  so  früh  aufgegeben  und  auf  eine  wirkliche  Besserung  der 
wirtschaftlichen  Lage  sowohl  in  Japan  wie  in  China  gewartet 
hätte. 

In  der  Generalversammlung  des  Verbandes  am  26.  April 
schlug  Herr  P\isazo  Taniguchi  von  der  Osaka-Gaddo-Spinnerei 
eine  veränderte  Form  des  Produktionskartells  vor,  da  er  es 
für  notwendig  hielt,  daß  die  Spinnereien  den  Betrieb  noch  weiter- 
hin einschränkten,  wenn  der  Baumwollpreis  sich  entsprechend  den 
Produktionskosten  gestalten  sollte. 

Da  dieser  Vorschlag  noch  heute  für  uns  nicht  uninteressant 
ist,  so  wird  sein  I  Iau{)tinhalt  hier  wiedergegeben. 

1)  Vgl.  die  Statistik. 

2)  Berichte    der    V.    Landesausstellung  von  Japan.     Bd.  VI.,    Ti-il   2,    Seite  48 
über  die  Baumwollspinnerei. 
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Jede  Spinnerei  zahlt  am  fünften  jedes  Monats  je  nach  der 
Höhe  der  Produktion  der  verschiedenen  Garne  in  dem  vorange- 
gangenen Monate  einen  Beitrag,  und  zwar  pvo  Ballen  von  Garn 
unter  No.  i6  4  Yen,  für  solches  unter  No.  20  5^  Yen,  unter  No.  32 
7,50  Yen  und  unter  No.  42  10  Yen,  wovon  ein  gemeinsamer  Hilfs- 
fonds errichtet  wird. 

Dieser  Fonds  wird  allmonatlich  nach  Abzug  der  Generalun- 
kosten unter  Zugrundelegung  der  Durchschnittsproduktion  der 
verschiedenen  Garnsorten  auf  die  vorausgegangenen  drei  Monate 
in  der  Weise  verteilt,  daß  er  den  Spinnereien  zugute  kommt,  die 
hiernach  den  Betrieb  am   stärksten  eingeschränkt  haben. 

Dadurch  wollte  er  nach  seiner  Vorstellung  erzielen,  daß  jede 
Spinnerei  ohne  unmittelbaren  Zwang  eine  Betriebseinschränkung 
anstreben  werde :  je  nach  der  Konjunktur  konnte  die  Produktion 
vermehrt  oder  vermindert  werden ;  falls  der  Garnpreis  stieg,  so 
kam  der  Gewinn  durch  die  Verteilung  jenes  P'onds  auch  dem- 
jenigen zugute,  der  seine  Produktion  mehr  als  andere  einschränkte. 
Ferner  beantragte  er  schwere  Konventionalstrafen  ^). 

Dieser  Vorschlag  wurde  zu  weiterer  gründlicher  Untersuchung 
einer  Kommission,  bestehend  aus  den  fünf  Spinnereien  Osaka, 
Nishinari,  Kanegafuchi,  Fukushima  und  Kichibi  unterbreitet  -), 
aber  wegen  der  Schwierigkeit  der  Durchführung  kam  nichts  zu- 
stande. 

Statt  dessen  wurde  der  Antrag  der  Kanegafuchi-Spinnerei 
angenommen,  der  dahin  lautete,  daß  jede  Spinnerei  zum  Zweck 
der  Verhinderung  der  enormen  Schwankungen  des  Garnpreises  auf 
dem  Terminmarkte  dem  Verbände  zunächst  die  Produktionshöhe 
des  Garns  Nr.  20  am  Ende  jedes  Monates  telegraphisch  zu  m.elden 
habe  und  daß  von  dem  Verbände  die  gesamte  Summe  der  Garn- 
produktion jeder  Spinnerei  den  anderen  mitgeteilt  werden  sollte. 
P'ür  jede  verspätete  Nachricht  wurden   5   Yen  Strafe  angesetzt  ^) 

Im  ganzen  erzielte  aber  die  japanische  Baumwollspinnerei  im 
Jahre  1901  gegenüber  1900  infolge  der  Zunahme  des  Bedarfes 
im  Inland  günstige  Ergebnisse,  obwohl  sie  unter  dem  schlechten 
Export  nach  China  infolge  der  Nachwirkung  des  Boxeraufstandes 
und  infolge  der  Steigerung  des  Wechselkurses  dorthin,  die  durch 
den  sinkenden  Silberpreis  veranlaßt  war,  sowie  unter  der  Schwan- 

i)  N.  d.  V.  Heft  103,    1901,  S.  31 — 33. 

2)  N.  d.  V.  Hefl   104,    1901,  S.  2. 

3)  a.  a.  O. 
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kiinc^  des    15aunnvt)llpi"ciscs  viel  zu   leiden  hatte'). 

Intolyie  der  Steigerung  der  Nachfrage  nach  liaumwollgarn 
während  des  ersten  Vierteljahres  von  1902  wurde  der  Garninarkt 
in  Osaka  lebhafter,  was  den  Garnpreis  in  die  Höhe  trieb.  Bald 
änderte  sich  jedoch  diese  günstige  Lage  infolge  der  Stockung  des 
Garnabsatzes  nach  China,  die  von  der  denn  sinkenden  Silberpreis 
folgenden  Erhöhung  des  Wechselkurses  dorthin  verursacht  war, 
sowie  infolge  des  schlechten  Geschäftsganges  im  Inland. 

Anfang  Mai  sank  der  Garnpreis  infolgedessen  im  Vergleich 
zu  den  vorangegangenen  Monaten  in  starkem  Maße,  wie  die  Stati- 
stik zeigt,  während  sich  zugleich  der  Baumwollpreis  hob. 

Dieses  ungünstige  Verhältnis  des  Garnpreises  zum  Baumwoll- 
preise empfand  die  japanische  Baumwollspinnerei  schwer.  Sie 
fühlte  sich  genötigt,  Gegenmaßrcgeln  zu  ergreifen. 

In  der  am  3.  Juni  abgehaltenen  außerordentlichen  General- 
versammlung des  "V^erbandes  wurden  zwei.  Anträge  vorgelegt. 
Der  eine  wollte  ein  Syndikat  bilden,  um  den  Garnpreis  im  Inlande 
günstig  zu  gestalten  und  den  Export  zu  fördern.  Der  andere 
forderte  die  Einsetzung  einer  Untersuchungskommission  über  die 
Frage  der  Fusionierung,  wodurch  die  Interessen  der  Baumwoll- 
spinnerei dauernd  gesichert  werden  sollten. 

Der  letztere  V^orschlag  wurde  angenommen,  während  der 
erstere  einer  weiteren  Untersuchung  überwiesen  wurde  '^).  Beim 
Schlüsse  der  Verhandlung  des  Verbandes  am  23.  Juli  wurde  er 
mit  25  gegen  17  Stimmen  angenommen^),  gelangte  aber  nicht 
zur  Ausführung.  Schließlich  wurde  wiederum  beschlossen,  eine 
monatlich  4  Tage  und  Nächte  dauernde  Betriebseinschränkung 
vom  I.  Juli  ab  für  6  Monate  vorzunehmen.  Die  Bestimmung  über 
Zuwiderhandlung  wurde  wie  im  vorhergegangenen  Jahre  geregelt. 

Infolge  der  Betriebseinschränkung  sowie  infolge  einer  gewis- 
sen Zunahme  des  Bedarfs,  die  sich  seit  Ende  Juni  sowohl  in 
China  wie  in  Japan  bemerkbar  machte  ^),  ergab  sich  eine  Steige- 
rung des  Garnpreises  vom  Juni  zum  Juli  von  98,432  Yen  auf 
■  103,056  Yen. 

Diese    plötzliche    Preissteigerung    dauert  nicht   lange :    schon 


1)  Denkschrift  über  Baumwollgarn  usw.,  S.    lo — ii. 

2)  Monatsschrift  des  Verbandes  der  japanischen   Baumwollspinnerei  (M.  d.  V.) 
Heft   117,    1902,  S.  2. 

3)  M.  d.  V.  Heft   118,   1902,   S.  4. 

4)  M.  d.  V.  Heft   119,    1902,  S.  20. 
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der  August  brachte  trotz  der  Verminderung  der  Baumwollg-arn- 
produktion  eine  Erniedrigung,  welche  bis  zum  Ende  des  Jahres 
fortdauerte.  Ihre  Ursache  ist  hauptsächHch  auf  drei  Punkte  zu- 
rückzuführen:  erstens  auf  den  noch  immer  anhaltenden  Rück- 
gang des  Garnexports  nach  China,  auf  das  fortdauernde  Sinken 
des  Silberpreises  und  die  Eroberung  der  japanischen  Garnabsatz- 
gebiete in  China  durch  das  ostindische  Garn  und  auf  die  un- 
günstigen Verhältnisse  der  japanischen  Spinnerei;  zweitens  auf 
die  Abnahme  des  inländischen  Bedarfs,  welche  durch  die  infolge 
schlechten  Ausfalls  der  Reisernte  i)  in  Japan  verminderte  Nach- 
frage nach  Baumwollstoff  verursacht  wurde ;  drittens  durch  den 
Schleuderverkauf  einiger  großer  Baumwollspinnereien,  die  glaubten, 
daß  eine  Preiserhöhung  wegen  der  infolge  der  guten  Ernteaus- 
sichten sinkenden  amerikanischen  und  ostindischen  Baumwollpreise 
nicht  mehr  möglich  wäre  ^). 

Im  Dezember  stand  der  Preis  des  Garnes  No.  20  auf  89,352  Yen 
gegenüber  99,645  Yen  im  August. 

Es  wäre  die  Wirkung  dieser  Preiserniedrigung  auf  die  Baum- 
wollspinnerei noch  schlimmer  gewesen,  wenn  der  Baumwollpreis 
gestiegen  wäre. 

b)  Förderung  des  Exports  des  japanischen  Baumwollgarnes  und  -Stoffes  durch 
Gewährung  von  Exportprämien. 

Die  japanische  Baumwollspinnerei,  die,  um  den  inländischen 
Garnpreis  zu  heben,  einerseits  den  Betrieb  einschränkte,  hatte 
aber  auch  andererseits  versucht,  den  Baumwollgarn-  und  stoff- 
export,  als  er  abzunehmen  begann,  durch  Gewährung  von  Export- 
prämien zu  fördern. 

Wenn  auch  die  Frage  der  Exportförderung  schon  lange  Zeit 
vorher  im  Jahre  1897  bez.  1898  ^)  und  diesmal  seit  dem  19.  Mai  1902 
in  den  Kommissionsverhandlungen  sowie  in  der  außerordentlichen 
Generalversammlung  öfter  erörtert  worden  war,  kam  gleichwohl 
niemals  etwas  zustande. 

Am  15.  September  1902  traten  43  Baumwollspinnereigesell- 
schaften sowie   5  außerordentliche  Mitglieder  des  V^erbandes  noch- 

i)  Die  Reisernte  betrug  1902  36932  266  Koku  gegenüber  1901  46914434  Koku. 

2)  Der  amerikanische  Baumwollpreis  wurde  notiert  im  Juli  und  August  in 
Osaka  mit  30,08  Yen  pro  100  Kin,  im  November  und  Dezember  mit  26,75  ^^^ 
26,12  Yen.  Der  ostindische  Baumwollpreis  betrug  im  Juli  und  August  ungefähr 
25,50  Yen,  im  November  und  Dezember  23,55  ^en. 

3)  Vgl.  II.  Kapitel  5. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft    40.  8 
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mals  in  einer  aiißcrordcntliclicn  (jcneralvcrsaninilun^  zusammen, 
um  diese  Frage  zu  entscheiden.  Der  von  der  Kfimmission  vorher 
aufgestellte  Vorschiai^    üher    die   Mxiiortfcnderuni,^    war  folj^cnder: 

I  )ie  von  dem  Baum\volltrans])ort<4elde  zwischen  Bombay  und 
Japan  zurückbezahlte  Summe,  welche  jährlich  laut  Vereinbarung 
des  Verbandes  mit  der  Schiffsgesellschaft  Nippon-Vusen-Kaisha 
von  dieser  geleistet  und  nach  den  verladenen  Quanten  unter  die 
Verfrachter  verteilt  wird,  wird  für  eine  Exportprämie  auf  Baumwoll- 
garn verwendet. 

Diese  Prämie  beträgt  für  jeden  Ballen  (]arn  unter  No.  20 
etwa  3  Yen.  I'^alls  jene  Summe  nicht  ausreicht,  so  soll  von  den 
Mitgliedern  je  nach  der  Zahl  der  Garn  unter  No.  20  erzeugenden 
laufenden  Spindeln  ein  Beitrag  erhoben  werden ;  etwaige  Ueber- 
schüsse  werden  nach  der  gewohnten  Weise  verteilt  '). 

Die  speziellen  Bestimmungen  über  die  Ausführung  dieses 
Antrags  bleiben  der  ständigen  Kommission  des  Verbandes  über- 
lassen. 

Dieser  Vorschlag  wurde  gegen  starken  Widerspruch  mit  einigen 
Veränderungen  und  Zusätzen  nach  der  dritten  Lesung  angenom- 
men, und  die  dazu  gehörigen  besonderen  Bestimmungen  folgten 
am    10.  September  durch  Kommissionsbeschluß  nach. 

Die  folgenden  Punkte  bildeten  den  Hauptinhalt  der  Bestim- 
mungen über  die  Gewährung  der  Exportprämie. 

Sie  wurde  nicht  nur  für  die  Ausfuhr  der  Baumwollgarnsorten 
No.  20  und  darunter,  sondern  auch  für  diejenige  des  Baumwollzwirns 
derselben  Qualitäten  und  des  Baumwollstoffes  gewährt  und  zwar 
nur  für  den  direkten  k^xport. 

Die  Exportprämie  betrug  für  Baumwollgarn  j)ro  Ballen  3  Yen 
und  für  Baumwollstoff  pro  300  Kin   1,10  Yen. 

Wenn  man  diese  Prämie  für  ausschließlich  zum  Zwecke  der 
Ausfuhr  verkaufte  Baumwollgarne  und  -Stoffe  erlangen  wollte, 
mußte  man  sich  beim  Abschlüsse  des  Hauptvertrages  durch  den 
Verband  in  ein  Register  eintragen  lassen.  Eine  solche  Regist- 
rierung war  auch  für  denjenigen,  der  auf  eigene  Rechnung  aus- 
führte, vorgeschrieben. 

Bei  der  ersten  Art  von  Ausfuhrware  wurde  verlangt,  daß  die 
Ausfuhr  innerhalb  eines  Monates  nach  Ablauf  der  Lieferungsfrist, 
welche  nicht  über  drei  Monate  betrug,  erfolgen  sollte. 

Im    zweiten  Falle    mußte  die  Ware   innerhalb    eines  Monates 


l)  Genaueres  über  den  Baumwolltransport  siehe  im  Anhang. 
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von  dem  Tage  der  Eintragung  ab  ausgeführt  werden,  sonst  wurde 
der  Betreffende  aus  dem  Register  gestrichen  und  hatte  außerdem 
eine  der  Höhe   der  Exportprämie  entsprechende  Strafe  zu  zahlen. 

Man  setzte  zwei  Rechnungsperioden  fest,  wovon  die  eine 
vom  I.  Dezember  bis  zum  31.  Mai  und  die  andere  vom  i.  Juni 
bis  zum  30.  November  reichte. 

Für  diejenigen  Baumwollgarne  oder  -Stoffe,  die  in  der  ersten 
Periode  ausgeführt  wurden,  sollte  die  Erteilung  der  Exportprämie 
am  15.  Juli  und  für  die  in  der  zweiten  Periode  aus<;eführten 
Waren  am  15.  Januar  erfolgen,  jedesmal  gegen  Rückgabe  des 
Kennscheines,  den  man  gegen  Hingabe  des  von  dem  Verbände 
beglaubigten  besonderen  Ausfuhrscheins  und  gegen  Vorzeigung 
des  Ladescheines  erhielt. 

Wenn  die  Ausgabe  der  Exportprämie  in  einer  Periode  durch 
das  von  der  Schiffsgesellschaft  Nippon-Yusen-Kaisha  zurückbezahlte 
Geld  nicht  gedeckt  war,  oder  aber  Geld  übrig  blieb,  wurde  das 
Defizit  oder  der  Ueberschuß  auf  die  nächste  Periode  verschoben. 
Falls  jemand  Waren,  auf  deren  Export  keine  Prämie  stand,  unter 
dem  Deckmantel  solcher  ausführte,  sollte  er  von  da  an  der  Ex- 
portprämien wie  des  Registrierungsrechts  verlustig  gehen.  Die 
Gewährung  der  PLxportprämie  trat  am  15.  September  1902  in 
Kraft  1). 

Kaum  war  sie  in  Kraft  getreten,  als  auch  schon  Widerspruch 
auftauchte.  Einerseits  bestand  zwischen  den  Spinnereien  in  den 
beiden  Provinzen  Owari  und  Ise  und  den  übrigen,  die  gegen  den 
Willen  der  ersteren  durch  Alajorität  jenen  Beschluß  in  der  Ver- 
sammlung vom  5.  September  durchgesetzt  hatten,  Meinungsver- 
schiedenheit, und  andererseits  vereinbarten  die  in  Japan  ansäs- 
sigen chinesischen  Kaufleute,  mißtrauisch  und  kurzsichtig,  wie  sie 
waren,  am  16.  September  unter  strenger  Konventionalstrafbe- 
stimmung, japanisches  Garn  nur  zu  kaufen,  falls  die  Exportprämie 
gleich  in  barem  Gelde  bezahlt  werde  ^). 

Dies  veranlaßte  die  Wiederabschaffung  der  Exportprämie 
in  der  am  29.  September  abgehaltenen  außerordentlichen  General- 
versammlung. Die  Registereintragung  hörte  von  diesem  Tage 
ab  auf,  und  die  Exportprämie  wurde  nur  denjenigen  gewährt, 
deren  Ausfuhrware  vom   i .  bis  29.  September  in  das  Register  ein- 


i)  M.  d.  V.  Heft  120,   1902,  S.  I — 5. 

2)  Osaka-Bankzeitschrift ;  über    die   schwierige   Lage    der    .Spinnerei    und    über 
die  Fusionierungsbewegung ;  Heft  60,    1902,  S.  369. 

8* 
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getragen  worden  war  und  bis  zum  25.  ( )ktobcr  ausgeführt 
wurde  ^). 

Am  25.  Dezember  wurden  die  ICxportprämien  ausgezahlt  von 
dem  Gelde,  das  man  von  den  MitgHedern  des  Verbandes  nach 
der  Zahl  der  Garn  Nr.  20  und  darunter  ])roduzierenden  laufenden 
Spindeln  erhoben  hatte. 

Nach  der  Zusammenstellung  in  der  Osaka-Bankzeitschrift  l)e- 
lief  sich  die  Summe  der  Baumwollgarne  und  -Stoffe,  die  vom  15. 
bis  29.  September  in  das  Register  eingetragen  wurden,  auf 
19  064  Ballen  und  656931  Kin,  wofür  die  Exportprämien  57  192  Yen 
bez.  2408,75  Yen  betrugen. 

Als  in  der  Generalversammlung  vom  29.  September  die  Ab- 
schaftung  der  Prämie  in  fester  Aussicht  stand,  wurden  an  dem- 
selben Tage  noch  schleunigst  8032  Ballen  Garn  und  72257  Kin 
Stoff  in  das  Register  eingetragen,  wofür  als  Exportprämie  2  5  597, 5oYen 
bez.  264,94  Yen  bezahlt  wurden  -). 

Somit  endete  die  Exportprämiengewährung  1 5  Tage  nach 
dem  Inkrafttreten,    ohne  irgend   welchen  Erfolg  erzielt  zu  haben. 

c)  Die  Fusionierung  der  japanischen  Baumwollspinnerei  und  die  Betriebs- 
verbesserung. 

Die  Betriebsvergrößerung  und  Vermehrung  der  japanischen 
Baumwollspinnereien  nach  dem  chinesisch-japanischen  Kriege  ver- 
anlaßte  in  den  folgenden  Jahren  eine  stetig  wachsende  Konkur- 
renz, worunter  gerade  die  vom  Anlagekapital  stark  belasteten 
Spinnereiunternehmungen  sehr  stark  litten.  Das  ungünstige  Ver- 
hältnis des  Anlage-  zum  Betriebskapital  brachte  sie  jedesmal  in 
besonders  schwierige  Lagen,  wenn  eine  wirtschaftliche  Krisis  ein- 
trat. Besonders  zeigten  sich  Schwierigkeiten,  als  der  Absatz  ihrer 
Produkte  infolge  des  Boxeraufstandes  in  China  sowie  infolge  der 
Garnpreise  sowohl  auf  dem  inländischen  als  auf  dem  ausländischen 
Markte,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  außerordentlich  sank. 

Das  hat  dann  den  Spinnereien  Veranlassung  gegeben,  gemein- 
sam den  Betrieb  einzuschränken,  ein  Syndikat  zu  bilden  und  den 
Garnexport  durch  Gewährung  der  Exportprämie  zu  fördern,   was 

i)  Durch  Kommissionssitzungen  am  18.  Oktober  wurde  bestimmt,  daß  auch 
für  solche  Ware  Exportprämien  zu  gewähren  seien,  die  wegen  unvermeidlicher  Ver- 
hinderung —  wegen  verzögerter  SchifTsabfahrt,  infolge  Welters  usw.  —  nicht  zur 
rechten  Zeit  ausgeführt  werden  könnte. 

2)  Osaka-Bankzeitschrift  Heft  60,    1902,  S.  370. 
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aber,    wie  oben  gezeigt,    im    großen    und    ganzen    vergeblich    ge- 
wesen war. 

Die  im  In-  und  Auslande  stetig;  wachsende  Konkurrenz,  die 
oft  wiederkehrenden  Krisen,  die  Wirkungslosigkeit  der  gemein- 
samen Selbsthilfe  und  die  schwache  Organisation  der  Einzelbetriebe 
drängte  zu  Fusionsbestrebungen. 

Die  folgende  Zusammenstellung  i)  zeigt  die  Tendenz   der  Fu- 
sionierung in  der  japanischen  Spinnerei  von   1899  bis   1903. 
(Siehe  Tabelle  S.   118  und    119). 

Diese  fusionierten  Spinnereien  haben  sich  bemüht,  einerseits 
ihre  Produktionskosten  durch  billigen  Einkauf  des  Rohmateriales, 
sowie  durch  Annahme  ausgewählter  leistungsfähiger  Arbeiter  zu 
vermindern  und  den  Wert  der  Produkte  durch  Verbesserungen 
in  der  Behandlung  der  Maschinen,  durch  die  Auswahl  der  Baum- 
wolle usw.  zu  erhöhen,  andererseits  die  Garnproduktion  dem  Be- 
darfe  anzupassen,  somit  den  Gang  der  Produktion  stabil  zu  gestalten 
und  die  Rentabilität  der  Unternehmung  zu  sichern. 

Der  Preis  des  in  dieser  Weise  produzierten  Garns  stand  pro 
Ballen  ungefähr  von  i — 2  Yen  bis  4 — 5  Yen  höher  als  der  des 
Garns  der  nicht  fusionierten  P'abriken  -). 

Außerdem  vermehrte  sich  die  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen 
Arbeiters  infolge  der  verringerten  Stellenveränderung,  die  durch 
die  Stabilität  des  Ganges  der  Produktion,  durch  die  wegen  der 
verminderten  Arbeiterzahl  ermöglichte  Lohnerhöhung  sowie  durch 
die  bessere  Behandlung  seitens  des  Unternehmers  bedingt  war. 
Dies  kam  sowohl  dem  Arbeitgeber  wie  dem  Arbeitnehmer  zugute  ^). 

Den  Beweis  für  die  eingetretenen  technischen  Verbesserungen 
und  für  die  gesteigerte  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen  Spinners 
liefert  das  Gutachten  der  Interessenten  für  die  V.  Landesausstel- 
lung in  Osaka,  1903.  Hiernach  konnte  die  japanische  Spinnerei 
bis  1897  mit  Ringspinnmaschinen  die  Durchschnittsgarnnummer  18 
und  mit  Mulespinnmaschinen  die  Durchschnittsgarnnummer  37 
spinnen,  während  es  ihr  1902  möglich  war,  mit  ersteren  Spinn- 
maschinen No.  19  bis  20  und  mit  letzteren  No.  40  und  darüber  zu 
spinnen. 

i)  Entnommen  dem  Berichte  der  V.  Landesausstellung  in  Japan,  Bd.  VI. 
Teil  2,  S.  99,  Z.  d.  V.  Heft  128.  S.  37  sowie  der  Osaka-Bankzeitschrift,  Heft  60, 
S.  371   und  der  Tokyo-Bankzeitschrift  Heft  214,  S.    19. 

2)  Berichte  der  V.  Landesausstellung  in  Japan,  VL  Bd.,  Teil  2,  S.   100. 

3)  a.  a.  O.  und  Philippovich :  Grundriß  der  politischen  Oekonomie,  1909, 
IL  Bd.,   I.  Teil,  S.   192. 
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I   =:   erste   Hälfte,  II  =  zweite  Hälfte  des  Jahrs. 

Im  Jahre   1895  hatte  ein  Arbeiter  pro  Jahr   446  Kwan  G 
produziert    und   1902   stieg    die  Garnproduktion   pro  Arbeiter 
510  Kwan^). 
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d)  Der  Aufschwung  der  Gas-  und  feineren  Garnspinnerei. 

Inmitten  der  allgemeinen  schlechten  Lage  der  Spinnerei  seit 
1900  hatten  lediglich  die  Gas-  und  Feingarnspinnereien  in  ihrer 
Mehrzahl  gute  Resultate  erzielt.  Denn  da  bei  ihnen  von  Export 
noch  keine  Rede  war,  so  wurden  sie  auch  nicht  von  dessen  Ver- 
schlechterung betroffen,  während  andererseits,  weil  sich  die  Lebens- 
haltung und  damit  der  Bedarf  an  feineren  Garnen  erhöhte,  das 
inländische  Garn  gleich  hohe  Preise  wie  das  importierte  zu  halten 
vermochte. 

So  haben  sich  die  Nippon-Spinnerei  in  Osaka  ~)  und  die 
Tokyo-Gasgarnspinnerei  in  Tokyo  ^),  als  die  anderen  Spinnereien 
ihre  Spindeln  zu  vermindern  suchten,  in  den  zwei  Jahren  1901 
und    1902  jede  um  ungefähr  30OCO  Spindeln  vermehrt"*). 

Durch  die  Vermehrung  der  Spindeln  wurde  die  prozentuelle 
Beteiligung    von  Garn  No.  40    und    darüber    an    der    Gesamtpro- 


i)  Berichte  der  V.  Landesausstellung  in  Japan,  Bd.  VI.,  Teil  2,   S.  82. 
2)  Nach  der  Statistik  des  Verbandes  betrug  die  Zahl  der  umlaufenden  Spindeln 
im    Januar   1901    43500   und  im  Dezember  1902  73689. 

3)  Nach  der  Statistik    des  Handelsministeriums    betrug  die  Zahl  der  umlaufen- 
den Spindeln   1901    20568  und   1902  50424. 

4)  Berichte   der  V.  Landesausstellung  in  Japan,   Bd.  VI ,  Teil  2,  S.  98. 


119 


1902 

1903 

I 

i 

II 

I 

II 

— 

Kyushu-Sp. 

Nakatsu-Sp. 
Hakata-Sp. 

« 

— 

Chugoku-Sp. 

! 

Meiji-Sp. 

— 

Yamato-Sp. 

Hirano-Sp. 

Senshu-Sp. 

Fukuyama-Sp. 

(Jnagigawa-Weberei 

Nippon-Keumen-Sp. 

2 

1 

5 

3 

I 

duktion  im  Jahre  1901^)  gegenüber  1902 -)  von  4,1  Proz.  auf 
4,9  Proz.  gehoben. 

Es  war  auch  bei  der  feineren  Garnspinnerei  eine  bedeutende 
technische  Verbesserung  eingetreten.  Die  Amagasaki-Spinnerei 
z.  B.  in  Hyogo,  die  im  Jahre  1896  mit  einer  Spindel  für  Garn 
No.  42  durchschnittlich  täglich  38  Momme  erzeugen  konnte,  pro- 
duzierte   1903   50  Momme. 

Im  Jahre  1896  wurden  in  der  Nippon-Spinnerei  in  Osaka  mit 
Mulespinnmaschinen  täglich  auf  einer  Spindel  durchschnittlich  pro 
Tag  unter  10  Momme  Garn  No.  80  gesponnen,  während  1903  die 
Produktion  auf  14  bis  15  Momme  gestiegen  war,  wenn  man  die 
Ringsoinnmaschinen  berücksichtigt,  sogar  auf  19  bis  20^). 


7.  Die  gegenwärtige  Lage  der  japanischen  Baumwollspinnerei, 
a)    Standort  der  Spinnerei  in  Japan. 

Der  beste  Standort  für  die  Baumwollspinnereien  ist  genau  so 
wie  bei  den  anderen  gewerblichen  Unternehmungen  derjenige, 
»wo  die  Differenz  zwischen  den  Produktionskosten  und  Absatz- 
preisen am  größten  ist,  wodurch  der  Unternehmer  den  höchsten 
Reinertrag    erzielen    kann«   (BücJier).     So    kommen    hauptsächlich 


i)  31  807  152  Kwan. 

2)  36  353  349  Kwan. 

3)  Berichte  der  V.  Landesausstellung  in  Japan,  Bd.  VI.,  Teil  2,  S.  82. 
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die  folgenden  Gesiclitspunktc    für    den  Standort   der  S])innerci    in 
Betracht :    er  muß  \voni()^lich  in  einer  Gegend   Heiden, 

1.  wo  die  üaunnvolle  billig  bezogen  werden  kann,  vor  allem 
in    der   Nähe  der  Baumwollproduktionsgebicte  selbst; 

2.  wo  günstige  Arbeitsverhältnisse,  nämlich  leichte  Arbeiter- 
beschaffung  und  niedrige  Arbeitslöhne  vorherrschen ; 

3.  wo  die  Bedingungen  für  Beschaffung  der  Motorkraft  vor- 
teilhaft sind,  wie  durch  Nähe  der  Wasserkraft  und  der  Kohlen- 
gebiete ; 

4.  wo  die  Kapitalmarktverhältnisse  günstig  liegen  und  billiger 
Kredit    erlangt  werden  kann ; 

5.  wo  für  das  Garnspinnen  günstige  klimatische  Verhältnisse 
bestehen ; 

6.  wo  es  vorteilhafte  Absatzverhältnisse  gibt,  so  z.  B.  in  der 
Nähe  der  Webereigebiete  oder  in  der  Nähe  von  Handelsstädten. 

Die  japanische  Spinnerei  wurde  am  Anfang  ihrer  Entwicklung 
meist  in  Gegenden  begründet,  wo  die  Baumwolle  gut  gedieh  und 
in  der  Nähe  der  Baumwollwebereigebiete  ^i.  Denn  sowohl  die 
Regierung  wie  sie  selbst  wünschten,  mit  einheimischer  Baum- 
wolle Garn  Nr.  16  bis  Nr.  24  zu  spinnen  und  mit  diesem  den 
heimischen  Bedarf  zu  decken,  um  das  Ausland,  das  damals  das 
Garn  meist  lieferte,  auszuschalten.  Dabei  machte  die  Regierung 
in  der  Mitte  der  achtziger  Jahre  darauf  aufmerksam,  daß  Spin- 
nereien in  den  beiden  Provinzen  Settsu  und  Kawachi  sowie  in 
dem  Sanjodogebiete  von  Honshu  errichtet  werden  mögen,  da  sie 
glaube,  diese  Gegenden  seien  für  die  Anlage  von  Spinnereien 
am  geeignetsten  ^).  Vor  allem  behielt  die  Regierung  im  Auge, 
die  in  bezug  auf  Klima,  Rohmaterial-,  Arbeiter-  und  Kapitalbe- 
schaffung sowie  Absatz-  und  Verkehrsverhältnisse  am  günstigsten 
gestellte  Stadt  Osaka  zum  Hauptsitz  der  Spinnerei  und  zum 
Handelszentrum  ihrer  Produkte  zu  machen,  und  ließ  die  Spin- 
nerei sich  möglichst  in  ihrer  Nähe  konzentrieren  ^).  So  wurde  im 
Juni  1882  die  Osaka-Spinnerei,  welche  ausschließlich  für  das 
Spinnen  heimischer  Baumwolle  bestimmt  war,  begründet,  ferner 
die  Senshu-Spinncrei  in  Izumi  im  Oktober   18.S9,  die  Hirano-Spin- 


i)  Osaka-Bankzeitschrift   1903,  Heft  68,  S.  658. 

2)  Kogyo-Iken,  Band  12,  S.  77 — 78.  (Denkschrift  über  die  Volkswirtschafts- 
politik in  Japan.  Herausgegeben  vom  Ministerium  für  Landwirtschaft  und  Handel 
Tokyo   1882— 1885.) 

3)  a.  a.  O.  Bd.  28,  S.   12. 
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nerei  in  Settsu  im  Juni  18S7,  die  Owari-  (M'iivz  1887),  Nagoya- 
( April  1881)  und  Aichi-  (^1879)  Spinnereien  in  Owari  und  Mikawa, 
die  Miye-Spinnerei  (Dezember  1886)  in  Ise,  die  Shimodzuke-Spin- 
nerci  (1887)  in  Shimodzuke  usw.,  die  alle  in  dem  Baumwoll- 
produktions- und  Baumwollwebereigebiete  lagen. 

Als  die  japanische  Spinnerei  nach  dem  chinesisch-japanischen 
Kriege  einen  kräftigen  Aufschwung  nahm  und  die  Zahl  ihrer  Be- 
triebe sich  bedeutend  vermehrte,  setzte  ein  Arbeitermangel  ein, 
der  der  Spinnerei  natürlich  Schwierigkeiten  bereitete.  Es  veranlaßte 
dies  die  später  gegründeten  Spinnereien,  bei  der  Wahl  ihres 
Standorts  Gegenden  zu  berücksichtigen,  wo  die  Arbeiter  leicht  zu 
beschatten  waren. 

Das  typische  Beispiel  solcher  Spinnereien  ist  die  im  Jahre 
1896  im  Juli  errichtete  Sanuki-Spinnerei  in  Sanuki,  wo  reichliche 
Arbeitskräfte  vorhanden  waren. 

Für  die  Spinnereien,  die  hauptsächlich  auf  günstige  Betriebs- 
kraftbeschaffung Gewicht  legten,  sind  die  Fuji-Spinnerei  und  die 
Miye-Spinnerei  als  Typ  anzusehen.  Die  am  Fuß  des  Fujiyama 
im  März  1896  errichtete  Fuji-Spinnerei  benutzt  Wasserkraft,  und 
die  Miye-Spinnerei  wurde  im  Mai  1889  wegen  des  Kohlenbezugs 
in  Chikugo,  wo  ein  berühmtes  Kohlenrevier  Japans  liegt,  be- 
gründet. 

Durch  die  Vermehrung  des  Verbrauchs  der  ausländischen 
Baumwolle  in  der  japanischen  Spinnerei  infolge  des  Rückgangs  der 
heimischen  Baumwollproduktion,  durch  die  Steigerung  der  Garnaus- 
fuhr und  ferner  durch  die  Verkehrsentwicklung  in  Japan  hat  sich  in 
den  letzten  Dezennien  der  Charakter  des  Standortes  der  japanischen 
Spinnerei  etwas  geändert.  Jetzt  sucht  die  japanische  Spinnerei 
mehr  die  günstigen  Absatzverhältnisse  auf  als  die  natürlichen 
Produktionsvorteile,  deren  Fehlen  durch  jenen  Vorteil  völlig  aus- 
geglichen wird  ^),  wie  das  Verhältnis  zwischen  den  Spinnereien 
in  den  südlichen  und  nördlichen  Staaten  Nordamerikas  zeigt. 

Die  japanische  Spinnerei  konzentriert  sich  deshalb  heute  in 
der  Gegend  von  Osaka  und  Hyogo,  weil  hier  —  beides  sind 
u.  a.  Hafenstädte  —  für  die  Einfuhr  der  Baumwolle  und  die  Ausfuhr 
des  Baumwollgarns  und  -Stoffes  nach  China,  Korea  usw.  beson- 
ders vorteilhafte  Bedingungen  vorhanden  sind. 

Vor    allem    hat  Osaka    für    die    Spinnerei    eine    maßgebende 


i)  Lewis,    Ein    Beitrag    zur    Entwicklung    der  Baumwollindustrie    in    den  nord- 
amerikanischen Südstaaten,    1907,  S.  9. 


—       122       — 

Bedeutung:  es  ist  Hauptmarkt  des  gcsainiLii  Handels  und  bietet 
also  für  das  Baumwollgarn  die  denkbar  günstigste  Gelegenheit 
für  Absatz  im  Inlande. 

Nach  der  23.  Statistik  des  Ministeriums  für  Landwirtschaft 
und  Handel  betrug  die  Zahl  der  Spinnereien  in  Osaka  im  Jahre 
1906  20  mit  12270654  Yen  Kapital,  473462  Spindeln  und 
21  272  Arbeitern.  Das  waren  24  Proz.  aller  Spinnereien  Japans  mit 
33  Proz.  aller  Spindeln,  mit  29  Proz.  aller  Spinnereiarbeiter  und 
30  Proz.  alles  Spinnereikapitals  in  Japan  überhaupt. 

Somit  steht  in  der  Gegenwart  Osaka  als  Hauptsitz  der 
japanischen  l^aumwollspinncrei  da.  Dann  folgt  Okayama  mit  9 
Spinnereien,  H)ogo  mit  6,  Tokyo,  Kyoto,  Hiroshima,  Aichi, 
Ehime  mit  je  4  usw.  Die  folgende  Statistik  zeigt  dies  ausführ- 
licher : 


Zahl  der 

Kapital 

Zahl  d.  tägl.  um- 

Zahl der 

Spinnereien 

in  Yen 

laufend.   Spindeln 

Arbeiter 

Osaka 

20 

12  270  654 

473462 

21  272 

Okayama 

9 

3  245  000 

125  148 

7148 

Hyogo 

6 

I  222  500 

143  178 

6727 

Tokyo 

4 

12  770  481 

148263 

7956 

Kyoto 

4 

I  530  000 

33601 

2  156 

Miye 

4 

44357950 

77968 

3846 

Aichi 

4 

I  490  000 

131  982 

7083 

Hiroshima 

4 

46751 

46  824 

2  001 

Ehime 

4 

425  000 

28750 

I  512 

Fukuoka 

3 

-        ') 

55616 

3  437 

Wakayama 

3 

I  034  000 

25807 

I  624 

Saitama 

2 

20  000 

7  900 

393 

Tochigi 

2 

501  200 

5500 

278 

Nara 

2 

700  000 

33024 

I  808 

Shizuoka 

2 

55  000 

44  748 

3  III 

Yamanashi 

2 

54  000 

5303 

253 

Miyagi 

250  000 

I  000 

28 

Toyama 

ICD  000 

10  192 

309 

Tokushima 

240  000 

6528 

225 

Kagawa 

300  000 

10  000 

495 

Kumamoto 

— 

10363 

619 

Gita 

— 

10752 

382 

Zus 

immen 

^3 

40  612  536 

I  441  934 

72313 

b)  Kapitalverhältnisse. 

Bei  der  gewerblichen  Unternehmung  ist  das  Kapital  je  nach 
dem  Zweck  der  Verwendung  in  Anlage-  und  Betriebskapital  zu 
scheiden. 


l)  Wo  kein  Kapital  angegeben  ist,  handelt  es  sich  um  eine  Zweigspinnerei, 
deren  Kapital  schon  in  dem  der  Hauptspinnerei  inbegriffen  ist.  Deshalb  ist  die 
Höhe  des  Kapitals  in  Tokyo  so  bedeutend;  besonders  die  Kanegafuchi-Spinnerei 
verursacht  dies. 
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Das  zu  dem  ersteren  gehörende  Kapital  ist  nicht  für  eine 
einzelne  }3etriebsperiode  bestimmt  und  zerfällt  in  zwei  Teile :  bei 
dem  einen,  der  in  Gebäuden,  Maschinen  usf.  besteht,  tritt  im 
Laufe  der  Zeit  infolge  der  Abnutzung  Wertverminderung  ein,  bei 
dem  andern,  dem  Grund  und  Boden,  dagegen  nicht ;  das  Be- 
triebskapital umfaßt  dasjenige  Kapital,  mit  dem  die  laufenden  Aus- 
lagen einer  einzelnen  Betriebsperiode  bestritten  werden,  wie 
Löhne,  Zinsen,  Kosten  des  Rohmaterials  und  die  sogenannten 
allgemeinen  Unkosten. 

A.  Anlage-Kapital. 

a)  Grund  und  Boden. 
Im  Gegensatz  zur  englischen  Baumwollspinnerei,  deren  Grund 
und  Boden  meist  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  gemietet  wird, 
weil  ja  der  L'nternehmer  in  England  mehr  die  Ausnützung  der 
vorübergehenden  Konjunktur  als  eine  dauernde  Kapitalanlage  im 
Auge  hat  ^),  pflegt  die  japanische  Spinnerei,  wie  die  des  Konti- 
nents, in  der  Regel  ziemlich  große  Bodenflächen  für  ihre  ge- 
werblichen Anlagen  als  Eigentum  zu  erwerben :  einerseits,  weil 
die  japanischen  Baumwollspinnereien  meistens  Erdgeschoßbauten 
sind  und  nur  die  sehr  wenigen  im  Innern  von  Städten  befind- 
lichen LTnternehmungen  aus  zwei-  und  dreistöckigen  Gebäuden 
bestehen,  andrerseits,  weil  den  Fabriken  regelmäßig  Arbeiter- 
häuser angegliedert  sind. 

ß)   Gebäude  und   Maschinen. 

I.  G  e  b  ä  u  de. 

Die  Fabrikgebäude  zerfallen  in  zwei  Klassen :  in  Hoch-  oder 
Etagenbauten,  bei  welchen  nur  Seitenlicht  in  Anwendung  kommt, 
und  in  Parterre-  oder  Erdgeschoßbauten,  die  durch  Seitenlicht, 
hauptsächlich  aber  durch  Oberlicht  erhellt  werden.  Die  letzteren 
erfreuen  sich,  vorausgesetzt,  daß  der  Boden  billig  ist,  gewisser 
Vorzüge,  die  sie  mehr  empfehlen  als  die  ersteren.  Sie  haben 
eine  ausgezeichnete  Dispersion  des  natürlichen  Lichtes;  die  künst- 
liche Beleuchtung  ist  bei  zweckmäßiger  Anlage  billiger;  die  Er- 
schütterung durch  die  Maschinen  ist  geringer,  ebenso  die  unregel- 
mäßigen Störungen,  wobei  in  Japan  vor  allem  an  die  häufig 
eintretenden  Erdbeben  zu  denken  ist.     Dies  ermöglicht  einerseits 

i)  Schulze-G'dvernitz    Großbetrieb     S.    195    und   Jamiasch.     Europ.    Bauinwoll- 
induslrie,   S.   212  —  13. 
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einen  sicheren  Stand  der  Maschinen,  anderseits  ein  besseres 
l'\ibrikat;  ferner  kann  die  Verteilung  der  Arbeitsmaschinen 
rationeller  und  übersichtlicher  sein ;  die  Roh-  und  1  lalbfabrikate 
sind  leichter  zu  befördern,  die  Kontrolle  der  Arbeiter  ist  genauer; 
eine  Ersparnis  an  Arbeitskräften  ist  möglich,  ebenso  rasche  Hilfe 
bei  Unglücksfällen  aller  Art,  was,  etwa  bei  einer  Feuersbrunst, 
die  Gefahr  für  die  Arbeiter  und  den  Betriebsschaden  vermindert. 
Daher  fanden  die  Erdgeschoßbauten,  wie  in  der  Textilindustrie 
überhaupt,  so  auch  in  der'jai)ans  große  Verbreitung. 

In  bczug  auf  die  Dachkonstruktion  sind  die  Erdgeschoß- 
bauten in  zwei  Hauptgattungen  zu  teilen:  Gebäude  mit  sägeartigen 
Dächern,  Sheddächer  genannt,  und  solche  mit  flachen  Dächern 
und   sattelförmigen  Überlichtern,  Laternenbauten  genannt. 

Es  kommt  für  Japan  nur  das  Shedsystem  in  Betracht.  Nimmt 
man  einen  einzelnen  dieser  Sägezähne  heraus,  so  hat  er  eine 
kürzere  und  steile  Seite  und  eine  längere,  ■  die  unter  einem  ge- 
ringeren Winkel  gegen  die  Horizontalebene  geneigt  ist.  Die 
kürzere  Abdachung  ist  die  Fensterfläche  des  Oberlichtes.  Sie  ist 
nach  Norden  gerichtet,  damit  das  Licht  den  ganzen  Tag  über 
gleichmäßig  den  Innenraum  der  Fabrik  erleuchtet.  Die  längere 
Abdachung  ist  mit  Ziegeln  oder  mit  Blech  gedeckt.  Außer 
diesen  Bauten  findet  man  in  der  Regel  in  den  japanischen  Baum- 
wollspinnereien auch  noch  nach  japanischem  Stil  aus  Holz  er- 
richtete Nebengebäude,  z.  B.  das  Kontor,  Lagerräume,  Arbeiter- 
häuser. Die  Fabrikräume  sind  mit  Dampfheizung  und  elektrischer 
Beleuchtung  versehen. 

Auch  eine  Feuerschutzeinrichtung  fehlt  in  keiner  Spinnerei, 
sie  ist  natürlich  je  nach  der  Größe  der  Spinnerei  verschieden. 
In  großen  Spinnereien  befinden  sich  automatische  Feuerlösch- 
apparate oder  Dampfpumpen  und  sonstige  Vorrichtungen,  wo 
Wasserleitung  vorhanden  ist,  selbstverständlich  im  Anschlüsse 
an  diese. 

2.   Maschinen. 

Im  allgemeinen  scheidet  man  die  ?^Iaschinen  in  Kraft-  und 
in  Arbeitsmaschinen. 

Die  ersteren,  die  IMotore,  erzeugen  die  mechanische  Kraft, 
welche,  auf  die  letzteren  übertragen,  den  Arbeitsprozeß  ermög- 
licht. Bei  der  Baumwollspinnerei  werden  im  ganzen  Arbeits- 
prozeß, vom  Mischen  an  bis  zur  Garnerzeugung,  Arbeitsmaschinen 
benötigt. 
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Die  Baiimwollspinnmaschinen  werden  fast  alle  von  Eni^land  be- 
zogen. Der  Einfuhrbctrag  erreichte,  wie  die  folgende  Statistik 
zeigt,  im  Jahre   1908  die  Höhe  von   5287762  Yen. 

Wert     der     eingeführten     B  a  u  m  \v  o  1 1  s  {)  i  n  n  m  a  s  c  li  i  n  e  n    (in    Yen). 


Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

1906 

1907 

1908 

231  599 
173072 
346731 

153  "9 
121  546 
344  030 

272  926 
142749 
274  884 

168  707 
240  866 
331  577 

176958 
174932 
514  021 

109  045 
238  196 
371  774 

Juli 

August 

Sept. 

Oktob. 

Nov. 

Dez. 

Gesamtbetrag 

1906 

1907 

1908 

117  631 
258  596 
623  093 

170  076 
206  78S 
547212 

305091 
309420 
442  034 

147  918 
506559 
591  202 

177439 
198524 
261  660 

185  203 
238  666 
639  544 

2  215  712 
2  809  914 

5  287  762 

Was  die  Arten  der  Spinnmaschinen  in  der  japanischen  Baum- 
wollspinnerei anlangt,  so  überwog  im  Gegensatz  zur  englischen, 
deutschen  und  französischen  Spinnerei  die  Zahl  der  Ring-  die  der 
Mulespinnmaschinen.  Wenn  noch  im  Dezember  1893  1)  72716 
Mulespindeln  den  495832  Ringspindeln  gegenüberstanden  —  d.h. 
der  Anteil  der  ersteren  an  der  gesamten  Spindelzahl  13  Proz. 
und  der  der  letzteren  87  Proz.  betrug  — ,  so  betrug  am  31. 
Dezember  1909  der  Anteil  der  Mulespindel  nur  2,6  Proz.,  dagegen 
der  der  Ringspindel  97,4  Proz. 

Die  zuerst  folgende  Tabelle  zeigt  ein  noch  deutlicheres  Bild 
von  der  gesamten  Zahl  der  in  den  Jahren  1903  bis  1909  in 
Japan  überhaupt  vorhandenen  Ring-  und  Mulespindeln.  P^ine 
zweite  Tabelle  wird  uns  ein  vergleichendes  Zahlenbild  der  laufen- 
den Ring-  und  Mulespindeln  der  verschiedenen  Nationen  geben, 
und  zwar  nach  dem  Stande  vom  31.  August   1909. 

Zahl  der  Spindeln  in  Japan. 
Zahl  d.  Spin-  Zahl  d.  Ring- 
Spindeln 
288  706 
295  086 
262  854 
260  365 
304  786 
343  534 
373709 
395013 
439877 
492  032 
558882 
643921 
791  640 
903  854 

1)  Monatsschrift  der  japanischen   Baumwollspinnerei  No.    15,    1893,   Dez. 

2)  Statistisches     Handbuch     der     japanisclien    Baumwollspinnerei    XII.    (1909), 
S.  6 — 7.    Japanisch  :  Menshi-Boseki-jigyo-sankosho. 


im 

nereigesellsch.     s 

1903 

30. 

'  Juni 

54         I 

31- 

bez. 

51          I 

1904 

30. 

Juni 

49         I 

31. 

Dez. 

49         I 

1905 

30. 

Juni 

51          I 

31- 

Dez. 

49         I 

1906 

30. 

Juni 

49         I 

31. 

Dez. 

47         I 

1907 

30. 

Juni 

48         I 

31 

Dez. 

42         I 

1908 

30. 

Juni 

39         I 

31- 

bez. 

36         I 

1909 

30. 

Juni 

37         I 

31- 

Dez. 

37         I 

u  u.  iMiue- 

Gesamtzahl  ^) 

spindeln 

91  260 

I  379  966 

86220 

I  381  306 

86  220 

I  349074 

85  220 

I  345  585 

83  060 

I  387  846 

83  060 

1426594 

77240 

I  450949 

77240 

I  472253 

43620 

I  483  497 

48  420 

I  540452 

52  860 

I  61 1  742 

51858 

I  695  879 

51958 

I  843  598 

51038 

I  954  882 
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der    laufenden 

der    laufenden 

Länder 

Mulespindeln 

Ringspindeln 

England 

39  383  405 

8  4S4  641 

Deutschland 

5  487  569 

4  582  61 1 

Frankreich 

4  081  526 

2712  604 

Oesterreich 

2  434  064 

I  766  546 

Schweiz 

I  154706 

235  576 

Belgien 

683  564 

54761 

Ver.  Staaten 

5  000  000* 

22  783  000* 

Rußland 

2  809  836 

2  867  436 

Italien 

768  744 

2  3(^3  243 

Spanien 

602  000* 

I    100  000 

Ostindien 

520  120 

I  388  559 

Japan 

"  23  598 

I  631  22  1 

Portugal 

105  740* 

344756 

Niederlande 

195  619 

229  154 

Schweden 

106956 

270545 

Norwegen 

21  748 

54096 

Dänemark 

13244 

64314 

Kanada 

377  347 

400  075 

Mexiko               ] 
Brasilien     und  | 

17076 

357  064 

die  anderen    | 

Summe  03786862  52  1S4  142 

Die  Ursache  der  starken  Zunahme  der  Ringspindel  gegen- 
über der  Mule  ist  abgesehen  von  den  maschinellen  Vorteilen  ^) 
der  ersteren  gegenüber  der  letzteren,  hauptsächlich  auf  folgendes 
zurückzuführen. 

1.  Die  Produktivität  der  Ringspinnmaschine  ist  größer  als  die 
der  Mule.  Diese  liefert  nur  etwa  ^/a  des  Erzeugnisses  der 
Ringspindel. 

2.  Für  die  Ringspinnmaschine  ist  ein  so  geschickter  und  ge- 
übter Arbeiter,  wie  ihn  die  Mulespinnmaschine  beansprucht,  nicht 
erforderlich.  Dazu  ist  die  Arbeit  an  der  ersteren  leichter  als  an  der 
letzteren. 

Es    ist     deshalb    für    die    Ringspinnmaschine    die    weibliche 


1)  Statistics  of  Consumption  of  Cotton  for  the  year  ending  3ist.  Aug.  1909 
herausgegeben  von  International  Federation  of  Master  Cotton  Spinners  associations, 
Seite  5. 

*  =   annähernd. 

2)  Die  Vorteile  der  Ringspinnmaschine  gegenüber  der  Mule  liegen  in  der 
Kontinuität  der  Arbeitsweise,  durch  welche  die  Baumwollfaser  von  grober  zu  feiner 
und  feinerer  stärker  ausgezogen  und  zu  gleicher  Zeit  gedreht  und  auf  die  Spule 
aufgewunden  wird.  Die  Mule  dagegen  zieht  und  dreht  den  Faden  zuerst  aus,  und 
erst  nachdem  das  geschehen  ist,  wird  das  Garn  aufgerollt.  Lrwis,  Baumwollindustrie 
in  den  nordamerikanischen  Südslaaten,   S.  37. 
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Arbeitskraft  ausreichend,  dagegen  verlangt  die  Mule  männliciie 
Arbeiter. 

Infolgedessen  beschäftigt  Japan  überwiegend  ungeübte 
Arbeiterinnen;  ungeübt,  weil  sie  meist  nur  kurze  Zeit,  ungefähr 
drei  Jahre,  in  den  Fabriken  tätig  zu  sein  pflegen  ').  Ebenso  steht 
es  in  den  Vereinigten  Staaten,  wo  ebenfalls  weit  mehr  Ring-  als 
Mulespindeln  da  sind  ^). 

3.  Die  Ringspinnmaschinen  werden  im  allgemeinen  zur  Er- 
zeugung der  gröberen  Garne  verwendet,  dagegen  die  Mule  für 
feinere  Qualitäten. 

Da  in  Japan  noch  überwiegend  gröbere  Garne  produziert 
werden,  so  zog  und  zieht  man  die  Ringspinnmaschinen  vor.  Es 
wird  aber  neuerdings  mitgeteilt,  daß  heute  in  Japan  sogar  die 
Garnnummern  60  und  80  mit  Ringspinnmaschinen  erzielt  werden. 

Diese  Spinnmaschinen  wurden  zum  größten  Teile  von  der 
berühmten  Textilmaschinenfabrik  Platt  Brothers  &  Co.  in  Üldham 
hergestellt;  außerdem  lieferten  Dobson  &  Barlow  in  Bolton  und 
auch  J.  Hetherlington  &  Sons  vulcan  ironworks  m/c,  Brooks  &  Doxy 
Union  ironworks  in  Manchester,  Asa  Lees  &  Co.  soho  ironworks 
in  Oldham  und  Howard  &  Bulloch  globe  works  in  Acerington. 
Wie  jetzt  annähernd  festgestellt  ist,  befanden  sich  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  1909  in  Japan  über  1 600000  Spindeln,  die 
von  Platt  Brothers  &  Co.  hergestellt  waren.  Das  bedeutete  8y 
Proz.  der  gesamten  Spindelzahl,  welche  sich  in  dieser  Zeit  auf 
mehr  als   i  830000  belief. 

Die  folgende  Zusammenstellung  zeigt,  nach  den  einzelnen 
Gesellschaften 'geordnet,  den  Anteil  der  anderen  Lieferanten. 

Osaka-Baumwollspinnerei 
Osaka-Gaddo-Baumwollspinnerei 
Settsu-Baumwollspinnerei 
Fukushima-Baumwollspinnerei 
Naigaimen-Baumwollspinneiei  I. 
»  Baumwollspinnerei   11. 

Otsu-Hosoito-Baumwollspinnerei 
Wakayama-Baumwollspinnerei 
Teikoku-seishi-Baum  Wollspinnerei 
Sanuki-]5aumwollspinnerei 
Kanegafuchi-Baum  Wollspinnerei 
Fujigas-Baum  Wollspinnerei 
Nisshin-Baumwollspinnerei 

i)  Vgl.  unten. 

2)  Uttky,    Coitonspinning  and     manufacturing  in   the   United  States  of  Amerika, 
Manchester,    1905,   S.  4. 

3)  Nach   einer    im  Auftrage    von    Herrn    Hikojiro    Nishi  durch    Herrn  Uno  ge- 
machten Enquete. 


Hetherlington 

etwa 

IG  000 

Dobson  &   Barlow 

» 

20  000 

Dobson   &   Barlow 

» 

40  000 

Dobson  &  Barlow 

» 

15  000 

Dobson   &   Barlow 

» 

15  000 

White 

» 

5  000 

Hetherlington 

» 

20  000 

Dobson  &  Barlow 

» 

6  000 

Hetherlington 

» 

10  000 

White 

» 

IG  OGG 

Dobson  iSi  Barlow 

» 

IG  GOG 

Asa  Lees 

» 

20  GGG 

Asa  Lees 

•» 

4G  OOG 
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Als  Kraftmaschinen  kommen  für  die  Baumwollindustrie  die 
Dampfmaschine  und  der  Wassermotor  i)  in   Betracht. 

Nach  der  Ani^abe  des  Verbandes  der  japanischen  Ijaumwoll- 
spinnereien  wurden  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1909  tä^^lich 
durchschnittlich  44844  Pferdekräfte  Dampfkraft  und  3549  Pferde- 
kräfte Wasser-  und  elektrische  (400  P.S.)  Kraft  für  den  Betrieb 
verwendet.  Demnach  wurden  also  fast  93  Proz.  des  gesamten  Kraft- 
bedarfs durch  Dampfkraft  und  7  Proz.  durch  Wasser-  und  elektrische 
Kraft  gedeckt. 

Wenn  also  auch  die  Wasser-  und  elektrische  Kraft  im  Ver- 
gleiche zu  der  Dampfkraft  in  der  ja[)anischen  Baumwollspinnerei 
der  Gegenwart  noch  wenig  in  Anwendung  kommt,  so  wird  es 
doch  wohl  nicht  ausbleiben,  daß  später  einmal  die  Wasser-  und 
die  elektrische  Kraft,  welche  durch  erstere  erzeugt  wird,  über  die 
Dampfkraft  den  Sieg  erringt,  sodaß  man  von  der  Kohle  unab- 
hängig werden  wird;  gibt  es  doch  in  Japan  noch  sehr  viel  freie 
Wasserkraft,  besonders  zahlreiche  Ströme. 

Es  zeigt  sich  denn  auch  schon  eine  Zunahme  der  Was- 
ser- und  elektrischen  Kraft  in  der  Versorgung  der  japanischen 
Baumwollspinnerei.  Sie  hat  sich  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres 
1909,  gegenüber  1903,  fast  verdoppelt,  während  die  Dampfkraft 
nur  um  23  Proz.  zunahm. 

Die  drei  neuen  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Krafter- 
zeugung, welche  bei  der  japanischen  Baumwollspinnerei  Eingang 
gefunden  haben,  sind  folgende: 

1 .  die  wasserelektrische  Kraft, 

2.  die  elektrische  Kraft,  welche  durch  Dampfturbinen  er- 
zeugt wird, 

3.  die  Gasmotorkraft. 

Die  zur  Erzeugung  nötigen  Kraftmaschinen  beziehen  die 
Fabriken  fast  ausschließlich  vom  Auslande.  Kraft  von  der  ersten 
Art  ist  bisher  allein  bei  der  dritten  und  vierten  Fabrik  der 
P'ujigas-Baumwollspinnerei  in  Oyama  zur  Anwendung  gekommen, 
und  zwar  wurden  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1909  täglich 
durchschnittlich   2420  P.S.  verbraucht. 

Die  zweite  Art  wird  benutzt  in  der  Nisshin-Baumwollspin- 
nerei, in  der  Fabrik  der  Tokyo-Baumwollspinnerei  zu  Senji,  in 
der  Fabrik  der  Tokyo-Baumwollspinnerei  in  Hodogaya  usw.     Sie 


i)  Und  zwar  Turbinen. 
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gewann  bei  der  Spinnerei  in  der  Umgebung  von  Tokyo  große 
Beliebtheit. 

Gasmotorkraft  wurde  in  den  Fabriken  der  Shimokule-Baum- 
Wollspinnerei  in  Kurihashi  und  Oji  verwendet,  und  man  erzielte 
dauernd  glänzende  Erfolge.  Die  Zahl  der  durchschnittlich  an 
jedem  Tage  in  diesen  beiden  Betrieben  benötigten  Pferdekräfte  be- 
lief sich  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres   1909  auf  142. 

Es  sei  noch  erwähnt,  daß  die  Zahl  der  Spindeln,  die  durch 
eine  Pferdekraft  gespeist  werden,  in  der  Regel  langsam  abnimmt, 
vielleicht  infolge  der  Abnutzung  der  Spindeln;  doch  steigt  diese 
Zahl  auch  zuweilen,  offenbar  infolge  von  Neuanschaffungen. 

Zwischen  1903  und  1908  kamen  durchschnittlich  auf  i  Pferde- 
kraft 34,2  laufende  Spindeln.  Vergleicht  man  die  Jahre  1896, 
1900,   1904  und   1908  miteinander,  so  entfielen: 


1896  36,3  Spindeln 

1900  32,5 

1904  34,4 

1908  31,3 


auf  I   Pferdekraft, 


Eine  für  die  japanische  Baumwollspinnerei  allgemein  zu- 
treffende spezielle  Berechnung  der  durchschnittlichen  Kosten  der 
gesamten  Anlagen  aufzustellen,  bietet  große  Schwierigkeiten,  weil 
die  Aufwendungen  hierfür  je  nach  den  örtlichen  und  zeitlichen 
Verhältnissen  schw^anken. 

Wenn  wir  aber  den  Angaben  der  Baumwollspinnereien  in 
Osaka  am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  folgen,  so  brauchte 
man  damals  durchschnittlich  in  dieser  Gegend  für  loooo  Spindeln 
330000  Yen  Anlagekapital,  wovon  60000  Yen  für  Gebäude, 
20000  Yen  für  Grund  und  Boden  und  250000  Yen  für  Maschinen 
schätzungsweise  in  Rechnung  gezogen  wurden  '). 

B.    Betriebskapital. 

Wie  schon  oben  kurz  erwähnt,  kommen  als  Bestandteile  des 
Betriebskapitals  hauptsächlich  die  folgenden  in  Betracht : 

a)  Rohmaterial-Baumwolle; 

b)  Verzinsung  und  Amortisation  des  Anlagekapitals,  Arbeits- 
löhne und  Gehälter  sowie  die  sogenannten  allgemeinen  Unkosten, 
unter  anderem  die  Ausgaben  für  Kohlen,  Versicherungsprämien, 
Steuern,    Verwaltung,    Reparaturen,    Verpackung,   P'racht,    Lager- 


i)  Japanische  Finanzgeschichte  Bd.   14  S.  712 — 713. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsvvissensch.     Ergänzungsheft  40. 


—     I30     — 

haus,  Heizung  und  Beleuchtung  der  I'^ahiik-  und  Maschinen- 
räume, Schmieröl,  h'ett,  Kardätschen,  Handwerkszeug,  Klempner-, 
Maurerarbeiten,  Zinsvcrlustc  am  lagernden  Betriebskapital  usw.  *). 

Es  sollen  im  folgenden  nur  die  wichtigsten  Stücke  be- 
trachtet werden,  weil  sie  natürlich  den  ausschlaggebenden  An- 
teil an  den  Betriebsunkosten  bedeuten.  Um  hiervon  ein  exaktes, 
zahlenmäßiges  Bild  zu  geben,  werden  für  die  Zeit  von  1903  bis 
1908  zwei  Beispiele  —  die  einzigen,  die  zur  Verfügung  stehen  — 
beigebracht,  je  eins  für  die  Erzeugung  der  feineren  und  gröberen 
Garne.  Die  eine  Unternehmung  ist  die  Nihon-Gasgarnspinnerei 
(Ilauptfabrik  in  Osaka  und  Zweigfabrik  in  Ichinomiya),  die  andere 
die  Fukushima-Baumwollspinnerei  (Hauptfabrik  in  Osaka  und 
Zweigfabriken  in  Fukuyama,  Imaji  und  Kasaoka). 

Selbstverständlich  können  von  diesem  doppelten  Paradigma 
nicht  die  absoluten,  wohl  aber  die  sich  aus  ihnen  ergebenden 
relativen  Zahlen  als  im  großen  ganzen  für  die  Verhältnisse  der 
japanischen  Baumwollspinnerei  überhaupt  maßgebend  betrachtet 
werden.  Es  sei  aber  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  in  der 
Nihon-BaumwoUspinnerei  ausschließlich  ägyptische  Baumwolle  ver- 
braucht wird,  in  der  Fukushima-Baumwollspinnerei  dagegen  ost- 
indische, amerikanische  und   chinesische. 

Die  Baumwolle. 

Eine  wie  große  Rolle  die  Ausgaben  für  die  Baumwolle  hin- 
sichtlich der  gesamten  Produktionskosten  der  Baumwollspinnerei 
spielt,  sieht  man  an  den  beiden  Spinnereien  sehr  deutlich.  Der 
prozentuelle  Anteil  der  Baumwollkosten  in  der  Nihon-  und  Fuku- 
shima-Baumwollspinnerei betrug  in  den  letzten  6  Jahren  (1903  bis 
1908)  durchschnittlich  jährlich  etwa  66  bez.  81  Proz.  von  den 
gesamten  Produktionskosten.  Vergleicht  man  diese  Jahre  einzeln 
miteinander,  so  schwankt,  wie  die  Tabelle  zeigt,  der  prozentuelle 
Anteil  der  Baumwollkosten.  Er  richtet  sich  natürlich  hauptsäch- 
lich nach  der  Preislage  der  Baumwolle. 

Besonders  groß  wurde  der  auf  die  Baumwollbeschaffung  ent- 
fallende Anteil  in  den  beiden  Spinnereien  im  Jahre  1904,  als  der 
Baumwollpreis  w'egen  schlechter  Ernte  und  darauffolgender  Speku- 
lation in  den  Vereinigten  Staaten  außerordentlich  emporgetrieben 
wurde.     Damals  belief  er  sich  auf  73,4  bez.  87,6  Proz. 

Es  ist  deshalb  erklärlich,  warum  der  Baumwollspinner  be- 
sonders   vor   den   Mißernten   und    der  Spekulation  Nordamerikas, 

l)  Vgl.  Jannasch,  S.  35 — 36. 
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dessen  Baumwollpreis,  wie  gesagt,  den  Weltmarkt  beherrscht,  so 
große  Sorge  hegt. 

In  der  Regel  wird  das  Betriebskapital  der  japanischen  Baum- 
wollspinnerei sehr  stark  von  der  Uebernahme  der  bestellten 
Baumwolle  in  Anspruch  genommen,  und  zwar  vor  allem  in  der 
ersten  Hälfte  des  Jahres,  wenn  die  aus  den  Bezugsländern  un- 
unterbrochen eintreffenden  Posten  bezahlt  werden  müssen. 

Da  Betriebskapital  der  japanischen  Spinnerei  im  Verhältnis  zu 
Anlagekapital  nur  in  geringem  Maße  vorhanden  ist,  so  werden 
gewöhnlich  in  dieser  Zeit  die  Banken  um  eine  Kreditgewährung 
von  erheblicher  Höhe  angegangen. 

(Siehe  Tabelle    S.    132   und   133.) 

Nur  eine  ungefähre  Vorstellung  davon  kann  aus  der  um- 
stehenden Tabelle  gewonnen  werden,  die,  von  den  Banken  Sandjushi, 
Kitahama,  Naniwa,  Nyakusandja,  Sumitomo,  Konoike,  Yamaguchi, 
Omi,  Mitsui,  Mitsubushi,  Daiichi,  Shokin,  Taiwan  (sämtlich  in 
Osaka)  und  Shokin,  Mitsui,  Mitsubushi,  Sandjushi,  Daiichi,  Sand- 
juhachi  (sämtlich  in  Kobe)  aufgestellt,  für  die  einzelnen  Monate 
der  Jahre  1905 — 09  die  Summen  der  von  ihnen  diskontierten,  sich 
auf  Baumwolle  und  Baumwollgarn  erstreckenden  Handels-  und 
Pfandwechsel  enthält.  Etw^as  anderes  steht  hierfür  nicht  zur 
Verfügung.  Diese  Zahlen  sind  insofern  für  den  vorliegenden 
Zweck,  ein  ungefähr  zutreffendes  Bild  von  der  Höhe  jener  Kredit- 
forderungen zu  gewähren,  verwertbar,  als  erstens  die  Gegend  von 
Osaka  und  Kobe  das  Zentrum  der  Baumwollindustrie  ist,  und 
zweitens  die  Baumwolle,  wie  schon  kurz  in  dem  Abschnitt  über 
die  gegenwärtigen  Einfuhrbedingungen  der  Baumwolle  erörtert 
worden  ist,  im  allgemeinen  auf  Bestellung  der  Spinnerei  be- 
zogen wird. 

Wenn  man  die  Summe  der  diskontierten  Wechsel  beider 
Arten  in  den  einzelnen  Monaten  der  vier  Jahre  1906,  1907,  1908 
und  1909  vergleicht,  kann  man  wohl  sagen,  daß  von  der  Spin- 
nerei der  Bankkredit  für  die  Baumwollbezahlung  hauptsächlich 
zwischen  März  und  September  und  innerhalb  dieser  Frist  wäeder 
besonders  kräftig  in  den  Monaten  Mai,  Juni  und  Juli,  in  Anspruch 
genommen  wird.  Wie  und  unter  welchen  Formen  diese  Inan- 
spruchnahme in  der  Praxis  erfolgt,  zeigt  am  besten  ein  Beispiel, 
das  gleichzeitig  auf  die  früheren  Verhältnisse  Rücksicht  nimmt 
und  dadurch  die  heutige  Sachlage  um  so  schärfer  beleuchtet. 
Die  Bezahlung  für  den    durch  den  Baumwollhändler  eingeführten 

9* 
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F)  i  c  A  11  s  g  a  b  e    von  D  a  r  1  e  h  n  auf  li  a  u  m  w  o  1  1  e  und  B  a  u  m  w  o  1 1- 


i  Januar 

Februar 

März 

Aprü 

Mai 

Juni 

1  7^ 

1905 

1 

1906 

4  908  142 

4  4"  321 

3  082  560 

3  098  996 

3923714 

4  144  244 

■?  o 

1907 

4967813 

5  146  126 

5  054  898 

4  737  874 

5  798  988 

7  623  265 

t) 

1908 

4  091  058 

4  816  249 

5  267  770 

7558731 

6  463  377 

5  332  974 

"p 

1909 

3  489  050 

3836051 

4519389 

3643271 

3710  177 

5  118  938 

1 

s 

- 

1905 

PQ 

1906 

2  741  701 

3  499  367 

4  084  858 

4872798 

4823  277 

5  399  350 

1907 

2493532 

3  170  051 

3  146883 

3  395  452 

4  264  066 

4  672  739 

Oh  •£ 

I90S 

2617573 

3796391 

4  048  626 

4  179687 

4  798  228 

3  883  880 

1 

1909 

I  147  154 

I  062  152 

I  013  468 

1  397  966 

I  862  427 

2  033  439 

1 

1905 

1906 

2  009  203 

I  179  986 

I  021  931 

783  638 

992  048 

I  »99505 

C 

■^  ü 

1907 

I  648  302 

2  651  326 

2  276  458 

2  070  154 

2096257 

2  441  168 

CS 

1908 

I  773  205 

I  697  732 

I  246  381 

885745 

917993 

I  209  885 

"o 

1909 

I  515  155 

I  587  658 

2375319 

3  036  621 

4045625 

4  045  616 

P 

1905 

ci 

-!.  i> 

1906 

122895 

109  848 

263675 

155450 

280  990 

143950 

,J  "o 

1907 

489  178 

I  070  877 

I  339871 

I  523  150 

I  382  660 

I  343  779 

""^  ? 

1908 

976  760 

I  139  716 

980957 

818477 

1  448  105 

290  501 

1 

1909 

250  900 

249  500 

142657 

133  182 

222  463 

312350 

Rohstoff  geht  auf  dem  Wege  des  Rembourskredits  vor  sich,  den 
die  Yokohama-Spezie-Bank  jenem  gewährt. 

Bis  Ende  Januar  1908  war  der  Verfalltag  der  in  New-York 
von  dem  Lieferanten  auf  den  Händler  ausgestellten  Tratte  für 
die  amerikanische  Baumwolle  auf  90  Tage  nach  Sicht  und  der- 
jenige der  in  Bombay  für  ostindische  Baumwolle  ausgestellten 
Tratte  auf  60  Tage  nach  vSicht  festgestellt.  Da  die  Beförderung 
der  Tratte  nach  der  Feststellung  des  Postamtes  in  Osaka  ge- 
wöhnlich von  New-York  bis  Osaka  28  Tage  und  von  Bombay 
bis  Osaka  26  Tage  dauert,  so  bedeutete  dies  damals,  daß  die 
New- Yorker  Tratte  1 1 8  und  die  in  Bombay  ausgestellte  86  Tage  nach 
Verladung  der  Ware  zahlbar  w'ar. 

Nun  aber  beträgt  die  mittlere  Transportdauer  der  amerika- 
nischen Baumwolle  etwa  90  Tage  und  die  der  ostindischen  Baum- 
wolle ungefähr  40  Tage.  Daher  verfiel  die  Tratte  erst  28  Tage 
bez.  46  Tage  nach  Ankunft  der  Baumwolle,  wovon  natürlich  der 
Baumwollhändler,  und  im  allgemeinen  auch  die  Baumw'ollspin- 
nerei,  die  in  jener  Zeit  bezüglich  ihres  Betriebskapitals  noch  un- 
günstig gestellt  war,  sehr  viel  Vorteil  hatten. 

Allein  im  Januar  1908  wurde  plötzlich  der  Baumwollimpor- 
teur von  der  Yokohama-Specie-Bank  benachrichtigt,  daß  sowohl 
die  Tratte  für  amerikanische  wie  die  für  ostindische  Baumwolle 
von   nun    an    30  Tage   nach  Sicht  zahlbar  sein  solle.     Die  Bank 
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g  a  r  n    seitens    der     Banken    i  n  O  s  a  k  a    und    K  o  b  e    (in  Yen). 


Juli         1        August            September           Oktober 

November 

Dezember 

5  701  544  j     5888253 

4  641  841        3030933 
8165668,     6683747 

5  021  847  '     4  412  124 
5  994  361        6  802  019 

4758641 
2463961 
5  539930 
4630423 
7  199206 

3218955 
I  610  185 
3  261  798 
3609718 
5250261 

2515730 

1  920  599 

2  933  667 
2876280 
3353491 

3  355  934 
1730  491 

3376797 
3445751 
3621  324 

2979399 
5064713 

3293557 

3  169573 
2  632  594 


3  732  141 

4  958  332 
4093  175 
3168803 
2  427  943 


3735556 
3  89S  087 

3618845 
2453383 
I  710  092 


3  817  220 
3188638 
3  407  908 
I  222  844 

I  587  085 


3232  179 
2  097  402 
3138815 
897  908 
I  276  782 


3201  551 
2  27S  141 
3245220 
I  064  144 
I  117  313 


I  142  586 
I  052  625 
2591  391 

I  705  793 
3  884  660 


1  455  524 
919395 

2516767 

2  034  550 

3  066  382 


I  407  050 

I  329  589 
2833395 

1  897  839 

2  434  886 


I  236  099 

1  167  062 

2  254  693 
2  003  112 
2  600  602 


I  852  241 

1  III  838 

2  393  098 
I  439291 
I  628  451 


I  777891 

1  481  743 

2  363  716 

1  887  033 

2  002  928 


526  290 

171  500 

I  171  498 

408  350 
371945 


66894 

207  488 

I  228  769 

280  964 

491  6x8 


70835 

717808 

I  024  689 

159765 

492  989 


6  000 

14  092 

371  642 

598  187 

958  064 

865883 

243  920 

243  280 

423  900 

461  585 

39875 
498  694 
845457 
341 500 

355  156 


wollte  nämlich  von  ihrem  beschränkten  Kapital,  das  einer  steigen- 
den Einfuhr  gegenüberstand,  möglichst  schnell  und  viel  Nutzen 
ziehen. 

Wenn  man  auch  diese  Verkürzung  der  Verfallzeit  der  Tratte 
für  die  ostindische  Baumwolle  allenfalls  annehmen  konnte,  weil 
sie  in  dieser  Zeit  in  der  Tat  schon  in  Japan  eintrifft,  so  war  dies 
für  die  amerikanische  Baumwolle,  welche  sich  zu  dieser  Verfall- 
zeit noch  auf  dem  Transport  befindet,  ganz  und  gar  nicht  an- 
gängig. Aus  diesem  Grunde  kam  es  bereits  am  29.  Januar  dieses 
Jahres  zwischen  der  Yokohama-Specie-Bank  und  dem  Verband 
der  japanischen  Baumwollspinnerei  schließlich  zu  folgender  Ver- 
einbarung: 

1.  Die  in  New-York  für  amerikanische  Baumwolle  ausge- 
stellte Tratte  ist  60  Tage  nach  Sicht  und  die  in  Bombay  für 
ostindische  Baumwolle  ausgestellte  Tratte  30  Tage  nach  Sicht 
zahlbar. 

2.  Man  rechnet  von  der  Löschung  der  amerikanischen  und 
ostindischen  Baumwolle  bis  zur  Ablieferung  an  die  Baumwoll- 
spinnerei in  der  Gegend  von  Osaka  etwa   15  Tage. 

Wenn  die  Ablieferung  der  Baumwolle  bis  zum  Verfalltage 
nicht  erfolgt  ist,  so  wird  der  Verfalltag  auf  so  viel  Tage  hinaus- 
geschoben wie  bis  zur  Ablieferung  erforderlich  sind.  Falls  z.  B. 
das    Schiff    5    Tage    vor    dem    Verfalltage    ankommt,    wird    die 


—     134     — 

Zahlungsfrist  um  lO  Tage  verlängert.  Falls  der  Baumwolltrans- 
port auf  einem  Schiffe  von  mittlerer  Geschwindigkeit  bewerk- 
stelligt wiri.1  und  infolge  irgend  eines  Zufalls  auf  dem  Lande  oder 
auf  dem  Meere  eine  sehr  grofie  Verspätung  eintritt,  so  kann  der 
Verfalltag  bis  15  Tage  nach  der  Schiffsankunft  hinausgeschoben 
werden. 

3.  Der  Zinsfuß  für  die  Zeit  der  Verlängerung  des  Verfall- 
tags richtet  sich  nach  dem  zur  Zeit  der  Verlängerung  am 
Ladungsort  gültigen. 

4.  Für  die  amerikanische  Baumwolle,  welche  über  den  Suez- 
Kanal  transportiert  wird,  und  für  die  amerikanische  und  ost- 
indische Baumwolle,  welche  mit  langsam  fahrenden  minderwertigen 
Schiffen    transportiert    wird,    ist    die   Verlängerung   nicht   erlaubt. 

5.  Wenn  die  Baumwolle  nach  der  Ankunft  in  Kobe  und 
Yokohama  an  weit  entfernt  gelegene  Spinnereien  abzuliefern  ist, 
so  wird  dai'ür  ein  neuer  Wechsel  der  Yokohama-Specie-Bank 
oder  einer  anderen  ausgestellt,  damit  die  Tratte  eingelöst  wird. 
Was  schließlich  China  anlangt,  so  sind  in  diesem  Lande  auf 
chinesische  Baumwolle  ausgestellte  Tratten  30  Tage  nach  Sicht 
zahlbar. 

Die  andern  Produktionskosten. 

Hierher  zählen  Arbeitslöhne,  Arbeiteranwerbungsunkosten, 
Auslagen  für  Arbeiterheime,  Gehälter,  Zinsen  und  Amortisation 
des  Anlagekapitals  sowie  Kohle,  Versicherungsprämie,  Steuern 
und   anderes. 

Um  ungefähr  zu  erkennen,  welchen  Anteil,  abgesehen  von 
der  Baumwolle,  die  verschiedenen  anderen  Produktionsfaktoren, 
die  bei  den  Spinnereien  Nihon  und  I-\ikushima  an  den  gesamten 
Produktionskosten  etwa  mit  34  bez.  19  Proz.  beteiligt  sind,  an 
der  Differenz  (Gesamtproduktionskosten,  vermindert  um  die  Baum- 
wollkosten) haben,  wird  versucht,  ihn  nach  dem  Durchschnitt  der 
letzten  sechs  Jahre  in  Prozenten  dieser  Differenz  auszudrücken. 
Dabei  erhält  man  folgendes  Resultat:    (siehe  S.    135). 

Demnach  nehmen  die  Arbeitslöhne  bei  der  ersteren  Spin- 
nerei etwa  zwei  P'ünftel,  bei  der  zweiten  ein  Drittel  in  Anspruch. 
Rechnet  man  noch  die  Auslagen  für  Arbeiterheime,  Arbeiter- 
engagementsgebühren ■^)  und  Gehälter  hinzu,  so  ergeben  sich  54,8 
bez.  41,1  Proz. 

i)  Der   größte    Teil    der   Arbeiterinnen    wird    durch   Arbeitsvermittler,    die  von 
den  Spinnereien  Auftrag  dazu  erhalten,  auf  dem  Lande  gesucht,  wofür  die  Spinnereien 


Nihon-Spinnerei 

Fukushima-Spinnerei 

43,20/0 

33,1% 

0,5  » 

0,5» 

1,4» 

0,3  => 

9,7"    * 

7,2  » 

13,3  » 

12,1  » 

6,4» 

2,4  » 

1,2  » 

1,8  » 

1,8  > 

9,5  » 

8,7» 

10,8  » 
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Arbeitslöhne 

Auslage  für  Arbeiterheim 
Arbeiteranwerbungsgebühren 
Gehälter 
Kohlen 
Steuern 

Versicherungsprämie 
Zinsen 
Amortisation 

Sonstiges    (Frachten,    Verpackung,    Repa- 
ratur, Verwaltungskosten  usw.)  13,8  »  22,3  »  ') 

Es  erklärt  sich  ohne  weiteres,  daß  die  Erhöhung  der  Arbeits- 
löhne ^)  und  die  Steigerung  der  Arbeiterzahl  pro  Spindel  ziemlich 
großen  Einfluß  auf  die  Produktionskosten  ausüben. 

Was  sodann  für  die  Produktionskosten  eine  bedeutende  Rolle 
spielt,  ist  die  Kohle.  Ihr  prozentualer  Anteil  an  jener  Differenz 
ist  bei  den  beiden  Spinnereien  ziemlich  gleich:  er  beträgt  an- 
nähernd 13,3  bez.  12,1  Proz.  Im  allgemeinen  werden  sich  die 
Kosten  für  Kohle  pro  Spindel  mit  der  Zeit  steigern,  weil  der 
Kohlenverbrauch  wegen  des  zunehmenden  Kraftverbrauches  der 
einzelnen  Spindel  sich  stets  vermehren  und  weil  außerdem  der 
Kohlenpreis  im  ganzen  immer  höher  werden  wird. 

Diese  Tatsachen  beweist  die  folsfende  Tabelle : 


Zahl  der  lauf. 

Ges.  Kohlen- 

Kohlenverbrauch 

Kohlenpreis  pro 

Spindeln 

verbrauch 

pro 

Spindel 

I  Tonne  3) 

1894 

476  123 

204  115  187  Ibs. 

-  429 

Ibs. 

4.92 

1895 

541  042 

348  382  202 

644 

4,90 

1896 

615458 

400  779  292 

651 

5,21 

1897 

793  622 

507  864  080 

640 

6,91 

1898 

926  991 

630244  672 

680 

7,03 

1899 

I  056973 

764  224  897 

723 

5,80 

1900 

i  057772 

667  140894 

631 

6,35 

1901 

I  075358 

753  977  341 

701 

6,81 

1902 

I  205  417 

871  339  602 

723 

6,33 

1903 

I  287  966 

894  loi  622 

695 

5,81 

1904 

I  249  086 

805  324  744 

645 

6,03 

1905 

I  279404 

995  777094 

778 

8,00 

1906 

I  404  713 

1054058803 

750 

8,43 

1907 

I  458  019 

1073  338  826 

736 

7,70 

1908 

I  367631 

1039453  134 

760 

7.95 

1909 

I  569  079 

1 180  560  490 

752 

verschiedene  sehr  hohe  Unkosten  (z.  B.  für  Reiseausstattung,  Vermittlungsgebühr  usw.) 
zahlen  müssen.     Genaueres  darüber  siehe  unten. 

i)  Einschließlich  der  Gebühr  für  die  halbjährige  Benutzung  von  10930  Spindeln 
der  Kasoka-Spinnerei,  welche  später    der  Fukushima-Spinnerei   einverleibt    wurden. 

2)  Genaueres  über  die  Lohnverhältnisse  siehe  unten. 

3)  Der  Kohlenpreis  nach  der  Statistik  des  Ministeriums  für  Handel  und  Land- 
wirtschaft. 
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Im  Zusammenhang  hiermit  werden,  um  die  Steigerun<T  des 
Kohlenverbrauchs  der  gesamten  Baumwollspinnerei  sowohl  mit 
dem  der  gesamten  jai)anischcn  Industrie,  als  auch  mit  dem  Japans 
überhaupt  1)  zu  vergleichen,   noch  einige  Uebersichten  hinzugefügt. 

P  r  o  d  11  k  l  i  o  11    und   Konsumtion  an  K  o  li  1  c ,    1S97 — 1906. 


Produktion 
in  mt. 

Einfuhr   in 
mt. 

Zusammen 

Kuiisumtion 
in  mt. 

Ausfiilir   in 
mt. 

Zusammen 

1897 

5  229662 

77263 

5  306  925 

4  090  698 

2  122  825 

6213523 

1898 

6  749  602 

52815 

6  802  417 

4  392  913 

2  207  666 

6  6gg  579 

1899 

6775571 

57688 

6833257 

5  034841 

2  511  07  I 

7545912 

1900 

7  488  891 

109  462 

7  598  353 

5  262  172 

3  384  590 

8  646  762 

I90I 

.  9  027  325 

118  650 

9  145975 

6  678  864 

2  951  186 

9  630  050 

1902 

9742716 

77851 

9  820  567 

6  501  786 

2  969  885 

9471  671 

1903 

10  138  707 

194797 

10263  504 

6974  145 

3  466  539 

IG  440  684 

1904 

.  IG  316  682 

631  725 

IG  948  407 

7415439 

2  907  750 

IG  323  189 

1905 

II  179682 

332  131 

II  511  813 

6613  900 

2  532  594 

9  146  194 

1906 

1  12  709  346 

•     35  079 

12744425 

7  280  649 

2445977 

9  726  626 

K  o  h  1  e  n  V  e  r  b  r  a  u  c  h    1897 — 1906. 


Gesamlver- 
brauch    in  Ja- 
pan in  mt. 

ües.verbrauch 
d.    jap.    Indu- 
strie in  mt. 

Ges. verbrauch 
d.  jap.  B. woll- 
spinn,   in    mt. 

Anteil  d.Verbr. 
d.  B.W  ollspinn, 
andem der  Ge- 
samtindustrie 

IN' 17 

4  090  698 

IGG,0 

I  846  891 

IG0,0 

230  367  ») 

100 

12,4% 

1698 

4392913 

107,4 

2  548  067 

138,0 

285  879 

124 

11,2  » 

1899 

5  034  841 

123,1 

2  615  426 

141,6 

346  652 

150 

13,2* 

I90G 

1     5262172 

128,6 

2  652  800 

143,6 

302  614 

131 

11,4  > 

I9OI 

6  678  864 

163,3 

3  844  434 

208,2 

342  G04 

148 

8,9  » 

1902 

6  501  786 

158,9 

3474461 

188,1 

395  240 

171 

11,3  » 

1903 

6974145 

170,5 

3  674  567 

199,0 

405  565 

176 

II, G  » 

1904 

7415439 

181,3 

3  705  28g 

20G,6 

365  294 

159 

9,8  » 

I9OS 

6  613  900 

161,7 

3  276  373 

177,4 

451685 

191 

13,7  » 

1906 

7  280  649 

178,0 

3  774  100 

206,5 

478  121 

2g8 

12,9  > 

Es  ist  der  Kohlenverbrauch  der  Baumwollspinnerei  im  Jahre 
1906  gegenüber  dem  Jahre  1897,  wenn  man  ihn  in  dem  letzteren 
Jahre  =  100  annimmt,  auf  208  gestiegen,  während  in  derselben 
Zeit  der  Kohlenverbrauch  der  gesamten  japanischen  Industrie  um 
106,5   und  der  Japans  überhaupt  um  78  zunahm  ^). 

Die  Baumwollspinnerei  allein  beanspruchte  jährlich  im  Durch- 


1)  Der  Gesamtbedai  f  Japans  an  Kohle  setzt  sich  zusammen  aus  dem  Ver- 
brauche der  Schiffahrt,  der  Eisenbahnen,  der  Industrie  und  der  Salzproduktion. 
Der  Privatverbrauch  an  Kohle  ist  minimal,  da  mit  Holzkohle  geheizt  wird. 

2)  Berechnet  nach  den  Angaben  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwoll- 
spinnerei,    23.  Statistik  des  Ministeriums   für  Landwirtschaft  und  Handel.     S.  457. 

3)  U.  h.  er  betrug  205,5  bez.   178. 
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schnitt    etwa     11,58    Proz.     des    gesamten    Kohlenverbrauchs    der 

japanischen  Industrie. 

Wenn  man  weiter  den  Anteil  der  Zinsen  und  der  Amortisation 

« 

bei  den  oben  genannten  Spinnereien  betrachtet,  so  kommen  auf  ihn 
10,5  Proz.  bei  der  Nihon-Spinnerei  und  21,3  Proz.  bei  der  Fukushima- 
Spinnerei,  und  bei  dieser  entfällt  etwa  die  Hälfte  auf  Zinsen. 

Wenn  auch  in  dem  Verhältnis  des  Anlagekapitals  zum  Be- 
triebskapital im  allgemeinen  während  der  letzten  fünf  Jahre  eine 
Verbesserung  eintrat  durch  Vermehrung  des  Reservefonds  und 
des  Gewinnvortrags  sowie  durch  außerordentliche  Abschreibungen, 
welche  durch  die  gute  Konjunktur  nach  dem  japanisch-russischen 
Kriege  ermöglicht  wurden,  so  pflegt  gleichwohl  die  Spinnerei 
nach  wie  vor  ihr  Betriebskapital  in  ziemlich  hohen  Beträgen 
durch  Wechsel  und  Darlehen  zu  decken,  wofür  sie,  zumal  bei 
dem  hohen  Zinsfuß  in  Japan,  sehr  viel  Zinsen  zahlen  muß.  Schon 
die  Höhe  der  Darlehensgelder  in  Form  von  Wechseln  auf  Baum- 
wolle —  diese  beansprucht  ja  den  größten  Teil  des  Betriebs- 
kapitals —  gibt  hierfür  in  gewisser  Hinsicht  einen  Beweis  ^). 

Es  ist  vor  allem  für  die  japanische  Spinnerei  sehr  nachteilig, 
daß  der  Darlehens-  und  Diskontzinsfuß  im  Vergleich  zu  den  kapi- 
talreichen Ländern  wie  Deutschland,  England  und  Frankreich,  sehr 
hoch  steht,  obwohl  er  in  den  letzten  Jahren  etwas  niedriger  ge- 
worden ist. 

Der  Durchschnitt  des  täglichen  Darlehenszinses  der  Bank  von 
Japan  betrug  in  den  Jahren  1900  bis  März  1906,  wenn  man  nur 
das  Hauptgeschäft  in  Betracht  zieht,  pro  100  Yen  2,22  Sen  (das 
ist  jährlich  etwa  8  Proz.),  der  des  täglichen  Diskontes  2,00  Sen 
(jährlich  7,2  Proz.)  für  Platzwechsel  und  2,30  Sen  (jährlich  8,3  Proz.) 
für  Distanzwechsel. 

In  den  Jahren  vom  März  1906  bis  1909  trat  für  den  Darlehens- 
zins eine  Scheidung  ein:  er  betrug,  wenn  Darlehen  gegen  Ver- 
pfändung von  Werten,  die  nicht  in  Staatspapieren  bestanden,  ge- 
währt wurden,  1,96  Sen  (7  Proz.),  sonst  1,8  Sen  (6,5  Proz.).  In 
derselben  Zeit  stellte  sich  der  Diskont  für  Platzwechsel  auf  1,8  Sen 
(6,5  Proz.),  der  für  Distanzwechsel  auf  2,1   Sen  (7,5  Proz.). 

Der  Darlehenszins  und  der  Diskont  der  Privatbanken  stehen 
natürlich  auch  dementsprechend  höher  als  in  Europa  -). 

1)  Siehe  die  Tabelle. 

2)  Siehe  die  Tabelle  über  den  Darlehnszins-   und  Diskontfuß  der   Privatbanken 
in  Osaka  und  Tokyo. 
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Was  nun  die  Obligationen  und  Schulden  vmd  die  Zinsen  da- 
tür  anbelangt,  so  ist  ihre  Summe  pro  Spinnerei  infolge  der  Rück- 
zahlungen der  verschiedenen  Spinnereien  im  allgemeinen  von  1905 
bis  zur  ersten  Jahreshälfte  von  1907  außerordentlich  zurückgegangen. 
In  Prozenten  ausgedrückt,  erfolgte,  wenn  man  die  erste  Jahres- 
hälfte von  1905  mit  der  ersten  Hälfte  von  1907  vergleicht,  ein 
Sinken  um  3 1  Proz.  Aber  schon  in  der  andern  I  lälfte  dieses 
Jahres  begann  durch  Neuausgabe  von  ( )bligationcn  der  Nihon- 
und  Osaka-Spinnerei  wieder  ein  starkes  Anschwellen.  In  der 
ersten  Hälfte  des  Jahres  1909  waren  die  Schulden  gegenüber  den 
ersten  Jahreshälften  von  1907  und  1905  um  etwa  622  Proz.  bez. 
331   Proz.   gestiegen. 

Die  folgende  Tabelle  biete  die  Höhe  der  Obligationen 
und  Schulden  pro  Spinnerei  von  1905  bis  zur  zweiten  Hälfte  von  1909. 

Obligation  und  Darlehn  pro   i.   Spinnerei 
Yen 


1905 

Hälfte 

151  362,5 

100 

» 

159023,9 

lOI 

1906 

» 

110739,1 

73 

» 

124852,3 

82 

1907 

» 

90310,4 

60 

» 

18S  245,5 

124 

1908 

» 

289378,6 

181 

> 

431  023,7 

285 

1909 

» 

652  831,2 

431 

» 

619  969,4 

409 

Die  Höhe  des  Zinsfußes  für  die  Obligationen  hängt  vor  allem 
von  den  Kreditverhältnissen  der  betreffenden  Spinnerei  und  der 
Art  der  Tilgung  ab.  Näheres  zeigt  die  nachstehende  Zusammen- 
stellung der  Obligationenausgabe  der  verschiedenen  Spinnereien 
für  den  Zeitraum    1905  bis   1909. 


lahres- 

Höhe  der  Obli- 

rr,.,           c  ■  ^           Monat  der 

ijhälfte 

Spinnerei 

1  gationsausg. 

Zinsfuß 

Tilgungsfrist               ,          , 
"                   1   Ausgabe 

1905 

I. 

Fukushima 

200  000  Yen 

9 

3  jährig;  i  Jahr  Vorfrist        Mai 

II. 

Fukushima 

160000     » 

8 

8jährig;  beginnt   1907        März 

1906 

I. 

Kyoto 

60  000     » 

7 

lojähr. ;  5  fahr  Vorfrist,    August 

1907 

II. 

Nihon 

I  000  000     » 

7 

3  jährig;  3  fahr  Vorfrist  November 

II. 

Osaka 

2  000  000     » 

7 

3Jährig;  3  fahrVorfrist^  November 

1908 

II. 

Kyoto 

I  000  006     » 

7 

3 jährig;  beginnt   1910  September 

1909 

I. 

Settsu 

I  000  000     » 

8 

5jähr.; '/o  JahrVorfristl        Mai 

Betrachtet  man  sodann  bei  der  Nihon-  und  Fukushima- 
Spinnerei  den  prozentuellen  Anteil  der  Amortisationssummen  an 
jener  Differenz,  so  ist  er  bei  beiden  annähernd  gleich:  er  beträgt 
8,7  bez.    10,8  Proz.     Bis  kurz  vor  dem  japanisch-russischen  Krieg 
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war  es  im  allgemeinen  selten  der  Fall,  daß  die  japanische  Baum- 
wollspinnerei die  Abschreibungen  des  Anlagekapitals  regelmäßig 
vornahm.  Doch  die  außerordentlich  günstige  Marktlage  in  den  folgen- 
den Jahren,  besonders  1905  und  1906,  ermöglichte  jeder  Spinnerei, 
Abschreibungen  in  erheblicher  Höhe  vorzunehmen,  sodaß  sie  die 
Unterlassung  der  vergangenen  Jahre  nachholen  und  sich  für  die 
späteren  schlechten  Zeiten  sichern  konnte.  Um  die  durchschnitt- 
liche jährliche  Abschreibung  pro  Spinnerei  für  den  Zeitraum  1905 
bis  1909  zu  zeigen,  und  um  gleichzeitig  die  entsprechenden 
Zahlen  für  das  Anlagekapital  zum  Vergleiche  gegenüberzustellen, 
wird    die   unten    stehende    statistische  Zusammenfassung  gegeben. 


,  ,  Durchschnittl.  An-  Durchschnitt!.   Ab- 

•',..,,  lagekapital   pro  Schreibung  pro 

Spinnerei  Spinnerei 


1905  I 
II 

1906  I 
II 

1907  I 
II 

1908  I 
II 

1909  I 
II 


%  % 

1066669,9  100  55680,0  100 

I  115677,6  HO  64054,7  105 

1086949,9  loi  71138,4  145 

1  165  572,3  109  63841,4  114 

1249627,5  116  42964,4  77 

1647342,7  155  46641,1  83 

1827098,3  171  11871,3  21 

2  121  732,2  199  23  275,1  41 
2  549387,8  239  41  112,1  73 
3424130,0  321  40959-3  72 


Man  sieht  doch  deutlich,  daß  die  durchschnittliche  Abschrei- 
bung pro  Spinnerei  in  den  einzelnen  Jahren  sehr  stark  schwankt. 
Die  Ursache  davon  ist  ohne  weiteres  auf  die  Geschäftsergebnisse 
des  betreffenden  Jahres  zurückzuführen. 

Was  schließlich  den  Anteil  der  Steuern  betrifft,  so  ist  beson- 
ders zu  bemerken,  daß  er  durch  die  Erhöhung  der  verschiedenen 
Auflagen  infolge  des  japanisch-russischen  Krieges  außerordentlich 
gestiegen  ist.  Wenn  man  die  Tabelle  über  die  Produktionskosten 
der  Nihon-  und  Fukushima-Spinnerei  vergleicht,  so  ist  das  nicht 
zu  verkennen.  Während  die  beiden  Spinnereien  im  Jahre  1903, 
also  vor  dem  Kriege,  etwa  4,9  bez.  2,2  Proz.  von  der  Differenz- 
summe für  Steuern  ausgaben,  zahlten  sie  1908  8,7  bez.  3,2  Proz. 
Durchschnittlich  entfielen  in  den  beiden  Spinnereien  während  der 
letzten  6  Jahre  auf  die  Steuern  6,4  bez.  2,4  Proz.  von  der 
Differenz. 

Zum  Schluß  werden  die  Produktionskosten  angegeben,  die  in 
der  Nihon-  und  Fukushimaspinnerei  ein  Ballen  erforderte.  Daraus 
kann   man    noch   deutlicher  den  Anteil    der  Baumwolle    und    der 
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Löhne  an  den  rroduktionskosten  ersehen,  zugleich  auch,  welchen 
Einfluß  die  Schwankungen  des  Baumwollpreises  sowie  die  Stei- 
gerung der  I  .ohne  auf  die  Gestaltung  der  Produktionskosten  ausübten. 


Durclischnitll. 

Diirclischn.  Produkt. - 

Anteil  d.  Baum- 

Anteil d.  Löhne 

Preis  pro  Ball. 

Kosten  pro  Ballen 

wolle  pro  Ballen 

pro    Ballen 

Yen 

Yen 

Yen 

Yen 

pinn.  ' 
Fein- 

) 

1903 

275 

250,8 

172,6 

36,6 

1904 

302 

272,4 

199.7 

32,9 

^::  £ 

1905 

351 

250,6 

172,6 

32,7 

g    3    t3J0 

1906 

338 

187,4- 

181,7 

40,5 

2  "^ 

1907 

340 

226,6 

135.7 

42,5 

^^ 

1908 

355 

277.3 

176,8 

44,5 

1903 
1904 

103 

? 

97>4 
113. 7 

83,4 
96,9 

5.8 
4.9 

E  u'J 

1905 

124 

111,9 

88,7 

6,8 

V;      -•      <U 

1906 

129 

107,6 

83,9 

6,3 

^    p    4> 

1907 

5 

114,.; 

91,7 

7.2 

1908 

i          "^ 

115.5 

90,6 

8,9 

c)    Die   Lage   der  Arbeiter. 
a)    Die  Zahl  der  Arbeiter  und   ihr  Alter. 

Am  Ende  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1909')  betrug  die  ge- 
samte Zahl  der  Arbeiter  in  der  japanischen  Baumwollspinnerei 
nach  der  Angabe  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwoll- 
spinnereien 85862,  wovon  68471,  also  etwa  79  Proz.,  auf  das 
weibliche  Geschlecht  entfielen.  Es  kamen  auf  eine  Spinnerei 
durchschnittlich  2385  Arbeiter  und  auf  loooo  laufende  Spin- 
deln 530. 

Die  männlichen  Arbeiter  werden  meist  bei  der  Baumwoll- 
mischung und  bei  solchen  Arbeiten  beschäftigt,  wo  Schlag- 
maschinen und  Garnbündelpressen  zur  Verwendung  kommen, 
während  die  Frauen  überwiegend  das  Krempeln,  Strecken,  Vor- 
spinnen und  Feinspinnen  zu  besorgen  haben. 

Die  Tatsache,  daß  in  Japan  die  weiblichen  Arbeiter  über- 
wiegen, und  die,  daß  die  Arbeiterzahl  pro  Spinnerei  und  Spindel 
im  Vergleich  zu  Ländern  wie  England,  Deutschland  und  anderen 
größer  ist,  ist  auf  die  Qualität  der  produzierten  Waren  und  der 
Baumwolle,  vor  allem  aber  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen 
Arbeiters  zurückzuführen,    worüber  noch  gesprochen  werden  soll. 

Ueber  das  Alter  der  weiblichen  wie  der  männlichen  Arbeiter 


i)  Die   Zahlen   für   die    vorhergehenden   Jahre    finden    sich    in  der  Tabelle  am 
Schluß. 


141 


sind  leider  nicht  aus  der  gesamten  Baumwollspinnerei  Angaben 
vorhanden.  Immerhin  stehen  sie  für  das  Gouvernement  von  Osaka 
zur  Verfügung.  Sie  sind  am  Ende  des  Jahres  1908  zusammen- 
gestellt und  legen  gewisse  Schlüsse  für  die  anderen  Spinnereien  nahe. 


Alt 

er 

Zahl 

der  Ai 

über  10 

Jahre 

21 

»   1 1 

» 

73 

-       13 

» 

211 

»   16 

» 

948 

21 

» 

1339 

.   25 

» 

1444 

von  30- 

-50  Jahre 

1472 

über  50 

Jahre 

145 

Zahl  der  Arbeiterinnen 

57 
525 
2921 
6671 
5811 
3191 

2155 

277 


Gesamt  5653  21608 

Demnach  befanden  sich  von  den  Arbeitern  etwa  75  Proz.  im 
Alter  von  21  bis  50  Jahren,  von  den  Arbeiterinnen  etwa  72  Proz. 
im  Alter  von  16  bis  29  Jahren.  Die  jugendlichen  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  von  10  bis  15  Jahren  machten  etwa  5  bez.  16  Proz. 
der  Gesamtzahl  der  männlichen  bez.  weiblichen  Arbeiter  aus. 
Kinder  unter  10  Jahren  werden  im  allgemeinen  nach  den  Fabrik- 
ordnungen zur  Arbeit  nicht  zugelassen. 

ß)    Ueber    die    Anwerbung    der    Arbeiter. 

Die  Arbeiter  werden  zwar  auch  an  dem  Orte,  wo  die  Spinnerei 
besteht,  gewöhnlich  aber  auf  dem  Lande  gesucht.  Sie  sind  meist 
Bauerntöchter  oder  sonst  Frauen  und  Mädchen  aus  der  ärmeren 
städtischen  Bevölkerung;  sie  kommen  größtenteils  deshalb  in  die  Spin- 
nerei, um  sich  da  in  mehrjähriger  Arbeit  das  Geld  für  ihre  Ausstattung 
zu  ersparen.  Besonders  die  Spinnereien,  welche  in  Osaka,  Tokyo, 
Nagoya  und  anderen  großen  Städten  und  ihrer  Umgebung  ge- 
gründet worden  sind,  nehmen  die  Arbeiteranwerbung  im  allge- 
meinen auf  dem  Lande  vor.  Die  Baumwollspinnerei  in  Osaka 
pflegt  ihre  Arbeiter  in  Hokurokudo,  Shikoku  und  Sanyodo  anzu- 
werben, die  Baumwollspinnerei  in  Tokyo  dagegen  sucht  ihre  Ar- 
beiter in  den  nordöstlichen  Teilen  Japans.  Die  Anwerbung  ge- 
schieht auf  verschiedene  Weise. 

1.  Die  Spinnerei  stellt  einen  oder  mehrere  fest  engagierte 
Arbeitervermittler  in  bestimmten  Gegenden  an.  Er  bekommt 
einen  bestimmten  Gehalt,  in  manchen  Fällen  außerdem  eine  Ge- 
bühr für  jeden  Arbeiter,   den  er  vermittelt. 

2.  Die  Spinnerei  schließt  mit  einem  vertrauenswürdigen  Ar- 
beitervermittlungsgeschäft einen  Kontrakt  dahin,   daß  dieses  gegen 
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eine  Gebühr  für  jeden  vermittelten  Arbeiter   nach  dem  Wunsche 
der  Spinnerei  Leute  besorgt. 

Diese  Art  der  Arbeiterbeschaffung  hat  für  die  Sjjinnerei  große 
Nachteile ,  weil  das  Vermittlungsgeschäft ,  um  viel  Geld  7a\  ver- 
dienen, dabei  ohne  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  der 
Arbeiter  verfährt. 

3.  Die  Spinnerei  schickt  ihre  Angestellten  jedesmal,  wenn  sie 
an  Arbeitern  Mangel  hat,  aus,  um  durch  sie  Arbeiter  anwerben  zu 
lassen.  Diese  Art  wird  von  der  Sjjinnerei  am  meisten  angewandt, 
hat  jedoch  den  einen  Nachteil,  daß  sie  ziemlich  kostspielig  ist; 
auch  wird  es  sehr  schwer,  die  gewünschte  Zahl  von  Arbeitern 
zu  erlangen. 

4.  Wenn  die  Spinnerei  großen  Mangel  an  Arbeitern  empfin- 
det, so  schickt  sie  oft  eine  Person,  die  von  ihr  verhältnismäßig 
hohen  Gehalt  und  abgesehen  davon  noch  Gebühren  bekommt,  in 
die  Gegend,  wo  die  Spinnerei  entweder  einen  festengagierten 
Arbeitervermittler  hat,  oder  mit  einem  Arbeitsvermittlungsgeschäft 
in  Verbindung  steht.  Der  Mann  spielt  in  diesem  Falle  die  Rolle 
eines  Inspektors,  wobei  er  aber  auch  direkt  Arbeiter  zu  engagieren 
pflegt.  Er  fügt  oft,  mit  dem  Vermittler  gemeinsam  gegen  die 
Spinnerei  vorgehend,  dieser  großen  Schaden  zu. 

Die  Höhe  des  Gehalts  für  den  Arbeitervermittler  ist  ver- 
schieden. Er  beträgt  monatlich  von  2 — 3  bis  zu  16  Yen.  Die  Ge- 
bühr für  die  Vermittlung  einer  jeden  Person  ist  i  Yen,  sie  steigt 
indessen  manchmal  sogar  auf  4—5  Yen. 

Die  Reisekosten  der  engagierten  Arbeiter  und  ihrer  Begleiter 
werden  von  der  Spinnerei  entweder  ganz  getragen,  oder  beim 
Engagement  den  Arbeitern  unter  der  Bedingung  geliehen,  daß  sie 
von  ihnen  in  monatlichen  Raten  zurückerstattet  werden,  oder  es 
werden  nur  die  Kosten  für  Wagen  und  Schiffahrt  seitens  der 
Spinnerei  gewährleistet.  Es  geschieht  aber  oft,  daß  die  Spinnerei 
schließlich  doch    noch  sämtliche  Reisekosten  tragen  muß. 

Sehr  bedenklich  ist  die  Art  und  Weise,  wie  der  Arbeitervermitt- 
ler die  unerfahrenen  Landmädchen  überredet,  um  sie  für  die  Spin- 
nerei zu  engagieren.  So  wird  ihnen  nur  von  der  freien  Zeit  erzählt, 
die  ihnen,  abgesehen  von  einer  bestimmten  Arbeitszeit,  zur  Ver- 
fügung stehe;  am  Sonntag  könnten  sie  ins  Theater  gehen  und 
sich  sonst  amüsieren;  das  Essen  im  Arbeiterheim  — ■  und  in  der 
Tat  wohnen  auch  die  vom  Lande  kommenden  Arbeiter  in  der 
Regel  in  dem  Arbeiterheim  der  Spinnerei — sei  schmackhaft  und 
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unentgeltlich,  die  Löhne  höher  als  die  auf  dem  Lande;  viele 
Wohlfahrtseinrichtungen  seien  vorhanden.  Es  wird  noch  dazu 
gesagt,  daß  sie  jederzeit  die  Fabrik  verlassen  und  nach  der  Hei- 
mat zurückkehren  könnten,  wenn  es  ihnen  nicht  mehr  gefalle  usw. 
Es  ist  deshalb  kein  Wunder,  wenn  sich  die  Landmädchen 
entschliefJen,  Arbeiterinnen  in  der  Spinnerei  zu  werden:  hier  aber 
finden  sie  dann  das  genaue  Gegenteil  von  dem,  was  sie  sich  vor- 
gestellt haben. 

Wenn  sie  nun  die  anstrengenden  Arbeiten  und  das  zwangs- 
mäßige Leben  in  der  Spinnerei  sehr  schwer  empfinden  und  nach 
ihrer  Heimat  zurückkehren  wollen,  wird  es  ihnen  nicht  möglich, 
dafür  Geld  zu  schaffen.  Seitens  der  Spinnerei  trifft  man  auch 
Maßnahmen  gegen  die  Flucht:  z.  B.  wird  ihnen  in  manchen 
Spinnereien  das  Ausgehen  innerhalb  einiger  Monate  nach  dem 
Eintritt,  sogar  auch  an  den  Ruhetagen,  nicht  erlaubt,  oder,  wenn 
man  es  ihnen  gestattet^  nur  am  Tage  vor  der  Lohnzahlung,  oder 
man  läßt,  wenn  sie  dringend  ausgehen  müssen,  einen  Begleiter  mit- 
gehen. Dies  alles  veranlaßt  sie,  entw^eder  unter  Tränen  in  der  Fabrik 
zu  bleiben,  solange  ihr  Kontrakt  steht,  oder  gewaltsam  zu  ent- 
fliehen: aber  das  mißlingt  oft,  und  sie  werden  vom  Aufwärter 
gefangen  genommen^).  Noch  heutzutage  kann  man  oft  in  der 
Zeitung  davon  lesen. 

Ueber  die  Anwerbung  der  Arbeiter  ist  noch  besonders  zu 
bemerken ,  daß  in  Zeiten  des  Arbeitermangels ,  oder  wenn  eine 
neue  Spinnerei  gegründet  wird,  welche  geübte  Arbeiter  haben 
willj  ein  reges  Wegengagieren  der  Arbeiter  von  einer  Spinnerei 
zur  anderen  stattfindet.  Nun  ist  es  ja  nur  natürlich,  wenn  nach 
dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  die  Arbeiter  nach  der 
Fabrik  stürmen,  die  höhere  Löhne  als  die  anderen  anbietet,  um 
sie  für  sich  anzuwerben:  wenn  das  in  ehrlicher  Weise  geschieht, 
ist  nichts  dagegen  einzuwenden.  Es  geschieht  aber  oft  auf  un- 
gerechte Art.     Einige  Beispiele  davon. 

Um  die  Arbeiter  von  einer  anderen  Spinnerei  wegzuengagieren, 
ließ  eine  Spinnerei  besonders  blühend  aussehende  Arbeiter  in  die 
andere  auf  Arbeit  gehen,  wo  sie  mit  den  dort  beschäftigten  Ar- 
beitern zusammenkamen.  Sie  überredeten  diese  dadurch,  daß 
sie  sagten,    die  Behandlung    sei    in  jener  Spinnerei    besser  als  in 

i)  Ueber  die  Verhältnisse  der  Baumwollspinnereiarbeiter  S.  66 — 68  1903, 
herausgegeben  von  der  Abteilung  für  Handel  und  Gewerbe  des  Ministeriums  für 
Landwirtschaft  und  Handel. 


—     144     — 

dieser.  Nach  einer  geraumen  Zeit,  nicht  j^leich,  brachten  sie  die 
Arbeiter  in  die  Spinnerei,  der  sie  eicjentHch  selbst  angehörten. 
Oder:  manche  Spinnereien  machen  durch  die  Hände  des  Arbeiter- 
vermittlers anderen  Si)innereien  die  Arbeiterinnen  abspenstig;  die 
Arbeitervermittler  haben  natürlich  Nutzen  davon,  weil  sie  ziemlich 
hohe  Gebühren  erhalten.  —  Falls  eine  Spinnerei,  weil  ihre  Arbeiter- 
heime besetzt  sind,  vom  Lande  geholte  Arbeiterinnen  in  einer 
Arbeiterpension  (Shitei-Geshuku)  wohnen  läßt,  so  gewinnt  sich 
eine  andere  Spinnerei  diese  Arbeiterinnen  durch  den  Wirt ,  dem 
sie  eine  gewisse  Summe  gibt  ^). 

Wenn  nun  die  Sj)innerei,  aus  der  Arbeiter  kontraktwidrig  in 
eine  andere  weggegangen  sind,  das  erfährt  und  von  der  zweiten 
Spinnerei  ein  Namensregister  der  in  ihr  tätigen  Arbeiter,  das  jede 
Spinnerei  aufstellen  muß,  zu  sehen  verlangt,  so  wird  eins  gezeigt, 
worauf  die  Namen  der  Wegengagierten  nicht  stehen. 

Diese  Wegengagierung  seitens  der  Unternehmer  benutzt  aber 
auch  die  Arbeiterin  mit  dem  Arbeitervermittler  zusammen,  um 
Reisekosten  und  Gebühren  zu  erlangen.  Sie  geht  in  raffinierter 
Weise  von  einem  Betriebe  zum  anderen  über,  wovon  sie  keinen 
Schaden  hat.  Um  diese  Uebelstände,  welche  mit  der  Anwerbung 
der  Arbeiter  in  Zusammenhang  .stehen,  möglichst  zu  vermeiden, 
hat  zuerst  das  Gouvernement  Osaka  eine  Verordnung  im  Jahre 
1894  erlassen. 

Darauf  erfolgten  auch  in  verschiedenen  anderen  Gouvernements 
Maßregeln  betreffend  die  Anwerbung  der  Arbeiter  und  die  Kon- 
trolle der  Arbeitervermittler.  Als  Bei.spiel  w'ird  hier  die  Verord- 
nung des  Gouvernements  Osaka,  welche  im  August  1899  erlassen 
und  im  Jahre  1907  an  einigen  Punkten  abgeändert  worden  ist, 
angeführt. 

I.  Wer  in  dem  Bezirk  des  Gouvernements  Arbeiter  anwerben 
will,  muß  von  dem  Gouvernement  durch  das  Polizeiamt  des  be- 
treffenden Ortes,  dem  er  angehört,  eine  Konzession  verlangen. 
In  dem  Gesuche  hat  er  gewi-sse  Angaben  auszufüllen.  W^enn  er 
diese  verändern  will,  so  muß  er  auch  in  der  oben  erwähnten  Weise 
verfahren.  Keine  Konzession  ist  nötig,  wenn  die  Anwerbung  der 
Arbeiter  in  den  Fabrikräumen  oder  in  dem  Fabrikbureau  statt- 
findet. 

Die  Angaben,  die  er  zu  machen  hat,  betreffen 

i)  a.  a.  O.,  S.  70. 
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1 .  die  Zeit  und  den  Bezirk  der  Anwerbung ; 

2.  nach  weiblichem  und  männUchem  Geschlecht  geteilt,  die 
voraussichtliche  Zahl  der  anzuwerbenden  Arbeiter; 

3.  die  Art  und  Weise,  wie  die  Arbeiter  angeworben  werden, 
und  wie  es  mit  den  Reisekosten,  Arbeiterheimen  und  der  Be- 
wirtung steht; 

4.  die  Höhe  der  Löhne  und  die  Art  der  Unterstützung  fin- 
den Fall  der  Krankheit  und  des  Todes; 

5.  die  Dauer  des  Arbeitsvertrags,  die  der  Arbeits-  und  Ruhe- 
zeit sowie  die  Kontraktlösung; 

6.  die  Bestimmungen  über  Belohnung  und  Strafe  sowie  die 
Geldsparkasse ; 

7.  die  Arbeiterfortbildung; 

8.  den  Namen,  die  Gouvernementszugehörigkeit  und  die  Woh- 
nung des  Anwerbers. 

Will  ein  Anwerber,  der  ins  Gouvernemerit  Osaka  gehört,  in 
einem  anderen  Gouvernement  Arbeiter  anwerben,  so  muß  er  da- 
von zehn  Tage  vorher  das  Polizeiamt,  dem  er  angehört,  in  Kennt- 
nis setzen.  Nachdem  er  Arbeiter  angeworben  hat,  ist  er  verpflichtet, 
seinem  Polizeiamt  innerhalb  von  fünf  Tagen  Namen,  Gouverne- 
mentszugehörigkeit, Wohnung  und  Alter  der  Arbeiter  anzugeben. 

2.  a)  Die  Anwerbung  der  Arbeiter  kann  nur  durch  Angestellte 
oder  Arbeiter  der  betreffenden  Fabrik  oder  durch  ein  Arbeiter- 
vermittlungsgeschäft erfolgen. 

b)  Der  Anwerber  muß  für  die  angeworbenen  Arbeiter  ein 
Register  führen,  worin  er  Gouvernementszugehörigkeit,  Wohnung, 
Namen  und  Alter  der  Arbeiter  sowie  den  Namen  der  F'abrik  und  des 
Fabrikbesitzers,  ferner  den  Hauptinhalt  und  die  Dauer  des  Arbeits- 
kontrakts, und  außerdem  Lebenslauf  und  Beruf  der  Arbeiter  vor 
dem  Engagement  vermerken  soll. 

3.  Die  Anwerbung  oder  Entführung  von  Arbeitern,  welche 
mit  einer  anderen  P^abrik  im  Arbeitskontrakt  stehen,  ist  verboten. 

4.  Kinder  oder  verheiratete  Frauen  können  nur  engagiert 
werden,  wenn  sie  vom  Vormund  bez.  vom  Ehemann  Erlaubnis 
dazu  besitzen. 

5.  Unehrliches  Verfahren  bei  der  Anwerbung  ist  dem  An- 
werber verboten. 

6.  Der  Fabrikbesitzer  kann  einem  Arbeiter,  der  noch  in  seinem 
Dienste  steht  und  aus  einem  rechtmäßigen  Grunde  nach  seiner 
Heimat  zurückkehren  will,  dies  nicht  verweigern. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  40.  10 
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~.  l-'abrikbesitzer  und  Arbeitcivciniittlcr  können  den  I'olizci- 
beanitcn  die  Fabrikbesichtiguni^  und  die  Einsichtnahme  in  die 
Arbeiterregister  und  tlie  Anfertigung:  von  Kopien  daraus  nicht 
verweigern. 

S.  l^'alls  bei  der  Anwerbung  unehrliclies  Verfahren  nachweis- 
bar ist,  wird  che  Anwerl)ung  untersagt. 

9.  Wer  den  Paragraphen  i — 7  zuwiderhandelt,  wird  zu  Ge- 
fängnisstrafe von  3  bis  10  Tagen  oder  zu  Geldstrafe  von  i  bis 
1,95  Yen  verurteilt. 

Aber  auch  der  Verband  der  japanischen  Baumwollspinnerei 
seinerseits  ist  eingeschritten.  Er  verbietet  seinen  Mitgliedern  durch 
Paragraph  21  des  Verbandsvertrags,  Arbeiter,  welche  bei  einem 
anderen  Mitgliede  noch  in  Arbeit  stehen,  ohne  dessen  Genehmi- 
gung anzuwerben. 

Außerdem  haben  die  Kaumwollspinnereien  in  den  Provinzen 
Settsu,  Izumi,  Hiroshima,  Yehime,  Okayama,  Aichi  und  Miye  einen 
besonderen  Verband  Chüö-menshi-bosekigyo-domeikai  (Interessen- 
verband der  Zentral-Baumwollspinnereij  'j  zur  Bekämpfung  der 
Wegengagierung  der  Arbeiter  geschlossen.  Die  Hauptpunkte,  die 
dieser  Verband  bezüglich  der  Wegengagierung  aufstellte,  sind 
diese :  Die  Dauer  des  Arbeitskontraktes  wird  im  allgemeinen  auf 
3  Jahre  festgesetzt.  Unter  den  Mitgliedern  findet  eine  friedliche 
Anwerbung  der  Arbeiter  von  einer  Spinnerei  zur  andern  statt. 
Ils  gilt  dies  besonders  für  neugegründete  Spinnereien,  die  geübte 
Arbeiter  zu  haben  wünschen;  diese  können  sogar  auf  eine  gewisse 
Zeit  Arbeiter  zur  Anlernung  in  schon  bestehende  Spinnereien 
schicken.  Ferner  ist  auch  hier  die  Wegengagierung  von  Arbeitern, 
die  noch  kontraktpflichtig  sind,  streng  verboten.  Außerdem  ist 
jedes  Mitglied  verpflichtet,  Namen  und  Alter  der  bei  ihm  neu  ein- 
tretenden Arbeiter  und  ihren  früheren  Herrn  innerhalb  von  fünf 
Tagen  jedem  IMitgliede  mitzuteilen.  Auch  Namensregister  müssen 
über  die  Arbeiter  geführt  werden.  Je  nach  der  Zuwiderhandlung 
erfolgen  Strafen  von   10  bis  35  Yen. 

Die  Veränderungen  unter  der  Arbeiterschaft  einer  jeden 
Spinnerei  sind  in  der  Regel  so  groß,  daß  etwa  in  einem  Jahre 
eine  völlige  Umwechslung  des  Fabrikpersonals  stattfindet.  In- 
folgedessen ist  der  Aufenthalt  der  Arbeiter  in  einer  einzelnen 
Spinnerei  natürlich  sehr  kurz. 

i)  D.  h.  der  im   Zentralgebiete   der  Baumwollspinnerei    befindlichen  Unterneh- 
munsjen. 
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Hierfür  werden  die  durch  eine  Regierungskommission  für  die 
i6  Spinnereien  des  Kwansaigebietes  ^j  zusammengestellten  An- 
gaben-) vom  Jahre  1900,  wenn  sie  auch  schon  etwas  älter  sind, 
doch  einen  gewissen  Beweis  liefern.  ' 


Männliche  Arbeiter  Weibliche  Arbeiter       Insgesamt       Proz. 


Es  waren 
beschäftigt 

6  Monate  lang  156S  5281 

1  Jahr  lang  io54  39^0 

2  Jahr  lang  945  3507 

3  Jahr  lang  644  2294 
5  Jahr  lang  680  2643 
über   5  Jahr  lang  477  i*->59 


6849 

28 

5014 

20 

4452 

18 

2938 

12 

3223 

13 

2136 

9 

Zusammen     53Ö8  »9344  24712  100 

Y)    Arbeitszeit. 

In  der  japanischen  Baumwollspinnerei  wird  heute  noch  Tag 
und  Nacht  gearbeitet;  die  Arbeitszeit,  die  Pausen  abgerechnet, 
beträgt  etwa  11  bis  11  ^2  Stunden  ohne  Rücksicht  auf  Geschlecht 
und  Alter  der  Arbeiter.  Die  Tagesarbeit  fängt  um  6  Uhr  an  und 
endet  um  6  Uhr  abends,  und  die  Nachtarbeit  dauert  von  da  an 
bis  um  6  Uhr  morgens.  Jedoch  ändert  sich  diese  Arbeitszeit  je 
nach  der  Marktlage. 

Die  Arbeiter  müssen  außerdem  in  Zeiten  guter  Konjunktur 
manchmal  zwei  oder  drei  Stunden  länger  arbeiten;  wenn  von  den 
Arbeitern,  welche  gerade  für  die  Nacht  arbeiten  sollten,  sehr  viel 
fehlen,  sogar  noch  mehr. 

Was  nun  die  Pausen  anlangt,  so  gibt  es  im  allgemeinen  drei: 
etwa  um  9  Uhr,  um  12  Uhr  und  um  3  Uhr.  Die  erste  und  dritte 
Pause  beträgt  etwa  1 5  Minuten,  die  zweite  eine  halbe  Stunde. 
In  Wnklichkeit  kann  man  aber  die  Pausen  nicht  so  fest  be- 
stimmen, da  die  Maschinen  fortwährend  in  Betrieb  sind.  Deshalb 
haben  die  Arbeiter  ihre  Pausen  schichtenweise.  Die  Arbeiter, 
welche  für  Stücklohn  arbeiten,  werden  sich  meist  nur  kurze  Ruhe- 
zeiten gönnen,   um  möglichst  viel  Geld  zu  verdienen. 

Die  Abwechslung  in  der  Tag-  und  Nachtarbeit  erfolgt  wöchent- 
lich oder  alle  zehn  Tage,  in  manchen  Spinnereien  alle  vierzehn 
oder  fünfzehn  Tage. 

Die  Ruhetage  für  Arbeiter  zerfallen  in  ordentliche  und  außer- 
ordentliche. Zu  den  ersteren  gehören  die  drei  großen  Landes- 
feste, nämlich  der  Gründungstag  Japans  ( 1 1 .  P'ebruar),  der  Todes- 

1)  Südwest].  Japan,  vor  allem  in  und  um  Osaka. 

2)  a.  a.  O.,   S.  90 — 91. 

10* 


-      I4.S     — 

tag  des  ersten  (3.  April)  und  der  Geburtstag  des  heutij,'en  Kaisers 
von  Japan  (3.  November);  ferner  der  Gründungstag  der  betreffen- 
den Spinnerei,  der  letzte  Tag  des  Jahres  uiid  Neujahr,  schließlich 
derjenige  volle  Tasj^,  an  dem  der  Arbeiter  von  der  Tages-  zur 
Nachtarbeit  übergeht  oder  umgekehrt. 

Außerdem  kommt  es  vor,  daß  manche  Spinnerei  an  den  orts- 
üblichen  Festtagen  Ruhe  gewährt. 

Außerordentliche  Ruhetage  erfolgen  nur  dann,  wenn  die 
Spinnerei,  etwa  infolge  von  Naturereignissen,  den  Betrieb  einstellen 
muß,  sonst  nicht. 

Auf  welche  Ursache  wird  diese  längere  Arbeitszeit  in  der 
japanischen  Baumwollspinnerei  hauptsächlich  zurückzuführen  sein.^ 
Betrachtet  man  diese  Frage  ausschließlich  vom  Standpunkt  der 
Unternehmer,  so  sind  dies  die  Hauptgründe : 

I.  Von  dem  llauptingenieur  einer  großen  japanischen  Spinnerei 
wurde  mitgeteilt  ^),  daß  es  bei  der  im  Vergleich  mit  europäischen 
Ländern  ungewöhnlichen  Möhe  des  japanischen  Zinsfußes  für  eine 
großkapitalistische  Unternehmung,  wie  es  die  Spinnerei  ist,  sehr 
nachteilig  sein  würde,  wenn  sie  ihre  hochverzinslichen  Kapitalien 
nicht  möglichst  stark  ausnutzen  könnte. 

Dies  veranlaßt  die  japanische  Spinnerei,  Tag  und  Nacht  zu 
arbeiten,  um  die  Produktion  zu  steigern:  dann  verteilen  sich  die 
Betriebskosten  auf  eine  größere  Menge  produzierter  Waren.  Denn 
die  Verminderung-,  die  durch  Einstellung  der  Nachtarbeit  hervor- 
gerufen werden  würde,  wäre  recht  beträchtlich.  Beispielsweise 
würden  die  gröberen  Garnprodukte,  welche  heute  noch  den  größten 
Teil  der  gesamten  Garnproduktion  ausmachen,  durch  Einstellung  der 
Nachtarbeit  nach  der  Berechnung  des  Verbandes  etwa  eine  Ver- 
minderung von  45  Proz.  =  585000  Ballen  Grobgarn  erfahren. 
Denn  die  Gesamtproduktion  an  solchen  betrug  i  300000  Ballen, 
wovon  etwa  200000  Ballen  auf  Erzeugung  von  auszuführenden 
Baumwollstoffen,  etwa  300000  Ballen  auf  Garnausfuhr  entfallen, 
während  der  Rest  zunächst  für  die  Befriedigung  des  inländischen 
Bedarfs  zur  Verfügung  steht. 

Also  könnte  man  dann  entweder  den  inländischen  Bedarf 
nicht  mehr  völlig  befriedigen,  oder  man  müßte  auf  Ausfuhr  ver- 
zichten; überhaupt  wäirde  schließlich  die  japanische  Baumwoll- 
spinnerei dabei  zugrunde  gehen  ^). 

i)  Persönliche  Mitteilung. 

2)  Monatsschrift  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnerei,  Februar- 
Heft  No.   210,    19 IG. 
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2.  P'erner  sind  es  die  außerordentlichen  Unkosten,  welche  der 
japanischen  Spinnerei  aus  der  Anwerbung  der  Arbeiter  (etwa  3 
bis  10  Yen  pro  Arbeiter),  sodann  aus  der  Einrichtung  der  Arbeiter- 
heime (etwa  2  Yen  pro  Arbeiter)  und  aus  anderen  Wohlfahrts- 
einrichtungen erwachsen,  außerdem  die  geringere  Leistungsfähig- 
keit des  einzelnen  japanischen  Arbeiters,  deren  Ursache  sicherlich 
in  dem  fortwährenden  Stellungswechsel  liegt,  die  der  japanischen 
Spinnerei  eine  längere  Arbeitszeit  nötig  machen. 

Nach  Angabe  des  Herrn  Hauptingenieurs  Hirose  von  der 
Amagasaki-Spinnerei  sind  bei  der  japanischen  Spinnerei  etwa  5  Per- 
sonen für  1000  Ringspindeln  und  3  Personen  für  600  Ring- 
spindeln erforderlich  zur  Erzeugung  von  Garn  Nr.  30 — 40,  während 
in  Nordamerika  etwa  eine  Person  für  looo  Ringspindeln  und  in 
England  etwa  eine  Person  furo — 700  Ringspindeln  zur  Erzeugung 
derselben  Garnnummern  benötigt  werden.  Demnach  verhält  sich 
die  Leistungsfähigkeit  der  japanischen  Spinner  zu  der  der  ameri- 
kanischen wie  5  zu  I,  zu  der  der  englischen  wie  3  zu  i  ^).  Also  mit 
änderen  Worten:  wenn  die  japanische  Spinnerei  bei  so  schwierigen 
Kapital-  und  Arbeiterverhältnissen  ihre  Arbeitszeit  verkürzt,  so 
werden  die  Betriebskosten  außerordentlich  steigen,  dagegen 
wird  die  Höhe  der  bisherigen  Produktion  außerordentlich  sinken, 
was  ihren  Gewinn  vermindern,  mithin  ihre  finanzielle  Lage 
verschlechtern  und  ihre  Aktien  entwerten  würde.  Dann  gäbe 
kein  Kapitalist    sein  Geld    in  diese   unrentablen  Unternehmungen. 

Und  das  ist  in  der  Tat  zweifellos  richtig,  solange  einerseits 
für  die  Spinnerei  die  Kapitalbeschaffung  und  die  Anwerbung  der 
Arbeiter  so  kostspielig  bleibt  und  solange  andererseits  die  Leistungs- 
fähigkeit der  japanischen  Spinner  nicht  zunimmt.  Es  ist  jedoch 
sicher,  daß  die  Kapitalbeschaffung  in  letzter  Zeit  sowohl  infolge 
der  Vervollkommnung  des  Bankwesens  und  infolge  der  Stärkung 
seiner  Kapitalverhältnisse,  als  auch  infolge  der  allgemeinen  Ver- 
mehrung des  Reichtums  des  japanischen  Volks  viel  leichter  ge- 
worden ist  als  früher.  Und  wenn  man  die  wirtschaftlichen  Er- 
gebnisse der  japanischen  Spinnerei  in  den  einzelnen  vorhergehen- 
den Jahren  ansieht'-),  so  wird  man  doch  nicht  daran  zweifeln,  daß 
sich  die  Lage  der  Spinnerei  im  allgemeinen  nach  dem  japanisch- 


i)  Monatsschrift     des    Verbandes    der    japanischen  Baumwollspinnerei,     März- 
heft  1909. 

2)  Genaueres  darüber  siehe  unten. 
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russischen  Kriege  gefestigt  hat*),  weswegen  die  Kapitalisten 
ihr  Kapital  eher  der  Spinnerei  als  anderen  Gewerbezweigen  zu 
geben  geneigt  sind.  Also  sowohl  für  die  Erneuerung  und  Ver- 
größerung des  Betriebes  wie  auch  für  Neugründungen  auf  dem 
Gebiete  der  Spinnerei  werden  die  Möglichkeiten  in  der  Zukunft 
viel  besser  sein  als  am  Anfang  dieses  Jahrhunderts.  Deshalb 
wird  auch  die  Produktion  genügend  vorwärts  schreiten  können, 
um  den  steigenden  Bedarf  des  In-  wie  Auslandes  zu  decken. 

Was  nun  die  Unkosten  für  die  Arbeiter,  wobei  vor  allem  die 
Auslagen  für  die  Anwerbung  in  Betracht  kommen,  sowie  die  ge- 
ringere Leistungsfähigkeit  der  japanischen  Arbeiter  anlangt,  so 
kann  dann  eine  Verringerung  dieser  Unkosten  und  eine  Erhöhung 
der  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  erzielt  werden,  wenn  die  Ar- 
beiter längere  Zeiten  bei  einer  Spinnerei  bleiben,  als  es  jetzt  der 
Fall  ist.  Die  längere  Tätigkeit  der  Arbeiter  bei  einer  Spinnerei 
hebt  ihre  Leistungsfähigkeit,  welche  sich  in  der  Regel  durch  ver- 
kürzte Arbeitszeit  noch  mehr  steigern  wird.  Und  die  erhöhte 
Leistungsfähigkeit  verringert  die  Zahl  der  Arbeiter,  welche  für 
eine  bestimmte  Spindelzahl  nötig  ist. 

Um  dies  zu  erreichen,  sucht  heute  jede  Spinnerei  ihren  Ar- 
beitern das  Leben  durch  alle  möglichen  Wohlfahrtseinrichtungen 
angenehm  zu  gestalten.  Als  Entgelt  dafür  kommt  dann  dem  Unter- 
nehmer die  Verringerung  der  Kosten  für  die  Anwerbung  der 
Arbeiter  und  deren  gesteigerte  Leistungsfähigkeit  zugute.  Außer 
dieser  Erwägung  muß  man  aber  vor  allem  die  Wirkung  der 
längeren  Arbeitszeit,  besonders  die  der  Nachtarbeit,  auf  die  Ge- 
sundheit der  Arbeiter,  die  durch  die  feuchte,  schlechte  und  stau- 
bige Luft  in  den  Spinnereiräumen  sehr  gefährdet  wird ,  berück- 
sichtigen. Nach  einer  statistischen  Erhebung  des  Ministeriums  des 
Innern,  die  sich  auf  die  zweite  Hälfte  des  Jahres  1901  und  die 
erste  Jahreshälfte  von  1902  erstreckte,  über  Krankheit  und  Sterb- 
lichkeit der  Spinnerinnen,  welche  in  Arbeiterheimen  wohnten, 
lagen  damals  die  Verhältnisse  wie  folgt: 

(Siehe  Tabelle  S.   151). 

Der  Anteil  der  Erkrankungen  der  Atmungsorgane  betrug  sowohl 
bei  der  Zahl  der  Kranken  wie  bei  der  der  Todesfälle  etwa  ein 
Viertel.    Aus  den  erwähnten  Gründen  kann  man  schon  der  Spinnerei 


l)  Sanji  Muto,  Haupileiter  der  Kanegafuchi-Bautnwollspinneiei,  ist  derselben 
Meinung  in  der  Naüonalük.  Zeitsclirifi  von  Tokyo,  Bd.  LVI.,  lieft  1410,  S.  23 
(Okt.   1907). 


—     151 


1901 

1901 

1902 

erste  Hälfte 

zweite  Hälfte 

erste    Hälfte 

Zahl  der  Spinnereien,  welche 

Mitteilungen  machten 

73 

68 

70 

Durchschnittszahl  d.  Arbeiter 

40  205 

40  13^ 

46  411 

Durchschnittszahl    der 

Kranken  pro  Monat 

4  192 

3897 

3  So^ 

Durchschnittszahl  der  Todes- 

fälle   pro    Monat 

14 

25 

14 

Auf   ICD  Arbeiter  kamen 

Kranke 

10,43 

9,71 

14,0 

Auf   IG 000    Arbeiter    kamen 

Todesfälle 

3.4S 

6,23 

3,02 

eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  vor  allem  auch  die  Abschaltung 
der  Nachtarbeit,  wünschen,  ohne  daß  man  zu  fürchten  hätte,  der 
Spinnerei  dadurch  so  großen  Schaden  zuzufügen,  wie  sie  es  sich 
vorstellt. 

5)    A  r  b  e  i  t  s  1  o  h  n. 

Der  Arbeitslohn  in  der  japanischen  Baumwollspinnerei  ist  in 
Tage-  und  Stücklohn  zu  scheiden. 

Es  ist  sehr  schwer  festzustellen,  für  welche  Arbeiten  in  der 
japanischen  Spinnerei  Stück-  und  für  welche  Tagelohn  bezahlt 
wird,  da  dies  je  nach  der  Spinnerei  verschieden  ist. 

Im  allgemeinen  ist  Stücklohn  üblich  für  Arbeiten  wie  Vor- 
spinnen, Haspeln,  Garnpackpressen,  während  Tagelohn  für  das 
Spinnen,  die  Baumwollmischung  sowie  das  BaumwoUschlagen  u.  a.  m. 
in  Anwendung  kommt.  Die  Zahl  derjenigen  Arbeiter,  welche 
Stücklohn  erhalten,  macht  etwa  60  Proz.,  die  Zahl  der  Tagelöhner 
etwa  40  Proz.  der  gesamten  Arbeiterschaft  aus.  In  der  Gegen- 
wart ist  ein- Uebergang  vom  Tagelohn  zum  Stücklohn  zu  ver- 
zeichnen. 

Der  Zahltag  ist  je  nach  der  Spinnerei  verschieden;  er  liegt 
am  Ende  jedes  Monats,  oder  man  zahlt  zweimal  monatlich,  näm- 
lich am  15.  und  am  Ende  des  Monats,  oder  alle  zehn  Tage, 
selten  aber  täglich. 

In  manchen  Spinnereien  geht  auch  die  Lohnzahlung  so 
vor  sich,  daß  sie  für  Stück-  und  Tagelöhner  an  getrennten  Ter- 
minen erfolgt.  In  einigen  Spinnereien  werden  die  Löhne  an  einem 
bestimmten  Tage  allen  Arbeitern  gegeben ,  in  anderen  sind  die 
Arbeiter  in  mehrere  Klassen  geteilt,  die  zu  festgesetzten  Zeiten 
an  getrennten  Terminen  gelohnt  werden.  In  manchen  Betrieben 
werden  Geldmarken  an  Stelle  des  Geldes  verabreicht,  die  aber 
jederzeit  in  Geld  umgetauscht  werden  können. 
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Abgezogen  werden  bei  der  Lohnzahlung  das  Kautions-  oder 
Spargeld  der  Arbeiter,  das  von  diesen  als  »Oshi-dome-kin«  (Fuß- 
fesselgeld) bezeichnet  zu  werden  pflegt,  ferner  die  Beiträge  für 
die  Arbeiterheime,  die  Auslagen  für  Medizin  und  die  Strafgelder  i). 

Was  die  Höhe  des  Lohns  anbelangt,  so  fehlt  es  hierfür  noch 
an  eingehenderen,  nach  den  verschiedenen  Lohnklassen  eingeteilten 
Angaben  für  die  letzten  Jahre;  nur  für  die  i6  Spinnereien  im 
Kwansaigebiete  stehen  solche  vom  Jahre   1901   zu  Gebote. 


Zahl  d.  männi. 

Zahl  d.  weibl. 

Lohnnoiie 

Arbeiter 

Arbeiter 

Zusammen 

I'roz. 

bis   10 

Sen 

58 

169 

237 

0,93 

bis   15 

» 

313 

2825 

3138 

12,70 

bis  20 

> 

536 

5306 

5842 

23.64 

bis  30 

» 

2374 

8514 

10898 

44,10 

bis  40 

» 

I  220 

2  1-53 

3  373 

13.63 

bis  50 

» 

530 

322 

852 

3,45 

bis  60 

» 

216 

43 

259 

1,05 

bis  80 

» 

96 

2 

98 

0,40 

bis     I 

Yen 

19 

— 

•     19 

0,07 

über  I 

Yen 

6 

— 

6 

0,03 

Gesamtzahl        5368  '9  344  -4  7i-  100,00 

Nach  dieser  Zusammenstellung  betrug  damals  die  Zahl  der 
Arbeiter,  welche  Arbeitslohn  in  Höhe  von  20 — 30  Sen  erhielten, 
44,10  Proz.  der  gesamten  Arbeiterschaft,  und  auf  die  Klassen 
von  16  bis  20  Sen  entfielen  23,64  Proz..  In  der  Lohnhöhe  von 
16  bis  30  Sen  standen  also  in  den  16  Unternehmungen  drei 
Fünftel  der  gesamten  Arbeiterzahl. 

Einen  Vergleich  über  einen  größeren  Zeitraum  hinweg  gibt 
eine  zweite  Aufstellung  an  die  Hand,  die  allerdings  die  Ver- 
hältnisse nur  summarisch  betrachtet.  Man  ersieht  aus  ihr, 
in  welchem  Verhältnis  in  den  letzten  zehn  Jahren  die  Steigerung 
des  Durchschnittslohns  der  Spinner  und  Spinnerinnen  zu  der  Stei- 
gerung   der   Lebensmittel-   und   Kleidcrstoffpreise    gestanden    hat. 


Löhne  der 

und  KleiderstofFpreise  in  Pro 

Männl 

1. 

in  % 

Weibl. 

in  % 

Lebens- 

Kleider- 

Arbeiter 

Arbeiter 

mittel 

stoffe 

1900 

30,35 

Sen 

100 

19,39  Sen 

100 

100 

IOC 

I90I 

30,99 

» 

lOI 

20,07      » 

103 

98 

99 

1902 

31,91 

> 

115 

20,69     '■ 

106 

102 

98 

1903 

32,07 

» 

108 

20,58      .. 

105 

1 1 1 

100 

1904 

34,63 

t 

114 

20,34     » 

104 

124 

109 

^905 

34.57 

» 

113 

21,15      " 

109 

127 

120 

1906 

36,53 

» 

120 

22,84      » 

112 

129 

122 

1907 

39,32 

» 

129 

24.57      - 

126 

137 

130 

1908 

40,98 

» 

131 

24,98     » 

128 

139 

120 

1909 

42,46 

» 

139 

26,68      . 

137 

i)  Im  einzelnen  wird  hierüber  später  genauer  gehandelt. 
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Nach  ihr  ist  der  Arbeitslohn  für  Spinner  im  Jahre  1908  gegen- 
über 1900  und  1904  um  34  bez.  18  Proz.  gestiegen,  während  sich 
der  für  die  Spinnerinnen  in  derselben  Zeit  um  28  bez.  16  Proz.  er- 
höhte.  Wenn  man  nun  diese  Zunahme  mit  der  Verteuerung  der 
Lebensmittel  und  der  Kleiderstoffe  zwischen  1900  und  1908  — 
andere  Ziffern  fehlen  —  vergleicht,  so  ergibt  sich,  daß  die  Lebens- 
mittel und  die  Kleiderstoffe  etwa  um  39  bez.  20  Proz.  teurer 
wurden,  während  der  Arbeitslohn  für  Spinner  und  Spinnerinnen 
nur  um  31  bez.  28  Proz.  gestiegen  war.  Also  ist  der  Arbeitslohn 
hinter  dem  Ansteigen  der  Nahrungspreise  zurückgeblieben. 

z)    A  r  b  e  i  t  e  r  \v  o  h  n  u  n  g  e  n. 

Für  die  Wohnverhältnisse  der  Arbeiter  stehen  zunächst  die 
Tatsachen  zur  Verfügung,  die  sich  auf  Grund  jener  im  Jahre  1901 
durch  die  Regierungskommission  über  die  16  Baumwollspinnereien 
des  Kwansai-Gebietes  gemachten  Untersuchungen  herausgestellt 
haben.  Außerdem  kommen  die  Ergebnisse  der  im  Jahre  1907 
veranstalteten  statistischen  Erhebung  im  Gouvernement  Osaka, 
welche  sich  auf  1 1  Baumwollspinnereien  erstreckte,  in  Betracht. 
Bei  der  Erhebung  von  1901  stellte  sich  heraus,  daß  etwa  63  Proz. 
der  in  der  Spinnerei  beschäftigten  gesamten  Arbeiterzahl  in  den 
von  den  Fabriken  selbst  errichteten  oder  von  ihnen  angewiesenen 
Wohnungen  ihre  Unterkunft  fanden,  während  dies  1907  im  Gou- 
vernement Osaka  sogar  für  71  Proz.  der  P'all  war.  Aehnlich  wird 
es  auch  jetzt  noch  sein.  Von  der  Gesamtzahl  der  weiblichen 
Arbeiter  waren  etwa  66  bez.  75  Proz.  (1907,  Osaka),  von  der 
Gesamtzahl  der  männlichen  Arbeiter  etwa  47  bez.  5 1  Proz.  mit 
solchen  Wohnungen  versehen.  Ungefähr  83  bez.  89  Proz.  von  den 
gesamten  in  diesen  Behausungen  lebenden  Arbeitern  beider  Ge- 
schlechter machten  die  P"rauen  aus. 

In  der  japanischen  Spinnerei  gibt  es  im  allgemeinen  drei 
Arten  von  Arbeiterwohnungen,  die  von  der  Spinnerei  für  Arbeiter, 
die  keine  eigene  Wohnung  haben,  errichtet  worden  sind ;  nämlich 
I.  die  Arbeiterkaserne  (Menage),  wo  in  einzelnen  großen  Räumen 
unter  Trennung  der  Geschlechter  eine  ganze  Reihe  lediger  Arbeiter 
oder  Arbeiterinnen  zusammenwohnen  (»Kishukusha<');  2.  das  auf 
japanisch  »Shataku«  genannte  Arbeiterfamilienheim,  das  in  der 
Regel  für  eine  Arbeiterfamilie  bestimmt  ist;  3.  die  sogenannte 
Arbeiterpension   (.>Shitei-Geshuku«  ^) ,    worin    meistens    diejenigen 


i)  Darüber  ist  schon  in  anderem  Zusammenhang  kurz  gesprochen  worden. 
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Arbeiter  wohnen,  die  we^cn  UeberfüUun«^  keine  Unlerkuni't  in  tlen 
Albeiterwohnungen  der  Spinnerei  i^et'unden  haben. 

Nach  der  im  Jahre  1901  von  der  Regierungskommission  vor- 
genommenen Untersuchung,  deren  Ergebnisse,  wie  gelegentHche 
Vergleiche  zeigen,  ohne  große  Abweichungen  wohl  noch  heute 
zutreffend  und  deshalb  zu  dem  vorliegenden  Zwecke  verwend- 
bar sind,  wohnten  39  Proz.  der  in  der  Spinnerei  beschäftigten 
gesamten  Arbeiterzahl  bez.  63  Proz.  von  den  Arbeitern,  die  ins- 
gesamt in  den  von  den  Fabriken  abhängigen  Wohnungen  hausten, 
in  Arbeiterkasernen;  etwa  99  Proz.  davon  entfielen  auf  die  Si)in- 
nerinnen.  Sodann  wohnten  16  bez.  25  Proz.  in  Arbeiterfamilien- 
heimen (Shataku);  etwa  64  Proz.  davon  waren  weibliche,  36  Proz. 
männliche  Arbeiter.  Und  in  Arbeiterpensionen  (Shitei-Geshuku) 
wohnten  etwa  <S  bez.  12  Proz.,  davon  63  Proz.  Frauen  und  37  Proz. 
Männer. 

Es  ist  hiernach  wohl  klar,  daß  die  Arbeiterkaserne  (Kishu- 
kusha)  in  der  japanischen  S])innerei  die  weitaus  größte  Bedeutung 
hat;  erst  in  zweiter  Linie  kommen  das  Arbeiterfamilienheim  (Sha- 
taku) und  die  Arbeiterpension  (Shitei-Geshuku)  in  Frage. 

Die  Arb  eiterkaserne  besteht  zumeist  in  einer  aus  Holz  ge- 
bauten zweistöckigen  Wohnung,  deren  Schlafräume  im  allgemeinen 
etwa  10  bis  20  Zjo  (=  18,3  bis  36,6  qm)  groß  sind;  dazu  um- 
faßt sie  Bade-,  Speise-  und  Waschräume. 

Man  findet  auch  noch  größere  Schlafräume,  z.  B.  solche  von 
40  bis  50  Zjo  (=  73,2  und  91,5  qm),  wie  sie  früher  oft  gebaut 
worden  sind.  In  der  Gegenwart  pflegt  die  Spinnerei  kleingeteilte 
Räume  in  der  Größe  von  6  bis  8  Zjo  (=  11  bis  14  qm)  vorzu- 
ziehen, um  das  Leben  gemütlich  zu  gestalten.  Wenn  man  nun 
aber  hört,  wie  viele  Arbeiter  in  diesem  Zimmer  schlafen,  so  kann 
man  sich  vorstellen,  wie  bedauernswert  im  ganzen  ihre  Lage  ist. 
Man  rechnet  so,  daß  jedem  i  Zjo  (=  1,83  qm)  zur  Verfügung 
gestellt  sein  soll.  Da  aber  die  japanische  Spinnerei,  vom  sozialen 
Standpunkt  aus  bedauerlicherweise,  noch  die  Nachtarbeit  kennt, 
wozu  etwa  die  Hälfte  der  Arbeiter  herangezogen  wird,  so  müßten 
auf  eine  Person  2  Zjo  (=  3,66  qm)  kommen.  In  Wirklichkeit 
freilich  kann  es  aber,  wie  Prof.  Kauibe  und  J.  Carter  für  eine 
Spinnerei  festgestellt  haben,  etwa  vorkommen,  daß  in  einem  Räume 
von  24  Zjo  (=  43,9  qm)  36  Personen  schlafen  müssen,  d.  i.  also 
0,66  Zjo  (=  1,2  qm)  für  die  Person.  Auch  wenn  man  die  Hälfte 
dieser  Arbeiter  als  Nachtarbeiterschicht  betrachtet,  so  ergibt  sich 
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doch  immerhin  nur   1,3   Zjo  (=  2,5   qm)  für  die  Person. 

Die  Arbeiterin  breitet  zum  Schlafen  die  japanischen  Betten, 
welche  mit  Baumwolle  gefüttert  sind  und  meist  von  der  Spinnerei 
umsonst  geliefert  werden,  auf  dem  ihr  zukommenden  kleinen  An- 
teil des  etwa  5  cm  dick  mit  weichem  Stroh  ausgestopften  und 
dann  mit  feinerer  Matte  überdeckten  Tatami-Bodens  aus.  Im 
Winter  pflegen  die  Arbeiterinnen  zu  zweit  in  einem  Bett  zu 
schlafen,  was  sicherlich  auf  Mangel  an  Wärme  im  Zimmer  zurück- 
zuführen ist.  Es  wird  sogar  mitgeteilt,  daß  die  Kinder  —  children, 
das  Alter  ist  nicht  ersichtlich  —  manchmal  zu  viert  in  einem 
Bett  schlafen,  zwei  am  Kopf-  und  zwei  am  Fußende,  die  Füße 
nach  der  Mitte  gerichtet.  Die  Betten  werden  nicht  so  oft  erneuert, 
als  es  eigentlich  erforderlich  ist.  Nicht  selten  geschieht  es,  daß 
eine  Arbeiterin,  die  in  der  Nacht  gearbeitet  hat,  ein  Bett  zum 
Schlafen  benutzt,  in  dem  schon  eine  andere  geruht  hat;  das  ist 
sicherlich  auf  Kälte  des  Raumes  und  auch  auf  Nachlässigkeit  der 
Arbeiterinnen  zurückzuführen.  Die  Sauberkeit  in  diesen  Zimmern 
läßt  ebenfalls  sehr  oft  viel  zu  wünschen  übrig.  Wenn  auch  Ein- 
richtungen für  die  Aufbewahrung  der  Kleider  und  der  sonstigen 
Gegenstände  vorhanden  sind,  so  sieht  man  doch,  daß  die  Kleider 
u.  dgl.  manchmal  zerstreut  im  Zimmer  herumliegen,  wodurch  Un- 
ordnung und  Unsauberkeit  entstehen. 

Wenn  man  diese  Wohnungszustände  überblickt,  so  sind  sie 
sowohl  in  gesundheitlicher  wie  in  sittlicher  Hinsicht  mangelhaft. 
Die  übermäßige  Belegung  der  einzelnen  Räume  mit  Menschen 
gewährt  keinen  genügenden  durchschnittlichen  Luftraum;  dadurch 
wird  nicht  nur  das  Atmen,  sondern  auch  das  Schlafen  der  Indi- 
viduen beeinträchtigt.  Das  durch  ungenügende  Wärme-  und 
Raumversorgung  verursachte  Zusammenschlafen  ist  durchaus  un- 
hygienisch ,  vor  allem  sehr  gefährlich  bei  epidemischen  Krank- 
heiten, und  außerdem  beeinflußt  es  die  Sittlichkeit. 

In  neuerer  Zeit  wurde  in  manchen  großen  Spinnereien,  z.  B. 
in  der  Kanegafuchi-Spinnerei,  mit  Abstellung  der  Uebelstände 
durch  Neubauten  begonnen. 

Die  neuen  Arbeiterkasernen  dieser  Spinnerei,  welche  nach 
verschiedenen  Modellen  von  dem  Ingenieur  Yokokawa  gebaut 
worden  sind,  haben  etwa  pro  Tsubo  (=  3,3  qm)  200  Yen  ge- 
kostet. Die  Größe  der  einzelnen  Räume  beträgt  30  Zjo  ( =  54,9  qm) ; 
an  zwei  Seiten  sind  Schubkästen  eingerichtet.  Diese  Zimmer 
wurden   für   1 5   Personen    zum  Schlafen   bestimmt    und    mit    euro- 
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päischcn  Betten  ausgestattet.  Demnach  kommen  auf  eine  Person 
etwa  2  Zjo  (=  3,66  qm).  Man  hat  auch  auf  die  Licht-  und 
Luftverhältnisse  Rücksicht  genommen,  indem  man  an  der  Decke 
Lichtschächte  und  über  den  Fenstern  der  Veranda  Fenster  für 
Luftzufuhr  eingerichtet  hat.  An  beiden  Enden  jedes  Gebäudes 
befinden  sich  zwei  je  30  Zjo  große  Zimmer,  in  denen  die  Arbeiter 
nach  der  anstrengenden  Arbeit  auszuruhen  pflegen.  Durch  einen 
Korridor  erreicht  man  Waschräume  und  Abort,  deren  Entfernung 
von  den  Zimmern  2,7  m  beträgt.  Alle  Räume  sind  elektrisch 
beleuchtet. 

Was  dann  das  Essen  in  der  Arbeiterkaserne  betrifft,  so 
wird  es  entweder  durch  die  Spinnerei  selbst  oder  durch  einen 
Kaufmann  besorgt,  dem  die  Spinnerei  die  ganze  Lieferung  des 
Essens  überlassen  hat.  Die  Qualität  der  Speise  ist  im  letzteren 
Falle  naturgemäß  immerhin  schlechter,  als  wenn  sie  von  der 
Spinnerei  direkt  besorgt  wird.  Das  Frühstück  besteht  im  allge- 
meinen aus  Reis  und  Misoshiru,  einer  Art  Suppe,  welche  aus 
Weizen,  Bohnen  und  Salz  zubereitet  wird,  sowie  aus  Kö-no-mono, 
d.  h.  aus  weißen  Rüben  oder  ähnlichen  Vegetabilien,  die  in  Reis 
und  Salz  eingemacht  worden  sind.  Beim  Mittag-  und  Abendessen 
wird  Reis  und  als  Nebenspeise  Gemüse  in  wechselnder  Zube- 
reitung und  außerdem  manchmal  Fisch-  oder  Fleischbeilage  ge- 
bracht. Die  Qualität  des  Essens  läßt  sehr  viel  zu  wünschen 
übrig,  doch  kann  es  auch  nicht  besonders  gut  sein,  da  es  täglich 
pro  Person  nur  ungefähr    10  Sen  kostet. 

Bei  den  großen  Spinnereien  werden  Speisemarken  verwendet, 
welche  den  Arbeitern  vorher  übergeben  und  von  diesen  gegen 
Speise  umgetauscht  werden.  Diese  Speisemarken  werden  entweder 
auf  einmal  für  eine  Woche  oder  täglich  ausgegeben;  ein  Nach- 
teil der  Marken  ist,  daß  manchmal  die  Arbeiter  sie  ihren  Kollegen 
verkaufen  oder  die  Kleinen  sie  verlieren. 

Die  Arbeiter,  die  in  der  Arbeiterkaserne  wohnen,  bezahlen 
gewöhnlich  nur  das  Pässen  und  die  sonstigen  Unkosten;  das  übrige, 
wie  z.  B.  das  Bett,  die  Holzkohle  usw.,  tragen  die  Spinnereien. 
P^ür  das  Essen  gibt  jeder  täglich  nur  etwa  8  oder  9  Sen;  die 
Spinnerei  legt  ungefähr  i  oder  2  Sen  zu.  Bei  manchen  Spinnereien, 
z.  B.  bei  der  Kanegafuchi-Spinnerei,  sind  die  Arbeiterinnen,  welche 
in  der  Arbeiterkaserne  der  Spinnerei  wohnen ,  vor  den  anderen 
in  der  Weise  bevorzugt,  daß  sie  täglich  nur  9  Sen  zu  zahlen 
brauchen,  während  die  Arbeiter  11,5  und  die  übrigen  Arbeiterinnen 
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lO  Sen  geben  müssen;  die  letzteren  sind  meistens  die  Ehefrauen 
und  Töchter  der  Arbeiter  und  dadurch  verhältnismäßig  günstiger 
gestellt  als  jene  Arbeiterinnen. 

In  jeder  Arbeiterkaserne  sind  mehrere  Wänner  und  Frauen 
als  Hilfspersonen  angestellt  und  in  jedem  einzelnen  Räume  ein 
Aufseher.  Man  pflegt  sie  aus  der  Reihe  der  älteren  und  seit 
längerer  Zeit  in  der  Spinnerei  beschäftigten  Arbeiterinnen  zu  nehmen. 
Da  man  oft  eine  unpassende  Wahl  trifft,  so  treten  große  Uebel- 
stände  ein. 

Das  Arbeiterfamilienheim  (Shataku)  oder  das  Arbeitermiet- 
haus, das  für  die  Arbeiter  mit  Familie  bestimmt  ist,  wird  durch 
die  Spinnerei  in  ihrer  Nähe  erbaut  und  gegen  einen  Mietpreis, 
der  niedriger  ist  als  der  gewöhnliche,  an  die  Arbeiter  ver- 
mietet^). 

Die  Wohnungen  sind  aus  Holz  errichtete  Erdgeschoßbauten. 
Sie  stehen  in  einer  Reihe  direkt  nebeneinander;  die  Ausdehnung 
der  Zimmer  ist  verschieden.  Die  Kanegafuchi-Spinnerei  in  Tokyo 
z.  B.  hat  drei  Arten  solcher  Häuser.  Entweder  besteht  ein  Haus 
aus  drei  Zimmern  von  6,  4,5  und  2  Zjo  ^j,  dazu  aus  Küche, 
Veranda  (auf  japanisch  Yengawa)  und  Abort,  oder  es  fehlt  das 
eine  Zimmer  von  6  Zjo,  oder  es  ist  alles  so  wie  bei  der  zweiten 
Art,  nur  daß  der  Abort  draußen  steht.  Jedes  Haus  hat  einen  Eingang 
für  sich.  Die  gesamten  Baukosten,  einschließlich  des  Grund  und 
Bodens,  die  bei  der  erstmaligen  'Inangriffnahme  dieses  Systems 
im  Jahre  1900  verursacht  worden  sind,  betrugen  damals  für  705,5 
Tsubo  Bauanlage  19500  Yen,  also  pro  Tsubo  (=  3,30  qm)  etwa 
208  Yen.  Die  Reparaturen,  wie  die  für  Tatami,  Türen,  Schutz- 
wand usw.,  werden  von  der  Spinnerei  besorgt;  Koch-  und  Haus- 
geräte müssen  die  Bewohner  selber  beschaffen. 

Es  hausen  darin  außer  den  Arbeiterfamilien  noch  gewisse 
Beamte  von  der  Spinnerei  und  ein  Teil  der  ledigen  Arbeiter. 
Wollen  die  Arbeiter  mieten,  so  müssen  sie  gewöhnlich  eine  Miet- 
verschreibung ausstellen,  die  der  Mieter  und  sein  Zeuge,  der  ein 
zuverlässiger,  erwachsener  Mann  sein  muß,  unterschreiben.  Diese 
Wohnungen    sind    im    allgemeinen   nicht   so   stark    mit  Menschen 


i)  Bei  der  Kanegafuchi-Baumwollspinnerei  (Filiale  in  Hiogo)  betrug  der 
monatliche  Mietpreis  für  die  drei  Typen  (vgl.  auch  die  Fortsetzung  des  Te.xtes) 
a)  2,80 — 10,0  Yen,  b)  1,80—3,0  Yen,  c)  0,50 — 2,0  Yen;  bei  der  Osaka-Baumwoll- 
spinnerei (in  Osaka)  für  zwei  Typen  a)  3,0 — 4,50  Yen,  b)   1,20—2,50  Yen. 

2)   10,98;  8,23;   3,66    qm. 


-     158     - 

belegt,  bei  der  Kanegafuchi-Si.)innerei  duiclisclinittlich  mit  drei 
Personen;  zuweilen  sind  natürlich  auch  sie   überfüllt. 

Das  tägliche  Essen  holen  die  Arbeitei"  in  der  Spinnerei;  oft 
geschieht  es,  daß  sie  nur  gekochten  Reis  von  dort  nehmen  und  die 
verschiedenen  Nebenspeisen  zu  Hause  selbst  bereiten.  Die 
Lebenshaltung  der  Arbeiter  wird  durch  Konsumvereinscinrich- 
tungen  von  der   h'abrik  aus  gefördert. 

Das  Arbeiterfamilienheim  ist  im  ganzen  auch  vom  gesund- 
heitlichen Standpunkt  aus  nach  Luft-  wie  Lichtverhältnissen  besser 
gebaut.  Es  gibt  auch  hier  VVohnungsaufscher  und  Verwalter, 
wozu  mehrere  der  in  diesen  Häusern  wohnenden  Spinnereibe- 
amten verwendet  werden.  Streng  ist  jetzt  von  lo  Uhr  ab  die 
Nachtruhe  durchgeführt,  nachdem  vorher  oft  Störungen  vorge- 
kommen waren. 

Die  in  diesen  Arbeitei  häusern  wohnenden  Leute  sind  in  der 
Regel  wohl  ernst  bei  der  Arbeit  und  solid  zu  Hause  und  haben 
mehr  als  die  übrigen  Neigung,  längere  Zeit  in  der  Fabrik  zu 
bleiben,  es  sei  denn,  daß  dringende  Umstände  sie  zum  Austritt 
bewegen.  Somit  ist  diese  Arbeiterfamilienwohnung  für  die 
japanische  Spinnerei,  der  bei  der  Beschaffung  neuer  Arbeitskräfte 
die  größten  Schwierigkeiten  erwachsen,  sicherlich  eine  nützliche 
Einrichtung.  Durch  das  ständige  Bleiben  bei  derselben  Spinnerei 
wird  die  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen  Arbeiters  erhöht,  und 
dadurch  tritt  gleichzeitig  eine  Verbesserung  der  Fabrikate  ein, 
welche  unmittelbar  der  Spinnerei  zugute  kommt. 

Die  miserabelste  Wohnung  ist  gewiß  die  Arbeiterpension 
(Shitei-Geshuku),  welche  sich  in  der  Nähe  der  Spinnerei  befindet 
und  von  dieser  meist  beihilfsweise  zur  Arbeiterwohnung  verwen- 
det wird.  Die  Häuser  gehören  der  Spinnerei  und  werden  von 
ihr  an  einen  Wirt  verpachtet.  Außer  diesen  Arbeiterpensionen, 
die  von  den  Betrieben  als  Arbeiterwohnungen  anerkannt  und  be- 
nutzt werden,  gibt  es  noch  eine  andere  Art,  die  von  der  Spinnerei 
ganz  unabhängig  ist.  Hier  wohnen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
gemeinsam;  es  wird  da  viel  Unfug  getrieben,  da  die  Kontrolle 
der  Fabrik  dahin  nicht  mehr  reicht.  Der  Wirt  dieser  Arbeiterpen- 
sionen ist  meistens  der  Arbeitervermittler;  diese  Tatsache  ruft 
oft  große  INIißstände  hervor,  w-orüber  in  anderem  Zusammenhang 
gesprochen  worden  ist.  Die  Größe  der  Wohnräume  in  den  Pen- 
sionen ist  6  bis  8  Zjo,  nicht  selten  wohnen  über  lo  Personen 
darin.      Licht-    und     Luftzufuhr    sind    ungenügend.      Das     Essen 
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ist  etwa  30  bis  40  Proz.  teuerer  und  an  Qualität  viel  schlechter 
als  das  von  der  Spinnerei  gelieferte.  Trotz  derartig  ungünstiger 
Zustände  wohnen  die  Arbeiter  lieber  hier  als  dort,  weil  sie  dann 
nicht  unter  der  strengen  Aufsicht  der  Spinnerei  stehen,  die  manch- 
mal der  in  einem  Gefängnis  gleichkommt,  sondern  ein  freieres 
Leben  haben ;  außerdem  gibt  ihnen  der  Wirt  bis  zum  Lohn- 
zahlungstage Kredit.  Die  Pensionskosten  und  sonstigen  Auslagen, 
die  der  Wirt  für  die  Arbeiter  verlegt  hat,  werden  in  der  Regel 
von  der  Spinnerei  am  Zahltage  direkt  an  ihn  vom  Lohne  der  be- 
treffenden Arbeiter  abgeführt.  Was  sonst  noch  etwa  an  Woh- 
nungen für  die  Arbeiter  in  Frage  kommt,  ist  nicht  besser  als  die 
oben  erwähnten. 

Ideale  Arbeiterwohnungen    würden   die    beiden    ersten  Arten 
darstellen,  wenn  sie  mehr  Rücksicht  auf  eine   größere  Geräumig- 
keit der  Zimmer,  auf  gute  und  saubere  Betten  und  auf  kräftiges, 
mit  häufiger  Zugabe    von  Fleisch    besserer  Qualität    verbundenes 
Essen    nehmen   wollten.     Denn    die    Arbeit   in    einem  Maschinen- 
betrieb   verlangt    fortgesetzte  Aufmerksamkeit    der  Arbeiter;    sie 
strengt    sehr    an,    und    auf   die  Dauer   kann    durch   schlechte  Er- 
nährung  die  Arbeitsfähigkeit  verringert  werden.     Vor  allem  sollte 
jede  Spinnerei  auch  freie  Bewegung  in  der  freien  Zeit  gewähren. 
Solche  Verbesserungen    könnten    sicherlich    von  jeder    Spin- 
nefei dann  ausgeführt   werden,    wenn  Arbeiter    in    einer    für    den 
Arbeiterbedarf  der  Spinnerei  genügenden  Zahl  vorhanden  w^ären, 
wodurch  die    verhältnismäßig    hohen  Unkosten,    welche   jedesmal 
durch  die  Beschaffung  der  Arbeiter  verursacht  werden,   sich  ver- 
mindern würden.     Ferner  müßten    die  Arbeiter    für   ihre  Lebens- 
kosten,  welche  jetzt  zum  Teil  von  der  Spinnerei  getragen  werden 
—  jeder  Arbeiter  z.  B.,  der  in  der  Arbeiterkaserne  oder  in  dem 
Arbeiterheim  wohnt,    kostet,    wie   erwähnt,    der  Spinnerei    durch- 
schnittlich   2    Yen    monatlich    extra  — ,  noch    in    höherem    Maße 
aufkommen.      Schließlich    könnte    vielleicht    für   solche    Arbeiter- 
wohnungen   Bauunterstützung    von    seiten    des   Staates    oder    der 
Gemeinde  gewährt  werden.     Jenes  grundlegend  richtige  Erforder- 
nis   eines    vermehrten  Angebotes  an  Arbeitskräften  kann  bewirkt 
werden    i.  durch  Abschaffung  der   gesundheitsschädlichen  Nacht- 
arbeit und  durch  eine  Verkürzung  der    langen   Arbeitszeit;    denn 
es    ist    eine    unbestreitbare   Tatsache,    daß    sich    die    Arbeiterbe- 
schaffung   auf   dem  Lande  immer   schwieriger  gestaltet,    weil  die 
Bauerneltern    ihre  Töchter  wegen    der    uncresunden  Zustände    bei 
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der  Nachtarbeit  und  \ve_L;en  der  allzulangen  Arbeitszeit  in  der 
staubigen  Lutt  der  Spinnerei  nicht  mehr  gern  dorthin  schicken; 
2.  durch  eine  stärkere  Lohnsteigerung,  als  sie  in  Wirklichkeit 
erfolgt  ist  —  eine  solche  hätte  die  Spinnerei  bei  den  in  der 
letzten  Zeit  erzielten  enormen  Gewinnen  und  bei  der  allgemeinen 
Verteuerung  der  Lebensmittel  schon  längst  eintreten  lassen 
sollen  — ;  3.  durch  die  Gewährung  eines  freien  Lebens  in  der 
freien  Zeit. 

Dann  wird  jeder  gern  seine  Arbeit  in  der  Si)innerei  suchen. 
Die  daraus  folgende  Vermehrung  des  Arbeiterangebots  sowie  die 
Lohnsteigerung-,  wodurch  die  Arbeiter  in  die  Lage  kommen,  den 
■Hauptteil  der  Kosten  für  den  Unterhalt  ihres  Lebens  selber  zu 
tragen,  werden  eine  Verminderung  der  auf  die  Arbeiter  entfallen- 
den Unkosten  der  S[)innerci  herbeiführen,  und  dieses  Geld  kann 
dann  für  den  nützlichen  Zweck  der  Verbesserung  der  Arbeiter- 
wohnungen verwendet   werden. 

Q  U  e  b  e  r  das  Sparkassen-  oder  K  a  u  t  i  o  n  s  t^  e  1  d  e  r  w  e  s  e  n. 

Um  die  Arbeiter  zur  Sjjarsamkeit  zu  erziehen,  hauptsächlich 
aber,  um  das  Verlassen  der  l-'abrik  in  gewissem  Maße  zu  ver- 
hindern, errichtet  die  japanische  Baumwollspinnerei  in  der  Regel 
zwangsmäßige  Sparkassen  (Gimu-Chokin)  oder  Kautionsfonds 
(Shinnin-Tsumitatekin  oder  Hoshinkin  oder  Shinninkin). 

Manche  Spinnereien  haben  fakultative  Sparkassen,  welche 
aber  keine  Erfolge  haben.  Das  Geld  wird  von  der  Spinnerei 
entweder  in  einer  bestimmten  Rate  des  bezahlten  Lohns,  z.  B.  3 
bis  6  Proz.,  erhoben,  oder  es  wird  monatlich  der  Lohn  für  ein 
oder  zwei  Tage  zurückbehalten  und  bis  zur  Auflösung  des  Arbeits- 
vertrags gegen  Verzinsung  aufbewahrt.  Eine  Verzinsung  für 
dieses  Geld  findet  aber  bei  manchen  Unternehmungen  nicht  statt, 
dagegen  steuert  die  Fabrik  dann  ebensoviel  aus  ihren  Mitteln 
bei,  wie  der  Arbeiter  selbst  gibt.  In  diesem  Falle  spricht  der 
Japaner  von  Onkyn-Tsumitatekin  (d.  h.  Geld,  das  bei  der  Aus- 
zahlung im  Arbeiter  Dankbarkeit  erregt)  oder  von  Kyodo-Chokin 
(d.  h.  gemeinsame  Sparkasse). 

Das  Spargeld  kann  in  der  Regel  von  Seiten  der  Arbeiter 
während  ihres  Aufenthalts  in  der  Spinnerei  nur  erhoben  werden, 
falls  sie  es  aus  besonderen  Gründen  nötig  haben.  Bei  der  Auf- 
lösung des  Arbeitsvertrags  wird  die  gesamte  Geldsumme  von 
der  Spinnerei  an  die   Arbeiter   ausbezahlt.     Obwohl    die  Summe, 
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welche  zur  Aufbewahrung  geleistet  wird,  gering  ist,  so  fällt  es 
doch  den  Arbeitern  schwer,  dieses  Geld  von  dem  verhältnismäßig 
geringen  Lohne  abziehen  zu  lassen.  Die  Ab^ieigung  der  Arbeiter 
gegen  die  Sparkasse  ist  auch  darauf  zurückzuführen,  daß  in 
manchen  Spinnereien  beim  Weggange  des  Arbeiters  die  Rück- 
zahlung nicht  geschieht,  besonders  dann  nicht,  wenn  die  Kon- 
traktfrist durch  den  Arbeiter  nicht  innegehalten  ist,  wodurch  oft 
Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  entstehen. 
Diese  Unbeliebtheit  der  Sparkasse  bei  den  Arbeitern  berück- 
sichtigt der  schlaue  Arbeitervermittler  bei  der  Anwerbung  der 
Arbeiter,  indem  er  zu  sagen  pflegt,  daß  es  das  Sparkassensystem 
bei  der  Spinnerei,   für  die  er  vermittele,  nicht  gebe. 

T/)     Belolinungund   Strafe   für  Arbeiter. 

Um  die  Arbeitsleistung  zu  erhöhen,  hat  die  japanische  Spin- 
nerei verschiedene  Arten  von  Belohnung  und  Strafe  für  die 
männlichen  wie  die  weiblichen  Arbeiter. 

Die  Belohnungen  zerfallen  im  allgemeinen  in  fünf  Arten. 
Man  belohnt  den  Arbeiter,  wenn  er  während  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Arbeitstagen,  in  der  Regel  während  eines  Monates 
oder  während  eines  Viertel-  oder  Halbjahres,  nicht  gefehlt  hat. 
Dann  bekommt  er  meist  ein  oder  zwei  Tagelöhne  für!  einen 
Monat,  für  zwei  Monate  drei  bis  fünf  Tagelöhne,  für  ein  halbes 
Jahr  etwa  vier  bis  sechs  Tagelöhne  oder  überhaupt  eine  ange- 
messene Summe  Geldes.  Man  nennt  dies  in  der  japanischen 
Spinnerei  Kaikin  sho. 

Fine  zweite  Art  der  Belohnung  ist  für  solche  da,  welche 
ihre  ganze  Kontraktzeit  hindurch  pflichttreu  gearbeitet  haben; 
auf  japanisch  heißt  diese  Art  Manki-sho.  Ihre  Höhe  ist  im  ein- 
zelnen unbestimmt,  beträgt  jedoch  etwa  bis  zu  zehn  Yen. 

Ferner  erhalten  Arbeiter,  die  über  ihre  Kontraktzeit  hinaus 
noch  in  der  Fabrik  bleiben,  je  nach  der  Anzahl  ihrer  Arbeits- 
jahre, je  nachdem  sie  fünf,  sieben,  zehn  Jahre  ausgehalten  haben, 
jährlich  oder  halbjährlich  Geld  in  verschiedener  Höhe  (Kinzo- 
ku-sho). 

Sodann  ist  eine  vierte  Klasse  für  diejenigen  bestimmt,  die 
Waren  qualitativ  besser  oder  quantitativ  über  die  bestimmte 
Produktionshöhe  hinaus  produzieren.  Diese  auf  japanisch  Seiseki- 
sho    genannte    Belohnung    ist    nichts    anderes    als    eine    Prämie. 

Die    letzte  Art  wird  Arbeitern    zugebilligt,    wenn    sie    in    der 
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Arbeit  sowie  aucii  im  Privatleben  als  Muster  für  die  anderen 
gelten  können,  oder  wenn  sie  etwa  eine  nützliche  technische  Va- 
findung  gemacht  oder  bei  gefährlichen  Zufällen  etwas  Besonderes 
geleistet  haben,  wodurch  die  l""abrik  vor  Schaden  behütet  worden 
ist.  Diese  »Tokubetsu-sho< ,  was  auf  deutsch  durch  »besondere 
Belohnung^  wiedergegeben  werden  kann,  wird  von  der  Fabrik 
nach  Gutdünken  verabreicht. 

Außerdem  gibt  es  noch  Gewinnverteilung,  indem  die  Spin- 
nereien eine  bestimmte  Quote  des  Gewinns  beim  halbjährlichen 
Geschäftsabschluß  an  einen  gewissen  Teil  der  Arbeiter  verteilen. 
Sie  ist  aber  bei  der  japanischen  Spinnerei  noch  nicht  sehr 
üblich. 

Wenn  man  diese  verschiedenen  Belohnungen  im  Zusammen- 
hang betrachtet,  so  stellen  sie  nichts  anderes  als  eine  Verlockung 
für  den  Arbeiter  dar,  der  Stellung  in  der  Spinnerei  sucht ;  vor 
allem  bilden  die  dritte  und  vierte  Art  mehr  ein  Mittel,  die 
Arbeiter,  die  gewöhnlich  nicht  lange  in  der  Faljrik  bleiben  und 
die  man  schwer  bekommen  kann,  dauernd  festzuhalten.  Bei  dem 
Verhältnisse,  wie  es  jetzt  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
besteht,  werden  nur  wenige  Betriebe  in  der  Lage  sein,  Ausdauer 
in  der  Arbeitszeit  auszeichnen  zu  können. 

Die  Strafen  werden  im  allgemeinen  dann  angewendet,  wenn 
hinsichtlich  der  Qualität  schlechte  Arbeit  verrichtet  oder  eine 
falsche  Mischung  der  Baumwolle  vorgenommen  wird,  ferner,  wenn 
einer  bei  dem  Betriebe  durch  Nachlässigkeit  Fehler  begangen 
oder  bei  der  Benutzung  die  Maschinen  durch  Unvorsichtigkeit 
beschädigt  hat,  endlich,  wenn  er  mit  anderen  Zank  und  Streit 
anfängt  oder    sich  eine  Unsittlichkeit  zu  schulden    kommen   läßt. 

Die  in  Betracht  kommenden  Strafen  sind  folgende  sechs: 

1.  der  Verweis  (Setsuyu); 

2.  die  Herabsetzung  des  Lohnes  (Genkyu),  wobei  gewöhn- 
lich ein  bis  fünf  Zehntel  des  Wochen-  oder  Monatslohnes  in  Ab- 
zug gebracht  werden; 

3.  das  Verbot  des  Betretens  der  Fabrik  (Shukkinteishi)  auf 
ungefähr  eine  Woche  oder  einen  Monat ; 

4.  die  Beschlagnahme  (Bosshu),  welche  hauptsächlich  zur 
Anwendung  kommt,  wenn  der  Arbeiter  absichtlich  die 
Maschinen  oder  Werkzeuge  beschädigt  oder  nachlässige  Arbeit 
gemacht  hat.  Dafür  muß  er  eine  entsprechende  Entschädigung 
zahlen,    tut    dies    aber    meist   nicht.     Statt   dessen   wird  der  noch 
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nicht    gezahlte  Lohn    oder    das    Kautionsgeld    von    der    Spinnerei 
einbehalten; 

5.  die  Versetzung   in  eine  niedrigere   Loh^iklasse  (Koto); 

6.  die  Entlassung  (Kaito). 

Unter  diesen  verschiedenen  Strafen  sollte  eigentlich  die  Ent- 
lassung die  allerschlimmste  sein;  jedoch  trifft  sie  den  Arbeiter, 
der  jederzeit  imstande  ist,  Stellung  bei  einer  anderen  Spinnerei  zu 
finden,  nicht  sehr  schwer.  Sie  ist  solchen  Leuten,  die  wegen  des 
—  ihren  Vorstellungen  entgegen  —  mit  Zwang  und  Härte  verknüpften 
Lebens  in  der  Spinnerei  starke  Sehnsucht  nach  der  Heimat  haben 
und  bei  irgend  einer  Gelegenheit  von  der  Spinnerei  wegwollen, 
sogar  willkommen.  Freilich  wirkt  die  Strafe  dann  auf  die  Arbeiter 
sehr  empfindlich,  wenn  Angehörige  von  ihnen  in  derselben  Spin- 
nerei arbeiten  und  mit  ihnen  zusammen  in  dem  Arbeiterhaus  der 
Spinnerei  wohnen. 

Während  mindestens  die  ledigen  Arbeiter  die  Entlassung 
gleichgültig  aufnehmen,  bereitet  sie  der  Spinnerei  keine  kleine 
Sorge,  da  sie  im  allgemeinen  unter  Mangel  an  Arbeitern  leidet ; 
deshalb  schreitet  sie  ungern  zur  Entlassung. 

iV)   Wohlfahr  tseinrichtungen. 

Unter  den  Wohlfahrtseinrichtungen  für  die  Arbeiter,  die  in 
der  japanischen  Baumwollspinnerei  bis  jetzt  überall  Eingang  ge- 
funden haben,  sind  die  folgenden  hauptsächlich  zu  betonen : 
Krankenhaus,  gegenseitige  Unterstützung  (Friendly  societies),  Fort- 
bildungsanstalten, Veranstaltungen  von  Vergnügungen  und  Ein- 
kaufshpus. 

Die  ungesunden  Verhältnisse  in  der  Spinnerei,  die  die  Kon- 
stitution des  Arbeiters  außerordentlich  angreifen,  lenkten  allmäh- 
lich die  Aufmerksamkeit  der  Unternehmer  auf  die  Gewerbehygienc. 
Jede  Spinnerei  errichtete  ein  eigenes  Krankenhaus,  manche  auch 
Isolierräume  für  die  ansteckenden  Krankheiten.  Arzt  und  Kran- 
kenschwestern sind  dauernd  angestellt.  Die  gesamten  Unkosten, 
die  während  der  Krankheit  verursacht  werden,  wie  die  für  ärzt- 
liche Behandlung,  Arznei,  Essen  —  vor  allem  für  nahrhafte 
Speise,  wie  Eier,  Suppe,  Milch  usw.  — ,  und  ferner  die  für  die 
Krankenkleider,  werden  bei  den  großen  Spinnereien,  z.  B.  bei 
der  Kanegafuchi-Spinnerei,  vom  Unternehmer  allein  getragen. 
Die  Kanegafuchi-Spinnerei  trägt  sogar  die  Unterhaltskosten  für 
diejenigen,    die    aus    der    Heimat    des    Arbeiters    zur    Kranken- 

II* 
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pflege  koninicn,  währcntl  ihres  Autenthalts,  und  wenn  der  l'atient 
mit  Zustimmuni^  der  Arztes  nach  der  Heimat  zurückkehrt,  so 
ijibt  sie  die  gesamten  Reisekosten.  Sonst  ist  es  in  der  Kegel  so, 
daß  vom  Kranken  Essen  und  Arznei  bestritten  wird  oder  aber 
die  Spinnerei  Beihilfe  zu  den  Arzneikosten  gew^ährt.  Zur  Zer- 
streuung und  Unterhaltung  der  Kranken  befinden  sich  gewöhn- 
lich bei  jeder  Spinnerei  ein  Grammophon,  ein  Harmonium  oder 
sonstige  Musikinstrumente. 

Ferner  gibt  es  bei  den  Spinnereien  auf  Gegenseitigkeit  be- 
ruhende Unterstützungskassen  für  Krankheit,  Tod  und  Hinter- 
bliebenenversorgung. Wenn  im  folgenden  als  Beispiel  die  Kane- 
gafuchi-Spinnerei,  nach  der  sich  die  anderen  richten,  gewählt 
wird,  so  ist  hier  freilich  das  Unterstützungskassenwesen  in  be- 
sonders großartigem  Maßstabe  ausgebildet.  »Kanebokyosai-kumiai* 
=  gegenseitiger  Unterstützungsverein  der  Kanegafuchi-Spinnerei 
ist  hier  der  Name.  Jeder  Arbeiter  und  Angestellte  der  Spin- 
nerei ist  verpflichtet,  in  diesen  Verein  einzutreten.  Sie  geben  3 
Proz.  ihres  monatlichen  Gehaltes  oder  Lohnes  als  Prämie;  die 
Hälfte  der  von  den  Angestellten  und  Arbeitern  geleisteten  Summe 
trägt  die  Spinnerei  bei.  Im  K  r  a  n  k  h  e  i  t  s  f  a  1  1  e  wird  jedem 
Mitgliede  dieser  Kasse  auf  folgende  Weise  Unterstützung  gewährt : 

1.  Mitgliedern,  die  durch  Krankheit  arbeitsunfähig  geworden 
sind,  wird  auf  Attest  des  Arztes  nach  vier  Tagen  des  Nicht- 
erscheinens in  der  P'abrik  täglich  die  Hälfte  des  Lohns  ge- 
W'ährt.  Jedoch  kommt  diese  Bestimmung,  solange  das  Mitglied 
seinen  ganzen  Monatsgehalt  oder  seinen  vollen  täglichen  Lohn 
von  der  Fabrik  erhält,  nicht  in  Anwendung. 

2.  Die  Unterstützung  erfolgt  nur  auf  drei  Monate,  für  die- 
jenigen, die  über  fünf  Jahre  Mitglied  gewesen  sind,  auf  fünf.  Wer 
wegen  ]\Iilitärdienstes  oder  wegen  Gewährung  von  Erholungszeit 
durch  die  Fabrik  zeitweilig  nicht  Mitglied  sein  konnte,  erhält  die 
betreffenden  Fristen  angerechnet,  wenn  dadurch  der  Zeitraum 
von  fünf  Jahren  überschritten  wird. 

3.  Mitgliedern,  die  in  der  Schwangerschaftszeit  oder  nach 
der  Geburt  des  Kindes  nicht  arbeiten  können,  wird  auf  Attest 
des  Arztes  für  die  nötige  Zeit  eine  Unterstützung  gewährt. 

Bei  Unfall,  .sofern  keine  Absicht  vorgelegen  hat,  erfolgt  in 
dieser  Weise  Unterstützung: 

I.  Von  dem  Tage  der  Verletzung  ab  wird  auf  Attest  des 
Arztes    der   ganze  Lohnbetrag,    den    der  Betreffende  täglich  ver- 
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dient,  als  Unterstützung  gewährt.  Wenn  diese  Lolmsunime  un- 
bestimmt ist,  wird  der  durchschnittliche  tägliche  Lohn  zugrunde 
gelegt. 

2.  Wenn  ein  Mitglied  durch  die  Verletzivng  auf  Lebensdauer 
gänzlich  arbeitsunfähig  oder  aber  zum  Krüppel  geworden  und 
hierdurch  für  die  Zukunft  in  seiner  Leistungsfähigkeit  geschädigt 
ist,  so  erhält  es  auf  Beschluß  des  Anschusses  der  Kasse  beim 
Verlassen  der  Fabrik  eine  einmalige  Unterstützung  bis  zur  Höhe 
des  zweijährigen  Gehaltes  oder  Lohnes,  jedoch  nicht  über  5CXD 
Yen.  Wenn  es  in  der  Fabrik  bleibt  und  an  der  Fabrikarbeit 
teilnimmt,  so  bekommt  es  die  Differenzsumme  zwischen  dem  Ge- 
halt oder  Lohn,  den  es  früher  bekam,  und  dem,  den  es  jetzt 
erhält. 

3.  Wer  durch  die  Verletzung  nicht  zum  Krüppel  geworden 
ist,  jedoch  seine  Arbeit  nicht  in  dem  Umfange  wie  früher  leisten 
kann,  aber  gleichwohl  an  der  Fabrikarbeit  teilnimmt,  bekommt 
auf  Beschluß  des  Ausschusses  der  Kasse  eine  einmalige  Unter- 
stützung von  fünf  bis  fünfzig  Yen;  außerdem  erhält  er  während 
der  Dienstzeit  als  Unterstützung  die  Differenz  der  früheren  und 
jetzigen  Gehalts-  oder  Lohnsumme.  Diese  Unterstützung  wird 
auch  dann  weitergewährt,  wenn  Lohn  oder  Gehalt  später  steigen. 

4.  Wenn  im  Falle  von  Nr.  3  ein  Mitglied  nicht  mehr  in 
der  Fabrik  arbeiten  möchte,  so  wird  ihm  beim  Ausscheiden  auf 
Beschluß  des  Ausschusses  des  Vereins  Geld  bis  zu  dreihundert 
Yen  zur  Pflege  gegeben. 

Bei  Todesfall  wird  ein  Begräbnisgeld  bis  zu  fünfzehn  Yen 
und  für  die  Hinterbliebenen  eine  Unterstützung  bis  zu  hundert 
Yen  gewährt.  Wenn  ein  Mitglied  infolge  eines  Unfalls  stirbt,  so 
werden  als  Begräbnisgeld  fünfzehn  bis  dreißig  Yen  und  als 
Unterstützung  für  die  Hinterbliebenen  hundert  bis  dreihundert 
Y'en  gegeben. 

Was  weiter  die  Jahresrente  dieses  gegenseitigen  Unter- 
stützungsvereins betrifft,  so  kommen  dafür  nur  diejenigen  Mit- 
glieder, die  einen  monatlichen  Gehalt  bis  zu  fünfzig  Yen  oder 
einen  täglichen  Gehalt  oder  Lohn  bis  zu  zwei  Yen  beziehen,  in 
Betracht. 

1.  Wenn  die  männlichen  Mitglieder  zehn  Jahre  und  die 
weiblichen  fünf  Jahre  in  der  Fabrik  tätig  waren,  so  erhalten  sie 
eine  Jahresrente  während  der  Dienstzeit  in  der  Fabrik. 

2.  Wenn    männliche  Mitglieder  fünfzehn  Jahre  und  weibliche 
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zehn  Jahre  in  der  Fabrik  beschäftigt  gewesen  sind,  so  erhalten 
sie,  auch  wenn  sie  die  Fabrik  verlassen,  trotzdem  eine  Jahres- 
rente während  eines  Zeitraums    bis  zu  fünfzehn  Jahren. 

3.  Wenn  männliche  Mitglieder  ein  Alter  von  fünfzig  Lebens- 
jahren und  weibliche  Mitglieder  ein  solches  von  fünfundvierzig 
erreicht  haben  imd  infolge  von  Krankheit  nicht  mehr  in  der 
Fabrik  arbeiten  können,  so  erhalten  sie,  auch  wenn  jene  nur  fünf 
und  diese  nur  drei  Jahre  in  der  Fabrik  tätig  gewesen  sind,  auf 
,A.ttest  des  Arztes  auf  fünf  Jahre  eine  Rente . 

4.  Wenn  ein  Mitglied  wegen  Krankheit  oder  auf  Anordnung 
der  Fabrik  auf  einige  Zeit  seine  Arbeit  aufgeben  muß,  so  erhält 
es,  auch  für  den  Fall,  daß  es  noch  niclit  so  lange,  wie  bei 
Xr.  I  angegeben  ist,  in  der  Fabrik  tätig  gewesen  ist,  eine  Jahres- 
rente während  der  Zeit,  in  der  es  in  Ruhe  versetzt  ist.  Eine 
Aenderung  der  F"rist,  für  die  eine  Jahresrente  gewährt  wird,  kann 
durch  Beschluß  des  Ausschusses  der  Kasse  vorgenommen  w'erden. 

5.  Das  ^linimum  der  Jahresrente  ist  für  ein  männliches 
Mitglied  fünfzehn  und  für  ein  weibliches  Mitglied  zehn  Prozent 
des  Gehaltes  ödes  Lohnes.  Die  Jahresrente  steigt  jährlich  um 
ein  Prozent,  jedoch  erhöht  sich  ihre  Rate  nach  dem  Verlassen 
der  F'abrik  nicht. 

Außer  der  erwähnten  gegenseitigen  Unterstützung  wird  von 
der  Kanegafuchi-Spinnerei  den  Arbeitern  unmittelbar  von  ihr  aus 
eine  Beihilfe  geleistet.  Bei  plötzlichem  Todesfall  infolge  von 
Verletzung  während  des  Betriebes  oder  bei  Tod  während  der 
ärztlichen  Behandlung  erhalten  die  Hinterbliebenen  von  der  Spin- 
nerei bis  zu  hundert  Yen.  Durch  unglücklichen  Zufall  in 
dem  Betriebe  verkrüppelten  und  durch  Verletzung  arbeitsun- 
fähig gewordenen  Arbeitern  werden  von  der  Spinnerei  bis 
zu  fünfzig  Yen  geschenkt.  Dieselbe  Summe  bekommen  auch 
diejenigen  Arbeiter,  die  in  dem  Betrieb  verkrüppelt  oder  verletzt 
worden  sind  und  deshalb  nicht  mehr  so  viel  wie  früher  zu  leisten 
vermögen,  beim  Verlassen  der  P'abrik. 

Die  Kanegafuchi-Spinnerei  hat  in  Rücksicht  auf  die  Wohlfahrt 
ihres  Personals  ein  Erholungsheim  gebaut,  worin  die  Arbeiter  ab- 
wechselnd ihre  geschädigte  Gesundheit  zu  bessern  versuchen  können. 
In  bezug  auf  die  Hygiene  sei  noch  erwähnt ,  daß  jede  Spinnerei 
ihre  Arbeiter  umsonst  baden  läßt. 

Was  nun  die  Veranstaltung  von  Vergnügungen  von  seiten 
der  Spinnerei  für  die  Arbeiter  anbelangt,  so  hat  man  Vergnügungs- 
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hallen  gebaut,  worin  Schauspiel-  und  Kinematographenvorstcllungen 
usw.  stattfinden  und  außerdem  Zeitschriften ,  Spiele  und  desgl. 
vorhanden  sind.  Einige  Male  im  Jahre  veranstaltet  die  Spinnerei 
Ausflüge  in  schöne  Gegenden,  woran  die  Arbeiter  nach  Gruppen 
abwechselnd  teilnehmen;  ferner  gibt  es  für  sämtliche  Arbeiter  zu- 
sammen ein  gemeinschaftliches  Garten-  und  Spielfest. 

Eine  besonders  erfreuliche  Bestrebung,  der  sich  die  Spinnerei 
zum  Wohle  des  Personals  hingibt,  ist  das  Erziehungswesen. 
Wir  haben  oben  gesehen,  daß  die  Arbeiter  von  zehn  bis  fünf- 
zehn Jahren  etwa  sechzehn  Prozent  der  gesamten  Arbeiterzahl  aus- 
machen. Es  kommt  nicht  selten  vor,  daß  Arbeiter  ihre  Briefe 
nicht  selber  schreiben  können.  Vor  allem  zeigen  sich  sodann  bei 
den  Arbeiterinnen  große  Mängel  in  der  Näh-  und  Kochkunst;  in 
Dingen  also,  welche  für  die  P>auen  am  allernotwendigsten  sind. 
Bei  jeder  Spinnerei  wird  Unterricht  im  Lesen,  Aufsatzschreiben, 
in  Arithmetik,  im  Schönschreiben,  Nähen,  Kochen  usw.  zur  weiteren 
Bildung  der  Arbeiter  in  einem  besonderen  Gebäude  oder  einem 
Räume  der  Arbeiterkaserne  erteilt.  Als  Lehrer  sind  Volks- 
schullehrer und  -lehrerinnen  oder  Spinnereibeamte  oder  gebildete 
Aufseherinnen  angestellt.  Unterricht  findet  in  der  Regel  täglich 
zweimal  je  zwei  Stunden  statt;  das  eine  Mal  wird  er  für  diejenigen, 
die  am  Tage  gearbeitet  haben,  das  zweite  Mal  für  diejenigen,  die 
in  der  Nacht  tätig  waren,  gegeben.  Es  stellt  sich  aber  heraus, 
daß  die  Arbeiter  ungern  am  Unterricht  teilnehmen;  die  Ursache 
hiervon  geht  hauptsächlich  auf  die  lange  Arbeitszeit  und  auf  die 
Nachtarbeit  zurück.  Außer  dieser  Unterrichts'erteilung  veranstaltet 
die  Spinnerei  für  die  Arbeiter  nützliche  Lichtbildervorträge  aus 
den  Gebieten  der  Hygiene  und  Moral  usw.;  regelmäßig  werden 
auch  von  Priestern  Predigten  gehalten.  Weiter  erscheint  für 
die  Spinnereiarbeiter  eine  Zeitschrift  Kogyo-no-hana  (»Gewerbe- 
blume«), welche  die  weitere  Fachausbildung  des  Arbeiters  zum 
Zwecke  hat.  Die  Lichtbildervorträge  und  die  Predigten  sind  am 
wirksamsten. 

Sehr  schöne  Einrichtungen  der  Kanegafuchi-Spinnerei  sind 
der  Kindergarten  (Yochiyen)  und  das  Säuglingsheim 
(Nyujihoikusho).  Um  für  die  Arbeiter,  die  Kinder  haben,  eine 
Hauptsorge  und  ein  Haupthindernis  gewissermaßen  zu  beseitigen, 
nimmt  die  Spinnerei  während  der  Arbeitszeit  die  Säuglinge  der 
Arbeiter  bis  zu  drei  Jahren  in  das  Säuglingsheim  und  die  Kinder 
bis  zu  sechs  Jahren  in  den  Kindergarten  auf,  und  zwar  geschieht 
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dies  kostenlos.  Solche  Einrichtungen  sind  für  jede  Spinnerei  sehr 
notwendig  und  empfehlenswert. 

Sodann  gibt  es  noch  bei  jeder  Spinnerei  ein  eigenes  Ver- 
kaufshaus,  das  den  Arbeitern  die  alltäglich  notwendigen  Waren 
zu  billigen  Einkaufspreisen  abgibt. 

Wie  groß  die  Summe  ist,  die  von  der  Spinnerei  für  die  Ar- 
beiterwohlfahrt jährlich  ausgegeben  wird,  läßt  sich,  da  ein  aus- 
reichendes Material  dafür  fehlt,  nicht  beantworten.  Die  Fujigas- 
Spinnerei  verwendet  auf  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  lo  Proz. 
des  Gewinns  jeder  Geschäftsperiode. 

i)    Der    Entwurf    einer     Fabrikgesetzgebung    und     die     Bau  ni- 

Wollspinnerei. 

Im  Jahre  1886  hatte  die  japanische  Regierung  ihre  Ansicht 
über  eine  Arbeiterschutzgesetzgebung,  deren  unbedingte  Notwen- 
digkeit für  das  Gewerbe  sie  anerkannt  hatte,  .in  einer  Denkschrift 
über  die  zukünftige  Wirtschaftspolitik  in  knappen  Zügen  ausge- 
sprochen. Ihr  Zweck  sollte  sein,  das  Rechtsverhältnis  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sowie  zwischen  Lehrherrn  und 
Eehrling  klar  zu  regeln,  damit  die  bestehenden  Mißstände  für  die 
Zukunft  beseitigt  würden.  Es  sollten  die  beiderseitigen  Rechte 
und  Pflichten  des  Arbeitgebers  und  Arbeitnehmers  festgestellt, 
Arbeitsvertrag  und  Kündigungsfrist  während  der  Kontraktzeit  so- 
wie die  Bestimmungen  über  plötzliche  Entlassung  geregelt,  ferner 
Arbeitsbücher  und  die  Ausstellung  von  Zeugnissen  für  die  Arbeiter 
eingerichtet  werden.  Es  sollten  dann  weiter  Maßnahmen  für  den 
Fall  getroffen  werden,  daß  der  Arbeitgeber  Arbeiter,  die  laut 
Kontrakt  noch  bei  einem  anderen  arbeitspflichtig  oder  wegen  einer 
Vorschußleistung  dieses  anderen  von  diesem  abhängig  sind,  an- 
stellt. Ferner  war  die  Beschränkung  der  Kinder-  und  Frauenarbeit 
geplant.  Man  wollte  sogar  eine  Verbotsklausel  gegen  die  will- 
kürliche Niederlegung  der  Arbeit  von  selten  einzelner  Arbeiter 
bez.  von  selten  der  Arbeitergruppen  (Streik)  einfügen  und  außer- 
dem obligatorische  Sparkassen  einrichten.  Die  besonderen  Be- 
stimmungen, die  man  für  die  Lehrherren  und  Lehrlinge  zu  treffen 
gedachte,  erstreckten  sich  auf  den  Lehrvertrag,  auf  den  Termin 
der  Lehrlingsprüfung,  auf  Recht  und  Pflicht  des  Lehrherrn  und 
des  Lehrlings,  auf  die  Kündigung  während  der  Lehrvertragszeit, 
auf  die  Einrichtung  von  Zeugnissen  für  die  Lehrlinge,  die  die 
Prüfung  bestanden  haben,    und    schliefMich    auf  Maßregeln  gegen 
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die  entflohenen  Lehrlinge.  Im  Zusammenhang  hiermit  hatte  man 
in  dieser  Denkschrift  auch  die  Schaffung  eines  Kontroll-  und 
Konzessionswesens  für  die  Fabriken  in  Erwägung  gezogen;  haupt- 
sächlich erstrebte  man  Konzessionsbestimmiwigen  bei  Neugrün- 
dungen sowie  eine  Kontrolle  der  Dampflcessel. 

Jedoch  wurde  der  Aufbau  der  Fabrikgesetzgebung  erst  im 
Jahre  1897  nach  einer  bei  Gelegenheit  der  Sitzung  einer  höheren 
Kommission  für  Landwirtschaft,  Handel  und  Industrie  (No-sho-kö- 
kötokaigi)  vorgenommenen  Anfrage  begonnen ;  ein  Entwurf  wurde 
im  Jahre  1898  und,  mit  Zusätzen  versehen,  im  Jahre  1902  ver- 
öffentlicht. Er  war  im  allgemeinen  von  der  Oeffentlichkeit  gut 
aufgenommen  worden,  und  der  Verband  der  japanischen  Baum- 
wollspinnerei, der  im  Jahre  1901  einen  besonderen  Ausschuß  zur 
Untersuchung  der  damals  vorbereiteten  Fabrikgesetzgebung  ge- 
bildet hatte,  stimmte  im  großen  und  ganzen  zu,  aber  mit  dem 
Vorbehalt,  daß  die  in  jenem  Entwurf  wiederholt  erwähnte  kaiser- 
liche bez.  ministerielle  Verordnung  vor  ihrer  Anwendung  dem 
Hauptinhalt  nach  den  Interessenten  mitgeteilt  und  daß  ferner  einer 
Verwirrung,  wie  sie  bei  der  Fabrikgesetzgebung  und  deren  Aus- 
führung entstehen  könne,  möglichst  vorgebeugt  werden  möge. 

Diese  Fabrikgesetzgebung  wurde  jedoch  dem  Parlament  wegen 
der  infolge  des  japanisch-russischen  Krieges  komplizierten  politi- 
schen Situation  nicht  vorgelegt.  Erst  im  Frühjahre  19 10  tat  man 
es,  nachdem  einige  Aenderungen -angebracht  w^orden  waren. 

Damals,  als  der  Entwurf  der  Fabrikgesetzgebung  in  der 
Kommission  zur  Verhandlung  stand,  trat  der  Verband  der  japa- 
nischen Baumwollspinnerei  im  Interesse  der  gesamten  Baumwoll- 
spinnereien gegen  ihn  auf,  weil  vor  allem  die  Abschaffung  der 
Nachtarbeit  der  Kinder  und  der  jugendlichen  Arbeiter  sowie  der 
Frauen,  welche  nach  dem  Entwurf  in  fünf  bez.  zehn  Jahren  er- 
folgen sollte,  auf  den  Betrieb  der  japanischen  Spinnerei  großen 
Einfluß  ausüben  werde.  Der  Verband  überreichte  damals  dem 
Ministerpräsidenten  Fürsten  Katsura,  dem  Minister  des  Innern, 
Baron  Hirata,  und  dem  Minister  für  Landwirtschaft  und  Handel, 
Baron  Oura,  sowie  ferner  den  Präsidenten  und  Abgeordneten  der 
beiden  Kammern  einen  Vorschlag  zur  Verbesserung  des  PLntwurfes 
folgenden  Inhalts: 

Der  Verband  wünschte  an  erster  Stelle,  daß  das  Alter  der 
über  14  Jahre  alten  Arbeiter  in  dem  zweiten  Abschnitt  des  §  3 
in  das  von  über   13  Jahren  umgeändert    und    daß   der  dritte  Ab- 
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schnitt  desselben  PaiaL;ra])hen  gestrichen  werde,  d.  h.  der  Verband 
wollte  die  über  13  Jahre  alten  Arbeiter  beider  Geschlechter  von 
dem  Verbot  der  Nachtarbeit  ausgenommen  wissen. 

Das  Verbot  der  Nachtarbeit  für  die  unter  14  Jahre  alten 
Kinder  nach  5  Jahren  sowie  für  die  unter  16  Jahre  alten  Arbeiter 
und  die  Frauen  überhaupt  nach  10  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  komme  der  gänzlichen  Aufhebung  der  Nachtarbeit 
in  der  japanischen  Baumwollspinnerei  gleich,  was  natürlich  ein 
großes  Hindernis  für  die  weitere  Entwicklung  der  Spinnerei  dar- 
stellen werde.  Daß  der  Verband  bei  der  geforderten  Ausnahme 
von  dem  Verbot  der  Nachtarbeit  in  i?  3^)  Abschnitt  2  die  Herab- 
setzung des  Alters  der  Kinder  von  14  auf  13  Jahre  fordere,  habe 
seine  Gründe  darin,  daß  gerade  dieses  Alter  für  gewisse  Arbeiten 
der  Spinnerei  sehr  gut  passe;  das  Nachtarbeitverbot  für  diese 
Arbeiten  werde  eine  Betriebsstörung  zur  Folge  haben.  Was  ferner 
die  gänzliche  Aufhebung  der  Nachtarbeit  für  die  I^'rauen  und  die 
jugendlichen  Arbeiter  unter  16  Jahren  anlange,  so  sei  diese  bei 
der  gegenwärtigen  Lage  der  japanischen  Spinnerei  noch  undurch- 
führbar. Denn  erstens  sei  bei  der  japanischen  Spinnerei  die  Aus- 
führung der  Arbeit  durch  ausschließlich  männliche  Arbeiter  an 
Stelle  der  weiblichen  unmöglich.  Zweitens  würden  durch  das 
Verbot  der  Nachtarbeit  die  japanischen  Fabrikate  an  Konkurrenz- 
fähigkeit und  Absatzmöglichkeit  einbüßen.  Diese  hätten  auf  den 
chinesischen  und  mandschurischen  Märkten  trotz  der  starken  Kon- 
kurrenz der  ostindischen ,    amerikanischen    und    chinesischen  Pro- 


i)  §  3.  Der  Fabiikbesilzer  darf  die  Arbeiter  unter  16  Jahren  sowie  Frauen 
in  der  Fabrik  bei  Nacht  nicht  arbeiten  lassen.  Diese  Bestimmung  wird  auf  die 
über  14  Jahre  alten  Arbeiter  nicht  angewendet,  wenn  die  Unternehmung  einer  der 
folgenden  Betriebsarten  angehört;  dasselbe  gilt  für  die  über  12  Jahre  alten 
Arbeiter  solcher  Unternehmungen  für  5  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes.    Es  handelt  sich 

a)  um  solche  Unternehmungen,  bei  denen  die  Verarbeitung  infolge  der  leichten 
Veränderlichkeit  der  Rohstoffe  eine  Unterbrechung  nicht  duldet; 

b)  um    solche    Unternehmungen,    die  Arbeiter    in    zwei    oder    mehr    Gruppen 
geteilt  haben  und  abwechselnd  arbeiten  lassen. 

Die  Bestimmung  unter  a)  fällt  10  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
weg,  jedoch  werden  solche  Unternehmungen  ausgenommen,  für  die  eine  fortgesetzte 
Verarbeitung  notwendig  ist  und  bei  denen  keine  Frauen  bei  Nacht  beschäftigt  werden. 

Die  Art  der  Unternehmungen,  für  die  a)  und  die  letztgenannte  Ausnahme  da- 
von in  Betracht  kommen,  sowie  die  Bestimmungen  bezüglich  Arbeitszeit,  Erholungs- 
zeit, Abwechslung  der  Arbeitsschichten  und  Ruhetage  in  Unternehmungen,  auf  die 
b)  zutrifft,  werden  durch  Verordnung   bestimmt. 
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duktion,  die  gegenüber  der  japanischen  infolge  der  billigeren 
Rohmaterialbeschaffung  und  infolge  der  geringen  Steuerbelastung 
im  Vorteil  sei,  doch  Erfolge  gehabt,  und  die  Hauptursache  hier- 
von liege  in  der  sich  aus  der  bei  Tag  und  Nacht  fortgesetzten 
Arbeit  ergebenden  Ersparnis  an  Produktionskosten.  Die  Aufhebung 
der  Nachtarbeit  werde  zu  einem  Niedergang  der  japanischen  Baum- 
wollfabrikate auf  jenen  Märkten  führen,  wodurch  die  weitere  Ent- 
wicklung der  japanischen  Baumwollspinnerei  in  eine  Stockung 
geraten  werde. 

Deshalb  sei  ein  Verbot  der  Nachtarbeit  für  die  Frauen  erst 
dann  durchführbar,  wenn  die  Baumwollspinnerei  bezüglich  der 
Rohmaterialbeschaffung  und  der  Steuerbelastung  günstiger  als  die 
Spinnereien  der  obengenannten  Staaten  gestellt  werde.  Die  Re- 
gierung versichere  zwar,  sie  wolle  eine  Fabrikgesetzgebung  schaffen, 
die  die  Entwicklung  der  Industrie  nicht  störe,  jedoch  zeige  sich 
bei  dem   im  Parlament  vorgelegten  Entwürfe  das  Gegenteil. 

Weiter  forderte  der  Verband  einen  Zusatz  zu  §  13^),  wonach 
diejenigen,  die  unter  Genehmigung  der  Verwaltungsbehörde  bereits 
eine  Versicherungs-  oder  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Unter- 
stützungskasse für  die  Arbeiter  errichtet  hätten ,  von  dem  Para- 
graphen ausgenommen  sein  sollten. 

Mittlerweile  wurde  die  Fabrikgesetzgebung,  deren  Annahme 
beim  Parlament  aussichtslos  war,  von  der  Regierung  zurückge- 
zogen. Der  Entwurf  litt  an  Unklarheit,  vor  allem  wegen  der  ver- 
schiedenen Verordnungen,  die  er  ankündigte.  Er  brachte  dabei 
aber  keinerlei  irgendwie  genauere  Bestimmungen  über  ihren  In- 
halt, andererseits  überließ  der  Entwurf  die  Handhabung  der  aus- 
zugebenden Verordnungen  der  Willkür  der  behördlichen  Beamten. 
Dadurch  wären  zweifellos  häufig  zwischen  den  ausführenden  Behör- 
den und  den  Fabrikbesitzern  Mißverständnisse  und  Streitigkeiten 
hervorgerufen  worden.  Eine  ausführliche  Kritik  muß  in  diesem 
Rahmen  leider  unterbleiben;  die  nur  von  dem  Unternehmerstand- 
punkt aus  vertretene  Ansicht  des  Verbandes  über  das  Verbot  der 
Nachtarbeit  zu  widerlegen,  würde  hier  nur  Wiederholungen 
zeitigen  ^). 


1)  §  13.  Der  Fabrikbesitzer  soll,  wenn  der  Arbeiter  nicht  durch  eigenes 
Verschulden  in  dem  Betrieb  verletzt  oder  erkrankt  oder  gestorben  ist,  ihm  oder 
seinen  Hinterbliebenen  je  nach  den  Bestimmungen  der  kaiserlichen  Verordnung 
Beihilfe  leisten. 

2)  Vgl.  oben  S.    149  ff. 
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d)   Produktions-  und  Absatzverhältnisse   der  letzten  Jahre. 

y.)     I  in   a  11  i,'  e  m  eine  n. 

Die  gesamte  Baiinnvoll^ainprodiiktion  l)ctrug  im  Jahre  1902 
nach  der  Statistik  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnerei 
770853,5  Ballen;  im  Jahre  1909  stieg  sie  auf  1025244,5  Ballen. 
Das  bedeutet  gegenüber  1902  eine  Produktionserhöhung  um  etwa 
ein  Drittel.  Was  die  Qualitäten  des  Baumwollgarnes  anbelangt, 
so  wurden  in  den  beiden  Jahren  1902  und  1909  an  Baumwollgarn 
bis  mit  Nr.  20  allein  671851,5  bez.  858883,0  Ballen  gcsi)onnen, 
d.  h.  etwa  87  bez.  84  Proz.  der  gesamten  Garnproduktion.  Den 
Ilauptanteil  haben  das  Weftgarn  Nr.  16  mit  254299,0  bez. 
295802,5  Ballen  und  das  Twistgarn  Nr.  20  mit  190684,0  bez. 
229763,5  Ballen.  Demnach  betrug  die  Produktion  an  diesen 
beiden  Garnen  zusammen  etwa  58  bez.  47  Proz.  der  gesamten 
Garnproduktion  und  65  bez.  55  Proz.  der  gesamten  Produktion 
an  Garnen  bis  mit  Nr.  20.  Betrachtet  man-  die  beiden  Garne 
für  sich^  so  machte  das  Weftgarn  Nr.  16  ungefähr  33  Proz.  bez. 
25  Proz.  der  gesamten  Garnproduktion  und  37  bez.  31  Proz.  der 
Produktion  an  Garnen  bis  mit  Nr.  20  aus,  während  auf  das 
Twistgarn  Nr.  20  etwa  25  bez.  22  Proz.  und  28  bez.  24  Proz. 
entfielen.  W'enn  demnach  auch  die  gröberen  Garnsorten  in  der 
Produktion  noch  stark  vertreten  sind,  so  läßt  sich  doch  nicht 
verkennen,  daß  die  Produktion  der  mittleren  und  feineren  Num- 
mern immer  mehr  zunimmt ;  man  braucht  zu  diesem  Zwecke  nur 
die  zahlenmäßige  Darstellung  der  Produktion  der  einzelnen  Garn- 
sorten zwischen  1902  und  1909  zu  überblicken').  Vor  allem  zeigt 
sich  eine  Steigerung  bei  dem  Zwirn  Nr.  42  und  Nr.  32,  bei  dem 
Twistgarn  Nr.  32  und  Nr.  30,  bei  dem  Gasgarn  Nr.  40,  Nr.  60 
und  Nr.  80  und  ferner  bei  dem  Weftgarn  Nr.  22,  welche  zu- 
sammen in  den  Jahren  1902  und  1909  etwa  10  bez.  12  Proz.  der 
gesamten  Garnproduktion  ausmachen.  Im  Jahre  1902  beträgt 
die  Produktion  an  diesen  Garnen  69903,5  Ballen;  1909  erhebt 
sie  sich  auf  132966,5  Ballen;  in  Prozent  ausgedrückt  ist  das  eine 
Vermehrung  um  ungefähr   104  Proz. 

Was  dann  das  Verhältnis  der  Baumwollgarnausfuhr  zu  dem, 
was  für  den  inländischen  Bedarf  zur  Verfügung  stand,  anbelangt, 
so  wurden  jährlich  zwischen  1902  und  1909  durchschnittlich  etwa 
28  Proz.   der  gresamten  Baumwollgarne  —  die  eingeführten  Garne 


i)  Siehe  Tabelle  7. 
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inbegriffen  —  ausgeführt. 
die  nach  der  Statistik  des 
Spinnerei    angefertigt  word 
einzelnen  Jahren  zwischen 


Die  nachstehende  Zusammenstellung, 
Verbandes  der  japanischen  Baumwoll- 
en   ist,    zeigt  dieses  Verhältnis    in  den 

1902   und    1909. 


Summe    aus 

Zur  Deckung  des  in- 

Jahr 

Produktion 

und    Einfuhr 

in  Ballen 

in  0/0 

Ausfuhr 
in  Ballen 

i"  % 

ländischen  Bedarfs 
verfügbar 
in   Ballen 

m% 

1902 

779846,5 

100 

197  481 

25 

582  365,5 

75 

1903 

805  277,0 

100 

307201 

38 

498  076,0 

62 

1904 

697  004,5 

100 

257  307 

37 

439697,5 

63 

1905 

912986,5 

100 

267  583 

29 

645  603,5 

71 

1906 

965  282,5 

100 

267  348 

28 

697  934,5 

72 

1907 

989433.5 

100 

226  472 

23 

762  961,5 

77 

1908 

882852,5 

lOO 

167  842 

19 

715010,5 

81 

1909 

I  028  448,5 

100 

268878 

26 

769  570,5 

74 

Durchschnitt 

28 

72 

Als  ausländischer  Abnehmer  des  japanischen  Baumwollgarns 
kommt  an  erster  Stelle  China  in  Betracht;  es  nahm  in  den  Jahren 
1902  und  1909  etwa  88  Proz.  bez.  91  Proz.  der  gesamten  Garn- 
ausfuhr auf.  Sodann  folgten  Korea  mit  je  6  Proz.  in  den  beiden 
Jahren,  Hongkong  mit  5  bez.  i  Proz.  und  schließlich  die  Philip- 
pinen, Kwantoshu  und  andere.  Kwantoshu  beteiligte  sich  im 
Jahre  1909  mit  etwa  1,2  Proz.  Die  gesamte  Garnausfuhr  erhöhte 
sich  gegenüber  1902,  wo  sie  aus  197  481  Ballen  im  Wert  von 
19901  522  Yen  bestand,  im  Jahre  1909  auf  268878  Ballen  im 
Wert  von  3 1656  770  Yen,  d.  i.  um  35  Proz.  Ebenso  stieg  die 
Garnausfuhr  nach  China  in  derselben  Zeit  um  35  Proz.,  die  nach 
Korea  um  23  Proz.,  die  nach  den  Philippinen  um  60  Proz;  die 
nach  den  übrigen  Ländern,  Kwantoshu  ausgenommen,  verdoppelte 
sich  etwa.  Jedoch  zeigte  die  Garnausfuhr  nach  Hongkong  eine 
starke  Abnahme. 

Die  Qualität  des  ausgeführten  Garns  angesehen,  so  exportierte 
man  in  den  Jahren  1902  und  1909  an  Garnen  bis  mit  Nr.  20 
192  294  Ballen  im  W^ert  von  19  244  140  Yen  bez.  245  144  Ballen 
im  W^ert  von  29  295  047  Yen,  an  solchen  über  Nr.  20  5  186  Ballen 
im  Wert  von  657382  Yen  bez.  13724  Ballen  im  Wert  von 
2  361  823  Yen.  Demnach  war  die  erstere  Gruppe  mit  97  bez. 
91  Proz.,  die  letztere  mit  ungefähr  3  bez.  9  Proz.  beteiligt.  Wenn 
man  die  ausgeführten  Garne  bis  mit  Nr.  20  mit  der  gesamten 
Produktion  an  eben  diesen  Sorten  vergleicht,  so  wurden  28  bez. 
26  Proz.  der  produzierten  Mengen  ausgeführt.  Obschon  in  dieser 
Weise   die  Garne  bis  mit  Nr.  20   den  Hauptteil    der  Garnausfuhr 
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ausmachten,  so  vergrößerte  sich  doch  die  Ausfuhr  der  Garnsorten 
über  Xr.  20  in  dem  genannten  Zeitraum  stärker,  nämHch  um 
164  Proz.  Denn  die  Ausfuhr  der  Garnsorten  von  Nr.  20  und 
darunter  nahm   nur  um   27   l'roz.  zu. 

Auf  den  chinesischen  Märkten,  denen  die  größte  Masse  des 
japanischen  Exportgarns  zuströmt,  hat  es  mit  dem  chinesischen 
Garn  sowie  mit  den  nordamerikanischen  Baumwollstoffen  zu  kon- 
kurrieren —  vor  allem  aber  mit  dem  ostindischen  Garn.  Betrachtet 
man  die  Einfuhr  an  ostindischem  und  an  japanischem  Garn  in 
Shanghai,  dem  Hauptgarnmarkt  in  China,  so  verhielt  sich  im  Jahre 
1902  Ostindien  zu  Japan  wie  460,6  zu  100,  im  Jahre  1906  wie 
295,9  zu  100,  im  Jahre  1909  wie  240  zu  loo.  Ks  weist  also  die 
japanische  Garneinfuhr  gegenüber  der  ostindischen  eine  allmäh- 
liche Vermehrung  auf,  wenn  sie  auch  je  nach  der  Preislage  der 
beiden  Garne,  nach  den  Wechselkursverhältnissen,  nach  der  Höhe 
der  Vorräte,  nach  dem  Bedarf  des  Inlandes  usw.  schwankt. 
Durchschnittlich  stand  die  ostindische  Garneinfuhr  zu  der  japani- 
schen in  Shanghai  in  dem  Zeitraum   1902 — 1909  wie  240  zu   100. 

Garneinfuhr  nach  Shanghai'). 


Japan 

Ostindien 

relativ 

Zu-  oder 

Abnahme  der 

Jahr 

absolut 

Japan.  Einfuhr 

ostind.  Einfuhr 

1902 

290  095 

I  179722 

460,6 

1903 

502  561 

I  146  060 

228,4 

-j-  212466 

—  33  662 

1904 

455  184 

884  480 

106,4 

—  47  377 

—  36150 

1905 

396521 

I  037  042 

261,5 

-  58663 

+  252  562 

1906 

376  180 

I  109474 

295.9 

—  20341 

+  72432 

1907 

324  085 

890  797 

277.9 

—  52  095 

—  218677 

1908 

202  279 

713  686 

352,8 

—  21806 

--  187  III 

1909 

425497 

I  023  598 

240,5 

+  223  218 

+   309912 

Die  gröberen  Garne  bis  mit  Nr.  20  spielen  —  wenn  auch 
die  feineren  Sorten  allmählich  vordringen  —  bei  der  Baumwoll- 
garnproduktion wie  bei  der  Ausfuhr  noch  immer  die  herrschende 
Rolle  und  zeigen  nach  Art  eines  Barometers  die  jeweilige  Markt- 
lage an.  Das  kommt  in  der  Gegenwart  auch  bei  der  Produk- 
tionseinschränkung zum  Ausdruck  -). 

^)  Die  goldene  Zeit  der  Baumwollspinnerei. 

In  der  Lage  der  japanischen  Baumwollspinnerei,  die  seit  dem 
Jahre   1900  unter    der   wirtschaftlichen  Depression    sehr  stark  ge- 

i)  Zusammengestellt  nach  der  Statistik  des  Verbandes    der   japanischen  Baum- 
wollspinnerei, Bd.   14,  S.  36. 

2)  Darüber  vgl.  unten  S.    180  ff. 
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litten  hatte,  war  1903  eine  Besserung  eingetreten.  Hervorgerufen 
wurde  sie  sowohl  durch  den  flüssiger  gewordenen  Geldmarkt  als 
auch  durch  die  erhöhte  Nachfrage  im  Inlande  und  in  China :  im 
Inlande,  weil  die  Garnproduktion  eingeschränkt  und  der  Garnpreis 
niedrig,  in  China,  weil  die  dortige  Marktlage  gut  war.  Der  Baum- 
wollgarnexport stieg  in  diesem  Jahre  gegenüber  1902  von  197  481 
aut  307  201  Ballen,  also  etwa  um  56  Proz.  Infolge  der  günstig 
gewordenen  Marktlage  des  Baumwollgarns  stieg  sein  Preis,  wenn 
wir  den  Durchschnittspreis  des  Twistgarns  No.  20  als  maßgebend 
annehmen,  von  98,01  Yen  pro  Ballen  (300  Kin)  auf  102,159. 
Aber  obwohl  sich  in  dieser  Weise  die  Aussichten  zu  heben  be- 
gannen, hielt  sich  die  japanische  Baumwollspinnerei  zurück,  weil 
sie  den  Zusammenbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  zwischen 
Japan  und  Russland  befürchtete.  Da  sich  Ende  1903  das  Ver- 
hältnis zwischen  den  beiden  Mächten  immer  kritischer  ge- 
staltete und  es  später  oder  früher  im  nächsten  Jahre  zu  Feind- 
seligkeiten kommen  mußte ,  schränkte  die  japanische  Baum- 
wollspinnerei ihre  Produktion  allmählich  ein.  Am  9.  Februar 
1904  brach  dann  der  Krieg  schließlich  aus.  Dadurch  wurde  in 
der  ersten  Hälfte  dieses  Jahres  der  Export  nach  China  wegen 
der  Unsicherheit  des  Transports,  der  Verteuerung  der  Frachten 
und  der  Erhöhung  der  Seeassekuranz  außerordentlich  gestört; 
gleichzeitig  ließ  der  inländische  Bedarf  nach,  weil  die  Kriegs- 
aussichten noch  keineswegs  sicher  waren.  Die  Baumwollgarn- 
produktion in  dieser  Jahreshälfte  gegenüber  der  ersten  und  zwei- 
ten Hälfte  von  1903  sank  von  39503i,obez.  406706,5  auf  321119,5 
Ballen  d.i.  um  18  bez.  21.  Proz.,  die  gesamte  Baumwollgarnaus- 
fuhr von  138688  bez.  168  513  auf  121  194  Ballen,  also  um  12 
bez.  28  Proz.  Jedoch  fing  der  japanische  Baumwollgarnmarkt  an, 
sich  seit  Anfang  der  zweiten  Jahreshälfte  von  1904  wieder  zu  be- 
leben. Die  Baumwollgarnausfuhr  wurde  infolge  der  Niederlage 
der  russischen  Wladiwostokflotte  bei  Urusan  am  14.  August,  wo- 
durch die  Transportgefahr  auf  dem  ostasiatischen  Meer  beseitigt 
und  auch  eine  Herabminderung  der  Seeassekuranz  bewirkt  ward, 
sehr  erleichtert.  Außerdem  gestaltete  sich  der  Export  nach  China 
infolge  des  steigenden  Silberpreises  günstig.  Die  gesamte  Baum- 
wollgarnausfuhr stieg  in  dieser  Jahreshälfte  gegenüber  der  ersten 
Jahreshälfte  von  1904  von  121  194  auf  136  113  Ballen:  das  be- 
deutete eine  Steigerung  um  etwa  12  Proz.  Während  so  einerseits 
die    Ausfuhr    zunahm,    stieg   andererseits    der    inländische    Bedarf 
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durch  die  Krie^^serfolge ;  denn  diese  regten  die  Kaufkraft  des 
Volkes  an.  Nicht  minder  beeinflußten  der  Kriegsbedarf  an  Stoffen 
und  die  günstigen  iMnteaussichten  des  Inlands  den  Baumwollgarn- 
markt. Die  Preise  erhöhten  sich  seit  August  1904  und  blieben 
bis  Ende  des  Jahres  andauernd  fest,  wenn  auch  zuletzt  die  Be- 
steuerung der  fertigen  Baumwollstoffe  sowie  die  Nachrichten  über 
die  Erniedrigung  des  amerikanischen  Baumwollpreises  einen  Druck 
nach  unten  ausübten.  Die  gesamte  Baumwollgarnproduktion  in 
der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1904  nahm  gegenüber  der  ersten 
von  321 119  auf  374093,5  Ballen  zu,  obwohl  gegenüber  der  zwei- 
ten Jahreshälfte  von  1903  etwa  um  8  Proz.  weniger  produziert 
worden  war.  Man  trat  mit  dem  günstigen  Geschäftsergebnis  der 
zweiten  Jahreshälfte  1904  in  das  Jahr  1905  ein.  Die  Verhältnisse 
des  Marktes  der  Baumwollstoffe  waren  ausgezeichnet;  daher  ver- 
stärkte sich  die  Nachfrage  der  heimischen  Baumwollwebereien 
nach  Garn,  sodaß  der  Baumwollgarnmarkt  bei  andauernd  hohen 
Preisen  vortrefflich  zu  nennen  war.  Der  Durchschnittspreis  des 
Twistgarns  No.  20  stand  in  diesem  Jahre  auf  129,686  Yen  gegen- 
über 116,520  Yen  im  Jahre  1904  und  102,159  Yen  im  Jahre  1903. 
Diese  Preissteigerung  ist  aber  auch  auf  die  Vermehrung  der  Um- 
laufsmittel, die  in  der  letzten  Zeit  durch  Einfuhr  ausländischen 
Kapitals  erfolgte,  zurückzuführen.  Dabei  war  im  Gegensatz  zu 
dem  erhöhten  Baumwollgarnpreis  der  Baumwollpreis  niedriger  als 
in  den  beiden  vorhergehenden  Jahren  1903  und  1904.  Der  Durch- 
schnittspreis der  ostindischen  Baumwolle  Broach  stand  in  Osaka 
im  Jahre  1905  auf  25,252  Yen  pro  loo  Kin  gegenüber  26,551  Yen 
im  Jahre  1903  und  32,321  Yen  im  Jahre  1904.  So  war  es  den 
Unternehmungen  möglich,  großen  Gewinn  zu  erzielen.  Das  kam 
in  dem  Geschäftsergebnis  dieses  Jahres  deutlich  zum  Ausdruck. 
Die  gesamte  Baumwollgarnproduktion  belief  sich  auf  905  536,5 
Ballen,  das  war  gegenüber  1904  (695112,5  Ballen)  und  1903 
(801  738  Ballen)  ein  Mehr  von  30  bez.  12  Proz.  Die  Höhe  der 
Baumwollgarnausfuhr  nahm  jedoch  gegenüber  1904  nur  um  3  Proz. 
zu  und  betrug  gegenüber  1903  um  12  Proz.  weniger.  Denn  da 
das  Garn  wegen  der  erhöhten  Nachfrage  und  der  günstigen  Preise 
im  Inland  lieber  hier  abgesetzt  wurde,  verringerte  sich  der  Absatz 
nach  dem  Ausland.  Dies  geht  deutlich  aus  der  Einfuhrstatistik 
der  ostindischen  und  japanischen  Garne  in  Shanghai  hervor :  das 
ostindische  nahm  gegenüber  dem  vorhergehenden  Jahre  (1904) 
um  252562  Ballen  zu,    das  japanische    um  58663  ab.      Im  Jahre 
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1906  hatte  das  Wirtschaftsleben  Japans  zusammen  mit  der  Welt- 
hochkonjunktur seinen  Glanzpunkt  erreicht.  Der  Geldmarkt  hatte 
sich  immer  flüssiger  gestaltet,  erstens  infolge^der  Einfuhr  ausländi- 
schen Kapitals,  das  in  staatlichen  Anleihen  wie  in  Privatunter- 
nehmungen angelegt  wurde,  zweitens  infolge  der  Beendigung  der 
Einzahlung  der  Anleihen,  soweit  das  japanische  Kapital  daran 
beteiligt  war,  und  drittens  durch  die  Rückzahlung  inländischer 
Anleihen.  Infolgedessen  sank  der  Zinsfuß,  dagegen  stieg  der 
Wert  der  verschiedenen  Effekten  beständig  in  die  Höhe.  Es  be- 
gannen sodann  Neugründungen  und  Betriebsvergrößerungen  der 
einzelnen  Gewerbezweige.  Die  folgenden  Angaben  über  die 
Neugründungen  und  Betriebsvergrößerungen  in  der  japanischen 
Baumwollspinnerei  und  -Weberei  vom  i.  Juli  1905  bis  Ende  1906, 
welche  nach  den  Bankzeitschriften  von  Tokyo  und  Osaka  sowie 
nach  der  Monatschrift  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwoll- 
spinnerei zusammengestellt  worden  sind,  geben  von  der  fieberhaften 
Gründer-  und   Vergrößerungstätigkeit   die  deutlichste  Vorstellung. 

Neugründungen: 
Name  der  Spinnerei  u.  Weberei 


Regierungs- 
bezirk 
Tokyo 


Spinnerei  u. 

Tokyo-Kaliko-Weberei 

»  Nisshin-Spinnerei 

»  Nilion-Kemmen-Spinn-   u.  Weberei 

Osaka  Onari-Spinnerei 

»  Kubo-Spinnerei 

Kyoto  Murai-Spinnerei  - 

Hyogo  Kazama-Spinnerei 

»  Toyo-Spinnerei  und  Weberei 

Aichi  Nagoya-Weberei 

Ehime  Ehime-Spinnerei 

Wakayama  Nankai-Spinnerei 


Kapital 

Kapital 

(nominell) 

(eingezahlt) 

I  000  000 

250  000 

IG  000  000 

3  500  000 

875  000 

2  000  000 

625  000 

100  000 

100  000 

500  000 

500  000 

700  000 

700  000 

2  000  000 

500  000 

200  000 

100  000 

I  000  000 

250  000 

500  000 

125  000 

21  500  000 


4  025  000 


Kapitals« 

r  h  ö  h  u  n 

gen. 

Reg. -Bez. 

Name  der  Spinnerei  und 

Kapital 

Kapital 

Kapital 

Kapital 

Weberei 

(nominell) 

(eingez.) 

(nominell) 

(eingez.) 

Tokyo 

Tokyo-Baumwollspinnerei 

750  000 

750  000 

450  000 

450  000 

Fujigasgarn-Baumwollspinn. 

2  600  000 

2  600  000 

2  400  000 

600  000 

dto. 

5  000  000 

3  200  000 

3  000  000 

2  225  000 

Tokyogasgarn-B.  wollspinn. 

2  000  000 

I  000  000 

I  000  000 

2  250  000 

Kyoto 

Kyoto-menneru    (Baumwoll- 

flanellweberei) 

800  000 

800  000 

800  000 

200  000 

Osaka 

Kishiwada-Baumwollspinn. 

600  000 

600  000 

600  000 

150  000 

Osaka-gaddo-B.wollspinn. 

I  600  000 

I  600  000 

800  000 

200  000 

Osaka-Baumwollspinnerei 

2  400  000 

I  800  000 

I  ICD  000 

I  1 00  000 

Teunnau-Baumwollspinnerei 

500  000 

500  000 

500  000 

125  000 

Miye 

Miye-Baumwollspinnerei 

300  000 

2  250  000 

857950 

857950 

Okayama  ! 

Okayama-Baumwollspinnerei 

600  000 

600  000 

200  000 

200  000 

Kurashiki-Baumwollspinn. 

337000 

337  000 

62  000 

46000 

Wakayama 

Wakayama-Baumwollspinn. 

600  000 

600  000 

300  000 

84  000 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch. 


|20  987  000  17  237 
Ergänzungsheft  40. 


jll  269  950 
12 


8768950 
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Obligatiunenausgabe. 
Kyoto  Kyoto-menneni  600  000 

Osaka  Sinikushinia-Haum\volls[)innerei  200  000 

Miyatji  Miya.iji-Haumwollspinnerei  150  000 

1150  000 

Demnach  wurden  in  diesem  Zeitraum  elt  Daumwollspinnereicn 
bez.  -Webereien  mit  einem  nominellen  Kapital  von  21  500  000  Yen, 
wovon  damals  4025  000  Yen  eingezahlt  worden  sind,  neubegründet. 
Zwölf  Baumwollspinnereien  bez.  -Webereien  vermehrten  in  dem- 
selben Zeitraum  ihr  Kapital  um  1 1  269  950  Yen  —  die  Fuji-Gasgarn- 
Baumwollspinnerei  zweimal  — ,  wovon  damals  8  768  950  Yen  ein- 
gezahlt wurden.  Ferner  verausgabten  drei  Baumwollspinnereien 
bez.  -Webereien  Industrieobligationen  in  Höhe  von  950000  Yen. 
Also  hatte  die  japanische  Baumwollspinnerei  damals  den  japani- 
schen Geldmarkt  mit  insgesamt  13  743  950  Yen  zum  Zwecke  der 
Neugründung  und  Betriebsvergrößerung  in  Ans})ruch  genommen. 
Außerdem  planten  noch  verschiedene  Baumwollsj)innereien  bez. 
-Webereien  Kapitalserhöhungen,  welche  dann  später  zum  größten 
Teil  verwirklicht  wurden.  liier  sei  bemerkt,  daß  diesmal  die 
japanische  Baumwollspinnerei  und  -weberei  vorwiegend  ihre  Be- 
triebe vergrößerte,  während  nach  dem  japanisch-chinesischen  Krieg 
meist  Neugründungen  entstanden  waren.  Diese  Betriebsvergrößerung 
kam  dann  seit  Ende  1906  nach  und  nach  in  der  Zahl  der  Spin- 
deln und  in  der  Höhe  der  Baumwollgarnproduktion  zur  Geltung. 
Das  Jahr  1906  l)rachte  die  gute  Konjunktur ;  es  wurden  945165,5 
Ballen  Baumwollgarn  produziert,  was  gegenüber  1905  eine  Er- 
höhung um  3,8  Proz.  bedeutete.  Jedoch  verharrte  die  Baumwoll- 
garnausfuhr trotz  der  für  den  Export  nach  China  günstigen  Wech- 
selverhältnisse auf  derselben  Höhe  wie  im  Vorjahre.  Die  Ursache 
davon  liegt  in  dem  höheren  Preis  des  japanischen  Garns  und  in 
der  seit  dem  vorigen  Jahr  nach  und  nach  erfolgten  Vermehrung 
der  Vorräte  an  ostindischem  Baumwollgarn  auf  den  chinesischen 
]\Iärkten,  wodurch  der  Verkauf  der  japanischen  Ware  erschwert 
wurde.  Der  Preis  des  Twistgarns  Nr.  20  stand  durchschnittlich 
im  Jahre  1906  auf  131,764  Yen  gegenüber  129,686  Yen  im  Jahre 
1905.  Die  Preissteigerung  gegenüber  1905  und  1904  betrug  1,6 
bez.  1,3  Proz.  Der  Baumwollgarnpreis  erreichte  im  Jahre  1907 
mit  dem  damals  sehr  in  die  Höhe  geschraubten  Effektenkurs  sei- 
nen Gipfel,  indem  am  12.  Januar  als  Preis  des  Twistgarns  Nr.  20  auf 
dem  Terminmarkte  der  Osaka-Sanpin-Börse  für  Januar  145,75  Yen, 
für  Februar    145,75  Yen,    für  März    147,95  Yen    notiert    wurden, 
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Preise,  wie  sie  noch  niemals  in  solcher  Mühe  dagewesen  waren. 
Jedoch  empfand  man  schon,  daß  sich  in  dem  Lokogeschäft  keine 
Lebhaftigkeit  entwickelte.  Seit  Mitte  Januar  veränderte  sich  die 
Marktlage,  am  Ende  des  Monates  zeigte  der  Garnpreis  einen 
rapiden  Niedergang;  er  wurde  durch  den  Sturz  des  Effektenkurses 
verursacht.  Das  Twistgarn  Nr.  20  stand  auf  dem  Terminmarkt 
der  Osaka-Sanpin-Börse  für  Januar  auf  136,55  Yen,  für  Februar 
auf  138,15  Yen,  für  März  auf  138,95  Yen  —  das  ist  gegenüber 
dem  Preise  am  12.  desselben  INlonates  ein  Sinken  um  etwa  10  Yen. 
Schon  seit  Ende  1906  wurde  der  japanische  Geldmarkt  allmählich 
knapper.  Es  wurde  dies  bewirkt  durch  die  Neugründungen  und 
Betriebsvergrößerungen  in  den  einzelnen  Gewerbezweigen,  durch 
mehrmalige  Aufnahme  von  Anleihen  im  Inland  und  durch  die 
Ausgabe  von  Schatzscheinen  (Okurashoken)  infolge  der  Vermeh- 
rung des  staatlichen  Finanzbedarfs  nach  dem  japanisch-russischen 
Krieg.  Der  in  der  Zeit  des  flüssigen  Geldmarktes  den  Unter- 
nehmungen von  den  Banken  übermäßig  gewährte  Kredit  wurde 
nun  eingeschränkt  und  damit  weitere  Kapitalbeschaffung  für  die 
Betriebe  erschwert. 

Jener  Effektenkurssturz  schuf  im  japanischen  Wirtschaftsleben 
-eine  große  Unruhe  und  leitete  den  Anfang  der  Krisis  von  1907 
ein.  Im  März,  April  und  Mai  erfolgte  die  Zahlungseinstellung 
mehrerer  kleiner  Banken,  wodurch  sich  die  Lage  noch  mehr  ver- 
schlimmerte. Die  Baumwollwebereien  in  verschiedenen  Gegenden 
Japans  hielten  in  Hinsicht  auf  die  sich  allmählich  kritisch  gestal- 
tenden Verhältnisse  mit  ihrer  Produktion  etwas  zurück.  Trotz 
der  Verschlechterung  der  Wirtschaftslage  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahres  1907  erlebte  die  japanische  Baumwollspinnerei  einen  ziem- 
lich guten  Geschäftsgang.  Als  jedoch  Mitte  Oktober  die  Krisis 
in  New  York  ausbrach  und  der  Silberpreis  plötzlich  einen  bedeu- 
tenden Rückgang  erfuhr,  was  schlimmen  Einfluß  auf  den  japani- 
schen Geldmarkt  und  Export  hatte,  trat  die  japanische  Baum- 
wollspinnerei, der  es  seit  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1904 
außerordentlich  gut  gegangen  war,  von  nun  an  in  die  allgemeine 
Depression  ein. 

Die  gesamte  Baumwollgarnausfuhr  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahres  1907  sank  gegenüber  der  ersten  Hälfte  desselben  Jahres 
und  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1906  von  138  894  bez.  142  528 
auf  87  581  Ballen,  also  ungefähr  um  36  bez.  38  Proz.  Gegenüber 
1906  hat  sich    die    gesamte   Baumwollgarnausfuhr   im    Jahre   1907 
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etwa  um  1 5  Proz.  vermindert.  Im  Gegensatz  zu  der  Verringerung 
des  Absatzes  des  Baumwollgarns  im  Inland  wie  im  Ausland  nahm 
die  Produktion  infolge  der  durch  die  Betriebsvergrößerung  herbei- 
geführten Vermehrung  der  Spindeln  zu,  sodaß  sie  im  Dezember 
die  noch  nie  dagewesene  Höhe  von  86941,5  erreichte.  Die  ge- 
samte Baumwoilgarnproduktion  stieg  im  Jahre  1907  gegenüber 
1906  von  945  165,5  'i^i^  9^3  4^-1 5  Ballen,  somit  um  rund  4  i^roz. 
Der  Baumwollgarnpreis  fiel  nun  seit  Oktober  bedeutend,  wenn 
sich  auch  schon  vorher  ein  allmählicher  Rückgang  bemerkbar  ge- 
macht hatte.  Der  Preis  des  Twistgarns  Nr.  20  z.  B.  sank  von 
September  zu  Oktober  von  124,077  auf  119,881  Yen;  in  den  fol- 
genden Monaten  ging  er  noch  weiter  herab.  Er  stand  im  Jahre 
durchschnittlich  auf  125,087  Yen,  im  Vergleich  zu  1906  etwa  um 
5  Proz.  niedriger.  Im  Gegensatz  zu  dem  niedrigen  Baumwoll- 
garnpreis blieb  aber  der  Baumwollpreis  von  dem  vorigen  Jahre 
her  infolge  der  bei  erhöhtem  Weltbedarf  geringeren  Erträge  an 
Baumwolle  andauernd  hoch;  vor  allem  litt  die  japanische  Baum- 
wollspinnerei unter  dem  schlechten  Ausfall  der  ostindischen  Baum- 
wollernte, der  den  Preis  dieser  Baumwolle  steigerte.  Der  Preis 
der  ostindischen  Baumwolle  Broach  stand  im  Jahre  1907  auf 
30,357  Yen  gegenüber  30,224  Yen  im  Jahre  1906  und  25,252  Yen 
im  Jahre    1905. 

Y)    Der  Rückschlag:    Betriebseinschränkung  und  Export- 
förderung. 

Hs  trafen  eine  Reihe  von  Umständen  zusammen,  die  geeignet 
waren,  der  japanischen  Baumwollspinnerei  große  Schwierigkeiten 
zu  bereiten.  Die  Absatzmöglichkeiten  waren  auf  dem  in-  wie  dem 
ausländischen  Markte  verringert.  Die  Ueberproduktion  machte 
den  Garnpreis  sinken,  und  dadurch  wurde  für  die  finanziellen 
Verhältnisse  des  Baum  wollgarnhandelsgeschäfts,  besonders  in  Osaka, 
von  wo  der  Spinnerei  in  der  Zeit,  als  die  Krisis  allmählich  ein- 
trat, noch  weitere  übermäßige  Vorausbestellungen  auf  mehrere 
Monate  hinaus  zugegangen  waren,  eine  außerordentliche  Ver- 
schlechterung gezeitigt.  Dazu  kam,  daß  man  sich  in  den  teuren 
Zeiten  mit  Baumwolle  versorgt  hatte,  daß  durch  den  Wirtschafts- 
aufschwung der  Kohlenpreis  gestiegen,  daß  sowohl  infolge  der  er- 
höhten Bedürfnisse  wie  der  verteuerten  Warenpreise  eine  Lohn- 
steigerung verursacht  war,  daß  schließlich  durch  all  dies  sich  die 
Produktionskosten    erhöht    hatten.      Vor    allem    hatten   die  Spin- 
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nereien,  die  Garn  von  Nr.  20  und  darunter  erzeugten,  stark  zu 
leiden,  während  die  Feingarnspinnereien  nicht  in  dem  Maße  wie 
jene  mitgenommen  wurden.  Wir  haben  schon, oben  gesehen,  daß 
die  Produktion  des  Garns  von  Nr.  20  und  darunter  in  der  Gegen- 
wart die  überwiegende  Bedeutung  hat.  Von  der  japanischen 
Baumwollspinnerei  wurde  nun  in  der  Sitzung  des  Verbandes  der 
japanischen  Baumwollspinnerei  vom  11.  Januar  1908,  wo  insge- 
samt 27  Gesellschaften,  zum  Teil  durch  Vollmacht,  vertreten  wa- 
ren, beschlossen,  einerseits  die  Produktion  des  Garns  von  Nr.  20 
und  darunter  einzuschränken,  andererseits  den  Export  dieser 
Nummern  zu  fördern,  um  so  zu  versuchen,  der  verschlechterten 
Garnmarktlage  entgegenzuwirken.  Es  wird  zweckmäßig  sein,  zu- 
erst zu  schildern,  auf  welche  Weise  die  Produktionseinschränkung 
und  die  Exportförderung  im  Laufe  des  Jahres  1908  vorgenommen 
worden  ist,  und  dann  die  Wirkungen  auf  Produktion,  Markt  und 
Export  des  Garns  aufzudecken.  Am  1 1 .  Januar  faßte  der  Ver- 
band diesen  Beschluß : 

->Dem  Wunsch  des  Verbandes  der  Baumwollhändler  von 
Osaka  (Osaka-menshisho-kumiai)  gemäß  wird  vom  12.  ds.  Mts. 
ab  die  Arbeit  für  drei  Monate,  und  zwar  monatlich  auf  fünf  Tage 
und  Nächte,  eingestellt.  Falls  der  zu  wählende  Ausschuß  eine 
Verlängerung  für  nötig  ansieht,  so  kann  eine  solche  eintreten, 
aber  nicht  um  mehr  als  ein  Jahr.  .Von  den  obigen  Bestimmungen 
werden  Spindeln,  welche  zur  Produktion  von  Garn  über  Nr.  21 
sowie  zur  Zwirnerzeugung  und  ferner  zur  Produktion  des  für  den 
Bedarf  der  eigenen  Webereien  zu  verwendenden  Garns  gebraucht 
werden  nicht' betroffen.  Anstatt  der  obigen  Betriebseinstellung 
kann  eine  entsprechende  Anzahl  von  Spindeln  in  Ruhe  versetzt 
werden.  Von  denjenigen  Spinnereien,  die  monatlich  nicht  für 
fünf  Tage  und  Nächte  ihren  Betrieb  einstellen,  wird  als  Konven- 
tionalstrafe für  die  daran  fehlende  Zeit  pro  Tag  und  Spindel 
1  Yen  erhoben <-  ^). 

Außerdem  wurde  damals  —  am  1 1 .  Januar  —  eine  aus  sie- 
ben Spinnereien  bestehende  Kommission  zur  Beratung  der  Garn- 
exportförderung gebildet :  darüber  später.  Die  Betriebseinschrän- 
kung sowie  die  geplante  Ausfuhrförderung  verbesserten  aber  da- 
mals die  ungünstige  Marktlage  nicht;  der  Baumwollgarnpreis  setzte 
seinen  Rückgang  noch  weiter  fort. 

Da  teilte  unter  dem   14.  März  der  Verband  für  Einfuhr  japani- 

l)  Monatsschrift  des  Verbandes,  Heft   185,  Januar  1908,  S.   I   f. 


—       l82      — 

sehen  Garns  in  Shanghai  dem  Verbände  der  japanischen  Ilauni- 
wollspinnerei  mit,  daß  der  ja])anische  Garn])reis  auf  dem  Markte 
von  Shanghai  tägHch  zurückgehe,  sei  sicherHch  auf  Ueberj^roduk- 
tion  zurückzuführen.  Um  die  Marktlage  zu  verbessern,  fordere 
er  dazu  auf,  für  drei  Monate  die  Garnproduktion  um  die  Hälfte 
zu  vermindern.  Darauf  wurde  auf  den  20.  März  zur  Beratung 
dieses  Vorschlags  eine  Zusammenkunft  des  Ausschusses  des  Ver 
bandes  der  japanischen  Baumwollspinnerei  berufen.  Er  gab  nach 
Shanghai  die  Antwort,  daß  ein  definitiver  Bescheid  erst  Mitte 
April,  wenn  die  Generalversammlung  stattfinde,  gegeben  werden 
kcmne.  Denn  eine  Reduktion  um  die  Hälfte  sei  eine  wichtige 
Angelegenheit,  die  nicht  so  leichtweg  entschieden  zu  werden  ver- 
möge. Am  18.  April  fand  die  Generalversammlung  in  Osaka 
statt.  Es  waren  23  Gesellschaften,  zum  Teil  durch  Vollmacht, 
vertreten.  Man  beriet  über  die  Betriebseinschränkung,  wie  sie 
der  Verband  in  Shanghai  verlangt  hatte,  und  beschloß  mit  Rück- 
sicht auf  dessen  Vorschlag,  die  Produktion  von  Garn  Nr.  20  und 
darunter  in  folgender  Weise  einzuschränken. 

1.  hinerhalb  der  Zeit  der  sechs  Monate  vom  I.Mai  bis  Ende 
Oktober  hat  jede  Spinnerei  je  nach  Aufforderung  für  drei  Monate 
dauernd  die  Nachtarbeit  einzustellen.  Jedoch  kann  die  Spinnerei 
statt  dessen  mindestens  27,5  Proz.  der  Spindeln  sechs  Monate 
lang  Tag  und  Nacht  einstellen. 

2.  Spindeln,  die  Garn  zur  Verfertigung  von  auszuführenden 
Baumwollstoffen  erzeugen,    brauchen  nicht  eingestellt  zu  werden. 

3.  Die  Aufstellung  von  Kontrollbestimmungen  und  deren 
Durchführung  wird  dem  Ausschusse  des  Verbandes  überlassen. 
Zwangsmaßregeln  werden  nach  Maßgabe  der  Bestimmung  über 
die  Einstellung  der  Nachtarbeit  vom  15.  Juli  1900  angewendet; 
das  Recht,  sie  auszuführen,  wird  dem  Ausschusse  des  Verbandes 
überlassen. 

4.  Ruft  die  Bestimmung  3  infolge  von  Mißverständnis  ihres 
Inhalts  Konflikte  hervor,  so  entscheidet  diese  der  Ausschuß. 

5.  Wenn  sonst  bei  der  Ausführung  des  Beschlusses  Streitig- 
keiten entstehen,  so  wird  der  (ständige)  Ausschuß  des  Verbandes 
als  Schiedsrichter  die  letzte  Entscheidung  geben. 

Die  Dauer  der  Tag-  und  der  Nachtarbeit  wurde  von  dem 
betreffenden  Ausschusse  auf  zwölf  Stunden,  jeweils  von  sechs  zu 
sechs  Uhr,  festgesetzt.  Die  Zahl  der  einzustellenden  Spindeln 
wurde    nach    der  Zahl    der    am   30.   April    laufenden  Spindeln  be- 
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stimmt  und  die  Benutzung  der  Spindeln,  die  sich  an  diesem  Tage 
nicht  in  Betrieb  befanden,  wurde  vom  i .  Mai  ab  auf  zwei  Monate 
verboten.  Spinnmaschinen,  die  während  der  Einschränkung  neu 
aufgestellt  würden,  sollten  erst  zwei  Monate 'nach  der  Aufstellung 
in  Betrieb  gesetzt  werden.  Ferner  sollten  diejenigen,  die  Zuwider- 
handelnde namhaft  machten,  20  Proz.  der  auferlegten  Konven- 
tionalstrafe als  Belohnung  erhalten.  Außerdem  kam  am  29.  April 
ein  die  Betriebseinschränkung  betreffender  Zusatz  zustande:  der 
Beschluß  vom  18.  April  solle  auch  auf  die  Produktion  solcher 
Garne  von  Nr.  20  und  darunter,  welche  aus  einer  Mischung  mit 
gefärbter  Baumwolle  gesponnen  würden,  angewendet  werden. 
Spinnereigesellschaften  mit  zwei  P"abriken  oder  mehr  an  getrenn- 
ten Orten,  wurde  nachgelassen,  nach  Belieben  hier  mindestens 
27,5  Proz.  der  Spindeln  einzustellen,  dort  mit  der  Nachtarbeit 
aufzuhören.  Außerdem  brauchten  solche  Gesellschaften  in  ihrer 
kleinsten  Fabrik  den  Betrieb  überhaupt  nicht  einzuschränken,  falls 
sonst  die  Nachtarbeit  sechs  Monate  lang  dauernd  eingestellt  sei. 
Sodann  dürfe  man  sich  der  Einstellung  der  Spindeln  dadurch 
entziehen,  daß  man  die  zur  Produktion  von  Garn  Nr.  20  und 
darunter  verwendeten  Spindeln  zur  Produktion  mittlerer  Nummern 
einrichte.  Schließlich  wurde  noch  hinzugefügt,  daß  ein  gänzliches 
Aussetzen  der  Arbeit  auf  anderthalb  Monate  an  Stelle  der  Ein- 
stellung der  Nachtarbeit  auf  drei  Monate  nicht  statthaft  sei^). 

Am  I.  und  2.  Mai  1908  begann  gemäß  dem  Beschlüsse  die 
Einschränkung,  indem  bei  den  verschiedenen  Betrieben  durch 
Beauftragte  des  Verbandes  die  jedesmal  in  Frage  kommende 
Anzahl  von  Spindeln  sistiert  wurde.  Die  Zahl  der  Spindeln,  die 
zur  Grobgarnproduktion  zur  Verfügung  standen,  belief  sich  am 
30.  April,  abgesehen  von  den  Spindeln,  die  Zwirn  und  solches 
Garn  produzierten,  das  zur  unmittelbaren  Verwebung  bestimmt 
war,  auf  961  696;  davon  gehörten  574S4  den  Spinnereien,  die  die 
Nachtarbeit  einstellten.  Es  wurden  256520  Spindeln  zum  Still- 
stand gebracht,  d.  i.  von  der  Zahl  904212  etwas  mehr  als 
27,5  Proz.  ^). 

Die  Produktionseinschränkung  wurde  dann  laut  Beschluß  des 
Ausschusses  des  Verbandes  vom  8.  September  noch  vom  i.  No- 
vember 1908  bis  Ende  April  1909,  also  sechs  Monate  lang,  weiter 
fortgesetzt.       Gleichzeitig   hatte    sich    der   Verband    bestrebt,    den 

i)  Monatsschrift,  Heft   189,  Mai   1908,  S.   i  f. 
2)  a.  a.  O. 
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Garnexport  zu  fördern.  Nach  dein  Vorschlage  jener  am  i  i.  Januar 
gebildeten  Siebenerkommission  beschloß  man  in  der  Verbands- 
sitzung vom  lÖ.  Februar,  an  der,  zum  Teil  durch  Vollmacht  ver- 
treten, im  ganzen  28  Gesellschaften  teilnahmen,  die  Ausfuhr  durch 
eine  Art  Lotterie  zu  beleben.  Ks  wurde  damals  folgendes  fest- 
gesetzt : 

1.  Mitglieder  des  Verbandes,  die  Garn  Xr.  20  und  darunter 
produzieren,    haben   sich    den   folgenden  Bestimmungen  zu  fügen. 

2.  Als  Ausschuß  für  die  Exportförderung  wählen  die  Mit- 
glieder zehn  Personen. 

3.  Die  Hälfte  davon  hat  stets  zu  fungieren. 

4.  Die  Dienstdauer  des  Zehnerausschusses  ist  ein  Jahr;  Wie- 
derwahl ist  gestattet. 

5.  Zum  Zweck  der  Exportförderung  werden  auf  die  ausge- 
führten Baumwollgarne  am  Orte  der  Einfuhr  Prämienscheine 
(Keihinken)  ausgestellt.  Detailbestimmungen  hierüber  werden  be- 
sonders festgesetzt. 

6.  Die  daraus  entstehenden  Kosten  werden  in  der  Weise 
gedeckt,  daß  die  Mitglieder  für  jeden  Ballen  Garn  von  Nr.  20 
und  darunter,  den  sie  produzieren,  50  Sen  zahlen,  außerdem  für 
jeden  exportierten  Ballen  einen  Zuschlag  von  25  Sen.  Von  die- 
sen Bestimmungen  werden  die  Unternehmungen  ausgenommen, 
die  über  30  Proz.  der  Spindeln  eingestellt  haben. 

7.  Wenn  der  Zehnerausschuß  außer  den  obigen  Bestimmun- 
gen noch  andere  zweckmäßige  Maßnahmen  und  Zwangsmaßregeln 
schafft,  so  sind  die  Mitglieder  verpflichtet,  sich  darnach  zu  richten. 

Am  20.  Februar  kam  der  Ausschuß  für  Exportförderung  zum 
ersten  Male  zusammen  und  hielt  Besprechungen  ab  über  Bestim- 
mungen bezüglich  des  Rechnungsabschlusses  der  Kostenbeiträge 
über  die  Verhandlungen  mit  der  Dampfschiffahrtsgesellschaft  Nip- 
pon-Yusen-Kaisha  —  um  für  das  Ausfuhrgarn  eine  Ermäßigung 
der  Frachtsätze  zu  erlangen  —  und  über  die  Errichtung  eines 
Bureaus  des  Verbandes  in  Shanghai.  Man  beschloß  ferner  da- 
mals über  die  Exportförderung  folgendes : 

1.  Vom  I.  März  ab  werden  für  das  japanische  Ausfuhrgarn 
Prämienlose  ausgegeben,  aber  nicht  für  die  vor  diesem  Tag  in 
Ausfuhrhäfen  liegenden  Ausfuhrgarne. 

2.  Der  Ausgabeort  der  Prämienlose  ist  Shanghai,  ausgehän- 
digt werden  sie  in  den  Einfuhrhäfen. 

3.  Die  Geldsumme,  die  jedesmal  für  eine  Prämienlotterie  aus- 
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gesetzt  wird,  beträgt  50  000  Yen,  die  auf  sechs  Klassen  und 
2  243  Stück  verteilt  werden.  Klasse  i  umfaßt  ein  Stück  zu 
10 000  mexikanischen  Dollar,  Klasse  2  zwei  Stück  zu  je  3  000  Dollar, 
Klasse  3  zehn  Stück  zu  je  500  Dollar,  Klasse  5  hundert  Stück 
zu  je   50  Dollar,  Klasse  6  hundert  Stück  zu  je    10  Dollar. 

4.  Die  Verlosung  findet  in  Shanghai  innerhalb  zweier  Monate 
statt.  Sie  beginnt  mit  dem  letzten  Tage  der  zwei  Monate,  in 
denen  die  Prämienlose  ausgegeben  worden  sind  ^). 

Bei  der  zweiten  Zusammenkunft  des  Ausschusses  am  5.  März 
wurde  noch  hinzugefügt,  daß  für  den  Zwirn,  der  eine  Ausnahme- 
stellung bei  der  Betriebseinschränkung  einnehme,  die  Maßnahmen 
für  die  Exportförderung  nicht  in  Betracht  kämen.  Die  Kosten- 
beiträge seien  von  dem  Garn,  das  seit  dem  März  ausgeführt 
worden  sei,  zu  erheben.  Ferner  werden  für  Garn,  das  schon  vor 
dem  I.  März  an  den  Bestimmungsort  gebracht  ist,  sich  aber  gegen- 
wärtig noch  in  dem  Einfuhrhafen  befindet,  ebenfalls  Prämienlose 
ausgegeben,  Beiträge  jedoch  nicht  erhoben.  Dasselbe  gilt  für 
Garn,  das  schon  vor  dem  i.  März  verladen  worden  ist  und  sich 
noch  im  Ausfuhrhafen  befindet,  wenn  die  Ausfuhr  bis  zum  15.  März 
von  statten  geht.  Wird  es  nach  diesem  Tage  ausgeführt,  so 
müssen  für  jeden  Ballen  25  Sen  als  Beitrag  zur  Bestreitung  der 
Kosten  erlegt  werden. 

Als  der  Ausschuß  am  23.  Mai  das  dritte  Mal  zusammen  kam, 
wurden  die  Maßnahmen  der  Exportförderung  insofern  etwas  ab- 
geändert, als  für  solches  Garn,  das  nach  Orten  außerhalb  von 
China  —  Hongkong  zu  China  gerechnet  —  ausgeführt  werde,  keine 
Lose,  sondern  pro  Ballen  75  Sen  Prämie  gereicht  werden  sollten. 
Wer  diese  Prämie  erhalten  wolle,  müsse  Schiffsladeschein  und 
Ausfuhrschein  vorzeigen.  Die  Prämie  werde  für  solche  Ware 
gewährt,  deren  Kaufvertrag  von  dem  Tag  des  Beschlusses  ab 
innerhalb  des  Zeitabschnittes,  wo  die  zweite  Serie  —  sie  erstreckte 
sich  diesmal  auf  die  drei  Monate  Mai,  Juni,  Juli  —  ausgegeben 
werde,  abgeschlossen  sei  und  die  spätestens  1 5  Tage  nach  dieser 
Purist  ausgeführt  werden  solle.  Am  7.  Juli  nahm  ferner  der  Aus- 
schuß in  seiner  vierten  Zusammenkunft  in  Aussicht,  die  dritte 
Serie  vom  i.  August  bis  Ende  Dezember  auszugeben,  jedoch 
wurden  die  Beiträge  auf  die  Hälfte  herabgesetzt. 

Es  war  dies    die    letzte   Exportförderung  durch  Lotterie.     Da 

i)  Oekonomische  Zeitschrift  von  Tokyo  (Tokyo-keizai-Zasshi)  Bd.  57,  Heft  1428, 
Februar   1908. 
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man  auf  diese  Weise,  wie  wir  später  sehen  werden,  keine  ent- 
sprechenden Erfolge  erzielen  konnte,  so  beschloß  der  Verband, 
dafür  eine  Prämienverteilun<4  eintreten  zu  lassen.  Das  geschah 
seit   I.  Januar   1909. 

In  der  Sitzung  des  Verbandes  am  12.  Ih^zember  190.S,  an 
der  19  Spinnereigesellschaften  teilnahmen,  hatte  man  sich  ein- 
stimmig für  die  folgende  Art  von  Exportförderung  erklärt: 

1.  Als  monatliche  Garnausfuhr  wird  ein  Fixum  von  10200 
Ballen  angenommen.  Diese  werden  nach  der  Produktion  der 
vom  I.  Juli  bis  zum  31.  Oktober  1908  von  den  einzelnen  Spin- 
nereigesellschaften ausgeführten  Garnmengen  verteilt.  Falls  eine 
Gesellschaft  Garn  über  den  ihr  von  jenem  Fixum  zukommen- 
den Prozentsatz  hinaus  exportiert,  so  kann  sie  soviel  der  in  Ruhe 
versetzten  Spinnmaschinen  in  Betrieb  setzen,  wie  zur  Produktion 
dieses  Ueberschusses  erforderlich  sind. 

2.  Die  mit  diesen  Maschinen  erzeugten  Garne  müssen  inner- 
halb eines  Monates  ausgeführt  werden. 

3.  Die  detaillierten  Ausführungsmaßregeln  zu  Bestimmung  i 
und  2  werden  durch  den  Ausschuß  für  Exportförderung  erlassen. 

4.  Wenn  eine  Spinnerei  Garne  ohne  Benutzung  von  ruhenden 
Spinnmaschinen  über  jenen  Prozentsatz  hinaus  ausgeführt  hat,  so 
erhält  sie  als  Prämie  pro  Ballen  3  bis   5   Yen. 

5.  Die  Beiträge  zur  Bestreitung  der  Kosten  werden  von  den 
Spinnereien  je  nach  der  Höhe  der  Produktion  des  Garns  Nr.  20 
und  darunter  erhoben. 

6.  Jede  Spinnerei  kann  nach  Belieben  ruhende  Spinnmaschi- 
nen in  Betrieb  setzen,  wenn  sie  damit  Garn  über  Nr.  28  sj)innen 
läßt;  hierfür  hat  Bestimmung  2  keine  Gültigkeit. 

7.  Diese  Bestimmungen   treten    am    i.  Januar   1909  in  Kraft. 

Am  17.  Dezember  1908  hatte  sodann  der  Ausschuß  für  Ex- 
portförderung die  detaillierten  AusführungsmaLsregeln  zusammen- 
gestellt; einige  Punkte  wurden  in  der  Ausschußsitzung  vom  24.  De- 
zember verändert ;    das  Ganze    gewann  dadurch  folgende  Gestalt. 

i;  I.  Wenn  eine  Spinnerei  ruhende  Spinnmaschinen  gemäß 
den  Bestimmungen  i  und  6  in  Betrieb  setzen  will,  so  muß  sie 
den  Namen  der  P^abrik,  die  Zahl  und  die  Nummer  der  Spinn- 
maschinen, die  Anzahl  der  Spindeln  einer  Spinnmaschine,  die 
Zahl  der  Betriebstage  und  die  Garnnummer,  die  die  Maschinen 
produzieren,  dem  Verband  genau  angeben  und  die  Freimachung 
ruhender  Spinnmaschinen  fordern. 
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§  2.  Wenn  eine  Spinnerei  nach  der  Bestimmung  i  ruhende 
Spinnmaschinen  in  Betrieb  setzt,  so  wird  die  Menge  des  damit 
erzeugbaren  Garns  nach  dem  Maßstabe  berechnet,  daß  eine 
Spindel  pro  Tag  an  Twistgarn  Nr.  20  100  Momme  und  an  Weft- 
garn  Nr.  16  130  Momme  produziert.  Jedoch  werden  diese  An- 
sätze während  der  Monate  JuH,  August,  September  um  je  10 
Momme  vermindert. 

§  3.  Spinnereien,  die  nach  der  Bestimmung  i  ruhende 
Maschinen  in  Betrieb  gesetzt  haben,  sollen  binnen  einem  Monat 
die  mittels  dieser  wieder  in  Tätigkeit  gesetzten  Maschinen  er- 
zeugten Mengen  exportieren,  wobei  die  in  §  2  gegebenen  An- 
sätze als  Maßstab  für  die  Kontrolle  gelten;  außerdem  haben  sie 
die  ihnen  nach  Bestimmung  i  zukommende  Quote  des  Fixums 
auszuführen.  Falls  diese  Mengen  innerhalb  eines  Monats  nicht 
ausgeführt  werden  können,  so  werden  noch  10  Tage  Verzugszeit 
gewährt;  ist  die  Ausfuhr  auch  binnen  dieser  Frist  nicht  möglich, 
so  muß  die  Ware  in  einem  von  dem  Präsidenten  des  Ausschusses 
für  Exportförderung  anzuweisenden  besonders  errichteten  Lager- 
haus aufbewahrt  werden.  Die  Uebergabe  zur  Aufbewahrung  so- 
wie die  Entnahme  dieser  Garne  erfordert  die  Genehmigung  des 
Vorstandes  des  Verbandes.  Es  wird  aber  unbedingt  verlangt,  daß 
diese  Garne  innerhalb  eines  Monats  —  von  dem  Tag  ab  gerech- 
net, wo  sie  zur  Aufbewahrung  übergeben  worden  sind  —  aus- 
geführt werden. 

§  4.  Wenn  eine  Spinnerei  ohne  Benutzung  von  Spinn- 
maschinen, die  infolge  der  Einschränkung  zum  Stillstand  gebracht 
sind  über'  die  ihr  an  dem  Fixum  zukommende  Quote  hinaus 
exportiert  oder  mit  Benutzung  solcher  Maschinen  über  die  in  §  2 
zur  Kontrolle  angegebene  Produktionshöhe  der  betreffenden 
Maschinen  hinaus  ausgeführt  hat,  so  kann  die  Spinnerei  für  die 
mehr  ausgeführte  Quantität  eine  entsprechende  Freimachung  ruhen- 
der Spinnmaschinen  innerhalb  zweier  Monate  verlangen. 

§  5.  Wer  nach  Bestimmung  i  ruhende  Spinnmaschinen  in 
Betrieb  gesetzt  hat,  ist  verpflichtet,  für  die  nach  §  3  auszuführen- 
den Garne  dem  Ausschuß  den  Namen  des  Verladers  sowie  den 
des  Schiffes,  worauf  sie  verladen  sind,  und  den  Tag  der  Abfahrt 
dieses  Schiffes  und  den  Ort  der  I^infuhr  bis  zum  5.  des  nächsten 
Monates  mitzuteilen. 

§  6.  Wenn  eine  Spinnerei  die  §§  3  und  5  nicht  befolgt  oder 
gemäß    Bestimmung    6    statt    des    dort    vorgeschriebenen    Garnes 
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gröberes  produziert,  so  muß  sie  laut  Beschluß  über  die  Betriebs- 
einschränkung als  Konventionalstrafe  für  die  gesamte  Anzahl  von 
Spindeln,  die  sie  sich  hat  frei  machen  lassen,  i)ro  Spindel  und 
pro  Tag  einen  Yen  entrichten. 

s^  7.  Die  Höhe  der  Exportprämie  gemäß  Bestimmung  4  be- 
trägt vom   I.  Januar  bis  30.  April   1909  vier  Yen. 

s^  S.  Diese  Exportprämie  wird  dann  gegeben,  wenn  die  in 
zwei  Monaten  ausgeführte  Garnsumme  das  Doppelte  des  Anteils 
am  l^lxum  überschritten  hat  und  zwar  für  das  Plus. 

v;  9.  Spinnereien,  welche  über  sechzig  Prozent  ihrer  Garn- 
produktion ausführen,  bekommen  ohne  Rücksicht  auf  die  in  Be- 
stimmung I  vorgeschriebene  Quote  die  Exportprämie  für  die  die 
sechzig  Prozent  überschreitenden  Teile. 

§  10.  Die  Menge  der  nach  Bestimmung  4  in  Betracht  kom- 
menden Garne    wird   nach  dem  Bericht    des  Zollamts    berechnet. 

^  II.  Nach  den  Nachrichten  der  einzelnen  Zollämter  werden 
monatlich  dreimal  Wochennachrichten  über  das  Ausfuhrgarn  her- 
ausgegeben. 

§  12.  Die  Exportprämien  werden  jährlich  für  die  sechs 
Monate  vom  i.  Dezember  bis  31.  Mai  am  25.  Juni  und  für  die 
sechs  Monate  vom  i.  Juni  bis  30.  November  am  25.  Dezember 
an  die  Spinnereien  ausgezahlt.  Wenn  aber  die  Frist  der  Be- 
triebseinschränkung am  30.  April  1909  beendet  sein  sollte,  so 
wird  die  für  die  Exportprämien  in  P^rage  kommende  Zeit  mit  den 
vier  Monaten  Januar  bis  April  abgeschlossen  sein ;  die  Export- 
prämienverteilung erfolgt  am  25.  Juni. 

§  13.  Die  laut  Bestimmung  5  zur  Bestreitung  der  Kosten  zu 
erhebenden  Beiträge  werden  alljährlich  für  je  sechs  Monate,  Mai 
bis  November  und  umgekehrt,  berechnet  und  sind  bis  zum 
25.  Juni  bez.  bis  zum  25.  Dezember  zu  entrichten.  Sind  diese 
Beiträge  bis  dahin  nicht  erlegt,  so  wird  von  dem  Geld  genommen, 
das  an  die  Spinnerei  von  den  Transportkosten  der  ostindischen 
Baumwolle  zurückgezahlt  werden  soll.  Wenn  die  Betriebsein- 
schränkung am  30.  April  1909  beendet  sein  sollte,  so  müssen  die 
Beiträge  für  die  vier  Monate  Januar  bis  April  am  25.  Juni  ent- 
richtet werden. 

Als  Zusatz  zu  den  obigen  Bestimmungen  wird  zweierlei  hin- 
zugefügt : 

§  I.  Die  proportionalen  Anteile  der  einzelnen  Gesellschaften 
an  dem  Fixum  sind  diese : 
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Kanegafuchi-Spinnerei  2006,0  Ballen 

Settsu-Spinnerei  1854,0  » 

Kennshi-Spinnerei  1289,0  » 

Kishiwada-Spinnerei  938,5  » 

Fukushima-Spinnerei  918,0  •   » 

Kurashiki-Spinnerei  780,5  » 

Harima-Spinnerei  520,0  » 

Sanuki-Spinnerei  432,5  » 

Handa-Spinnerei  425.0  » 

Kibi-Spinnerei  288,0  » 

Kasaoka-Spinnerei  I75'0  » 

Sakai-Spinnerei  163,5  » 

Osaka-Spinnerei  I55'0  * 

Miye-Spinnerei  ii3iO  » 

Osaka-gaddo-Spinnere  110,5  » 

Tokyo-Spinnerei  12,5  v 

Watanabe-Spinnerei  12,5  » 

Shikama-Spinnerei  4)0  " 

Naigaimen-Spinnerei  2,5  » 

Zusammen      10200,0  Ballen 

§  2.  Für  diejenigen  Gesellschaften,  die  an  sich  fähig  sind, 
Exportprämien  zu  erhalten,  aber  keinen  einzigen  Ballen  von  den 
ihnen  zukommenden  Proportionalquoten  ausführen,  sowie  für  die 
Spinnereien,  deren  Ausfuhr  für  zehntausend  Spindeln  nicht  mehr 
als  fünfzig  Ballen  beträgt,  werden  die  Proportionalquoten  durch 
den  Ausschuß  für  Exportförderung  für  die  letzten  zwei  Monate 
nach  der  Höhe  der  Garnmenge,  welche  in  den  ersten  zwei  Mo- 
naten nach  Einführung  der  Exportförderung  ausgeführt  worden 
ist,  neu  festgesetzt. 

In  der  am  13.  Februar  1909^)  abgehaltenen  Versammlung 
des  Verbandsausschusses  wurde  gleichzeitig  mit  der  sich  auf  die- 
selbe Zeit  erstreckenden  Verlängerung  der  Betriebseinschränkung 
auch  die  Fortsetzung  der  mit  dem  April  zu  Ende  gehenden 
Periode  der  Exportförderung  für  weitere  sechs  Monate,  also  für 
die  Zeit  vom  i.  Mai  bis  zum  31.  Oktober  1909,  beschlossen. 
Das  wurde  in  der  Sitzung  des  Verbandes  vom  25.  Februar,  an 
der  15  Spinnereigesellschaften  teilnahmen,  gebilligt,  ebenso  wie 
einige  Veränderungen,  welche  die  Exportförderung  des  Garns  be- 
trafen. Bestimmung  i  wurde  verkürzt:  wenn  eine  Spinnerei  über 
die  ihr  zukommende  Proportionalquote  exportiere,  so  dürfe  sie 
entsprechend  viele  der  im  Stillstand  befindlichen  Spinnmaschinen 
wieder  in  Betrieb   setzen;    eine    neuaufgestellte  Proportionstabelle 


l)  In  derselben  Zeit  erging  von  den  beiden  Verbänden  der  Baumwollgarn- 
händler an  den  Verband  der  japanischen  Baumwollspinnerei  die  Aufforderung,  die 
Produktion  der  Garne  über  Nr.  28  ebenfalls  einzuschränken.  Das  wurde  aber  ab- 
gelehnt. 
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werde  von  dem  Ausschuß  für  Exportförderung  an  die  einzelnen  Spin- 
nereien gesandt.  Bei  Bcstiinmung  4  wurde  die  Höhe  der  ICxport- 
prämie  auf  drei  Yen  festgesetzt ;  es  fiel  nunmehr  natürlich  das 
Verfügungsrecht  des  Ausschusses  für  Exportförderung,  daß  er 
die  Höhe  der  Exportprämie  zwischen  drei  und  fünf  Yen  an- 
setzen könne,  hinweg.  Als  fünfte  Be.stimmung  wurde  neu  hinzu- 
gefügt, daß  für  jeden  Ballen  Ausfuhrgarn  Xr.  20  und  darunter  an 
den  Ausführenden  eine  r^xportprämie  von  1,50  Yen  gezahlt 
werde.  Durch  das  Hinzukommen  dieser  neuen  Bestimmung 
wurden  die  früheren  Bestimmungen  5  und  6  zu  6  und  7  verschoben. 
Die  Bestimmung  6,  betreffend  die  Beiträge  zur  Bestreitung  der 
Kosten,  veränderte  sich  in  der  Weise,  daß  die  Beiträge  nach  der 
Zahl  der  zur  Produktion  von  Garn  Nr.  20  und  darunter  verfüg- 
baren Spindeln  gezahlt  werden  sollten,  aber  abzüglich  der  zum 
Stillstand  gebrachten  Spindeln;  nicht  in  Abzug  kommen  sollten 
jedoch  die  gemäß  Bestimmung  7  frei  gemachten  Spindeln.  Ferner 
sollte  die  Bestimmung  4  alle  Monate  erneuert  werden.  Außer- 
dem fügte  man  zu  Bestimmung  i  hinzu,  wenn  Spinnereien  zum 
Stillstand  gebrachte  Spinnmaschinen  wieder  in  Betrieb  gesetzt 
hätten,  so  sollten  sie  erst  nach  Verlauf  von  zwei  Monaten  das 
Recht  haben,  wiederum  die  Stilllegung  dieser  Maschinen  zu 
fordern.  In  der  Sitzung  des  Ausschusses  für  Exportförderung 
vom  14.  April  wurde  dann  ferner  zu  §  2  der  Ausführungsmaß- 
regeln neu  hinzugefügt,  daß  für  solche  Spinnereien,  welche  für 
den  Nachtbetrieb  in  Stillstand  vei-setzte  Spinnmaschinen  in  Betrieb 
setzten,  die  Produktion  pro  Spindel  und  Nacht  mit  fünfundfünfzig 
Prozent  des  Ansatzes  für  die  Tagesleistung  einer  Spindel  be- 
rechnet werden  solle.  Jene  von  Seiten  des  Ausschusses  für 
Exportförderung  neu  aufzustellende  Tabelle  der  Proportionalquoten 
die  für  den  Zeitabschnitt  Mai  bis  Oktober  1909  gelten  sollte,  sah 
aus,  wie  folgt: 


Kanegafuchi-Spinnerei 

1771,5 

Ballen 

Settsu-Spinnerei 

1510,0 

» 

Fukushiina-Spinnerei 

804,5 

» 

Kiirashiki-Spinnerei 

707,0 

» 

Kishivvada-Spinnerei 

684.0 

> 

Kennshi-Spinnerei 

652,0 

» 

Osaka-.Spinnerei 

296,5 

V 

Miye-Spinnerei 

258,0 

» 

Tokyo-Spinnerei 

243.0 

» 

Osaka-gaddo-Spinnerei 

i75'5 

» 

Sakai-Spinnerei 

140,5 

» 

Naigaimen-Spinnerei 

117. 5 

» 

Sanuki-Spinnerei 

107,5 

» 
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Wakayama-Spinnerei 

75.5 

Ballen 

Shikama-Spinnerei 

74>o 

» 

Yehinie-Spinnerei 

72,5 

» 

Matsuyama-Spinnerei 

50,5 

» 

Kosho-Spinnerei 

50'5 

« 

Handa-Spinnerei 

50,0 

» 

Shimomura-Spinnerei 

45>5 

» 

Nihonseifu 

38,5 

» 

Ozu-hosoito-Spinnerei 

^7.0 

» 

Takaoka-Spinnerei 

13,5 

y 

Watanabe-Spinnerei 

10,5 

» 

Amagasaki-Spinnerei 

0 

» 

Fujigas-Spinnerei 

0 

» 

Wakayani-Sliokiifu 

0 

>■ 

Kaizuka-S]iinnerci 

0 

'• 

Zusammen     8099,5  Ballen 

Trotz  der  sich  allmählich  günstig  gestaltenden  Baumwollgarn- 
marktlage beschloß  der  Ausschuß  des  Verbandes  am  23.  Juli 
1909,  die  Exportförderung  sowie  die  Einschränkung  der  Produk- 
tion der  Garne  Nr.  20  und  darunter  vom  i.  November  des  Jahres 
an  wieder  aufzunehmen,  und  forderte  die  Zustimmung  der  ein- 
zelnen Spinnereigesellschaften.  Für  die  neue  Produktionsein- 
schränkung und  Exportförderung  der  Garne  Nr.  20  und  darunter 
wurden  folgende  Formen  vorgeschlagen. : 

1.  Bei  keiner  zum  Verband  gehörigen  Spinnerei  dürfen  von 
den  Spindeln,  welche  zur  Produktion  von  Garnen  Nr.  20  und  da- 
runter bestimmt  sind,  während  der  sechs  Monate  vom  i.  Novem- 
ber 1909  bis  Ende  April  19 10  zur  Deckung  der  inländischen 
Nachfrage  mehr  als   80  Prozent  benutzt  werden. 

2.  Wenn  eine  Spinnerei  Garn  Nr.  20  und  darunter  mit  Be- 
nutzung von  Spindeln  über  diese  achtzig  Prozent  hinaus  produziert 
hat,  so  muß  sie  die  mittels  der  überschreitenden  Spindelzahl  er- 
zeugten Garne  innerhalb  eines  Monats  ausführen. 

3.  Wenn  Spinnereien,  welche  bisher  Garn  ausgeführt  haben, 
mit  Benutzung  von  Spindeln,  die  jene  achtzig  Prozent  über- 
schreiten, Grobgarn  produzieren,  so  haben  sie  außer  den  in  2  vor- 
geschriebenen Mengen  noch  die  durch  eine  besondere  Tabelle 
festgesetzten  Proportionsquoten  auszuführen.  Jedoch  wird  diese 
Exportquote  für  Spinnereien  mit  weniger  als  10  000  Spindeln  um 
die  Hälfte,  für  die  mit  weniger  als  20 000  Spindeln  um  ein  Drit- 
tel, für  die  mit  weniger  als  30000  Spindeln  um  ein  Viertel  er- 
mäßigt. 

4.  Für  die  Ausfuhrgarne  Nr.  20  und  darunter  wird  dem  Aus- 
führenden pro  Ballen    eine  Exportprämie   von   1,50  Yen  gegeben. 

5.  Denjenigen  Spinnereien,  welche  ohne  üeberschreitung  der 
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achtzig  Prozent  Garne  über  die  in  3  vorgeschriebenen  Quoten 
hinaus  exportieren,  wird  für  das  Plus  eine  Exportprämie  von  2 
Yen   auf  tlen   Hallen  gewährt. 

6.  Jede  Spinnerei  kann  nach  Gutdünken,  statt  zwanzig  Pro- 
zent der  Spindeln  still  zu  legen,  zwei  Monate  lang  dauernd  die 
Nachtarbeit  einstellen. 

7.  Spindeln,  welche  gröberes  Garn  zum  Zwecke  der  Her- 
stellung von  Zwirn-  und  Baumwollstoffen  erzeugen,  sind  diesem 
Beschluß  nicht  unterworfen.  Jedoch  wird  bei  solchen  Spindeln, 
die  Garn  zum  Zwecke  der  Herstellung  für  den  inländischen  Be- 
darf bestimmter  Baumwollstoffe  produzieren,  die  Einschränkung 
notwendig. 

8.  Bezüglich  der  Kontrollbestimmungen  und  ihrer  Ausführung, 
ferner  bezüglich  der  infolge  von  Mißverständnissen  der  Bestim- 
mungen verursachten  Konflikte  wird  gemäß  dem  Beschluß  vom 
25.  Februar  1909  über  die  Einschränkung  •  der  Produktion  von 
Garn  Nr.  20  und  darunter  verfügt.  Für  die  detaillierten  Aus- 
führungsmaßregeln zu  den  obigen  Bestimmungen  sowie  für  die 
Beiträge  zur  Bestreitung  der  Kosten  kommt  ebenfalls  der  Beschluß 
vom  25.   Februar   1909  über  die  P2xportförderung  in  Betracht. 

9.  Die  Spinnereien  werden  gemeinsam  einen  Vertrag  über 
Annahme  von  Baumwolle  in  Bombay  und  über  deren  Transport 
von  da  bis  Japan  abschließen,  die  Verhandlungen  mit  den 
Dampfschiffahrtsgesellschaften  aber  dem  Ausschuß  für  Exportförde- 
rung überlassen. 

10.  Wenn  Spinnereien  gegen  diese  Bestimmungen  Widersjjruch 
erheben,  so  werden  sie  trotzdem  durchgeführt,  falls  die  Zahl  der 
zustimmenden  Spinnereien  groß  ist.  Wenn  ihre  Durchführung 
wegen  Widerspruchs  der  Majorität  unvorteilhaft  ist,  so  werden  sie 
nicht  verwirklicht;  die  diesbezügliche  Entschließung  bleibt  dem 
Ausschuß  für  Exportförderung  überlassen: 

Die  zu  diesen  Bestimmungen  verfaßte  Tabelle  der  Export- 
quoten war  diese : 


Kanegafuchi-Spinnerei 

I77I>S 

Ballen 

Settsu-Spinnerei 

1510,0 

» 

Fukushima-Spinnerei 

804,5 

» 

Kurashiki-Spinnerei 

707,0 

» 

Miye-Spinnerei 

258,0 

» 

Tokyo-Spinnerei 

243>o 

» 

Osaka-gaddo-Spinnerei 

175-5 

» 

Sakai-Spinnerei 

140,5 

» 

Wakayama-Spinnerei 

75-5 

» 

Shikama-Spinnerei 

74.0 

j> 
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Yehime-Spinnerei 

72,5 

Ballen 

Matsuyama-Spinneici 

50,5 

» 

Nihon-seifu 

3S,5 

» 

Ozu-hosoito-Spinnerei 

37.0 

» 

Takapka-Spinnerei 

13.0 

.'" 

Watanabe-Spinnerei 

10,5 

» 

Kishiwada-Spinnerei 

684,0 

» 

Kenshi-Spinnerei 

652,0 

» 

Osaka-Spinnerei 

296,5 

» 

Naigai-Spinnerei 

"7,5 

» 

Harima-Spinnerei 

115,0 

» 

Sanuki-Spinnerei 

107,0 

» 

Gosho-Spinnerei 

50,0 

» 

Handa-Spinnerei 

50,0 

» 

Shimomura-Spinnerci 

45.5 

Zusammen  8099  Ballen 
Gegen  diesen  Vorschlag  wurde  aber  von  den  vier  Spin- 
nereien in  Kwanto  —  Fujigas,  Tokyo,  Nisshin  und  Shimozuke —  Wi- 
derspruch erhoben.  Es  setzten  langwierige  Unterhandlungen  ein. 
Um  die  Stellungnahme  jener  vier  Unternehmungen  gegen  Pro- 
duktionseinschränkung und  Exportförderung  zu  verstehen,  ist  zu- 
erst notwendig,  ihre  Produktions-  und  Absatzverhältnisse  zu  be- 
trachten. Die  vier  Spinnereien  zählten  nach  der  Statistik  des 
Verbandes  am  Ende  des  Jahres  1909  zusammen  280438  Ring-, . 
29958  Mule-  und  79400  Zwirnspindeln,  wovon  der  Fujigas-Spin- 
nerei allein  etwa  57,4  Proz.  der  Ring-,  92,2  Proz.  der  Mule-  und 
62,9  Proz.  der  Zwirnspindeln  zugehörten.  Die  Ring-,  Mule-  und 
Zwirnspindeln  der  vier  Baumwollspinnereien  betrugen,  in  Prozenten 
der  gesamten  Spindelzahl  dieser'  drei  Arten  ausgedrückt,  etwa 
14,7,  51,7  und  34.  In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1909  pro- 
duzierten die  Kwanto-Spinnereien  zusammen  41  816,5  Ballen,  wo- 
von auf  die  Fujigas-Spinnerei  52,3  Proz.,  auf  die  Tokyo-Spinnerei 
20,5  Proz.,  auf  die  Nisshin-Spinnerei  19,8  Proz.  und  auf  die 
Shimozuke-Spinnerei  7,4  Proz.  entfielen.  Von  der  gesamten  Garn- 
produktion der  zweiten  Hälfte  von  1909  —  527923,5  Ballen  — 
machte  ihre  Garnproduktion  etwa  7,9  Proz.  aus.  Was  nun  die 
Qualität  des  Garns,  das  sie  produzierten,  betrifft,  so  erzeugte  nach 
der  Angabe  des  Verbandes  in  der  zweiten  Jahreshälfte  1909  die 
Fujigas-Spinnerei  mit  Ringspindeln  Garn  Nr.  39,5  und  mit  Mule- 
spindeln  Nr.  65,  die  Tokyo-Spinnerei  mit  Ringspindeln  Garn 
Nr.  23,2,  die  Shimozuke-Spinnerei  mit  Ringspindeln  Garn  Nr.  17,8 
und  die  Nisshin -Spinnerei  mit  Ringspindeln  Garn  Nr.  38,1, 
während  die  durchschnittliche  Garnnummer  der  gesamten  Garn- 
produktion in  Japan  in  derselben  Zeit  für  Ringspindeln  21,3,  für 
Mulespindeln    47,3    war.      Die    Kwanto-Spinnereien    setzen    ihre 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.     Ergänzungsheft  40.  I  3 
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Pi(jduktc  hauptsächlich  im  Inland,  besonders  in  der  Gegend  von 
Kwanto  und  in  den  nord()sllichen  Teilen  von  Japan  ab  und 
kommen  wenig  für  die  Ausfuhr  in  Betracht,  wenn  auch  in  letzter 
Zeit  ihr  Exj^ort  an  Garnen  mittlerer  Qualität  im  Steigen  begrif- 
fen ist.  Dabei  muß  hier  vor  allem  bemerkt  werden,  daß  ihre 
Produktion  an  gröberen  Garnen  den  Bedarf  des  nordöstlichen 
Japans  kaum  mehr  als  zu  einem  Viertel  decken  kann;  der  Rest 
—  etwa  loooo  Ballen  jährlich  —  wird  daher  von  den  Kwansai- 
Spinnereien  gedeckt.  Die  Fujigas-Spinnerei  hat  sodann  in  der 
allerletzten  Zeit  mit  einem  Kapitalaufwand  von  1600000  Yen  in 
Oyama  eine  Fabrik  von  vierzigtausend  Spindeln  errichtet,  um 
gröbere  Garnsorten  zu  erzeugen. 

Während  also  im  ganzen  die  Kwanto-Spinnereien  feinere 
Nummern  produzierten,  stand  es  im  Kwansai-Gebiete,  dem  Zentrum 
der  japanischen  Baumwollspinnerei,  bezüglich  der  Produktions- 
und also  auch  der  Absatzverhältnisse  anders.  Sie  erzeugten,  ab- 
gesehen von  einigen  Spinnereien :  Nihon,  Amagasaki,  Ozu  und 
Teikoku-seishi,  hauptsächlich  grobes  Garn  Nr.  20  und  darunter, 
die  Kwansai-Spinnereien  hatten  den  Löwenanteil  an  der  Garn- 
ausfuhr, die  alljährlich  etwa  ein  Viertel  der  gesamten  Garnpro- 
duktion ausmacht  und  die,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  meist 
noch  in  Garn  Nr.  20  und  darunter  besteht. 

Es  war  also  nur  die  Folge  ganz  natürlicher  Umstände,  wenn 
die  Spinnereien  in  Kwanto  gegen  die  sich  auf  die  Garnsorten  bis 
mit  Nr.  20  beziehenden  Maßnahmen  der  Produktionseinschrän- 
kung und  Exportförderung  auftraten.  Für  die  Ansicht  der  Spin- 
nereien im  Kwanto-Gebiete  gegenüber  Produktionseinschränkung 
und  Exportförderung  ist  bezeichnend  die  Meinung  von  Toyoji 
VVada,  dem  leitenden  Vorstande  der  Fujigas-Spinnerei,  die  er  in 
der  Zeitung  Jiji-shimpo  äußerte,  um  so  mehr,  als  er  dadurch  in 
derselben  Zeitung  mit  Sanji  Muto,  dem  leitenden  Vorstand  der 
größten  japanischen  Spinnerei,  der  Kanegafuchi  —  dieser  war  da- 
mals der  Leiter  des  Ausschusses  für  Exportförderung  —  in  eine 
nicht  uninteressante  Polemik  geriet.  Wada  betrachtete  die  beiden 
in  Frage  kommenden  Maßnahmen  zuerst  vom  allgemeinen  Stand- 
punkt und  dann  von  dem  Standpunkt  der  unter  seiner  Leitung 
stehenden  Spinnerei,  bemerkte  jedoch  im  voraus,  daß  er  der 
Exportförderung  keineswegs  abhold  sei,  wohl  aber  gegen  die  da- 
mit zusammenhängende  Produktionseinschränkung  durchaus  Ein- 
spruch   erheben    müsse.      Vom     allgemein     volkswirtschaftlichen 
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Standpunkt  aus  sagte  er,  das  Ziel  der  Produzenten  müsse  sein, 
möglichst  an  Produktionskosten  zu  sparen  und  dabei  möglichst 
viel  Waren  zu  produzieren,  damit  man  dem  Konsumenten  zu 
billigen  Preisen  liefern  könne.  Allein  die  Hauptvertreter  der 
Produktionseinschränkung  wünschten  durch  gemeinsame  Stilliegung 
jener  zwanzig  Prozent  Spindeln  den  Garnpreis  auf  ein  gewisses 
Niveau  zu  bringen  und  dort  zu  erhalten.  Es  werde  aber  dadurch 
zweifellos  der  Garnpreis  noch  weit  mehr  in  die  Höhe  getrieben 
werden,  als  man  beabsichtige.  Die  Konsumenten  der  aus  diesen 
gröberen  Garnen  gewebten  Stoffe  seien  gerade  die  arbeitenden 
Klassen.  Bei  ihrer  schon  an  sich  schwierigen  Lebenslage  müßten 
sie  unter  der  durch  die  hohen  Garnpreise  veranlaßten  Steigerung 
der  Baumwollstoffpreise  sehr  stark  leiden ;  dadurch  würden  ihre 
Lebensverhältnisse  noch  mehr  erschwert  und  schließlich  ihre 
Leistungsfähigkeit  vermindert.  Die  Verminderung  der  Leistungs- 
fähigkeit beeinflusse  aber  auch  die  Produktion  des  Landes  über- 
haupt. Ferner  würden  aus  einem  Teil  der  im  Inland  abzu- 
setzenden Grobgarne  geriffelte  Baumwollstoffe,  Baumwollflanelle, 
Strickwaren  und  Handtücher  verfertigt,  welche  von  Jahr  zu  Jahr 
in  steigendem  ]**Iaße  ausgeführt  würden  und  alljährlich  ziemlich 
reichliche  Gewinne  ins  Land  brächten.  Durch  die  Einschränkung 
der  für  den  inländischen  Bedarf  bestimmten  Grobgarnproduktion 
werde  einerseits  die  Produktion  des  Landes  zerstört,  anderseits 
die  Entwicklung  der  Ausfuhr  an  zukunftsreichen  Waren  verhin- 
dert. Sodann  wandte  sich  Wada  vom  Standpunkt  seiner  Unter- 
nehmung aus  gegen  die  Produktionseinschränkung.  Es  sei  unbe- 
sonnen gehandelt,  wenn  man  ohne  Rücksicht  auf  Spinnereien  mit 
individuellen  Geschäftsverhältnissen  über  solche  Spindeln,  die 
Grobgarn  für  den  inländischen  Bedarf  erzeugten,  eine  zwanzig- 
prozentige  Stilllegung  verhänge  oder  aber  zur  Ausfuhr  zwinge. 
Die  geographische  Lage  der  Kwanto-Spinnereien  sei  für  den 
Export  nicht  günstig  und  weise  diese  auf  den  Inlandmarkt  hin, 
während  die  Spinnereien  in  Kwansai  mit  Vorteil  zur  Ausfuhr 
schreiten  könnten.  Die  Einschränkung  sei  dann  durchführbar, 
wenn  die  Spinnereien  mit  gleichen  Geschäftsinteressen  eine  Ver- 
einigung bilden  würden.  Sodann  bemerkte  er,  daß  die  Spindel- 
zahl Japans  hinter  derjenigen  Englands,  das  der  Hauptvertreter 
der  Produktionseinschränkung  zum  Vergleiche  heranziehe,  weit  zu- 
rückstehe ;  die  japanische  Spinnerei  befinde  sich  noch  in  der 
Entwicklung    und   brauche    sich   nicht   nach  England    zu   richten, 

13  * 
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wenn  dieses  den  Bctriel)  einscliränke.  Vor  allen  Dinc^en  sei  die 
Zeit  für  eine  Produktionscinschränkun<^  ganz  unpassend.  Die 
wirtschaftliche  Lage  habe  sich  seit  der  Zeit,  wo  der  Gedanke  einer 
Einschränkung  in  dem  Kreise  der  heimischen  Interessenten  auf- 
getaucht sei,  sehr  verbessert  und  gestalte  sich  von  Tag  zu  Tag 
günstiger ;  man  könne  dies  an  der  Hand  der  Bilanzen  der  ein- 
zelnen Unternehmungen  recht  gut  verfolgen.  Wada  fordert  im 
Gegenteil  auf,  die  japanische  Spinnerei  möge  jetzt  die  Garnpro- 
duktion steigern,  damit  sie  sowohl  auf  inländischen  als  auch  auf 
ausländischen  Märkten  ihren  Absatz  vergrößern  könne.  Früher, 
fügte  er  hinzu,  als  in  seiner  Spinnerei  die  Zahl  der  zur  Produk- 
tion gröberer  Garne  bestimmten  Spindeln  gering  gewesen  sei, 
habe  er  den  Nachteil  der  Einschränkung  der  Grobgarnproduktion 
für  seine  Spinnerei  nicht  empfunden  und  sei  daher  damals 
keineswegs  dagegen  aufgetreten,  wenn  Spinnereien,  die  sehr  viel 
solcher  Grobgarnspindeln  besessen  hätten,  für  die  Einschränkung 
gewesen  seien.  Jedoch  müsse  er  jetzt,  nachdem  seine  Spinnerei 
eine  vierte  Fabrik  in  Oyama  erbaut  habe,  um  im  November  mit 
vierzigtausend  Spindeln  gröbere  Garne  zu  produzieren,  wegen 
seiner  VerantwortHchkeit  gegenüber  den  Aktionären  und  der 
Spinnerei  überhaupt  seine  Einwendungen  laut  werden  lassen. 
Er  sei  auch  entschieden  dagegen,  daß  man  die  Verhandlungen 
über  den  ßaumwoUtransport  von  Bombay  nach  Japan  in  die  Hand 
des  Ausschusses  für  Exportförderung  lege  und  so  auf  wider- 
strebende Spinnereien  Zwang  ausüben  wolle.  Er  schloß  damit, 
daß  man  Betriebe,  deren  Geschäftsverhältnisse  nicht  stabil  seien, 
lieber  der  freien  Konkurrenz  als  einer  künstlichen  Einschränkung 
überlassen  solle.  Die  daraus  entstehende  Ueberproduktion  werde 
natürlich  den  Preis  herunterdrücken :  dadurch  aber  komme  die 
heimische  Weberei  ins  Gedeihen  und  vermehre  sich  die  Ausfuhr 
an  Baumwollstoff  sowie  an  Baumwollgarn. 

Gegen  diese  Veröffentlichungen  wandte  sich  nun  Mute.  Zu- 
nächst sei  die  Behauptung  von  Wada  unrichtig,  daß  die  auf  das 
Inland  abzielende  zwanzigprozentige  Produktionseinschränkung  des 
Grobgarns  den  Garnpreis  erhöhe  und  so  die  arbeitenden  Klassen 
schädige.  Zum  Beweise  gab  er  die  folgende  Zusammenstellung. 
Die  monatliche  Produktion  an  Grobgarn         etwa  65000  Ballen') 

i)  D.  i.  die  bei  völliger  Betriebsausnutzung  der  Spindeln  produzierte  Menge, 
abgesehen  von  dem  Quantum,  das  zur  unmittelbaren  Verwebung  in  der  Spinnerei 
bestimmt  ist. 
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Der  monatliche  inländische  Bedarf  etwa  40000  Ballen') 

Rest  25000  Ballen 

Zwanzig  Prozent  der  monatlichen  Produkten  etwa    13000  Ballen 
Monatliche  Garnaiisfuhr  *       19276  Ballen. 

Die  zwanzigprozentige  das  Inland  betreffende  Einschränkung 
der  Grobgarnproduktion  mache  somit  nur  die  Hälfte  des  Restes 
aus  und  weniger  als  siebzig  Prozent  der  Ausfuhr. 

Dadurch  werde  das  Uebermaß  der  für  den  inländischen  Be- 
darf verfügbaren  Garne  verringert  und  der  Garnpreis  auf  einem 
gewissen  Niveau  erhalten,  keineswegs  jedoch  in  die  Höhe  ge- 
schraubt. Also  erfahre  auch  das  Leben  der  arbeitenden  Klassen 
keine  Beeinträchtigung.  Wenn  wir,  sagte  er,  außer  der  Ein- 
schränkung noch  den  Grobgarnexport  durch  Verteilung  von 
Prämien  fördern  wollen,  so  ist  dies  darauf  zurückzuführen,  daß 
die  betreffenden  Garnpreise  infolge  der  Ueberproduktion  durch 
das  eine  Mittel  allein  nicht  auf  dem  erwünschten  Niveau  erhalten 
werden  können.  Gegenüber  der  Ansicht,  die  Spinnereien  wollten, 
obwohl  sie  schon  genügende  Gewinne  erzielt  hätten,  noch  darüber 
hinaus  verdienen,  stellt  er  dies  fest:  wenn  man  bisher  genügende 
Gewinne  habe  erzielen  können,  so  beruhe  das  auf  der  Produk- 
tionseinschränkung, auf  der  Vermehrung  der  Reservefonds  sowie 
auf  den  sehr  bedeutenden  Abschreibungen  des  investierten  Kapi- 
tals, also  auf  Maßnahmen,  die  sämtlich  in  der  letzten  Zeit  erfolgt 
seien.  Den  neugegründeten  Spinnereien  —  das  sei  beweisend  — 
falle  es  in  der  Gegenwart  noch  sehr  schwer,  auch  nur  fünf  oder 
sechs  Prozent  Dividende  auszuschütten.  Sodann  sei  nach  der 
Meinung  Wadas  die  Lage  der  Spinnereien  in  Kwanto  für  die 
Ausfuhr  nicht  vorteilhaft,  und  trotzdem  zwinge  man  diese  Spin- 
nereien zum  Export.  Allein  dies  sei,  obwohl  allerdings  gewisse 
Unterschiede  dieser  Art  zwischen  den  beiden  Spinnereigruppen 
bestünden,  keineswegs  zutreffend.  Um  das  zu  erkennen,  brauche 
man  bloß  die  Kosten  des  Garntransports  von  den  Ausfuhrhäfen 
der  beiden  Spinnereigruppen  bis  Shanghai  sowie  z.  B.  die  Trans- 
portkosten von  der  Fabrik  der  Kanegafuchi-Spinnerei  in  Hiogo 
bis  Kobe-Hafen  und  von  der  P'abrik  der  Fujispinnerei  in  Üyama 
bis  Yokohama-Hafen  zu  vergleichen. 

Seefracht  von  Yokohama  bis  Shanghai  pro  Ballen  B.wollgarn  90  Sen, 
Seefracht   von  Kobe  bis  Shanghai  pro   Ballen  B.wollgarn  80  Sen. 

Danach    ergeben    sich    für  die   beiden  Gruppen    von  Kwanto 

i)  Durchschnitt  aus  den  Monaten  Januar  bis  Juli   1909. 
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und  Kwansai  bei  der  Seefracht  nur  lo  Sen  Differenz.  Mute  s^ibt 
sodann  die  Transportkosten  von  der  Fabrik  der  Fujii^as-Spinnerei 
in  Oyama,  die  zu  Yokohama  sehr  ungünstig  liegt,  bis  zu  diesem 
Hafen  an  sowie  diejenigen  von  der  T'abrik  der  Kanegafuchi- 
Spinnerei  in  Hiogo,  welche  Kobe  näher  als  alle  anderen  Kwan- 
sai-Spinnereien  gelegen  ist,  bis  zu  diesem  Hafen. 
Transportkosten  Hiogo=Kobe  pro  Ballen  l^aumwoUgarn  13  Sen, 
Transportkosten  Oyama  ^Yokohama  i)ro  Ballen  J^.wollgarn  25  Sen. 

Hie  Differenz  bctrcägt  nur  12  Sen.  Daraus  sieht  man  deut- 
lich, daß  die  Kwanto-Spinnereien  pro  Ballen  Garn  höchstens  um 
etwa  zwei-  oder  dreiundzwanzig  Sen  im  Nachteil  sind.  Wenn 
z.  B.  für  die  Fujigas-Spinnerci  in  Oyama  ein  Fünftel  ihrer  Pro- 
duktion an  gröberen  Garnen  etwa  600  Ballen  monatlich  betrage 
und  sie  diese  ausführe,  so  verursache  ihr  das  1 50  Yen  mehr  Un- 
kosten als  den  Kwansaispinnereien. 

Nun  sei  in  der  Tat  die  Menge  des  AuBfuhrgarnes  der  Spin- 
nereien in  Kwanto  gering.  Das  sei  aber  deshalb  der  Fall,  weil 
man  in  Kwanto  mehr  die  feineren  Qualitäten  produziere  , 
nicht  so  sehr  die  groben  zur  Ausfuhr  geeigneten,  wiewohl  die 
Ausfuhr  an  feineren  Garnen  in  letzter  Zeit  zugenommen  habe. 
Jedoch  bezweifele  er,  ob  die  Spinnereien  in  Kwanto  die  gröberen 
Sorten  ebenso  vorteilhaft  wie  die  in  Kwansai  zu  produzieren  in 
der  Lage  seien.  Denn  die  klimatischen  Verhältnisse  in  Kwanto 
seien  zur  Produktion  der  gröberen  Garne  ungeeignet;  dadurch 
würden  die  Produktionskosten  erhöht.  Wenn  sie  trotz  dieser  un- 
günstigen natürlichen  Lage  gröbere  Garne  produzierten,  so  seien 
die  unvorteilhaften  Produktionsverhältnisse  daran  schuld,  wenn 
Kwanto  mit  Kwansai  in  der  Ausfuhr  nicht  konkurrieren  könne. 
Sodann  gibt  Muto  zu,  daß  die  Lage  der  japanischen  Spinnerei 
anders  als  die  der  englischen  sei.  Doch  habe  die  englische 
Spinnerei,  wie  ihre  Geschichte  lehre,  im  1^'alle  der  Ueberproduk- 
tion  stets  gemeinsam  den  Betrieb  eingeschränkt  und  sei  infolge 
dieses  geschickten  solidarischen  Vorgehens  so  groß,  wie  sie  heute 
dastehe,  geworden ;  sie  habe  sich  keineswegs  unter  einer  freien 
Konkurrenz  entwickelt.  Die  Betriebscinschränkung  herrsche  in 
der  Gegenwart  nicht  nur  in  England,  sondern  auch  in  Belgien, 
Italien,  Frankreich,  Deutschland,  Ostindien  und  anderen  Ländern. 
Wenn  Wada  sage,  daß  die  Produktionscinschränkung  in  der 
jetzigen  Zeit  nicht  mehr  am  Platze  sei,  so  müsse  betont  werden, 
daß    im    vorigen    Jahre    (1908)     allerdings    tatsächlich    eine    Ein- 
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schränkung  durchgeführt  worden  sei,  in  der  Gegenwart  aber  nicht 
mehr:  denn  da  bestehe  ja  doch  für  die  Ausfuhrgarne  eine  Aus- 
nahme —  also  sei  in  Wahrheit  ein  wesentHcher  Unterschied 
zwischen  jenem  und  diesem  Zustande  vorhafiden.  Er  füge  sich 
immer  den  sich  ändernden  Zeitverhältnissen  und  stehe  niemals 
pessimistisch  zurückhaltend  da.  Vor  allem  müsse  hier  noch  eines 
Umstandes  gedacht  werden :  die  Kaufverträge  in  Garn  würden 
gewöhnlich  zu  einem  zur  Zeit  des  Abschlusses  gültigen  Preis  auf 
mehrere  Monate  (Lieferzeit)  abgeschlossen ;  deshalb  halte  er  es 
für  richtig,  daß  man,  wenn  die  Produktionseinschränkung  aufge- 
löst werden  solle,  dies  erst  nach  und  nach  zu  erreichen  suche, 
um  so  die  sich  bei  plötzlicher  Aufhebung  der  Einschränkung  er- 
gebende Rücksichtslosigkeit  gegenüber  der  Geschäftswelt  zu  ver- 
meiden. Daher  habe  man  diesmal  die  Produktionseinschränkung 
von  27,5  Proz.  auf  20  Proz.  herabgesetzt.  Und  schließlich  brauche 
die  Grobgarnfabrik  der  P\ijigasspinnerei  in  Oyama,  auch  ange- 
nommen, daß  sie  wirklich  bis  zum  November  fertig  werde, 
•mindestens  noch  sieben  Monate  oder  ein  Jahr,  bevor  sie  ihre 
Spindeln  voll  benutzen  könne.  Während  der  Dauer  der  Produk- 
tionseinschränkung, vom  November  bis  zum  April,  vermöge  sie 
überhaupt  nicht  mehr  als  zwanzig  oder  dreißig  Prozent  der  Spin- 
deln zur  Produktion  zu  benutzen.  Aus  diesem  Grunde  sei  es  un- 
verständlich, warum  Wada  trotz  der  Zustimmung  zu  der  Export- 
förderung gegen  die  Produktionseinschränkung  spreche.  Er, 
Muto,  wünsche,  daß  alle  Spinnereien  die  schwierige  Lage  gemein- 
sam ohne  Störung  überwinden  sollten  ^). 

Diese  Meinungsverschiedenheiten  der  Spinnereien  in  Kwanto 
und  Kwansai  bezüglich  der  Produktionseinschränkung,  welche  vom 
1.  November  1909  bis  Ende  April  19 10  dauern  sollte,  war  nun 
für  die  Dampfschiffahrtsgesellschaft  Nippon-Yusen-Kaisha,  die 
über  den  Transport  der  Baumwolle  von  Bombay  bis  Japan  mit 
dem  Verband  der  japanischen  Baumwollspinnerei  einen  be- 
sonderen für  die  Spinnerei  vorteilhaften  Vertrag  abgeschlossen 
hatte,  sehr  unangenehm.  Denn  der  Verband  hätte  sicherlich  die 
einer  neuen  Produktionseinschränkung  sowie  einer  Exportförde- 
rung nicht  zustimmenden  Unternehmungen,  um  einen  Zwang  aus- 
zuüben, einfach  von  der  Transportvergünstigung  ausschließen 
lassen.     Daß    der  Verband    diesen  Weg    einschlagen  wollte,    falls 


i)  Nummern  vom  Jiji-shimpo,   21.  und  28.  August    und    vom    8.   und   13.  Sep- 
tember  1909. 
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die  K\vanto-Si)inncrcien  sich  den  I'^oiderungen  des  Verbandes 
nicht  fügten,  wußte  man  in  Kwanto  und  bei  der  Nippon-Yusen- 
Kaisha  recht  wohl.  Die  Kwanto-Spinnereien  liattcn  l)ci  der  ]  )ampf- 
schilTahrtsgesellschaft  schon  angefrai^t,  ob  sie  den  Transj)ortver- 
trag  für  sie  weiter  gelten  lassen  wollte,  auch  wenn  sie  aus  dem 
Verbände  ausscheiden  würden.  Die  Xil)pon-^\lscn-Kaisha  wäre 
aber  bei  Bewilligung  dieser  b'orderung  der  wenigen  Kwanto-Si)in- 
nereien  mit  dem  Verband,  der  den  größten  Teil  der  japanischen 
Spinnereien  umfaßte,  in  Unannehmlichkeiten  geraten.  Falls  er 
aber  die  Forderung  abgelehnt  hätte,  so  würden  die  Kwanto-Spin- 
nereien Verträge  mit  anderen  Schiffahrtsgesellschaften  geschlos- 
sen haben  und  zwar  sicherlich  zu  günstigeren  Bedingungen,  als 
sie  die  Nippon-Yusen-Kaisha  gewährt  hätte.  Dann  wäre  dadurch 
erstens  der  Verband,  der  tatsächlich  die  japanische  Spinnerei 
durch  das  Band  des  günstigen  Baumwolltransportvertrags  mit  der 
Nippon-Yusen-Kaisha  zusammengehalten  hatte,  auseinanderge- 
gangen, und  zweitens  wäre  der  Nippon-Yusen-Kaisha  die  ]\Iono- 
polstellung  im  ostindischen  Baumwolltransport  verloren  gegangen. 
Aus  diesem  Grunde  bemühte  sich  die  Gesellschaft,  die  beiden 
Spinnereigruppen  wieder  einig  zu  machen. 

Nachdem  mehrere  Male  vergeblich  zwischen  dem  Ausschuß 
der  Spinnereien  in  Kw^ansai  und  den  Kwanto-Spinnereien  Zu- 
sammenkünfte stattgefunden  hatten,  kam  man  endlich  am  12.  Okto- 
ber 1909  durch  Vermittlung  der  Nippon-Yusen-Kaisha  unter 
folgenden  Bedingungen  zu  einer  Uebereinstimmung.  Die  Bestim- 
mung 9  des  Vorschlags  über  Produktionseinschränkung  und 
Exportförderung,  wonach  die  Verhandlung  über  den  Baumwoll- 
transport dem  Ausschuß  für  Exportförderung  überlassen  sein 
sollte,  wurde  abgeschafft.  Sodann  wurde  die  Dauer  der  Produk- 
tionseinschränkung auf  die  Zeit  bis  P^nde  April  1910  festgesetzt 
und  von  diesem  Termin  an  abgeschafft.  Jedoch  wollte  man  die 
P^xportförderung  nach  Verhandlungen  mit  den  Spinnereien  in 
Kwanto  erneuern  und  weiter  fortsetzen.  Entgegen  der  früheren 
Maßregel,  daß  die  infolge  der  Produktion  von  Ausfuhrgarnen 
von  der  StilUegung  befreiten  Spinnmaschinen  vor  Ablauf  zweier 
Monate  nicht  wieder  in  Ruhe  versetzt  werden  dürften,  könne  von 
November  1909  ab  schon  nach  Verlauf  eines  Monats  beliebig  die 
StilUegung  solcher  Spinnmaschinen  verlangt  werden.  Ferner 
könne  von  November  1909  ab  jede  Spinnerei  beliebig  von  der 
Produktion    der    Garne    mittlerer    Qualität    zu    der    der    gröberen 
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Nummern  übergehen.  Dabei  sollte  die  Zustimmung  nicht  mehr, 
wie  früher,  von  einer  zweimonatlichen  Vorausmeldung  abhängig 
gemacht  sein.  Doch  sollten  die  in  dieser  Weise  umgetauschten 
Spinnmaschinen  entweder  zwanzig  Prozent  'ihrer  Spindeln  ein- 
schränken oder  die  gesponnenen  Garne  ausführen  oder  Garne 
mittlerer  Qualität  produzieren.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Aus- 
schusses für  Exportförderung  wurde  von  zehn  auf  elf  erhöht  und 
Wada  von  der  Fujigas-Spinnerei  sowie  Tamura  von  der  Tokyo-Spin- 
nerei in  diesen  Ausschuß  gewählt.  Die  Beiträge  zur  Bestreitung 
der  Kosten,  wofür  nach  Bestimmung  8  des  Vorschlages  des  Aus- 
schusses der  Exportförderungsbeschluß  vom  25.  Februar  1909 
zur  Anwendung  kommen  sollte  —  sie  seien  nach  der  Zahl  der 
zur  Produktion  von  Garn  Nr.  20  und  darunter  verfügbaren  Spin- 
deln, abzüglich  der  zum  Stillstand  gebrachten,  zu  entrichten  — 
sollen  ab  November  1909  auch  von  den  Spinnereien  erhoben 
werden,  welche  in  Ruhe  versetzte  Spindeln  freimachen,  sei  es  zur 
Produktion  von  Garnen  mittlerer  Qualität  oder  von  Ausfuhrgarnen. 
Damit  war  der  Konflikt  zwischen  den  Spinnereien  in  Kwansai 
und  Kwanto  beigelegt.  Die  neue  Produktionseinschränkung  und 
P2xportförderung  währte  mit  Zustimmung  der  ganzen  japanischen 
Spinnerei  vom   i.  November   1909  bis  zum  30.  April   19 10. 

Wie  hatten  nun  aber  Produktionseinschränkung  und  Export- 
förderung tatsächlich  auf  die  Produktion  des  Garns,  auf  den 
Baumwollgarnmarkt  und  auf  den  Garnexport  eingewirkt.?  Zur 
Erörterung  dieser  P'ragen  wird  als  Vergleichsmaterial  die  folgende 
Tabelle  über  die  Höhe  der  Produktion  an  Garnen  Nr.  20  und 
darunter  sowie  über  die  der  gesamten  Garnproduktion,  ferner 
über  die  Summe  der  Ausfuhr  an  Garnen  Nr.  20  und  darunter 
bez.  über  die  der  gesamten  Garnausfuhr  sowie  über  den  Preis 
des  Twistgarns  Nr.  20  während  der  Zeit  vom  Dezember  1907  bis 
zum  Dezember   1909  beigegeben. 

(Siehe  Tabelle  S.  202). 

Am  Anfange  des  Jahres  1908  verbesserte  sich  der  japanische 
Baumwollgarnmarkt  trotz  Betriebseinschränkung  und  Exportför- 
derung keineswegs.  Er  blieb  immer  noch  still,  worunter  die 
Spinnereien,  abgesehen  von  einigen  Feingarnspinnereien,  im  all- 
gemeinen zu  leiden  hatten.  Dazu  sank  der  Baumwollgarnpreis 
seit  ]\Iärz.  Die  schlechte  Marktlage,  der  sinkende  Baumwollpreis 
und  der  durch  die  schlechten  Verhältnisse  des  Geldmarkts  er- 
zeugte Mangel  an  Betriebskapital  bereiteten  der   Spinnerei    immer 
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üarnprod 

ukuun   \n 

I 

Garnaustulir 

Jahr 

iSIon^t 

Ballen 

Durchschnitts'pr.    des 

Nr.  20  und 

Nr.  20  und 

Twistgarns   Nr.  20 

darunter 

insgesamt 

darunter 

insgesamt 

19071  Dezember 

73  170,5 

86941,5 

10  357 

10  519 

114,827 

1908    Januar 

68832,5 

79411,5 

7872 

8176 

111,140 

Februar 

65  984,5 

76961,0 

12  669 

13  1S6 

109,900 

März 

68  017,0 

80631,5 

20  668 

21  736 

106,370 

April 

63  396,5 

78  820,0 

20463 

22441 

104,820 

Mai 

61  394,0 

71  488,0 

20957 

21  924 

102,750 

Juni 

56485,0 

68  905,5 

13019 

13885 

107,390 

Juli 

54  957,0 

66  068,0 

8  181 

9391 

113,920 

August 

50079,0 

60448,5 

6463 

7421 

111,540 

September 

57541,5 

70  536,5 

9142 

9804 

109,350 

Oktober 

60  196,0 

72767,5 

13612 

13954 

110,670 

November 

62  965,5 

75  455-5 

12057 

12397 

108,310 

Dezember 

63955.5 

77  076,0 

13227 

13527 

103,080 

1909 

Januar 

56964,5 

70  200,0 

.  16828 

17387 

107,840 

Februar 

62  324,0 

79909,5 

19999 

21744 

1 10,790 

März 

67  722,5 

84  767,0 

15  154 

16  560 

121,990 

April 

70944,0 

87444,5 

18396 

19  310 

121,010 

Mai 

71  556,5 

88  435,0 

27633 

28498 

119,550 

Juni 

72274,5 

86  565,0 

20843 

21  432 

121,550 

Juli 

64832,5 

79290,5 

16069 

16  711 

126,978 

August 

65  173,5 

81  387,0 

130751 

14436 

128,588 

September 

67  384,0 

83  040,5 

13664 

14363 

129,244 

Oktober 

74695,0 

90539,5 

17  900 

18939 

126,811 

1 

November 

71937,5 

95221,0 

31770 

34015 

125,988 

Dezember 

83744,5 

98445,0 

33  137 

35481 

127,880 

mehr  Schwierigkeiten.  Obwohl  sie  mit  Verlust  arbeiten  mußte, 
produzierte  sie  doch,  um  die  in  teurer  Zeit  gekaufte  Baumwolle 
aufzubrauchen.  Es  fand  Schleuderverkauf  des  Garns  statt,  was 
den  Garnpreis  noch  mehr  herunterdrückte.  Dabei  erfuhr  nach- 
weislich die  Garnproduktion  trotz  der  Betriebseinschränkung  im 
Januar  und  Februar  nicht  viel  Verminderung,  im  März  gegenüber 
dem  Februar  sogar  eine  Steigerung.  Dagegen  sank  der  Baum- 
wollgarnpreis von  Monat  zu  Monat.  Nachdem  die  Spinnerei  die 
im  vorigen  Jahre  teuer  gekaufte  Baumwolle  aufgebraucht  hatte, 
kam  sie  dann  in  die  Lage,  Garn  aus  billiger  Baumwolle  produ- 
zieren und  so  die  sich  aus  dem  Sinken  des  Garnpreises  ergeben- 
den Verluste  vermeiden  zu  können.  Die  kleinen  Spinnereien,  die 
noch  Vorräte  an  teurer  Baumwolle  besaßen,  standen  immerhin 
noch  in  Schwierigkeiten.  Im  Mai  sank  der  Baumwollgarnpreis 
auf  ein  Niveau,  wie  es  gleich  tief  seit  1903  niemals  dagewesen 
war.  Der  Preis  des  Twistgarns  Nr.  20  stand  im  Monat  Mai  durch- 
schnittlich auf  102,750  Yen,  d.  h.  er  war  gegenüber  Januar  des- 
selben Jahres  um  8  Proz.  gesunken.  Seit  Mai  wurde  die  Wirt- 
schaftslage in  Japan  besser,  indem  der  Geldmarkt  flüssiger  wurde. 
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Das  geschah,  weil  sich  der  Bedarf  an  Geld  infolge  der  in  der 
letzten  Zeit  ungünstig  gewordenen  Geschäftsverhältnisse  in  Han- 
del und  Gewerbe  vermindert  hatte,  und  weil  außerdem  die  Zu- 
rückzahlung einer  inländischen  Anleihe  erTolgt  war.  Der  sich 
seit  Frühjahr  zurückhaltende  Bedarf  wuchs  allmählich,  dagegen 
verminderte  sich  unter  der  Einwirkung  der  27,5  prozentigen  Pro- 
duktionseinschränkung das  Angebot  an  Garn,  das  auch  insofern 
noch  herabgedrückt  wurde,  als  aus  einer  schlechten  Baumwoll- 
mischung Ware  erzeugt  worden  war,  die  nicht  verkauft  werden 
konnte.  Der  Baumwollgarnpreis  stieg  im  Juni  und  im  Juli.  Im 
Juli  stand  der  Preis  des  Tvvistgarns  Nr.  20  auf  113,920  Yen,  d.  i. 
um  6,5  Yen  höher  als  im  Mai.  Die  Zahl  der  laufenden  Spindeln 
und  die  Garnproduktion  erreichten  im  August  mit  i  263  362  Spin- 
deln und  50  079,0  Ballen  den  Tiefstand,  wobei  indes  nur  die  Pro- 
duktion an  Garnen  von  Nr.  20  und  darunter  in  Betracht  gezogen 
ist.  Das  bedeutete  im  Vergleich  zum  April  ein  Minus  von  etwa 
1 5  bez.  26  Proz. 

Seit  August  gestaltete  sich  der  Baumwollgarnmarkt  wieder 
schlechter,  und  im  September,  wo  sonst  der  Bedarf  an  Garn  stets 
zu  steigen  pflegt,  verliefen  sowohl  Loko-  wie  Terminmarkt  im 
allgemeinen  ungünstig.  Wenn  sich  auch  Anfang  Oktober  der 
Garnpreis  gegenüber  Ende  September  unter  Einwirkung  des  leb- 
haft gewordenen  Lokogeschäfts,  das  den  Terminmarkt  ebenfalls 
gut  beeinflußte,  um  etwa  3  Yen  erhöhte,  so  hielt  doch  diese 
Besserung  nicht  lange  an.  Denn  der  sinkende  Silberpreis,  welcher 
die  Garnausfuhr  nach  China  verminderte,  und  der  allmählich  ver- 
blassende Lokomarkt  drückten  den  Preis  herunter.  Es  fand  in 
den  folgenden  Monaten,  da  der  Absatz  ungünstig  war,  oft  Schleu- 
derverkauf statt ;  infolgedessen  sanken  die  Preise  noch  mehr.  Im 
Dezember  stand  der  Preis  des  Twistgarns  Nr.  20  auf  103,80  Yen. 
¥.r  betrug  im  Oktober  durchschnittlich  1 10,670  Yen,  war  aber 
seitdem  etwa  um  6,2  Proz.  gesunken.  Im  Jahre  1908  belief  sich 
die  Zahl  der  laufenden  Spindeln  auf  1347  631,  im  Jahre  1907  auf 
1  458  014,  d.  h.  es  hatte  inzwischen  eine  Verminderung  um  7,5  Proz. 
stattgefunden.  Die  gesamte  Garnproduktion  betrug  im  Jahre  1908 
878570,5  Ballen;  hiervon  wurden  167842  Ballen  ausgeführt.  Im 
Vergleich  zu  1907  waren  Garnproduktion  sowie  Garnausfuhr  um 
etwa  10,5  Proz.  bez.  25,9  Proz.  gesunken.  Das  Twistgarn  Nr.  20 
kostete  1908  durchschnittlich  108,27  Yen  und  zeigte  gegenüber 
dem  Vorjahr,  wo  es  durchschnittlich  auf  125,087  Yen  stand,   einen 
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Preisniedergang  von  rund  15,5  Proz. ;  die  ostindische  Baumwolle 
:Broach<-  ging  seit  1907  im  Preis  von  30,357.  Yen  auf  27,456  Yen 
herab.  Die  Betriebs-  bez.  Produktionseinschränkung  verminderte 
also  zwar  die  Garnproduktion,  vermochte  jedoch  den  Garnpreis 
nicht  hoch  zu  halten.  Vor  allem  zeigt  sich  auch,  wie  wenig 
die  Exportförderung  durch  jene  Lotterieausgabe  den  natürlichen 
Rückgang  des  Garnexports  gehemmt  hat;  die  durch  den  sinken- 
den Silberpreis  veranlaßten  für  den  Export  nach  China  ungünsti- 
gen Wechselverhältnisse,  die  schlechte  Ernte  in  China,  durch  die 
die  Kaufkraft  des  Volks  gelähmt  wurde,  wie  die  l'Lntwicklung  der 
chinesischen  Baumwollspinnerei  hatten  ihn  herheigeführt. 

Das  Ausfuhrgeschäft  in  Garn,  welches  am  Ende  des  Jahres 
lebhafte  Abschlüsse  gehabt  hatte,  beeinflußte  ebenso  wie  der 
wieder  festgewordene  Silberpreis  den  Baumwollgarnmarkt  im  Januar 
1909  günstig.  Infolge  der  Zunahme  der  Ausfuhr  stiegen  die 
Preise.  Twistgarn  Nr.  20  wurde  im  Januar  1909  an  der  Osaka- 
sanpin-Börse für  die  im  Januar  lieferbare  Ware  durchschnittlich 
mit  107,84  Yen  notiert,  während  die  entsprechende  Ziffer  des 
Dezembers  1908  103,08  Yen  gewesen  war.  Dagegen  waren  die 
Preise  für  die  im  P^ebruar  und  März  lieferbaren  Waren  niedriger; 
sie  betrugen  im  Januar  106,71  und  107,61  Yen.  Denn  erfahrungs- 
gemäß pflegt  in  den  Monaten  Februar  und  März  die  Produktion 
zuzunehmen  und  der  Preis  zu  sinken.  Es  kam  jedoch  dies- 
mal ein  wenig  anders.  Der  Baumwollgarnmarkt  erfreute  sich  im 
Februar  einer  bedeutend  gesteigerten  Garnausfuhr.  Sie  betrug 
21744  Ballen;  im  Januar  waren  es  17389  gewesen.  Als  dann 
die  Zeit  des  üblichen  starken  ]\Iärzbedarfs  eintrat,  ergab  sich  ein 
lebhafter  Garnabsatz  nach  In-  und  Ausland.  Die  Vorräte  schmol- 
zen außerordentlich  zusammen,  und  es  blieb  nicht  so  viel  Ware 
übrig,  wie  man  sich  zuerst  vorgestellt  hatte.  Daher  stieg  der 
Baumwollgarnpreis  im  März;  Twistgarn  Nr.  20  hob  sich  auf 
121,99  Yen.  Das  bedeutete  gegen  den  Februar  eine  etwa  10  pro- 
zentige  Zunahme.  Die  Verhältnisse  blieben  weiter  günstig.  Wäh- 
rend sonst  im  Mai  und  Juni  der  Bedarf  an  Garn  stärker  zurückzu- 
gehen pflegt,  wies  dieses  Jahr  einen  verhältnismäßig  besseren  Ge- 
schäftsgang auf.  Der  Gesamtpreis  blieb  hoch,  weil  zwar  die  Pro- 
duktion in  der  letzten  Zeit  durch  die  Zunahme  der  Ausfuhr  be- 
deutend angeregt  worden,  für  die  Deckung  der  verstärkten  Nach- 
frage des  Inlandes  und  der  gesteigerten  Ausfuhr  aber  trotzdem 
keine  Deckung  vorhanden  war,    die    normal   zu    nennen   gewesen 
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wäre.  Der  Preis  des  Twistgarns  Nr.  20  stand  im  Juni  für  die  im 
Juni  lieferbare  Ware  durchschnittlich  auf  121,55  Yen,  war  also 
immerhin  noch  ein  wenig  niedriger  als  im  März.  Dagegen  brachte 
die  im  Juli  und  August  lieferbare  Ware  121,75  bez.  122,20  Yen. 
In  den  folgenden  Monaten  Juli,  August  und  September  vermin- 
derte sich  der  Garnbedarf  im  Inland  und  Ausland  ;  im  Inlande, 
weil  jener  natürliche  Rückgang  des  Bedarfs  erfolgte,  der  zu  die- 
ser Zeit  in  jedem  Jahre  eintritt,  im  Auslande,  weil  die  W^echsel- 
verhältnisse  für  den  Export  nach  China  ungünstig  waren.  Neue 
Abschlüsse  im  Ausfuhrgeschäft  kamen  nicht  mehr  zustande;  die 
in  diesem  Monate  ausgeführten  Garne  bestanden  in  solchen  Waren, 
für  die  man  in  der  früheren  Zeit,  als  der  Preis  billiger  war,  Kauf- 
verträge abgeschlossen  hatte.  Wenn  sich  trotz  der  verminderten 
Nachfrage  des  In-  und  Auslandes  der  Baumwollgarnpreis  —  ver- 
gleiche die  Tabelle  —  in  den  genannten  Monaten  andauernd 
höher  als  in  den  vorhergehenden  Monaten  hielt,  so  könnte  das 
einerseits  eine  Folge  der  Produktionseinschränkung  sein,  anderer- 
seits mit  der  Tatsache  zusammenhängen,  daß  man,  da  infolge  des 
schlechten  Ernteausfalls  der  amerikanischen  Baumwolle  deren 
Preis  gestiegen  war,  den  Absatz  des  Garns  zu  billigen  Preisen 
zurückzuhalten  bemüht  war.  Die  Garnproduktion  der  einzelnen 
Spinnereien  erhöhte  sich  mit  der  Zunahme  der  Zahl  der  laufen- 
den Spindeln  von  Monat  zu  Monat.  Denn  die  in  den  letzten 
Jahren  erfolgten  Betriebsvergrößerungen  wurden  allmählich  reali- 
siert. Im  Dezember  erreichte  die  Zahl  der  laufenden  Spindeln 
die  Höhe  von  i  707  725  ;  auf  die  Ringspindeln  entfielen  i  663  858, 
auf  die  Mülespindeln  43  867.  In  diesem  Monate  betrug  die  ge- 
samte Garnproduktion  98  445  Ballen,  wovon  die  gröberen  Garne 
(bis  mit  Nr.  20)  83  744,5  Ballen  ausmachten.  Im  Dezember  des 
Vorjahrs  liefen  1358043  Spindeln,  die  77  076  Ballen  produzierten 
—  das  waren  etwa  25,6  bez.  27,7  Proz.  weniger.  Garn  Nr.  20 
und  darunter  hatte  man  damals  um  21  Proz.  weniger  erzeugt. 
Die  Vermehrung  der  Garnproduktion  minderte  den  Baumwoll- 
garnpreis gegenüber  August  und  September  in  den  Monaten  Ok- 
tober, November  und  Dezember  herab.  Infolgedessen  wurden 
neue  Exportgeschäfte  abgeschlossen,  sodaß  im  November  und 
Dezember  die  Garnausfuhr  bedeutend  zunahm,  sich  gegenüber 
dem  Oktober  heinahe  verdoppelte.  Die  gesamte  Garnausfuhr  be- 
lief sich  im  Dezember  auf  35  481  Ballen,  wovon  auf  die  gröberen 
Garne    von    Nr.  20    und    darunter    33  137  Ballen    kamen.     Wenn 
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man  sodann  die  Höhe  der  gesamten  Garnpioduktion  von  1909 
mit  der  \on  1908  vergleicht,  so  betrug  sie  in  jenem  Jahre 
1025244,5  Ballen,  in  diesem  878570,5.  Hiervon  machten  die 
Garne  von  Nr.  20  und  darunter  in  den  beiden  Jahren  1909  und 
1908  837573,0  bez.  730804,5  Ballen  aus.  Die  gesamte  Garnpro- 
duktion und  die  Produktion  an  Garnen  von  Nr.  20  und  darunter 
war  1909  gegenüber  1908  um  etwa  16,6  bez.  14,6  Proz.  ge- 
stiegen.    Die  Garnausfuhr  zählte   1909  insgesamt  258878  Ballen; 

1908  waren  es  167  842.  Die  Garne  Nr.  20  und  darunter  waren 
hieran  mit  245  114  bez.  158  831  Ballen  beteiligt.  Demnach  haben 
die  gesamte  Garnausfuhr  sowie  die  Menge  der  Ausfuhrgarne  von 
Nr.  20  und  darunter  gegenüber  1908  ungefähr  um  je  54  Proz. 
zugenommen.     Von  den  Garnen  bis  mit  Nr.  20  wurden  im  Jahre 

1909  rund  29  Proz  ausgeführt.  Die  Zunahme  des  Exports  an 
solchen  Garnen  ermöglichte  verschiedenen  Spinnereien,  ihre  Spin- 
deln sämtlich  in  vollen  Betrieb  zu  setzen,  so  z.  B.  war  die  Kane- 
gafuchi-Spinnerei  gemäß  den  Bestimmungen  über  die  Produktions- 
einschränkung in  dieser  Lage  gewesen.  Ueberblickt  man  die 
Spinnerei  im  ganzen,  so  belief  sich  1909  die  Zahl  der  laufenden 
Spindeln  im  Durchschnitt  täglich  auf  1  569  079  Spindeln  gegen- 
über  I  367631  im  Jahre  1908;  das  sind  für   1909   1  5,4  Proz.  mehr. 

Aber  trotz  dieser  Vermehrung  der  Zahl  der  laufenden  Spin- 
deln und  der  daraus  folgenden  Erhöhung  der  Garnproduktion 
hielt  der  Baumwollgarnpreis  infolge  der  Zunahme  der  Garnausfuhr 
mit  dem  steigenden  Baumwollpreis  gleichen  Schritt.  Der  Preis 
des  Twistgarns  Nr.  20  stand  im  Jahre  1909  auf  122,352  Yen,  der 
der  ostindischen  Baumwolle  Broach  auf  30,445.  1908  kosteten 
diese  zwei  Sorten  108,270  und  27,456  Yen:  sie  waren  somit  un- 
gefähr um  13  bez,  um  10,8  Proz.  teurer  geworden.  Produktions- 
einschränkung und  Exportförderung  hatten  diesmal  Erfolg  gehabt. 
Die  Garnausfuhr  nahm  zu  und  der  Baumwollgarnpreis  war  trotz 
der  noch  keineswegs  verbesserten  inländischen  Marktverhältnisse 
hoch.  Dadurch  konnte  die  Spinnerei  in  gewissem  Umfange  Ein- 
bußen vermeiden,  wie  sie  ihr  sonst  infolge  des  gestiegenen  Baum- 
wollpreises besonders  in  der  zweiten  Jahreshälfte  auferlegt  worden 
wären. 

e)   Geschäftsergebnisse  der  letzten  Jahre. 

Die  folgende  nach  der  Statistik  des  Verbandes  der  japani- 
schen   Baumwollspinnerei    zusammengestellte    Tabelle    gibt    eine 
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Uebersicht  über  die  Geschäftsergebnisse  der  japanischen  Baum- 
wollspinnerei in  den  letzten  Jahren.  Sie  erstreckt  sich  zwar  nur 
auf  die  Aktiengesellschaften;  da  aber  diese  den  weitaus  größten 
und  wichtigsten  Teil  der  Spinnerei  bilden,  so  ergibt  sich  trotzdem 
ein  maßgebliches,  typisches  Bild. 

(Siehe  Tabelle  S.  20S  und  209). 

In  den  Geschäftsergebnissen  der  letzten  Jahre  spiegeln  sich 
selbstverständlich  die  bereits  erwähnten  drei  jüngsten  Entwick- 
lungsstadien der  japanischen  Baumwollspinnerei  —  Zeit  der  De- 
pression (a),  goldene  Zeit  (b),  Zeit  des  Rückschlags  (c)  —  mit 
aller  Deutlichkeit  wieder. 

a.  Die  japanische  Baumwollspinnerei  vermochte  infolge  der 
schlechten  Konjunktur  im  allgemeinen  von  1900  bis  zu  der  ersten 
Jahreshälfte  1904  keine  befriedigenden  Geschäftsergebnisse  zu  er- 
zielen, wiewohl  im  Jahre  1903  eine  gewisse  Verbesserung  der 
Geschäftslage  eingetreten  war.  In  der  Zeit  von  der  zweiten  Jah- 
reshälfte 1901  bis  zur  ersten  Jahreshälfte  1904  ergaben  sich  im 
halbjährlichen  Durchschnitt  Reingewinne  in  Höhe  von  i  460  795  Yen ; 
davon  wurden  i  215239  Yen  als  Dividende  gezahlt.  Reingewinn 
und  Dividendensumme  betrugen  durchschnittlich  etwa  4,4  bez. 
7,4  Proz.  des  eingezahlten  Kapitals.  In  dieser  Zeit  überwies  man 
den  verschiedenen  Reservefonds  halbjährlich  im  Durchschnitt 
444  225  Yen. 

b.  Dann  trat  bei  der  japanischen  Spinnerei  seit  der  zweiten 
Jahreshälfte  1904,  mit  dem  Beginne  der  goldenen  Zeit,  eine  be- 
deutende Verbesserung  ein.  Der  Reingewinn  stieg  in  dieser  zwei- 
ten Jahreshälfte  gegenüber  der  ersten  von  i  650  301  Yen  auf 
2863421  Yen,  d.  i.  um  73  Proz.  Dementsprechend  vermehrte 
sich  auch  die  Dividendensumme,  und  zwar  von  i  066081  Yen 
auf  I  5  50  903  Yen,  also  um  etwa  45  Proz.  Die  Summe,  die  dem 
Reservefonds  überwiesen  ward,  betrug  806  152  Yen,  65  Proz.  mehr 
als  in  der  ersten  Jahreshälfte,  wo  dem  Reservefonds  487  774  Yen 
zuflössen.  Seit  der  ersten  Jahreshälfte  1905  lebte  die  japanische 
Spinnerei  in  der  goldenen  Zeit,  die  bis  zu  der  zweiten  Jahreshälfte 
1907  währte,  obwohl  sich  die  Geschäftslage  der  Spinnerei  am 
Ende  der  zweiten  Jahreshälfte  1907  verschlechterte.  Man  erzielte 
glänzende  Geschäftsergebnisse.  Der  Reingewinn  betrug  in  der  ersten 
Jahreshälfte  1905  5  692  762  Yen,  was  im  Vergleich  zu  der  zwei- 
ten Jahreshälfte  1904  beinahe  eine  Verdoppelung  war,  und  in  den 
folgenden    Halbjahrsabschnitten    stieg    er,    wie    die   Tabelle    zeigt. 
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abgesehen  von  der  ersten  Jahreshälfte  1906,  in  welcher  er  gegen- 
über der  zweiten  Jahreshälfte  1905  etwa  um  4  Proz.  abnahm, 
beständig.  Er  erreichte  in  der  ersten  Jahreshälfte  1907  mit 
8  648  926  Yen  den  Gipfel.  Es  ist  dies  gegenüber  der  ersten  Jah- 
reshälfte 1905  etwa  eine  Steigerung  um  52  Proz. ;  in  der  zweiten 
Jahreshälfte  1907  sank  er  etwa  um  12  Proz.  In  der  Zeit  von  der 
zweiten  Jahreshälfte  1904  bis  zu  derselben  Jahreshälfte  1907  er- 
zielte die  japanische  Baumwollspinnerei  halbjährlich  im  Durch- 
schnitt einen  Gewinn  von  6  747  037  Yen ;  er  war  also  ungefähr 
vier  und  einhalbmal  größer  als  in  der  Zeit  von  der  zweiten  Jah- 
reshälfte 1901  bis  zu  der  ersten  Jahreshälfte  1904.  ]\Iit  der  Ver- 
mehrung des  Reingewinnes  erhöhte  sich  die  Dividendensumme 
ebenfalls.  In  der  ersten  Jahreshälfte  1905  wurden  als  Dividende 
2951959  Yen  verteilt,  etwa  90  Proz.  mehr  als  in  der  zweiten 
Jahreshälfte  1904.  Dann  stieg  die  Dividende  bis  zu  der  zweiten 
Jahreshälfte  1907  stetig:  damals  erreichte  sie  die  Höhe  von 
5  682  3 1 1  Yen.  Das  bedeutete  gegenüber  der  ersten  Jahreshälfte 
1905  eine  Zunahme  um  92  Proz. 

Die  zur  Auszahlung  als  Dividende  verwendete  Summe  betrug 
durchschnittlich  in  der  Zeit  von  der  zweiten  Jahreshälfte  1904 
bis  zu  der  zweiten  Jahreshälfte  1907  für  jedes  Halbjahr  3  903  963  Yen. 

i)  Ohne  die  Neuüberweisungen. 
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Das  war  etwa  das  Zweiundeinhalbfache  von  dem,  was  in  der 
vorhergehenden  Periode  der  Depression  auf  Dividende  entfallen 
war.  Reingewinn  und  Dividendensumme  betrugen  in  der  goldenen 
Zeit  etwa  i6,S  bez.  19,3  Proz.  des  eingezahlten  Kapitals.  Den 
Höhepunkt  hatte  die  zweite  Jahreshälfte  1906  mit  21,5  und  24,4 
Proz.  gebracht.  Die  Summen  ferner,  welche  man  den  verschie- 
denen Reservefonds  überwies,  betrugen  in  jedem  Semester  der 
goldenen  Zeit  2512723  Yen.  Das  waren  über  fünfundeinhalb 
mal  mehr  als  in  der  vorigen  Periode.  Gleichzeitig  nahm  auch 
die  vor  1904  kaum  in  nennenswerter  Weise  erfolgte  Abschreibung 
des  Anlagekapitals,  wie  die  Tabelle  zeigt,  größeren  Umfang  an. 
Die  Vermehrung  der  Reservefonds  und  die  sehr  starke  Abschrei- 
bung des  Anlagekapitals  vermehrten  die  Sicherheit  der  finanziel- 
len Lage  der  japanischen  Baumwollspinnerei  sehr  erheblich. 

c.  So  vermochte  sie  die  seit  Ende  1907  einsetzende  schlechte 
Konjunktur  im  allgemeinen  ohne  große  Schwierigkeit  zu  über- 
winden. Ganz  glatt  ging  es  allerdings  nicht.  Es  hatten  in  der 
ersten  Jahreshälfte  190S  von  den  28  Spinnereigesellschaften  6  — 
Matsuyama,  Harima,  Kasaoka,  Kenshi,  Yehime  und  Wakayama 
—  zusammen  394885  Yen  Verluste.  Davon  wurden  325  152  Yen 
aus  dem  Reservefonds  für  Deckung  von  Verlusten  sowie  aus  dem 


i)  Außer  den  Beamtengratifikationen. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  40. 
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Dividendenergänzungsfonds  gedeckt  und  2<S  775  Yen  aus  den  Sum- 
men, die  von  der  vorigen  Bilanzperiode  her  übertragen  worden 
waren.  Den  Rest,  39958  Yen'),  übertrug  man  auf  die  nächste 
Bilanzperiode.  Der  Reingewinn  betrug  in  der  ersten  Jahreshälfte 
1908  3373014  Yen,  d.  h.  56  Proz.  weniger  als  in  der  zweiten 
Jahreshälfte    1907. 

Die  Zahl  der  Spinnereigesellschaften,  welche  in  der  ersten 
Jahreshälfte  1908  mit  oder  ohne  Hilfe  von  Uebertragungcn  aus 
der  vorigen  Bilanzperiode  Dividende  verteilen  konnten,  belief  sich 
auf  zehn.  Zur  Auszahlung  kamen  3  282  575  Yen,  d.  i.  42  Proz. 
weniger  als  in  der  zweiten  Jahreshälfte  1907.  Um  zu  sehen,  wie 
sich  die  Geschäftsergebnisse  seit  dem  zweiten  Halbjahr  von  1907 
verschlechtert  haben,  kann  man  ferner  das  Verhältnis  des  Rein- 
gewinns und  der  Dividendensumme  vergleichen:  es  stehen  sich 
da  5,8  bez.  11,5  zu  100  und  14,5  bez.  21,5  zu  100  gegenüber. 
Nur  8  Gesellschaften  konnten  Abschreibungen  des  Anlagekapitals 
vornehmen  —  insgesamt  332  397  Yen;  —  bei  den  übrigen  Spin- 
nereien erfolgten  keine.  13  Spinnereien  waren  nicht  in  der  Lage, 
ihre  Reservefonds  zu  vergrößern.  Es  wurden  in  der  ersten  Jah- 
reshälfte 1908  den  verschiedenen  Reservefonds  nur  630  727  Yen 
überwiesen,  also  etwa  67  Proz.  weniger  als  in  der  zweiten  Jahres- 
hälfte 1907.  In  der  zweiten  Jahreshälfte  1908  hatten  sodann  zwei 
Spinnereien  Verluste,  Sakai  im  Betrage  von  5  056  Yen  und  Mat- 
suyama  im  Betrage  von  19  133  Yen.  Die  erste  Spinnerei  war 
durch  Uebertragungcn  aus  der  vorigen  Bilanzperiode  für  die  ganze 
Summe  gedeckt,  die  zweite  Spinnerei  wenigstens  für  5234  Yen; 
der  Rest,  13  899  Yen,  wurde  auf  die  nächste  Bilanzperiode  über- 
tragen. Ebenso  überwies  die  Harima-Spinnerei  den  Restteil  ihrer 
von  dem  vorigen  Halbjahr  her  übernommenen  Verluste  — 
23  630  Yen  —  auf  die  folgende  Bilanzperiode,  sodaß  diese  mit 
37  529  Yen  belastet  wurde.  Die  Kasaoka-Spinnerei,  die  in  der 
ersten  Jahreshälfte  1908  mit  Verlust  gearbeitet  hatte,  wurde  im 
November  desselben  Jahres  aufgelöst.  Wenn  auch  die  Zahl  der 
mit  Verlust  abschließenden  Spinnereien  und  die  Höhe  ihrer  Ver- 

i)  Die  drei  Spinnereigesellschaften  Harima,  Kasaoka  und  Yehime  haben  den 
Teil  ihrer  Verluste,  welchen  sie  durch  Uebertragungen  aus  der  vorigen  Bilanzperiode 
sowie  durch  Reservefonds  nicht  decken  konnten,  nämlich  45  888  Yen,  der  nächsten 
Bilanzperiode  überwiesen,  und  die  beiden  .Spinnereigesellschafien  Matsuyama  und 
Makayamji  haben  dasjenige,  was  ihnen  nach  Abzug  des  Verlustes  noch  verblieb, 
5  930  Yen,  in  die  nächste  Bilanzperiode  übertragen.  Also  betrug  der  ungedeckte 
Verlust   der  obengenannten  sechs  Gesellschaften  insgesamt  39  958  Yen. 
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luste  in  der  zweiten  Jahreshälfte  1908  geringer  waren,  so  konnten 
die  vier  Spinnereigesellschaften  Setsu,  Nihon,  Temman  und  Wa- 
kayama  ihre  Dividende  doch  immerhin  erst  mit  Hilfe  von 
lOi  000  Yen  aus  den  Dividendenergänzungsfonds  verteilen,  da 
der  in  dieser  Jahreshälfte  erzielte  Gewinn  zusammen  mit  den 
Uebertragungen  aus  der  vorigen  Bilanzperiode  zu  einer  normalen 
Dividende  nicht  genügt  hätte.  Bei  6  Spinnereien  von  den  27 
Gesellschaften  erfolgte  überhaupt  keine  Dividendenverteilung.  Rein- 
gewinn, Dividendensumme  und  die  den  verschiedenen  Reserve- 
fonds überwiesenen  Beträge  hatten  sich  in  der  zweiten  Jahreshälfte 

1908  gegenüber  der  ersten  ungefähr  um  3,  11  und  8  Proz.  ver- 
mindert. In  der  ersten  Jahreshälfte  1909  erzielte  dann  die  Spin- 
nerei gegenüber  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahres  etwas 
bessere  Ergebnisse.  Nur  ein  Verlustrest  der  Matsuyama-Spinnerei 
7  942  Yen,  wurde  auf  die  nächste  Bilanzperiode  übertragen ;  neue 
Verluste  kamen  nicht  vor,  jede  Gesellschaft  erzielte  angemessenen 
Gewinn.  Abgesehen  von  den  beiden  Spinnereien  Yehime  und 
Matsuyama  verteilten  sie  nicht  nur  sämtlich  Dividende,  sondern 
vermehrten  auch  ihre  Reservefonds.  Reingewinn  und  Dividenden- 
summe sowie  der  Betrag  des  den  Reservefonds  überwiesenen 
Geldes  stiegen  im  Vergleich  zu  der  zweiten  Jahreshälfte  1908 
ungefähr  um  39,    14  und  6"]  Proz.      In    der    zweiten    Jahreshälfte 

1909  hatte  von  den  27  Spinnereigesellschaften  nur  die  Yehime- 
Spinnerei  ein  Defizit;  es  betrug  23730  Yen.  Davon  wurden 
12  730  Yen  auf  das  nächste  Halbjahr  übernommen.  Bloß  bei 
dieser  Spinnerei  sowie  bei  der  Matsuyama-Spinnerei  fand  keine 
Dividendenverteilung  statt.  Von  den  anderen  Unternehmungen 
wurden  3  550692  Yen  ausgezahlt,  und  23  Spinnereigesellschaften 
verstärkten  ihre  Reservefonds  zusammen  um  960  242  Yen.  Der 
gesamte  Reingewinn  betrug  4651  674  Yen.  Reingewinn  und  Divi- 
dendensumme der  zweiten  Jahreshälfte  1909  nahmen  gegenüber 
der  ersten  Hälfte  desselben  Jahres  etwa  um  3  bez.  5  Proz.  zu, 
die  den  Reservefonds  neu  zugefügte  Geldsumme  dagegen  um  et- 
wa 4000  Yen  ab.  Reingewinn  und  Dividendensumme  machten 
im  Jahre  1909  von  dem  einzelnen  Kapital  etwa  7,6  bez.  11,5  Proz. 
aus.  In  den  beiden  Jahren  1908  und  1909  betrugen  im  halbjähr- 
lichen Durchschnitt  der  Reingewinn  3  952  782  Yen,  die  als  Divi- 
dende verteilte  Summe  3  284945  Yen  und  die  den  verschiedenen 
Reservefonds  überwiesenen  Gelder  788  209  Yen,  ungefähr  um 
41,    16  und  68  Proz.  weniger  als  in   der  goldenen  Zeit. 
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Nun  soll  zum  Schlüsse  noch  festgestellt  werden,  wie  sich  die 
für  Dividende,  Reservefonds  und  Neuübertragung  zur  Verfügung 
stehende,  aus  Reingewinn  und  Uehertragung  von  der  letzten 
Bilanzperiode  her  sowie  eventuell  noch  aus  Reservefondsgeldern 
zusammengesetzte  Summe  auf  jene  3  Posten  in  der  Zeit  von  der 
ersten  Jahreshälfte  1905  bis  zu  der  zweiten  Jahreshälfte  1909  ver- 
teilt hat  1).  In  der  Zeit  der  stärksten  Hochkonjunktur,  also  von 
der  ersten  Jahreshälfte  1905  bis  zu  der  ersten  Jahreshälfte  1907, 
hatte  die  auf  die  Dividende  entfallende  Quote  durchschnittlich 
etwa  die  Höhe  von  46,  während  der  den  Reservefonds  zu- 
fließende Anteil  34,8  betrug  und  die  zur  Uebertragung  auf  die 
nächste  Geschäftsperiode  verwendete  Summe  19,2.  Es  änderten 
sich  jedoch  diese  Verhältnisse,  als  allmählich  die  Konjunktur 
schlecht  wurde.  In  der  Zeit  von  der  zweiten  Jahreshälfte 
1907  bis  zu  der  zweiten  Jahreshälfte  1909  war  der  Anteil 
der  Dividendensumme  durchschnittlich  51,4,  aber  einerseits 
schmolz  der  Anteil  der  den  Reservefonds  zugesetzten  Geld- 
summe auf  13,2  herab,  andererseits  stieg  die  Quote  der  in 
die  nächste  Geschäftsperiode  übertragenen  Beträge  auf  35,4.  13a- 
raus  darf  man  doch  wohl  folgern,  daß  die  japanische  Spinnerei 
in  der  guten  Geschäftszeit  in  höherem  Maße  bestrebt  war,  den 
Reservefonds  zu  vermehren,  um  so  ihre  finanzielle  Lage  zu  festi- 
gen, dabei  aber  wenig  Geld  auf  die  neue  Geschäftsperiode  über- 
trug; während  der  ungünstigen  Konjunktur  dagegen  führte  sie 
umgekehrt  dem  Reservefonds  wenig  zu,  machte  aber  stärkere 
Uebertragungen,  damit  stets  eine  angemessene  Dividende  gegeben 
werden  konnte.  Denn  man  wollte  den  Kurs  der  Spinnereiaktien 
hochhalten.  Bei  manchen  Spinnereien  wurde  zu  diesem  Zwecke, 
wie  oben  gezeigt  wurde,  in  dem  Jahre  1908  und  1909,  als  der 
Reingewinn  zurückging,  zur  Dividendenverteilung  sogar  unmittel- 
bar der  Reservefonds  herangezogen. 

f)    Die   Organisation    des  Verbandes    der    japanischen    Baumwollspinnereien 

(Dainihon-boseki-rengokai  I. 

Auf  Anregung  von  Okada,  dem  Chef  der  staatlichen  Aichi- 
Baumwollspinnerei  in  Mikawa,  kamen  im  August  1882  zum  ersten 
jMale  die  Vertreter  einiger  japanischer  Baumwollspinnereien  in  Osaka 
zusammen,  um  einen  Verband  zu  begründen.  Sein  Zweck  sollte 
darin  hegen,  die  gemeinsamen  Interessen  zu  fördern,  insbesondere 


i)  Vgl.  Tabelle  S.  208  und  209. 
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die  Konkurrenz,  durch  die  man  sich  gegenseitig  geschädigt  hatte,  zu 
mildern.  Eine  solche  Vereinigung  kam  am  2<S.  Oktober  desselben 
Jahres  unter  dem  Namen  »Boseki-rengokai«  ^\  (Verband  der  Spin- 
nereien) zustande  ^).  Seit  1883  traten  dann  die  Spinnereivertreter 
alljährlich  am  15.  April  zusammen,  jedoch  entfaltete  man  in  ak- 
tuellen Dingen  keine  nennenswerte  Tätigkeit,  ausgenommen  etwa 
behufs  Einführung  der  englischen  Garnnummerierung  im  Jahre  1886. 
Die  Interessenten  trafen  sich  mehr  aus  dem  Grunde,  die  gegen- 
seitige Bekanntschaft  zu  erneuern  und  dies  oder  jenes  aus  der 
Spinnereitechnik  zu  besprechen.  Als  Verpflichtung  für  die  ein- 
zelnen Mitglieder  bestand  nur  die,  daß  man,  um  das  Spinnerei- 
wesen zu  heben ,  eventuell  einander  Arbeiter  zur  Verfügung 
stellen  solle,  z.  B.  wenn  eine  Spinnerei  Mangel  an  geschulten 
Arbeitern  habe. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verbandes  war  damals  vierzehn. 
Weitaus  die  meisten  Spindeln  hatte  die  Osaka-Spinnerei,  nämlich 
15000;  die  übrigen  Spinnereien  besaßen  je  etwa  2000  oder  3000. 
Als  sich  dann  die  Zahl  der  Spinnereien  sowie  die  Zahl  der  Spindeln 
infolge  von  Neugründungen  und  Betriebsvergrößerungen  am  Ende 
der  achtziger  Jahre  zu  vermehren  begann,  machten  sich  die  Un- 
ternehmungen allmählich  gegenseitig  starke  Konkurrenz;  vor  allem 
die  dem  Verband  nicht  angehörigen  neuentstandenen  Spinnereien 
nutzten  ihre  unabhängige  Stellung  aus.  Z.  B.  fand  wegen  des 
herrschenden  Arbeitermangels  ein  lebhaftes  Wegengagieren  von 
Arbeitern  von  einer  Unternehmung  zur  anderen  statt  ^).  Zwischen 
den  neuen  und  den  alten  Spinnereien  fehlte  der  Zusammenhang; 
diese  Lücke'  benutzten  die  Baumwollgarnhändler,  um  für  sich 
Vorteil  daraus  zu  schlagen,  und  die  Spinnerei  litt  sehr  darunter. 
Außerdem  bereitete  der  japanischen  Baumwollspinnerei  die  in 
dieser  Zeit  sehr  stark  zunehmende  Einfuhr  an  ostindischen  Baum- 
wollgarnen eine  schwere  Konkurrenz.  Unter  derartigen  Konkur- 
renzverhältnissen konnte  es  die  japanische  Baumwollspinnerei  nicht 
länger  aushalten.  Als  Gegenmaßregel  beschloß  sie,  die  unter  den 
Interessenten  bestehenden  Mißverhältnisse  zu  beseitigen  und  die 
Lage  sowohl  bei  der  Garnproduktion  wie  beim  Verkauf  der  Garne 
durch  gemeinsames  Vorgehen  zu  verbessern.     Die   3  Spinnereien 


1)  Seit   1898  Dainihon-menshi-boseki-rengokai    (Verband  der  Interessenten  der 
Baumwollspinnerei);  seit   1902  wie  in  der  Ueberschrift. 

2)  Vgl.   oben  S.  62. 

3)  Vgl.  oben  S.   143. 
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Osaka,  Tamashima  und  Owari  forderten  die  neugegründeten  und 
die  alten  Spinnereien  auf,  eine  Zusammenkunft  der  gesamten  ja- 
panischen Baumwollspinnerei  zu  veranstalten.  ILine  solche  kam 
im  Juni    i<S8(S  in  Osaka  zustande. 

Es  ist  dies  zwar  seit  der  Begründung  des  Verbandes  der 
Zahl  nach  die  sechste  Versammlung;  erst  sie  aber  bedeutet  in 
der  Geschichte  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnereien 
den  eigentlichen  Anfang.  Denn  diesmal  fand  eine  gänzliche  Er- 
neuerung der  Organisation  statt.  Der  Verbandsvertrag  wurde  in 
ausführlichen  Bestimmungen  festgesetzt  und  darin  der  Zweck  des 
Verbandes  klargelegt,  die  Zwangsmaßregeln,  denen  die  Mitglieder 
gegebenen  Falls  unterliegen  sollten,  bestimmt  sowie  ein  Vorstand 
eingesetzt  —  alles  Dinge,  die  die  Grundlage  der  heutigen  Orga- 
nisation des  Verbandes  bilden. 

Die  Bestimmungen  des  Verbandes  bestanden  mit  den  Zu- 
sätzen aus  j6  Paragraphen.  Der  Hauptinhalt  war,  in  knappe 
Züge  gefaßt,  folgender :  Im  ersten  Paragraphen  wurde  als  all- 
gemeine Pflicht  der  Mitglieder  betont,  daß  jeder  danach  streben 
solle,  der  gegenseitigen  Freundschaft  dauernde  Festigkeit  zu  ver- 
leihen und  gemeinsam  mit  den  anderen  das  Spinnereiwesen  in 
blühenden  Zustand  zu  versetzen.  Der  §  2  sodann  forderte  die 
Mitglieder  auf,  den  Oualitätswert  ihrer  Garne  möglichst  zu  erhöhen 
und  niemals  minderwertige  Ware  zu  produzieren,  damit  man  das  Ver- 
trauen der  Konsumenten  sowie  den  Ruhm  der  maschinellen  Garne 
(Kikaiito)  nicht  verliere.  Es  wurde  eine  Gewichtsvermehrung  des 
Garns  bis  zu  einem  Achtel  des  Normalgewichts  erlaubt ;  im  Ueber- 
tretungsfalle  sollte  eine  Verwarnung  durch  den  Vorstand  eintreten. 
Jedes  Mitglied  sollte  weiter  zum  Zwecke  der  Verbesserung  der 
Fabrikate  in  einer  bestimmten  Versammlung  des  Verbandes  zehn 
Stücke  von  dem  bei  ihm  verfertigten  Garn  No.  16  mitbringen. 
Darauf  sollte  eine  Prüfung  des  Garns  der  einzelnen  Spinnereien 
hinsichtlich  des  Gewichts,  der  Drehungsstärke,  der  Festigkeit,  der 
Dehnbarkeit,  der  Gleichmäßigkeit  und  des  äußeren  Aussehens 
stattfinden  (§  12).  Sodann  richtete  sich  eine  entsprechende  Maß- 
nahme gegen  die  Konsumenten,  falls  sie  vereinigt  den  Absatz  der 
Verbandsprodukte  ganz  oder  teilweise  stören  würden.  Ziemlich 
ausführliche  Behandlung  fand  die  Frage,  wie  man  es  bezüglich 
der  Spinnereiarbeiter  zu  halten  habe.  Jedes  Mitglied  verpflichtete 
sich,  den  fleißigen  Arbeitern  beim  Verlassen  der  F'abrik  ein  Zeug- 
nis auszustellen,    im   Falle    der  Entlassung    von    trägen   oder    der 
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Arbeitsordnung  zuwiderhandelnden  Arbeitern  aber  die  anderen 
Mitglieder  zu  benachrichtigen.  Mitglieder,  die  hiervon  in  Kennt- 
nis gesetzt  worden  seien,  dürften  solche  Arbeiter  nicht  annehmen. 
Wenn  auch  die  Mitglieder  die  Arbeiter  nach  Prüfung  ihres  Lebens- 
laufes beliebig  engagieren  könnten,  so  sollten  sie  doch,  falls  sie 
solche  Arbeiter,  die  früher  in  einer  anderen  Spinnerei  beschäftigt, 
aber  mit  einem  Zeugnis  nicht  versehen  waren,  annähmen,  vorher 
die  Spinnerei,  wo  jene  früher  waren,  davon  benachrichtigen  und 
ihre  Zustimmung  verlangen.  Ebenso  dürften  die  Mitglieder  nicht 
ohne  weiteres  die  Arbeiter  von  einer  anderen  Spinnerei  wegen- 
gagieren. Falls  bei  einer  dem  Verband  angehörenden  Spinnerei 
ein  partieller  oder  totaler  Streik  ausbreche,  so  sollte  die  betref- 
fende Spinnerei  den  übrigen  Verbandsspinnereien  schleunigst  die 
Namen  der  streikenden  Arbeiter  angeben,  und  nachdem  diese 
Spinnereien  davon  in  Kenntnis  gesetzt  worden  seien,  dürften  sie 
solche  Arbeiter  nicht  engagieren.  Wenn  die  Spinnerei  infolge 
des  Streiks  wegen  Arbeitermangels  im  Betrieb  gestört  worden  sei 
und  dies  dem  Verband  mitgeteilt  habe,  so  müßten  ihr,  falls  der 
Vorstand  nach  Unterredung  mit  den  übrigen  Spinnereien  diese 
Hilfe  als  notwendig  anerkannt  habe,  diese  ihre  Arbeiter  zur  Ver- 
fügung stellen.  Ebenso  dürften  die  dem  Verband  angehörenden 
Spinnereien  es  nicht  abschlagen,  wenn  eine  dem  Verband  ange- 
hörende Spinnerei  durch  den  Vorstand  um  Zulassung  von  Ar- 
beitern zur  Anlernung  ersuche.  In  diesem  Falle  könne  statt 
dessen  auch  die  betreffende  Spinnerei  der  Bittstellerin  geschulte 
Arbeiter  zweitweise  überlassen. 

Sodann' handelten  die  Paragraphen  13  bis  16  über  die  von 
den  einzelnen  Spinnereien  an  den  Verband  zu  sendenden  Nach- 
richten :  bei  jeder  Veränderung  seien  die  Preise  der  produzierten 
Garne  mitzuteilen,  ebenso  allemal  bis  zum  5.  des  folgenden  Mo- 
nats ein  Monatsbericht  über  die  Produktionsverhältnisse ;  ferner 
über  die  Herausgabe  einer  Monatsschrift  des  Verbandes,  welche 
nach  den  Berichten  der  einzelnen  Spinnereien,  sowie  nach  den 
verschiedenen  Nachrichten  über  Baumwollspinnerei  und  -handel 
aus  dem  In-  und  Auslande  zusammenzustellen  sei. 

Die  Paragraphen  17  und  19  setzten  fest,  daß  ein  aus  einer 
Person  bestehender  Vorstand  sowie  ein  Stellvertreter  von  den 
Mitgliedern  in  der  alljährlich  stattfindenden  Generalversammlung 
jeweils  für  ein  Jahr  gewählt  werden  solle,  der  das  Kautionsgeld 
der  Mitglieder  unter  seine  Aufsicht  zu  nehmen  und  auch  im  übri- 
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gen  die  Geschäftsangelegenheiten  des  Verbandes  (§  i8)  zu  ver- 
walten habe.  Als  Tag  der  Generalversammlung  wurde  (i;  20) 
der  15.  April,  als  Ort  abwechselnd  Tokyo  und  Osaka  bestimmt. 
Außerdem  müsse  im  Falle  der  Störung  des  Garnhandels  durch 
die  Abnehmer  von  dem  Vorstand  auf  Antrag  von  mindestens  3 
Mitgliedern  eine  außerordentliche  Generalversammlung  berufen 
werden.  In  jeder  Generalversammlung  sollten  die  Mitglieder  ent- 
weder selber  erscheinen  oder  sich  vertreten  lassen  (§21  und  §  22). 
Beschlüsse  der  Generalversammlung  seien  für  alle  Mitglieder 
(§  22)  unbedingt  bindend.  Sodann  gaben  die  ij^  23  bis  32  Be- 
stimmungen über  den  Eintritt  in  den  Verband  und  über  den  frei- 
willigen wie  unfreiwilligen  Austritt,  über  die  Auflösung  des  Ver- 
bandes, über  die  zu  leistenden  Beiträge.  Jedes  Mitglied  sei  beim 
Eintritt  verpflichtet,  dem  Verbände  eine  nach  §  27  bestimmte 
Kautionssumme  zu  entrichten.  Die  Höhe  war  je  nach  der  Spin- 
delzahl verschieden. 

Unternehmungen  mit 

über  50000  Spindeln  zahlten  700  Yen 
»  ->         500      > 

»  »        300     » 

»  »        250     » 

»  >        200     » 

»  »         150     » 

»  »         100     » 

»  »  50     » 

Von  den  in  dieser  Weise  erhobenen  Kautionsgeldern  seien 
Staatspapiere  anzukaufen ;  diese  werde  man  bei  einer  Bank  hinter- 
legen, der  Hinterlegungsschein  werde  in  einer  vom  Verbände 
bezeichneten  Spinnerei  aufbewahrt  werden.  Auch  bei  Vermehrung 
der  Spindelzahl  seien  die  Sätze  von  4?  27  anzuwenden.  Das  Kau- 
tionsgeld der  Mitglieder  sei  ohne  Beschluß  des  Verbandes  nicht 
anderweits  verwendbar.  Im  Fall  des  Austritts  sei  dem  betreffen- 
den jNIitglied  sein  gesamtes  Kautionsgeld,  bei  Verminderung  der 
Spindelzahl  ein  entsprechender  Teil  davon  zurückzuerstatten.  Die 
Beiträge  zur  Bestreitung  der  Unkosten  des  Verbandes  seien  all- 
jährlich am   15.  April  fällig: 

bei  über  50  000  Spindeln     70  Yen 
über  25  000         »  50     » 

über   10  000  >  30     » 

über     7  500  >  25      » 


über 

25  000 

über 

10  000 

über 

7500 

über 

5  000 

über 

2  500 

über 

I  000 

über 

100 
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über     5  ooo  Spindeln    20  Yen 

über     2  500  >  1 5      * 

über      I  000  »  10     » 

über         100  »  5      » 

Die  Beiträge  machten  also  den  zehnten  Teil  der  Kaution  aus. 
Außerordentliche  Beiträge  sollten  nach  dem  Verhältnis  der  ordent- 
lichen Beiträge  geleistet  werden.  Falls  sich  der  Verband  durch 
Beschluß  auflöse,  so  erfolge  die  Zurückerstattung  des  Kautions- 
geldes durch  Verkauf  der  Staatspapiere,  gleichzeitig  seien  die 
übrig  bleibenden  Beiträge  der  einzelnen  Mitglieder  zurückzugeben. 
Handele  ein  Mitglied  gegen  die  Verbandsvertragsbestimmungen 
und  schädige  es  so  die  übrigen  Mitglieder,  so  solle  bei  Zustim- 
mung von  mehr  als  der  Hälfte  der  Mitglieder  diese  Sachlage  in 
Tageszeitungen  veröffentlicht  und  sein  Kautionsgeld  ganz  oder 
teilweise  mit  Beschlag  belegt  werden.  In  diesem  Falle  müsse  es 
innerhalb  eines  Monates  das  Kautionsgeld  wieder  ergänzen.  Die 
alleinige  Entscheidung  über  daraus  entstehende  Streitfälle  liege 
bei  zwei  von  beiden  Seiten  zu  wählenden  Mitgliedern  des  Ver- 
bandes. Laut  der  Zusatzbestimmung  zu  §  35  war  zu  einer  Ver- 
änderung der  Vertragsbestimmungen  ein  Beschluß  der  General- 
versammlung nötig.  Diese  Statuten  traten  am  i.  April  1889  in 
Kraft  1).  Außer  den  beiden  Spinnereien  Kurashiki  und  Kanega- 
fuchi  trat  damals  die  gesamte  japanische  Baumwollspinnerei  dem 
Verbände  bei;  jene  beiden  Unternehmungen  schlössen  sich  im 
Juni  1889  ebenfalls  an. 

Ende  1890  wurde  eine  Veränderung  der  Organisation  des 
Verbandes  nötig,  weil  die  Baumwoll-  und  Baumwollgarnhändler 
sowie  die  Baumwollwebereien  als  außerordentliche  Mitglieder  zu- 
gelassen wurden.  Es  kam  eine  Vertragsbestimmung  hinzu:  die- 
jenigen Baumwoll-  und  Baumwollgarnhändler,  sowie  diejenigen 
Baumwollstoffabrikanten,  die  mit  der  Spinnerei  bezüglich  der 
Vor-  und  Nachteile  gleich  gestellt  sind,  können  als  Verbände  oder 
Einzelpersonen  MitgUeder  werden.  Sie  haben  in  der  Versamm- 
lung des  Verbandes,  was  Antragstellung  und  Beschlußfassung  an- 
langt, dasselbe  Recht  wie  die  anderen.  In  den  späteren  Jahren 
wurde  in  den  Vertragsbestimmungen  manches  verändert,  ohne 
daß  dies  hier  im  einzelnen  eingehend  verfolgt  zu  werden  brauchte. 
Denn  es  genügt,    wenn   nunmehr   noch    die    revidierte   Form    des 

i)  Monatsschrift  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnereien  Heft  122, 
1902,  S.  9 — 14. 
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Vcrbandsvertrags,  die  Form,  in  der  er  noch  ijc^enwärtig  gilt,  be- 
trachtet wird.  Diese  Fassung  wurde  am  28.  Oktober  1902  von 
einer  dazu  einberufenen  außerordentHchen  Generalversammlung 
geschaffen.  Da  sie  die  modernste  Gestaltung  des  Vertrags  dar- 
stellt, wird  es  gut  sein,  sie  möglichst  wörtlich  zu  übertragen. 

Vertrag  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnereien. 

§  I.  Der  Verband  heißt  ^Dainihon-boseki-rengokai«  und  sein  Büro  befindet 
sich  in  Osaka. 

§  2.  Der  Zweck  des  Verbandes  besteht  darin,  die  gegenseitige  Freundschaft 
der  Mitglieder  zu  befestigen  und  den  gemeinsamen  Vorteil  der  Interessenten  zu 
schützen  und  zu  fördern, 

§  3.  Diejenigen  Baumwollspinnereien,  Webereien^)  und  Zwirnereien,  die 
ordentliche  Mitglieder  des  Verbandes  werden  wollen ,  sollen  sich  zuerst  bei  dem 
Verbände  anmelden.  Hierauf  ist  noch  die  Genehmigung  des  Präsidenten  des  Aus- 
schusses des  Verbandes  notwendig.  Außerdem  können  die  auf  japanische  Art  pro- 
duzierenden Baumwollstofffabrikanten-)  (Washiki-shokufu-seizogyosha)  sowie  die 
Baumwollhändler  und  Baumwollgarnhändler  auf  dem  oben  angegebenen  Wege  außer- 
ordentliche Mitglieder  werden. 

§  4.  Ordentliche  wie  außerordentliche  Mitglieder  sind  verpflichtet,  eine  Kaution 
zu  erlegen  und  zu  den  Unkosten  des  Verbandes  beizutragen. 

§  5.  Ordentliche  wie  außerordentliche  Mitglieder  können  nach  vorhergehender 
wöchentlicher  Kündigung  aus  dem  Verbände  ausscheiden. 

§  6.  Die  ordentlichen  Mitglieder  können  durch  Beschluß  der  Generalver- 
sammlung und  die  außerordentlichen  durch  Beschluß  des  Ausschusses  aus  dem 
Verband  ausgeschlossen  werden. 

§  7.  Die  Generalversammlungen  zerfallen  in  ordentliche  und  außerordentliche. 
Die  ordentlichen  Generalversammlungen  finden  alljährlich  in  Osaka  statt;  auf  ihnen 
wird  der  Jahresbericht  über  die  Tätigkeit  des  Verbandes  erstattet,  der  Rechnungs- 
abschluß für  das  vergangene  Jahr  geprüft,  die  Kostenvorlage  auf  das  kommende 
Jahr  beraten  und  schließlich  der  Ausschuß  des  Verbandes  neu  gewählt. 

Außerordentliche  Generalversammlungen  werden  dann  berufen,  wenn  der  Aus- 
schuß es  beschließt  oder  mindestens   ein  Fünftel  der  Mitglieder  es  verlangt. 

Anträge,  die  in  ordentlichen  Generalversammlungen  zur  Verhandlung  kommen 
sollen,  müssen  sämtlichen  Mitgliedern  zwei  Wochen,  solche,  die  in  außerordent- 
lichen Generalversammlungen  zur  Verhandlung  kommen  sollen,  sämtlichen  Mitgliedern 
eine  Woche  vorher  mitgeteilt  werden. 

§  8.  Die  Mitglieder  können  ihr  Stimmrecht  durch  Vertreter  ausüben  lassen. 
In  diesem  Falle  ist  erforderlich,  daß  dem  Verband  für  den  Vertreter  ein  Beglau- 
bigungsschein übergeben  wird. 

§  9.  Die  Generalversammlung  ist  nicht  beschlußfähig ,  wenn  die  Zahl  der 
erschienenen  Mitglieder  nicht  über  die  Hälfte  beträgt.  Es  ist  aber  in  diesem  Falle 
zulässig,  daß  Beschlüsse  provisorisch  gefaßt  werden;  diese  sind  jedoch  einer  neuen, 
innerhalb   eines  Monats  abzuhaltenden  Generalversammlung  zu  unterbreiten.    Ueber- 


1 )  Die  mechanischen  Webereien  sind  gemeint. 

2)  Die  nichtmechanischen  Webereien  werden  gemeint  sein. 
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steigt  auch  dann  die  Zahl  der  Erschienenen  nicht  die  Hälfte  der  Mitglieder,  so 
kann  trotzdem  endgültig  Beschluß  gefaßt  werden. 

§  lo.  Die  außerordentlichen  Mitglieder  haben  in  der  Generalversammlung 
nur  dann  Rede-  und  Stimmrecht,  wenn  der  Gegenstand  -der  Verhandlung  solche 
Interessen  berührt,  die  den  ordentlichen  und  außerordentlichen  Mitgliedern  gemein- 
sam sind.  Jedoch  dürfen  sich  die  außerordentlichen  Mitglieder  an  der  Wahl  des 
Ausschusses  nicht  beteiligen,  ebenso  haben  sie  kein  Recht  zur  Abstimmung  über 
Veränderungen  des  Verbandsvertrages. 

§  II.  Die  detaillierten  Bestimmungen  der  auf  den  Generalversammlungen  ein- 
zuhaltenden Geschäftsordnung  werden  durch  den  Ausschuß  festgesetzt. 

§  12.  Es  wird  in  der  Generalversammlung  aus  dem  Kreise  der  ordentlichen 
Mitglieder  von  diesen  auf  jeweils  ein  Jahr  ein  aus  7  Personen  bestehender  Ausschuß 
gewählt,  der  die  Angelegenheiten  des  Verbandes  zu  erledigen  hat. 

Der  Ausschuß  wählt  aus  seiner  Mitte  den  Präsidenten  des  Ausschusses.  Das 
Gehalt  für  den  Präsidenten  sowie  das  für  die  anderen  Mitglieder  des  Ausschusses 
wird  in  der   Generalversammlung  beraten. 

§  13.  Wenn  im  Ausschusse  Vakanzen  eintreten,  so  wird  er  nur  dann  ergänzt, 
wenn  sein  Bestand  auf  weniger  als  3  Personen  herabsinkt.  Findet  die  Wahl  eines 
Ausschusses  in  einer  außerordentlichen  Generalversammlung  statt,  so  wird  sie  auf 
dieselbe  Weise  wie  in  einer  ordentlichen  Generalversammlung  vorgenommen. 

§  14.  Der  Verband  stellt  einen  Sekretär  und  mehrere  Bürobeamte  an,  deren 
Ernennung  und  Entlassung  dem  Präsidenten  des  Ausschusses  zusteht. 

§  15.  Die  Höhe  des  nach  §  4  zu  zahlenden  Kautionsgeldes  wird  nach  dem 
unten  folgenden  Maßstabe  bestimmt.  Als  Kautionsgeld  kann  man  an  Stelle  von 
Bargeld  auch  öffentliche  Schuldscheine  erlegen,  die  nicht  auf  den  Namen  des  In- 
habers lauten  und  deren  Kurswert  der  Höhe  des  Kautionsgeldes  mindestens  gleich 
kommt. 

Es  haben  zu  entrichten : 

Mitglieder,    welche    über    100  000   Spindeln    besitzen,  1000  Yen 

»                   »            »         50000          »                 »  700  » 

»                   »            »         25  000           »                 »  500  » 

»                   »            »10  000          »                 »  300  » 

»                   »            »           7  500          »                 »  250  » 
»                   »            »           5  000          »                 » 
sowie  außerordentliche  Mitglieder,  deren  Unternehmung  in  einer 

Gesellschaftsform  organisiert  ist,  200  » 
Mitglieder,   welche  über  2  500  Spindeln  besitzen    sowie  außer- 
ordentliche Mitglieder,    deren  Unternehmung   nicht  in  einer 

Gesellschaftsform  organisiert  ist,  150  » 

Mitglieder,  welche  unter  2  500  Spindeln  besitzen,  100  » 

§  16.  Die  Rechnungsperiode  des  Verbandes  beginnt  alljährlich  am  i.  Juli 
und  endet  am  30.  Juni  des  nächsten  Kalenderjahres. 

§  17.  Die  ordentlichen  wie  außerordentlichen  Beiträge  werden  von  den 
ordentlichen  Mitgliedern  je  nach  Zahl  ihrer  Spindeln  erhoben;  von  den  außerordent- 
lichen Mitgliedern  werden  diejenigen,  deren  Unternehmung  Gesellschaftsform  hat, 
in  der  Weise  herangezogen,  als  ob  sie  5000  Spindeln,  die  übrigen,  als  ob  sie 
2500  Spindeln  besäßen.     Jedoch  erfolgt  die  Verteilung  gewisser  Lasten  auf  beson- 
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deren  Beschluß  der  Gencralvcrsaniinlunj»  nach  anderem  Modus ;  es  können  einzehie 
von  der  Belastung  befreit  werden. 

§  l8.  Die  ordentlichen  Beiträge  werden  alljährlich  zweimal,  im  Juni  und  im 
Dezember,  erhoben.  Die  geleisteten  Beiträge  werden  niemals,  auch  nicht,  wenn  ein 
dringender  Grund   vorhanden  ist,  zurückerstattet. 

§  19.  Die  Berechnung  der  in  den  I'aragraiihen  15  und  17  genannten  Spindel- 
zahlen geschieht  in  folgender  Weise. 

a)  Eine  Spindel  zur  Produktion  von  Garn  bis  mit  Nr.  28  zählt  als  eine  Spindel. 

b)  Je  zwei  Spindeln  der  Mulemaschinen  und  je  zwei  zur  Produktion  von  Garn 
Nr.  29  bis  mit  38  dienende  Spindeln  zählen  als  eine  Spindel  (der  Durch- 
messer des  Vorderzylinderrades  beträgt  bei  diesen  Nummern    über  ein  Inch). 

c)  Je  drei  zur  Produktion  von  Garn  Nr.  39  bis  mit  Nr.  60  dienende  Spindeln 
sowie  je  drei  Spindeln  der  Schußgarnspinnmaschinen  werden  als  eine  Spindel 
gezählt. 

d)  Je  fünf  zur  Produktion  von  Garn  über  Nr.  60  dienende  Spindeln  sowie  je  fünf 
Spindeln  der  Zwirnmaschinen  werden  als  eine  Spindel  gezählt. 

e)  Ein  Webstuhl  wird  gleich   fünf  Spindeln  gerechnet, 

§  20.  Die  ordentlichen  Mitglieder  sollen  in  der  vom  Verband  angegebenen 
Form  den  Verband  jeweils  bis  zum  Fünften  des  nächsten  Monats  über  Geschäfts- 
lage, Garnproduktion  und  Garnhandelsverhältnisse  eines  jeden  Monats  benachrich- 
tigen und,  wenn  der  Verband  über  sonstige  Gegenstände  Anfragen  an  sie  richtet, 
diese,  soweit  es  ihnen  möglich  ist,  beantworten. 

§  21.  Die  Mitglieder  dürfen  solche  Arbeiter,  die  noch  mit  einer  anderen  zum 
Verband  gehörigen  Spinnerei  in  Arbeitskontrakt  stehen,  ohne  Zustimmung  der  be- 
treffenden Spinnerei  nicht  engagieren. 

§  22.  Zum  Zweck  der  Fernhaltung  der  übermäßig  wasserhaltigen  chinesischen 
Baumwolle  besteht  eine  Verbandsuntersuchungsanstalt  für  übermäßig  wasserhaltige 
chinesische  Baumwolle  (Shinamen-suiki-kensajyo).  Für  diese  Anstalt  wird  getrennt 
Rechnung  geführt ;  der  Ausschuß  setzt  für  sie  die  Haupt-  wie  Spezialbestimmungen  fest. 

§  23.  Die  Bestimmungen  über  den  BaumwoUhandel  zwischen  ordentlichen 
und  außerordentlichen  Mitgliedern  werden  besonders  festgesetzt. 

§  24.  Der  Verband  kann  nur  mit  Zustimmung  von  mehr  als  drei  Vierteln 
der  ordentlichen  Mitglieder  aufgelöst  werden. 

§  25.  Die  Vertragsbestimmungen  können,  abgesehen  von  Paragraph  24,  nur 
durch  Beschluß  der  Generalversammlung  in  ihrer  Zahl  vermehrt  oder  vermindert 
oder  in  ihrer  Gestalt  verändert  werden '). 

Die  detaillierten  Bestimmungen  ^)  der  auf  der  Generalversamm- 
lung einzuhaltenden  Geschäftsordnung  (§11)  sind  in  den  folgenden 
zwölf  Paragraphen  enthalten. 

§  I.  Ort,  Zeit  und  Tag  der  Eröffnung  der  Generalversammlung  werden  durch 
den  Präsidenten  des  Ausschusses  bestimmt:  Ort,  Zeit,  Tag  und  Gegenstand  der 
folgenden  Sitzungen  durch  den  Präsidenten  der  Versammlung. 


1)  Statut  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnerei,  S.   i — 7. 

2)  Die  speziellen  Bedingungen,  betreffend  den  Baumwollhandel,  sowie  die 
Untersuchung  der  übermäßig  wasserhaltigen  chinesischen  Baumwolle  sind  schon 
oben  erörtert  worden. 
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§  2.  In  jeder  Generalversammlung  werden  durch  Wahl  oder  durch  Zuruf 
ein  Präsident  und  ein  Vizepräsident  der  Versammlung  gewählt. 

§  3.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Gegenstände  unterliegen  einer  ersten, 
zweiten  und  dritten  Lesung.  In  der  ersten  Lesung  wird  «der  betreffende  Antrag 
erklärt,  über  ihn  diskutiert  und  bestimmt,  ob  er  zur  zweiten  Lesung  gelangen  soll 
oder  nicht.  In  der  zweiten  und  dritten  Lesung  wird  er  angenommen ,  verbessert 
oder  abgewiesen. 

§  4.  Wenn  die  Mitglieder  in  der  Versammlung  sprechen  wollen,  so  müssen 
sie  zuerst  den  Präsidenten  anrufen,  um  das  Wort  bitten  und  ihm  ihren  Namen  an- 
geben;  dann  können  sie  mit  Genehmigung  des  Präsidenten  sprechen. 

§  5.  Anträge,  die  keine  Zeichen  der  Zustimmung  finden,  kommen  nicht  zur 
Abstimmung. 

§  6.  Wenn  die  Mitglieder  während  der  Sitzung  Platz  nehmen  oder  den 
Sitzungsraum  verlassen  wollen,  so  müssen  sie  den  Präsidenten  davon  in  Kenntnis 
setzen. 

§  7.  Gespräche  der  Mitglieder  untereinander  während  der  Sitzung  sind  nicht 
erlaubt. 

§  8.  Der  Präsident  kann  den  Mitgliedern  bei  nicht  passenden  Ausführungen 
das  Wort  verbieten. 

§  9.  Ueber  die  Annahme  eines  Antrags  wird  durch  Handheben  entschieden 
und  zwar  durch  einfache  Majorität.    Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Präsident. 

§  IG.  Die  Entscheidung  über  die  gestellten  Anträge  erfolgt  gemäß  der  An- 
ordnung des  Präsidenten  in  der  Reihenfolge,  daß  über  den  Hauptantrag  zuletzt  ab- 
gestimmt wird. 

§  II.  Abgesehen  von  §  10  kann  der  Präsident,  wenn  er  es  als  passend  er- 
kannt hat,  die  Geschäftsordnung  verändern;  außerdem  kann  er  Neuerungen  treffen. 
Jedoch  muß  er  in  ersterem  Falle  seine  Absicht  vorher  bekannt  machen. 

8  12.  Wenn  über  5  Mitglieder  gegen  das  Verfahren  des  Präsidenten,  das 
dieser  gemäß  den  Paragraphen  8  und  li  eingeschlagen  hat.  Einwand  erheben,  so 
wird  darüber  in  der  Versammlung  entschieden.  Bei  der  Zählung  derjenigen ,  die 
Einwand  erheben,  wird  jede  Person  als  eine  gezählt,  auch  wenn  sie  verschiedene 
Spinnereien  vertritt  *). 

Die  sich  auf  die  in  §  20  angegebene  Berichterstattung  be- 
ziehenden Sonderbestimmungen  bestehen  aus  sechs  Paragraphen. 

§  I.  Die  ordentlichen  Mitglieder  sollen  bis  zum  Fünften  des  nächsten  Monats 
dem  Verbände    in  der   angegebenen  Form-)    die    nachstehenden  Berichte    erstatten: 

a)  monatliche  Mitteilungen  über  den  Geschäftsgang   (nach  Formular  I) ; 

b)  monatliche  Berichte   über  die  Höhe   der  Garnproduktion    (nach  Formular  II); 

c)  monatliche  Geschäftsberichte  über  die  Baumwollstoffe  (nach  Formular  III); 

d)  monatliche  Berichte  über  das  Ausfuhrgarn  (nach  Formular  IV). 

§  2.  Die  Mitglieder  sollen  am  Zweiten  jedes  Monats  telegraphisch  oder  tele- 
phonisch dem  Verbände  für  den  Vormonat  die  Höhe  der  Produktion  in  Ballen  an 
Twistgarn  Nr.  20  und  an  Weftgarn  Nr.  16  sowie  die  der  gesamten  Garnproduktion 
mitteilen.  Falls  der  Zweite  auf  einen  Sonntag  fällt,  so  haben  diese  Mitteilungen 
am  Dritten  zu  erfolgen. 


i)  Statut  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollspinnerei  S.   22 — 24. 
2)  Die  Formulare  werden  anhangsweise  beigegeben. 


—       222       — 

§  3-     t)'<^  Mitglieder  sind  verptlichtcl,  alljährlich  zweimal,    am   15.  Januar  und 
am    15.  Juli,  dem  Verbände  die  folgenden  Ilalbjahrberichle  zu  erstalten: 

a)  über  den  Verbrauch  an  entkernter  Baumwolle  (nach   Formular  V); 

b)  über  die  Höhe  des  ausgeführten  (Jarns  (nach  Formular  IV); 

c)  über  die  Vorräte  an  Baumwolle  am  I"]nde  des  Halbjahrs  (jedoch  ohne  Angabe 
des  Namens  der  Spinnerei) ; 

d)  über  die  Menge  der  mittels  mechanischer  Webstühle   produzierten  Baumwoll- 
stofFe,  und  zwar  nach  Sorten  geordnet ; 

e)  über  die  Geschäftsergebnisse    (wenn    nicht  anders    möglich,    schätzungsweise). 
§  4.     Wenn    ordentliche     oder    außerordentliche    Mitglieder    Baumwolle    aus 

Bombay,  Colombo  oder  Tuticorin  eingeführt  haben,  so  sollen  sie  dem  Verbände 
jedes  Mal,  wenn  das  Schiff  ankommt,  die  Zahl  der  Baumwollballen,  den  Ausfuhr- 
hafen, die  Sorten  der  Baumwolle  sowie  Signatur  und  Nummern  klar  angeben. 

§  5.  Diejenigen  ordentlichen  oder  außerordentlichen  Mitglieder,  die  diese 
Baumwolle  in  der  Zeit  vom  Ersten  eines  Monats  bis  zu  seinem  Ende  eingekauft 
oder  geliefert  haben,  sind  verpflichtet,  dem  Verbände  bis  zum  Fünften  des  nächsten 
Monats  über  Mengen  undSortendieserBaumwolle  Bericht  zu  erstatten  (nachFormular  VI). 

§  6.  Diejenigen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Mitglieder,  die  chinesi- 
sche Baumwolle  gekauft  oder  verkauft  haben,  sollen  bis  zum  Fünften  jedes  Monats 
dem  Verbände  die  für  den  Vormonat  in  Frage  kommenden  Mengen  dieser  Baum- 
wolle mitteilen '). 

Soweit  man  nach  den  Vertragsbestimmungen  urteilen  kann, 
stehen  dem  Verbände  wirksame,  starke  Nachteile  für  die  davon 
Betroffenen  mit  sich  führende  Zwangsmaßregeln  gegen  Mitglieder, 
die  aus  dem  Verband  —  z.  B.  infolge  von  Uneinigkeit  über  irgend 
welche  Abmachungen  —  austreten  wollen,  nicht  zur  Verfügung. 
Es  müßten  Mittel  vorhanden  sein,  die  den  einzelnen  Mitgliedern 
zugunsten  des  Verbandes  etwas  mehr  von  ihrer  Selbständigkeit 
entzögen.  Die  Hinterlegung  einer  Kaution  sowie  die  Androhung 
der  Ausweisung  aus  dem  Verbände  sind  zu  schwach,  als  daß  die 
Mitglieder  dadurch  mit  der  nötigen  Festigkeit  an  den  Verband 
geknüpft  würden.  Als  einziges,  einigermaßen  nennenswertes  Re- 
pressivmittel könnte  der  sich  auf  den  Transport  der  ostindischen 
Baumwolle  erstreckende  Vertrag  ^)  angeführt  werden ,  den  der 
Verband  mit  der  Nippon-Yusen-Kaisha  abgeschlossen  hat.  Allein 
die  Entziehung  der  daraus  entspringenden  Vergünstigungen  hat 
für  die  Austretenden  oder  Ausgeschlossenen  keineswegs  sehr  tief 
einschneidende  Folgen.  Ein  tatsächlicher  Beweis  hierfür  liegt  in 
Erscheinungen  vor,  wie  sie  im  Zusammenhange  mit  den  Streitig- 
keiten der  Kwanto-  und  Kwansai-Spinnereien  bezüglich  der  Pro- 
duktionseinschränkung in  der  zweiten  Jahreshälfte  1909  auftraten. 

i)  Statut  des  Verbandes  der  japanischen   Baumwollspinnereien  S.  25   f. 
2)  Vgl.  den  Anhang   i. 
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Denn  es  zeigte  sich,  daß,  wenn  auch  zwischen  der  Nippon-Yusen- 
Kaisha  und  den  drei  andern  außer  ihr  noch  in  Betracht  kommen- 
den Gesellschaften  die  gegenseitige  Konkurrenz  durch  gewisse 
Verträge  gebunden  ist,  dadurch  natürlich  die  ^löglichkeit,  irgend 
eine  andere  Dampfschiffahrtsgesellschaft  heranzuziehen,  in  keiner 
Weise  ausgeschaltet  wird. 

Ueber  die  hauptsächlichste  Tätigkeit,  welche  der  Verband 
von  Anfang  der  neunziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  bis  zur 
Gegenwart  mittelbar  und  unmittelbar  mit  verschiedenem  Erfolge 
entfaltet  hat,  bedarf  es  hier  nur  einiger  kurzer  Andeutungen,  die 
das  schon  anderweits  Erwähnte  knapp  zusammenstellen. 

Eine  erste  gemeinsame  Einschränkung  des  Betriebes  für  acht 
Tage  und  Nächte  pro  Monat  fand  in  der  Zeit  vom  15.  Juni  bis 
zum  14.  September  1890  infolge  einer  Krisis  statt;  ebenso  erfolgte 
eine  Förderung  des  Exports  der  Garne  Nr.  20,  12,  14,  16  sowie 
die  Zurückdrängung  der  Einfuhr  der  Garne  von  Nr.  20  und  da- 
runter durch  Zwang  zur  Produktion  dieser  Garnsorten.  —  Am 
21.  Januar  1894  wurde  in  Osaka  auf  Veranlassung  des  Verbandes 
die  Baumwoll-,  Baumwollgarn-  und  Baumwollstoffbörse  eröffnet.  — 
Die  vom  Verband  seit  längerer  Zeit  unermüdlich  betriebene  Be- 
seitigung der  Zölle  auf  Ausfuhr  von  Baumwollgarn  sowie  auf 
Einfuhr  von  Baumwolle  wurde  am  i.  Juli  1894  bez.  am  i.  April  1896 
erreicht.  —  Es  fand  über  den  Transport  der  ostindischen  Baum- 
wolle mit  der  Dampfschiffahrtsgesellschaft  Nippon-Yusen-Kaisha 
am  6.  März  1894  eine  Vereinbarung  statt.  —  Am  i.  August  1896 
wurde  gegen  die  Einfuhr  von  übermäßig  wasserhaltiger  chinesischer 
Baumwolle  eine  Maßregel  getroffen.  —  Dann  folgte  im  Juni  1899 
die  besondere  Vereinbarung  des  Verbandes  mit  der  Yokohama- 
Specie-Bank  bezüglich  der  Gewährung  von  Kredit  auf  Ausfuhr- 
garne,   was  seinerzeit  die  Garnausfuhr  bedeutend  erleichterte.    — 

Infolge  der  Krisis  vom  Jahre  1900  wurde  vom  25.  Juli  1900 
bis  zum  31.  März  1901  eine  halbmonatliche  Einschränkung  der 
Produktion  der  Garne  von  Nr.  20  und  darunter  durch  Stillegung 
der  in  Betracht  kommenden  Spindeln  durchgeführt.  —  Nach  einer 
Unterbrechung  begann,  da  die  Absatzverhältnisse  sich  noch  nicht 
wieder  günstig  gestaltet  hatten ,  eine  weitere  Einschränkung  um 
4  Tage  und  Nächte  in  jedem  Monat;  sie  währte  vom  i.Juli  1902 
bis  zum  Ende  des  Jahres.  Etwas  später  als  die  Betriebseinschrän- 
kung am  15.  September  trat  eine  in  Gewährung  von  Exportprämien 
bestehende  Förderung  der  Ausfuhr  in  Kraft.  —  Nicht  minder  be- 
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einflußte  der  Verband,  wenn  auch  nur  mittelbar,  die  damals  in 
der  japanischen  Baumwollspinnerei  sehr  stark  einsetzende  Fusio- 
nierunq^.  —  Dann  jene  durch  die  seit  1907  vorhandene  schlechte 
Konjunktur  veranlaßte  Produktionseinschränkunt^  und  Export- 
förderung der  gröberen  Garne  in  den  Jahren  igo.S  und  1909,  und 
schließlich  im  h'rühjahr  19 10  die  ablehnende  Haltung  gegen  die 
im  Parlament  vorgelegte  Fabrikgesetzgebung.    — 

Nach  diesem  chronologischen  Ueberblick  kann  man  wohl  mit 
Sicherheit  behaupten,  daß  die  japanischen  Baumwollspinnereien, 
wenn  sie  nicht,  zu  dem  Verband  vereinigt,  gemeinsame  Schritte 
unternommen  hätten ,  auf  keinen  Fall  so  viele  Vorteile  würden 
haben  erreichen  können :  einzeln  hätten  sie  die  oft  durch  Krisen 
erschütterte  Lage  nur  unter  erheblicher  Schädigung  zu  überwinden 
vermocht,  auch  wären  sie  nicht  so  rasch  wieder  emporgekommen. 

Vom  Jahre  1907  ab  wurde  laut  Beschluß  der  Generalversamm- 
lung vom  April  1906  der  Verband  Mitglied  der  Internationalen 
Vereinigung  der  Baumwollspinnereiverbände  (Master  Cotton  Spinners 
and  Manufacturers  Associations). 
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Schluß. 

Seit  der  Einführung  der  ersten  mechanischen  Baumwollspinn- 
maschinen aus  England  sind  heute  mehr  als  vier  Jahrzehnte  ver- 
flossen. Faßt  man  die  in  diesen  Zeitraum  fallende  Entwicklung 
der  modernen  japanischen  Baumwollspinnerei  nochmals  in  großen 
Zügen  kurz  zusammen,  so  verdankt  sie  ihre  Entstehung  vor  allem 
der  Regierung,  die  zu  Ende  der  siebziger  und  zu  Anfang  der 
achtziger  Jahre  staatliche  Musterspinnereien  usw.  errichtete  und 
dadurch  einen  ersten  großen  Ansporn  gab.  Ende  der  achtziger 
Jahre  ging  es  dann  mit  der  Baumwollspinnerei  rasch  aufwärts; 
das  Programm  für  ihre  künftige  Gestaltung  schuf  die  Generalver- 
sammlung des  Verbandes  vom  Jahre  1890.  Nach  dem  japanisch- 
chinesischen Kriege  erfolgten  Neugründungen  in  ganz  außergewöhn- 
licher Menge,  sodaß  in  den  letzten  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
Spindelzahl  und  Garnproduktion  bedeutend  zunahmen.  Bald  er- 
gab sich  daraus,  als  im  Jahre  1900  eine  allgemeine  Krisis  eintrat, 
für  die  Spinnerei  eine  sehr  stark  einsetzende  und  nur  sehr  lang- 
sam abnehmende  Reaktion.  Während  dieser  Periode  schränkte 
die  japanische  Baumwollspinnerei  ihre  Produktion  mehrere  Mal  ein, 
gleichzeitig  fand  die  Verschmelzung  verschiedener  Spinnereien 
statt.  Dann  aber  kam  die  glänzende  Geschäftszeit  des  Jahres  1905 
und  der  folgenden  Jahre.  Das  Kapital  der  einzelnen  Spinnereien 
ist  damals  wesentlich  vermehrt  worden,  ebenso  stiegen  Spindel- 
zahl und  Garnproduktion  sehr  erheblich.  Seit  Ende  1907  trat 
wieder  eine  Krisis  ein,  und  die  folgenden  Jahre  brachten  eine 
gemeinsame  Produktionseinschränkung  und  P^xportförderung. 
Augenblicklich  befindet  sich  die  japanische  Baumwollspinnerei 
immer  noch  in  schlechter  Geschäftslage. 

Wie  sieht  es  mit  der  Zukunft  aus.^  Wie  werden  sich  da 
Produktions-  und  Absatzverhältnisse  gestalten.^  Wie  wir  gesehen 
haben,  spielen  in  der  Produktion  der  Gegenwart  die  gröberen 
Garnsorten  nach  wie  vor  die  herrschende  Rolle;  sie  machen  mehr 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.     Ergänzungsheft   40.  I  C 
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als  80  Proz.  der  tjcsamtcn  Garnproduktion  aus.  Von  dem  Grob- 
garn wird  alljährlich  etwas  weniger  als  ein  Drittel  ausgeführt,  und 
zwar  hauptsächlich  nach  China.  Dessen  Marktverhältnisse  üben 
daher  großen  Einfluß  auf  die  japanische  Spinnerei  aus.  Seit  der 
letzten  Zeit  ist  nun  aber  in  China  die  moderne  mechanische  Baum- 
wollspinnerei in  voller  l^ntwicklung  begriffen;  nach  einer  im  Mai- 
heft 1910  der  Monatszeitschrift  der  Handelskammer  zu  Tokyo 
erschienenen  Abhandlung  darüber  gab  es  dort  29  Spinnereien 
mit  753148  Spindeln,  wovon  sich  699098  Spindeln  im  Gange 
befanden.  Es  wurden  die  gesamten  damit  gesponnenen  Garne 
auf  etwa  925200  Pikul  und  die  mittels  des  Handspinnrades  er- 
zeugten Garne  auf  ungefähr  922230  Pikul  geschätzt.  Die  chine- 
sische Produktion  erstreckt  sich  in  der  Gegenwart  gerade  auf 
solche  gröbere  Garne,  die  Japan  nach  China  auszuführen  pflegt. 
Besonders  werden  Garne  Nr.  16  und  Nr.  14  erzeugt.  Wenn  die 
chinesische  Baumwollspinnerei  sich  so  weiter  entwickelt,  wie  sie 
begonnen  hat,  so  wird  es  sicherlich  nicht  lange  dauern,  bis  die 
japanischen  gröberen  Garne  den  chinesischen  Markt  verlassen 
müssen,  ähnlich  wie  seinerzeit  infolge  der  Entwicklung  der  japa- 
nischen Baumwollspinnerei  in  den  neunziger  Jahren  Ostindien  den 
japanischen  Markt  verlor.  Das  Sinken  der  Ausfuhr  der  gröberen 
Garne  nach  China  sow^ie  die  mit  der  Verfeinerung  des  inländischen 
Bedarfs  einsetzende  allmähliche  Bedarfsverschiebung  nach  feineren 
Garnen  hin  werden  schließlich  in  Japan  eine  Ueberproduktion  an 
gröberen  Garnen  hervorrufen.  Dadurch  wird  die  japanische  Baum- 
wollspinnerei veranlaßt  werden,  zur  Produktion  feinerer  Garne 
überzugehen,  ein  Vorgang,  der  sich  heute  bereits  anbahnt^).  In- 
folge dieses  Uebergangs  zur  Feingarnproduktion  verliert  dann  aber 
die  japanische  Baumwollspinnerei  jene  Elastizität^)  gegenüber  dem 
wechselnden  Marktpreis  der  Baumwolle,  welche  sie  seither  besaß. 
Denn  sie  war  und  ist  noch  in  der  Lage,  je  nach  dem  Marktpreis 
die  Bezugsquelle  zu  verändern:  infolgedessen  wurde  sie  von  der 
Veränderung  des  Baumwollpreises  nicht  so  schwer  getroffen,  wie 
die  Spinnerei  anderer  Länder.  In  Zukunft  jedoch  wird  sie  zweifel- 
los bezüglich  der  Beschaffung  ihres  Rohstoffs  von  dem  Lande, 
das  die  besseren  Baumwollqualitäten  in  größerer  Menge  liefern 
kann,  nämlich  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  be- 
deutend abhängiger  werden.    Eben  dadurch  wird  dann  die  Baum- 

1)  Vgl.  oben  S.    174. 

2)  Vgl.  oben  S.  41  ff. 
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wollgarnproduktion  Japans,  nicht  anders  als  die  Englands,  Deutsch- 
lands und  anderer  Staaten,  unter  den  starken  Preisschwankungen 
der  amerikanischen  Baumwolle  unmittelbar  zu  leiden  haben. 
Daraus  wird  später  noch  häufiger  als  jetzt'  ein  Mißverhältnis 
zwischen  den  Produktionskosten  und  dem  Marktpreis  des  Garns 
entstehen.  Die  Spinnerei  wird  sehr  oft  gezwungen  werden,  die 
Produktion  einzuschränken,  um  sich  durch  künstliche  Preiserhöhung 
des  Garns  ihren  Gewinn  zu  sichern.  Gegenüber  dieser  vom  Aus- 
lande her  drohenden  Minderung  darf  man  aber  nicht  außer  acht 
lassen,  daß  die  japanische  Baumwollspinnerei  ihr  Hauptaugenmerk, 
ohne  die  Ausfuhr  zu  vernachlässigen,  doch  auf  den  Inlandsmarkt 
lenken  muß. 


15 
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Anhang  I. 


Der  die  ostiiidisclie  Baum\\o]lc  betreffende  Transportver- 
t  r  a  g  zwischen  d  e  in  Verband  d  c  r  j  a  p  a  n  i  s  c  h  e  n  Baumwollspin- 
nereien     und      der      Dampfschiffalirtsgesellscliaft     Nippon- 

Y  u  s  e  n  -  K  a  i  s  h  a. 

Am  Anfang  der  neunziger  Jahre  nahm  die  Einfuhr  der  ostindischen  Baumwolle 
nach  Japan  bedeutend  zu.  Damals  lag  der  Transport  dieser  Baumwolle  ausschließ- 
lich in  den  Händen  der  englischen  DampfschifTahrtsgesellschaft  P.  &  O.  Sie  konnte 
infolge  ihrer  monopolistischen  Stellung  die  hohen  Transportkosten  von  17  Rupien 
für  die  Tonne  verlangen.  Das  fiel  der  japanischen  Baumwollspinnerei  auf  die  Dauer 
zu  schwer.  Die  große  Mehrzahl  der  japanischen  Spinnereien  beschloß  daher,  den 
ganzen  Transport  der  ostindischen  Baumwolle  einer  heimischen  Dampfschiffahrts- 
gesellschaft zu  überlassen;  denn  man  hoffte,  durch  Vereinbarung  mit  einer  solchen 
schon  an  sich  eine  Verbilligung  zu  erzielen,  und  hielt  es  außerdem  sowohl  für  Ost- 
indien als  auch  für  Japan  für  vorteilhaft,  wenn  Kohlen  und  sonstige  Waren  mit 
denselben  Schiffen  aus  Japan  nach  Indien  ausgeführt  würden,  die  auf  der  Rückkehr 
dann  die  Baumwolle  mitbrächten.  Im  Juli  1893  wurde  ein  erster  derartiger  Baum- 
wolllransportvertrag  geschlossen,  und  zwar  zwischen  fünf  Gesellschaften  —  der  Kanega- 
fuchi-,  Osaka-,  Miye-Spinnerei  und  den  beiden  Baumwollgesclfäften  Naigaimen  und 
Nihonmenkwa  —  einerseits,  der  Nippon-Yusen-Kaisha  und  Tata  &  Co. ')  anderseits. 
Die  beiden  letzteren  Gesellschaften  sollten  nach  dem  Vertrag  je  ein  Schiff  zum 
Transport  der  Baumwolle  zur  Verfügung  stellen.  Da  nun  die  übrigen  dem  Verbände 
der  japanischen  Baumwollspinnereien  angehörenden  Spinnereien  und  Baumwollgeschäfte 
diesem  Abkommen  nicht  beigetreten  waren,  so  fürchteten  jene  fünf  Gesellschaften 
die  Folgen  des  mit  Sicherheit  zu  erwartenden  Konkurrenzkampfes  zwischen  der 
N.  Y.  K.  und  der  P.  &  O. 

Denn  falls  die  P.  &  O.  ihre  Transportsätze  für  Baumwolle  niedriger  als  die 
der  N.  Y.  K.  gestaltet  hätte,  würden  die  übrigen  Spinnereien  und  Baumwollgeschäfte 
den  Transport  ihrer  ostindischen  Baumwolle  der  P.  &  O.  überlassen  haben.  Daraus 
hätte  sich  letzthin  zwischen  den  genannten  fünf  Gesellschaften  und  den  übrigen 
eine  Differenz  der  Produktionskosten  ergeben,  die  es  unmöglich  gemacht  hätte,  den 
Baumwolltransportvertrag  aufrecht  zu  erhalten.  Deshalb  wünschten  die  fünf  Gesell- 
schaften den  gemeinsamen  Beitritt  der  übrigen  Spinnereien  und  Baumwollgeschäfte 
zu  ihrem  Baumwolltransportvertrag.  In  der  Tat  kam  es  so:  am  i.  Oktober  1893 
schloß  der  Verband  der  japanischen  Baumwollspinnereien  im  Namen  der  ihm  an- 
gehörenden Baumwollspinnereien  und  Baumwollgeschäfte  einen  auf  ein  Jahr  berech- 

l)  Vgl.  oben  S.  76. 
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neten   neuen  Baumwolltransportvertrag    mit    der  N.  Y.  K.     Die  wichtigsten  Punkte 
darin  waren   diese. 

Als  Transportstrecke  wurde  Bombay- Japan  festgesetzt.  Zu  Transportschiffen 
sollten  nur  solche  Fahrzeuge  verwendet  werden,  die  im  Eondoner  Lloyd-Register 
als  erstklassig  eingetragen  seien.  Ferner  wurde  die  N.  Y.  K.  verpflichtet,  die 
Transportschiffe  im  allgemeinen  alle  drei  Wochen  einmal  verkehren  zu  lassen, 
mindestens  aber  alle  vier  Wochen  einmal  von  Bombay  abzufahren.  Der  N.  Y.  K. 
ward  ein  Transportmaximum  von  75  000  Ballen  zugebilligt ,  wovon  sie  bestimmt 
50000  Ballen  zu  bewältigen  hatte.  War  ihr  das  nicht  möglich,  so  mußte  sie  für 
den  an  50  000  Ballen  fehlenden  Betrag  den  dem  Verbände  angehörenden  Gesell- 
schaften pro  Tonne  4  Rupien  Entschädigung  zahlen.  Andererseils  waren  aber  die 
dem  Verbände  angehörenden  Gesellschaften  unbedingt  verpflichtet ,  mindestens 
50000  Baumwollballen  transportieren  zu  lassen,  und  falls  diese  Summe  nicht  er- 
reicht wurde,  hatten  sie  der  N.  Y.  K.  für  den  fehlenden  Betrag  pro  Tonne  13  Rupien 
zu  entrichten.  Die  Transportkosten  wurden  mit  17  Rupien  pro  Tonne  festgesetzt; 
4  Rupien  davon  waren  nachher  zurückzuerstatten.  Sollten  andere  aus-  oder  in- 
ländische Schiffahrtsgesellschaften  die  Transportkosten  der  Baumwolle  unter  13  Rupien 
herabsetzen,  so  verpflichtete  sich  die  N.  Y.  K.,  die  Transportsätze  für  die  den  Be- 
trag von  75000  Ballen  überschreitenden  Mengen  in  derselben  Höhe  anzusetzen, 
wie  die  Konkurrenten. 

Als  der  Baumwolltransportvertrag  in  dieser  Form  zustande  kam,  protestierte 
der  Vertreter  der  P.&O.  dagegen,  jedoch  vergeblich.  Am7. November  1893  trat  als  erster 
der  Dampfer  Hiroshimamaru  der  N.  Y.  K.  im  Sinne  des  Vertrags  die  Fahrt  von 
Kobe  nach  Ostindien  an.  Wie  zu  erwarten  war,  versuchte  es  die  P.  &  O.  mit 
einer  energischen  Konkurrenz  gegen  die  N.  Y.  K.  Sie  setzte  die  Transportkosten 
der  Baumwolle  pro  Tonne  von   17   auf  8    und    dann    sogar    auf   1,5   Rupien    herab. 

Als  sich  die  Konkurrenz  von  selten  der  P.  &  O.  in  dieser  Weise  zugespitzt 
hatte,  wurde  der  Baumwolltransportvertrag  am  6.  März  in  einigen  Punkten  erneuert. 
Erstens  sollte  die  N.  Y.  K.  das  gesamte  ostindische  Baumwolltransportgeschäft  über- 
lassen bekommen.  Zweitens  wurden  die  Transportkosten  auf  12  Rupien  herab- 
gesetzt; auch  wenn  die  Konkurrenz  aufhörte,  sollten  sie  nicht  erhöht  werden. 
Drittens  sollte  die  N.  Y.  K.  ihre  Transportsätze  entsprechend  verbilligen,  falls  ihr 
der  Staat  eine  Subvention  gewähre  '). 

Mit  Februar  1895  schieden  Tata  &  Co.  aus  dem  Vertrage  aus.  Seitdem  über- 
nahm die  N.  Y.  K.  den  Baumwolltransport  allein. 

Im  Juni  1894  kam  das  »Pool  agreement«  zustande.  Es  war  das  eine  Verein- 
barung zwischen  den  vier  in  Konkurrenz  stehenden  DampfschifTahrtsgesellschaften, 
nämlich  zwischen  der  P.  &  O.,  der  N.  Y.  K.,  dem  Oesterreichischen  Lloyd  und 
der  Navigazione  Generale  Italiana.  Sie  erstreckte  sich  auf  den  Gütertransport 
zwischen  Bombay  und  Japan  unter  Einschluß  gewisser  dazwischen  liegender  Häfen. 
Die  Konkurrenz  wurde  dadurch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ausgeschaltet.  Die 
Vereinbarung  trat  am  i.  Juli  1896  in  Kraft;  sie  betraf  natürlich  auch  den  Baum- 
wolltransport. Dieser  konnte  nunmehr  für  die  Strecke  Ostindien-Japan  beschleu- 
nigt werden,    weil   jetzt  Schiffe    in    genügender  Zahl    zur  Verfügung  standen.     Der 


l)  Die  Gewährung  einer  Subvention  von  seilen  des  Staates  erfolgte  für  die 
Seefahrt  zwischen  Yokohama  und  Bombay  im  Jahre  1896.  Die  Subvention  wurde 
aber   1907  (seit  April)  wieder  aufgehoben. 
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zwischen  dem  Verbände  und  der  N.  Y.  K.  abgeschlossene  Baumwolltransportvertrag, 
der  stets  bei  seinem  Ablauf  erneuert  wurde  und  noch  heute  besteht,  existierte  gleich- 
zeitig weiter.  Nach  der  Form,  wie  er  am  22.  Februar  1909  zwischen  dem  Aus- 
schusse des  Verbandes  im  Namen  der  vertragschließenden  Mitglieder  und  der  N.  Y.  K. 
zunächst  wieder  auf  ein  Jahr  abgeschlossen  worden  ist,  bleibt  der  Baumwolltrans- 
port  von  Bombay ,  Tuticorin  und  Colombo  nach  Japan  der  N.  Y.  K.  überlassen. 
Diese  ist  dem  Verbände  gegenüber  verpflichtet,  möglichst  schnell  zu  befördern.  Ob 
sie  dazu  eigene  Schiffe  oder  Fahrzeuge  anderer  in-  oder  ausländischer  Gesellschaften 
benutzen  will ,  steht  in  ihrem  Belieben.  Ebenso  ist  ihr  bezüglich  des  Tages  der 
Abfahrt  und  Ankunft,  des  Ortes  der  Abfahrt  sowie  der  Zwischenstationen  Freiheit 
gegeben  (§§   i   und  2). 

Die  N.  Y.  K.  muß  dem  Verband  für  den  Transport  seiner  Baumwolle  zwei 
Drittel  des  Raumgehaltes  ihrer  Schiffe  vorzugsweise  einräumen :  doch  gilt  das  für 
die  Teile  des  Transportes,  die  sie  anderen  Schiffahrtsgesellschaften  übergibt,  nicht. 
Bei  der  Verladung  der  Baumwolle  in  die  Schiffe  wird  ein  Vertreter  des  Verbandes 
anwesend  sein,  um  die  Ansprüche  der  einzelnen  Verbandsmitglieder  proportionsweise 
zu  berücksichtigen. 

Die  bei  der  Verladung  in  indischem  Gelde  zu  bezahlenden  Transportkosten 
der  Baumwolle  sind  pro  Tonne  (=  40  Kubikfuß  oder  =  2240  englische  Pfund,  für 
die  Baumwolle  aus  Tuticorin  =    1792  englische  Pfund)  folgendermaßen  festgelegt: 

a)  von  Bombay  bis  Osaka,  Kobe,  Yokohama,  Moji  und  Nagasaki    17  Rupien 

b)  »     Tuticorin  bis  zu  diesen  japanischen  Häfen  20 

c)  >     Colombo      »      »         »  i.  »  15         > 
Davon  werden  dem  Vertreter  des  Verbandes '),    mit  Bombay  als  Zahlort,    die 

nachstehenden  Beträge  zurückerstattet: 

a)  für  die  aus    Bombay    ausgeführte  Baumwolle  p.  Tonne  7  Rupien 

b)  »       »       »     Tuticorin  ;>  :^  r>  ■»  7^499         => 

c)  »       3.       »     Colombo  »  »  ;-  »  51624         :• 

Die  Dampfer  der  N.  Y.  K.  werden  auf  Wunsch  des  Verbandes  außer  den 
oben  genannten  japanischen  Häfen  auch  Yokkaichi  anlaufen  ,  um  dort  Baumwolle 
auszuladen.  Dafür  wird  für  eine  Menge  bis  zu  1500  Tonnen  eine  Pauschalsumme 
von  1500  Yen  und  darüber  hinaus  für  jede  Tonne  der  Betrag  von  50  Sen  gezahlt. 
Die  gesamten  Unkosten  bei  der  Löschung  der  Baumwolle  in  Kobe  und  Osaka 
werden  von  dem  Verbände  getragen.     (§§  5,  6  des  Vertrages  und  Zusatz  5.) 

Wenn  die  N.  Y.  K.  von  Bombay,  Tuticorin  und  Colombo  solche  Baumwolle 
nach  Japan  transportiert,  die  nicht  dem  Verbände  gehört,  so  muß  sie  die  ihr  aus 
dem  Transport  zufließenden  Summen ,  abzüglich  des  zurückzuerstattenden  Geldes, 
dem  Verbände  auszahlen.  Ebenso  ist  der  Verband  der  N.  Y.  K.  gegenüber  zu  ent- 
sprechenden Leistungen  verpflichtet,  wenn  er  den  Transport  ihm  gehörender  Baum- 
wolle Dampfschiffahrtsgesellschaften  übergibt,  die  ihm  von  der  N.  Y.  K.  dazu  nicht 
zur  Verfügung  gestellt  worden  sind.  Wenn  infolge  von  unvermeidlichen  Ereignissen 
die  Ein-  und  Ausfuhr  der  Baumwolle  unmöglich  gemacht  oder  die  Schiffahrt  ge- 
stört ist,  wird  durch  Unterhandlungen  die  Ausführung  des  Vertrages  ganz  oder 
teilweise  sistiert  oder  überhaupt  beseitigt  (§  9). 

Alle  Rechte  und  Pflichten,    welche  sich  aus  solchen  Vertragsbestimmungen  er- 
geben,   die    nicht    die    Gesamtheit    der    zum  Verbände    gehörigen  Spinnereien    und 


i)  Sein  Sitz  ist  Bombay. 
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Händler  angehen,  sondern  nur  einen  mehr  oder  minder  großen  Teil,  fallen  den  be- 
treffenden Mitgliedern  zu. 

Der  Ein-  und  Austritt  in  und    aus   diesem  Vertrage    erfordert    die  Zustimmung 
der  beiderseitigen  Vertragschließenden. 

Und  schließlich  wurde  jene  Vereinbarung  zwischen  den  vier  genannten  Dampf- 
schiffahrtsgesellschaften seit  1896  ständig  erneuert  und  hat  zunächst  bis  zum 
16.  August  1911  Gültigkeit.  Ihr  jetziger  Umfang  ist  dieser:  sie  betrifft  den  Güter- 
transport von  Bombay,  Ceylon,  Penang,  Singapore,  Honkong,  Shanghai  nach  den 
japanischen  Häfen  sowie  denjenigen  zwischen  den  genannten  Häfen.  Die  Zahl 
der  alljährlich  von  Bombay  erfolgenden  Abfahrten  ist  in  der  Weise  geregelt,  daß 
der  N.  Y.  K.  und  der  P.  &  O.  im  Maximum  36,  in  dem  bestimmt  zu  erfüllenden 
Minimum  26  zukommen,  dem  O.  L.  und  der  N.  G.  I.  je  bis  zu  18.  Im  Jahre  1896 
war  es  so,  daß  auf  die  P.  &  O.  48,  auf  die  N.  Y.  K.  16,  auf  den  O.  L.  12  und 
auf  die  N.  G.  I.  12  Abfahrten  entfielen  und  daß  der  O.  L.  diese  Ziffer  auf  13 
steigern,  die  N.   G.  I.  sie  bis  auf  10  reduzieren  konnte.  — 

Hat  aber  eine  der  vier  Gesellschaften  bei  großer  Nachfrage  noch  besonders 
Schiffe  befrachtet,  sodaß  also  die  Zahl  der  normierten  Abfahrten  überschritten  ist, 
so  wird  der  daraus  entspringende  Gewinn  oder  Verlust  auf  alle  vier  Gesellschaften 
verteilt.  Die  transportierende  Gesellschaft  erhält  80  Proz.  der  gesamten  Fracht- 
einkünfte, nachdem  davon  die  Gebühren,  Rabatte  und  Unkosten  in  den  Umlade- 
häfen  sowie  die  Frachtgebühren  von  und  nach  den  Zwischenhäfen  abgezogen  worden 
sind,  selber;  von  dem  Reste  (20  Proz.)  fallen  der  P.  &  O.  und  der  N.  Y.  K.  je 
32,5  Proz.,  der  N.  G.  I.  und  O.  L.  je  17,5  Proz.  zu.  Im  Jahre  1896  waren  die 
entsprechenden  Quoten:   P.  &  O.  30/60,  N.  Y.  K.  12/60,  O.  L.  und  N.  G.  I.  je  18/60. 

Es  ist  dann  weiter  vorgeschrieben,  daß  an  jedem  Vorteil,  den  eine  der  vier 
Gesellschaften  durch  Vereinbarung  mit  irgend  einem  Verbände  bezüglich  des  Güter- 
transports genießt  —  z.  B.  an  den  Vorteilen  des  Vertrags  zwischen  der  N.  Y.  K. 
und  dem  Verband  der  japanischen  Baumwollspinnereien  —  oder  den  eine  der  vier 
Gesellschaften  während  der  Dauer  der  Vereinbarung  künftig  erzielt,  auch  jede  der 
drei  anderen  in  ähnlicher  Weise  beteiligt  sein  soll.  Ist  die  Stellung  besonderer 
Schiffe  über  die  normierte  Anzahl  der  Abfahrten  hinaus  erforderlich,  so  haben  die 
vier  Gesellschaften,  einander  eventuell  in  erster  Linie  zu  berücksichtigen. 

Eine  Veränderung  der  Sätze  für  Frachten,  Gebühren  und  Rabatte  kann  von 
einer  einzelnen  Gesellschaft  allein,  ohne  Zustimmung  der  Majorität  der  Vertreter 
der  vier  Gesellschaften ,  nicht  vorgenommen  werden.  Zum  Schlüsse  sei  bemerkt, 
daß,  wie  wir  erfahren,  etwa  80  Proz.  des  gesamten  jährlichen  Baumwolltransports  *) 
nach  Japan  durch  die  N.  Y.  K.  besorgt  wird,  während  auf  die  übrigen  drei  Linien 
nur  20  Proz.  entfallen.  Es  wäre  daher  durchaus  gerechtfertigt,  wenn  bei  der  nächsten 
Erneuerung  des  »pool  agreement«  die  Maximalzahl  der  Abfahrten  von  Bombay  und 
die  Quoten  der  Verteilung  des  Gewinns  und  Verlustes  unter  gerechterer  Berücksich- 
tigung der  N.  Y.  K.  den  tatsächlichen  Verhältnissen  besser  entsprechend  festgesetzt 
würden.  Daß  dies  durchführbar  ist,  beweist  die  günstige  Stellung  der  P.  &  O.  in 
der   1896er  Fassung  des  Abkomm.ens. 


I)  Der   Baumwolltransport   umfaßt    den   wichtigsten  Teil    des    Gütertransports 
überhaupt. 


—       232       — 


Anhang  II. 


Die   den   Berichten   der   ordentliclieii  und    außer  ordentliclien 
Mitglieder   an   den   Verband  zugrunde    zu    legenden    Formulare. 

Formular  I. 

Monatliche  Mitteilungen   über  den  Geschäftsgang. 
Monat Jahr  (Meiji) *) 

a)  Die  Zahl  der  laufenden   Spindeln. 

Es  soll  in  der  Weise  verfahren  werden,  daß  die  Monatssumme  der  täglich 
laufenden  Spindeln  durch  die  Zahl  der  monatlichen  Betriebstage  dividiert 
wird,  sodaß  sich  die  Durchschnittszahl  der  täglich  laufenden  Spindeln 
ergibt;  jedoch  sollen  Ring-  und  Mulespindeln  getrennt  berechnet  werden. 

b)  Die  Zahl  der  Betriebstage. 

Die  Zahl  der  Tage,  während  der  die  Fabrik  wirklich  in  Betrieb  gewesen 
ist,  soll  angegeben  werden. 

c)  Die  wirkliche  Arbeitszeit. 

Die  wirkliche  durchschnittliche  tägliche  Arbeitszeit  soll  angegeben  werden. 

d)  Die  durchschnittliche  Nummer  der  erzeugten  Garne. 

Die  Zahlen  der  von  den  einzelnen  Garnsorten  produzierten  Ballen  sollen 
zuerst,  für  jede  Sorte  einzeln,  mit  der  betreffenden  Garnnummer  multi- 
pliziert und  diese  Einzelzahlen  dann  sämtlich  addiert  werden.  Diese 
Summe  ist  durch  die  Anzahl  der  Ballen  der  gesamten  Garnproduktion 
zu  dividieren.     Ring  und  Mule  sollen  getrennt  behandelt  werden. 

e)  Die  Summe  des  erzeugten  Garns. 

Sie  soll  für  Ring  und  Mule  getrennt  angegeben  werden  und  zwar  in  Kwan. 

f)  Die  tägliche  Leistung  einer  Spindel. 

Die  gesamte  Garnproduktion  eines  Monats  soll  zuerst  durch  die  Zahl  der 
Betriebstage  dividiert  werden,  der  Quotient  nochmals  durch  die  Zahl  der 
laufenden  Spindeln.     Ring  und  Mule  sind  getrennt   zu  behandeln. 

g)  Die  Höhe  des  Baumwollverbrauchs. 

Es  soll  die  gesamte  Summe  des  Baumwollverbrauchs  in  einem  Monat  an- 
gegeben werden,  und  zwar  in  Kwan. 
h)    Baumwollabfälle. 

Als  solche  sollen  die  gesamten  Mengen  der  Baumwollabfälle  in  einem 
Monat  abzüglich  der  wieder  zur  Verwendung  kommenden  Baumwollabfälle 
angegeben  werden,  und  zwar  in  Kwan. 


l)  Das  Formular  ist  hier  und  sonst  entsprechend  auszufüllen. 
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i)    Die  Menge  der  verbrauchten  Kohlen. 

Die  Menge  der  wirklich  verbrauchten  Kohlen  soll  in  (englischen)  Pfund 
angegeben  werden. 

k)    Der  Preis  der  Kohlen.  * 

Es  soll  der  Preis  der  Kohle  für  je  zehntausend  (englische)  Pfund  ange- 
geben werden,  und  zwar  sollen  in  ihm  die  Transport-  und  sonstigen  Un- 
kosten bis  zu  dem  Standort  der  Spinnerei  enthalten  sein. 

1)    Die  Pferdekräfte  der  wirklich  in  Betrieb  stehenden  Motore. 

Hier  soll  auch  die  Zahl  der  Pferdekräfte,  welche  zur  Speisung  der  elek- 
trischen Beleuchtung  dienen,  einbezogen  sein. 

m)  Die  durchschnittliche  Höhe  des  Kohlenverbrauchs  pro  Stunde  und  Pferdekraft. 
Sie  soll  in  der  Weise  berechnet  werden,  daß  zuerst  die  Menge  des  ge- 
samten Kohlenverbrauches  in  einem  Monat  durch  die  Zahl  der  Betriebs- 
tage dividiert  wird.  Dieser  Quotient  ist  dann  nochmals  durch  das  Produkt 
aus  der  Zahl  der  täglichen  Arbeitsstunden  und  der  Zahl  der  Pferdekräfte 
zu  dividieren.     Es  sind  drei  Dezimalen  zu  berechnen. 

n)    Die  tägliche  üurchschnittszahl  der  männlichen  Arbeiter. 

Die  monatliche  Gesamtzahl  der  beschäftigten  Arbeiter  wird  durch  die 
Zahl  der  Betriebstage  dividiert. 

o)    Die  Zahl  der  weiblichen  Arbeiter. 
Entsprechend  wie  n. 

p)    Der  tägliche  Durchschnitt  des  Arbeitslohnes  der  männlichen  Arbeiter. 

Die  Summe  der  an  die  gesamten  männlichen  Arbeiter  in  einem  Monat 
gezahlten  Löhne  soll  durch  die  Zahl  dieser  Arbeiter  dividiert  werden. 
Unter  den  Löhnen  sollen  die  Löhne  der  Abteilungschefs  bis  herunter  zu 
denen  der  einfachen  Arbeiter  sowie  die  Belohnungen  u.  dgl.  verstanden 
sein,  die  Unkosten  für  das  Engagement  der  Arbeiter  und  die  Beihilfen 
für  die  Arbeiterwohnungen  jedoch  nicht. 

q)    Der  tägliche  Durchschnitt  des   Arbeitslohnes  der  weiblichen  Arbeiter. 
Entsprechend  wie  p. 

r)    Der  Baumwollgarnpreis. 

Es  soll  der  höchste  und  niedrigste  Monatspreis  des  Weftgarns  Nr.  i6 
und  des  Twistgarns  Nr.  20  angegeben  werden.  Diejenigen  Spinnereien, 
die  gröbere  Garne  als  Nr.  16  oder  feinere  als  Nr.  20  produzieren,  sollen 
den  höchsten  und  niedrigsten  Preis  der  Garne  angeben,  die  ihre  Produk- 
tion hauptsächlich  umfaßt. 

Formular  IL 

Bericht  über  die  Höhe  der  Garnproduktion  im  Monat  .     .    . 

Jahr  (Meiji) Garnnummer   ....         Ballen   .... 

(Weft-   und  Twistgarn  und 

jede  Garnnummer   getrennt 

angeben). 

Gesamte  Summe  der  Garnproduktion    .... 
Fo  rmular  IIP). 

Monatlicher  Bericht  über  den  Geschäftsgang  der  mechanischen 
Baumwollwebereien. 


i)   Soweit  nichts  anderes  bemerkt  ist,   erfolgt  die  Berechnung  wie  in  Formular  I. 
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Monat Jahr    (Meiji)    .... 

a)  Zahl  der  Webslülilc. 

b)  Zahl  der  Betriebstage. 

c)  Wirkliche  tägliche  Arbeitszeit. 

d)  Sorten  der  Baumwollstoffe. 

e)  Gesamte  Produktion  an  Baumwollstoffen  (in  Yard). 

f)  Durchschnittliche  Produktion  pro  Webstuhl  und  Tag. 

g)  Gesamtmenge  des  Garnverbrauchs  (in  englischen  Pfund), 
h)  Gesamtmenge  der  Garnabfälle  (in  englischen  Pfund). 

i)  Gesamtmenge  der  verbrauchten  Kuhlen, 

k)  Kohlenpreis. 

1)  Durchschnittliche  Höhe    des  Kohlenverbrauches    pro  Stunde    und    Pferdekraft, 

m)  Zahl  der  männlichen  Arbeiter, 

n)  Zahl  der  weiblichen  Arbeiter. 

o)  Arbeitslohn  für  die  männlichen  Arbeiter, 

p)  Arbeitslohn  für  die  weiblichen  Arbeiter. 

Formular  IV. 


Bericht  über  die  Höhe    des    ausgeführten  Garns.     Monat  ". 


Garnnummer 


Name  des  Ausfuhr- 
hafens 


Name  des  Bestim- 
mungsortes 


.     Jahr  (Meiji)   . 
Zahl  der  Ballen 


zu   40 

Gebinden 


zu    20 
Gebinden 


Formular  V. 


Bericht  über  die  Hühe  des  Verbrauchs  an  entkernter  Baumwolle  in  der  ersten  oder 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  (Meiji) 


Art  der  Baumwolle 


Kwan 


japanische 

indische 

chinesische 

amerikanische 

ägyptische 

annamitische  und  saigonische 

andere 


Gesamtsumme 

Formular  VI. 


Bericht  über  die  Annahme    der    Baumwolle,    welche    am  .   .  .  des  Monats   .   .  .   mit 

dem  Dampfer den  Hafen verließ  und  am  ....  des  Monats  .   .  . 

mit   dem  Dampfer im  Hafen ankam. 

Zahl  der 


Name    des 
Einfuhrhafens 


Signatur  der 
Ballen 


Art    der 
Baumwolle 


Ballen 


Name   des 
Ausfuhrhafens 
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Formular  VII  a. 


Bericht    über    den    Verkauf    von  Baumwolle    in    Bombay,    Colombo    und  Tuticorin 
am  .  .  .  des  Monats  .  .  .  des  Jahres  .... 


Tag  und  Monat 
des  Einkaufs 


Lieferant 


Tag  und  Monat 
der  Lieferung 


Signatur 


Art   der 
Baumwolle 


Zahl  der 
Ballen 


Name  des  Transportdampfers,  Monat  und 
Jahr  der  Ankunft   im  Hafen 


Käufer 


Formular  VII  b. 


Bericht    über    den    Einkauf    von  Baumwolle    in  Bombay,    Colombo    und    Tuticorin 
am  .  .   .  des  Monats  ....  des  Jahres   .... 


Tag    und  Monat 
des   Einkaufsvertrags 


Tag  und    Monat   der 
Ablieferuns 


Signatur 


Art   der 
Baumwolle 


Zahl  der 
Ballen 


Name  des  Transportdampfers,  Monat  und 
Jahr  der  Ankunft  im  Hafen 


Verkäufer 


J 


237     — 


Anhang    III. 


I.  Der  Lokopreis  der  ostindischen  Broach -Baum  wolle  in  Japan 
(nach  der  Angabe  des  Verbandes  der  japanischen  Baumwollhändler  =  Nihon-menka- 

dogyo-Kumiai)  in  Yen. 


Monat  1     1899    '   1900  I  1901   :  1902     1903  1  1904  l  1905  i  1906  |  1907  1  1908  i  1909 


Januar 
Febr. 
März 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
August 
Septbr. 
Oktbr. 
Novbr. 
Dezbr. 
Durch- 
schnitt- 
lich 


i8>33o'25, 
19,083  28, 
19,017  28 
18,567 '27 
18,4 

i8,533|25 
18,467  j24 

18,933  24 

22,167  24 


23,500 
24,500 
25,167 

20,392 


66726, 
66726, 

83325, 

00024, 

—    24, 

,00024, 

,50024, 
,50024; 

,83325' 
,50025 

,33324 
,16724 


833 
00024 

33324 
16725 
17526 
50025 
70025 
66725 
,20024 

.33323 
,50023 
,00023 


I 

23, 
,63024, 

,95025, 
,75025, 
13016, 
,60027, 
47027, 
16026, 
,87026, 
,81026, 
,56027, 
,54029, 


33031 
35032 

56235: 
65036 
82034 

27533 
90631 

75032 
87532 
71931 
67530 
,69827 


23,83324,99922,79026,551 


25023, 
00021, 
00023, 
60024. 
,75024, 
25025 
25027 
,00026 
00025 
50026 
50027 
250,29 


00030, 
75031, 
375  30; 
00031 
25031, 
75030 
75030 
25028 
75027 

27529 
25030 
62  5  j  30 


50030, 
20030, 
65029, 
87530, 
50031, 
55031 
3453O; 
325  30: 
21330 
93530 
,40030 
,29030 


35631 
20631 

23929 
■15527 
07526 
,62537 
,25027 
:65o'25 
,550:25 
,40025 
,00025 
,00025 


,300125,650 
,20026,450 
,68026,780 
,85028,580 
,78o'29,78o 
,400,30,450 
,530131,100 
,950:31,200 
,55032,500 

,450133,150 
,680,34,050 
,100135,650 


32,321,25,25230,22430,357 


27.45630,445 


2.    Der  Preis  der    amerikanischen  Baumwolle    pro    100  Kin    in 
Osaka.     (Nach  der  Statistik    des  Ministeriums    für    Landwirtschaft    und    Handel.) 


Monat 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

Januar 

32,33 

26,50 

26,58 

42,83 

24.92 

35,50 

34,50 

35.50 

Februar 

31,17 

26,33 

28,58 

42,67 

26,00 

33,75 

34.33 

36,00 

März 

30,50 

27,68 

29,58 

45,00 

26,25 

34,25 

34,38 

34,08 

April 

31,00 

29,58 

30,83 

41,83 

25,58 

34,13 

34,34 

30,00 

Mai 

29,92 

29,75 

31.72 

39,60 

26,75 

33,75 

34,38 

31,08 

Juni 

28,75 

29,92 

34,83 

37,33 

26,29 

35,25 

37,25 

32,00 

Juli 

28,42 

30,08 

34,08 

37.33 

31,33 

35,50 

37.50 

31,25 

August 

28,25 

30,08 

33,80 

39,67 

20,92 

33,83 

38,50 

29,50 

September 

28,83 

29,58 

33,50 

40,17 

29,75 

33,67 

37,17 

29,08 

Oktober 

32,33 

29,17 

35,00 

38,83 

31,50 

35,17 

36,50 

28,75 

November 

31,00 

26,75 

37.35 

35,73 

33,17 

34,67 

37,00 

29,83 

Dezember 

28,67 

26,12 

39,67 

26,83 

35,92 

35,00 

36,00 

28,17 

Durchschnitt- 
lich 

1  30,10 

28-46 

32,96 

38,99 

28,20 

28,20 

35,99 

31,27 
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3.    P  r  c  i  s  d  e  s 
Nach  der  Mittcilunti;  des  Verbandes  der 


iS 

yy 

lyoo 

lyui 

Iy02 

jyoj 

H. 

N. 

H. 

N. 

H.     1     N. 

H.    [    N. 

H. 

N. 

Januar 

77.17 

75,76 

101,02 

94,20 

107,84103,05 

99,97'  98,02 

90,72 

87,83 

Februar 

80,33 

76,24 

106,75 

100,58 

106,14  102,94 

99,91    98,44 

94,01 

90,24 

März 

79.34 

76,71 

112,82 

102,43 

102,69    95,81 

—    1     — 

94,62 

92,22 

April                 i 

77.58 

75,60 

102,00 

92,91 

100,51     95,31 

99,29    97,52 

95.17 

93," 

Mai 

76,08 

74,27 

96,07 

90,65 

99.87    95,33 

95,14'  91,82 

95.40 

90,58 

Juni 

77.65 

74.98 

92,12    82,52 

96,91    93,91 

96,92    93-59 

97.36 

94,56 

Juli 

78.25 

76,26 

94,74    84,23 

97.75'  95,25 

97,33    95,07 

97.73 

96,29 

August 

83,63 

77," 

95,87    92,71 

98,58,  96,16 

96,17    94,37 

98,68 

96,31 

September 

91,17 

83.13 

95,09    90,49 

102,48  101,29 

96,04    94,01 

100,03 

97,96 

Oktober 

93.81 

88,07 

95,99    93.54 

102,99    99,23 

94,00,  91,16 

100,70    98,10 

November 

94,73 

89.73 

99,14    94.24 

101,571  98,55 

91,69^  88,58 

102,171100,72 

Dezember 

94,74 

91,32 

104,01 

98,88 

100,29,  97,76 

89,49    86,30 

105,28 

102,30 

Frei 

s  d  e  s 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

H. 

N. 

H.     1    N. 

H.    1    N. 

H.     1    N. 

H.     1     N. 

Januar 

79,15 

77,24 

101,70    96,32 

112,15  106,62 

101,82!  96,10 

95.93 

92,68 

tebruar 

82,50 

78,08 

109,03  102,75 

109,47  105,54 

102,50  100,72 

101,23 

96,26 

März 

81,25 

78,78 

113,30  104,59 

105,57:   98,89 

—         — 

103,64 

99.03 

April                 ! 

79,44 

77,31 

105,51    97,47 

103,16'   97,38 

103,50  101,66 

101,68 

97.69 

Mai 

77,73 

76,48 

100,181  94,77 

103,28    98,69 

101,30'  98,06 

100,00 

97,60 

Juni 

79,30 

76,28 

94,40'  83,02 

99,29    96,62 

102,03!   98,56 

"3.51 

99,10 

Juli 

80,33 

78,48 

96,48    86,51 

100,88    97,75 

103,251101,17 

103,45 

101,81 

August 

85,06 

79,18 

97,22    92,96 

101,82    99,29 

101,45:   99,30 

104,18 

102,02 

September 

93,50 

85,79 

95,77!  91,30 

106,14  102,57 

ioo,i6j  97,59 

105,79 

103,51 

Oktober 

97.01 

90,58 

97,18:  94,50 

106,01:101,56 

97,23    94,50 

108,22 

105,47 

November 

96,89 

92,59 

102,20    96,20 

103,28  100,11 

95,44!   92,30 

109,42 

100,53 

Dezember 

96,41 

93,50 

107,76  102,40 

100,29    97,76 

94,18    90,24 

116,42 

108,81 

H  =   höc 

hster  ] 

'reis. 

N  =  nie 

drigster 

Preis. 
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Garns  Nr.   i6. 

gesamten  japanischen  Baumwollspinnereien. 


1904 

1905 

1906 

1907 

-■*  190S 

1909 

H.  1  N. 

H.  1 

N. 

H.    N. 

H.    N. 

H. 

N. 

H.    N. 

106,78  103,93 

,   1 
116,57 

112,85 

126,14  121,62 

129,59  124,97 

"5,75 

1 10,40 

io5,42'ioi,32 

io7,50|io5,59 

118,06' 

112,97 

128,65  123,12 

128,22  124,25 

114,92 

108,98 

111,21  104,13 

ii3,8iiio7,86 

126,54 

116,10 

128,32  123,45 

127,83  122,93 

111,48 

103,94 

—    — 

112,87  109,84 

122,31 

114,91 

126,03  i3o,88 

i25,62'i2o,76 

106,78 

100,05 

117,66  110,06 

111,97  109,72 

120,75 

114,24 

125,801121,57 

123,91,119,77 

104,02 

97,56 

118,931112,29 

110,681107,52 

122,45 

116,34 

124,64  119,93 

124,551120,75 

107,88 

97.65 

120,49  113,65 

110,89  106,84 

122,22 

117,28 

124,75  121,87 

124,14  121. 12 

109,89 

103,80 

121,53  117,02 

112,90  110,32 

122,33 

1 17,20 

123,55,119,90 

123,62  121,23 

109,85 

104,69 

120, 591 16,41 

117,80  112,88 

130,02 

118,85 

124,42 

120,39 

123,50  121,03 

110,67 

106,32 

122, 301 17,71 

117,03 

114,73 

123,72 

118,05 

125,50 

121,64 

122,77  119,92 

110,09 

107,96 

I2i,35!ii6,68 

120,35 

114,64 

123,851 

"8,53 

125,52 

122,18 

121,341117,75 

106,21 

103,90 

i22,o6|ii9,68 

118,37 

113,32 

125,97, 

121,11 

127,81 

123,67 

120,34  114,43 

106,26 

100,44 

126,88  120,02 

Garns  Nr.  20. 


1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

H.  .   N. 

H.    N. 

H.    N. 

H. 

N. 

H. 

N.  1 

H.    N. 

113,93  "0,50 

121,56  114,31 

138,37 

132,62 

140,16 

133,86 

123,01 

116,41 

111,74 

107,84 

115,09  112,88 

131,071118,78 

141,90 

133,27 

I38,88]i33,63 

120,78 

"4,32 

"5,05 

109,58 

118,50  1 10,26 

137,48  122,67 

143,50 

144,00 

136,96  130,24 

"6,57 

109,38 

— 

— 

118,49  115,00 

132,38  122,20 

139,27 

130,39 

134,45  128,67 

111,25 

106,52 

126,97  117,05 

116,81  114,61 

134,03  124,13 

136,40 

129,80 

133,58  126,64 

108,491103,85 

124,78  118,13 

115,56^111,09 

139,54  127,46 

134,40 

128,36 

132,88127,78 

115,28  105,60 

126,49  119,32 

114,72  110,02 

136,90,129,00 

135,17 

138,. 37 

I32,3l'l24,00 

ii8,36lii2,37 

129,48  124,19 

117,80 

"4,58 

135,67:127,78 

133,84 

129,22 

131,98,128,88 

117,89  112,59 

130,05  125,54 

131,96 

118,24 

134,62  127,18 

134,86 

130,33 

130,72  127,06 

116,41  112,12 

131,56 

127,74 

125,98 

120,52 

I33,33|i29,40 

133,93 

131,35 

129,47  126,06 

"7,35l"4,57 

1 3 1 ,03 

126,05 

128,77 

120,86 

133,85  128,33 

133,85 

131,82 

128,33  123,81 

112, 571 11,02 

130,41 

127,01 

126,27 

"7,43 

136,11  130,33 

136,99 

132,19 

126,34 

120,29 

111,05 

106,38 

131,71 

127,57 

J4Ü     — 


4-  D  .1  r  1  e  li  n  s  z  i  n  s  und  Diskont  der  Hank   von    Japan 

iSSj   l)is    Hjoij. 


1  )aUnn   der 
Aenderungen 

Hauptgeschäft  (in 

Tokiu) 

rilialcii 

43 

exi 

Darlehns- 

Diskont 
für  Platz- 

Diskont 
f.  Distanz- 

1 

Darlehns- 

Diskont   |    Diskont 
für  Platz-  f.  Distanz- 

1—> 

C 
0 

H 

zins 

wechsel 

wechsel 

zins 

wechsel        Wechsel 

S 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen             Sen 

1882 

Oktbr. 

II. 

3.01 

2,80 

> 

Novbr. 

21. 

3,01 

2,60 

> 

Dezbr. 

I. 

2,74 

2.40 

1883 

März 

14. 

2,74 

2,40 

> 

Oktbr. 

I. 

2,74 

2,20 

> 

Novbr. 

29. 

2,19 

2,10 

» 

Dezbr. 

10. 

2,19 

2,00 

1884 

April 

26. 

2,19 

1,80 

1 

» 

Juli 

3- 

2,19 

2,00 

Juli 

17- 

2,27 

2,10 

»       1  August 

12. 

2,33 

2,20 

>      iNovbr. 

19- 

2,47 

2,40 

1S85 

Febr. 

I, 

2,74 

2,60 

» 

April 

2. 

2,47 

2,40 

» 

April 

17- 

2,19 

2,30 

» 

August 

6. 

2,05 

2,00 

» 

August 

25- 

1,92 

1,90 

1886 

März 

4- 

1,92 

1,80 

> 

April 

9- 

1.73 

1,70 

» 

Mai 

3- 

1,64 

1,60 

» 

Mai 

28. 

1.51 

1.50 

» 

Juni 
Oktbr. 

22. 
14. 

1.37 
1,51 

1,35 
1.50 

» 

Oktbr. 

22. 

1,64 

1,60 

1887 

Januar 

24. 

1,51 

1.50 

1888   j Januar 

4- 

1,64 

1,60 

1,80 

»       1   März 

9- 

1,59 

1.50 

1,70 

» 

Mai 

II. 

1,64 

1,60 

1,80 

> 

Juni 

2. 

1,73 

1.70 

1,85 

3>       j  August 

24. 

1,81 

1,80 

1.95 

»        Septbr. 

29. 

1,86 

1,85 

2,00 

1889   j Januar 

4- 

1,81 

1,80 

— 

» 

Febr. 

II. 

1.75 

1,75 

— 

» 

Febr. 

19- 

1,70 

1,65 

— 

»       '    Mai 

8. 

1.75 

1.75 

— 

»       ;    Juni 

I. 

1,80 

1,80 

— 

»       !  August 

19- 

1,86 

1.85 

— 

»        Septbr. 

3- 

1.92 

1,90 

2,10 

1890 

Juni 

14. 

1.78 

1,70 

1,90 

> 

Oktbr. 

20. 

1,90 

1,80 

2,00 

1891 

März 

2. 

2,10 

2,00 

2,20 

> 

Mai 

6. 

1,90 

1,80 

2,00 

» 

Juli 

21. 

1,75 

1,70 

1.85 

1892 

Novbr. 

24. 

1.65 

1,60 

1.75 

1893 

März 

23. 

1.50 

1,40 

1,60 

» 

Mai 

31- 

1,30 

1,30 

1,40 
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Datum  der 

Hauptgeschäft  (in 

Tokio) 

Filialen 

Aen 

aerungen 

^ 

ÖD 

Darlehns- 

Diskont 
für  Platz- 

Diskont 
f.  Distanz- 

Darlehns- 

Diskont 
für  Platz- 

Diskont 
f.  Distanz- 

CS 

1 

Zins 

wechsel 

wechsel 

zins 

wechsel 

wechsel 

1 > 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

1893 

Septbr. 

2. 

1,50 

1,50 

1,60 

— 

1,60 

1,70  1) 

» 

Novbr. 

21. 

1,70 

1,70 

1,90 

— 

1,60 

1,70 

» 

Dezbr. 

— 

1.70 

1,70 

1,90 

— 

1,80 

2,00 

1894 

Januar 

22. 

1,80 

1,80 

2,00 

— 

1,90 

2,10 

» 

Febr. 

8. 

1,90 

1,90 

2,10 

1,90 

1,90 

2,10 

» 

Juni 

18. 

2,00 

2,00 

2,20 

1,90 

1,90 

2,10 

» 

Juli 

26. 

2,20 

2,10 

2,30 

2,20 

2,20 

2,30 

1895 

Juli 

12. 

2,00 

1,90 

2,20 

2,00 

2,00 

2,10 

1896 

Septbr. 

7. 

2,10 

2,00 

2,30 

2,10 

2,10 

2,20 

1897 

Juni 

14- 

2,30 

2,00 

2,30 

2,40 

2,10 

2,40 

» 

August 

II. 

2,40 

2,10 

2,40 

2,50 

2,20 

2,50 

> 

Oktbr. 

23- 

2,50 

2,20 

2,50 

2,60 

2,30 

2,60 

1898 

Febr. 

9. 

2,60 

2,30 

2,50 

2,70 

2,40 

2,70 

» 

März 

14- 

2,70 

2,40 

2,70 

2,80 

2,50 

2,80 

* 

Oktbr 

8. 

2,50 

2,20 

2,50 

2,70 

2,40 

2,70 

» 

Dezbr. 

7- 

2,30 

2,00 

2,30 

2,50 

2,20 

2,50 

1899 

Febr. 

10. 

2,20 

1,90 

2,20 

2,40 

2,10 

3,40 

» 

März 

II. 

2,00 

1,80 

2,10 

2,20 

2,00 

2,30 

» 

April 

12. 

1,90 

1,70 

2,00 

2,10 

1,90 

2,20 

» 

Juli 

28. 

1,80 

1,60 

1,90 

2,00 

1,80 

2,10 

» 

Novbr. 

10. 

1,90 

1,70 

2,00 

2,10 

1,90 

2,20 

5> 

Novbr. 

27. 

2,10 

1,90 

2,20 

2,30 

2,10 

2,40 

» 

Dezbr. 

19- 

2,20 

1,90 

2,20 

2,40 

2,10 

2,40 

1900 

März 

20. 

2,40 

2,10 

2,40 

2,60 

2,30 

2,60 

> 

April 

18. 

2,60 

2,30 

2,60 

2,80 

2,50 

2,80 

» 

Juli 

18. 

2,70 

2,40 

2,70 

2,90 

2,60 

2,90 

1902 

März 

19- 

2,50 

2,20 

2,50 

2,70 

2,40 

2,70 

» 

Juni 

27. 

2,30 

2,00 

2,30 

2,50 

2,20 

2,50 

» 

Oktbr. 

3- 

2,10 

1,80 

2,10 

2,30 

2,00 

2,30 

» 

Dezbr. 

9- 

1,90 

1,70 

2,00 

2,10 

1,90 

2,20 

1903 

März 

18 

1,70 

1,60 

1,90 

1,90 

1,80 

2,10 

1904 

Juli 

2. 

1,90 

1,80 

2,10 

1,90 

1,80 

2,10 

» 

Dezbr. 

19- 

2,10 

2,00 

2,30 

2,10 

2,00 

2,30 

1905 

Juni 

16. 

2,30 

2,20 

2,50 

2,30 

2,20 

2,50 

1906 

März 

13- 

2,10 

2,00 

2,30 

2,10 

2,00 

2,30 

» 

Mai 

I. 

a) 
b) 

1,80  2) 
1,90 

1,80 

2,10 

a)  2,10  ^) 

b)  2,10 

a)  2,00 

b)  1,808) 

a)  2,30 3) 

b)  2,10 

^ 

Juli 

I. 

a) 
b) 

1,80 
1,90 

1,80 

2,10 

— 

— 

- 

1907 

Dezbr. 

4- 

a) 
b) 

2,00 
2,10 

2,00 

2,30 

— 

— 

— 

1909 

Mai 

4- 

a) 
b) 

1,80 
2,00 

1,80 

2,10 

— 

- 

— 

» 

August 

13- 

a) 
b) 

1,60 
1,80 

1,60 

■ 
1,90 

— 

— 

i)  Bis  zum  21.  Nov.   1893  kommt  nur  die  Filiale  in  Osaka  in  Betracht,  seitdem 
auch  mehrere  Filialen  im  westlichen  Japan. 

2)  Seit  dem   i.  Mai   1906  wird  der  Lombardzinsfuß    für  Staatspapiere  (a)    ge- 
schieden von  dem  für  die  anderen  Pfänder  (b). 

3)  Vom  Juli   1906  ab  wie  im  Hauptgeschäft. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  40  lO 
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5-  Darlohnszins  und  Diskontfuß  der  Prival- 
Zusammengestcllt  nach  den  Bank- 


Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

H. 

N. 

D. 

H. 

N. 

D. 

H. 

N. 

D. 

H. 

N. 

D. 

H. 

N. 

D. 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

1900 

2,7412,432,58 

2,75 

2,45 

2,60 

2,88 

2,57 

2,79 

3,2o'2,76'2,94 

3,i6!2,8o2,97 

1901 

3,383,03  3 

20 

3,41  3.09 

3,26 

3,34 

3,05  3 

26 

3,563."  3 

32 

3,413,10  3,26 

r. 

1902 

3,302,90,3 

08 

3,25  2,85 

3,04 

3,16 

2,762 

93 

3,10  2,67  2 

90 

3,11  2,722,89 

% 

1903 

3,00  2,00,2 

53 

2,90  2,00 

2,52 

3,40 

1,502 

37 

3.50  1.302 

32 

3,50  i,45'2,33 

J 

1904 

3.70  1,39  2 

26 

2,70  1,60  2,32 

3,50 

i,6o'2 

31 

3,5oji,702 

39 

3,50  1,702,31 

^ 

1905 

3,50  1,602 

39 

3,50  1,802,39 

3,50 

2,Io'2 

38 

3,502,702 

39 

3,50  1,803,44 

rt 

1906 

3,50  2,00  2 

58 

3,502,002,53 

3,50 

1,642 

49 

3,50  1,702 

45 

3,50  1,752,37 

0 

1907 

3,30  1,70  2 

32 

3,30  1,80  2,30 

3,30 

1,80  2 

32 

3,30  1,80  2 

31 

3,30,1,802,32 

>^ 

1908 

3,50  1,80  2 

50 

3,50  1,802,53 

3,50 

2,00  2 

57 

3,90  2,00  2 

65 

3,50  2,00  2,73 

0 

1909 

3,50  1,60  2 

60 

3,50  1,90  2,53 

3,50 

1,60  3 

i! 

3,50  1,50  2 

_44 

3,50  1,702,42 

t-l 

1900 

2,762,33 

2 

53 

2,75  2,50  2,60 

2,832,442 

63 

3,07  2,62  2 

85 

3,11  2,80  2,97 

= 

1901 

4,10  2,98 

3 

10 

3,42 

2,99 

3,17 

3,38  2,97  3 

21 

3.393,01  3 

21 

3,41  3.10  3,26 

■~ 

r^. 

1902 

3,252,76 

2 

86 

3,05 

2,72 

2,84 

3,05  2,58  2 

84 

3,04  2,66  2 

81 

3,15  2,72  2,89 

~5 

1903 

2,90,1,70 

2 

30 

2,90 

1,50 

2,25 

2,30  1,50  2 

12 

3.30  1,502 

10 

3,50  1,452,33 

c 

1904 

3,20:1,45 

2 

03 

3,20 

1,60 

2,13 

3,20  1,60  2 

14 

3,20  1,60  2 

12 

3,5011,702,31 

0 

1905 

3,50' 1,60 

2 

25 

3,50 

1,602,23 

3,50  1,60  2 

24 

3,50  1,60,2 

26 

3,50  1,802,44 

Q 

1906 

3,50  1.90 

2 

48 

3,50 

1,60  2,41 

3,50  1,60 

2 

30 

3,50  1,602 

12 

3,50  1,752,37 

1907 

3,20  1,60 

2 

05 

3,00 

1,60  2,06 

3,00  1,60 

2 

09 

3,00  1,60  2 

12 

3,30,1,802,32 

1908 

3,00  1,80 

2 

41 

3,30  1,80  2,44 

3,3o'i,8o 

2 

49 

3,50  1,80  2 

58 

3,50  2,00  2,73 

1909 

3,20  2,00 

2 

46 

3,30,1,80,2,36 

3,40  1,70 

2 

18 

3,30  1,70  2 

15 

3,50  1,70  2,42 

1900 

3,30  2,302 

70 

3,30  2,40,2,70 

3,00  2,40  3 

70 

3,302,803 

00 

3,302,80  3,10 

1901 

3,00  2,80 

2 

93 

3,30,2,903,20 

3,302,703 

10 

3,40  3,00  3 

20 

3,4o'3,oo  3,20 

s 

1902 

3,00  2,70 

2 

91 

2,90  2,50  2,68 

2,7513,40  2 

55 

2,80  2,40  2 

58 

2,7512,40^2,55 

1903 

2,45  2,00 

2 

22 

2,40  1,95  2,10 

2,40  1,90  2 

10 

2,40  1,8512 

10 

2,30  l,8o;2,oo 

1904 

2,40 

1,90 

2 

05 

2,55  2,102,32 

2,50  1,952 

10 

2,50  1,90  2 

10 

2,30  1,90  2,10 

a 

1905 

2,50 

1,95 

2 

25 

2,4o'i,9o  2,20 

2,40  1,95  2 

20 

2,50  i,95|2 

35 

3,50  1,90  2,25 

Q 

1906 

2,60 

2,30 

2 

40 

2,502,102,35 

2,40  2,01  2 

25 

2,40  2,00|2 

30 

2,30^1,90  2,10 

ci 

1907 

2,20 

1,80 

I 

90 

2,30  1.90  2,10 

2,301,90  2 

15 

3,40  1,90  2 

15 

2,40' 1,95  2,20 

-^ 

1908 

2,80 

2,45 

2 

55 

2,7o'2,30  2,50 

2,80  2,50  2 

60 

2,80  2,40  2 

60 

3,00  2,40;2,65 

ci 

1909 

2,60 

2,10 

2 

40 

2,50  2,00  3,20 

3,50  1,80  2 

10 

2,50  1,80  2 

10 

2,10,1,50  1,85 

0 

1900 

3,20 

2,20 

2 

60 

3,00  2,00 

3,50 

1 
3,00  2,10 

2 

60 

3,41 

2,30 

2 

90 

3,50  2,703,00 

C 

1901 

3,00 

2,65 

2 

88 

3,502,80 

3,10 

3,40 

2,80 

3 

10 

3,50 

2,80 

3 

10 

3,502,803,10 

cg 

1902 

3,00 

2,55 

2 

85 

2,822,38 

2,70 

2,50 

2,10 

2 

20 

2,60 

2,10 

2 

30 

2,40  1,98  2,30 

1903 

2,30 

1,85 

2 

08 

2,101,60 

1,83 

2,05 

1,50 

I 

73 

2,00 

1,50 

I 

70 

1,9511,50  1,70 

s 

1904 

2,00 

1,65 

I 

85 

2,25  1,90 

2,15 

2,10 

1,60 

I 

80 

2,10 

1,70 

I 

80 

2,oo'i,65  1,80 

0 

1905 

2,30 

1,85 

2 

00 

2,25 1,40 

1,90 

2,30 

1,80 

I 

95 

2,40 

1,85 

2 

10 

2,40,1,90  2,10 

■^ 

1906 

2,40 

2,10 

2 

25 

2,30  1,90 

2,05 

2,20 

1.75 

2 

30 

2,10 

1,70 

I 

85 

2,oO|i,6o  1,80 

1907 

2,10 

1,65 

I 

85 

2,10  1,80 

1,90 

2,30 

1,80 

I 

90 

2,10 

1,80 

I 

95 

2,30 

1,90  2,00 

1908 

2,70 

2,40 

2 

50 

2,60  2,20 

2,50 

2,70 

2,40 

2 

55 

2,80 

2,40 

2 

55 

2,80 

2,40  2,60 

1909 

2,50 

1.95 

2 

15 

2,50 

1,80 

2,05 

2,30 

1,65 

I 

85 

2,30 

1,70 

I 

90 

2,00 

1,30 

1,70 

H 

N 
D 


höchster  Stand, 
niedrigster  Stand. 
Durchschnitt. 
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banken  pro   loo  Yen  in  Tokyo  und  Osaka   1900 — 1909. 
Zeitschriften  von  Tokyo  und  Osaka. 


Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober, "' 

November  1 

Dezember 

H. 

N. 

D. 

H. 

N.    D. 

H.     N.    D. 

H. 

N. 

D. 

H. 

N. 

D. 

H.    N. 

D. 

H.    N.  !  D. 

1 

San 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen  Sen 

Sen  Sen  Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen 

Sen  Sen 

Sen 

Sen  Sen  Sen 

3,232,842,02 

3,30 

2,95  2,09 

3,342,942,13 

3,32 

2,962,12 

3,322,983,12 

3,333,00 

3,13 

3,39!3'Oo'3,03 

3, 423, 103 

28 

3 

38 

3,063,24 

3,253,093,23 

3,41 

3,123,25 

3,703,133,22 

3,373,03 

3,19 

2,34  3 

043,17 

3,082,682 

86 

3 

06 

2,662,85 

3,042,62  2,82 

2,99 

2,552,75 

2,91  2,452,66 

2,832,38 

2,59 

3,002 

oo;2,55 

3,701,652 

35 

3 

70 

1,503,33 

3-701,70 

2,35 

3,70 

1,642,30 

3,701,652,30 

3,701,10 

2,27 

3,701 

302,28 

3,50  1,602 

34 

3 

50 

1,602,39 

3,5o!i,7o 

2.36 

3,50 

1,602,36 

3,501,602,35 

3,50  1,10 

2,35 

3,501 

502,38 

3,302,002 

53 

3 

50 

2,002,59 

3,502,00 

2,63 

3,50 

1,902,62 

3,501,902,61 

3,50,2,00 

2,62 

3,502 

102,61 

3,3o'i,752 

38 

3 

30 

1,70,2,35 

3,301,70 

2,32 

3,30 

1,702,30 

3,301,702,29 

3,301,70 

2,29 

3,301 

,602,31 

3,30 

1,802 

36 

3 

30 

1,802,36 

3,30 

1,80 

2,35 

3,30 

1,802,34 

3,3011,802,35 

3,301,80 

2,38 

3,50,1 

,802,50 

3,50 

2,002 

69 

3 

50 

1,902,67 

3,50 

2,002,66 

3,50 

1,802,59 

3,50  1,802,64  3,50  1,80 

2,63  3,5o|2 

,002,65 

3.50 

1,652 

33 

3 

50 

1,602,36 

3,30 

1,502,28 

3,30 

1,502,28 

3, 301, 302, 253, 201, 35 

2,193,301 

,202,17 

3,i9'2,74'2 

95 

3 

362,843,01 

3,283,883,03 

3,252,863,05 

3,262,883,05 

3,312,953,09 

3,362 

,913,07 

3,353,043 

16 

3 

403,093,21 

3,333,013,21 

3,282,993,17 

3,352,933,33 

3,36;2,94  3,i3 

3,122 

,893,01 

3,052,482 

73 

3 

032,432,69 

3,942,392,65 

2,892,332,59 

2,762,122,48 

2,67^2,072,36 

2,90  I 

,802,31 

3,301,502 

II 

3 

50  1,502,09 

3,501,502,07 

3,301,502,04 

3,30  1,402,00 

3,30,1,402,00 

3,201 

,452,02 

3,50  i;6o'2 

17 

3 

301,602,19 

3,30  1,602,20 

3,30  1,602,19 

3,30  1,602, 19 

3,301,602,19 

3,401 

,602,25 

3,301,802 

43 

3 

50  1,902,48 

3,501,902,55 

3,502,002,59 

3,501,902,53 

3,501,902,52 

3,50  I 

,902,52 

3,201,402 

14 

3 

20  1,602,10 

3,20  1,602,06 

3,201,502,05 

3,20  1,502,00 

3,20  1,602,01 

3,20  I 

,602,04 

3,00  1,602 

18 

3 

00  1,602,16 

3,001,602,19 

3,ooli,6o2,i9 

3,00 

1,602,20 

3,00  1,602,26 

3,001 

,702,38 

3,202,102 

60 

3 

202,002,60 

3,202,002,59 

3,202,102,56 

3,20 

2,002,55 

3,202,102,54 

3,202 

,002,52 

3,30  1,602 

Ol 

3 

30  1,25  2,04 

3,301,301,95 

3,00  1,20  1,96 

3,2c 

1,10  1,90 

3,200,95  1,85 

3,20  I 

,151,83 

3,502,903 

10 

3 

503,003,20 

3,503,003,20 

3,502,903,10 

3,302,903,10 

3,302,803,10 

3,303 

,00^3,20 

3,403,803 

20 

3 

302,903,20 

3,302,803,10 

3,202,803,00 

3,202,603,00 

3,202,603,00 

3,20'2 

,602,90 

2,802,35  2 

60 

2 

652,362,53 

2,652,352,50 

2,60  2,30  2-,45 

2,552,282,40 

2, 40^2, 152, 28 

2,502 

,102,25 

2,251,751 

90 

2 

251,701,90 

2,251,701,95 

2,251,701,95 

2,25  1,65  1,83 

2,20  1,60  1,85 

2,40  I 

,601,90 

2,351,902 

10 

2 

30  1,902,05 

2,351,952,10 

2,35  1,902,10 

2,351,952,15 

2,20 

1,902,10 

2,502 

,102,35 

2,702,302 

50 

2 

802,402,65 

2,902,502,65 

2,802,502,60 

2,802,402,60 

2,80 

2,352,60 

2,602 

,30,2,50 

2,301,802 

05 

2 

30  i,8o[2,oo 

2,30  1,802,05 

2,351,752,00 

2,30  1,802,00 

2,30 

1,702,05 

2,20  I 

,702,10 

2,502,102 

30 

2 

402,00,2,20 

2,502,102,35 

2,502,002,30 

2,5o'2,00'2,20 

2,50 

2,002,20 

2,802 

,402,60 

3,oo'2,40  2 

65 

3 

002,402,60 

3,002,302,60 

3,002,302,58 

2,802,202,45 

2,70 

2,202,40 

2,702 

,2o'2,40 

2,10,1,50  I 

80 

2 

00  1,40' 1,70 

2,001,40  1,70 

2,50  1,30  1,80 

2,50  1,20  1,70 

2,50 

1,10  1,50 

2,501 

,10  1,65 

3,502,7013 

10 

3 

502,603,10 

1 
3,502,803,10 

3,602,703,10 

3,50 

2,703,00 

3,50 

2,50 

3,00 

3,502 

,603,10 

3,502,703 

10 

3 

502,7013,00 

3,402,703,00 

3,302,502,90 

3,20 

2,502,80 

3,20 

2,50 

2,80 

3,202 

,502,80 

2,502,0512 

38 

2 

50  2,Oo'2,25 

2,402,002,20 

2,40  1,902,18 

2,38 

1,882,10 

2,30 

1,82 

1,98 

2,301 

,952,10 

1,851,481 

65 

I 

80  1,401,65 

1,90  1,50  1,70 

1,80  1,40  1,55 

1,80 

1,401,55 

1.80 

1,30 

1,50 

2,00  I 

,401,75 

2,201,65  I 

85 

2 

20  1,601,85 

2,30  1,80  1,90 

2,30  1,70  1,85 

2,30 

1,801,98 

2,00 

1,75 

1,90 

2,30  I 

,852,05 

2,502,202 

40 

2 

652,402,55 

2,702,402,58 

2,602,402,50 

2,60 

2,302,45 

2,60 

2,20 

2,45 

2,452 

,25:2,35 

1,901,551 

78 

I 

901,551,78 

2,00  1,65  1,80 

1,951,601,75 

2,00 

1,551,68 

1,90 

1,60 

1,75 

2,10  I 

,701,90 

2,502,002 

25 

2 

30  1,902,00 

2,303,002,15 

2,30  1,902,00 

2,30 

1,902,10 

2,301,95 

2,10 

3,802 

,302,55 

2,802,402 

60 

2 

70  2,30  2,5oJ2,8o  2,30  2,50 

2,802,302,45 

2,50 

2,102,30 

2,502,00 

2,35 

2,502 

,102,35 

2,00 

1,20 

I 

70 

2 

00 

1,20  1,70 

2,00 

1,20 

1,60 

2,50 

1,20  1,60 

2,50 

1,101,50 

2,50 

1,00 

1,50 

2,50,1 

,10  1,60 

16* 
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0.  Japanische    I!  a  u  m  w  o  1  1  j;  a  r  n- 

a.  Weft- 


Nr. 

IUI 

1- 

i'j 

"3 

I. 

"1 

I' 

'  '3 

I 

II 

I 

II 

I 

II 

•      I 

II 

1-9 

311.05 

3560,0 

2698.0 

1972,5 

4459.5 

3453,5 

4  120,0 

3818,0 

10 

12799,0 

14552,0 

10361,5 

9844.5 

II  196,5 

17493.0 

19063,5 

25  812,5 

II 

5859,0 

4783.5 

4249,0 

3665,0 

I  998,5 

3063,5 

2735.5 

3  231,0 

12 

21015,0 

17063,0 

17004,0 

12988,5 

12  171,0 

16551,5 

21  78S.0 

20  074,0 

13 

7974.5 

8215,0 

7029,0 

5267,5 

4624,5 

5  328,0 

7  583.5 

8642,5 

14 

25602,5 

20735,0 

1991 1,0 

25451,0 

16449.5 

18  840,5 

20372,5 

27  184,0 

15 

11219,0 

9496,0 

8715.5 

6294,5 

4  944,5 

8525,0 

8587.5 

8915.0 

i6 

132680,5 

i2i6iS,5 

153648,0 

177019,5 

1 12765,0 

139  I30,0 

162  827,5 

146345.5 

1? 

191,0 

129,5 

84.5 

51.5 

18,5 

644,0 

J  233,0 

704.0 

i8 

7365.0 

5876,5 

7061,0 

4739.5 

3819.5 

4574.5 

4  285,0 

4  096,0 

19 

— 

15.0 

2,0 

— 

— 

— 

— 

20 

7839.0 

6087,0 

7475.0 

4435.0 

3574,5 

5967,5 

7  006,5 

3542,5 

21 

— 

80,0 

— 

i6r,o 

— 

— 

— 

— 

22 

906,0 

142,5 

I  569,0 

1053,0 

226,0 

493,0 

31 1,0 

925,0 

24 

315.0 

703.0 

761,0 

251,0 

4.0 

I  12,0 

28,0 

78,0 

25 

— 

22,5 

8,0 

— 

— 

— 

— 

— 

28 

80,5 

4,0 

2,0 

— 

— 

-      — 

— 

■— 

30 

112,5 

364.5 

381,0 

61,5 

51,0 

328,5 

757,5 

606,5 

32 

130,0 

53.0 

157.0 

— 

— 

— 

— 

— 

34 

— 

1,0 

0.5 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

36 

26,0 

87:5 

4.5 

107,0 

— 

— 

— 

— 

38 

2,0 

19,0 

14.5 

7,0 

— 

— 

— 

— 

40 

— 

20,0 

— 

— 

— 

— 

— 

42 
44 

— 

155.0 

15.5 

— 

— 

— 

— 

— 

15.5 

6,0 

0,5 

— 

— 

— 

— 

1—9 
10 
II 
12 
13 
14 
15 
16 

18' 

19 
20 

21; 
22' 
23I 

24' 
26 

28 
30 

32 
33 

34 
36! 

38 
40 

42| 
44 
50 
60 
80 
100 


1 752,0 

2898,0 

1378,0 

2634,5 

70,0 

13.5 

100,0 

924,0 

— 

— 

232,5 

1,5 

334,0 

366,0 

775.0 

332,0 

979,5 

2186,0 

738.5 

2468.0 

991,0 

2  507,0 

1951.5 

6606.5 

I  311,0 

3425,0 

2596,0 

2824,0 

2064,5 

2497,0 

1844,5 

3278,0 

29,5 

126,0 

13.0 

35.0 

1736,0 

2  141,0 

1747.0 

1390,0 

— 

24,0 

765.0 

533-5 

01253,5 

97430,5 

91759.5 

84083,5 

244,0 

453,0 

663.5 

608,5 

768,5 

781.5 

442,0 

1923.5 

4,0 

— 

— 

-- 

890,0 

402,5 

722,0 

658,0 

13.0 

79.0 

13-0 

— 

2214,5 

I  676,5 

1768,0 

1  184,0 

5856,0 

5881,5 

5172,0 

4641,3 

8083.0 

6690,5 

9438,5 

6930,5 

571,0 

131.0 

64,0 

13.0 

19,0 

140,5 

280,0 

360,5 

599,0 

326,0 

108,5 

185,0 

25,5 

— 

31.0 

234,5 

563,0 

726,5 

607,5 

692,0 

956,0 

925,0 

642,5 

633.5 

— 

— 

0.5 

4.5 

12.S 

--• 

— 

— 

— 

— 

2,0 

38,0 

— 

— 

— 

— 

b.  Twist- 

2  204,0 

2  790,0 

2  750,0 

3  799.0 

159.0 

— 

2  868,0 

I  060,5 

1,5 

— 

2,0 

2,5 

1  925,0 

4  831,0 

6268,5 

2  309.5 

1  193,0 

710,0 

786,5 

791.5 

5378,5 

2  322,0 

I  312,0 

2  620,0 

2  380,0 

2  2  1  1,0 

9432,5 

8254,0 

2724,5 

10  678.0 

5  698,5 

14  188,5 

406,0 

597,0 

14,0 

321,0 

I  239,5 

1455.5 

1  525,0 

1  824,0 

I  162,0 

969,0 

I  418,0 

763.0 

80781,5 

76  266,5 

100  346,5 

109469,5 

473,0 

571,5 

638,0 

487.0 

1  700,0 

315,5 

347.0 

191,0 

■  — 

214,0 

— 

463.0 

560,0 

1  1930 

I  077,0 

731,0 

I  372,5 

1  068,5 

I  390,0 

2911.5 

4  180,5 

7  546,0 

7  667,5 

5815.5 

8589,5 

10555.0 

6858,5 

368,5 

377,0 

539,5 

541,0 

88,0 

250,0 

36,5 

455.0 

35,0 

8,0 

127,0 

969,0 

I  539,0 

2  964.0 

2  753.0 

303.5 

736,0 

100,0 

813,5 

36,0 

8,5 

141,0 

9.0 

5.0 

40,0 

— 

— 

5,0 

12,0 

7.0 

— 
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Produktion  in  Ballen  (etwa  400  Ibs) 
garn. 


1906 

1907 

190S 

1909 

I 

11 

I 

11 

I 

1         l'^ 

I 

II 

2  253,5 

3  749.0 

3988,5 

5512,0 

5219,5 

7520,5 

8  606,0 

9967,5 

16775.5 

iS  693,0 

18  641,0 

21  458,5 

18  505,0 

24958,0 

18  761,0 

22  690,0 

3963-5 

2  609,0 

3  182,5 

3077,0 

3704,5 

3323.0 

2  807,5 

2  7OÜ.5 

2  I  181,5 

20975-5 

24  554,0 

23  499,0 

23  980,0 

18896,5 

18  943,0 

20  510,5 

10  283,5 

9019-5 

II  291,5 

10087,0 

II  172,0 

10219,5 

9819,5 

9  164,0 

31   884,5 

30847,5 

33  910,0 

36312,5 

35  138,0 

34293.5 

32357.5 

34  096,0 

7  597,0 

8  175,0 

8  182,0 

7  887,0 

12271,5 

18991,5 

7013,5 

6  788,0 

160  608,5 

163055,5 

173275,0 

168  158,0 

125533,5 

99364,5 

145418,5 

150  384,0 

69,0 

596,5 

741,0 

I  018,0 

I  105,0 

708,0 

203,0 

207,0 

5027,5 

4531,5 

5  143,5 

4852,5 

4368,0 

3348,5 

2  864,5 

2  552,5 

— 

12,0 

126,5 

392,0 

419,0 

203,0 

280,0 

300,5 

I  143.0 

953,5 

568,0 

996,5 

913,5 

3  588,5 

3  596,5 

4  274,0 

924,0 

514,0 

861,0 

649,0 

986,0 

1 109,0 

I  216,0 

490,0 

73-0 

146,0 

43,0 

53,0 

87,0 

260,5 

93,0 

— 







— 



— 

192,0 

5.0 

400,5 

170,0 

285,5 

— 

108,0 

63.5 

427,0 

102,5 

— 

— 

— 

— 

12,0 

0,5 

— 

— 

— 

z 

— 

20,0 

— 

— 



— 

1 



15.5 

■ 



z 

z 

— 

— 

19,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

garn. 

5843,5 

4879,5 

6591-5 

4940,5 

3908,5 

4839,5 

7948,5 

7  844.0 

955,5 

I  442,0 

779,5 

I  509,0 

I  097,5 

815,0 

I  398,0 

I  245.5 

— 

1,0 

295-5 

— 

— 

— 

23,0 

— 

982,5 

835,0 

I  142,0 

835,5 

I  291,0 

992,0 

I  180,0 

887,0 

1117,5 

2  113,0 

2079,5 

I  979,0 

2372,5 

2  874,0 

2  5'9,5 

2  624,5 

I  796,0 

3574,0 

2  673,0 

2  795.0 

2  124,0 

4179,5 

2  181,5 

6  063,0 

2  136,0 

1451,5 

6  381,0 

210,0 

3988,5 

775,0 

4  187,5 

20  702,0 

12914,5 

7  996,0 

12  601,0 

12455.5 

9073,5 

5687,5 

21  101,0 

5742,5 

6031,5 

11107,5 

I  143,0 

3831,5 

6991,5 

343,5 

908,5 

1478,5 

4  197,0 

1588,5 

4928,5 

2  747.0 

2808,5 

2718,5 

3232,0 

3  106,0 

456,0 

15,0 

1,0 

1,0 

472,5 

— 

797,0 

221,5 

II  7  056,0 

HO  573,0 

I  11889,5 

106  776,0 

107775.0 

loi  700,0 

106  059,0 

123704,5 

563,5 

369.0 

511,5 

566,5 

23,5 

— 

I  328,0 

2  657,0 

456,0 

620,0 

480,5 

559,4 

898,0 

765,5 

I  468,5 

I  791,5 

I  626,0 

I  4  1 1,0 

1776-0 

1773.5 

2036,5 

2159,5 

2754-5 

2474,0 

96,0 

14,0 

— 

13,0 

505,0 

101,0 

— 

— 

I  315,5 

1223,0 

I  048,5 

961,5 

I  330,0 

982,5 

I  317,0 

810,5 

9  880,5 

10  576,0 

10938,5 

8495,0 

10288,0 

9488,0 

14828,5 

13  176,5 

8  209,0 

8  076,0 

9053.0 

6422,5 

7  520,0 

5  038,0 

13097,5 

7979,0 

76,5 

278,0 

625,0 

20,0 

207,0 

100,0 

38,5 

632,0 

560,0 

465,5 

105,0 

402,5 

4-0 

106,0 

98,0 

144,5 

49,0 

— 

28,0 

103,0 

16,0 

— 

— 

— 

3  306,5 

3  515,0 

3056,5 

3  946,0 

4  400,0 

5528,5 

5  566,5 

6  160,5 

162,5 

49,0 

598,5 

332,0 

35,5 

12,5 

130,5 

12,0 
4,0 

3>o 
54,0 

6,0 









3.0 



1,0 

1,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

8,0 

3.0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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c.   Zwiii 


Nr. 

iyo2 

•  903 

i'i 

04 

M 

'5 

I 

II 

I        1 

II 

I 

11 

I 

II 

1 — 10 

1,0 







1 



II 

— 

35.0 

— 

1 

— 



12 

57.0 

57.0 

— 

38,0 

— 

— 



— 

H 

— 

28,0 

— 

51.5 

— 

— 

43.0 

— 

»5 

96,0 

89,0 

25,0 

64,5 

85,0 

70,5 

2  076,0 

23.5 

16 

609,0 

847,5 

467.5 

I  332.0 

705,5 

1107,5 

967,5 

I  461,0 

17 

iS 

2  688,0 

I  507.5 

I  435.5 







— 

«9 
20 
22 

— 

— 

2  227,5 

2381,5 

4  214,0 

1 

3821,5 

3  048,5 

23 

— 

- 

— 

— 

— 

«94,5 

503.0 

24 

— 

— 

— 

— 

— 

11,0 

— 

— 

28 



— 

— 

■329.5 

3-0 

— 

— 

— 

30 

— 

— 

— 

9.0 

26,0 

82,5 

8.5 

— 

32 

2320.5 

2  851,0 

6  140,5 

5561,0 

3  195,5 

6  000,0 

5710,0 

4370,0 

34 
36 

52,0 

— 

456,0 
1,0 





39 
40 

108,0 

6,0 



18,0 

42,0 

130,5 

15,0 

32,0 

42 

8825,0 

II565.5 

10375.0 

9255,5 

8022,5 

5755,5 

9  589,5 

10615,5 

43 
44 
48 
SO 
60 

— 

— 

— 

52,0 
13.0 

— 

— 

— 

275,0 

18,0 

— 

— 

158,0 

271,0 

33.0 

132,0 

80 

61,0 

5.0 

d.  Gas- 

1-15     1 



— 

— 

— 

— 

1,0 

— 

16 

— 

1 17,0 

— . 

1,0 

ro 

— 

— 

20 

76,5 

122,5 

127,0 

266,0 

— 

I  i.o 

37.0 

26,0 

22 



3.0 

49,0 

68,0 

80,0 

138,5 

"7,5 

82,0 

24 

".5 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

.— 

— 

26     1 

32,0 

— 

— 

— 

— 

— 

28     j 

— 

— 

5.0 

120,0 

47.0 

130,0 

14,0 

73.0 

30    1 

— 

— 

12,0 

— 

— 

22,5 

32,5 

111,0 

32  ! 

76,0 

273,0 

307,0 

— 

— 

9,0 

— 

11,0 

33 

44,0 

11,0 

25,0 

7,0 

— 

— 

— 

—  ■ 

34 

17,0 

6,0 

— 

1,0 

— 

36 

100,5 

127,0 

40,0 

2,0 

— 

— 

— 

40 

41 
42 

383,0 

665,0 

394.5 

504,0 

77,0 

193.0 

111,0 

341,0 

105,5 

732,0 

404,0 

504.0 

42,0 

135.5 

586,5 

280,5 

43 

— 

— 

— 

36,0 

— 

— 

— 

— 

44 

35.0 

65,0 

53,0 

— 

— 

— 

— 

50 

35.0 

39.0 

24,0 

97.5 

63,0 

54,0 

72,0 

26,0 

60 

3  2io,o 

3  536,5 

4154.0 

3019,5 

3691,5 

4  017,0 

5  195,0 

4  199,5 

68 

— 

— 

— 

— 

4,0 

41,5 

— 

— 

75 

— 

— 

-- 

— 

— 

i,ü 

— 

— 

80 

4  *o5,o 

4882,5 

4  503,0 

4  928,0 

4  702,0 

4  421,0 

4095.0 

4722,0 

82 

— 

— 

— 

— 

— 

77,5 

— 

— 

100 

— 

25,0 

124,0 

89,0 

62,0 

96,5 

87,0 

62,0 

120 

6,0 

3.0 

— 

— 

— 

- — 

— 

— 

An  sonst. 

; 

Nummern 

345.0 

555.5 

440,0 

504,5 

326,0 

402,0 

530,5 

533.0 

Garn  auf 
Japan    Art 

I  533.0 

1995-5 

777.0 

551,5 

636,0 

618.5 

808,5 

774.0 

Zus. 

393732-5 

377  121,5 

395031-0 

406  706,5 

321  119.5 

374093-5 

452362,0 

453  174-5 
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c.   Z 

wirn. 

1906 

IC 

07 

1908 

1909 

I 

11 

I 

11 

I 

1        11     • 

I 

II 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

20,5 

25,0 

■ — 

— 

— 



— 

44,5 

53,5 



— 

— 

83.0 

87.5 

32,5 

55.5 

34,5 

82,5 

I  282,5 

I  402,5 

1 305.5 

I  671,0 

I  290,0 

2  129,5 

I  584,0 

I  158,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

48,0 

49,5 

— 

— 

— 

— 

69,0 

— 

75,0 

21,5 

— - 

— 

— 

— 

— 

31,0 

146,0 

3  322,o 

4332,0 

5441,0 

3  93I-0 

6  084,0 

7  799,0 

7  681,0 

8  187,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

49,5 

— 

3^0 

— 

~ 

•- 

— 

1,0 

48,0 

I  0 

23,0 

61,5 

— 

123,5 

126,0 

75.0 

93,0 

84^5 

3459.5 

5  180,0 

5391.5 

2833,0 

3035.5 

4  013,0 

4  796,0 

7  104,0 

25,0 

48,0 





1,0 

Z 

1,0 

130,0 

10,0 

92,0 

351.5 

7,0 
831,5 

2  085,0 

1,0 

593,5 

l'2  401,5 

II  471,0 

11963,0 

13575,5 

16795,5 

13  686,0 

19  921,0 

19  394,0 
31,0 

3-0 

— 

41,0 

— 

— 

51,0 

3.0 

157.5 

64.5 

195.0 

292,5 

418.5 

264,5 

94,0 

39.0 

— 

— 

— 

— 

661,0 

— 

— 

— 

24,0 

1,0 

55,0 

218,0 

35,0 

122,0 

1,0 

2,0 

113,5 

421,5 
525,0 


13,0 

4  966,0 


4281,5 
16,0 

653,0 

1040,5 

474987.5 


56,0 

807,5 
329,0 


60,5 
649,5 


4325-0 
123,0 

612,0 

I  063,0 
470  178,0 


— 

573.0 

97,5 

824,0 

271,0 

23,5 

5328,0 

4332,5 

86,0 

495,5 

1337.0 

501  452,5 

— 

361,5 

310,5 

732,0 

121,5 

79.0 

24,5 

5597.0 

4354,0 

12,0 

683.5 

I  181,5 

482  030,0 

)i3.o 


163,5 
6,0 


790,0 
385,0 

5974,5 

4450,0 
38,0 

949,0 


33,5 

114,0 

30,0 


124,0 


7.0 
807,5 

32,5 


27,0 
6890,5 


5  907,0 
98,0 

899,0 


1111,0:     1033,5 
456218,5  422352,0 


24,0 
304,0 


74,0 


74,0 
692,0 

10,0 
160,5 


173,0 
959,5 


5  574,5 
167,0 

747,5 

I  057,0 
497321,0 


2,5 

505,5 


32,0 

5,5 


38,0 
761,5 

408,0 


52,0 
7855.5 

7  132,0 

18,0 

528,0 

527923,5 
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S.    1!  c  1  r  i  e  b  s- 


jalir 

Januar 

Februar 

März 

i       April 

1        iMai 

Juni 

a) 

1  1903 

51 

SO 

50 

50 

50 

48 

Zahl   der 

!|  1904 

48 

48 

!        45 

44 

43 

44 

Spiiinerei- 

1905 

47 

48 

48 

48 

48 

49 

gesell-            1     1906 

48 

48 

48 

48 

48 

48 

schaflen 

1907 

47 

46 

46 

46 

44 

1         44 

1908 

39 

39 

38 

38 

38 

37 

1909 

36 

1        36 

36 

36 

36 

1        36 

b) 

1903 

I  150  118 

I  128  079 

1  170451 

I  220631 

1221811 

«  199573 

1904 

1223330 

I  187  893 

I  161  016 

I  157  380 

I  168  198 

I  170  284 

tu)         1905 

I  219  998 

I  215  292 

I  258  750 

I  255  206 

1259  105 

I  236  764 

.E          1906 

I  294  946 

1312778 

I  326287 

1333085 

I  336  127 

1333442 

-          1907 

1  373  746 

I  381 755 

1594  981 

I  424  804 

I  428  998 

I  421 765 

^ 

1908 

145207s 

I  418  140. 

1427  127 

I  407  836 

I  262  877 

1245  177 

1909 

1375072 

1427688 

142S723 

1503  7  16 

I  514424 

I  526948 

_C 

1903 

69643 

69591 

70889 

68  207 

67554 

68  127 

O-i 

1904 

77024 

76  901 

77856 

78429 

78726 

77961 

c 

<u          1905 

79024 

79  445 

79715 

80265 

80  118 

79521 

QJ 

3         1906 

76528 

73223 

71972 

72769 

67  613 

67705 

^3 

'*         1907 

73  196 

67407 

74910 

41  402 

42792 

41  146 

3 
CS 

190S 

45332 

45059 

49895 

49452 

48  605 

49232 

1-1 

1909 

45767 

46235 

46430 

47272 

47362 

46910 

<U 

1903 

I  219  761 

I  197675 

1241 340 

I  288  838 

1289365 

I  267  700 

2 

c           1904 

1300354 

I  264  794 

1238872 

I  235  809 

I  246  924 

1248245 

a 

S        :  1905 

I  299  022 

1294737 

1338465 

1335  471 

1339223 

I  316285 

S          1906 

I  37  I  474 

I  386  001 

1398259 

I  405  854 

I  403  740 

I  401  147 

1               :     1907 

I  446  942 

I  448 162 

I  469  891 

I  466  206 

147 1790 

I  462  911 

■^                    1908 

I  497  407 

1463  199 

1477022 

I  457  288 

I  311 482 

I  294  409 

1909 

1420839 

1473923 

1525  153 

I  550988 

I  561 786 

I  573858 

(     1903 

24,5 

24.5 

27,8 

27,0 

27,8 

27,4 

c)                                  1904 

24,3 

22,0 

25.3 

25,2 

26,0 

25,8 

Zahl  der  Be-     1     '905  ^ 
triebsarbeitstage  1      ^° 

26,5 

24.9 

28,4 

27,6 

28,2 

27,6 

25-3 

26,7 

27,8 

27.7 

28,7 

28,2 

(lTag=a4Std.)|     "^ 

27,0 

25>3 

28,2 

27.7 

28,6 

27,5 

26,4 

24,9 

27,2 

26,2 

27,4 

27,5 

'     1909 

25,0 

26,1 

27,8 

27,4 

28,1 

27-7 

d)                                 '9031 

22,0 

21,3 

22,0 

21,2 

22,0 

22,0 

•-v 

1904 

20,3 

20,0 

19,3 

19.4 

I9>4 

19,0 

Durchschnitt- 

1905 

21,4 

21,5 

22,1 

22,5 

22,2 

22,4 

liche  tägliche 

ü  1906 

22,1 

22,5 

22,4 

22,2 

22,1 

22,1 

Arbeitszeit  in 

1907 

22,1 

22,0 

22,2 

22,1 

22,4 

22,1 

Stunden 

1908 

22,03 

22,04 

22,05 

22,0 

21,39 

21,23 

1909 

21,48 

22, — 

22,56 

22,27 

22,25 

22,14 

e) 

1903 

20,5 

20,3 

19,6 

20,4 

21,0 

20,2 

1904 

2  1,2 

21,4 

21,3 

21,4 

21,1 

21.3 

Durchschnitt- 

tt'!   1905    ' 

20,5 

20,5 

20,4 

20,6 

20,9 

21,1 

liche  Nummer 

■3   '906 

20,9 

21,2 

2  1,2 

20,8 

21,3 

20,6 

des   erzeugten 

^  };  1907 

20,8         1 

20,9 

20,8 

20,8 

20,9 

20,6 

Garns 

'  1908 

20,0 

20,1 

20,7 

20,9 

21,2 

2  1,7 

li  1909  1 

21.5   : 

22,0 

21,3 

21,2 

20,3 

20,9 

1)  I.  bez.  II.   Hälfte  des  Jahres,    berechnet  aus  den   einzelnen  Monatsdurchschnitten. 

2)  Tagesdurchschnitt  der  I.  bez.  II.  Hälfte  des  Jahres. 
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Statistik. 


Juli 


August 


Septbr. 


Oktober 


Novbr. 


Dezbr. 


I.  Hälfte 
d.  Jahres 


IL   Hälfte 
d.   Jahres 


46 
43 
49 
47 
42 

37 
36 


47 
43 
51 
48 
40 

37 
36 


46 
43 
51 
46 
40 

37 
36 


46 

43 
49 
46 

39 
36 
36 


45 

44 
49 
48 

39 
36 
36 


46 

46 
49 
47 
39 
36 
36 


51,8^) 
45.3 
48,2 
48,0 

45.5 
38,2 
36.0 


48,0 1) 

43.6 

49,7 

47.0 

39.8 

36,3 

36.0 


I  142  010 
I  128  347 
1  218  695 
I  306  067 
I  401 896 
I  249  740 
I  504  939 


I  154  205 
1 1 17  498 
I  221 718 
1  312  10  I 

1375874 
1214  348 
151  5  842 


I  162  509 

II 47 037 
1356347 

1353811 
I  400  339 
I  272  796 

1  532785 


I  188  654 
I 181 785 
I  281 037 
I  372424 
I  416934 
I  290913 

I  513050 


I 181  125 

1  201  91  7 
I  289  300 
1381267 
I  434  463 
I  285 189 
I 141 95! 


I  194468 
I  222  936 
I  298  607 
I  364  366 
I  442  626 

1310  595 

1663858 


I  220  056 -) 
1 178  017 
1240853 
1322778 
1404  341 
1368872 
I 471095 


1213  513^ 
1 166 587 
I  260  951 

1348339 
I  412  022 
1270597 
I  578404 


65913] 
76759 
71  21 1| 
656631 
41139- 
49251 
45  600 


66  872 
75866 
74  601 

55  355 
41187 
49014 
44815 


64304 
72  607 
78  126 
65788 

40995 
47299 
45124 


68  236 
75612 
77  696 
67861 
42157 
47  797 
45812 


68  5101 
76684! 
789931 
74484 
46  421! 
46367I 
44  757 


65  606 
76988 

78314 
70  900 

45297 
47448 
43817 


82 143- 

77816 

79681 

71635 
56  809 

47  929 
46663 


79  714O 

75752 

77323 

66675 

42866 

47863 

44996 


I  207  923 
1  205 io6| 
I  294  906: 
I  371 730i 
1443035' 
I  298  991 

1550539I 


1221  077 

II  93  364 
1  296  316 

I  367  456 
1  417  061 
I  263  362 
1560657 


I  229813 
1  219  644 
'i  334473' 
11419  599 
J1441  334 
1 1  320  095 

11577909 


1  256  890 
1257  397 
1358733 
I  440285 
I  459091 
1  338  710 
16^8812 


1249635 
1  278  601 
1368293 

1455  751 
I  4S0  884 

1331  556 


1686-708 


1  260  077 
I  299924 
1376  921 
1435266 
1487923 
1358043 
1707725 


I  302  7042) 

1255833 
1320534 
1394412 
1 461 1 50 
1  416  801 
I  517  758 


1293227'=) 

I  242  339 
1338274 
1  41  5  014 
1454888 
1318  460 
1  620  400 


27,7 

27.9 

25.8 

28,1 

26,3 

26,4 

27,0 

27.8 

28,0 

27,3 

27,8 

28,4 

28,0 

28,2 

26,6 

28,3 

28,0 

26,5' 

27,7 

28,1 

27,7 

26,7 

27,7 

27.8 

27,8 

27,0 

27.3 

27,8 

158,0 
148,6 
163.2 
164,4 
164,3 
159,6 

162,1 


165,7 

162,5 

166,6 
166,3 
165,7 
164,8 
164,8 


21,5 
20,5 

22,3 
22,0 
22,1  6 
2  I,  14 

22,14 


21.5 
21,0 

21,5 
22,0 
22,05 
21,18 

22, iS 


2  1,3 

22,0 

22,2 

22,  1 

22,11 

21,56 

22,05 


22,2 

22,2 

22,2 

22,  I 

12,11 

21,56 

22,05 


22,2 
22,0 

22,2 

2  1,5 
22,10 
22,11 
22,10 


21,3 
2  1,4 

22,4 
22,2 
22,04 

21,55 
22,00 


21,6-") 

19,5 
22,2 

22,3 
22, 10 
22,20 

22,24 


20,9-) 

21,4 

22,2 

22,1 

22,1 1 

22,51 


21,4 
2  1,4 
20,6 

21.5 
21, 1 

21,4 

21.5 


20,4 


2 1. 


2  1,0 
21,4 

21,3 
2  1,4 
2 1,4 


20,3 
2 1,2 
20,7 

21,4 
21, 1 
20,9 
21,3 


19.9 
21,1 
20,6 
2  1,0 
19,6 
2  1,0 


20,6 
21,1 

20,7 
20,7 

19.7 
20,4 
2  1,1 


20,5 
20,7 
2  1,0 
20,7 
20,0 
2  1,1 
21,2 


2i,6'-') 

21.3 

20,7 
21,0 

20,8 
20,8 

2  1,2 


21,8' 

2  1,  I 

20,8 

2  1,1 

20,5 

21,0 

21,3 


Jahr 

1 

Januar 

Februar 

März          April 

Mai      i      Juni 

e) 

1903 

36,6 

36,5 

35>3           35.2 

34.4           33.2 

Durclischiiilt- 

1904 

40,5 

35.7 

41,0          41,0     1      44,8          45,1 

liche  Nummer 
des  erzeugten 

Ji      1905 
1      1906 

41,6 
44.5 

42,7 
41.3 

39.4 
36,3 

39,4 
36.3 

41,0 
36,8 

1     40,3 
36,4 

Garns. 

1907 
1908 

31.7 
27>7 

31.2 
28,0 

3«,2 

28,1 

3 '.2 
28,1 

3»,5 
34,0 

30.8 
33.9 

1909 

42,1 

42,1 

40,9 

40,9           35.8 

35.6 

0 

1903  3  017  82 13  037  688  3  386  767:3  339  545 

3  452  742  3  352  382 

1904  2  844  835  2  506  156  2  463  I35'2  477  946 

25332602595601 

1905  3  423  07IJ3  428  708.3  803  035  3  828  641 

3879  1783520658 

rt 

R'"g           1906 

3  539  998  3  756  619  3  879  949:3  957  816 

3  954  784  3  802  952 

> 

i4 

1907 

3  881  012  3  825  176  4  129  i63;4  237  392 

4  190  140  4  064  254 

1908 

3  859  503 

3  700  926  3  899812 

3  816  102 

3451  451  3300423 

■~ 

1909 

3406  153 

3  829  078  4  075  255I4  219  554 

4  2S6  326  4  192  153 

t/1 

1903        42  156 

41467 

52421,      53159;      538431      54796 

O 

1904        39998 

38885 

417571      41776 

51  947 

41097 

c 

1905        35889;       39942 

47512       51002 

51  325 

47387 

si 

Mule 

1906       45895 

49316 

46315'     '47  757 

48682 

49028 

3 

1907        45531 

47465       49998;      35781 

35781 

35391 

1908        33023!       35898I       37620       37634 

41  170 

42  117 

w 

''1909I       42006       46317        50747        50603 

50983'      50802 

6 

,1903  3  059  977  3  079  155  3  439  188  3  392  704  3  506  585  3  407  178 

CJ 

1904  2884833  2  545  041 

2  504  892  2  519  722  2  575  207  2  636  698 

E 

19053  458  960  3  327  385  3  850  547l3  879  643  3  930  503  3  568  045 

3 

Zusammen 

190613  585  89413  805  933  3  926  264 

4  005  573  4  003  466  3  851  980 

1907,3926843  3872741  4  179  161 

4273  173142256384099643 

1  1908  3  892  526i3  736  824  3  937  432 

3853736:3492621  3342540 

:  190913  448  15913  875  39514  126  002 

4270  157 

43373094242955 

g) 

1903 

98,6 

98,0         100,0 

93,5 

97,6 

98,5 

1904 

91,6 

86,3           82,2 

81,4 

79,3 

76,6 

1905        99,8 

103,5     1     105,7 

103.7 

99,6 

97.6 

'^'"g         1906      102,6 

102,2     ]     104,2 

103.7 

102,0 

98,9 

6i3  £ 

11907      104,6     1     103,0 

105,0 

106,3     1     104,6 

104,4 

C    O 
3  >5 

!!i9o8      102,3     1     102,7 

99.7 

98,4            98,0     1       93,6 

.^ 

1909        96,8            95,7 

101,5 

101,2          100,8           95,7 

'(U    c 

,1903        57.3 

59,0 

63,0    1      64,9          63,6 

65,6 

,a  TS 

1904 

49,0 

44,6 

39.0           39.0           39.1 

38,8 

T/i'Sh 

Ar  ,           '905 

44,1 

43,1 

42,7           53.1     !      44,2 

39.6 

Alule         1906 

5i>5 

53,6 

59,0 

56,6   !     61,8 

56,2 

1907 

56,5 

61,2 

58,2 

62,7 

57,7 

55.3 

1908 

60,4 

66,8 

59.7 

58,4 

52,1 

51.4 

1909        39,3 

43-1 

42,6           45.2     1 

45.4 

38,7 

h) 

1903 3 587 515 

3584219 

3923326 

3  875  658  4  032  967 

3961  137 

1904  3  409  161 

3  010  267 

2  945  944 

2  942  753  2  993  935 

3  043  308 

1905  3984565 

3851297: 

4394591 

4432 III 4475386 

4  053  295 

Baumwollver- 

19064205 I47| 

4437825 

4581465 

4667  278  4638  330 

4  280920 

brauch    in    Kvvan. 

1907  4  536670 

4  391  045 

4 715  531 

4903  iio;4  843  753 

4  720  288 

1908  4  647  889 

4  430  496 

4  664  486 

4545245  4  112  303 

3  966  408 

l 

1909 

4055335, 

4566373 

4  844  302 

4  991  102 

5  043  233 

4  937  "9 

-     2  53 


Juli 

August 

Septemb. 

Oktober 

Novemb.  Dezemb. 

I.  Hälfte 
des  Jahres 

II.  Hälfte 
des  Jahres 

32.6 

33,7 

35,4 

37.4 

36,5 

39,6 

-'35,5^) 

36,21) 

45,1 

45.3 

45.4 

45,5 

46,7 

47,2 

42,0 

45,9 

4i>4 

41,5 

41,8 

41,6 

4»,7 

41.3 

40,4 

41,6 

36,8 

36,9 

36,3 

31,5 

35,7 

3 ',2 

38,6 

34,7 

36,1 

30.8 

29, 1 

29,3 

29,2 

28,0 

32,1 

30,4 

32,4 

32,6 

37.2 

32,6 

39.4 

40,6 

30,9 

35,8 

38,3 

50,1 

49,9 

53,4 

49,7 

42,2 

38,9 

47,3 

3  134455 

3  071  180  3  013  665  3  477  7S2  3  433  94o'3  423  068 

19744923 

19788  123 

2  533  147 

2682933  2912671,3  194573,3289907  3527  195 

15420933 

iS  140426 

3  295  840 

3  280  085,3  572  3103  874  382,3  877  086  3  948  536 

21  741  665 

21  848  239 

3  584  483 

3  601  485 

3  541  242  3  944737I4010686I4053  894 

22  892  117 

22  736  527 

3  765  640 

3512245 

3  736  506  4  133  826  4  128  236  4  203  557 

24327  137 

23  480  010 

3  210329 

2  916  143 

3  387  933,3  494  423|3  606  506,3  705  675 

22  028  217 

20  321  009 

3  876471 

3  904  277 

4  004  634  4  404  90914  584  4474  732  256 

24  008  519 

25  506  994 

50659 

45011 

39  396 

46  508   44  429 

39  755 

324774 

299  093 

33451 

36432 

41  689 

43862   38458 

38801 

245  460 

232  696 

41938 

43  600 

44710 

52337   49069 

48403 

273057 

280055 

43006   39691 

42751]   46578   46676 

47  033 

286  993 

265  735 

29944   31680 

26819t   25200   35  553 

36415 

249  664 

195  611 

40361   366S9:   411301   50  119'   55  394 

48  060 

227  462 

271  753 

45146,'   39  435   40369   39923   41335 

38  542 

291  458 

244750 

3  185  114 

3  116  191  3  053  061 

3  524  290  3  478  369  3  462  823 

20  669  597 

20  087  216 

2  566  601 

2719365:2954360 

3238435 

3  328  365  3  565996 

15666393 

18373  122 

3337778 

3  323  685J3617020 

3926719 

39267193996939 

22  014  722 

22  128  294 

3  627  489 

3  641  176 

3  583  993 

3991  315 

3991  31514  100927 

23  179  HO 

23  002  262 

379558413543925 

376332514  169026 

4  169  026  4  239  972 

24577201 

23675621 

3  250  690  2  952  832  3  429  06313  544  542 

3661  9003753735 

22  255  679 

20  592  762 

3  921  617  3  943  7i2'4  045  0034  444  83214  625  78214  770  798 

24  299  922 

25751  744 

92,8 

91,5 

94,0 

103,0 

101,0 

102,0 

94,5'^) 

94,0-) 

79.3 

80,8 

86,7 

91-9 

91,0 

94,8 

82,9 

87,4 

92,2 

93,6 

96,0 

105,2 

105,2 

104,1 

101,7 

99,4 

94>o 

94,5 

96,6 

103,4 

102,9 

104,5 

102,3 

99,3 

99>o 

95.1  ' 

99,8 

105,6 

107,2 

103,3 

104,7 

101,7 

92,3 

89,7 

93,4 

95,0 

97,2 

98,2 

99,1 

94,3 

93.2 

92,8 

93,6   i   98,0 

97,6 

98,6 

98,6 

95,6 

64.7 

55,1 

53,0 

52,0 

54,0 

58,0 

60,72) 

54,6^) 

38,8 

37.0 

48,5 

53,5 

43,6 

40,5 

41,6 

43,7 

41,2 

43,8 

47,5 

53.6 

51,6 

53.0 

44-5 

48,5 

50,4 

54,7 

65,2 

65,7 

70,6 

66,9 

56.5 

62,3 

53,4 

50,5 

56,4 

62,2 

60,6 

63,0 

58,6 

57,7 

43,9 

42,9 

36,8 

50,3 

45,1 

44,7 

58,1 

44,0 

42,4 

41,0 

44.1 

42,0 

45,3 

47,0 

42,4 

43,6 

3  657  030 

3622455 

3623  077  4  164  506 

4  133094 

4  1.36  021 

23  182  049 

23647  139 

2  968  380 

3  130835  3401  8243718667 

3  775  699 

4  118  348 

18345368 

21  113753 

3  844  979 

3  837  222J4  194  220,4  562  188 

4  553  542  4  611  464 

25  191 245 

25603615 

4  265  634 

4  170  042  4  099  I44'4  588  772 

4667749I4710513 

26  810  965 

26501855 

4  345  860  4  066  6194  318  522  4  766  621 

4  764  213  4  821  727 

28  130  397 

27  083  562 

3  757  75i|3  422  457{3  999  367 

4155377 

4  287  787 

4331  350 

26  366827 

23954089 

4552839 

4  597  624 

4752429 

5  267  662 

5471  724 

5688573 

28  427  464 

30330851 

2  54 


Baumwollab- 
fälle in  Kwan. 


■1903 
1904 
I1905 
1906 

1907 
190S 
1 000 


Januar 

374673 
414  219 

389  707 
455604 

471  361 
492  401 

425  773 


Februar 

305  843 
372  585 
387  042 
481  593 
413  189 
477  352 
479  916 


März 

410978J 

351989! 
426947 

435  911 
500338, 
495  891 
529  968 


April   j^ 

I 
400  060 

338863 
455209 
496  840 

511  148 
502  551 1 
552946 


Mai  -  j 

425966' 

327  4«  I 

469  866 

491  355 
525  148 
447  861 

575  595 


Juni 

477  485 
309  00 1 
447  221 
497  504 
530674 
437  183 
571  764 


Garnahfälle 
in    Kwan 


1903, 
1904 
1905I 
1906 
1907 
i9o8j 
19091 


33478 

29  726 

30  822 
35  154 
41  654 
42767 
38  167 


33  300 

35962 

76858 

27896 

24640 

24  140 

32772 

36427 

37  9«6 

38654 

40697 

40  326 

40791 

45856 

46  081 

43256 

42550 

40  199 

45  '81 

47245 

49  518 

120  161 

22  756 

37  119 
41  126 

43675 
40259 
48  511 


38  406 
22796 
33952 

40  137 

45  '44 

41  535 
48  204 


Kohlenver- 
brauch in 
engl.   Pfund 


1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
190S 
1909 


74  926  890 
75638494 
So  208  569 
91  263  1 18 
100  040  587 
98008375! 
98760032 


75  164  529 
78  669  849 
81  391  134 

95  422  369 

96  448  491 
94987885 

106  617  6S9 


74818307 
64  778  121 
86  108  308  j 
92  196  206 
96  814  004I 
97299254' 
104  534477 


72  51135' 
60  147  628 
83786853 
88  327  679 
91  225  211 
87-474451 
100  772  775 


72  583003 
57  346  509 
82925598' 

85835879 
84503606I 
82  682  295 
95580312' 


69  621  266 
58  61 1  071 

78543  147 
82927485 
84  663  018 
79  164508 
89  222  214 


m; 

i 

1903 

20,34 

20,45 

20,64 

20,45 

19.54 

19,15 

Durchschnitt- 

1904 

17.03 

'7.65 

17,13 

16,72 

'7, '5 

17,13 

licher  Kohlen- 

1905 

18,44 

18,74 

19,75 

21,37 

24,27 

26,11 

preis  in  Yen 

1906 

36,74 

37.16 

37.9' 

32,21 

35.45 

34,24 

pro 

1907 

25,88 

25.78 

25,61 

24,81 

24,94 

24.75 

10  000  engl. 
Pfund 

1908 

25.52 

25.76 

25.75 

25,67 

25,02 

24,88 

1909 

26,00 

25.53 

25,94 

25,20 

24.53 

24,12 

") 

1903 

35948 

34  455 

36  lOI 

34846 

34007 

35000 

1904 

37  140 

36730 

35884 

34986 

34987 

34  690 

= 

Dampf- 
kraft 

1905 

36215 

36298 

37  106 

36861 

37045 

36434 

"r 

1906 

37077 

38401 

38338 

37308 

38372 

38272 

/> 

1907 

40739 

39  5 'o 

39  955 

39405 

40356 

40082 

ü 

1908 

40  989 

40  9 '3 

41038 

40442 

38237 

38409 

0 

1909 

43  211 

44655 

44523 

45  379 

45  439 

45856 

S 

1903 

I  070 

I  050 

1015 

1665 

I  815 

'  155 

rt 

1904 

I  191 

I  191 

I  191 

I  151 

I  III 

I  151 

Wasser  u. 

1905 

I  203 

I  191 

I  220 

I  191 

I  191 

I  181 

i-i 

elektr. 

1906 

1576 

1534 

1534 

'534 

'534 

1534 

5 

Kraft 

1907 

I  934 

1934 

1934 

'934 

'934 

I  934 

1908 

3612 

3  432 

3432 

3432 

3432 

3432 

1909 

3  535 

3  535 

3508 

3519 

3521 

367S 

0) 

1903 

4.070 

4,046 

3.564 

3,626 

3.42S 

3.375 

1904 

4.054 

3.866 

3.811 

3,548 

3.381 

3.338 

Kohlenver- 

'905 

4,054 

4,161 

4,085 

3,882 

3.829 

3,760 

brauch  pro 

1906 

4.756 

4.556 

4,302 

4,101 

3,980 

3,973 

Stunde  und 

1907 

4.647 

4,840 

4,543 

4,366 

4,091 

3.995 

Pferdekraft 

1908 

4.915 

4,958 

4,613 

4,261 

3,917 

3,835 

\ 

.1909 

4,410 

4,140 

4,139 

3,804 

3,585 

3,539 

:55 


Juli 

August  1  Septbr. 

Oktober 

November 

Dezember 

I.  Hälfte 
d.  Jahres 

II.  Hälfte 
d.  Jahres 

440  681 

470336 

485  091 

555523 

600  208 

552889 

2  415  198 

3  140906 

317098 

342  800 

387417 

402  177 

401  175 

405  739 

2  114  068 

2  260  406 

425473 

451  522 

474518 

496  762 

514473 

529  698 

2  576012 

2  892  446 

474  864 

475  104 

472  732 

521  375 

513078 

512027 

2858807 

2  969  180 

508275! 

483316 

512354 

552578 

552834 

533  543 

2951858 

3  142  900 

465  028 

397  886 

452  962 

470995 

476  174 

478  174 

2853239 

2  741  219 

547  793! 

5315401   576566: 

653329^ 

645498 

621  041 

3  155964' 

3  575  767 

35390 

31805    30393, 

34618 

36609 

39219 

348054 

220  749 

21  881 

23  726 

26416 

29  240 

29  601 

31  306 

151  864 

162  170 

31  721 

31825 

36  206 

38521 

40042 

39  280 

209  008 

"7  595 

36404 

36454    32260 

42  110 

44766 

46027 

236094 

238021 

41493 

38870;    42335 

44509' 

47  082 

47704 

263  201 

261993 

36875 

33  797    39229 

40  222 

40447 

41  552 

250  566 

232095 

42  188 

55248I    55248 

50394 

53  136 

56  3S4 

276826 

302  216 

55  061  621 

65829  334,65  310  871 

71  894971 

75596884 

79771  261 

457717773 

436  383  849 

57  171  677 

60  064  103  65  071  428 

70  123  860 

76  130556 

81  571  448 

395  191  672 

410  133072 

77912253 

77  348  559  81  013  214 

85  143  703 

88929  106 

92  466  630 

492  963  609 

502813485 

78897717 

8062275979443315 

87092933 

93761.344 

98  247  799 

535972736 

518  066067 

80436  701 

79  369  115  79  597  875 

87685286 

92  040  152 

100  914  780 

553694917 

520043909 

75308288 

7239363479505740 

83737888 

89384841 

96905975 

542  216  768 

497  236  366 

Q0056  226 

89  021  527  84  205  063 

loi  506  932 

112  137  521 

107  145742 

596487  399I  584073011 

18,90 

18,24 

18,08 

17,70 

17.56 

17,64 

19,94*) 

17,92») 

17,26 

16,74 

16.54 

16,77 

16,52 

16,71 

17,14 

16,76 

28,37 

29,16 

30,98 

35,17 

36,79 

37.79 

21,48 

33.04 

31.52 

28,56 

28,04 

26,66 

26,38 

25.98 

35,62 

27,86 

24,70 

24.25 

24.38 

24,52 

25,16 

25.63 

25.30 

24.77 

24,61 

24,75 

25.19 

25.08 

26,32 

26,14 

25,43 

25,35 

24,19 

23.04 

24,26 

24,58 

24,92 

24,48 

25,22 

24,58 

34  343 

34780 

34876 

34  103 

35889 

36240 

364402) 

33  638 2) 

33722 

33  753 

33909 

35012 

35  555 

36439 

35736 

34  733 

37548 

36355 

36628 

37  129 

57827 

37946 

36  660 

37239 

37600 

37521 

37630 

38799 

39  200 

39  979 

37  949 

28455 

38  500 

38025 

38632 

39485 

39859 

39917 

40  008 

39070 

37590 

37  444 

38443 

38994 

38981 

38981 

40  005 

40341 

44  906 

45  324 

46456 

48423 

53447 

50568 

44844 

48  020 

I  188 

I  147 

'   I  151 

I  147 

I  147 

I  151 

1335') 

I  181  2j 

I  151 

I  151 

I  151 

I  155 

I  150 

I  171 

I  164 

I  155 

I  191 

I  226 

I  526 

I  526 

1555 

I  534 

I  196 

I  426 

I  534 

I  534 

1863 

I  863 

1863 

1854 

I  541 

I  752 

1934 

I  899     I  899 

1799 

I  899 

1899 

I  934 

I  882 

3432 

3433 

3432 

3432 

3531 

3531 

3  462 

3465 

3509 

3569 

3469 

3465 

3451 

3798 

3  549 

3  544 

3.324 

3.252 

3,261 

3,479 

3,839 

3,871 

3.703 

3.523 

3.343 

3.291 

3,397 

3,604 

3,818 

3.903 

3,666 

3.559 

3.703 

3.842 

3.968 

4.155 

4,369 

4,428 

3,962 

4,078 

3.694 

3.434 

3.951 

4,023 

4,140 

4,621 

4,278 

3.977 

3.893 

3.953 

4,107 

4,285 

4,345 

4,740 

4,414 

4,221 

3.634 

3.560 

3.855 

3,868 

4,053 

4.251 

4,417 

3.870 

3.357 

3.318 

3.385 

3.560 

3,613 

3.829 

3.936 

3,504 

2^f) 


Jalir 

II 

Januar 

Februar 

Mär/ 

April 

Mai 

Juni 

r 

1903 

13789 

14822 

14  431 

14373 

14579 

14  561 

1904 

14098 

'12678 

10747 

10  543 

10  581 

10  598 

..  ,.  ,  1905 

II  722 

II  722 

"954 

12  114 

12337 

12434 

V 

mannlicli  iqo6 

15489 

14544 

14372 

14273 

13280 

II  267 

'C 

1907 

14968 

15  080 

15013 

15346 

14803 

'5  347 

< 

1908 

1667  I 

16  138 

15604 

15  410 

14  506 

14114 

■1909 

15689 

16  051 

15964 

16  580 

16658 

16  831 

^3 

1903 

56  000 

58425 

60942 

61  598 

61  200 

59213 

2 

1I904 

60765 

54985 

46665 

45877 

45826 

45853 

Ü905 

54665 

55213 

57  939 

59798 

58819 

57255 

weiblich  !  1906 

61  715 

63089 

63649 

62999 

57  599 

59721 

1907 

63933 

65455 

65932 

68772 

65053 

64534 

1908 

68592 

66332 

66  053 

64429 

59187 

56241 

1909 

59502 

63189 

65S94 

67823 

66723 

66  009 

q) 

1903 

32,14 

32,03 

31,86 

32,00 

32,18 

32,26 

1904 

33,53 

32,21 

33.41 

33,89 

33,71 

34,00 

1905 

33.65 

33.93 

33,62 

34,18 

34,02 

34,28 

c 

männlich  1906 

36,46 

36,53 

35,91 

35,92 

35,92 

36,20 

u: 

1907 

38,40 

38,10 

37,78 

38,23 

38,70 

38,65 

_c 

1908 

41,19 

41,50 

40,44 

40,85 

40,48 

41,01 

c 

1909 

42,36 

42,50 

42,18 

42,29 

42,47 

42,00 

1903 

20,51 

20,54 

20,57 

20,45 

20,82 

21,27 

.^ 

1904 

20,41 

19,18 

19,96 

20,33 

20,15 

20,55 

u 
^ 

1905 

20,50 

20,82 

20,47 

20,66 

20,47 

21,03 

< 

weiblich  1906 

22,24 

21,73 

22,24 

22,62 

22,68 

23.03 

1907 

23,67 

23,90 

23,96 

24-37 

24,51 

24,39 

1908 

24,95 

24,69 

24,21 

24,34 

24,35 

24.57 

1909 

26,02 

25,92 

25,91 

26,25 

26,72 

26,48 

257 


I.  Hälfte 

II.  Hälfte 

Juli 

August 

Septbr. 

Oktober 

Novbr. 

Dezembr. 

d.    Jahres 

d.  Jahres 

13944 

13960 

14  063 

13970 

13760 

15  516 

"  14959') 

13631") 

10  S60 

II  368 

II  070 

II  570 

II  626 

II  673 

II  541 

II  361 

12608 

12715 

13  321 

13737 

14039 

14114 

12  201 

13422 

14  210 

14016 

14971 

14  691 

14860 

14995 

14368          i 

14624 

15  071 

14929 

15  104 

15243 

15  761 

16  236 

15093 

15391 

14071 

14144 

14  630 

14825 

15064 

15414 

15407 

14691 

16745 

16794 

17  126 

17  542 

17833  ! 

18  304 

16296 

17391 

56645 

58331 

59  121 

60  342 

60291 

60  266 

61  8682) 

568042) 

46  070 

46954 

49074 

32358 

53204  ' 

54  977 

49  999 

50440 

55673 

55  130 

59  473 

61  466 

61  378  1 

66793 

57  282 

59986 

58  670 

57714 

59758 

61  405 

63  672 

65341 

61  462 

61  093 

61  792 

60480 

61254 

63253 

64772 

67245 

65  620 

63133 

53638 

51  898 

54905 

54893 

55945 

57729 

63472 

54835 

64  292 

64679 

65  267 

69969 

71833 

74782 

64857 

68471 

32,23 

32,23 

32,51 

33,21 

33,68 

33,34 

32,28  2) 

32,862) 

33,60 

33,33 

34,11 

33,79 

34,28 

33.63 

33,46 

33,79 

34,55 

34,64 

34,98 

35,10 

35,76 

36,12 

38,95 

35,19 

36,13 

36.29 

37,19 

36,99 

37,44 

37,28 

36,17 

36,89 

38,84 

39,69 

39,68 

41,61 

41,11 

41,02 

38,31 

40,33 

40,85 

40,95 

40,85 

41,10 

41,30 

41,16 

40,91 

41,04 

41,60 

42,36 

43,01 

43,02 

42,62 

43,00 

42,30 

42,62 

21,03 

20,20 

20,71 

20,68 

20,77 

20,86 

20,56  2) 

20,582) 

20,48 

20,23 

20,15 

20,49 

20,98 

30,67 

20,20 

20,50 

20,98 

21,41 

21,61 

22,13 

22,50 

22,35 

20,66 

21,83 

22,76 

22,86 

23,07 

23,53 

23,81 

23,51 

22,42 

23,26 

24,00 

24,55 

24,46 

25,44 

25,36 

25,23 

24,13 

25,00 

24,89 

24,88 

25,13 

25,67 

25,92 

26,1 1 

24,52 

25,43 

26,40 

26,40 

27,20 

27,82 

27,80 

27,50 

26,22 

27,14 
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lo.  Statistischer 


Zahl 

der 

Spind 

elzalil 

Kai 

Hai 

Spinnereien 

N.A.V. 

N.A.R. 

A.E.dJ. 

D,Z.d.U.S. 

N.A.V. 
Yen 

N.A.Reg. 
Yen 

1866 

I 

I 

5456 

? 

I87I 

2 

2 

7456 

? 

1872 

3 

3 

8  204 

? 

1879 

4 

4 

10  204 

? 

? 

1880 

5 

5 

12  204 

} 

? 

I88I 

7 

7 

16  204 

? 

? 

1882 

13 

13 

28  204 

? 

? 

1883 

16 

16 

43704 

? 

? 

1884 

19 

19 

49704 

? 

j 

1885 

22 

22 

59704 

? 

? 

1886 

22 

22 

71  604 

65  420 

> 

1887 

21 

21 

76  604 

70  220 

? 

1888 

24 

24 

116  276 

"3  856 

? 

1889 

28 

28 

2 1 5  000 

215  190 

? 

1890 

30 

30 

277895 

277895 

5 

I89I 

36 

36 

353  980 

353  980 

8715510 

1892 

39 

39 

385314 

403  3 '4 

9  103237 

1893 

40 

40 

381  781 

381  781 

II  271  005 

1894 

45 

45 

530  174 

476  123 

13308030 

1895 

47 

47 

580  945 

518736 

16  392  058 

1896 

61 

61 

757  196 

692  384 

22  860  70J9 

1897 

65 

74 

793  022 

768  328 

36414728 

1898 

74 

77 

926  991 

I  027  817 

42  342  080 

1899 

78 

83 

I  086  721 

I  170  327 

33023317 

1900 

79 

80 

I  267  872 

I  144  027 

35908512 

I90I 

} 

81 

I  295  598 

i  181  762 

34  645  435 

36  690  567 

1902 

} 

80 

I  352  948 

I  301  1 18 

31  659  521 

34459082 

1903 

? 

76 

I  381  306 

I  290  347 

32904716 

34405329 

1904 

? 

74 

I  345  585 

I  306  196 

32  262  230 

34  699  554 

1905 

? 

78 

I  426534 

I  402931 

34331  700 

36991  079 

1906 

> 

83 

I  472253 

I  425  406 

36546350 

40612536 

1907 

118 

83 

I  540452 

I  500579 

52754  126 

55284410 

1908 

125 

86 

I  695  877 

I  403  034 

57  595  385 

52417903 

1909 

134 

I  955812 

— 

64  501  000 

— 

D.Z.d.U.S.  ==  Durchschnittszahl  der  im  täglichen  Gebrauch  befindlichen  Spindeln. 
A.E.d.J.    =   die  Zahl  der  am  Ende  des  Jahres   vorhandenen  Spindeln. 
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Garnproduktion 


N.d.St.d.Verb.j 
Ballen 


N.  d.  Statist,  d.  Reg. 
Kin  i      Kwan 


Garnexport 


N.A.V. 
Ballen 


N.  A.  Reg 
Kin 


Chines.  Geld  Tael    für 
ICO  Yen   in  Shanghai 


Niedr. 


Höchst, 


Durch- 
schnitt 


? 

? 
16  217 
24  124 

33  189 
69  840 
109  207 
151  022 
217  656 
223  706 

303  583 
381  968 
481  348 
532537 
671  359 
757315 
645432 
660  509 
770853 
801738 
695  212 
905  536 
945  165 
983  482 
878570 
I  025  244,5 


4  865  206 
7  281  706 

9  956  894 

20  987  762 

32078675 

48  062  112 

62482  550 

66  667  150 

91  375050 

115231  319 

128  659  281 

163338250 

201  020  243 
269  077  512 

202  622  756 
206973931 
240  368  419 
244504825 
216  058  938 
275  861  612 
288  674  031 
295  767  425 
267  901  637 


778433 

I  165073 

I  593  103 

3358042 

5  132588 

7  689  938 

9  997  208 

10  666  744 

14  620  008 

18  437  OII 

20583485 
26  134  120 
32  163  239 

43  052402 

32  419  641 

33  115  829 

38458947 
39  120772 

34  569430 

44  137858 

46  187  845 

47  322  788 
42  864  262 


31 

io8j 

109 

I  053 

1 1  8oOj 

II  780 

43  294 
140  116 
229  446 
341  162 

208  333 

209  167 
197  481 
307  202 

257  307 
267  383 
367  348 
223  964 
167  842 
258878 


9  337 

32387 

32754 

315993 

353888 

3  532  893 

12974713 

42034775 

68  833  763 

102  360  832 

62  619  660 

62751  795 
59  244  283 
92  160  808 

77  192453 
80  215  088 
80  204  406 
67  942  603 
50353065 


72,64 

73.25 
73,75 
72,50 

73.25 
72,00 
72,88 
87,50 
78,25 
76,03 
75,00 
82,00 
87,58 
94,50 
85,50 

79.75 
72,00 

83,50 
91,28 
88,02 


72,00 
72,00 
71,50 
71,50 

71,25 
71,00 

71,50 
72,13 
76,63 
74,85 
68,77 
69,25 
84,70 

77,75 
72,25 
68,00 
63,75 
65,75 
78,51 
84,63 


72,26 
72,66 

72,77 
71,43 
72,49 
71,55 
72,17 

75,43 
77,63 
75,52 
72,15 
75,63 
86,60 
86,38 
77.90 
74,77 
68,70 

69,47 
84,23 
86,76 


N.A  V.   =   nach  Angabe  des  Verbandes  der  japanischen   Baumwollspinnerei. 
N.A.Reg.   =   nach  Angabe  der  Regierung. 
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